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Die  Reform  der  deutschen  Unfallversicherungs- 
gesetzgebung. 

Von 

Dr.  ernst  lange, 

in  Berlin. 

Die  deutschen  Unfallversicherungsgesetze  datieren  bekanntlich 
aus  den  Jahren  1884  bis  1887.  Eine  erste  Reform  wurde  im  Jahre 
1894  versucht,  scheiterte  aber  vollkommen.  Auch  ein  zweiter  Versuch 
1896  bis  1897  führte  zu  keinem  positiven  Ergebnis.  Der  Regierungs- 
entwurf wurde  jedoch  diesmal  in  einer  Kommission  des  Reichs- 
tags einer  gründlichen  Beratung  unterw'orfcn,  was  für  die  Weiter- 
arbeit den  Vorteil  hatte,  dafs  die  Reichsregierung  die  Auffassung 
der  Reichstagsmehrheit  genau  kennen  lernte.  Dies  setzte  die  Re- 
gierung in  die  Lage,  Anfang  1900  einen  neuen  Entwurf  vorzulegen, 
von  dem  von  vorn  herein  mit  Sicherheit  anzunehmen  war,  dafs  er 
in  der  Hauptsache  die  Zustimmung  des  Reichstags  finden  würde. 
Dies  ist  denn  auch  geschehen,  allerdings  erst  nach  langen  Beratungen 
in  einer  Kommission  und  im  Plenum  des  Reichstags,  die  viele  Ver- 
änderungen des  Entwurfs  und  zwar  zum  Teil  solche  recht  wesent- 
licher Natur  zur  Folge  hatten. 

Das  so  entstandene  neue  Gesetz  hat  insofern  eine  eigenartige 
Form,  als  es  thatsächlich  ein  Bündel  von  5 Gesetzen  bildet.  Es 
führt  die  Bezeichnung:  Gesetz,  betreffend  die  Abänderung 
der  Unfall  Versicherungsgesetze,  und  ist  datiert  vom  30. 
Juni  1900.  Die  bisherigen  einzelnen  Unfallversichcrungsgesetze  er- 
scheinen als  besondere  Anlagen  dieses  Abänderungsgesetzes  wieder  — 
natürlich  auch  in  abgeänderter  Gestalt  — und  zwar  unter  den 
Bezeichnungen: 

t.  Gewerbe-Unfallversicherungsgesetz, 

2.  Unfallversicherungsgesetz  für  Land-  und  Forst- 
wirtschaft, 

Archiv  für  toz.  Ges«Ugebung  u.  Statistik.  XVI.  I 
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Krnst  I.anRe, 


3-  Bau-Unfallversicherungsgesctz, 

4.  See-Unfallversicherungsgesetz. 

Das  Gesetz  über  die  Ausdehnung  der  Unfall-  und  Krankenver- 
sicherung vom  28.  Mai  1885  ist  als  Feinheit  aufgehoben  worden; 
sein  Inhalt  ist  in  das  neue  Gewerbe-Unfallversicherungsgesetz  hinein 
gearbeitet  worden. 

Dazu  tritt  dann  noch,  unabhängig  von  dem  Abänderungsgesetz, 
das  Gesetz,  betreffend  die  Unfallfürsorgc  für  Ge- 
fangene. 

Das  Abänderungsgesetz  ohne  die  Anlagen  wird  häufig  kurz 
und  bezeichnend  Mantelgesctz  genannt  — eine  Bezeichnung, 
die  auch  hier  der  Regel  nach  gebraucht  werden  soll. 

Für  die.se  eigentümliche  äufsere  Gestalt  der  Unfallversicherungs- 
gesetze  ist  die  Ucberlegung  mafsgebend  gewesen,  dafs  gerade  diese 
Gesetzgebung,  wenn  sie  ihre  Zwecke  voll  erreichen  will,  allgemein 
verständlich  sein  mufs.  Da  nun  in  der  Regel  jeder  Unternehmer 
und  jeder  Arbeiter  nur  mit  einem  Gebiete  der  Unfallversicherung 
praktisch  zu  thun  hat,  so  hat  man  in  den  einzelnen  Gesetzen  alles 
das  zusammen  gelassen,  was  für  die.se  Interessenten  von  Bedeutung, 
ist.  Will  sich  also  der  industrielle  Unternehmer  oder  Arbeiter  über 
seine  Rechte  und  Pflichten  unterrichten,  so  braucht  er  nur  das  Ge- 
werbe-Unfallvcrsicherungsgesetz  zur  Hand  zu  nehmen,  ebenso  der 
-Sceinteressent  nur  das  See-Unfallversicherung.sgesetz  u.  s.  w.  ln 
das  Mantelgesetz  sind  nur  solche  sich  auf  das  ganze  Gebiet  der  Un- 
fallversicherung beziehende  Bestimmungen  aufgenommen , die  die 
au.sführenden  Organe  angehen,  den  einzelnen  Unternehmer  oder 
Versicherten  aber  nicht  direkt  berühren.  Die  praktischen  Vorzüge 
dieser  Anordnung  sind  nicht  zu  bestreiten ; das  theoretische  Studium 
der  Gesetzgebung  aber  wird  dadurch  wesentlich  erschwert.  Die 
fortwährende  Wiederholung  derselben  Bestimmungen  ermüdet  nicht 
nur  und  erregt  nicht  nur  Unlust,  sondern  vergröfsert  auch  die  Ge- 
fahr, dafs  man  unter  dem  vielen  Gleichartigen  gerade  die  Unter- 
schiede in  den  einzelnen  Gesetzen  übersieht.  Auch  ist  dadurch  die 
.Ausdehnung  des  ganzen  Gesetzgebung.swerks  so  grofs  geworden, 
dafs  wir  uns  den  .Abdruck  der  Gesetze  im  .Archiv  versagen  müssen. 

Im  folgenden  soll  nun  versucht  werden,  die  wichtigsten  Aen- 
ilerungcn  gegen  die  bisherige  Gesetzgebung  darzustellen  und 
kritisch  zu  würdigen  — insbesondere  mit  Rücksicht  auf  die  zu  er- 
strebende Weiterentwicklung.  Ein  Eingehen  auf  alle  die  zahl- 
reichen kleineren  Neuerungen,  die  die  neuen  Gesetze  bringen,  ver- 
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bietet  nicht  nur  der  hier  zur  V^erfligung  stehende  Raum,  sondern 
vor  allem  auch  die  Art  des  Interesses,  das  wir  bei  den  Lesern  des 
Archiv's  voraussetzen.  V\'ir  meinen,  dieses  konzentriert  sich  auf  die 
Frage,  welche  Stellung  die  jetzt  vollendete  Reform  der  Unfallver- 
sichcrungsgesetzgebung  in  der  grofsen  modernen  Bewegung  ein- 
nimmt, die  die  Hebung  der  wirtschaftlichen  und  gesellschaftlichen 
Ijtge  der  Massen  zum  Ziel  hat.  Die  Arbeiterversicherung  überhaupt 
ist  also  hier  als  ein  Teil  der  mannigfachen  diesen  Zwecken  dienen- 
den öffentlichen  Einrichtungen  zu  betrachten  und  die  Unfallver- 
sicherung in  Sonderheit  wiederum  als  Stück  der  gesamten  Arbeiter- 
versicherung. Nach  zwei  Richtungen  hin  haben  wir  somit  haupt- 
sächlich die  neue  Gesetzgebung  zu  verfolgen : 

1.  in  wieweit  die  Fürsorge  für  die  von  Unfällen  Betroffenen 
an  sich  vergröfsert  und  vervollkommnet  worden  ist,  sowohl 
was  den  Kreis  der  versicherten  Personen  betrifft,  als  auch 
das  Mafs  der  Fürsorge  für  den  einzelnen  Versicherten, 

2.  in  wieweit  durch  organisatorische  Fortschritte  eine  Verein- 
fachung und  ein  vollkommeneres  Ineinandergreifen  der 
Arbeiterv’ersicherungs-  und  der  gesamten  sozialpolitischen 
Gesetzgebung  erreicht  oder  der  Weiterentwicklung  in  diesem 
Sinne  vorgearbeitet  ist. 


I.  Ausdehnung  der  Unfallversicherung. 

Der  Kreis  der  von  der  Unfallversicherung  erfafsten  Personen 
ist  nur  wenig  vergröfsert  worden.  Es  bleibt  dabei,  dafs  sich  die 
drei  Versicherungszweige  — Kranken-,  Unfall-  und  Invalidenver- 
sicherung — auf  wesentlich  verschiedene  Personenkreise  erstrecken. 
So  unbestreitbar  es  auch  ist,  dafs  die  Personen,  die  die  eine  dieser 
Versicherungen  nötig  haben , auch  der  andern  bedürfen,  so  bringt 
doch  die  Reform  der  Unfallversicherung  in  dieser  Beziehung  so  gut 
wie  keine  Verbesserung  des  Be.stehenden.  Man  hat  sich  damit  be- 
gnügt, hier  einige  sich  innerhalb  der  Unfallversicherung  selbst 
zeigende  klaffende  Lücken  auszufüllen,  so  dafs  in  die  Versicherung 
nur  neu  einljezogen  sind : 

1.  die  gewerblichen  Brauereien, 

2.  die  Schlossereien  und  Schmieden, 

3.  das  Fensterputzergewerbe, 

4.  das  Fleischereigewerbe, 

5.  die  gewerbsmäfsigen  Lagereibetriebe, 


soweit  sie  nicht 
schon  versichert 
waren. 
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6.  die  bisher  nicht  versicherten  Teile  der  Gewerbebetriebe,  die 
sich  auf  Bauarbeiten  erstrecken  (Tischlereien,  Klempnereien, 
Glasereien  u.  s.  w.),  so  dafs  jetzt  in  solchen  Betrieben  die 
Arbeiter  auch  dann  versichert  sind,  wenn  sie  nicht  gerade 
bei  Arbeiten  für  Bauten  beschäftigt  sind, 

7.  die  Lagerungs- , Holzlallungs-  oder  der  Beförderung  von 
Personen  oder  Gütern  dienenden  Betriebe,  wenn  sie  mit 
einem  Handelsgewerbe  verbunden  sind,  dessen  Inhaber  im 
Handelsregister  eingetragen  steht, 

8.  die  See-  und  Küstenfischerei  und  der  Kleinbetrieb  der  See- 
schiffahrt, d.  h.  die  Seeschiffahrt  mit  Segelfahrzcugen  von 
nicht  mehr  als  50  cbm  Brutto-Raumgehalt, 

9.  Personen , die  ohne  zur  Schiffsbesatzung  zu  gehören,  auf 
deutschen  Seefahrzeugen  in  inländischen  Häfen  beschäftigt 
werden,  soweit  sie  nicht  bereits  versichert  waren. 

Aufserdem  wird  jetzt  die  tierische  Kraft  der  elementaren 
Kraft  gleichgestellt,  so  dafs  auch  alle  Betriebe,  in  denen  durch  tierische 
Kraft  bewegte  Triebwerke  (Göpel)  nicht  nur  vorübergehend  zur 
Anwendung  kommen,  der  V^ersicherung  unterliegen. 

Der  Zeitpunkt,  von  dem  ab  die  Versicherung  für  die.se  der 
Gesetzgebung  neu  unterstellten  Bctricb.szweige  in  Kraft  tritt,  wird 
mit  Zustimmung  des  Bundesrats  durch  Kaiserliche  V'crordnung  fest- 
gesetzt. 

Auf  Betriebsbeamte,  denen  Werkmeister  und  Techniker  gleich- 
gestellt werden , erstreckt  sich  die  Versicherung  jetzt , wenn  ihr 
jahresarbeitsverdienst  an  Lohn  oder  Gehalt  3CCXJ  Mk.  nicht  über- 
steigt, statt  bisher  2000  Mk. 

Die  versicherten  Personen  sind  auch  bei  häuslichen  und  aiuiern 
Diensten  versichert,  zu  denen  sie  neben  der  Bc.schäftigung  im  Be- 
triebe von  ihren  .Arbeitgebern  oder  von  deren  Beauftragten  heran- 
gezogen werden  — eine  Bestimmung,  die  da,  wo  Betriebsunter- 
nehmer mehreren  Berufsgenossen.schaften  angehören,  zu  mancherlei 
Zweifeln  und  Streitigkeiten  führen  wird. 

Auf  die  Betriebsunternehmer  erstreckt  sich  nach  wie  vor  <lcr 
gesetzliche  Versicherungszwang  nicht.  Line  .Ausnahme  machen  nur 
solche  Unternehmer  der  unter  Ziffer  8 genannten  Schifiährts-  und 
Fischereibetriebc,  die  zur  Besatzung  des  Lahrzeugs  gehören  und 
bei  dem  Betriebe  regelmäfsig  keinen  oder  nicht  mehr  als  2 Lohn- 
arbeiter beschäftigen.  Das  (iesetz  hat  mit  Recht  angenommen, 
dafs  für  diese  kleinen  Unternehmer  die  Unfallversicherung  so  wichtig 
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ist,  dafs  ihre  obligatorische  Einführung  nicht  dem  Statut  überlassen 
bleiben  dürfe. 

Hiermit  ist  die  Erweiterung  der  gesetz mäfsigen  Zwangs- 
versicherung erschöpft.  Durch  statutarische  Bestimmung  konnte 
die  Versicherungspflicht  bisher  bekanntlich  ausgedehnt  werden : auf 
Betriebsbeamte  mit  einem  jahresarbeitsverdienst  von  mehr  als 
2000  Mk.,  auf  land-  und  forstwirtschaftliche  Betriebsunternehmer, 
deren  Jahresarbeitsverdienst  2000  Mk.  nicht  überstieg,  und  auf  Bau- 
gewerbetreibende,  die  nicht  regelmäfsig  wenigstens  einen  Lohnar- 
beiter beschäftigten.  Für  den  statutarischen  Versicherungszwang 
kommen  nun  jetzt  naturgemäfs  nur  noch  die  Betriebsbeamten  mit 
einem  Jahresarbeitsverdienst  von  mehr  als  3000  Mk.  in  Frage;  da- 
gegen ist  diese  V'ersicherungsart  im  übrigen  beträchtlich  ausgedehnt 
worden  und  zwar 

1.  auf  Unternehmer,  deren  Betriebe  unter  das  Gewerbe-, 
das  land-  und  forstwirtschaftliche  und  das  Bau-Unfallver- 
sicherungsgesetz fallen , wenn  ihr  Jahresarbeitsverdienst 
3000  Mk.  nicht  übersteigt,  oder  wenn  sic  nicht  regelmäfsig 
mehr  als  2 Lohnarbeiter  beschäftigen, 

2.  auf  Rheder,  die  selbst  zur  Besatzung  des  Seefahrzeugs  ge- 
hören, wenn  diese  aufser  ihnen  nicht  regelmäfsig  mehr  als 
2 Personen  umfafst, 

3.  auf  Hausgewerbetreibende  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl 
der  von  ihnen  beschäftigten  Lohnarbeiter  und  zwar  auch 
dann,  wenn  sic  die  Roh-  und  Hülfsstofie  selbst  beschaffen. 

Interessant  ist  hier,  dafs  die  Hausgewerbetreibenden  im  § 5 
Abs.  I Z.  b des  Gewerbe-Unfallversicherungsgesetzes  bezeichnet 
werden  als  „solche  Unternehmer  eines  in  den  §§  i und  2 bezeich- 
neten  Betriebes,  welche  in  eigenen  Betriebsstätten  im  .Auftrag  und 
für  Rechnung  anderer  Gewerbetreibenden  mit  der  Herstellung  odei 
Bearbeitung  gewerblicher  Erzeugnisse  beschäftigt  werden",  also  kurz 
als  Unternehmer,  die  für  Rechnung  Andrer  beschäftigt  werden. 
Diese  Definition  ist  dem  Kr.ankenvcrsichcrungsgcsetz  (§  2 Abs.  1 Z.  4) 
und  dem  Invalidcnversicherungsgesctz  (§  2 .Abs.  i Z.  2)  nachge- 
bildet; in  diesen  Gesetzen  werden  die  Hausgewerbetreibenden  jedoch 
„selbständige  Gewerbetreibende“  genannt,  während  das  Unfallver- 
sicherungsgesetz  von  „Unternehmern"  spricht.  Durch  diese  scheinbar 
unwesentliche  Abweichung  gerät  die  Definition  des  Unfall  versicherungs- 
ge.setzes  in  einen  merkwürdigen  Widerspruch  zu  § 28  .Abs.  3 des- 
selben Gesetzes,  wo  es  heifst:  ,,.-\ls  Unternehmer  gilt  rlerjenige,  für 
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dessen  Rechnung  der  Betrieb  erfolgt" ; denn  wenn  der  Hausindustrielle 
fiir  Rechnung  eines  Andren  thätig  ist,  so  ist  hiernach  ofifenbar  nicht 
er,  sondern  der  Andre  Unternehmer  des  Betriebs.  Im  § 30  Abs.  3 
sind  die  „Andren“  denn  auch  folgerichtig  direkt  als  die  „Arbeit- 
geber" (ein  Begriff,  den,  beiläufig  bemerkt,  das  alte  Unfallversichcrungs- 
gesetz  gar  nicht  gekannt  hat)  der  Hausgewerbetreibenden  bezeichnet. 
Thatsächlich  erscheinen  sonach  die  Hausgewerbetreibenden  als 
Personen,  die  für  dieselbe  gewerbliche  Thätigkeit  zugleich  Unter- 
nehmer und  Arbeiter  sind.  Das  scheint  ein  begriftlicher  Wider- 
sinn ; die  Reichstagskommission , der  diese  Flickarbeit  zu  danken 
ist,  mufs  jedoch  darüber  anders  gedacht  haben , und  die  Zukunft 
wird  lehren,  wie  sich  die  Gesetze.sauslegung  damit  abfindet. 

Ausgedehnt  worden  ist  auch  das  Recht  auf  freiwillige  Ver- 
sicherung, nämlich  ganz  allgemein  auf  alle  soeben  unter 
Ziffer  I genannten  Betriebsunternehmer.  Durch  Statut  kann  diese 
Berechtigung  auch  noch  auf  Unternehmer  mit  einem  höheren  Jahres- 
arbeitsverdienst als  3CXX>  Mk.  erstreckt  werden.  Aufserdem  kann 
für  das  ganze  Gebiet  der  Unfallversicherung  durch  Statut  bestimmt 
werden,  dafs  und  unter  welchen  Bedingungen  versichert  werden 
können 

1.  im  Betriebe  beschäftigte,  aber  kraft  der  Gesetze  nicht  ver- 
sicherte Personen  durch  den  Betriebsunternehmer, 

2.  nicht  im  Betriebe  beschäftigte,  aber  die  Betriebsstätte  be- 
suchende Oller  dort  \erkehrende  Personen  durch  den  Be- 
trieb-sunternehmer  oder  den  Vorstand  der  Berufsgenossen- 
schaft, 

3.  Organe  und  Beamte  der  Berufsgeno.ssenschaft  ilurch  deren 
V'orstand. 

Als  Anknüpfungspunkt  für  eine  künftige  internationale  Ausge- 
staltung des  Unfallversicherungsrcchts  ist  noch  v'on  Interesse,  dafs 
der  Rcich.skanzler  ermächtigt  wird,  mit  den  Regierungen  solcher 
Staaten , die  eine  den  deutschen  Hinrichtungen  ähnliche  Unfallver- 
sicherung durchgeführt  h.aben,  im  F'alle  der  Gegenseitigkeit  Ab- 
kommen zu  .schliefsen,  durch  die 

1.  Betriebe  im  Inlande,  die  Bestandteile  ausländischer  Betriebe 
darstcllen,  von  der  deutschen  Versicherung  befreit, 

2.  Betriebe  im  Auslande,  die  Bestandteile  versicherungspflichtiger 
inländischer  Betriebe  darsteilen,  der  deutschen  Versicherung 
unterworfen  werden. 
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2.  Art  und  Höhe  der  Unfallentschädigungen. 

Kntschädigungsansprüche  stehen  wie  bisher  allen  Versicherten 
zu,  die  Unfälle  beim  Betriebe  erleiden.  Ausgeschlossen  war  nach 
den  alten  Gesetzen  nur,  wer  den  Unfall  vorsätzlich  lierbeigeflihrt 
hatte.  Jetzt  kann  der  Anspruch  auch  ganz  oder  teilweise  abgelehnt 
werden,  wenn  der  Verletzte  den  Unfall  bei  Begehung  eines  durch 
strafrechtliches  Urteil  festgestellten  Verbrechens  oder  vorsätzlichen 
Vergehens  erlitten  hat.  Die  Rente  kann  alsdann,  sofern  der  Ver- 
letzte im  Inlande  wohnende  Angehörige  hat,  die  im  Falle  seines 
Todes  .Anspruch  auf  Rente  haben  würden,  diesen  ganz  oder  teilweise 
überwiesen  werden.  Diese  Bestimmung  entspricht  im  wesentlichen  der 
des§  1 7 des  Invalidenversicherungsgesetzes.  Formell  ist  hiermit  also  für 
beide  Versicherungsgebiete  nahezu  gleiches  Recht  geschaffen,  materiell 
aber  wohl  kaum;  denn  da  die  Unfallentschädigungen  von  der  Unter- 
nehmerorganisation, der  Berufsgenossenschaft,  die  die  Kosten  allein 
aufzubringen  hat,  festgesetzt  werden,  so  tragen  alle  dem  Belieben  der 
festsetzenden  Stelle  überlassenen  Entschädigungen  bei  der  Unfall- 
versicherung einen  ganz  andren  Charakter  als  bei  der  Invaliditäts- 
versicherung, wo  die  direkte  Intere.ssenbeteiligung  der  feststellenden 
Organe  wegfällt. 

Die  Wartezeit  von  13  Wochen  ist  bestehen  geblieben  — in 
erster  Linie  deshalb,  weil  ihre  Aufhebung  oder  wesentliche  Ein- 
schränkung tief  greifende  organisatorische  .-Xenderungen  erfordert 
hätte,  da  die  örtlichen  Organe  zur  .Ausübung  der  Fürsorge  für  alle 
die  X'erunglückten , deren  Verletzungen  nach  kurzer  Zeit  wieder 
geheilt  sind,  zur  Zeit  den  Berufsgenossenschaften  fehlen.  Dagegen 
ist  die  viel  beklagte  Lücke  zwischen  der  Fürsorge  rler  Krankenkasse 
und  der  Berufsgenossenschaft,  die  dann  entsteht,  wenn  das  Heil- 
verfahren vor  Ablauf  der  ersten  13  Wochen  abgeschlo.ssen,  die  volle 
Erwerbsfähigkeit  aber  noch  nicht  wieder  erreicht  ist,  nunmehr  aus- 
gefiillt.  Kommt  in  solchen  Fällen  der  Anspruch  auf  Krankengeld 
in  Wegfall  und  dauert  die  Beschränkung  der  Ervverbsfahigkeit  noch 
ülrer  die  dreizehnte  Woche  hinaus  an,  so  hat  die  Berufsgenossen- 
schaft schon  von  dem  Tage  an  die  Unfallrente  zu  gewähren,  an 
dem  der  .Anspruch  auf  Krankengeld  weggefallcn  ist.  Durch  Statut 
kann  aufserdem  noch  bestimmt  werden,  dafs  die  Rente  auch  dann 
zu  gewähren  ist,  wenn  die  Beschränkung  der  Erwerbsfahigkeit  vor- 
au.ssichtlich  schon  vor  Ablauf  der  dreizehnten  Woche  nach  dem 
Unfälle  gehoben  sein  wird.  Thatsächlich  werden  kaum  viele  Statuten 


Digitized  by  Google 


8 


Ernit  Lanjjc, 


durch  eine  derartige  Bestimmung  bereichert  werden.  Ueberhaupt 
ist  der  praktische  Wert  dieser  Vorschriften  für  die  Versicherten 
zweifellos  sehr  überschätzt  worden.  Sicher  ist  dagegen,  dafs  hier 
eine  reiche  Quelle  unangenehmer  Streitigkeiten  und  vielen  .■\ergers 
für  alle  beteiligten  Stellen  erschlossen  ist.  Vielleicht  giebt  indefs 
gerade  dies  den  Anstofs,  ernstlich  nach  einer  besseren  Gestaltung 
des  Grenzgebiets  zwischen  Unfall-  und  Krankenversicherung  zu 
streben,  was  schliefelich  zu  einer  Vervollkommnung  der  Organi- 
sation und  somit  zu  einem  wirklich  ins  Gewicht  fallenden  Fort- 
schritt führen  müfste. 

Was  die  zu  gewährenden  Entschädigungen  selbst  anbelangt, 
so  ist  auch  hier  in  der  Hauptsache  alles  beim  alten  geblieben. 
Immerhin  sind  einzelne  kleine  Verbesserungen  zu  Gunsten  der  Ver- 
sicherten erreicht  worden. 

Schon  in  der  Umschreibung,  die  der  früher  gebrauchte  Aus- 
druck „Kosten  des  Heilverfahrens“  jetzt  erfahren  hat,  liegt  eine 
solche  Verbesserung.  Es  soll  gewährt  werden;  „freie  ärztliche  Be- 
handlung, Arznei  und  sonstige  Heilmittel  sowie  die  zur  Sicherung 
des  Erfolges  des  Heilverfahrens  und  zur  Erleichterung  der  Folgen 
der  Verletzung  erforderlichen  Hülfsmittel  (Krücken,  Stützapparate 
und  dergleichen).“  Nach  den  alten  Gesetzen  waren  bekanntlich  die 
Berufsgenossenschaften  zur  Lieferung  von  Krücken,  Stelzfüfsen  u.  s.  w. 
nicht  v’cr pflichtet,  wenn  sich  wohl  auch  kaum  eine  Berufsge- 
nossenschaft schon  im  eigenen  Interesse  dem  entzogen  hat,  solche 
Hülfsmittel  wenigstens  im  notdürftigsten  Umfange  thatsächlich  zu 
gewähren. 

Die  Rente  beträgt  wie  bisher  bei  völliger  Eirwerbsunfähigkeit 
66-j  Proz.  des  Jahre.sarbeitsverdienstes  des  Verletzten  (Vollrente) 
und  bei  Beschränkung  der  Pirwerbsfähigkeit  (oder  wie  das  Gesetz 
sich  un.schön  ausdrückt ; „im  Falle  teilweiser  Eirwerbsunfähigkeit“) 
einen  Teil  der  Vollrente,  der  dem  Mafse  der  Einbufse  an  Erwerbs- 
lahigkeit  entspricht  (Teilrente).  Ist  aber  der  Verletzte  infolge  des 
Unfalls  derart  hülflos  geworden,  dafs  er  ohne  fremde  Wartung  und 
Hülfe  nicht  bestehen  kann,  so  ist  für  die  Dauer  dieser  I lülflosigkeit 
die  Rente  bis  zum  vollen  Betrag  des  Jahresarbeitsverdien.stes  zu  er- 
höhen. .\ufserdem  hat  der  Genossenschaftsvorstand  das  Recht,  eine 
Teilrente  bis  zum  Betrage  der  Vollrcntc  vorübergehend  zu  erhöhen, 
solange  der  Verletzte  aus  Anlafs  des  Unfalls  thatsächlich  und  un- 
verschuldet arbeitslos  ist.  Eäne  grofse  praktische  Bedeutung  wird 
die  letzte  Bestimmung  nicht  haben,  ln  einer  Reihe  von  Berufsge- 
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nossenschaften  ist  schon  unter  dem  früheren  Gesetz  vielfach  nach 
dieser  Richtung  sehr  liberal  verfahren  worden,  und  ob  diejenigen 
Berufsgenossenschaften , die  bislang  eine  strengere  Praxis  verfolgt 
haben , nunmehr  auf  Grund  des  neuen  (iesetzes  davon  abgehen 
werden,  scheint  doch  recht  fraglich.  Trotzdem  i.st  es  wertvoll, 
dafs  dem  humaneren  Verfahren  jetzt  eine  unzweideutige  gesetzliche 
Grundlage  gegeben  ist.  Dasselbe  gilt  von  der  Bestimmung,  dafs 
solchen  Verletzten,  die  schon  zur  Zeit  des  Unfalls  völlig  erw'erbs- 
unfahig  waren  und  infolgedessen  nur  auf  freies  Heilverfahren 
.Anspruch  haben,  eine  Rente  bis  zur  Hälfte  der  Vollrente  gewährt 
werden  kann,  wenn  sie  durch  den  Unfall  derart  hülflos  werden,  dafs 
sie  ohne  fremde  Hülfe  und  Pflege  nicht  bestehen  können. 

Bedeutender  ist  die  Erhöhung  des  Schadensersatzes  im  Falle 
der  Tötung. 

Das  Sterbegeld  wird  jetzt  auch  nach  dem  Gewerbe-Unfallver- 
sicherungsgesetz so  berechnet  wie  bislang  schon  nach  dem  land- 
end forstwirtschaftlichen-  und  zum  Teil  dem  .See-Unfallversicherungs- 
gesetz. nämlich  als  derfünfzehnte  Teil  des  Jahresarbeitsverdienstes, 
wobei  der  Mindestbetrag  allgemein  von  30  auf  50  Mk.  erhöht  ist. 

Die  Rente  der  Witwe  eines  Getöteten  beträgt  unverändert 
20  Proz.  des  Jahresarbeitsverdienstes,  die  jedes  hinterbliebenen  Kindes 
unter  1 5 Jahren  erhöht  sich  jedoch  von  1 5 Proz.  auf  20  Proz. 
Ebenso  werden  die  Kinder  einer  allein  stehenden  weiblichen  Person, 
die  infolge  eines  Unfalls  stirbt,  bedacht,  sowie  auch  der  Witwer 
und  die  Kinder  einer  verheirateten  Verunglückten,  wenn  der  Lebens- 
unterhalt der  Familie  wegen  Eirwerbsunfähigkeit  des  Mannes  ganz 
oder  überwiegend  durch  die  Frau  bestritten  worden  war. 

Bedürftige  .Aszendenten  — oder  nach  der  vom  neuen  Gesetz  an- 
genommenen Bezeichnung  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  „Verwandte 
der  aufsteigenden  Linie“  — hatten  früher  nur  Anspruch  auf  Renten- 
unterstützung, wenn  der  Verstorbene  ihr  „einziger  Ernährer“  gewesen 
war,  jetzt,  etwas  weiter  gehend,  „falls  ihr  Lebensunterhalt  ganz  oder  über- 
wiegend durch  den  Verstorbenen  bestritten  worden  war.“  Die  Rente 
selbst  beläuft  sich  nach  wie  vor  auf  zusammen  20  Proz.  des  Jahres- 
arbeitsverdienstes. 

Ganz  neu  i.st,  dafs  jetzt  auch  bedürftigen  elternlosen  Enkeln  des 
Verstorbenen  eine  Rente  von  zusammen  20  Proz.  des  Jahresarbeits- 
verdienstes bis  zur  X'ollendung  ihres  fünfzehnten  Lebensjahres  zu- 
steht, falls  ihr  Lebensunterhalt  ganz  oder  überwiegend  von  dem 
Verstorbenen  bestritten  worden  war. 
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Die  Renten  der  Hinterbliebenen  dürfen  wiederum  ins^jesamt 
6o  Proz.  des  Jahresarbeitsverdienstes  des  X'erstorbenen  nicht  über- 
schreiten. Ergiebt  sich  ein  höherer  Betrag,  so  werden  die  Renten 
der  Hliegatten  und  Kinder  gleichmhfsig  gekürzt;  X’erwandte  der 
aufsteigenden  Linie  Itaben  einen  Anspruch  nur  insoweit,  als  der 
Höchstbetrag  der  Renten  nicht  für  Ehegatten  oder  Kinder  in  An- 
spruch genommen  wird,  Enkel  nur  insoweit,  als  dies  nicht  durch 
Ehegatten,  Kinder  und  .Aszendenten  geschieht.  Bei  .Aszendenten 
verschiedenen  Grades  wird  die  Rente  den  Eltern  \or  den  Grofs- 
eltern  gewährt. 

Die  Witwe  erhält  im  Ealle  der  W'iederverheiratung  stets  öo  Proz. 
des  Jahresarbeitsverdienstes  als  .Abfindung. 

Ueber  die  gesetzlich  vorgeschricbene  P’ürsorge  hinausgehen 
kann  die  Berufegenos.senschaft  jetzt  in  zwei  Fällen.  Sic  ist  befugt, 

1.  Witwen,  deren  Ehe  erst  nach  dem  Unfall  geschlossen  worden 
war,  die  also  keinen  Entschädigungsanspruch  haben,  in  be- 
sonderen Fällen  doch  eine  Witwenrente  zu  gewähren; 

2.  Kindern  einer  infolge  eines  Unfalls  verstorbenen  Ehefrau 
die  Rente  zu  gewähren,  wenn  sich  der  Ehemann  der  X'er- 
storbenen ohne  gc.setzlichen  (irund  von  der  häuslichen  Ge- 
meinschaft ferngehalten  und  der  Pflicht  zur  Unterhaltung  der 
Kinder  entzogen  hat. 

.Auch  hier  gilt  das  vorher  Gesagte,  dafs  diese  Befugnisse  einen 
weit  höheren  XX'ert  haben  würden,  wenn  sic  nicht  von  den  Berufs- 
genossenschaften,  .sondern  von  unabhängigen  Organen,  die  über  den 
Parteien  ständen,  auszuüben  wären. 

Wie  bisher  haben  die  Hinterbliebenen  eines  .Au.sländers,  die 
zur  Zeit  des  Unfalls  nicht  im  Inland  ihren  gewöhnlichen  .Aufenthalt 
hatten,  keinen  .Anspruch  auf  Rente.  Durch  Beschlufs  des  Bundes- 
rats k.ann  jetloch  jetzt  diese  Bestimmung  für  bestimmte  Grenz- 
gebiete sowie  für  die  .Angehörigen  solcher  auswärtiger  Staaten, 
durch  deren  (iesetzgebung  eine  entsprechende  Fürsorge  für  die 
I linterbliebenen  getöteter  Deutscher  gewährleistet  ist,  aufser  Kraft 
gesetzt  werden. 

Die  X'oraussetzungen,  unter  denen  die  Berufsgenossenschaft 
einen  X'crlctztcn  einer  Heilan.stalt  überweisen  kann,  sind  mit  .An- 
lehnung an  den  XVortlaut  des  «ä  7 des  Kranken versichcrung.sgesetzes 
etwas  geändert  worden.  Im  allgemeinen  bedarf  cs  bei  X’erletzten, 
die  verheiratet  sind  oder  eine  eigene  Haushaltung  haben  oder  Mit- 
glieder der  Haushaltung  ihrer  I'amilie  .sind,  deren  Zustimmung. 
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Diese  kann  jedoch  fehlen,  wenn  die  Art  der  X^erletzung  Anforde- 
rungen an  die  Behandlung  oder  V'erpflegung  stellt,  denen  in  der 
Familie  nicht  genügt  werden  kann,  oder  wenn  der  für  den  Aufent- 
haltsort des  X'erletzten  amtlich  bestellte  Arzt  bezeugt,  dafs  Zustand 
oder  Verhalten  des  Verletzten  eine  fortgesetzte  Beobachtung  er- 
fordert. Alleinstehende  Verletzte  können  auch  weiterhin  in  allen 
Fällen  dazu  gezwungen  werden,  sich  in  eine  Heilanstalt  zu  begeben. 
Ist  ein  Verletzter  aber  einmal  auf  V’eranla.ssung  der  Berufsgenossen- 
schaft oder  auch  einer  Krankenkas.se  in  einer  Heilanstalt  unter- 
gebracht, so  darf  er  während  des  Heilverfahrens  nur  mit  seiner 
Zustimmung  in  eine  andere  Heilanstalt  überführt  werden.  Diese 
Zustimmung  kann  durch  die  untere  Verwaltungsbehörde  des  .Auf- 
enthaltsorts ergänzt  werden.  Zu  erwähnen  i.st  hier  noch,  dafs  die 
Berufsgenossenschaften  jetzt  die  Befugnis  erhalten  haben,  entweder 
allgemein  auf  Grund  statutarischer  Bestimmung  oder  ohne  solche 
im  Falle  der  Bedürftigkeit  dem  in  einer  Heilanstalt  untergebrachten 
Verletzten  sowie  seinen  Angehörigen  eine  besondere  Unterstützung 
zu  gewähren. 

Das  schon  bestehende  Recht  der  Berufsgenossenschaften,  die 
Rentenempfänger  unter  Umständen  einem  neuen  Heilverfahren  zu 
unterwerfen,  i.st  in  den  neuen  Gesetzen  besonders  geregelt  worden. 
Die  Voraussetzung  der  Wiedereröffnung  des  1 leilverfahrens  ist,  dafs 
„liegründete  .Annahme"  vorhanden  ist,  dafs  der  Rentenempfänger 
d.adurch  eine  Erhöhung  .seiner  Erwerbsfähigkeit  erlangen  werde. 
Dem  Verletzten  kann , wenn  er  sich  den  Anordnungen  der  Be- 
rulsgenossenschaft  ohne  triftigen  Grund  widersetzt,  die  Rente  eine 
Zeit  lang  — nicht  auf  die  Dauer  — ganz  oder  teilweise  versagt 
werden,  „sofern  er  auf  diese  folge  hingewiesen  worden  ist  und 
nachgewiesen  wird , dafs  durch  sein  Verhalten  die  Erwerbsfähigkeit 
ungünstig  beeinflufet  wird."  Diese  Regelung  entspricht  also  genau 
der  des  47  .Abs.  2 des  Invaliilenversicherungsgesetze.s. 

.Auch  die  Bestimmungen  des  § 25  des  Invalidenversichcrungs- 
gesetzes  über  die  .Aufnahme  von  Rentenempfängern  in  ein  Invaliden- 
haus sind  jetzt  in  die  Unfallversicherungsgesetze  übergegangen  — 
mit  der  einen  Aenderung,  dafs  es  für  die  Berufsgenossenschaften  nicht 
erst  einer  .statutarischen  Bestimmung  bcilarf. 

Land-  und  forstwirtschaftlichen  .Arbeiter,  die  ihren  Lohn 
herkömmlich  ganz  oder  zum  Teil  in  Form  von  Natural- 
leistungen beziehen , sowie  deren  1 linterbliebenen  und  .Ange- 
hörigen konnte  bisher  auf  Grund  statutarischer  Bestimmung 
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nach  Verhältnis  auch  die  Rente  in  dieser  Form  gewährt  werden. 
Jetzt  ist  eine  derartige  Mafsnahmc  ziemlich  erschwert,  vor  allem  an 
die  Zustimmung  des  Berechtigten  gebunden,  auch  nur  noch  bis  zu 
zwei  Dritteln  des  Betrages  der  Rente  zulässig.  Dagegen  ist  solchen 
in  land-  oder  forstwirtschaftlichen  Betrieben  beschäftigten  Personen, 
denen  wegen  gewohnheitsmäfsiger  Trunksucht  nach  Anordnung  der 
zuständigen  Behörde  geistige  (jetränke  in  öffentlichen  Schankstätten 
nicht  verabfolgt  werden  dürfen,  die  Rente  in  der  Gemeinde,  für 
deren  Bezirk  die  Anordnung  getroffen  worden  ist,  in  jedem  Falle 
teilweise  oder  ihrem  vollem  Betrage  nach  in  Naturalien  zu  gewähren. 
Die  Leistung  der  Naturalien  liegt  alsdann  dem  Kommunalvcrband 
ob,  der  dafür  .Anspruch  auf  einen  entsprechenden  Teil  der  Rente 
oder  auch  auf  die  ganze  Rente  hat,  während  der  etwaige  Rest  der 
Rente  auf  die  Fhefrau,  die  Kinder  oder  die  Eltern  des  Berechtigten 
übergeht.  Wenn  diese  Vorschriften  auch  in  gewissen  vereinzelten 
Fällen  angebracht  sein  mögen,  so  bleibt  es  doch  seltsam,  dafs  sie 
gerade  nur  für  die  land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter  nötig  sein 
sollen.  Das  Invalidenversicherungsgesetz  enthält  im  § 24  dieselben 
Vorschriften  ohne  Beschränkung  auf  eine  bestimmte  Gruppe  von 
V^ersicherten. 

Was  im  übrigen  die  Uebertragbarkeit  der  Entschädigungsan- 
sprüche an  Dritte  anbelangt,  so  ist  nur  nach  einer  Richtung  hin 
eine  wesentliche  Aenderung  eingetreten.  Unterstützungen,  die 
Kranken-,  Sterbe-,  Invaliden-  und  andere  Unterstützungskassen,  Ge- 
meinden und  .^rmenverbände  Verletzten  sowie  deren  .Angehörigen 
oder  Hinterbliebenen  zu  gewähren  verpflichtet  waren,  wurden  bis- 
her von  den  Berufsgenos.senschaften  nur  dann  aus  den  Unfallent- 
schädigungen ersetzt,  wenn  diese  für  den  Zeitraum,  in  dem  die 
Unterstützung  der  Kasse  u.  s.  w.  gewährt  war,  noch  nicht  gezahlt 
worden  waren.  Nach  dem  neuen  Gesetz  sind  die  Berufsgenossen- 
schaften verpflichtet,  durch  Ueberweisung  aus  den  laufenden  Renten 
Ersatz  zu  leisten.  In  der  Regel  kann  jedoch  von  den  Kassen  u.  s.  w. 
(zu  denen  auch  die  Invalidenversicherungsanstaltcn  gehören)  höch- 
stens die  Hälfte  der  Rente,  und  zwar  bei  vorübergehenden  Unter- 
stützungen nur  3 Monatsraten,  in  Anspruch  genommen  werden. 
Eine  Ausnahme  macht  der  F'all,  wenn  die  Unterstützung  in  der 
fortlaufenden  Gewährung  des  Unterhalts  in  einer  Anstalt  besteht, 
dann  kann  auf  die  volle  Rente  Beschlag  gelegt  werden.  Der  Ersatz- 
anspruch für  vorübergehende  Aufwendungen  geht  verloren,  wenn  er 
nicht  .spätestens  binnen  3 Monaten  seit  Beendigung  der  Unter- 
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Stützung  bei  der  Berufsgenossenschaft  geltend  gemacht  wird.  Diese 
Vorschriften  treten  erst  am  i.  Januar  1902  in  Kraft. 

.\usgezahlt  werden  die  Renten  nach  wie  vor  durch  tlie  Post  und 
zwar  die  gröfseren  weiterhin  in  monatlichen  Raten,  solche,  deren 
Jahresbetrag  sich  aber  nur  auf  60  Mk.  oder  weniger  beläuft,  in 
vierteljährlichen  Raten,  es  sei  denn,  dafs  im  voraus  anzunehmen  ist, 
die  Rente  werde  vor  Ablauf  eines  V^ierteljahrs  wieder  fortfallen. 
Im  Einverständnis  mit  dem  Entschädigungsbercchtigten  kann  die 
Berufsgenossenschaft  auch  anordnen,  dafs  die  Zahlung  in  längeren 
Zeitabschnitten  geschieht. 

Wenig  praktische  Bedeutung  hat  die  Vorschrift  des  neuen  Ge- 
setzes, dafe,  wenn  das  Recht  auf  die  Rente  im  Laufe  eines  Monats, 
für  den  die  Rente  schon  voll  gezahlt  ist,  wegfällt,  von  der  Rück- 
forderung des  zuviel  gezahlten  Rentenbetrages  abzusehen  ist;  denn 
ihatsächlich  ist  wohl  auch  bisher  schon  durchweg  so  verfahren 
worden.  Dasselbe  gilt  von  der  Bestimmung,  dafs  eine  Minderung, 
fciinstellung  oder  .Aufhebung  der  Rente  künftig  erst  mit  Ablauf  des 
Monats  in  Wirksamkeit  treten  soll,  in  dem  der  die  Veränderung 
aussprechende  Bescheid  zugestellt  worden  ist.  Falls  die  Rente  in 
längeren  Zeitabschnitten  gezahlt  wird,  kann  die  Berufsgenossenschaft 
auf  die  Rückforderung  des  zu  viel  gezahlten  Betrages  verzichten. 
Ebenso  ist  die  Berufsgenossenschaft  berechtigt,  auf  die  Rückforderung 
von  Plntschädigungen  zu  verzichten,  die  vor  der  rechtskräftigen  Ent- 
scheidung über  einen  Anspruch  im  Instanzcnzuge  vorläufig  gezahlt 
werden  mufsten.  Stirbt  ein  Rentenempfänger  an  den  Folgen  seines 
Unfalls  im  Laufe  eines  Monat,s,  für  den  er  bereits  die  Rente  erhoben 
hat,  so  haben  seine  etwaigen  rentenberechtigten  Hinterbliebenen  für 
den  Rest  des  Monats  Anspruch  auf  die  höchste  der  beiden  kon- 
kurrierenden Renten. 

Sehr  verschieden  ist  es  beurteilt  worden,  dafs  das  neue  Gesetz 
den  Berufsgeno-ssenschaften  die  Befugnis  giebt,  unter  gewissen  Be- 
dingungen die  Entschädigungsberechtigten  für  kleine  Renten  — i 5 
und  weniger  Prozent  der  Vollrente  — durch  Kapitalzahlung  abzu 
finden.  Meines  Erachtens  wird  jedoch  jeder  genaue  Kenner  der 
Versicherungspra.xis  hier  dem  Gesetzgeber  zustimmen  müssen.  Gar 
oft  ist  für  den  .Arbeiter,  der  durch  den  Unfall  vielleicht  .seine  Arbeits- 
stelle verloren  hat,  ein  kleines  Kapital  unvergleichlich  wertvoller  als 
eine  unbedeutende  monatliche  oder  vierteljährliche  Rente,  die  wirt- 
schaftlich kaum  ins  Gewicht  fällt.  Jedenfalls  ist  der  Wunsch  nach 
Kapitalabfindung  unter  den  Unfallrentenempfängern  weit  verbreitet 
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und  sicherlich  in  sehr  vielen  Fällen  wohl  berechtigt.  Es  kann  da- 
her nur  mit  Freude  begrüfst  werden,  dafs  dem  jetzt  entgegen- 
gekommen wird,  zumal  hinreichend  dafür  gesorgt  ist,  dafs  dabei  die 
wirklichen  Interessen  des  Verletzten  gewahrt  bleiben.  Die  Ab- 
findung darf  nur  auf  Antrag  des  Verletzten  erfolgen , und  zwar  erst 
nachdem  die  untere  Verwaltungsbehörde  gehört  und  der  V'er- 
letzte  ausdrücklich  darauf  hingewiesen  worden  ist,  dafs  er  nach  der 
Abfindung  keinerlei  Ans])ruch  auf  Rente  mehr  habe,  auch  nicht, 
wenn  sich  sein  Zustand  wieder  verschlechtern  sollte.  Gegen  den 
Bescheid,  durch  den  die  Kapitalabfindung  festgesetzt  wird,  ist  die 
Berufung  an  das  Schiedsgericht  zulässig,  die  in  diesem  F'alle  auf- 
schiebende Wirkung  hat;  bis  zur  Verkündung  der  Entscheidung 
steht  es  dem  Verletzten  frei,  seinen  Antrag  zurückzuziehen,  die  Ent- 
scheidung des  Schiedsgerichts  ist  aber  dann  endgültig. 

Auch  Ausländer,  die  dauernd  ihren  Wohnsitz  im  Deutschen 
Reich  aufgeben,  können  jetzt  nur  noch  auf  ihren  .Antrag  abge- 
funden werden,  wobei  zugleich  die  Höhe  der  .Abfindung  für  das 
ganze  Gebiet  der  Unfallversicherung  auf  den  dreifachen  Betrag  der 
Jahresrente  festgesetzt  ist.  Ihre  Ergänzung  findet  diese  Bestimmung 
darin,  dafs  das  Recht  eines  Ausländers  auf  die  Rente  ruht,  so  lange 
er  nicht  im  Inland  seinen  gewöhnlichen  Aufenthalt  hat.  Wie  bei 
der  Entschädigung  der  Hinterbliebenen  von  Ausländern  kann  auch 
hier  der  Bundesrat  beschliefsen , dafs  diese  Vorschriften  für  be- 
stimmte Grenzgebiete  oder  für  solche  auswärtige  Staaten  aufser 
Kraft  gesetzt  werden,  durch  deren  Gesetzgebung  deutschen  durch 
einen  Betriebsunfall  verletzten.Arbeitern  eine  entsprechende  Fürsorge 
gewährleistet  ist.  Von  der  gleichen  Befugnis  des  § 48  Abs.  1 
Z.  4 des  Invalidcnversicherungsgesetzcs  hat  der  Bundesrat  für  weite 
ausländische  Grenzbezirke  Gebrauch  gemacht;  es  ist  zu  erwarten, 
dafs  in  diesen  Bezirken  sofort  die  Unfallrentenempfänger  den  Invaliden- 
und  Altersrentcnempfängern  gleichgestellt  werden. 

Ein  Ruhen  der  Rente  kannte  bislang  nur  das  Bau-  und  das 
See-Unfallversicherungsgesetz.  Jetzt  finden  sich  in  allen  Unfallver- 
sichcrungsgesetzen  gleichmäfsige  Bestimmungen  hierüber,  abgesehen 
von  gewissen  .Abweichungen  im  See-Unfallversicherungsgcsetze,  die 
durch  die  Eigentümlichkeit  der  Verhältnisse  in  der  Seeschiffahrt 
bedingt  sind.  So  gilt  vor  allem  für  Seeleute  die  soeben  besprochene 
Regel  über  das  Ruhen  der  Rente  von  .Ausländern  nicht,  vielmehr 
ist  bei  den  Seeleuten  ein  Unterschied  zwischen  .Ausländern  und 
Inländern  nicht  gemacht.  Bei  den  inländischen  und  ausländischen 
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Seeleuten  und  den  den  übrigen  Unfallversicherungsgesetzen  unter- 
liegenden Inländern  ruht  aber  die  Rente, 

1.  solange  der  Berechtigte  eine  länger  als  einen  Monat  dauernde 
Freiheitsstrafe  verbüfst  oder  solange  er  in  einem  Arbeitshaus 
oder  einer  Besserungsanstalt  untergebracht  ist, 

2.  solange  sich  der  Berechtigte  im  Auslände  aufhält  und  es 
unterläfst,  der  Berufsgenossenschaft  seinen  Aufenthalt  mit- 
zuteilen. 

Hat  in  den  Fällen  der  Ziffer  i der  Rentenberechtigte  im  In- 
lande wohnende  .Angehörige,  die  bei  seinem  Tode  .Anspruch  auf 
Rente  hätten,  so  ist  diesen  die  Rente  bis  zur  Höhe  dieses  Anspruchs 
zu  überweisen.  Dies  stimmt  nicht  genau  mit  der  unbestimmteren 
Fassung  des  § 48  .Abs.  2 des  Invalidenversicherung.sge.sctzes 
überein,  wonach  der  im  Inlande  wohnenden  Familie,  deren  Unter- 
halt der  Berechtigte  bestritten  hat,  die  Rente  zusteht.  Ueber  die 
Mitteilung  des  .Aufenthaltsorts,  die  von  dem  im  Au.slande  wohnenden 
Rentenempfänger  zu  machen  ist,  hat  das  Reichs- Versicherungsamt 
nähere  Vorschriften  zu  erlassen  „und  darin  anzuordnen,  dafs  der 
Rentenberechtigte  sich  von  Zeit  zu  Zeit  bei  einem  deutschen  Konsul 
persönlich  vorzustellcn  hat."  Gemeint  ist  mit  dieser  wunderlich 
klingenden  V'orschrift,  dafs  das  Reichs- Versicherungsamt  bestimmen 
soll,  in  welchen  Zeitabschnitten  die  Vorstellung  zu  geschehen  habe. 
Für  den  Bereich  des  See-Unfallversicherungsgesetzes  hat  das  Reichs- 
Vcrsichcrungsamt  nur  die  Vorschriften  entsprechender  .Art,  die  die 
Berufsgenossenschaft  zu  erlas,scn  befugt  i.st,  zu  genehmigen.  Hat 
der  Berechtigte  nachweislich  ohne  sein  Verschulden  der  Vorstellungs- 
pflicht nicht  genügen  können,  so  lebt  insoweit  sein  Recht  auf  die 
Rente  wieder  auf. 

Schliefslich  kommen  hier  noch  die  Vorschriften  über  die  Er- 
mittelung und  die  .Anrechnungsfähigkeit  des  Jahresarbeitsverdienstes 
inbetracht.  Bei  den  nach  dem  Gewerbe-Unfallversicherungsgesetz 
Versicherten  wird  nun  wie  bisher  der  Jahresarbeitsverdienst  ermittelt, 
den  der  Verletzte  in  dem  letzten  Jahre  vor  dem  Unfälle  in  dem 
Betriebe,  in  dem  er  verunglückt  ist,  an  Lohn  oder  Gehalt  erzielt  hat. 
•Als  Lohn  oder  Gehalt  gelten  auch  alle  sonstigen  Bezüge,  die  dem  V'er- 
sicherten,  wenn  auch  nur  gewohnheitsmäfsig,  gewährt  werdcit  und 
ganz  oder  teilweise  an  Stelle  des  Gehalts  otler  Lohnes  treten.  Der 
Wert  der  Naturalbezüge  wird  nach  Ortsdurchschnittspreisen  in  .An- 
satz gebracht,  die  von  der  unteren  X'erwaltungsbehörde  festgesetzt 
werden.  Während  jedoch  früher  der  4 Mk.  für  den  Tag  über- 
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steigende  Betrag  nur  zu  einem  Drittel  in  Anrechnung  kam.  wird 
jetzt  nur  der  1 500  Mk.  jährlich  übersteigende  Betrag  in  dieser 
Weise  gekürzt.  Bei  Personen,  die  keinen  oder  einen  geringeren 
Lohn  als  den  ortsüblichen  Tagelohn  gewöhnlicher  erwachsener 
Tagearbeiter  verdienen,  gilt  der  Regel  nach  wie  bisher  das  Drei- 
hundertfache dieses  ortsüblichen  Tagelohns  als  Jahresarbeitsverdienst. 
War  eine  solche  Person  aber  bereits  vor  dem  Unfälle  teilweise  er- 
werbsunfähig , so  wird  im  Falle  der  Verletzung  (nicht  auch  der 
Tötung)  nur  derjenige  Teil  des  ortsüblichen  Tagelohns  der  Ent- 
schädigung zu  Grunde  gelegt,  der  dem  Mafse  der  bisherigen  Erwerbs- 
unfähigkeit des  Vorletzten  entspricht.  Wird  ein  L'nfallrentenempfänger 
durch  einen  neuen  L'nfall  getötet,  so  wird  seinem  letzten  Jahresarbeits- 
verdienst die  Rente,  die  er  daneben  bezogen  hat,  bis  zur  Höhe  des 
der  früheren  Rentenfeststellung  zu  Grunde  gelegten  Jahresarbeits- 
verdienstes hinzugerechnet. 

Bedeutend  besser  gestellt  werden  durch  das  neue  See-Unfall- 
versicherungsgesetz die  zur  Schiffsbesatzung  gehörigen  Personen, 
denn  für  sie  gilt  als  jahrcsarbeitsverdienst  jetzt  das  Elffache  — 
früher  nur  das  Neunfache  — der  vom  Reichskanzler  festgesetzten 
durchschnittlichen  Monatsheuer  unter  Hinzurechnung  von  zwei 
Fünfteln  des  für  Vollmatrosen  geltenden  Durchschnittssatzes  als 
Geldwert  der  auf  Seekihrzeugen  gewährten  Beköstigung.  In  den 
neu  versicherten  Kleinbetrieben  der  Seeschiffahrt  und  der  See-  und 
Küstenfischerei  gilt  das  Dreihundertfache  des  ortsüblichen  Tagelohns 
gewöhnlicher  Tagcarbeiter  als  Jahresarbeitsverdienst.  F'ür  alle  anderen 
nach  dem  See-Unfallversicherungsgesetz  versicherten  Personen,  ein- 
schliefslich  der  in  Schlepper-  und  Leichterbetrieben  beschäftigten, 
wird  der  individuelle  Jahresarbeitsverdienst  in  derselben  Weise  be- 
rechnet wie  nach  dem  Gcwerbe-Unfallversicherungsgesetz.  Nur  die 
jugendlichen  Arbeiter  stehen  unter  Um.ständen  etwas  ungünstiger 
da,  denn  für  sie  gilt,  wenn  sie  keinen  oder  geringen  Verdienst  er- 
zielen, bis  zur  Vollendung  des  sechszehnten  Lebensjahres  nur  das 
Dreihundertfache  des  ortsüblichen  fagelohns  jugendlicher  Per- 
-sonen  als  Jahresarbcit.sverdienst;  erst  mit  Beginn  des  siebzehnten 
Lebensjahres  wird  ihre  Rente  auf  den  nach  dem  ortsüblichen  Tage- 
lohn  Erwachsener  sich  ergebenden  Betrag  erhöht.  Ebenso  wird 
für  Seeleute  die  Rente  von  der  Vollendung  des  siebzehnten  Lebens- 
jahres an  nach  den  für  Leichtmatrosen,  von  der  Vollendung  des 
neunzehnten  Leben.sjahres  an  nach  den  für  Vollmatrosen  geltenden 
Durchschnittsbetrage  der  Lohnsätze  neu  festgesetzt,  wenn  sie 
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zunächst  nach  einem  geringeren  Durchschnittsbetrage  berechnet 
war.  Für  alle  V^erletztenrenten,  die  nach  durchschnittlichen  Lohn- 
sätzen berechnet  werden,  gilt  auch  hier  die  Regel,  dafs  bei  Per- 
sonen, die  schon  vor  dem  Unfälle  teilweise  erwerbsunfähig  waren, 
nur  der  Teil  des  Durchschnittsbetrages  zu  Grunde  zu  legen  ist,  der 
dem  Mafse  der  bisherigen  Erwerbsfahigkeit  entspricht. 

Diese  Vorschrift , ebenso  wie  die  über  die  Entschädigung 
jugendlicher  Personen,  ist  auch  nach  dem  Unfallversicherungsgesetz 
für  I^nd-  und  Forstwirtschaft  mafsgebend.  Als  Jahresarbeits- 
verdien.st  gilt  bei  den  land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeitern  im 
engeren  Sinne  nach  wie  vor  der  von  der  höheren  V'^erwaltungs- 
behörde  festgesetzte  durchschnittliche  Jahresarbeitsverdienst  solcher 
.\rbeiter.  Die  höhere  Verwaltungsbehörde,  die  früher  nur  die  Ge- 
meinde anzuhören  brauchte,  mufs  aber  jetzt  die  untere  Verwaltungs- 
behörde hinzuziehen,  und  diese  hat  ihrerseits  vor  Abgabe  ihres  Gut- 
achtens eine  entsprechende  Anzahl  .Sachverständiger  aus  dem  Kreise 
der  .Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  zu  hören.  Die  Chancen  einer 
wirklich  zutreffenden  .Abschätzung  der  Durchschnittslöhne  sind  da- 
mit cinigermafsen  erhöht.  Dieser  Durchschnittsarbeitsverdienst  galt 
bisher  für  alle  .Arbeiter,  die  auf  Grund  des  land-  und  forstwirt- 
schaftlichen Unfallversicherungsgesetzcs  versichert  waren;  der  indi- 
viduelle Verdienst  im  letzten  Jahre  vor  dem  Unfälle  wurde  nur  bei 
den  Hetriebsbeamten  der  Entscliädigungsberechnung  zu  Grunde  ge- 
legt. Hier  ist  nun  jetzt  insofern  Wandel  geschaffen,  als  den  Be- 
triebsbeamten und  somit  den  gewerblichen  Arbeitern  in  dieser  Hin- 
sicht alle  Personen  gleich  gestellt  werden,  die  zum  Unterschiede 
von  den  gewöhnlichen  land-  oder  forstwirtschaftlichen  .Arbeitern 
eine  technische  Fertigkeiten  erfordernde  besondere  Stellung  einnelimen, 
z.  B.  Förster,  Gärtner,  Gärtnereigehilfen,  gewerbliche  Facharbeiter, 
wie  Brenner,  Maschinenführer,  Heizer,  Müller,  Ziegler,  Stellmacher, 
Schmiede  u.  a.  Hervorgerufen  worden  ist  diese  Neuordnung  da- 
durch, dafe  die  Grenze  zwischen  Industrie  und  Landwirtschaft  durch 
die  neuen  Gesetze  verschoben  ist  und  eine  grofse  Anzahl  gewerb- 
licher Nebenbetriebe  der  I^ndwirtschaft,  die  früher  den  gewerb- 
lichen Berufsgenossenschaften  angehörten , nunmehr  den  landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaften  zuerteilt  worden  sind.  Damit  nun 
die  .Arbeiter  dieser  Betriebe  nicht  schlechter  stehen , als  sie  unter 
dem  alten  Unfallversicherungsgesetz  gestanden  haben,  sollen  künftig 
auch  von  den  landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften  ihren  Ent- 
schädigungen die  individuellen  Löhne  zu  Grunde  gelegt  werden  — 
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eine  Vergiinstigunfj,  die  nun  zugleich  wieder  andern  Arbeitern  ähn- 
licher Art  zu  gute  kommt.  Die  praktische  Ausführung  dieser  Be- 
stimmung wird  recht  schwierig  sein ; sie  bedarf  noch  der  statu- 
tarischen Regelung,  und  bis  dahin  bleiben  auch  diese  bevorzugten 
Personen  den  sonstigen  land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeitern 
gleichgestellt.  Zu  den  nach  den  neuen  Gesetzen  erforderlichen 
Aenderungen  der  Statuten  haben  die  Berufsgenossenschaften  bis 
zum  I.  Januar  1902  Zeit;  es  bleibt  also  eine  Lücke,  die  zu  manchen 
Härten  fuhren  wird.  Davon  abgesehen,  haben  wir  es  Jedoch  hier 
mit  einem  sehr  beachtenswerten  Fortschritt  zu  thun,  der  in  seinen 
Konsequenzen  wahrscheinlich  mit  der  Zeit  dazu  führen  wird,  dafs 
alle  land-  und  forstwirtschaftlichen  .Arbeiter  den  gewerblichen  gleich- 
gestellt werden ; denn  es  ist  in  der  That  nicht  einzusehen,  weshalb  z.  B. 
ein  Pferdeknecht,  Viehfüttcrer,  Schnitter  ungünstiger  bei  der  Ent- 
schädigungsfestsetzung gestellt  werden  soll  als  ein  auf  demselben 
Gute  arbeitender  Gärtner,  Brenner,  Maurer  u.  s.  w.  Indessen  diese 
Erörterungen  führen  uns  bereits  auf  das  Gebiet  des  nächsten 
Kapitels,  das  die  organisatorischen  Neuerungen  behandeln  soll. 


3.  Organisation. 

Aus  dem  Vorhergegangenen  wird  sich  .schon  zur  Genüge  er- 
geben haben,  dafs  die  berufsgenossenschaftliche  Organisation  in  den 
neuen  Gesetzen  durchaus  erhalten  bleibt.  Die  Berufsgenossen- 
schaften  sollen  nach  wie  vor  in  ihrem  Bezirk  alle  Unternehmer  der 
(iewerbezweige,  für  die  sie  errichtet  sind,  umhussen  und  verwalten 
ihre  .Angelegenheiten  im  Rahmen  der  Gesetze  selbständig.  Die  Ver- 
sicherten kommen  dabei  nicht  zu  Wort,  haben  aber  auch  an  den 
Lasten  der  V^ersicherung  rlirekt  nicht  mit  zu  tragen  — selbst- 
verständlich aber  indirekt  nach  der  Lehre  von  der  Lieber- 
wälzung  wirt.schaftlicher  Disten  von  den  Schultern  der  wirtschaft- 
lich Stärkeren  auf  tlie  der  wirtschaftlich  Schwächeren.  Die  Bei- 
behaltung dieser  Organisation  ist  der  Hauptgrund,  weshalb  die 
jetzige  Reform  nicht  gründlicher  ausgefallen  ist,  vor  allem  weshalb 
die  .Ausdehnung  der  V^ersicherung  auf  weitere  .Arlreiterkreisc  so  be- 
schränkt geblieben  ist.  Denn  die  berufsgenossen.schaftlichc  Organi- 
sation ist  der  industriellen  Grofsindustrie  auf  den  Leib  geschnitten 
untl  legt  der  .Ausdehnung  der  V'ersichcrung  auf  die  grofse  .Menge 
der  1 landwerks-  und  gewerblichen  Kleinbetriebe  unüberschreitb.are 
Hitulernis.se  in  den  Weg.  Dem  scheint  zu  widersprechen,  dafs  doch 
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die  I^ndwirtschaft  mit  allen  ihren  kleinen  Betrieben  der  Unfall- 
versicherung unterliegt.  Indessen  hier  handelt  es  sich  thatsäch- 
lich  nur  um  einen  Schein.  Die  landwirtschaftlichen  Berufsgenossen- 
schaften sind  ihrer  ganzen  Organisation  und  Verwaltung  nach 
gar  keine  Berufsgenossenschaften  im  Sinne  der  gewerblichen  Un- 
fallversicherung, ja,  es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dafs  die  Unfall- 
versicherungsanstalten für  die  Land-  und  Forstwirtschaft  den  Namen 
Berufsgenossenschaften  nicht  erhalten  hätten,  wenn  man  diesen  nicht 
in  dem  älteren  industriellen  Unfallversicherungsgesetz  schon  vor- 
gefunden hätte.  Dazu  kommt,  dafs  die  Uand-  und  Forstwirtschaft 
den  Grund  und  Boden  zum  Gegenstand  ihrer  Thätigkeit  hat  und 
daher  gleichsam  ein  kontinuierliches  Ganzes  bildet,  das  nur  in  sehr 
verschieden  grofse  Einzelwirtschaften  zerfällt.  Mag  sich  daher 
auch  die  V'erwaltung  der  landwirtschaftlichen  Berufsgeno.ssen.schaften 
für  diese  Betriebe  aller  Gröfsenklassen  gleichmäfsig  bewährt 
haben,  so  folgt  daraus  keineswegs,  dafs  die  berufsgenos.senschaftliche 
Organisation  auch  für  alle  die  kleinen  Gewerbe-  und  Mandwerk-s- 
betriebe  pafst,  die  von  einander  vollkommen  getrennte  Einheiten 
bilden  und  die  vielfach  an  kaum  nennenswerte  oder  überhaupt  keine 
dinglich  fafsbaren  Objekte  (Gebäude,  Inventar  u.  s.  w.)  gebunden 
sind.  Was  aber  dabei  herauskommt,  wenn  man  Kleingewerbe  und 
Handwerk  einer  anders  gearteten  Organisation  unterwerfen  will,  die 
neben  der  berufsgenossenschaftlichen  Organisation  für  die  Industrie 
im  engeren  Sinne  hergeht,  das  ist  noch  aus  dem  kläglich  ge- 
scheiterten Versuch  der  Reichsregierung  vom  Jahre  1894 in  guter 
Erinnerung.  .Mle  späteren  Versuche , die  Unfallversicherung  auf 
eine  breitere  Grundlage  zu  stellen,  werden  sicher  demselben  .Schick- 
sal verfallen,  wenn  man  sich  nicht  dazu  entschliefst,  allgemein  (viel- 
leicht mit  gewissen  Ausnahmen,  die  durch  besondere  \'erhältnis.se 
bedingt  sind,  wie  z.  B.  beim  Bergbau  und  der  Seeschiffahrt)  an 
Stelle  der  bcrufsgenossenschaftlichcn  die  territoriale  Organisation  zu 
setzen.  In  berufsgenossenschaftlichen  Intercssenkreisen  fühlt  man 
das  auch  sehr  deutlich;  bei  jeder  Gelegenheit  kommt  die  Sorge  um 
die  „Erhaltung  des  berufsgenossenschaftlichen  Prinzips"  zum  .Aus- 
druck, und  immer  wieder  hält  man  es  für  nötig,  das  Löblich  dieses 
Prinzips  zu  singen.  Ist  es  nun  diesen  Kreisen,  die  einstweilen  noch 
die  Regierung  auf  ihrer  Seite  haben,  auch  diesmal  noch  geglückt. 


*)  Zu  vgl.  meine  Abhandlung:  Lrweiterung  und  Reform  der  deutschen  l’nfalU 
vcrsicherungsgcsetzgcbung.  Hd.  VII  dieses  Archivs  S.  4*0 — 429. 
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die  Grundlagfen  der  berufsgenossenschaftlichen  Organisation  un- 
versehrt zu  erhalten,  so  ist  doch  immerhin  das  Bollwerk  an  einigen 
Punkten  bereits  so  geschwächt  worden,  dafs  diese  als  Ausgangs- 
punkte für  die  Weiterarbeit  dienen  können. 

Die  bereits  erwähnte  Verlegung  der  Grenze  zwischen  Industrie 
und  Landwirtschaft  ist  zwar  in  gewissem  Sinne  eine  Vervollkomm- 
nung der  berufsgenossenschaftlichen  Organisation,  denn  den  land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften  wird  erst  jetzt  gegeben,  was 
ihnen  der  wirtschaftlichen  Sachlage  nach  gehört,  und  die  in  Mit- 
leidenschaft gezogenen  gewerblichen  Berufsgenossenschaften  werden 
dadurch,  dafs  sie  nunmehr  den  Ballast  der  kleinen  zerstreuten  länd- 
lichen Betriebe  ahstofsen  können,  nach  jeder  Richtung  hin  aktions- 
fähiger. Aber  auf  der  anderen  Seite  bleiben  diese  gewerblichen  Be- 
rufsgenossenschaften keine  eigentlichen  Bcrufsgcnosscnschaften  mehr, 
da  sie  nur  noch  eine  beschränkte  Zahl  der  Gewerbebetriebe,  für  die 
sie  errichtet  sind,  umfa.ssen,  und  werden  ferner  die  landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften  nun  ganz  zu  territorialen  Unfallversichcrungs- 
anstalten,  denen  Betriebe  verschiedenster  .Art  angchören  — die 
allerdings  alle  in  \'erbindung  mit  land-  oder  forstwirtschaftlichen  Be- 
trieben stehen.  Die  landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften  werden 
jedenfalls  auf  diese  Weise  dazu  gezwungen,  Einrichtungen  zu 
treffen  (.Aufstellung  von  Gefahrentarifen  u.  s.  w.),  durch  die  den 
allgemeinen  territorialen  Anstalten  der  Zukunft  schon  einigermafsen 
vorgearbeitet  wird,  l’ebrigens  hängt  der  praktische  Erfolg  der 
Neugestaltung  nach  der  Form,  die  der  Gedanke  im  Gesetz  erhalten 
hat,  sehr  wc.sentlich  von  der  Stellung  ab,  die  das  Reichs- Ver- 
sicherungsamt dazu  einnehmen  wird.  Es  sollen  nämlich  dem  Un- 
fallvcrsicherungsgcsetz  für  Land  und  Forstwirtschaft  (g  i Abs.  2 
u.  3)  unterstellt  werden  „solche  Unternehmungen,  welche  der  Unter- 
nehmer eines  land-  oder  forstwirtschaftlichen  Betriebs  neben  seiner 
Land-  oder  F'orstwirtschaft,  aber  in  wirtschaftlicher  .Abhängigkeit 
von  derselben  betreibt.“  Insbesondere  sind  hierzu  solche  Betriebe 
zu  rechnen,  die  „ausschliefslich  oder  vorzugsweise  bestimmt  sind 

I.  zur  weiteren  Bearbeitung  oder  Verarbeitung  von  Erzeug- 
nissen der  Land-  oder  Forstwirtschaft  des  Unternehmers, 

2.  oder  zur  Befriedigung  von  Bedürfnissen  seiner  Land-  oder 

Forstwirtschaft, 

3.  oder  zur  Gewinnung  oder  Verarbeitung  von  Bodenbestand- 
teilen seines  Grundstücks." 
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Davon  ausgenommen  sind  aber 

1.  Bergwerke,  Salinen,  Aufbercitungsanstalten,  Werften,  Bau- 
höfe, Hüttenwerke  sowie  Betriebe,  in  denen  Explosivstoffe 
oder  explodierende  Gegenstände  gewerbsmäfsig  erzeugt 
werden, 

2.  Betriebe,  die  nach  näherer  Bestimmung  des  Reichs-Ver- 
sichcrungsamts  wegen  ihres  erheblichen  Umfangs  oder 
wegen  besonderer  maschineller  Einrichtungen  oder  wegen 
der  Zahl  der  verwendeten  gewerblichen  Arbeiter  den  unter 
das  Gewerbc-Unfallversicherungsgesetz  fallenden  Fabriken 
zuzurechnen  sind. 

Das  Reichs-Versicherungsamt  hat  es  hiernach  in  der  Hand, 
den  Umfang  der  Ueberweisungen  von  den  gewerblichen  an  die 
landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften  sehr  einzuschränken.  Es 
ist  indes  gebunden  durch  die  offenbare  .Absicht  des  Reichstags  — 
erst  in  der  zweiten  Lesung  im  Plenum  ist  die  Verbesserung  in  das 
Gesetz  gekotnmen  — , die  grofse  Menge  der  gewerblichen  Xeben- 
betriebe  der  I.andwirtschaft  den  landwirtschaftlichen  Berufsgenossen- 
schaften zu  unterstellen. 

Eine  Verschiebung  der  Grenzen  zwischen  den  Wirkungsge- 
bieten des  Gewerbe-  und  des  landwirtschaftlichen  Unfallver- 
sicherungsgesetzes nach  der  entgegengesetzten  Richtung  hin  ist 
nur  zugelassen  und  zwar  in  sehr  beschränktem  Mafse.  Die 
Statuten  gewerblicher  Berufsgenossen.schaften  können  nämlich  be- 
stimmen, dafs  land-  und  forstwirtschaftliche  Betriebe,  die  sich  als 
Nebenbetriebe  gewerblicher  Unternehmungen  darstellen,  dann  dem 
Gewerbe  Unfallversicherungsgesetz  unterstellt  werden,  wenn  in  ihnen 
überwiegend  die  im  Hauptbetriebe  verwendeten  gewerblichen  Ar- 
beiter beschäftigt  werden.  Mit  dem  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens 
derartiger  statutarischer  Be.stimmungen  scheitlen  die  davon  be- 
troffenen Betriebe  aus  den  landwirt.schaftlichen  Berufsgenossen- 
schaften aus  (§  28  Abs.  2 des  Gewerbe-Unfallversichcrungsgcsetzes). 
Seltsamerweise  ist  die  M.nchtvollkominenheit  der  gewerblichen  Be- 
rufsgexiossenschaften,  auf  diese  Weise  den  Geltungsbereich  des  Unfall- 
versicherungsgesetzes  für  Land-  und  Forstwirtschaft  zu  be.schränkcn, 
in  diesem  selbst  nicht  erwähnt;  iler  5;  i .Abs.  i dieses  Gesetzes  scheint 
daher  mit  dem  g 28  .Abs.  2 des  Gcwerbc-Unfallversicherungsge- 
setzes  in  direktem  W’iderspruch  zu  stehen. 

Schliefslich  sei  noch  darauf  hingewiesen,  dafs  die  Durchführung 
der  Betricljsübcrweisungen  nicht  ohne  Schwierigkeiten  sein  wird; 


Digitized  by  Google 


22 


Ernst  Lange, 


denn  die  lintschädigungslasten,  die  auf  den  Betrieben  ruhen,  gehen 
auf  die  übernehmende  Berufsgenossenschaft  mit  über,  und  diese  hat 
dafür  Anspruch  auf  einen  entsprechenden  Teil  des  Reservefonds 
und  sonstigen  V'ermögens  der  überweisenden  Berufsgenossenschaft. 

In  wieweit  noch  weitere  Verschiebungen  zwischen  den  Herr- 
schaftsgebieten einzelner  Berufsgenossenschaften  zu  erwarten  sind, 
läfst  sich  noch  nicht  übersehen,  da  dies  ganz  von  den  Beschlüssen 
des  Bundesrats  abhängt.  Dieser  hat  nämlich  die  Errichtung  von 
Berufsgenossenschaften  für  die  der  Unfallversicherung  neu  unter- 
worfenen Gewerbezweige  zu  bewirken  und  ist  auch  befugt,  solche 
Gewerbezweige  schon  bestehenden  Berufsgenossenschaften  nach  An- 
hörung von  Vertretern  der  beteiligten  Gewerbezweige  und  Ge- 
nossenschaften zuzuerteilen.  Bis  zur  Genehmigung  der  Statuten 
der  neuen  Bcrufsgcnos-senschaften  kann  auch  der  Bundesrat  nach  An- 
hörung der  beteiligten  Genossenschaftsvorstände  aus  den  bestehen- 
den Berufsgenossenschaften  Gewerbezweige  au.sscheiden  und  anderen 
Berufsgenosscn.schaften  zuteilen  (§  2 Abs.  i und  2 des  Mantelge.setzes). 

Die  neu  eingeführte  Versicherung  in  der  Seeschiffahrt  mit 
kleinen  Scgclfahrzeugen  sowie  in  der  See-  und  Küstenfischerei  er- 
folgt durch  eine  in  der  See-Berufsgenossenschaft  zu  errichtende 
Versicherungsanstalt,  die  im  wesentlichen  den  V'^ersicherungsanstalten 
der  Baugewerks-Bcrufsgcnos.senschaften  nachzubildcn  ist. 

Die  weitaus  wichtigste  organisatorische  .-\enderung,  die  die  neuen 
Gesetze  bringen,  ist  die  Aufhebung  der  berufsgeno.ssen.schaftlichen 
Schiedsgerichte.  An  deren  Stelle  treten  die  auf  Grund  des  Invalidenver- 
sicherungsgc.sctzcs  errichteten  Schiedsgerichte , die  foi-tan  die  Be- 
zeichnung „.Schiedsgericht  für  .Arbeiterversicherung"  mit  .Angabe 
des  Bezirks  und  des  Sitzes  führen.  Es  erübrigt  sich  wohl,  hier 
alle  die  in  den  letzten  Monaten  bis  zum  Ueberdrufs  wiederholten 
.Argumente  für  und  wider  diese  Mafsregel  nochmals  kritisch  zu  er- 
örtern. l-'ür  jeden,  der  unbefangen  urteilt,  kann  es  keinem  Zweifel 
unterliegen,  dafs  die  Vorteile  der  Neuerung  die  Nachteile  bei  weitem 
überwiegen.  Uns  interessiert  vor  allem,  dafs  hiermit  der  erste 
wichtige  .Schritt  gethan  ist,  <lie  Unfall-  und  die  Invalidenversicherung 
in  organi.sche  Verbindung  mit  einander  zu  bringen.  Das  war  na- 
türlich nur  möglich  durch  einen  entschlossenen  Vorstofs  gegen  das 
„berufsgenossenschaftliche  Prinzip",  der  dann  auch  sehr  schmerzlich 
von  den  Vertretern  der  berufsgenossenschaftlichen  Sonderintcressen 
empfunden  worden  ist.  Hoffentlich  wird  von  dieser  Position  aus 
allmählich  in  derselben  Richtung  weiter  vorgegangen  werden,  bis 
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schliefslich  auch  die  Fcststellunj^  aller  Renten  (Unfall-,  Invaliden- 
und  Altersrenten)  in  erster  Instanz  gemeinsamen  Organen  — det> 
sogenannten  Rentenstellen  — übertragen  sein  wird. ') 

Die  Schiedsgerichte  der  Invalidenversicherungsanstalten  werden 
ihren  nunmehr  erweiterten  .Aufgaben  entsprechend  ausgestaltet.  Die 
Zahl  der  Beisitzer  hatte  bisher  das  Statut  der  V^ersicherungsanstalt 
zu  bestimmen ; jetzt  liegt  die  Bestimmung  der  Regel  nach  der 
Zentralbehörde  des  Bundesstaats,  in  dem  sich  der  Sitz  des  Schieds- 
gerichts befindet,  ob,  oder  einer  durch  sie  bestimmten  anderen 
Behörde.  Die  Zahl  mufs  mindc.stens  je  20  aus  der  Klasse  der 
Arbeitgeber  und  der  Versicherten  betragen.  Die  Wahl  der  Beisitzer 
erfolgt  durch  den  Ausschufs  der  Versicherungsan.stalt.  Dabei  ent- 
scheidet jedoch  die  zuständige  f..andes-Zcntralbehörde  oder  die  durch 
diese  bestimmte  andere  Behörde,  wieviel  Beisitzer  aus  solchen  Berufs- 
genossenschaften oder  Ausführungsbehörden  gewähltwerden  müssen, 
die  im  Bezirke  des  Schiedsgerichts  vertreten  sind;  sie  kann  zugleich 
bestimmen,  wieviel  Beisitzer  am  Sitze  des  Schiedsgerichts  oder  in 
dessen  naher  Umgebung  wohnen  oder  beschäftigt  sein  müssen. 
Den  X’orständen  der  Berufsgenossenschaften  und  den  Ausführungs- 
behörden ist  vor  der  Wahl  der  .Arbeitgeberbeisitzer  „Gelegenheit 
zu  geben,  geeignete  Personen  in  V'^orschlag  zu  bringen“.  Bei  den 
Verhandlungen  sind,  soweit  es  sich  um  Unfälle  in  der  Kind-  und 
P'orstwirtschaft  oder  im  Bergbaubetriebe  handelt,  Beisitzer  aus  diesen 
Berufszweigen  zu  verwenden.  Im  übrigen  werden  die  Beisitzer  in 
festgesetzter  Reihenfolge  hcrangezogen.  Auf  Antrag  einer  der  Par- 
teien kann  jedoch  im  einzelnen  Falle  davon  abgewichen  werden, 
indem  Beisitzer  aus  den  Betrieben  derjenigen  Berufsgenossenschaft 
oder  .Ausführungsbehörile  zugezogen  werden,  welcher  der  Betrieb, 
in  dem  sich  der  Unfall  ereignet  hat,  angehört,  oder  auch,  falls  dies 
nicht  möglich  ist,  aus  solchen  Betrieben,  die  diesem  wirtschaftlich 
nahe  stehen. 

Was  bei  dieser  Ordnung  die  gröfsten  Bedenken  hervorrufen 
mufs,  ist,  dafs  die  Wahl  der  Beisitzer  des  Schiedsgerichts  dem 
.Ausschufs  der  V’ersicherungsanstalt  überlassen  ist,  und  zwar  aus 
zwei  Gründen.  Zunächst  mufs  man  sich  ins  Gedächtnis  zurückrufen, 
wie  der  .-Ausschufs  selbst  zustande  kommt.  Seine  Mitglieder 


*)  Zu  vgl.  meine  Abhandlungen:  „Der  neue  lÄntwurf  eines  Invali^lenvcrsicl^crung^- 
geseUes  in  Deutschland“,  Hd.  Xlll  dieses  .\rchivs  S-  502  505,  und  ..Das  neue  deutsche 

Invalidcnversichcningsgcsetz  vom  13.  Juli  1899“,  Hd.  XV  dieses  ,\rchivs  S.  176 — 179. 
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werden  bekanntlicli  von  den  Vertretern  der  Arbeitgeber  und  der 
V’ersicherten  bei  den  unteren  Verwaltungsbehörden  und  von  den  Bei- 
sitzern der  Rentenstellen  gewählt  und  diese  wiederum  von  den 
Vorständen  der  im  Bezirke  vorhandenen  Krankenkassen  ')  — jedesmal 
für  sich  von  den  Arbeitgebern  und  den  Versicherten.  Man  hat  es 
hier  also  mit  einem  äufserst  indirekten  Wahlverfahren  zu  thun,  das 
nicht  die  geringste  Garantie  dafür  bietet,  dafs  die  grofse  Masse 
derer,  die  durch  die  Gewählten  vertreten  werden  sollen,  in  diesen 
wirklich  ihre  Vertrauensmänner  sieht.  Die  Forderung,  dafs  dieses 
Wahlverfahren  von  Grund  auf  volkstümlicher  gestaltet  werde,  mufs 
daher  jetzt  mit  verstärktem  Nachdruck  erhoben  werden.  Sodann 
ist  zu  beachten,  dafs  der  Ausschufs  selbst  nur  aus  wenigen  Personen 
— aus  mindestens  je  5 Vertretern  der  .Arbeitgeber  und  der  Ver- 
sicherten — be.steht  und  somit  in  den  meisten  Fällen  für  jedes 
Schiedsgericht  mehr  Beisitzer  zu  wählen  haben  wird,  als  er  selbst 
Mitglieder  hat.  Ks  handelt  sich  also  hier  thatsächlich  nicht  mehr 
um  eine  Wahl,  sondern  um  eine  Ernennung.  Die  Wahl  der  Bei- 
sitzer aus  der  Klasse  der  .Arbeitgeber  insbesondere  wird  sich  in  der 
Regel  so  vollziehen,  dafs  die  Vorstände  der  beteiligten  Berufsge- 
nossenschaften und  die  Ausführungsbehörden  aufgefordert  werden, 
Vorschläge  zu  machen,  und  dafs  diese  Vorschläge  von  dem  Ausschufs 
einfach  angenommen  werden.  Statt  der  Genossenschafts-  oder  .Sek- 
tionsversammlung  hat  somit  jetzt  der  Genossenschaftsvorstand  die 
W'ahl  oder  richtiger  Ernennung  der  Schiedsgerichtsbeisitzer  in  der 
Hand.  .Auf  die  Dauer  wird  sich  das  nicht  aufrecht  erhalten  lassen, 
eine  gründliche  Reform  ist  hier  unerläfslich. 

Mit  Freude  ist  es  zu  begrüfsen,  dafs  die  Schiedsgerichte  nun- 
mehr durch  das  Ge.setz  angewiesen  sind,  dem  unentbehrlichen  ärzt- 
lichen Beirat  eine  gewisse  feste  Form  zu  geben.  Bei  Beginn  jedes 
Geschäftsjahrs  siml  nämlich  in  der  ersten  Spruchsitzung,  im  allge- 
meinen nach  Anhörung  der  für  den  Bezirk  zuständigen  .Aerztever- 
tretung,  diejenigen  am  Sitze  des  Schiedsgerichts  vorhandenen  ap- 
probierten .Aerzte  auszuwählen,  die  als  Sachverständige  bei  den  Ver- 
handlungen im  Bedarfsfälle  in  der  Regel  zuzuziehen  sind.  Die 
Namen  der  gewählten  .Aerzte  sind  öffentlich  bekannt  zu  machen  (§  8 
des  .Mantelgesetzes). 

*)  Zu  vgl.  meine  .\bliamllungen : „Der  neue  Kniunirl'  eines  Invalklenvcrslchcrungs- 
gesetzes  in  Dcul.schland“,  IM.  \III  des  .\rchivs  S.  503,  und  „Dfts  neue  deutsche 
Invalidcnversicherungsgesetz  von»  13.  Juli  1899“,  FM.  XV  des  .\rchivs  S.  177 — 17S. 
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An  dieser  Stelle  mag  noch  erwähnt  werden,  dafs  die  Beisitzer 
«ler  Schiedsgerichte  aus  dem  Arbeiterstandc  jetzt  ihrerseits  wieder- 
um die  V'ertreter  der  Versicherten  im  Reichs- Versicherungsamt  und 
in  den  Landes- Yersicherungsämtern  zu  wählen  haben.  Auch  die 
\’ertreler  für  die  I^nd-  und  l'orstwirtschaft,  die  früher  bekanntlich 
vom  Bundesrat  ernannt  wurden,  werden  jetzt  von  den  land-  und 
forstwirtschaftlichen  Beisitzern  der  Schiedsgerichte  gewählt  (§  1 1 
des  Mantelgesetzes). 

Was  die  .Arbeitervertreter  anbelangt,  die  bei  der  Beratung  der 
Unfallverhütungsvorschriften  mitzuwirken  haben,  so  verweisen  wir 
auf  Kapitel  6. 

\’on  den  sonstigen  organisatorischen  Neuerungen  bieten  ein 
allgemeineres  Interesse  noch  die  folgenden: 

Der  Berufsgenossenschaftsvorstand  kann  unbeschadet  seiner 
eigenen  Verantwortung  bestimmte  Geschäfte  besoldeten  Geschäfts- 
führern übertragen.  Kine  derartige  Bestimmung  war  unumgänglich 
notwendig,  wenn  die  berufsgenossenschaftliche  Selbstverwaltung  mit 
ihren  „unentgeltlichen  Ehrenämtern“  nicht  mit  der  Zeit  zu  einer 
Farce  werden  sollte.  Den  Mitgliedern  der  Vorstände  noch  eine 
Besoldung  für  die  Geschäftsführung  zu  gewähren,  ist  denn  auch 
jetzt  durch  das  Gesetz  ausdrücklich  verboten.  Die  Vorstandsmit- 
glieder dürfen  ebenso  wie  die  Inhaber  der  übrigen  berufsgenossen- 
schaftlichen Ehrenämter  nur  noch  Ersatz  barer  .Auslagen,  insbesondere 
von  Reisekosten,  beanspruchen;  aufserdeni  kann  ihnen  eine  Flnt- 
schädigung  für  Zeitverlust  gewährt  werden,  wenn  das  Statut  eine 
solche  Bestimmung  enthält  und  das  Reichs- Versicherungsamt  die 
Höhe  der  Entschädigung  genehmigt  hat.  Das  Reichs- Versicherungs- 
amt hat  auch  allgemeine  Vorschriften  für  tlie  Uebertragung  der 
Geschäfte  an  besoldete  Geschäftsführer  zu  erlassen.  Die  Rechts- 
verhältnisse und  die  allgemeinen  .Anstellungsbedingungen  der  Ge- 
nossenschaftsbeamten werden  durch  eine  von  der  Genossenschafts- 
versammlung zu  beschliefsende  Dienstordnung  geregelt,  die  gleich- 
falls der  Bestätigung  durch  das  Reichs-A'ersicherungsamt  bedarf.  Die 
Gehälter  der  Beamten  werden  im  einzelnen  durch  den  Haushalts- 
plan der  Genossenschaft  festgestellt.  Wenn  auch  diese  Bestimmungen 
wohl  kaum  allen  berechtigten  Wünschen  entsprechen  werden,  so 
wird  doch  dadurch  ohne  Zweifel  manchen  unschönen  und  unhalt- 
baren A’erhältnissen  ein  Ende  gemacht. 

In  jedem  versicherten  Betriebe  ist  durch  einen  Aushang  be- 
kannt zu  machen,  welcher  Berufsgenossenschaft  und  Sektion  der 
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Betrieb  angehört,  sowie  die  Adresse  des  Genossenschafts-  und 
des  Sektionsvorstandes.  Zu  wünsclien  wäre,  dal's  diese  Aushänge 
noch  durch  weitere  Hinweise  vervollständigt  würden,  die  den  Ver- 
sicherten die  richtigen  Wege  zur  Erlangung  ihres  Rechts  im  Falle 
eines  Unfalls  weisen. 

Endlich  sei  noch  kurz  darauf  hingewiesen,  dafs  die  Berufs- 
genossenschaften das  Recht  erhalten  haben,  Einrichtungen  zu  treffen, 

1.  zur  Versicherung  der  Betricbsunternchmer  und  der  ihnen 
inbezug  auf  Haftpflicht  gleichgestellten  Personen  gegen 
Haftpflicht  — wobei  jedoch,  soweit  es  sich  um  .\nsprüche 
aus  der  gesetzlichen  Unfallversicherung  handelt,  nicht 
mehr  als  zwei  Drittel  durch  die  Versicherung  gedeckt 
werden  darf, 

2.  zur  Errichtung  von  Rentcnzuschufs-  und  Pensionskassen  für 
Bctrietebeamte , die  Mitglieder  der  Berufsgenossenschaft, 
die  bei  dieser  versicherten  Personen  und  die  Beamten 
der  Herufsgenossenschaft  sowie  für  die  .Angehörigen  dieser 
Personen. 

Die  Teilnahme  ist  freiwillig;  die  Einrichtungen  selbst  sowie 
die  dafür  erlassenen  Statuten  und  deren  .Abänderung  bedürfen  der 
Genehmigung  des  Bundesrats. 


4.  Feststellung  der  Entschädigungen. 

Die  Bestimmungen  über  die  Unfalluntersuchung  sind  in  der 
Hauptsache  die  alten  geblieben.  Bemerkenswert  ist  hier  nur,  dafs 
die  Krankenkassen  nicht  mehr  ein  für  alle  mal  einen  Bevollmäch- 
tigten zu  wählen  haben,  der  auf  Kosten  der  Bcrufsgeno.s.senschaften 
zu  den  Untersuchungen  hinzugezogen  wird,  sondern  dafs  jetzt  der 
Kas.senvorstand  von  der  Untersuchung  in  Kenntnis  gesetzt  wird  und 
dafs  cs  ihm  überla.ssen  bleibt , sich  auf  eigene  Kosten  durch  einen 
Bevollmächtigten  vertreten  zu  lassen.  Eine  wesentliche  Bedeutung 
hat  diese  .Aenderung  nicht. 

Die  Fest.stellung  der  Entschädigungen  geschieht  nach  wie  vor 
allein  durch  die  Organe  der  Berufsgenossenschaften  ohne  jede  Mit- 
wirkung der  Versicherten.  Dies  ist  um  so  bedauerlicher,  als  jetzt 
nicht  mehr  wie  nach  den  alten  Gesetzen  die  zu  leistende  Entschädi- 
gung in  jedem  Falle  ganz  bestimmt  und  keine  .Abweichung  zu- 
Lassend  vorgeschrieben  ist,  sondern  — wie  wir  gesehen  haben  — 
dem  Belieben  der  feststellenden  Organe  nach  mancher  Richtung  hin 
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freier  Spielraum  gelassen  wird.  Der  prinzipielle  Fehler  der  ein- 
seitigen Entschädigungsfcststellung  erster  Instanz  tritt  daher  jetzt 
noch  weit  klarer  zu  Tage  als  früher  und  wird  sich  in  der  Praxis 
immer  unangenehmer  bemerkbar  machen.  Bisher  konnte  der  Ver- 
sicherte, wenn  er  sich  benachteiligt  glaubte,  durch  Anrufung  der 
höheren  Instanzen  alles  erreichen , was  die  Berufsgenossenschaft 
selbst  ihm  gewähren  konnte.  Nach  dem  neuen  Recht  ist  das  nicht 
mehr  der  Fall;  die  Verletzten  sind  vielmehr  jetzt  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  auch  auf  das  W’ohl wollen  der  ersten  Instanz,  also 
allein  der  Berufsgenossenschaft,  angewiesen.  Die  Verbesserungen, 
die  die  neuen  Gesetze  im  einzelnen  auf  diesem  Gebiete  bringen, 
sind  zwar  an  .sich  anerkennenswert,  verschwinden  aber  nahezu  im 
\'erglcich  zu  dem,  was  hier  unterhassen  worden  ist.  Wir  können 
uns  daher  darüber  ziemlich  kurz  fassen. 

Es  ist  nicht  mehr  zulässig,  dafs  auf  Grund  .statutarischer  Be- 
stimmung voraussichtlich  dauernde  Renten  von  den  Vertrauens- 
männern festgestellt  werden ; dies  mufs  vielmehr  jetzt  ausnahmslos 
durch  den  Genossenschafts-  oder  den  Sektions\-orstand  oder  einen 
.Ausschufs  dieser  Vorstände  oder  besondere  Kommissionen  ge- 
schehen. Nur  die  Feststellung  einmaliger  Entschädigungen  (Kosten 
des  Heilverfahrens,  Sterbegeld  u.  s.  w.),  sowie  \-oraussichtlich  vor- 
übergehender Renten  kann  auch  künftig  noch  durch  Statut  dem 
einzelstehenden  Vertrauensmann  übertragen  werden. 

Soll  auf  Grund  eines  ärztlichen  Gutachtens  die  Bewilligung 
einer  Entschädigung  abgelehnt  oder  nur  eine  Teilrente  bewilligt 
werden,  so  ist  stets  noch  vorher  der  .Arzt,  der  den  Verletzten  be- 
handelt hat,  zu  hören.  ' Steht  dieser  in  einem  V'ertragsverhältnisse 
zur  Berufsgenossenschaft,  so  tritt  auf  .Antrag  ein  andrer  .Arzt  an 
seine  Stelle. 

Zur  .Aeufserung  auf  die  vorläufige  Mitteilung  der  in  .Au.ssicht 
genommenen  Entschädigung  ist  dem  \'crletzten  oder  den  Hinter- 
bliebenen der  Getöteten  jetzt  eine  Frist  von  zwei  Wochen  statt 
früher  einer  Woche  gelassen.  Die  Aeufscruug  kann  auch  der 
unteren  Verwaltungsbehörde  zu  Protokoll  gegeben  werden.  Diese 
Vorschriften  werden  die  Garantie,  dafs  die  P'eststellung  das  richtige 
trifift,  kaum  wesentlich  erhöhen,  dagegen  sicher  oft  eine  beträcht- 
liche Verzögerung  der  ersten  P'eststellung  und  somit  der  .Auszahlung 
der  Entschädigungen  bewirken.  Durchaus  vorteilhaft  für  die  Ver- 
sicherten ist  cs  aber,  dafs  jetzt  auch,  wenn  ein  .Anspruch  abgelehnt 
werden  soll,  dem  Betroffenen  vorher  von  dieser  .Absicht  Mitteilung 
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zu  machen  ist,  und  ebenso,  dafs  vor  der  Herabsetzung,'  oder  Auf- 
hebung einer  Rente  dem  Empfänger  unter  Mitteilung  der  Unter- 
lagen Gelegenheit  zur  Aeufserung  gegeben  werden  mufs. 

Ueberhaupt  ist  die  anderweitige  Feststellung  der  Renten  wegen 
Aenderung  der  Verhältnisse  sehr  erschwert  worden.  Nur  in  den  ersten 
5 Jahren,  nachdem  die  erstmalige  Entschädigung  rechtskräftig  fest- 
gestellt  ist,  kann  die  Berufsgenossenschaft  auf  Antrag  oder  von 
.Amts  wegen  in  jedem  Falle  durch  Bescheid  eine  Neufeststellung 
(Erhöhung,  Herabminderung,  Einstellung)  der  Rente  vornehmen. 
Und  zwar  kann  dies  in  den  ersten  2 Jahren  jederzeit  stattfinden, 
vom  Beginn  des  dritten  Jahres  an  aber  nur  in  Zeiträumen  von 
mindestens  einem  Jahre,  sofern  nicht  zwischen  der  Berufsgeno.ssen- 
schaft  und  dem  Empfangsberechtigten  ausdrückliches  Einverständnis 
über  einen  kürzeren  Zeitraum  erzielt  ist.  Nach  .Ablauf  von  5 Jahren 
ist  eine  anderweitige  Feststellung  nur  noch  auf  Antrag  durch  Imt- 
scheidung  des  Schiedsgerichts  zulässig,  falls  nicht  zwischen  beiden 
Parteien  ausdrückliches  Einverständnis  erreicht  ist.  V^or  unerwarteten 
und  unberechtigten  Kürzungen  und  Einstellungen  der  Renten  sind 
die  Empfangsberechtigten  auf  diese  Weise  in  der  That  weit  besser 
geschützt  als  bisher;  aber  vom  Beginn  des  dritten  Jahres  nach  der 
ersten  Feststellung  an  können  die  neuen  Vorschriften  auch  zu  grofsen 
Härten  für  den  Verletzten  führen,  wenn  nämlich  eine  wesentliche 
V^erschlimmerung  seines  Zustandes  eintritt.  Besteht  dann  die  Bc- 
rufsgenossenschaft  auf  ihrem  Rechtsstandpunkt,  so  kann  es  Vor- 
kommen, dafs  ein  völlig  oder  nahezu  völlig  Erwerbsunfähiger  sich 
fast  ein  Jahr  lang  mit  einer  geringen  Rente  oder  ganz  ohne  Rente 
behelfen  mufs. 

Den  Antrag  auf  Wiederaufnahme  des  Heilverfahrens  kann  auch 
die  Krankenkasse  stellen,  der  der  Verletzte  angehört.  Nach  Abschlul's 
eines  neuen  1 leilverfahrens  erfolgt  die  neue  Rentenfeststellung  stets 
— auch  nach  .Ablauf  der  soeben  erwähnten  5 Jahre  — durch  Be- 
scheid der  Berufsgenossenschaft ; dasselbe  gilt  von  der  .Ablösung 
einer  Rente  durch  Kapitalabfindung  und  von  der  Einstellung  einer 
Rente,  die  ruht. 

Die  Feststellung  der  Entschädigung  hat  — jetzt  nach  aus- 
drücklicher gesetzlicher  Vorschrift  — in  beschleunigtem  A’erfahren 
von  .Amts  wegen  zu  erfolgen.  Ist  sic  nicht  von  .Amts  wegen  ge- 
schehen, so  mufs  der  .Anspruch  innerhalb  zweier  Jahre  nach  dem 
l’nfall  bei  einer  Berufsgenossenschaft  oder  der  unteren  A'crwaltungs- 
behörde  angemeldct  werden.  Machen  sich  die  Folgen  des  Unfalls 
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erst  später  bemerkbar  oder  ist  der  Berechtigte  durch  aulserhalb 
seines  Willens  liegende  Verhältnisse  von  der  Geltendmachung  seines 
Anspruchs  abgehalten  worden,  so  mufs  die  Anmeldung  innerhalb 
dreier  Monate,  nachdem  sich  die  Unfallfolgen  gezeigt  oder  das  Hin- 
dernis weggefallen  ist,  geschehen.  Für  die  Hinterbliebenen  eines 
infolge  der  Verletzung  gestorbenen  Rentenempfängers  gelten  sinn- 
gemäfs  dieselben  Bestimmungen ; die  zweijährige  Frist  beginnt  hier 
mit  dem  Tode  des  \'erletzten. 

Ein  Berechtigungsausweis  wird  künftig  nicht  mehr  ausgestellt; 
beibehalten  ist  aber  die  unausführbare  V'orschrift,  dafs  der  Genossen- 
schaftsvorstand dem  Berechtigten  die  mit  der  Zahlung  beauftragte 
Poslanstalt  bezeichnen  soll.  Natürlich  wird  der  Genossenschafts- 
vorstand nach  wie  vor  dem  Berechtigten  nur  ganz  allgemein  mit- 
teilen  können,  dafs  er  die  ihm  zustehenden  Beträge  von  der  Post- 
anstalt abholcn  solle,  in  deren  Bezirk  er  wohnt.  Neu  ist,  dafs  jetzt 
auch  der  unteren  V’erwaltungsbehörde  des  Wohnorts  Mitteilung  von 
den  dem  Berechtigten  zustehenden  Bezügen  gemacht  werden  mufs 
— entsprechend  der  Bestimmung  des  § 122  des  Invalidenvcrsiche- 
rungsgesetzes. 

Bekannt  sind  die  ünzuträglichkeiten,  die  sich  bislang  vielfach 
ergaben,  wenn  Zweifel  darüber  bestanden,  welche  Berufsgenossen- 
schaft zur  Entschädigung  verpflichtet  war.  Diesem  unhaltbaren  Zu- 
stande macht  die  folgende  Bestimmung  ein  Ende:  „Ist  die  Genossen- 
schaft der  .Ansicht,  dafs  zwar  ein  entschädigungspflichtiger  Unfall 
vorliegt,  die  Entschädigung  aber  von  einer  anderen  Genossenschaft 
zu  gewähren  ist,  so  hat  der  Genossenschaftsvorstand  dem  Ent- 
schädigungsberechtigten eine  vorläufige  Fürsorge  zuzuwenden  und 
sich  unter  Mitteilung  der  gepflogenen  Verhandlungen  wegen  An- 
erkennung der  Entschädigungspflicht  mit  dem  Vorstände  der  anderen 
Genossenschaft  ins  Benehmen  zu  setzen.  Wird  von  diesem  die 
Entschädigungspflicht  abgelehnt  oder  innerhalb  einer  Frist  von 
6 Wochen  eine  Erklärung  nicht  abgegeben,  so  ist  die  Entscheidung 
des  Reichs -Versicherungsamts  darüber  herbeizuführen,  welche  Be- 
rufsgenos-senschaft  entschädigungspflichtig  ist.  Die  Entscheidung  ist 
auch  dem  Entschädigungsberechtigten  zuzustellen.“  Auch  im  übrigen 
sind  in  derartigen  Zweifelsfällen  weitgehende  Garantien  dafür  ge- 
schaffen, dafs  die  nach  dem  materiellen  Recht  verpflichtete  Berufs- 
genossenschaft und  zwar  diese  allein  die  Entschädigung  auch  wirk- 
lich leisten  mufs.  Hat  sich  die  Thätigkcit,  bei  der  ein  Unfall  vor- 
gekommen  ist,  auf  mehrere  Betriebe,  die  zu  verschiedenen  Berufs- 
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genossenschaften  gehören,  erstreckt,  so  kann  die  Entschädigungs- 
verpflichtung auch  unter  die  beteiligten  Berufsgenossenschaften  ver- 
teilt werden. 

Die  Rechtsmittel  sind  dieselben  geblieben  wie  bisher.  Die 
Berufungs-  und  die  Rekursfrist  sind  aber  von  4 Wochen  auf  einen 
Monat  verlängert;  sie  gelten  auch  als  gewahrt,  wenn  das  Rechts- 
mittel nicht  direkt  beim  .Schiedsgericht,  Reichs-  oder  Landes- Ver- 
sicherungsamt, sondern  bei  einer  andern  inländischen  Behörde  oder 
bei  einem  Genossenschaftsorgan  eingegangen  ist  Aufschiebende 
Wirkung  hat  jetzt  die  Berufung,  wenn  jn  ein  neues  Heilv'erfahrcn 
cingetreten  werden  soll,  und  wenn  — wie  bereits  erwähnt  — ein 
Verletzter  durch  Kapitalzahlung  für  seine  Rente  abgefunden  werden 
soll,  der  Rekurs  insoweit,  als  es  sich  um  Beträge  handelt,  die  für 
die  Zeit  vor  dem  Erlasse  der  angefochtenen  Entscheidung  nach- 
träglich gezahlt  werden  sollen.  Im  übrigen  haben  auch  fernerhin 
Berufung  und  Rekurs  keine  aufschiebende  Wirkung.  Die  Gebühren 
der  Rechtsanwälte  im  V erfahren  vor  den  Schiedsgerichten  und  dem 
Reichs- Versicherungsamt  werden  durch  Kaiserliche  Verordnung  mit 
Zustimmung  des  Bundesrats,  im  Verfahren  vor  den  Lande.s -Versiche- 
rungsämtern von  den  Landesregierungen  festgesetzt.  Eine  Verein- 
barung über  höhere  Beträge  ist  nichtig. 

5.  Aufbringung  der  Lasten. 

Die  Mittel  zur  Deckung  der  V'ersicherungslasten  werden  wie 
früher  durch  jährliche  Umlagen  auf  die  Mitglieder  der  Berufsge- 
nos.scnschaften  aufgebracht.  Eine  prinzipielle  .\usnahme  hienon 
macht  allein  der  Kleinbetrieb  der  Seeschiffahrt  und  die  See-  und 
Küstenfischerei.  Hier  werden  die  Beiträge  mindestens  alle  5 Jahre 
im  voraus  vom  Reichs- Versicherungsamt  festge.stellt  und  von  den 
weiteren  Kommunalverbänden,  die  Küstenbezirke  umfassen,  erhoben  ; 
als  Mafsstab  dient  die  Zahl  der  in  den  genannten  Betrieben  be- 
schäftigten Personen,  wobei,  falls  der  Bundesrat  das  anordnet,  auch 
die  Dauer  der  Beschäftigung  und  die  V’erschiedenheit  der  ortsüb- 
lichen Tagelöhne  zu  berücksichtigen  ist.  Innerhalb  der  weiteren 
Konimunalverbändc  werden  die  Beiträge  zur  Hälfte  wie  die  sonstigen 
Insten  des  Kommunalverbandes,  zur  anderen  1 lälfte  von  den  Unter- 
nehmern der  genannten  Betriebe  durch  Vermittlung  der  beteiligten 
Kommunalverbände  oder  Gemeinden  aufgebracht.  Diese  haften  für 
uneinziehbare  Beiträge  und  können  auch  mit  Genehmigung  ihrer 
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Aufsichtsbehörde  die  Lasten  ganz  oder  teilweise  aus  eigenen  Mitteln 
bestreiten. 

Nach  dem  Gewerbe-Unfallversicherungsgesetz  dienen  nach  wie 
vor  als  .Mafsstab  für  die  Berechnung  der  Beiträge  der  Regel  nach  die 
in  den  einzelnen  Betrieben  von  den  Versicherten  verdienten  Löhne  und 
Gehälter  und  die  Gefahrenziffern,  zu  denen  ilie  Betriebe  nach  dem 
Gefahrentarif  veranlagt  sind.  Falls  nicht  durch  Statut  angeordnet 
ist,  dafs  die  wirklich  verdienten  Lohne  und  Gehälter  zur  Anrechnung 
kommen,  sind  dabei  für  Personen,  die  keinen  oder  geringen  Lohn 
beziehen,  die  ortsüblichen  Tagelöhne  anzurechnen,  während  anderer- 
seits bei  Löhnen  und  Gehältern,  die  den  Jahresbetrag  von  1 500  Mk. 
übersteigen,  die  überschiefsenden  Beträge  auf  ein  Drittel  zu  kürzen 
sind.  Ferner  kann  das  Statut  für  Betriebe,  in  denen  nicht  mehr  als 
5 .\rbeiter  regelmäfsig  beschäftigt  werden,  bestimmen,  dafs  mit  Zu- 
stimmung des  Betriebsunternehmers  ein  Pauschbetrag  statt  der 
Einzellöhne  zu  Grunde  zu  legen  ist  oder  dals  ein  einheitlicher 
Mindestbeitrag  von  höchstens  4 Mk.  jährlich  zu  entrichten  ist.  Die 
L'nternehmer  von  Betrieben,  die  der  V'ersicherung  durch  das  jetzige 
Gesetz  neu  unterstellt  sind,  werden,  wenn  sie  einer  schon  bestehenden 
Berufsgenossenschaft  zuerteilt  sind,  in  den  ersten  40  Jahren  nur 
mit  einem  allmählich  wachsenden  Teil  der  anrechnungsfahigen  Löhne 
und  Gehälter  herangezogen  (§  lOO  des  Gewerbe-U.V.G.).  Bei  allen 
Baubetrieben  können  jetzt  unter  Umständen  der  Bauherr  oder 
etwa  vorhandene  Zwischenunternehmer  für  die  Beiträge  haften  (§  104 
lies  Gewerbe-U.V^.G.);  die  weiter  gehenden  Bestimmungen  dieser 
Art  für  Regiebaubetriebe  bleiben  dabei  in  demselben  Umfange  wie 
bisher  bestehen. 

Bei  den  landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften  sind  die 
individuellen  Löhne  nur  bei  den  Betriebsbeamten  und  qualifizierten 
Arbeitern  inbetracht  zu  ziehen ; im  übrigen  wird  der  Arbeitsbedarf 
in  den  einzelnen  Betrieben  abgeschätzt.  Das  Recht,  durch  Statut 
einen  einheitlichen  Mindestbetrag  festzusetzen,  fehlt  den  landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaften.  Nach  wie  vor  kann  aber  durch 
Statut  bestimmt  werden,  dafs  die  Beiträge  durch  Zuschläge  zu 
direkten  St.aats-  und  Kommunalsteuern  aufgebracht  werden;  solche 
V'orschrift  kann  jedoch  von  nun  an  nur  mit  Zweidrittelmehrheit 
beschlossen  werden  und  nur  dann,  wenn  die  Anwendung  des  Bei- 
tragsmafsstabs  nach  Gefahrenklassen  und  .Arbeitsbedarf  unzweck- 
mäfsig  erscheint.  Für  gewerbliche  Nebenbetriebe,  sowie  für  Be- 
triebsbeamte und  qualifizierte  .Arbeiter  sind  alsdann  besondere 
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Zuschläge  zu  den  Beiträgen  zu  entrichten.  Falls  die  Aufbringung 
der  Mittel  nach  dem  Mafsstabe  der  Grundsteuer  beschlossen  wird, 
können  die  Beiträge  als  Zuschläge  zur  Grundsteuer  von  den  Personen 
erhoben  werden,  die  zur  Grundsteuer  veranlagt  sind  oder  veranlagt 
sein  würden,  wenn  die  Grundstücke  nicht  von  der  Grundsteuer  be- 
freit wären.  Werden  auf  diese  Weise  nicht  die  Betriebsunternehmer 
belastet,  .so  haben  diese  den  Zahlungspflichtigen  den  Beitrag  zu 
erstatten. 

Für  die  Sce-Berufsgenossenschaft  ergeben  sich  — abgesehen 
von  der  schon  besprochenen  Ordnung  der  Beitragserhebung  für  die 
der  Versicherung  neu  unterworfenen  Kleinbetriebe  — nur  einige 
neue  Vorschriften  als  Konsequenzen  der  schon  früher  erwähnten 
Gesetzesänderungen. 

Wie  bisher  werden  von  den  Berufsgenossenschaften  nur  die 
thatsächlichen  .Ausgaben  jedes  Jahres  und  die  hinzutretenden  Zu- 
schläge zu  den  Reservefonds  unigelcgt.  Die  Ausgaben  dürfen  nur 
bestehen  in  den  gezahlten  Unfallentschädigungen,  den  Verwaltungs- 
kosten, den  Kosten  der  Unfallverhütung  einschlicfslich  etwaiger 
Prämien  für  Rettung  Verunglückter,  sowie  in  .Aufwendungen  für  die 
Errichtung  von  Heil-  oder  Gcnesungsanstalten.  Solche  Anstalten 
dürfen  nur  mit  Genehmigung  des  Reichs- Versichcrungsamts  errichtet 
werden  und  unterstehen  auch  der  Aufsicht  des  Reichs- Versichcrungs- 
amts ; zu  den  zum  Zwecke  der  Aufsicht  stattfindenden  Revisionen 
kann  das  Amt  Vertreter  der  Berufsgenossenschaften  und  der  Arbeiter 
hinzuziehen. 

Von  den  gewerblichen  Berufsgenossenschaften  war  nach  dem 
alten  Unfallvcrsicherungsgesctz  ein  Reservefonds  in  der  Weise  an- 
zusammeln , dafs  an  Zuschlägen  zu  den  Kntschädigungsbeträgen 
erhoben  wurden ; bei  der  ersten  Umlegung  300  Proz.,  bei  der  zweiten 
200  Proz.,  bei  der  dritten  1 50  Proz.,  bei  der  vierten  100  Proz.,  bei 
der  fünften  80  Proz.,  bei  der  sechsten  60  Proz.  und  von  da  an  bis 
zur  elften  Umlegung  jedesmal  10  Proz.  weniger.  Nach  Ablauf  der 
ersten  1 1 Jahre  waren  dem  Reservefonds  seine  Zinsen  solange  weiter 
zuzuschlagen,  bis  er  den  doppelten  Jahresbedarf  erreicht  hatte;  von 
diesem  Zeitpunkt  ab  konnten  die  Zinsen  insoweit,  als  der  Reserve- 
fonds den  laufenden  doppelten  Jahresbcckirf  überstieg,  zur  Deckung 
der  Genossenschaftslasten  verwendet  werden.  Nach  der  Regierungs- 
vorlage sollte  nun  diese  Ansammlung  dahin  eingeschränkt  werden, 
dafs  der  Reservefonds  nur  noch  im  doppelten  Betrage  der  Ent- 
schädigungen — nicht  mehr  des  ganzen  Jahresbedarfs  — zu 
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erhalten  war.  Ganz  anders  aber  dachte  der  Reichstag  über  die 
Sache,  damit  einen  bedeutend  weiteren  Blick  zeigend  als  die  Re- 
gierung. Zum  Verständnis  mufs  folgendes  vorausgeschickt  werden : 
Das  Umlageverfahren,  bei  dem  jährlich  nur  die  direkten  Aus- 
gaben jedes  Jahres  erhoben  werden,  hat  naturgemäfs  zur  Folge,  dafs 
die  auf  den  Kopf  der  Versicherten  entfallenden  Beiträge  auf  viele 
Jahre  hinaus  beständig  wachsen,  da  neben  der  I^t,  die  die  in  jedem 
Jahre  neu  zu  entschädigenden  Unfälle  mit  sich  bringen,  auch  noch 
die  Lasten  (namentlich  Renten)  aus  den  übernommenen  Unfällen 
der  früheren  Jahre  getragen  werden  müssen.  Dieses  Anwachsen 
dauert  solange , bis  jährlich  ebensoviel  Entschädigungsberechtigte 
durch  Tod  u.  s.  w.  ausscheiden,  wie  neu  hinzukommen.  Wird  da- 
gegen für  jeden  Unfall  sofort  das  Kapital  berechnet  und  erhoben, 
durch  das  zuzüglich  seiner  Zinsen  die  im  I.aufe  der  Jahre  aus  dem 
Unfall  entstehende  Belastung  der  Berufsgenossenschaft  gedeckt  wird 
I Deckungsverfahren),  so  erhält  man  von  vorn  herein  einen  von  Jahr 
zu  Jahr  annähernd  gleichen  Beitrag  für  den  Kopf  der  Versicherten. 
Durch  das  Umlageverfahren  wird  offenbar  die  Gegenwart  auf  Kosten 
der  Zukunft  entlastet,  während  zugleich  die  Kapitalien  zur  Deckung 
der  Verpflichtungen  der  Genossenschaft  in  den  Händen  der  Ver- 
sicherer (Betriebsunternchmer)  bleiben.  Die  Genossenschaft  als 
solche  bleibt  arm  und  ist  Trägerin  einer  ungeheuren  Schuldenlast.  Bei 
dem  Deckungsverfahren  bringt  jedes  Jahr  auf,  was  es  verschuldet 
hat.  Da  diese  Schuld  zum  grofsen  Teil  in  Gestalt  von  Renten  erst 
im  Laufe  der  Jahre  und  Jahrzehnte  zur  Zahlung  gelangt,  .so  bildet 
die  Genossenschaft  gleichsam  das  Reserv'oir,  aus  dem  die  Versicherung 
gespeist  wird  und  das  seinerseits  aus  den  Taschen  der  Versicherer 
(Betriebsunternehmer)  gefüllt  wird.  Gleichwohl  wird  die  Genos.sen- 
schaft  nur  scheinbar  reich,  denn  in  Wirklichkeit  deckt  ihr  Besitz 
gerade  ihre  Verpflichtungen.  Das  wesentliche  aber  ist,  dafs  die 
Genossenschaft  nicht  im  Verhältnis  eines  Gläubigers  den  V'ersicherern 
gegenüber  steht;  sie  kann  sich  jederzeit  von  den  Versicherern  ganz 
oder  teilweise  loslösen  und  ihre  Geschäfte  selbständig  weiterführen 
oder  abwickeln.  Bei  derartiger  Fundierung  der  Genossenschaften 
wäre  also  die  berufsgenossenschaftliche  Organisation  weit  beweg- 
licher, als  sie  jetzt  ist;  der  Bestand  der  einzelnen  Berufsgenossen- 
schaften wäre  nicht  so  gesichert  wie  jetzt , wo  die  Schuldenlast 
jede  Genossenschaft  wie  mit  eisernen  Klammern  zusammenhält,  ja 
das  „berufsgenossenschaftliche  Prinzip“  selbst  wäre  dann  seines 
sichersten  Schutzes  beraubt  und  arg  gefährdet. 

Archiv  fiir  so2.  Gesetzgebung  u.  Statistik.  XVI.  3 
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Kein  Wunder,  dafs  unter  diesen  Umständen  der  Reichstag  für 
den  von  einer  Seite  gemachten  Vorschlag,  noch  jetzt  zum  Deckungs- 
verfahren überzugehen,  nicht  zu  haben  war,  obgleich  er  die  ver- 
sicherungstechnische Richtigkeit  des  Gedankens  unbedingt  anerkennen 
mufste.  Auch  wäre  in  der  That  die  damit  verbundene  plötzliche 
Erhöhung  der  Beiträge  so  grofs  gewesen,  dafs  man  mit  Recht  fürchten 
mufste,  in  den  Kreisen  der  Unternehmer  die  gröfste  Unzufriedenheit 
zu  erregen  und  zum  Teil  auch  auf  ernste  Schwierigkeiten  bei  der 
Erhebung  der  Beiträge  zu  stofsen.  Klar  erkannte  man  aber,  dafs 
der  Regierungsvorschlag,  die  Reservefonds  noch  zu  vermindern,  ganz 
unzweckmäfsig  sei , dafs  vielmehr  die  Reserven  erhöht  werden 
müfsten,  schon  um  zu  verhüten,  dafs  die  Beiträge  im  Laufe  der  Jahre 
bis  zum  Beharrungszustande  gar  zu  sehr  anwüchsen.  Es  liegt  näm- 
lich auf  der  Hand,  dafs  die  Beiträge  l>ci  dem  Umlage  verfahren  in 
allmählicher,  aber  sicherer  Steigerung  schliefslich  weit  höher  werden 
müssen  als  die  gleichmäfsigen  Beiträge  beim  Deckungsverfahren, 
da  ja  auch  die  Zinsen  der  in  den  Taschen  der  Unternehmer  bleibenden 
Deckungskapitalien  nicht  der  Berufsgenossenschaft  zufliefsen,  wie 
beim  Deckungsverfahren  geschieht,  also  auch  noch  mit  bezahlt 
werden  müssen.  Man  einigte  sich  daher  dahin,  eine  allmähliche 
Erhöhung  der  Reservefonds  der  gewerblichen  Berufsgenossen- 
schaften eintreten  zu  lassen,  solange  bis  ihre  Zinsen  ausreichen,  die 
weiteren  Beiträge  gleichmäfsig  auf  einer  Höhe  zu  erhalten,  die  un- 
gefähr in  der  Mitte  zwischen  dem  Kapitaldeckungsbcitrag  und  dem 
Höchstlietrag  des  Umlagebeitrags  liegt.  Dies  wurde  durch  folgende 
Gesetz  gewordenen  Bestimmungen  des  § 34  der  Gewerbe-U.V.G. 
(zu  vgl.  auch  § 36  des  See-UA^G.)  erreicht: 

„Nach  Ablauf  der  ersten  1 1 Jahre  und,  sofern  das  elfte 
Jahr  beim  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  schon  überschritten 
ist,  von  diesem  letzteren  Zeitpunkt  ab  haben  die  Berufs- 
gcnossenschaften  dem  jeweiligen  Bestände  des  gesetzlichen 
Reservefonds  drei  Jahre  lang  je  10  Proz.  und  weiter  in 
Zeiträumen  von  je  drei  Jahren  i Proz.  weniger  bis  herab  zu 
je  4 Proz.  alljährlich  zuzuschlagen  und  zwar  jedesmal  unter 
Anrechnung  der  Zinsen.  Nach  .Ablauf  dieser  Zeit  sind  aus 
den  Zinsen  des  Reservefonds  diejenigen  Beträge  zu  ent- 
nehmen, welche  erforderlich  sind,  um  eine  weitere  Steigerung 
des  auf  eine  jede  versicherte  Person  im  Durchschnitt  ent- 
fallenden Umlagebeitrags  zu  beseitigen.  Der  Rest  der 
Zinsen  ist  dem  Reservefonds  weiter  zuzuschlagen.“ 
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In  den  ersten  1 1 Jahren  bleibt  es  beim  Alten.  Bei  der  Neii- 
reclaktion  ist  jedoch  vergessen  worden  hinzuzufügen , dafs  in  den 
ersten  1 1 Jahren  auch  die  Zinsen  dem  Reservefonds  hinzugeschlagen 
werden  sollen  — was  nach  dem  alten  Gesetz  aus  dem  der  Be- 
stimmung für  die  ersten  1 1 Jahre  folgenden  Satz,  der  jetzt  weg- 
gefallen ist,  hervorging.  Dadurch  haben  die  Bestimmungen  des 
Gewerbe-Unfallversicherungsgesetzes  über  die  Bildung  des  Reserve- 
fonds jetzt  einen  Wortlaut  erhalten,  der  nur  für  den  zu  verstehen 
ist,  der  die  Geschichte  des  Paragraphen  kennt;  jeder  andere  mufs 
ihn  mifsverstehen. 

Auch  für  die  landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften  ist  die 
.Ansammlung  eines  Reservefonds,  wenn  auch  nur  im  bescheidenen 
Umfange,  jetzt  obligatorisch  geworden.  Die  redaktionelle  Fassung 
der  Bestimmungen  darüber  i.st  leider  nicht  glücklicher  als  die  des 
Gewerbe-Unfallversicherungsgesetzes.  Es  heifst  nämlich  im  § 37 
■Abs.  1 des  Unfallversicherungsgesetzes  für  land-  und  Forst- 
wirtschaft : 

„Die  Berufsgenossenschaften  haben  einen  Reservefonds 
anzusammeln.  Zur  Bildung  sind,  sofern  nicht  Landesgesetz 
oder  Statuten  einqn  höheren  Betrag  vorschreiben,  bei  der 
Umlegung  des  Jahresbedarfs  jährlich  2 Proz.  desselben  zu- 
zuschlagen, solange  der  Reservefonds  nicht  das  Doppelte 
des  jeweiligen  Jahresbedarfs  erreicht." 

Von  den  Zinsen  ist  hier  gar  nicht  die  Rede,  ln  dem  Bericht 
der  Reichstagskommission  liest  man  aber ; „Die  Zin.sen  werden  selbst- 
verständlich dem  Reservefonds  zugeschlagen;  sie  dürfen  selbst  dann 
nicht  zu  anderen  Zwecken  verwendet  werden,  wenn  die  ....  limi- 
tierte Höhe  erreicht  ist."  Damit  scheint  nun  wieder  der  zweite  Ab- 
satz desselben  Paragraphen  in  Widerspruch  zu  stehen,  der  lautet : 
„In  dringenden  Bedarfsfällen  kann  die  Genos-senschaft 
mit  Genehmigung  des  Reichs- Versicherungsamts  schon  vor- 
her die  Zinsen  und  erforderlichenfalls  auch  den  Kapital- 
bestand des  Reservefonds  angreifen.  Die  Wiederergänzung 
erfolgt  alsdann  nach  näherer  Anordnung  des  Rcichs- 
V ersicheru  ng.samts." 

Wenn  die  Zinsen  überhaupt  dauernd  dem  Reservefonds  zu- 
geschlagen werden  sollen,  was  sollen  dann  die  Worte  „schon  vor- 
her“ bedeuten? 

Schon  im  ersten  Kapitel  waren  wir  auf  eine  arge  Unbeholfen- 
heit  und  Unklarheit  in  der  sprachlichen  Wiedergabe  eines  gesetz- 
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geberischen  Gedankens  gestofsen.  Es  würde  sich  in  der  That 
empfehlen,  dafs  eine  Stelle  geschaffen  wird,  die  lediglich  die  Aufgabe 
hat,  die  redaktionelle  Fassung  der  Beschlüsse  des  Reichstags  zu 
prüfen,  und  der  zugleich  das  Recht  zusteht,  Verbesserungen  in 
redaktioneller  Beziehung  auch  noch  nach  der  definitiven  Beschlufs- 
fassung  vorzuschlagcn.  Im  vorliegenden  Falle  war  allerdings  bereits 
die  Reichstagskommission  die  Sünderin. 

Schliefslich  mufs  hier  noch  erwähnt  werden,  dafs  die  Bau- 
Versicherungsanstalten  auch  weiterhin,  abweichend  von  den  Berufs- 
genossenschaften, auf  Grund  eines  Prämientarifs  den  Kapitalwert  der 
voraussichtlichen  Leistungen  aus  den  zu  erwartenden  Unfällen  zu 
erheben  haben  (Deckungsverfahren)  und  dafs  sich  ihnen  hierin  nun- 
mehr die  Versicherungsanstalt  der  See-Berufsgcnosscnschaft  für  den 
Schiflahrtskleinbetrieb  u.  s.  w.  anschliefst. 

6.  Unfallverhütung. 

Ob  die  Berufsgenossenschaften  Unfallverhütungsvorschriften  er- 
lassen wollten  oder  nicht,  lag  bislang  vollkommen  in  ihrem  eignen 
Ermessen;  jetzt  können  sie  im  Aufsichtswpge  dazu  angehalten  werden. 
Zugleich  sind  sie  jetzt  durch  das  Gesetz  ausdrücklich  dazu  ver- 
pflichtet, für  die  Durchführung  der  Unfallverhütungsvorschriften 
Sorge  zu  tragen.  Die  Beratung  und  Beschlufsfassung  über  die  V^or- 
schriften  liegt  unter  Hinzuziehung  von  Vertretern  der  .Arbeiter  dem 
Genossenschafts\'orslatule  ob;  den  Scktion.svorständen  ist  der  Ent- 
wurf nur  zur  Begutachtung  vorzulegen.  Die  Vertreter  der  Arbeiter 
sind  auch  hinzuzuziehen,  wenn  die  Berufsgenossenschaften  zur  Begut- 
achtung von  Anordnungen  aufgefordert  werden,  die  auf  Grund  des 
§ I20e  Abs.  2 der  Gewerbeordnung  von  den  zuständigen  Behörden 
erlassen  werden  sollen.  Falls  die  Vorschriften  der  Genossenschaft 
sowie  die  zu  erlassenden  Anordnungen  der  Behörden  nur  für  die 
Bezirke  einzelner  Sektionen  Gültigkeit  haben  .sollen,  sind  auch  zur 
Begutachtung  durch  die  Sektionen  Vertreter  der  Arbeiter  hinzu- 
zuziehen. Das  Reichs-Vensicherungsamt  kann  dies  auch  son.st  an- 
ordnen, soweit  es  sich  um  die  Begutachtung  von  Genossenschafts- 
vorschriften handelt.  Die  Arbeitervertreter  haben  bei  den  Beratungen 
volles  Stimmrecht  und  müssen  in  gleicher  Anzahl  wie  die  Genossen- 
schaft.s-  oder  Sektionsmitglieder  herangezogen  werden.  Wird  die 
Verwaltung  einer  landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaft  durch 
Organe  der  Selbstverwaltung  oder  durch  staatliche  Behörden  gc- 
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fuhrt,  so  müssen  auch  noch  Vertreter  der  Arbeitgeber  in  gleicher 
Anzahl  an  den  Beratungen  teilnehmen.  Aufserdem  ist  noch  das 
Reichs- Versicherungsamt  zu  jeder  vom  Genossenschaftsvorstande  an- 
beraumten Sitzung  einzuladen,  in  der  über  X'orschriften,  die  von  der 
(ienossenschaft  erlassen  werden  sollen,  beraten  wird. 

Bei  den  gewerblichen  Berufsgenossenschaften  werden  die 
Arbeiter\-ertreter  von  den  Ausschüssen  der  Versicherungsanstalten 
gewählt,  auf  deren  Bezirke  sich  die  Berufsgenossenschaft  oder  Sektion 
erstreckt;  wahlberechtigt  sind  dabei  nur  die  der  Klasse  der  Ver- 
sicherten angehörigen  Mitglieder  der  Ausschüsse.  Bei  den  land- 
und  forstwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften  werden  die  V^er- 
treter  der  .Arbeitgeber  und  Arbeiter  aus  den  ihrer  Klasse  an- 
gehörigen land-  und  forstwirtschaftlichen  Beisitzern  der  Schieds- 
gerichte durch  das  Los  berufen,  ebenso  bei  der  See-Berufsgenossen- 
schaft die  Vertreter  der  .Arbeiter  aus  den  ihrer  Klasse  angehörigen 
Schiedsgerichtsbeisitzern  für  die  Seeschiffahrt. 

Einige  weitere  neue  Bestimmungen  haben  den  Zweck,  Kolli- 
sionen zwischen  Berufsgenossenschaften  und  ihren  .Aufsichtsbeamten 
einerseits  und  den  zahlreichen  Behörden  andrerseits,  die  im  Inter- 
esse der  Unfallverhütung  V'orschriften  erlas,sen  und  .Anordnungen 
treffen  können,  hintanzuhalten.  Ob  das  Ziel  erreicht  werden  wird, 
bleibt  abzu  warten.  Im  ganzen  glauben  wir  nicht,  dafs  durch  die 
neuen  Gesetze  die  berufsgenossenschaftliche  Unfallverhütung  einen 
grofsen  Aufschwung  nehmen  wird.  Von  allem  andern  ganz  ab- 
gesehen, ist  schon  die  zentralistische  berufsgenossenschaftliche  Or- 
ganisation zur  Durchführung  einer  wirksamen  Ueberwachung  der 
Betriebe  gar  zu  ungeeignet.  Zu  solcher  Thätigkeit  sind  durchaus 
lokale  Organe  nötig,  und  diese  fehlen  eben  gerade  den  Berufs- 
geno.ssenschaften.  Vielleicht  gelingt  cs  den  Berufsgenossenschaften 
gemeinsam  und  im  Zusammenwirken  mit  andern  schon  be.stehenden 
Organisationen,  die  ähnlichen  Zwecken  dienen,  — wie  z.  B.  den  Dampf- 
kesselrevisionsvereinen — das  Fehlende  zu  schaffen.  Grofs  ist  die 
Wahrscheinlichkeit  nicht ; vielmehr  glauben  wir  — wie  wir  bereits 
an  anderer  Stelle  ')  ausgeführt  haben  — , dafs  etwas  wirklich  Durch- 
greifendes nur  durch  eine  besondere  gesetzliche  Regelung  des  ge- 
samten Gebiets  der  Unfall-,  Erkrankungs-  und  Imaliditätsverhütung 
geleistet  werden  wird. 

*)  Zu  vgl.  meine  Abhandlung:  Das  neue  deutsche  Invalidenversichrrungs- 

gcselz  vom  13.  Juli  1899.  Hd.  XV  dies<*s  Archivs  S.  186 — 187. 
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7.  Unfallfürsorge  für  Gefangene. 

Ueber  die  Unfallfürsorge  für  Gefangene  können  wir  uns  ganz 
kurz  fassen.  Die  Gefangenen  werden  für  die  Folgen  von  Unfällen 
entschädigt,  die  sie  bei  einer  Thätigkeit  erleiden,  bei  deren  Aus- 
übung freie  Arbeiter  nach  den  Unfallversicherungsgesetzen  ver- 
sichert sein  würden.  Den  Gefangenen  werden  dabei  die  in  öffent- 
lichen Besserungsanstalten,  Arbeitshäusern  und  ähnlichen  Zwangs- 
anstalten untergebrachten  Personen  gleichgestellt,  ebenso  die  zur 
Forst-  oder  Gemeindearbeit  oder  zu  sonstigen  Arbeiten  auf  Grund 
gesetzlicher  oder  polizeilicher  Be.stimmung  zwangsweise  angehaltcnen 
Personen.  Die  Bestimmungen  über  die  Entschädigungen  schliefsen 
sich  denen  der  Unfallversicherungsgesetze  an.  Die  Entschädigungen 
selbst  halten  sich  jedoch  innerhalb  des  Allernotdürftigstcn ; bei- 
spielsweise darf  der  Höchstbetrag  der  Vollrente  300  Mk.  jährlich 
nicht  überschreiten. 

Zur  Entschädigutig  \erpflichtct  ist  der  Bundesstaat.  Die  \'er- 
pflichtung  kann  aber  durch  LandesgC-setz  auf  andere  Stellen  über- 
tragen werden.  Die  Bundesstaaten  sind  auch  befugt,  Gemeinden 
oder  andre  öffentlich-rechtliche  V erbände,  die  Gefangenenanstalten 
unterhalten,  zu  Beiträgen  heranzuziehen.  Unternehmer,  die  Ge- 
fangene beschäftigen,  können  durch  Vertrag  dazu  verpflichtet 
werden,  Beiträge  an  die  Kasse,  der  die  Entschädigungsleistung  ob- 
liegt, zu  zahlen  oder  auch,  falls  sich  ein  Unfall  bei  einer  für  ihre 
Rechnung  stattfindenden  Bc.schäftigung  ereignet , Ersatz  für  die 
Entschädigungslast  zu  leisten.  Zur  Ausführung  des  Gesetzes  werden 
Ausführungsbehörden  eingesetzt  und  zwar  in  der  Regel  durch  die 
I -andes-Zentralhehördc. 


Damit  glauben  wir  das  wichtigste  von  dem  Neuen,  das  die 
Unfallversicherungsgesetze  vom  30.  Juni  1900  bringen,  mit  geteilt 
zu  haben.  Eine  Reihe  weiterer  .Abänderungen  des  bisherigen  Rechts 
betreffen  mehr  interne  .Angelegenheiten  der  ausführenden  Organe 
und  entbehren  jedenfalls  des  allgemeineren  Interesses. 

Der  l.escr  wird  den  Pändruck  gewonnen  haben,  dafs  zweifellos 
ein  Schritt  vorwärts  gemacht  ist.  Auf  ein  glattes  Ineinandergreifen 
der  verschiedenen  Zweige  der  .Arbciterversichcrung  ist  mehr  als 
früher  Bedacht  genommen,  und  hier  und  da  finden  sich  sogar  -An- 
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Sätze  zu  einem  ernsthaften  Umbau  des  Gebäudes.  Mit  grofser  Ent- 
schiedenheit ist  jedoch  die  Wendung  vermieden  worden,  die  allein 
eine  Reform  in  grofsem  Stile  einleiten  könnte,  nämlich  die  Wendung 
von  der  Bevormundung  der  Versicherten  zu  ihrer  Mitwirkung,  mit 
anderen  Worten  zur  Demokratisierung  der  Einrichtungen.  Gegen 
da.s,  was  auf  diese  Weise  versäumt  ist,  tritt  freilich  das,  was  er- 
reicht ist,  sehr  in  den  Hintergrund. 


Digitized  by  Google 


o 


Der  Kampf  um  Arbeit  in  der  bürgerlichen  Frauenwelt. 

Von 

LILY  BRAUN. 

in  Eicriin. 


I. 

Theoretische  Erörterungen  der  Frauenfrage  haben  weder 
wissenschaftlichen  Wert  noch  praktische  Bedeutung,  wenn  sie 
lediglich  von  vorgefafstcn  Meinungen  oder  allgemeinen  ethischen 
Prinzipien  ausgehen.  Um  zu  richtigen  Resultaten  zu  gelangen,  gilt 
es  vielmehr,  auf  dem  Boden  der  Thatsachen  zu  fufsen.  Es  er- 
scheint deswegen  nicht  nur  notwendig,  die  geschichtliche  Ent- 
wicklung der  Stellung  der  Frau  im  Menschheitsleben  im  allgemeinen 
darzustellcn,  es  ist  auch  erforderlich,  von  dem  Zeitpunkt  an,  wo 
die  Frauenfrage  sich  erweitert  und  in  ihr  verschiedene  gleich 
wichtige  Seiten  hervortreten,  die  historische  Betrachtung  jedesmal 
der  theoretischen  vorauszuschicken.  Dabei  kann  es  sich  weniger 
darum  handeln,  einzelne  Thatsachen  mit  möglichster  Vollständig- 
keit zu.sammenzustcllen , als  vielmehr,  den  Gang  der  Entwicklung 
in  seinen  grofsen  Zügen  zu  verfolgen  und  seine  treibenden  Kräfte 
aufzudecken. 

Die  wirtschaftliche  Seite  der  Frauenfrage,  die  das  ganze  Er- 
werbsleben des  weiblichen  Gechlcchts  von  den  Höhen  wissenschaft- 
licher Arbeit  bis  in  den  düsteren  .Abgrund  der  Prostitution  umfafst, 
bedarf  besonders  dieser  Behandlungsweisc.  Viel  unfruchtbarer 
Streit  über  das  Recht  der  l'rauen  auf  Arbeit,  über  ihre  Zulassung 
zu  oder  ihre  Au.sschlicfsung  von  männlichen  Berufen  würden  ver- 
mieden werden,  viele  nur  moralisierende  .Sittlichkeitsapostel  würden 
ihre  vergeblichen  Reformversuche  einstellen,  wenn  an  Stelle  ein- 
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gcwurzelter  V'orurteile  und  verschwommener  Gefühle  die  historische 
Elrkenntnis  treten  würde.  Sich  der  Entwicklung  in  den  Weg  zu 
werfen,  ist  ein  nutzloses  Bemühen ; auch  der,  der  sie  fürchtet,  kann 
ihre  unheiU-ollen  Wirkungen  nicht  anders  abwenden,  als  indem  er 
ihr  die  Wege  bahnt.  Was  die  Frauenbewegung  an  traurigen  Re- 
sultaten gezeitigt  hat,  das  verdankt  sie  aus.schliefslich  ihren  Gegnern 
und  ihren  falschen  Freunden.  Ihr  eigner  Gang  ist  ein  klaret,  ge- 
setzmäfsiger,  der  sich  am  deutlichsten  in  dem  Kampf  um  .Arbeit 
in  der  bürgerlichen  Frauenwelt  ausdrückt. 

Das  Ende  des  achtzehnten  Jahrhunderts  war  für  die  Frauen- 
welt eine  der  bedeutsamsten  geschichtlichen  Epochen.  Wohl  waren 
schon  vorher  Männer  und  Frauen  aufgetreten,  die  mehr  Gerechtig- 
keit, mehr  Bildung,  erweiterte  .Arbeitsmöglichkeiten  für  das  weibliche 
Geschlecht  gewünscht  hatten,  aber  sie  waren  vereinzelt  geblieben 
und  daher  verhallten  ihre  .Stimmen  fast  ungehört.  Erst  die  herein- 
brechende neue  Zeit  erhob  die  theoretischen  und  philo.sophischen 
Erörterungen  über  die  Rechte  des  Weibes,  in  den  Bereich  prak- 
tischer Forderungen.  .Aber  es  waren  weniger  die  vielen  redne- 
rischen und  schriftstellerischen  .Auseinandersetzungen  und  Erklärungen 
der  politischen  Rechte,  die  zu  Erfolgen  führten,  als  vielmehr  die  von 
den  Massen  der  Frauen  erhobene  Forderung  ihres  Rechtes  auf 
.Arbeit. 

Schon  das  französische  F.dikt  von  177b  hatte  mit  der  Prokla- 
mierung  der  Gewerbefreiheit  diese  Forderung  anerkannt,  und  nach 
der  Revolution  schien  es,  als  .stünden  den  Frauen  nunmehr  dieselben 
Wege  offen,  auf  denen  die  Männer  ihrem  Broterwerb  nachgingen.  , 
Bald  zeigte  sich  jedoch,  dafs  die  gröfsten  Hindernisse  erst  noch  zu 
überwinden  waren,  denn  es  fehlte  den  F'rauen  jede  V'orbildung; 
man  hatte  sie  aufs  offene  Meer  hinausgelassen,  ohne  ihnen  Steuer, 
.Anker  und  Kompafs  mitzugeben. 

Die  F'rauen  und  Töchter  des  arbeitenden  V'olkes,  die  in  immer 
ausgedehnterem  Mafse  gezwungen  waren,  sich  einen  Broterwerb  zu 
suchen,  .strömten  den  Industrien  zu,  die  ungelernte  .Arbeiter  brauchen 
konnten.  I.ohndruck,  Vergröfserung  des  Elends,  infolgedessen  neuer 
Zuzug  weiblicher  Arbeiter  war  die  Folge.  .Aus  diesen  .Anfängen 
heraus  entwickelte  sich  die  .Arbeiterinnenbewegung.  .Aber  während 
diese  .Schicht  der  weiblichen  Bevölkerung  den  Kampf  ums  tägliche 
Brot  von  jeher  eben.so,  ja  oft  noch  viel  schwerer  empfunden  hatte, 
als  die  Männer,  waren  die  Frauen  und  Töchter  der  Bourgeoisie  vom 
Erwerbszwang  bisher  verschont  geblieben.  Sie  lebten  der  häuslichen 


Digitized  by  Google 


42 


Li  ly  Braun, 


Thätigkeit  und  der  Kindererziehung,  häufig  aber  lediglich  dem  V'er- 
gnügen,  der  Schöngeisterei  oder  anderem  maskierten  Müfsiggang.  Die 
Verarmung  des  Bürgerstandes,  die  Revolutionen  und  Kriege,  die  Zu- 
nahme der  alleinstehenden  Frauen,  der  Töchter  und  Witwen  der  Opfer 
des  Schlachtfeldes,  nötigten  die  Frauen  zu  einer  Arbeit,  die  ihnen,  weil 
sie  bisher  das  allein  richtige  Verhältnis  in  der  Erhaltung  der  Frau 
tlurch  den  Mann  gesehen  hatten,  nicht  nur  an  sich  schwer  fiel, 
sondern  auch  wie  eine  möglichst  zu  verbergende  Schande  erschien. 
Zahlreich  waren  schon  Mitte  des  achtzehnten  Jahrhunderts  die  armen 
adeligen  Fräuleins,  die  in  den  Stellungen  al^  Eraieherinnen  fürst- 
licher Kinder,  als  Kammerfrauen  der  Prinzessinen,  ja  selbst  als  Hof- 
damen an  den  vielen  kleinen  Fürstenhöfen  nichts  anderes  suchten 
als  einen  Broterwerb  und  sich  oft,  unter  ängstlicher  Aufrecht- 
erhaltung äufseren  Glanzes,  kümmerlicli  genug  durchschlugen.  Und 
nicht  nur  sentimentale  Romane,  auch  manche  der  an  die  N'atio- 
nalvcrsammlung  gerichteten  Petitionen  führen  den  Beweis  dafür, 
dafs  viele  Bürgertöchter  sich  gezwungen  sahen,  durch  Stickereien 
und  Wirkereien  ihr  Brot  zu  verdienen.  Mit  den  Frauen  des 
handarbeitenden  Volkes  teilten  sie  das  gleiche  Schicksal:  die  Not 
trieb  sie  zur  Arbeit;  und  sic  hatten  auch  noch  ein  anderes  mit 
ihnen  gemein:  den  Mangel  jeglicher  Vorbildung  zu  einem  Erwerbs- 
beruf. Aber  während  für  jene,  dank  der  Füntwicklung  der  Technik 
und  des  .Maschinenwc.sens,  in  der  .•Xrmee  der  Industriearbeiter  Platz 
genug  vorhanden,  und  ihre,  wenn  auch  ungelernte  Arbeitskraft,  eine 
begehrte  war,  standen  diese  vor  geschlossenen  Thüren,  vor  denen 
Unbildung  und  Vorurteil  Wache  hielt.  Die  .Arbeiterin  kämpfte  be- 
reits in  Reih  und  Glied  mit  dem  Mann  den  harten  Kampf  ums 
Dasein , während  die  Frau  der  Bourgeoisie  sich  erst  ihren  Platz 
neben  dem  Mann  zu  erringen  hatte.  .Aus  diesem  Umstand  erklärt 
sich  die  oft  bis  zu  Gegensätzen  sich  steigernde  V'crschiedenheit  der 
bürgerlichen  und  der  proletarischen  Frauenbewegung  und  auch  die 
Notwendigkeit,  beide  getrennt  von  einander  zu  behandeln. 

Die  Frau  der  Bourgeoisie  wurde  für  das  Haus  und  für  die 
Geselligkeit  erzogen.  .Auch  die  erweiterte  Bildung,  die  die  neue 
Zeit  für  sie  forderte,  und  die  über  den  Religions-  und  Haushaltungs- 
unterricht des  Mittelalters  hinausging,  hatte  nur  den  Zweck,  die  ge- 
selligen Talente  zu  unterstützen  und  dem  .Mann  eine  verständnis- 
vollere Gefährtin  zu  sein. 

Die  erste  Stelle  unter  den  Vorkämpfern  der  Reform  der  Mädchen- 
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erziehunsj  nalim  Fenelon  ein.*)  Seine  pädagofjischeii  Grundsätze 
veranlal'sten  Frau  von  Maintenon  in  St.  Cyr  die  erste  höhere 
^^ädchcnschule  zu  gründen,  die  insofern  noch  ein  besonderes  In- 
teresse beansprucht,  als  sie  zugleicli  die  erste  .Anstalt  war,  die,  durch 
.Ausbildung  von  Erzieherinnen,  der  beruflichen  Thätigkeit  der  Frau 
die  Wege  bahnte.  ■)  Aber  sie  war  nur  eine  Oase  in  der  Wüste 
und  entsprach  so  wenig  der  Zeitströmung,  das  sie  bald  auf  das 
jämmerliche  Niveau  der  üblichen  Mädchenschulen  herabsank,  und  Putz, 
Tanz  und  Konversation  ihr  wesentlicher  Unterrichtsstoff  blieb.  Ihrer 
deutschen  Nachahmung,  dem  Gynäccum  A.  H.  Frankes,  erging  es  nicht 
anders.  Er,  der  einfache,  fromme  Mann  mufste  es  sich  gefallen 
lassen,  dafs  auch  seine  Gründung,  wie  damals  alle  Erziehungsanstalten 
für  -Mädchen,  in  die  Hände  französischer  Gouvernanten  fiel , die 
Modepüppchen  darin  dressierten.*)  Die  französische  Sprache,  die 
Umgangssprache  der  höheren  Stände,  trat  überall  in  den  Mittel- 
punkt des  Unterrichts.  Französische  Erzieher  und  Erzieherinnen, 
deren  einzige  Kenntnis  meist  ihre  .Muttersprache  war,  wurden  in 
jedem  Hause,  dessen  Bewohner  auf  „Bildung“  -Anspruch  machten, 
gesucht.  Viele  zweideutige  Existenzen  gelangten  besonders  in 
Preufsen,  wo  Friedrichs  II.  Vorliebe  für  die  französische  Sprache 
mafsgebend  war,  zu  derartigen  Stellungen.  Die  Bildung,  die  sie  ver- 
mittelten, war  noch  ungesunder  und  oberflächlicher  als  die  des 
Mittelalters.  Eine  Reaktion  gegen  die  herrschende  Strömung,  gegen 
die  Ausschliefsung  des  weiblichen  Geschlechts  von  allen  ernsteren 
Kenntnissen,  gegen  sein  einseitiges  Interesse  für  Putz  und  Tand, 
Spielerei  und  Liebelei,  war  unausbleiblich.  Sie  wird  in  Deutsch- 
land durch  Gottsched  und  seine  Schule  gekennzeichnet  und 
— gerichtet.  Denn  statt  eine  durchgreifende  Umwandlung  der 
Erziehung  der  Mädchen  anzustreben,  beschränkte  er  und  sein  Kreis  sich 
auf  die  Treibhauskultur  einzelner  weiblicher  „Dichter"  und  „Gelehrten", 
die  mehr  als  die  geputzten  Dämchen  der  höfischen  Salons  für  den 
niedrigen  Stand  weiblicher  Geistesentwicklung  Zeugnis  ablegten.*) 

*)  Vj;l.  FtMielon,  Fducation  fies  filles,  Nouvcllc  KditUm,  Paris  1884. 

*)  Vgl.  K.  von  Sallwürk,  Fcnrlon  und  die  Litleralur  der  weiblichen  Bildung 
in  Frankreich.  Langensalza  18S6. 

*)  Vgl.  .Xdalbert  von  llanstein.  Die  Frauen  in  der  Geschichte  des  deutschen 
Geisteslebens.  F>stcs  Huch.  Leipzig  1899.  S.  70  f. 

*)  Fanen  Beweis  dafür,  wenn  auch  einen  unbeabsiclitigten.  liefert  .\dalbert 
von  llan-stcin  a.  a.  f>.  Schade  um  den  Fleifs,  mit  dem  er  alle  die  Damen  der 
verdienten  Vergessenheit  entrissen  hat. 
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Die  häufigen  Krönungen  von  Dichterinnen,  ja  selbst  manche  Pro- 
motionen weibliclier  Doktoren  muten  uns  heute  wie  eine  grausame 
Satire  an.  Es  wäre  aber  durchaus  verkehrt,  die  Schuld  daran  Ein- 
zelnen zuzuschreiben:  noch  war  für  die  Frauen  die  Bildung  nur  ein 
äufseres  Schmuckstück,  Kunst  und  Gelehrsamkeit  nur  ein  Mittel, 
um  in  geistreichen  Salons  zu  glänzen.  Vertiefung,  ernste  Arbeit 
war  erst  da  zu  erwarten , wo  sie  zu  einer  Berufsthätigkeit  die 
Grundlage  zu  schaffen  hatten.  Dafs  sie  anfingen,  aus  diesem  Grunde 
notwendig  zu  werden,  erkannten  Tieferblickende  nach  und  nach. 
So  schrieb  Basedow  schon  im  Jahre  1770;  „Die  meisten,  die  von 
Erziehung  der  Töchter  schreiben,  geben  denselben  so  viel  Anmut 
oder  so  glückliche  Umstände,  dafs  man  an  ihrer  baldigen  Ver- 
heiratung nicht  zweifeln  darf.  .Aber  giebt  es  denn  keine  häfsliche 
und  gebrechliche  föchter.’  Keine,  die  in  ihrem  Stande,  der  Armut 
halber,  nach  den  jetzigen  Sitten  in  Gefahr  sind,  von  einem  würdigen 
Manne  nicht  begehrt  zu  werden  ?“  Er  giebt  darnach  den  „Eltern 
von  Stande,  die  kein  Vermögen  besitzen“,  den  Rat,  ihre  Töchter 
nicht  wie  bisher  allein  im  Hinblick  auf  die  Ehe  zu  erziehen,  sondern 
ihnen  eine  Bildung  zu  geben,  die  es  ihnen  ermöglicht,  als  Lehrerinnen 
und  Gc.sellschafterinnen  einmal  ein  Unterkommen  zu  finden.*)  Sein 
mutiger  Ausspruch,  den  bisher  viele  gefühlt,  aber  niemand  zu  thun 
gewagt  hatte,  fiel  auf  fruchtbaren  Boden.  So  manches  unbefriedigte, 
einsame  Mädchen  schuf  sich  im  Lehrberuf  einen  befriedigenden 
Wirkungskreis,  und  trug,  indem  es  .sich  selbst  half,  dazu  bei,  dafs 
seinem  vernachlässigten,  unwissenden  Geschlecht  geholfen  wurde. 
.Als  die  hervorragendste  ihrer  .Art  sei  Karoline  Rudolphi  genannt, 
die  nach  entbehrungsreicher  Jugend  und  Jahren  inneren  Kampfes, 
zu  dem  Entschlufs  kam , Erzieherin  zu  werden  und  schliefslich 
in  Hamburg  eine  Mädchenschule  gründete,  die  Vorbild  mancher 
anderen  wurde.  Ihre  Erziehungsgrundsätze  hat  sie  in  ihrem  Buche: 
„Gemälde  weiblicher  Erziehung“  niedergelegt;  sie  gipfeln  in  dem 
.Ausspruch  : „Lasset  euere  Kinder  Men.schen  werden  1“  -)  Erzieht  die 
Mädchen  nicht  zuerst  zu  Damen  und  H.ausfrauen,  sondern  zu  tüch- 
tigen Menschen,  die  im  Notfall  auch  allein  durchs  Leben  gehen 
können,  die  nicht  zu  verzweifeln  brauchen,  wenn  die  führende  1 land ' 
des  Mannes  fehlt. 

*)  ''K**  J-  Hasrdow,  MfthiHlenhurh  für  Vülcr  und  Mütter,  Kamilicn  und 
Volker,  .\ltona  1770.  S.  324  ff. 

*)  Karoline  Kudtdplii,  (jemülde  weibliclier  Krzieliunjj.  Heidelberg  tSl5. 
Vorrede,  S.  XI. VI. 
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In  schroffem  Gegensatz  steht  Karoline  Rudolphi  zu  ihrer 
Zeitgenossin , Madame  de  Genlis , die  die  Mädchen  nur  für  die 
Ehe,  nur  für  den  Mann  erziehen  wollte,  die  in  der  Bildung 
nichts  als  ein  Mittel,  die  Langeweile  zu  bekämpfen  und  dem 
Müfsiggang  vorzubeugen,  sah  und,  in  logischer  Konsequenz  zu  dem 
Schlüsse  kam : „Das  Genie  ist  für  die  Krauen  eine  gefährliche  und 
nutzlose  Gabe,  es  entfremdet  sie  ihrer  Bestimmung  und  läfst  sie 
diese  nur  als  drückend  empfinden."’)  Die  V^erfasserin,  die  typische 
Erzieherin  ihrer  Zeit  und  ihres  Volkes,  sprach  damit  aus,  was  die 
.Ansicht  dessen  war,  der  für  die  nächsten  Dezennien  die  Geschicke 
der  Welt  in  seinen  eisernen  Händen  hielt : Napoleons.  Wie 

Rousseau  sah  er  in  den  Krauen  nur  Mütter;  zu  solchen,  zu  Ge- 
bärerinnen und  Erzieherinnen  eines  Geschlechts  von  I leiden,  wollte 
er  sie  erzogen  wissen.  Und  so  schroff  und  festgewurzelt  war  seine 
Meinung,  dafs  er  allen  geistreichen  und  gelehrten  Krauen  mit 
Widerwillen  begegnete,  einem  Widerwillen,  der  sich  bis  zu  dem 
kleinlichen  Kampf  gegen  Madame  de  Stael  steigern  konnte.  Aber 
ebenso  wie  man,  besonders  aufserhalb  Krankreichs,  über  dem  Er- 
oberer den  Reformator  zu  vxrgessen  pflegt,  so  vergifst  man  auch 
über  dem  Gegner  der  Krauenemanzipation  den  Beförderer  einer 
verbesserten  Mädchenerziehung.  Die  Mädchenpensionate  der  Ma- 
dame Campan  in  St.  Germain  und  Ecouen  fanden  seinen  lebhaf- 
testen Beifall  und  unter  seinem  Einflufs  entstanden  in  Italien  die 
ersten  höheren  Mädchenschulen.  Er  scheute  sich  sogar  nicht,  eine 
Krau  in  ein  öffentliches  Amt  einzusetzen,  wo  er  glaubte,  dafs  sie 
die  Erziehung  der  Mädchen  günstig  beeinflussen  könnte:  i8iO  wurde 
Madame  de  Genlis  Schulinspektorin  in  Paris.  *)  Irgend  welche 
staatliche  Hilfe  den  Mädchenschulen  angedeihen  zu  lassen,  lag  jedoch 
ganz  aufserhalb  seiner  Gedankenrichtung.  Aber  ein  Einzelner,  so 
allmächtig  er  auch  sein  mochte,  konnte  den  Gang  der  Entwicklung 
nicht  ändern,  noch  auflialten.  Die  französischen  Krauen  forderten 
nachdrücklich  ihr  Anrecht  an  den  geistigen  Gütern  der  Nation. 
Es  entstanden  immer  mehr  Mädchenschulen  und  1820  endlich 
nahm  der  Unterrichtsminister  Duruy,  von  allen  Seiten  gedrängt, 
das  Projekt  wieder  auf”),  das  schon  neunzig  Jahre  vorher  der  .Abbe 


*)  Vjjl.  Madame  de  (ienli.s,  Adele  et  Theodore,  on  lettre  sur  Tedueation.  Paris 
1782.  I.  p.  30  ff. 

*)  Vgl.  K.  von  SallwUrck,  a.  a.  (>.,  S.  307. 

*)  V'gl.  Slepliaa  WacUlioldt,  Das  höhere  Müdchcnschulwescn  de.s  Auslande.s. 
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de  St.  Pierre  entworfen  hatte,  wenn  er  eine  staatliche  Unterstützung 
der  Mädchenerziehung  verlangte.')  Wenn  auch  sein  Plan  zunäciist  an 
dem  mangelnden  Verständnis  der  Regierung  scheiterte,  so  fafste  die 
Idee,  dafs  die  Gesellschaft  die  V'erpflichtung  habe,  auch  ihrem  weib- 
lichen Teil  eine  der  männlichen  annähernd  ebenbürtige  Erziehung  zu 
gewähren,  immer  tiefer  Wurzel  und  die  Frauen  selbst  nahmen  sich 
ihrer  Ausbreitung  energischer  an.  In  ihrer  vordersten  Reihe  kämpfte 
die  Gräfin  Remusat.")  Von  der  Voraussetzung  ausgehend,  dafs  die 
Frau  dem  Manne  nicht  untergeben,  dafs  sie  als  intelligentes  Geschöpf 
von  ihm  nicht  verschieden  und  durchaus  fähig  sei,  öffentliche  Be- 
rufe au.szuüben,  hielt  sie  eine  Anpassung  der  Mädchenerziehung  an 
die  neuen  Verhältnisse  für  notwendig,  ja  sie  sprach  schon  von  der 
Zuerkennung  einer  gewissen  Gleichberechtigung  an  das  weibliche 
(ieschlecht,  und  forderte  von  den  öflentlichen  Verwaltungen,  dafs 
sie  neben  dem  Lehrerinnenberuf,  die  Ausübung  einer  geregelten 
Wohlthätigkeit  den  Frauen  anverirauen  sollten.  Der  Kampf  um 
Arbeit  war’s,  der  hier  zum  deutlichen  Ausdruck  kam,  und  die  Zeit, 
in  der  die  Frauen  zuerst  nach  ihm  riefen,  war  die  Geburtsstunde  der 
bürgerlichen  Frauenbewegung.  Sie  vollzog  sich,  in  merkwürdiger,  und 
doch  für  den,  der  die  Geschichte  der  Menschheitsentwicklung  nicht 
allein  aus  Fürstengezänk,  Staatsaktionen  und  Kriegen  herlcitct,  ver- 
ständlicher Uebercinstimmung  in  allen  Kulturländern  zu  gleicher  Zeit. 

In  England,  wo  schon  Daniel  Defoe,  Mary  Astell  und  Mary 
Wollstonecraft  den  Boden  vorbereitet  hatten,  wo  ein  Sheridan  seine 
Zeitgenossen  mit  glühender  Begeisterung  auf  den  W'ert  der  Frauen- 
bildung aufmerksam  machte,  denn  „von  der  Geisteskultur  der 
Frauen  hängt  die  Weisheit  der  Männer  ab“,  entstanden  schon  .-\n- 
fang  des  neunzehnten  Jahrhunderts  zwei  Vereine,  die  sich  die 
Hebung  der  Mädchenerziehung  zum  Ziel  setzten.  Der  praktische 
Sinn  der  Engländer  erkannte  früh,  dafs  die  bessere  Erziehung  ihrer 
Töchter  von  der  gründlicheren  .Ausbildung  ihrer  Lehrerinnen  ab- 
hängig  ist.  V'on  solchen,  die  sich  auf  Grund  ganz  unzureichender 
Kenntni.sse  dafür  ausgaben,  war  England  überschwemmt,  und  die 
Lehrerin  war  daher  eine  komische,  oft  verachtete  Erscheinung,  an 

Im  Handbuch  des  höheren  Mädclicnschulwescns.  Herausg.  von  Hr.  Wyehgram. 
Leipzig,  1S97,  S.  66  ff. 

Vgl.  .\bbe  de  Sl.  Pierre,  Trojet  pour  multiplier  Ics  Colleges  de  filles, 
Paris  1730. 

*)  Vgl.  ComU*s.sc  de  Remusat,  Essai  sur  TeducaUon  des  femmes.  Paris  1825, 

i>.  23  ff- 
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der  Thakeray  und  Dickens  noch  ihren  Witz  ausliefsen.  Ihr  I.os 
war  traurig  genug:  die  Not  zwang  sie  in  den  einzigen,  ihnen 
offen  stehenden  Beruf  und  kümmerlicher  Unterhalt  und  allgemeine 
Milkichtung  waren  ihr  Lohn.  Erst  mit  der  Zunahme  geregelterer 
Mädchenschulen  änderte  sich  langsam  auch  ihre  I-age.  Frauen,  wie 
Han  nah  More  und  Maria  Edgeworth  waren  hier  die  W'ortführerinnen 
der  beginnenden  Frauenbewegung. 

In  dem,  inzwischen  von  England  mit  Hilfe  der  Frauen  ab- 
gefallenen notdamerikanischen  Staatenbunde,  machten  sich  gleiche 
Bestrebungen  geltend,  weil  auch  hier  die  Schäden  dieselben  waren. 
Die  Vorteile,  die  die  tapferen  Kämpferinnen  der  Befreiungskriege 
für  ihr  Geschlecht  errungen  hatten,  waren  entweder  dürftig  von 
Anfang  an  o<ler  mit  der  ebbenden  Begeisterung  wieder  verschwunden. 
Die  wenigen  Mädchenschulen,  die  im  .Anfang  des  Jahrhunderts 
überhaupt  bestanden,  waren  nur  während  der  Hälfte  des  Jahres  ge- 
öffnet und  auch  dann  nur  zwei  Stunden  am  Tag,  während  die 
Knaben,  die  dasselbe  .Schulhaus  besuchten,  Freistunden  hatten.  Die 
reaktionärsten  Ansichten  der  alten  Welt,  die  das  Mädchen  allein  auf 
das  Haus  verwiesen,  fanden  in  der  neuen  die  allgemeinste  Ver- 
tretung, um  so  mehr  als  hier  der  Umstand  viel  weniger  ins  Gewicht 
fiel,  der  der  Frauenbewegung  Europas  den  .Anstofs  gab:  der  Zwang 
zur  Erwerbsarbeit.  Als  daher  Emma  VVillard  für  die  höhere  Bildung 
ihres  Geschlechts  eintrat,  stiefs  sie  auf  Spott  und  hcftig.sten  Wader- 
stand. .Als  sie  .aber  im  Jahre  1821,  ohne  noch  länger  auf  das  all- 
gemeine W'ohlwollen  ihrer  Landsleute  zu  rechnen,  in  Troy  das  erste 
Mädchenseminar  gründete,  zeigte  es  sich,  d.afs  es  eine  Notwendig- 
keit gewesen  war,  denn  es  fand  zahlreichen  Zuspruch  und  vielfache 
Nachahmung.  *)  Emma  Willard’s  Schule  ist  der  Grundstein  des 
ausgedehnten  Gebäudes  weiblicher  Bildung  geworden,  das  heute 
.Amerika  schmückt.  Zu  gleicher  Zeit  begann  eine  andere  Frau  ihre 
öffentliche  Thätigkeit:  Lucretia  Mott.  V'on  1820  an  zog  sie  un- 
gehindert als  Predigerin  der  Quäker  durch  die  Staaten,  nicht  nur 
eine  Mi.ssionarin  ihrer  Religion,  sondern  auch  eine  Pionierin  der 
Frauenbewegung,  deren  Auftreten  allein  den  Beweis  dafür  lieferte, 
dafs  die  Frau  mit  derselben  Fähigkeit  und  demselben  Erfolg  ihren 
Geist  in  den  Dienst  allgemeiner  Interessen  stellen  kann. 

Kehren  wir  nach  Deutschland  zurück.  Dort  waren  die  Schul- 


*)  Vgl.  Mrs.  H.  Ilanson  Robinson,  Lc  mouvcmvnt  fvministc  aux  Ktats-Unis  in 
drr  Kevue  p<»liti<jucc  cl  parlnientairv.  5.  Jahrg.  Nr.  50.  Paris  1898,  p.  260  ff. 
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Verhältnisse,  trotz  Franke,  trotz  Gottsched  und  Basedow,  aufs  äufserste 
verwahrlost.  „Unsere  Töchter  sind  von  aller  besseren  Bildung  aus- 
geschlossen“, klagte  ein  braver  deutscher  Mann.  *)  „Aus  dem  ABC- 
Unterricht  werden  sie  ohne  Gnade  an  den  Kochherd,  in  die  Kinder- 
stube, in  das  Putzzimmer  verstofsen“.  Und  eine  mit  seltenem 
Scharfblick  ausgestattete  Frau,  Helene  Unger,  schilderte  in  ihrem 
Roman  „Julchcn  Grünthal"  die  traurige  Pensionserziehung  der  Mädchen 
und  ihre  verderblichen  Folgen ; Putz  und  Spiel,  französische  Kon- 
versation und  seichte  Lektüre  füllten  das  Leben  des  Schulmädchens 
aus,  um  später  in  die  nächste  Modekrankheit,  die  rührselige,  vom 
wirklichen  Leben  ganz  entfremdende  Empfindsamkeit  überzugehen. 
•Aber  diese  Klagen  und  verurteilenden  Darstellungen  waren  an  sich 
schon  ein  Zeichen  des  Fortschritts.  Und  cs  begann  in  der  That  in 
den  Köpfen  und  Herzen  der  Frauen  ein  neuer  Geist  sich  zu  regen. 
Die  klassische  Dichtung  und  die  politische  Umwälzung  waren  seine 
Erzeuger.  Zwar  wäre  es  durchaus  verkehrt,  von  den  Frauen  aus 
der  Umgebung  der  grofsen  Dichter  auf  alle  übrigen  schliefsen  zu 
wollen;  erst  ganz  nach  und  nach  drangen  ihre  Werke  bis  in  die 
dunklen  Winkel  bürgerlichen  Frauenlebens,  erweckten  Begeisterung, 
Sinn  für  das  Schöne  und  erhoben  die  armen  V'ernachlässigten  und 
Verirrten  in  eine  amlere  geistige  Lebenssphäre.  Dank  einer  Lotte, 
einem  Gretchen,  einem  Klärchen  kam  die  warmblütige  Natürlich- 
keit wieder  zu  ihrem  Recht.  Und  eine  Minna  von  Barnhelm,  eine 
Jungfrau  von  Orleans,  eine  Maria  Stuart  führten  den  Blick  über  die 
Engigkeit  des  eigenen  l.ebens  hinaus,  in  das  die  Empfindsamen  sich 
in  ihrer  Selbstliebe  eingesponnen  hatten.  Aber  mehr  noch  wirkte 
die  drückende  Not  darauf,  die  ganz  Deutschland  in  einen  Trauer- 
mantel hüllte.  Die  b'rauen,  deren  Väter  und  Brüder,  deren  Gatten 
und  Söhne  unter  den  Waffen  standen,  verloren  nicht  nur  den  Sinn 
für  die  Tändeleien  früherer  Jahrzehnte,  sie  lernten  auch  tcilnehmen 
an  den  grofsen  Interessen,  die  die  Welt  bewegten.  Die  Mode  des 
Destillierens  der  gegenseitige  Gefühle,  der  endlosen  Gespräche  über 
sentimentale  Romanheldinnen,  machte  der  Unterhaltung  über  die 
Ereignisse  des  Lebens  Platz.  Rahcl  Varnhagens  Kreis  ®)  ist  das  be- 
kannteste Beispiel  für  die  belebende  Wirkung  des  neuen  Geistes. 


*)  Vpl.  Natnrp,  (irundrils  /tir  ( )r|;uni.sation  allgrim-inrr  SlatU).chulrn.  Duisburg- 
Kssrn  1S04. 

•)  Vjjl.  A<iullK*rt  von  lianstein,  a.  a.  O.,  1900.  2.  Huch.  S.  300  ff. 

*)  Vßl.  Ouo  Hcr<lrow,  Kuhei  Varnhagen.  Stuttgart  1900.  S.  lio  ff.  u.  S.  iSo  ff. 
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Die  langatmigen  Briefwechsel  zwischen  Freunden  und  Freundinnen 
zeugen  dafür,  dafs  er  überall  durchbrach,  und  mit  ihm  regte  sich 
das  Bedürfnis  nach  einer  durchgreifenden  Aenderung  der  Mädchen- 
erziehung. Verarmte  und  vereinsamte  Bürgerfrauen  fanden  sich  genug, 
die  nach  einer  Lebensstellung  Umschau  hielten,  und  denen  nichts 
anderes  offen  stand,  als  der  Lehrerinnenberuf.  Denn  wenn  auch 
eine  Charlotte  von  Siebold  zum  Doktor  promoviert  worden  war  und 
seit  1817  ungehindert  in  Darmstadt  praktizierte,  sie  .stand  allein;  es 
fehlte  ihren  Geschlechtsgenossinnen  die  Möglichkeit  der  Vorbereitung 
zum  Studium.  Aber  das  Verlangen  nach  vertiefterer  Bildung  der 
Töchter  und  das  Bedürfnis  nach  einem  Erwerb  der  Alleinstehenden 
begegneten  sich  und  führten  zwischen  1800  und  1825  zur  Gründung 
einer  Reihe  von  Töchterschulen,  die  teils  ganz  durch  private  Mittel, 
teils  mit  Unterstützung  der  Gemeinden  entstanden.') 

Der  energischste  Schritt  vorwärts  auf  dem  Gebiete  der  Er- 
ziehung sollte  jedoch  von  .'\merika  gethan  werden,  jenem  Lande, 
das  nicht  erst  nötig  hatte,  seine  Kräfte  durch  mühsames  Ueber- 
bordwerfen  des  Ballastes  der  Vergangenheit  abzunutzen,  sondern 
ausgerüstet  mit  den  geistigen  Errungenschaften  der  Kultur  der  alten 
Welt,  die  neue  schmücken  und  bereichern  konnte.  Horace  Mann 
wurde  der  Vater  eines  neuen  Schulsystems.  Dem  immer  dringen- 
deren Verlangen  nach  einer  der  der  Knaben  gleichen  Mädchen- 
bildung, konnte  man,  bei  der  dünnen  Bevölkerung  des  Landes,  durch 
Gründung  besonderer  Mädchenschulen  nicht  nachkommen.  So  wurde 
denn  aus  der  Not  eine  Tugend  gemacht  und  in  den  neu  entstehenden 
Freien  Normalschulen  Co-Education  eingeführt.  Die  weittragende 
Bedeutung  des  gemeinsamen  Unterrichts  der  Geschlechter  hatte  sich 
Horace  Mann,  der  mehr  einem  praktischen  Bedürfnis  entgegenkommen 
wollte,  nicht  klar  gemacht.  Nicht  nur,  dafs  auch  höhere  Schulen, 
in  der  Art  un.serer  Gymnasien  nach  diesem  Vorbild  eingerichtet 
wurden,  — Oberlin-College  in  Ohio  als  das  erste  seiner  Art,  — 
schon  1835  rüttelte  eine  Schaar  mutiger  Mädchen,  die  sich  mit 
ihren  Schulkameraden  die  nötige  wissenschaftliche  Vorbildung  er- 
worben hatten,  an  den  Pforten  der  alten  Harvard-Universität  *')  und 
kurz  darauf  begehrte  der  erste  weibliche  Arzt,  Harriot  K.  Hunt, 

*)  VßJ.  Ilclcne  Langt’,  Entwicklung  und  Stand  des  höheren  Madchcnschul- 
wesens  in  Deutschland.  Herlin,  1893.  S.  7 ff. 

*)  Vgl.  K.  (ineisl,  Ceber  die  Univcrsilätsbildung  der  Frauen  nach  den  neueren 
pTfahrungen  in  den  nordamerikanisehen  Frei.staatcn.  Berlin  1873. 
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wie  sie,  vergebens  Einlafs.  ’)  W'as  ihr  verwehrt  wurde,  sollte  wenige 
Jahre  später  der  tapferen  Pionierin  des  Frauenstudiums,  Elizabeth 
Blackwell,  gelingen.  Sie  und  ihre  Schwester  Emily  sahen  sich  plötz- 
lich, nach  dem  Tode  ihres  Vaters,  vor  die  Notwendigkeit  versetzt, 
nicht  nur  sich,  sondern  auch  ihre  Mutter  und  ihre  jüngeren  Brüder 
und  Schwestern  zu  ernähren.  Da  kam  ihnen  die  Erkenntnis  der 
traurigen  Lage  ihres  Ge.schlechts.  Sie  sahen,  wie  wenige  und 
schmale  Wege  zum  Erwerb  den  Frauen  nur  offen  standen  und  be- 
merkten „die  Massen  der  Konkurrentinnen,  von  denen  eine  die  an- 
dere niederzutreten  suchte.  Wir  beschlossen,  lieber  einen  neuen 
Pfad  für  uns  zu  entdecken,  als  in  schon  überfüllten  Berufen  einen 
Platz  zu  erobern".  *)  Elisabeth  wurde,  nachdem  sie  zwölf  medi- 
zinische Schulen  vergebens  um  Aufnahme  gebeten  hatte,  Studentin 
in  der  Schule  von  Geneva,  Emily  in  Cleveland.  Diese  wurde  1850 
erste  Aerztin  an  dem  ersten,  eben  gegründeten  Frauenhospital  in 
New- York,  jene  ging  nach  England,  der  Frauenbewegung  dort  wie 
in  ihrem  Vatcrlande  Pionierdienste  leistend.  Indessen  wurde  durch 
Gründung  von  Lehrerinnen-Seminarien  und  Colleges  dem  Bedürfnis 
der  weiblichen  Jugend  mehr  und  mehr  Rechnung  getragen.  1860 
entstand  das  erste  College  nur  für  Frauen,  — V^assar-College,  — das 
von  Anfang  an  auf  einem  höheren  wissenschaftlichen  Standpunkt 
stand,  als  die  anderen  oft  sehr  primitiven  Institute.  Hier  war  es 
auch,  wo  zuerst  eine  Frau  den  wissenschaftlichen  Lehrstuhl  bestieg: 
.Maria  Mitchel  wurde  als  Professor  für  A,stronomie  und  Mathematik 
1866  nach  Vassar  berufen.  Kurze  Zeit  später  gestattete  der  oberste 
Gerichtshof  von  Jowa  .Arabella  Mansfield  die  Ausübung  der  Praxis 
als  Rechtsanwalt.  Diesen  Frauen,  im  Verein  mit  den  Schwestern 
Blackwell  gebührt  der  Ruhm,  in  Amerika  ihrem  Ge.schlecht  Bahn- 
brecherinnen geworden  zu  sein.  .Als  die  Universität  Michigan  ihm 
als  erste  ihre  Thore  öffnete,  war  dies  gleichsam  die  .Anerkennung 
des  Beweises,  den  die  Frauen  für  ihre  wissenschaftliche  Befähigung 
geführt  hatten. 

.Audi  auf  dem  Gebiet  des  gewerblichen  Unterrichts  hatten 
die  P'rauen  Erfolge  zu  verzeichnen.  Zwar  wurden  die  ersten 
lüden,  in  denen  weibliche  Kommis  thätig  waren,  von  den 
sittlich  entrü-steten  Einwohnern  geboykottet  *),  aber  schon  zwei 

')  Vgl.  Annit*  Nathan  Meyer,  Wonian’s  Work  in  New  York.  1891,  p.  I47f. 

*)  I>r.  Kmily  Hlaokwcll,  Address  at  Chickering  Hall,  New  Jnrk,  March  1888. 

*)  Vgl.  Carrie  C'hapman  Catt,  Women’s  Century  Calcndar.  New  Vt>rk,  I900. 
pag.  38. 
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Jahre  .später,  1856,  wurde  mit  privaten  Mitteln  die  erste  llandels- 
und  Gewerbeschule  für  Frauen  in  New  York  eröffnet.  Dem  wach- 
senden Bedürfnis  gegenüber  war  sie  jedoch  keineswegs  ausreichend. 
1859  gründete  Peter  Cooper,  selbst  ein  Kaufmann,  der  die  V'^orteile 
weiblicher  Arbeit  erkannt  hatte,  eine  Schule  der  .Art  im  gröfsten 
Stil,  die  heute  noch  besteht,  und  eine  Musteranstalt  genannt  werden 
kann.  Eine  lebhafte  Kontroverse  über  die  Zunahme  der  Frauen- 
arbeit, ihre  Vorteile  und  Nachteile,  entspann  sich  in  der  Presse,  und 
wurde  durch  Broschüren  und  Bücher  über  den  Gegenstand  vertieft 
und  erweitert.  Gail  Hamilton  und  Catlierine  Colc  traten  als  .Agi- 
tatoren im  Interesse  der  Frauen  auf  und  forderten  ihre  völlige 
(ileichstellung  mit  dem  Mann  inbezug  auf  Unterricht,  Beruf  und 
tirwerbsbedingungen. ')  Pipochcmachend  für  ganz  .Amerika  waren 
die  Schriften  A'irginia  Penny 's  -)  in  denen  sie  schilderte,  unter  welch 
traurigen  Bedingungen  die  Million  arbeitender  Frauen,  die  der  Census 
von  1860  gezählt  hatte,  zu  arbeiten  gezwungen  wären,  und  wie 
nur  eine  gründliche  Vorbereitung  zur  Berufsarbeit,  ihre  Lage  zu 
ändern  imstande  wäre.  Die  .Agitation,  die  in  .Amerika  weniger  die 
.Aufgabe  hatte,  mit  heftigen  Gegnern  zu  kämpfen,  als  vielmehr 
Blinden  die  .Augen  zu  öffnen,  hatte  überall  Erfolg:  Colleges  und 
Gewerbeschulen  öffneten  sich  mehr  und  mehr  den  Frauen,  ja  die 
staatlichen  und  landwirt.schaftlichen  Schulen,  die  dadurch  ins  Leben 
gerufen  waren,  dafs  der  Washingtoner  Kongrefs  von  1862,  den  ein- 
zelnen Staaten  zu  diesem  Zweck  grofse  Ländereien  überwiesen 
hatte,  liefsen  in  immer  gröfscrem  Umfange  Frauen  zu.  Zum  Ver- 
ständnis für  diese,  im  Vergleich  zu  Europa,  ungewöhnlich  frühe 
Erfüllung  der  Wün.sche  der  Frauen,  die  zwar  darum  zu  kämpfen 
hatten,  aber  auf  weit  geringeren  Widerstand  stiefsen,  mufs  man  sich 
vergegenwärtigen,  dafs  nicht  etwa  der  gröfsere  Edelmut  oder  das 
tiefere  Verständnis  der  Amerikaner  für  die  Bc.strebungen  des  weib- 
lichen Geschlechts  die  Ursache  davon  ist,  sondern  vielmehr  die 
Thatsache,  dafs  die  V'ereinigten  Staaten  erst  auf  eine  kurze  wirt- 
schaftliche Entwicklung  zurücksahen  und  von  einer  Ueberfullung 
der  Berufe,  die  den  Widerstand  der  Männer  hätte  hervorrufen  nrüssen, 
keine  Rede  war. 

Im  .Mutterlande  lagen  die  Dinge  anders.  Wohl  waren  schon 

')  Vgl.  Annic  Nuthun  Meyer,  a.  a.  O.,  p.  286. 

*)  Virginia  Penny,  Tbink  and  .\ct;  MenandWomen;  Work  and  Wages; 
Boston  1869 — 7®- 
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1835  Karoline  Herschel  und  Mary  Somerville  einstimmig  zu  Mit- 
gliedern der  englischen  Astronomischen  Gesellschaft  erwählt  worden 
und  ihre  wissenschaftlichen  Verdienste  dadurch  zu  einer  bisher  un- 
erhörten Anerkennung  gelangt  *),  aber  die  allgemeine  Lage  dei 
„gentlewoman"  war  noch  jahrzehntelang  so  gut  wie  unberücksichtigt 
geblieben.  Zuerst  lenkten  die  traurigen  \'erhältnissc,  in  denen  sich 
die  Erzieherinnen  befanden,  deren  mühselige  Lebensarbeit  ihnen 
nicht  einmal  ein  sorgenloses  Alter  sicherte,  die  Aufmerksamkeit  auf 
sich.  Es  wurde  ein  Pensionsverein  für  Lehrerinnen  gegründet,  und 
nach  unermüdlichen  Kämpfen  der  Lehrerinnen  selbst,  die  längst 
cingesehen  hatten,  dafs  sie  nur  auf  Grund  besserer  Leistungen  eine 
höhere  Entschädigung  bcan.spruchen  konnten,  wurde  1846  das  erste 
Lehrerinnenseminar  eröffnet*),  dem  wenige  Jahre  später  Queens 
College  und  Bcdford-Collcge  folgten.  Das  war  ein  grofser  Schritt 
auf  dem  Wege  der  Befreiung  der  Frauen  durch  Arbeit,  der  noch 
an  Bedeutung  gewann,  als,  wieder  infolge  zäher  Agitation,  die  bis 
dahin  privaten  .Anstalten  die  Genehmigung  der  Regierung  erhielten. 
Damit  war  dem  immer  noch  verlachten,  als  unweiblich  bekämpften 
Brotstudium  der  Frau  die  erste  öffentliche  Sanktion  erteilt  worden.  Es 
hatte  dazu  noch  einer  stärkeren  treibenden  Kraft  bedurft,  als  der  .Agita- 
tion einiger  Frauen;  sie  fand  sich  in  den  Ergebnissen  der  Volkszählung 
von  185t.  I-'urchtbare  Zustände  deckte  sie  auf  und  man  stand 
entsetzt  vor  der  Thatsachc,  dafs  über  zwei  Millionen  alleinstehender 
Frauen  auf  Selbsterhaltung  angewiesen  waren,  ohne  dafs  ihnen  die 
Mittel  dazu  zur  Verfügung  standen.  Mifs  I.eigh  Smith  bearbeitete 
zuerst  in  einer  aufsehenerregenden  Broschüre  Women  and  Work  die 
Ergebnisse  der  Statistik  und  schuf  in  dem  Englishwomens  Journal  — 
1857  — das  Organ  der  nunmehr  kräftig  ein.setzenden  Frauenbewegung. 

Ein  neuer  Beruf  für  gentlewomen  hatte  sich  inzwischen  aufgethan  : 
die  internationale  Telegraphengesellschaft  stellte  .seit  1853  Frauen 
.als  Telegraphistinnen  an.  .Aber  ebenso  wie  in  .Amerika  die  zu- 
nehmende Verwendung  von  Frauen  im  Lehrberuf,  wie  Gneist  in 
seiner  oben  erwähnten  Broschüre  ganz  richtig  sagte,  nicht  auf  hu- 
manitäre, .sondern  pekuniäre  Ursachen  zurückzuführen  ist,  so  wurden 
hier  die  weiblichen  .Arbeitskräfte  lediglich  ihrer  gröfseren  Billigkeit 

*)  Vjjl.  Georgina  Ilill,  Women  in  Knglish  I.ifc.  London,  1896.  Voi.  II. 
I'-ig-  139- 

*)  Vgl.  K.  II.  Scliaiblc,  Die  lioliere  Krauenbildung  in  (jroLbritannien.  Karls- 
ruhe 1894.  S.  97  f. 
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wegen  den  männlichen  vorgezogen.  Die  kapitalistische  Gesellschaft 
stürzte  sich  wie  ein  Raubtier  auf  seine  Beute,  auf  die  ihr  durch  die 
Not  entgegengetriebenen  Opfer.  Der  bürgerlichen  Frauenbewegung 
fehlte  dafür  aber  das  V'crständnis.  Sie  jubelte  nur  über  jede  neue 
Möglichkeit , ihre  nach  Arbeit  suchenden  Schutzbefohlenen  unter- 
zubringen. ’)  Neue  Arbeitsgebiete  zu  schaffen,  mufste  auch  in 
die.sem  Stadium  der  Entwicklung  ihr  wesentlichstes  Bestreben  sein. 

Die  Universitäten  waren  den  Frauen  noch  verschlossen;  wie  Mifs 
Hunt  in  Amerika  ein  Jahrzehnt  früher,  so  hatte  Mifs  Jessie  Meriton 
1856  in  England  den  ersten  vergeblichen  Versuch  gemacht,  zuge- 
lassen zu  werden.  •)  Der  ersten  Engländerin  von  Geburt,  die  im 
Ausland  Medizin  studiert  hatte,  Elisabeth  Garret,  gelang  es  erst 
1865  nach  langen  Käin])fen,  das  Recht  zu  erringen,  als  Lizentiat 
der  .'\pothekergesellschaft  zu  praktizieren.  Dieser  Weg  war  also 
vorläufig  für  die  Masse  der  Frauen  ungangbar.  Es  mufsten  andere, 
die  schneller  zum  Ziele  führten  und  von  vielen  betreten  werden 
konnten,  gefunden  werden.  Zu  diesem  Zweck  entstand  im  Jahre 
1859  unter  Leitung  von  Mifs  Jessie  Boucherett  die  Society  for  Pro- 
moting  the  Employment  of  Women.  Sie  setzte  sich  ausdrücklich 
das  Ziel,  den  notleitenden  Frauen  der  Bürgcrklasse  — den  gentle- 
women  — Hilfe  zu  bringen.  Sie  eröffnete  Unterrichtskurse  für 
Handelsangestellte,  Zeichncrinnen , Photographinnen,  Holzschneide- 
rinnen, Lithographinnen,  Kunststickerinnen  u.  dergl.  und  es  strömten 
ihr  nicht  nur  die  Schülerinnen  zu,  sie  fanden  auch,  einmal  ausge- 
bildct,  leicht  ein  Unterkommen.  Während  es  1851  in  ganz  England 
keine  Photographin  und  keine  Buchhalterin  und  nur  1742  Ver- 
käuferinnen gab,  zählte  man  1861  bereits  308  Buchhalterinnen, 
130  Photographinnen  und  /OOO  \'erkäuferinnen,  und  1871  war 
allein  die  Zahl  der  Buchhalterinnen  auf  1755  gestiegen. 

Englands  Beispiel  wirkte  anregend  auf  das  Festland,  wo  die- 
selben Zustände  Abhilfe  forderten,  ln  Schweden  stellte  sich  die 
Frauenzcitung  Tidskrift  for  Hennet  an  die  Spitze  der  Bewegung; 
höhere  Unterrichtskursc  für  Mädchen,  eine  Handelsschule  und  ein 
Lehrerinnenseminer  entstanden  in  den  Jahren  1859  bis  1861.  Selbst 
Rufsland  wurde  vom  Zuge  der  Zeit  berührt.  Nach  heftiger  .Agitation, 
besonders  seitens  der  Lehrerinnen,  deren  Bildungsgrad  ebenso  niedrig 

*)  Vg).  Theodore  Stanlon,  The  VVoman  (^ue«*tion  in  Kurope.  l.ondon,  1884, 
p.  92  ff.  und  Englishwomen.s  Journal  I)cccmbre  1859. 

*)  Vgl.  Georgina  üill,  a.  a O.  p.  144. 
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war,  wie  ihr  Einkommen,  cntschlofs  man  sich  schon  1867,  L’niversi- 
tätskursc  für  Frauen  einzurichten.  Sclion  ein  Jahr  später  promovierte 
Barbara  Rudnewa  als  Dr.  med.  an  der  medico-cliirurgischen  .Aka- 
demie in  Petersburg.’)  Zu  gleicher  Zeit  machte  ihre  Landsmännin, 
Nadjesda  Suslawa  in  Zürich,  wo  Frauen  nur  als  Hörerinnen  hie 
und  da  zugelasscn  worden  waren,  ihr  Doktorexamen.’)  In  Holland 
und  Belgien  wirkten  seit  1865  X'ereine  für  den  gewerblichen  Unter- 
richt der  Frauen;  die  Zulassung  der  Frauen  zum  .Apothekerberufe 
war  ihr  erster  praktischer  Erfolg  in  den  Niederlanden’);  die  Er- 
richtung einer  Handels-  und  Gewerbeschule  in  Brüssel  ihre  erste 
That  dort.  *) 

Der  fruchtbarste  Boden  jedoch  für  die  sich  anbahnende  Um- 
wälzung war  der  von  politischen  Stürmen  wie  von  eine  Pflugschar 
immer  wieder  aufgewühlte  Frankreichs.  Als  die  F'ebruarrevolution 
ausbrach,  kam  der  Gedanke  an  die  Befreiung  auch  der  Frauen  aus 
langer  Knechtschaft  aufs  neue  deutlicher  zum  Ausdruck  und  erregte 
die  Frauenwelt  selbst  aufs  tiefste.  Die  alte  Forderung  der  politi- 
schen Emanzipation  trat  wieder  in  den  Vortiergrund,  und  der  Saint- 
Simonismus  warf  einen  neuen  Zündstoff  in  die  Welt,  indem  er  die 
Befreiung  der  Frau  von  der  männlichen  Tyrannei  auch  auf  dem  Ge- 
biete des  Geschlechtslebens  verkündete.  Fänes  der  interessantesten 
Dokumente  der  Zeit  ist  die  von  1832  bis  1834  in  Paris  erschienene 
Zeit.schrift  l.a  femme  nouvelle.  Die  neue  Frau,  die  darin  geschildert 
wird,  deren  Existenzmöglichkeit  durch  Umwandlung  der  Gesetze 
und  Sitten  gesichert  werilen  sollte,  forderte  auch  ihr  Recht  auf 
Arbeit,  als  Grundlage  wahrer  Befreiung.  Als  dann  vom  Jahre  1836 
ab  .Madame  Poutret  de  Mauchamps  an  die  Spitze  der  französischen 
Frauenbewegung  trat,  begann  sie  systematisch  vorzugehen.  I.a 
gazette  des  femmes  wurde  ihr  Organ,  ein  treues  Spiegelbild  ihres 
Wachstums.  Die  Eröffnung  der  Universitäten , die  Zulassung  der 
F'rauen  zu  höheren  Berufen,  das  waren  die  Forderungen,  mit  denen 
sie  nunmehr  ilu’en  Feldzug  eröffnete  und  die  Gründung  einer  Ge- 

*)  Die*  Mitlrl  zu  ihrem  Sludiuni  rnlslammtcn  einem  SlipcntHuiu  urali^chcr  Ko- 
saken, tlic  RchwiT  unter  dem  Mangel  tüchtiger  Aerzte  litten. 

•)  Bei  ihrer  I’rfimolion  .sprach  Professor  Ruse  die  Hoffnung  aus.  dafs  nunmehr 
die  Sklaverei  des  weiblichen  Geschlechts  ein  Fnde  nehmen  werde!  Vgl.  .seine  im 
V.  Jahrg.  des  Arheiterfreuml.  Berlin  1S67,  S.  441  f.  vcrölVentlichtc  Rede. 

■'*)  Theodore  Stanton,  a.  a.  O.,  S.  167. 

Vgl.  (\iuntc5s  o!  .\berdcen,  The  International  Congress  of  Women  of  1899. 
London,  1900.  Vol.  II.  Women  in  K<lueation.  p.  i22ii. 
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Seilschaft  zur  Hebung  der  I^ge  der  Frauen,  — der  ersten  ihrer 
Art,  — war  ihr  nächster  praktischer  Erfolg. ')  Ein  ideeller  Erfolg 
aber  von  weittragender  Bedeutung  war  das  wachsende  Interesse, 
mit  dem  Männer  der  Wissenschaft  sich  der  Frauenfrage  zu  wandten. 
So  hielt  Erne.st  Legouve  im  Jahre  1847  College  de  France  eine 
Reihe  von  \’orlesungen  über  die  moralische  Geschichte  der  Frauen  -), 
in  denen  er  durch  die  Schilderung  ihrer  traurigen  Lage  den  gröfsten 
Eindruck  hervorrief.  „Keine  öffentliche  Erziehung,  kein  gewerblicher 
Unterricht  für  die  Mädchen;  das  Leben  ohne  Heirat  eine  Unmöglich- 
keit für  sie , und  die  Heirat  ohne  Mitgift  unmöglich“,  rief  er  aus, 
und  malte  mit  dunklen  Farben  das  Los  der  annen  Töchter  der 
Bourgeoisie,  denen  nur  das  Kloster,  der  Beruf  der  Ge.sellschafterin 
und  I.ehrerin,  oder  das  entehrende  Betllerleben  bei  begüterten  Ver- 
wandten übrig  blieb.  Er  forderte  für  sie  Zulassung  zum  ärztlichen 
Beruf  und  wünschte  ihre  staatliche  Anstellung  als  Schul-,  Gefangnis- 
und  Fabrikinspektoren,  — eine  Forderung,  über  deren  Berechtigung 
noch  heute,  ein  halbes  Jahrhundert  .später,  in  gewissen  lindern 
lebhaft  gestritten  wird!  „Die  Arbeit,  das  heilst  Freiheit  und  Leben“ 
war  für  ihn  der  Ausgangspunkt  und  das  Ziel  der  Emanzipation. 
Das  Gesetz  von  1850,  wonach  alle  Kommunen  von  800  Seelen  an 
verpflichtet  wurden,  mindestens  eine  Mädchenschule  zu  gründen,''*) 
und  die  den  Frauen  erteilte  Erlaubnis,  den  V'orlesungen  des  College 
de  France  beizuvvohnen , können  als  Erfolg  der  von  Legouve  mit 
getragenen  .Agitation  betrachtet  werden.  Die  Reaktion  nach  1848 
hinderte  bald  jede  lebhaftere  X'orwärtsbewegung.  Die  höhere 
Mätlchenerziehung,  die  einen  so  vielversprechenden  Aufschwung  ge- 
nommen hatte,  litt  besonders  schwer  unter  der  rapiden  Zunahme 
der  Erzichungsklöster , die  die  Revolution  von  1789  völlig  unter- 
drückt und  Napoleon  auf  das  äufserste  beschränkt  hatte.  Ihre 
Konkurrenz  war  für  die  weltlichen  Pensionen  fast  vernichtend;  nicht 
nur  dafs  die  Bourgeosie  die  gut  eingerichteten,  von  Gärten  um- 
gebenen, Vorteile  aller  Art  bietenden  Klöster  den  engen,  dunklen 
weltlichen  Erziehung.ssanstalten  für  ihre  Töchter  vorzog,  auch  die 
Lehrerinnen  vermochten  sich  den  Klosterschwestern  gegenüber  kaum 


*)  Vgl.  Theodore  Stanton,  p.  240  f. 

*)  Seine  Vorlesungen  erschienen  ein  Jahr  später  unter  dem  Titel:  Ilisloire 
morale  des  ferame.s,  und  sind  eines  der  wertvollsten  Dttkumente  der  Frauenfrage. 

Vgl.  Jeanne  Chauvin,  hUude  historiques  sur  les  professions  accessil)le.s  au.\ 
femmes.  Paris,  1S92.  p.  202  f. 
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zu  behaupten.  Die  Unterlehrerinncn  in  den  Pensionaten  niufsten 
Dienstbotenarbeit  mit  übernehmen  und  erreichten  kaum  ein  Gehalt 
von  200  Frs.  im  Jahr  und  die  Privatlehrerinnen  waren  froh,  wenn 
sie  nach  einem  ermüdenden  I2  bis  I4stündigcn  Arbeitstag  4 Frs. 
verdienten.  Dabei  wuchs  ihre  Zahl  infolge  des  Mangels  anderer  Berufs- 
arten enorm.  1864  gab  es  allein  3000 Klavierlehrerinnen  in  Paris!  *)  Erst 
Englands  Beispiel  rüttelte  die  Frauen  aus  ihrer  Lethargie.  Madame 
Allard  und  Jules  Simon  gründeten  nach  dem  Vorbild  des  englischen 
V'^ereins  zwei  Gesellschaften  zur  gewerblichen  Vorbildung  der  Frauen. 
Eine  Reihe  von  Artikeln,  die  im  Jahre  1862  über  die  Frage  der 
Frauenarbeit  im  Journal  des  Debats  erschienen  und  das  auf  gründ- 
lichen Studien  beruhende  Buch  von  jeanne  Daubie  über  die  Lage 
der  vermögenslosen  h'rauen  *),  beeinflufsten  die  öffentliche  Meinung 
und  unterstützten  die  Ideen  jener  Vereinigungen.  Handels-  und  Ge- 
werbeschulen für  Frauen  wurden  eröffnet  und  fanden  binnen  kurzem 
zahlreichen  Zuspruch.  *)  Die  Post  machte  zuerst  den  Versuch  mit 
der  V^erwendung  von  Frauen,  der  Staat  stellte  .sie,  nachdem  seit 
Frau  von  Genlis  keine  Frau  mehr  den  Posten  bekleidet  hatte,  als 
fschulinspektorinnen  an.  Und  wie  in  England  und  Amerika,  so 
pochte  auch  hier  eine  Frau,  Madame  Madeleine  Bres,  an  die  Pforten 
der  Universität  und  verlangte,  zu  den  Vorlesungen  der  medizinischen 
Fakultät  zugclasscn  zu  werilcn.  Ihre  Forderung  wurde  dem  Minister- 
rat vorgelegt  und  dem  energischen  Eintreten  der  Kaiserin  Eugenie 
zu  ihren  Gunsten  ist  es  zu  verdanken,  dafs  die  Pariser  Universität 
den  Frauen  geöffnet  und  die  Erwerbung  akademischer  Grade  ihnen 
ermöglicht  wurde.  *)  Wieder  war  Frankreich , wie  zu  den  Zeiten 
Condorcets  und  Olympe  de  Gouges  bahnbrechend  vorgegangen. 
Und  wie  hier  die  Revolution  es  jedesmal  war,  mit  der  der  .Auf- 
schwung der  Frauenbewegung  zusammenfällt , so  löste  sic  auch  in 
Deutschland  die  Zunge  der  Stummen. 

Ihrem  1-änflufs  hat  die  bürgerliche  Frauenbcw'egung  ihre  erste 
N'orkämpferin , Luise  Otto,  zu  verdanken;  durch  sie  bekam  sie  in 
ihren  stürmischen  .Anfängen  einen  politischen  Charakter,  der  aber 
unter  der  eisernen  Rute  der  Reaktion  schnell  wieder  verschwand. 
Die  praktische  Frage  des  augenblicklichen  Notstands  trat  in  den 

*)  % (;l.  J.  V.  Duubii-,  I..T  f<  mme  pauvro  an  XIX.  siede.  Paris  1866.  S.  135  ff. 

*)  .\.  a.  i i. 

*)  VjtI.  P.  I.eroy-Heaulieu,  I.e  Travail  des  lemmes  an  .XIX.  .siede.  Paris  1S74. 
P->g.  327. 

*7  I‘i.  .'I.  Mesnard,  I.es  lemmes  medecins.  Bordeaux  1S89.  p.  11. 
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X'ordergrund,  und  die  Erregung,  die  sich  darüber  der  Gemüter  be- 
mächtigte, spiegelte  sich  vor  allem  in  dem  Kampf  um  die  Entwick- 
lung der  Mädchenschulen  ab;  die  Radikalen  wollten  durch  die  Er- 
ziehung die  Frauen  erwerbsfähig  machen,  die  Konservativen  wollten 
dagegen  den  häuslichen  Beruf  wieder  stärken  und  betonen. ')  Da 
sie  am  Staatsruder  safsen  und  die  deutschen  Frauen  selbst  viel  zag- 
hafter waren , als  ihre  ausländischen  Genossinnen , — selbst  eine 
Luise  Otto  schwieg,  von  der  Reaktion  eiilgeschüchtert , viele  Jahre 
lang,  — blieben  sie  Sieger  im  Kampf  auch  gegen  die  privaten 
L'nternchmungen  zur  Erweiterung  der  Frauenbildung.  Die  unter 
den  glänzendsten  Aussichten  von  Emilie  Wüstenfeld  1849  in  Hamburg 
gegründete,  zwei  Jahre  lang  von  Karl  Fröbel  geleitete  Hochschule 
für  Frauen  wurde  zur  Schliefsung  gezwungen.  Selbst  in  den 
Fröbelschen  Kindergärten,  die  schon  vielen  Frauen  befriedigende 
Beschäftigung  sicherten,  sah  man  Herde  verderblicher  .Aufklärung; 
sie  wurden  1851  von  Staats  wegen  aufgelöst.*)  Man  brachte  die 
Notleidenden  zum  Schweigen,  — das  war  ja  von  je  her  das  Ziel 
antirevolutionärer  Bewegungen,  — aber  die  Not  selbst  wuchs  im 
Stillen  um  so  schneller. 

Der  einzige  Beruf  bürgerlicher  P'rauen,  der  der  Lehrerin,  war  schon 
aufs  äufserste  überfüllt.  Von  1825  bis  1861  war  ihre  Zahl  allein  in 
Preufsen  von  705  auf  7366  gewachsen,“)  während  die  Gründung  von 
Mädchenschulen  nicht  im  entferntesten  gleichen  Schritt  gehalten  hatte. 
Es  kam  vor,  dafs  sich  innerhalb  einer  Woche  zu  einer  Schulstclle  I14 
Bewerberinnen  meldeten ! Dazu  kam,  dafs  die  preufsische  Volks- 
zählung von  1861  nicht  weniger  als  700000  alleinstehende  Frauen  und 
Mädchen  ergeben  hatte.  Als  daher  die  Berichte  über  die  englischen 
und  französischen  \'crcine , die  gegen  dieselben  Zustände  käm|)ften, 
die  hier  in  die  .Augen  sprangen,  nach  Deutschland  gelangten,  wirkten 
sie  wie  Schlüssel  zu  einer  neuen  Welt.  Es  waren  nicht  Frauen, 
wie  dort,  sondern  Männer  — und  das  ist  bezeichnend  für  den  Stand- 
punkt der  deutschen  Frauen  — die  nunmehr  die  Initiative  er- 
griffen. .Adolph  Lette  legte  im  Jahre  1865  dem  Verein  für  das 

Helene  Lange,  a.  a.  O.  S.  14. 

*)  Vgl.  l..  von  Marcnholtz«  Bülow , Frinncrungen  an  Friedrich  Fröbel.  Berlin 
1876.  S.  132. 

*)  Vgl.  V.  Hert  der  vom  königl.  slalistlschen  Bureau  herausgegebenen  preufsischen 
Statistik.  Berlin  1864. 

*')  Vgl.  .Adolf  i.ette,  Denkschrift  über  die  Frwerbsquellen  für  das  weibliche 
Gc.schlecht.  Im  „.\rbcilerfrcund“,  Jahrg.  1865.  S.  354  f. 
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Wohl  der  arbeitenden  Klassen  eine  Denkschrift  vor,  in  der  er  auf 
Grund  der  Ergebnisse  der  Volkszählung  und  persönlicher  Beobach- 
tungen, die  Gründung  eines  dem  englischen  und  französischen  \’or- 
bild  ähnlichen  Vereines  befürwortete. ')  Dieser  müsse  sich  in  seiner 
Thätigkeit,  so  führte  er  aus,  ausschliefslich  auf  die  h'rauen  des  Mittel- 
standes beschränken,  und  ihnen  durch  Einführung  praktischer  Unter- 
richt-skursc  neue  Berufszweige  eröffnen.  Als  solche  bezeichncte  er 
in  der  Heilkunde  den  äritlichcn  Beruf  und  den  der  Krankenpflege- 
rinnen; in  der  Technik  die  .Anfertigung  \-on  chemi.schen,  chirurgi- 
schen, mikroskopischen,  optischen  Apparaten,  von  h'arben,  Parfüme- 
rien und  Essenzen,  sowie  von  Photograplüccn;  im  Mandel : Buchhal- 
tung, Korrespondenz,  Kas.senführung,  Warenverkauf;  im  öffentlichen 
Dicast:  Post  und  Telegraphie.  Damit  umschrieb  er  ungefähr  die 
Berufe,  die  auch  heute  noch  als  Berufe  bürgerlicher  Frauen  ange- 
sehen werden  können.  Wenn  er,  seine  Anhänger  und  alle  Beför- 
derer seiner  Ideen  in  ihren  Bestrebungen  nicht  über  den  Kreis  dieser 
Frauen  hinausgehen  wollten,  so  drückt  sich  darin  ein  Klassenegoismu.s 
aus,  der  um  so  abstofsender  wirkt,  als  die  Not  der  Prolctarierinncn 
weit  mehr  nach  .Abhilfe  zu  schreien  schien.  .Aber  gerade  in  dieser 
Einseitigkeit  lag  die  Stärke  der  jungen  Bewegung.  Indem  sie  mit 
den  beschränkten  Kräften,  die  sic  noch  be.safs,  engbegrenzten  Zielen 
zusteuerte,  konnte  sie  sicher  sein,  sic  schlieCsIich  zu  erreichen.  Der 
Gedanke  entsprach  so  sehr  der  Zeit.strömung,  dafs  er  nicht  allein 
durch  den  Mund  Lettes  zum  .Ausdruck  kam.  Auf  dem  Vereinstage 
deut-schcr  .Arbeitervereine  beantragte  .Moritz  Müller,  dafs  Staat  und 
Gemeinden  veranlafst  werden  möchten,  Gewerbeschulen  für  Frauen 
zu  gründen,  denn  „die  Frauen  sind  zu  jeder  .Arbeit  berechtigt,  zu 
der  .sie  befähigt  sind";  der  schlesLsche  Gewerbetag  nahm  eine  Reso- 
lution zu  gunsten  der  kaufmännischen  .Ausbildung  und  der  .Anstel- 
lung der  Frauen  im  Post-  und  Telcgraphendicnst  an,  und  in  Leipzig, 
wo  ein  Hauptmann  aufser  Diensten,  ,A.  Korn,  in  seiner  .Allgemeinen 
Frauenzcitung  die  Sache  der  F'raucn  energisch  \ertrat,  berief  er  im 
selben  Jahr,  als  Lette  in  Berlin  seinen  Vortrag  hielt,  eine  FVauen- 
konferenz  ein,  an  deren  Spitze  die  alte  Kämpferin  Luise  Otto  trat. 
.Auch  hier  wurde  die  Frage  der  hlrweiterung  der  weiblichen  Wirkungs- 
kreise allein  erörtert.  Ihr  praktisches  Flrgcbnifs  war  die  Gründung 
des  .Allgemeinen  Deutschen  F'rauenvereins,  als  dessen  Ziel  „die  er- 
höhte Bildung  des  weiblichen  Geschlechts  und  die  Befreiung  der 

*j  V(;l.  .\au)]>li  I.ell*-,  a.  a.  C>.  S.  349  tV. 
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weiblichen  Arbeit  von  allen  Hindernissen"  aufgestellt  wurde.  ’)  Wäh- 
rend der  in  Berlin  ins  Leben  gerufene  Letteverein  von  Männern  ge- 
leitet wurde  und  Frauen  nur  zur  Beihilfe  heranzog,  stellte  der 
Leipziger  V'erein  sich  sofort  auf  radikaleren  Standpunkt , indem  er 
Luise  Otto  zur  V'orsitzenden  wählte  und  Männer  sowohl  von  der 
Leitung  als  von  der  Mitgliedschaft  ausschlofs.  Hier  also  kämpften 
die  deutschen  Frauen  zum  erstenmal  persönlich , in  organisiertem 
Verbände  für  ihre  Rechte.  Sie,  die  durch  die  Reaktion  gleichsam 
auf  den  Mund  geschlagen  worden  waren,  wagten  es  nun  auch  wieder, 
durch  Wort  und  Schrift  ihre  Sache  zu  fördern.  Dieselbe  Einseitig- 
keit, die  schon  den  Letteverein  charakterisiert,  spiegelt  sich  auch  in 
ihren  Ansprüchen  wieder  und  beweist,  dafs  der  aus  rein  wirtschaft- 
lichen Motiven  entsprungene  Kampf  um  .Arbeit  die  Urquelle  der 
bürgerlichen  Frauenbewegung  ist.  „Wir  verlangen  nur,  dafs  die 
.■\rena  der  .Arbeit  den  F'rauen  geöffnet  werde",  hatte  Auguste  Schmidt, 
die  eigentliche  Wortführerin  des  .Allgemeinen  Deutschen  Frauen- 
vereins ausgerufen.  „Die  einzige  Emanzipation,  die  wir  für  unsere 
Frauen  anstreben , ist  die  Emanzipation  ihrer  .Arbeit“,  ®)  schrieb 
Luise  Otto.  Und  Fanny  Lewald  - Stahr,  die  von  sich  selbst  erzählt, 
dafs  .sie  heimlich  habe  arbeiten  müssen , weil  cs  sich  für  Mädchen 
ihrer  .Art  nicht  schickte,  Geld  zu  verdienen,  und  die  anerkennt,  dafs 
,.dcr  gewaltigste  .Aufklärer,  die  bittere  Not“  es  war,  die  vielen  die 
.Augen  geöffnet  hat,  erklärt  die  „Emanzipation  zur  Arbeit“  für  die 
einzige,  von  der  vor  der  Hand  geredet  werden  kann.  *) 

So  hatte  sich  in  Nordamerika,  in  England,  Frankreich  und 
Deutschland,  dem  sich  ein  Jahr  später,  durcit  Gründung  des  Frauen- 
erwerbvereins,  auch  Oesterreich  anschlofs,  jener  Prozefs  vollzogen, 
durch  den  die  bürgerliche  Frau  in  eine  neue  Phase  ihrer  Entwick- 
lung eintrat.  Eine  Revolutionierung  der  Sitten  und  Begriffe,  des 
Haus-  und  Familienlebens,  der  Staats-  und  Gesellschaftseinrichtungen, 
bereitete  sich  dadurch  vor,  die  keiner  von  Denen,  die  nur  der 
augenblicklichen  Not  abhelfen  wollten,  voraussah,  ja  die  sic  vor 
ihrem  eigenen  Vorhaben  zurück  hätte  schaudern  lassen,  wenn  sie 
sie  hätten  ahnen  können. 

’)  Vgl.  Luise  (.)tto  Peters,  da.s  erste  Viertoljabrhumlert  des  Allgemeinen  <lcutscben 
Frauenverein.*».  Leipzig,  1890.  S.  2 ff. 

Vgl.  Luise  OiUi,  das  Recht  der  Krauen  auf  lürwcrb.  Hamburg  1866.  S.  80. 

*)  a.  a.  0.,  Vt>rwort.  S.  V. 

*1  Kiinny  Lewald-Stalir,  Kür  und  wider  die  deutschen  Krauen.  Berlin  1869. 
S.  10  ff. 
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Der  organisierte  Kampf  um  Arbeit,  der  an  die  Stelle  des 
Ringens  einzelner  Frauen  um  einen  Krwerbsberuf  trat,  bezeichnet 
den  Beginn  der  modernen  Frauenbewegung.  Es  mufste  ihm  erst 
die  wirtschaftliche  Entwicklung  vorausgehen,  die  die  l'raueti  mehr 
und  mehr  aus  der  X’ereinzelung  der  häuslichen  Thätigkcit  hcraus- 
rifs,  sie  zwang,  Arbeit  aufserhalb  der  engen  vier  Wände  zu  suchen 
und  sie  schliefslich  ihre  Interessengemeinschaft  lehrte.  Selbst- 
verständlich konzentrierte  .sich  die  Frauenbewegung  je  nach  dem 
Grade  der  V'crarmung  des  Bürgerstandes  und  der  Zahl  der  die 
Männer  überwiegenden  Frauen  auf  diesen  Kampf  um  Arbeit;  und 
der  Widerstand,  der  ihr  auf  diesem  Gebiet  entgegengesetzt  wurde, 
gestaltete  sich  dort  am  schärfsten,  wo  die  allgemeine  wirtschaftliche 
l^ge  die  gedrückteste,  die  Ucbcrfüllung  der  Berufe  die  gröfste  untl 
die  Konkurrenz  der  .Männer  infolge  dessen  die  stärkste  war. 

Am  leichtesten  vollzog  sich  daher  der  Kampf  in  Nordamerika. 
Die  Frauenbewegung  war  hier  seit  den  Tagen  der  Sklavenbefreiung 
in  erster  Linie  eine  politische  geworden  und  gegen  sie  richteten  sich 
hauptsächlich  die  Gegner,  während  der  Wunsch  der  h'rauen,  zu  den 
höheren  Lehranstalten  und  Berufen  zugela.ssen  zu  werden,  auf  ge- 
ringeren Widerstand  stiefs.  Zwar  wurde  im  .Anfang  der  Vorwurf 
der  ünweiblichkcit  auch  gegen  die  Schülerinnen  der  ersten  Frauen- 
Collcges  erhoben,  ja  von  der  Kanzel  herunter  gegen  sie  gepredigt, 
besonders  das  System  des  gemeinsamen  Unterrichts  beider  Ge- 
schlechter heftig  befehdet,  aber  bald  beschränkte  sich  der  Wider- 
stand nur  auf  einzelne  Zeloten.  In  den  siebziger  Jahren  öffnete 
sich  den  andrängenden  Frauen  eine  Hochschule  nach  der  anderen 
und  sic  entschlossen  sich  auch  zum  Teil,  ihnen  akademische  Grade 
zu  verleihen.  Die  in  allen  Staaten  entstehenden  Fraucnvercinc 
hatten  die  Forderung  höheren  Unterrichts  in  ihre  Statuten  aufge- 
nommen; besondere  X'ercine,  wie  die  Female  .Medical  Educational 
Society,  richteten  ihre  Agitation  auf  bestimmte  Berufsvorberci- 
tungen.  Schon  1874  wurde  in  der  medizinischen  Fakultät  der  Uni- 
versität Boston  ein  besonderer  Kursus  für  weibliche  Studenten  ein- 
gerichtet; heute  stehen  ihnen,  mit  Ausnahme  der  Staats.schulen,  alle 
mctlizinischcn  Schulen  offen.  Wie  Elisabeth  Blackwell  auf  diesem 
Gebiet  bahnbrechend  vorgegangen  war,  so  Antoinette  Brown  auf 
dem  des  Studiums  der  Theologie.  Im  Obcrlin-College,  wo  sie  ihr 
Examen  glänzend  bestanden  hatte,  waren  ihr  schon  von  den  Lehrern 
die  gröfsten  Schwierigkeiten  bereitet  worden  und  man  strafte  ihr 
„unweibliche.s"  V’orgehen  damit,  dafs  man  ihren  Namen  nicht  in  die 
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Liste  der  Graduierten  aufnahm.  Wenige  Jahre  später  jedoch  be- 
gannen die  kirchlichen  Gemeinschaften,  mit  Ausnahme  der  katho- 
lischen und  episkopalLschen  Kirche,  in  ihre  theologischen  Schulen 
auch  weibliche  Studenten  zuzulassen.  Aehnlich  entwickelte  sich  das 
Studium  der  Jurisprudenz,  das  .Arabella  Mansfield  zuerst  für  sich 
erzwungen  hatte.  V'iel  schwieriger  wurde  es  den  Frauen,  nun  auf 
t^und  ihrer  Kenntnisse  zur  Berufsthäligkeit  zugelas.sen  zu  \verden. 

Den  weiblichen  Aerzten  w'urde  die  klinische  .Ausbildung  schon 
dadurch  unmöglich  gemacht,  dass  keines  der  bestehenden  Kranken- 
häuser sie  zuliefs,  noch  weniger  fanden  sie  natürlich  Patienten,  man 
begegnete  ihnen  sogar  mit  Mifstrauen  und  Geringschätzung.  .Als 
Dr.  Emily  Blackwell  und  Dr.  Marie  Zakzrewska  sich  in  New-York 
niederliefsen,  wo  das  erste  Krankenhaus  für  Frauen,  an  dem  nur 
weibliche  .Aerzte  ordinierten,  durch  sie  entstand,  war  es  ihnen  zuerst 
unmöglich,  eine  Wohnung  zu  bekommen : kein  Hausherr  wollte  die 
A'erachteten  aufnehmen.  Die  ersten  Juristinnen  wurden  entweder 
von  den  Gerichtshöfen  als  .Advokaten  nicht  zugelassen,  oder  sie 
warteten  vergebens  auf  Klienten.  Niemand  wollte  den  P' rauen  seine 
Sache  anvertrauen.  Die  weiblichen  Geistlichen  wurden  ausgepfiffen, 
zuweilen  sogar  mit  Steinwürfen  vertrieben,  und  die  (iraduierten  der 
philosophischen  Fakultäten  fanden  nur  selten  einen  Lehrstuhl  in 
einem  College.  Etwas  rascher  gelang  den  Erwerb  Suchenden  der 
Eintritt  in  den  kaufmännischen  Beruf  und  zwar  war  die  Regierung 
ihnen  hier  behilflich.  Schon  1862  stellte  General  Spinner,  die  all- 
gemeine Entrüstung  darüber  nicht  achtend,  sieben  Frauen  als  Be- 
amte in  der  N’ational-Bank  an,  und  1875  konnte  er  von  über  tausend 
.Angestellten  im  Staatsdienst  berichten,  deren  Leistungen  als  durch- 
aus zufriedenstellend  bezeichnet  wurden.')  Ebenso  bewährten  sie 
sich  im  Postdien.st,  in  dem  Mitte  der  sechziger  Jahre  gleichfalls  die 
ersten  Frauen  beschäftigt  wurden.  Ihr  P^intritt  in  bürgerliche  Be- 
rufe machte  von  da  an  rapide  Fortschritte.  P'in  ganzes  Netz  von 
A'ereinen  aller  Art  spann  sich  über  .Amerika  aus;  ihre  Agitatorinnen 
reisten  von  Ort  zu  Ort,  den  Gedanken  der  Frauenbefreiung  durch 
selbständige  Arbeit  überall  hin  tragend. 

Mehr  aber  als  durch  ihre  Agitation  erreichten  die  P'rauen  durch 
ihre  Leistungen  während  des  Bürgerkrieges,  wo  sie  den  Beweis  für  ihre 
.Arbeitsfähigkeit  führten.  Nicht  nur,  dafs  weibliche  Journalisten  als  Leiter 


•)  Vgl.  Carrie  Clinpnuui  Catt,  Wonian’s  Century  Calendar.  New  York.  1900. 
43  u.  50. 
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von  Zeitungen  und  Berichterstatter  sich  einen  Namen  erwarben,  es 
waren  auch  allein  die  Frauen,  die  mit  heldenmütiger  Aufopferung  die 
Pflege  der  Soldaten  und  ihrer  Hinterbliebenen  übernahmen  und  ein- 
heitlich organisierten,  ln  dieser  Zeit  entstand  in  Clara  Barton,  die 
bis  dahin  Geistliche  gewesen  war,  und  nun  rastlos  pflegend  und 
helfend  den  furchtbarsten  Greueln  des  Krieges  ins  Antlitz  sah,  der 
Plan  eines  allgemeinen  V’erbandes  von  Krankenpflegern,  wie  er  1864 
auf  der  Genfer  Konvention  unter  dem  Namen  des  Roten  Kreuzes 
ins  Leben  trat.  Zur  obersten  Leiterin  der  Verwundeten-Pflege  war 
während  des  Krieges  Dorothea  Dix  in  Anerkennung  für  ihre  Lei- 
stungen als  Reformatorin  des  Gefängniswesens  von  der  Regierung 
ernannt  worden.  Zu  gleicher  Zeit  riefen  eine  .Anzahl  weiblicher 
Aerzte  einen  Frauenverein  ins  lieben,  der  zunächst  nur  den  Zweck 
hatte,  für  die  Pflege,  Nahrung,  Bekleidung  und  Unterstützung  der 
Soldaten  und  ihrer  Angehörigen  zu  sorgen,  sich  aber  nachher  zu 
jener  Sanitäts-Kommission  entwickelte,  deren  Zweigvereine  heute  in 
jedem  Staat  und  fast  jeder  Stadt  für  die  unbemittelten  Kranken 
Sorge  tragen.  So  bewiesen  die  Frauen  Kraft  zur  Arbeit  und  Ver- 
ständnis für  öffentliche  Angelegenheiten.  Der  Widerstand  gegen 
ihr  Ringen  um  Bildung  und  Arbeit  wurde  immer  schwächer.  Heute 
stehen  ihnen  von  484  Colleges  und  Universitäten  345  oft'en,  von 
5 1 technischen  Hochschulen  28.  Aufserdem  bestehen  4 Universi- 
täten und  gegen  160  Colleges  für  Mädchen  allein.  Seit  dem  Jahre 
1886,  wo  ca.  36000  an  diesen  Anstalten  studierende  Frauen  gezählt 
wurden'),  hat  ihre  Zahl  sich  verdoppelt;  allein  25000  -studieren 
davon  an  den  Universitäten.'')  Neben  6 medizinischen  Frauenhoch- 
schulen stehen  fast  alle  -Schulen  für  Männer  auch  den  Frauen  offen ; 
in  6 Frauen-Hospitälern  können  sie  ihrer  klinischen  Ausbildung 
nachgehen.  Selbst  das  Studium  der  Theologie  ist  ihnen  ermöglicht. 

Diese  glänzenden  Resultate  eines  fast  hundertjährigen  Kampfes 
dürfen  jedoch  nicht  mit  europäischem  Mafsstab  gemessen  werden. 
Hs  giebt  besonders  im  Westen,  sogenannte  Universitäten,  deren 
Unterrichtskreis  nicht  über  die  Tertia  unserer  dcut.schcn  Gymnasien 
hcrausgeht;  die  meisten  entsprechen  in  Lehrplan  und  Lehrstoff  der 
Sekunda  und  Prima,  sodafs  der  zum  Schlufs  verliehene  Grad  eines 


*)  Vjjl.  Report  of  tbc  International  Council  of  Women,  25.  March  to  i. 
April  18S8.  Washington  1888.  p.  56 — 57. 

*)  Vgl.  Hugo  Münsterberg,  Das  Frauen.stutlium  in  Amerika,  in  Kirchhuft,  Die 
Akademische  Frau,  iterlin  1897.  S.  343. 
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Bachelor  of  Arts  (A.B.)  nicht  höher  steht,  als  unser  Abiturienten- 
zeugnis.  Sehr  viele  Colleges  gleiclien  unseren  hölieren  Töchter- 
schulen, mit  dem  Unterschied,  dass  Mathematik  und  klassische 
Sprachen  dem  Unterricht  eingegliedert  sind;  andere  wieder  erreichen 
die  Höhe  unserer  Universitäten.  So  kann  angenommen  werden, 
das.s  von  den  25000  studierenden  Frauen  nur  etwa  500  in  unserem 
Sinne  Studentinnen  sind.')  Darnach  kann  auf  eine  gewisse  Höhe 
der  .Allgemeinbildung  der  Amerikanerinnen,  nicht  aber  auf  wissen- 
schaftliche Gründlichkeit  geschlossen  werden.  In  der  Erkenntnis 
dieser  That.sache  suchen  nicht  nur  ernster  .Strebende  an  einer  euro- 
päischen Universität  den  Doktorgrad  zu  erringen,  sie  haben  sich 
auch  zur  V'erbindung  der  Collegiate  .Alumnae  zusammengethan,  die 
durch  Stipendien  das  Studium  im  Auslande  ermöglicht  und  ein 
höheres  Niveau  der  inländischen  Ausbildung  zu  erreichen  sucht. 
Das  erstrebenswerteste  Ziel  aber  für  die  weibliche  Jugend  Amerikas 
ist  die  bisher  unerreichte  Eröffnung  der  4 bedeutendsten  Universi- 
täten : Har\ard,  A'ale,  John  Hopkins  und  Columbia.  Erst  eine  Frau 
hat  in  Harvard  ihr  philosophisches  Doktorexamen  machen  dürfen, 
und  diese  mufste  sich  mit  einer  priv'aten  Bescheinigung  darüber  be- 
gnügen. Da  sich  nun  aus  den,  als  A.B.  entlassenen  Schülerinnen 
der  Universitäten  die  Schulvorstehcrinnen  und  Lehrerinnen,  auch 
vielfach  die  Professorinnen  der  Colleges  rekrutieren,  so  gehen  deren 
Schülerinnen  selbstverständlich  wieder  als  mangelhaft  Vorgebildete 
aas  ihnen  hervor,  ein  Zirkel,  der  nur  dann  durchbrochen  werden 
wird,  wenn  die  schärfer  werdende  Konkurrenz  mit  den  Männern,  <lie 
Frauen  zu  gröfsercr  Energie  um  vertiefteren  Unterricht  aufstachelt. 

Heute  wird  den  Amerikanerinnen  der  Zutritt  zu  bürgerlichen 
Berufen  — wohlbcmcrkt:  Erwerbsberufen,  nicht  staatlichen  oder 
kommunalen  Ehrenämtern  — nur  selten  erschwert.  Seit  1872,  wo 
Illinois  durch  Gesetz  bestimmte,  dafs  alle  Berufe  ohne  Unterschied 
des  Geschlechts  jedem  offen  ständen,  sind  etwa  zwei  Drittel  der 
Bundesstaaten  seinem  Beispiel  gefolgt.  Kaum  ein  Beruf  dürfte  den 
Frauen  vollständig  ver.schlo.ssen  sein ; seit  der  Ernennung  von 
Dr.  Anita  Newcomb  zur  Militärärztin  mit  dem  Range  eines  Leut- 
nants scheint  selbst  die  militäri.sche  Karriere  ihnen  in  gewisser  Weise 
offen  zu  stehen.  Unter  den  Staat.sbeamtcn  finden  sich  nicht  nur  Frauen 
in  subalternen  Stellungen : in  zwei  Staaten  bekleiden  sie  das  Amt 
eines  Staatssuperintendenten  des  Schulwesens,  .sind  also  mit  anderen 


*)  Hug«!  Nlünaterbcrg,  a.  a.  O.  S.  345. 
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Worten  Unterrichtsminister.  Weibliche  Gemeindevorsteher  giebt  es 
in  gröfserer  Zahl.  ’)  ln  22  Staaten  finden  sich  227  Provinzialsuper- 
intendcnten  der  Erziehungsanstalten.  Eine  Frau,  Mifs  Estelle  Reel, 
wurde  von  der  Bundesregierung  zum  Oberinspektor  der  gesamten 
Indianerschulen  ernannt.  In  Michigan  fungiert  seit  1899  eine  F'rau 
als  Staat.sanwalt ; in  Kansas  sind  20  Prozent  aller  Schulräte,  und 
5 Prozent  aller  Notare  Frauen.  In  ver.schicdenen  Parlamenten  sind 
die  amtlichen  Stenographen  I'rauen;  30  weibliche  Fabrikinspek- 
toren wirken  in  den  Bundesstaaten.  Staatsarchivare  und  Biblio- 
thekare sind  zahlreich  angestellt.  In  allen  Ministerien  der  Bundes- 
regierungen sind  weibliche  Beamte  beschäftigt,  ln  den  sogenannten 
liberalen  Berufen  ist  die  Zahl  der  weiblichen  .Advokaten  besonders 
bemerkenswert;  sie  werden  in  22  Staaten  zugelassen  und  selbst 
der  oberste  Gerichtshof  in  Washington  stellte  durch  Gc.sctz  vom 
Jahre  1879  die  F'rauen  den  Männern  gleich.  Bis  heute  wurden  acht 
Frauen  von  ihm  zugelasscn.  Weibliche  Universitätsprofessoren  finden 
sich  auch  an  den  ersten  Universitäten  des  I.andcs,  so  in  Boston 
Mercy  Jackson  .als  Professor  für  Kinderkrankheiten,  in  Wiskonsin 
Helen  Campbell  als  Professor  der  .Nationalökonomie,  .\ufscr  in  den 
genannten  Berufen  haben  Frauen  sich  durch  kaufmännische  Unter- 
nehmungen selbständig  zu  machen  gesucht,  und  besonders  in  den 
Süd-  und  Weststaaten  haben  sie  sich  als  Besitzer  und  Leiter 
von  ausgedehnten  Viehzüchtereien  und  .Milchwirtschaften,  von  Ge- 
müse-, Obst-  und  Blumenkulturen  aus  .Armut  zum  Reichtum  empor- 
zuarbeiten verstanden.  *) 

Der  amerikanischen  Entwicklung  dieser  Seite  der  Frauenfrage 
kommt  die  englische  am  nächsten ; die  politische  Freiheit  verbunden 
mit  der  open  door  policy,  d.  h.  dem  Gedanken  des  freien  Wett- 
bewerbs, hatte  einen  rapiden  wirt.schaftlichcn  .Aufschwung  zur  Folge, 
der  auch  den  Frauen  zugute  kam.  Der  Platz  am  Brotkorb  brauchte 
ihnen  nicht  in  so  heftiger  Weise  streitig  gemacht  zu  werden,  wie 
sonst  in  Europa.  .Auch  ihrem  Ringen  nach  höherer  .Ausbildung 
wurden  weniger  .Schwierigkeiten  in  den  Weg  gelegt. 

Naciidem  die  königliche  Kommis-sion  zur  Untersuchung  der 
Schulzustände,  die  i8()4  eingesetzt  wurde,  und  deren  weibliches 
Mitglied  Mifs  Bcale  den  Stand  der  höheren  Mädchenschulen  zu  be- 

*)  V(;l.  Orace  II.  Do(l(;c,  What  Wiimon  can  rarn.  .\ew  York,  iSgS.  p.  20. 

*)  Vjjl.  unter  anilerenv:  Women  in  Pri>ression.s.  London  Conjjrcss.  a.  a.  O. 
!'•  154'T- 
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gutachlen  hatte,  die  denkbar  ungünstigsten  Berichte  über  den  Unter- 
richt des  weiblichen  Geschlechts  zu  geben  gezwungen  war,  ent- 
standen allenthalben  Vereine  zur  Verbesserung  der  Mädchenerzichung, 
die  auf  die  Höhe  des  vorbereitenden  Unterrichts  der  Knaben  zur 
l'niversität  gehoben  werden  sollte.  Um  einen  Mafsstab  für  sie  zu 
haben , richtete  sich  die  nächste  Agitation  auf  die  Zulassung  der 
Mädchen  zu  den  Lokalexamen  der  Universitäten.  Schon  1865  ver- 
stand sich  Cambridge,  etwas  später  Oxford  zur  .Abhaltung  dieser 
Kxamen,  die  etwa  zwischen  das  13.  und  16.  Lebensjahr  der  Schüler 
zu  fallen  pflegen. ')  Sie  stehen  ungefähr  den  Examen  unserer  Real- 
schulen gleich  und  berechtigen  keineswegs  zum  Universitätsstudium. 
Um  dies  zu  erreichen,  das  den  Frauen  hartnäckig  v'erweigert  wurde, 
legte  Mifs  Emily  Davies,  die  schon  die  erfolgreiche  Agitatorin  für 
die  Lokalexamcn  gewesen  war,  im  Jahr  1869  zuerst  in  einem  klei- 
nen Hau.se  in  Hitchin  die  Grundlage  zu  Girton-College.  Es  gelang 
ihr,  einige  Professoren  von  Cambridge  für  ihre  Idee,  ihre  Schüle- 
rinnen zunächst  zu  dem  leichtesten  — dem  sogenannten  little-go  — 
Universitätsexamen  vorzubereiten,  zu  gewinnen.  Sie  bestanden  nicht 
nur  dies,  sondern  drei  Jahre  später  auch  das  schwerste,  das  Tripos- 
examen.  Inzwischen  wurden  nach  dem  Muster  von  Girton,  Newn- 
ham- College  gegründet.  Durch  vereinte  Bemühungen,  die  oft  zu 
heftigem  Federkrieg  führten,  wurde  endlich  erreicht,  dafs  die  Frauen 
zu  einzelnen  Vorlesungen  in  der  Universität  selbst  Zutritt  erlangten 
und  schliefslich  — im  Jahre  l88i  — wurden  sie  zu  den  Universi- 
tätsexamen, dem  little-go  und  Tripos,  offiziell  zugelas.sen;  bis  heute 
Jedoch  müssen  sie  sich,  trotz  dauernder  Bemühungen,  mit  einem 
einfachen  Zertifikat  begnügen;  die  Erteilung  der  mit  dem  bestandenen 
Examen  bei  den  männlichen  Studenten  verbundenen  Titel  wird 
ihnen  standhaft  verweigert,  — es  ist  das  das  letzte  Prärogativ,  das 
die  Männer  sich  Vorbehalten  wollen  I 

Der  Kampf  um  Oxford  war  ein  ähnlicher,  wie  der  um  Cambridge.') 
In  dem  Zeitraum  von  1870  bis  1894  wurden  die  P'raucn  nach  und  nach 
zu  den  Vorlesungen  und  Examen  aller  Fakultäten,  mit  Ausnahme  der 
medizinischen  zugelasscn,  aber  die  Titel  gönnten  ihnen  auch  hier  ihre 
männlichen  Kollegen  nicht.  Dafür  gewährte  ihnen  schon  1878  die 
Universität  London  — lediglich  eine  Examinationsbehörde  — sämt- 


*)  Vgl.  Theodore  Stanton,  a.  a.  O.,  p.  32 IT. 

*)  Vgl.  Kinily  Davies,  The  Higher  Kducation  of  Wonicn,  London.  1866  und 
Helene  Lange,  Frauenbildung.  Berlin  1889.  S.  7 IT. 
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liehe  Grade,  was  um  so  wichti^rer  ist,  als  ihre  Examen  für  die  weit- 
aus schwersten  gelten.  Mit  kleinen  Unterschieden,  — so  ist  das 
Studium  der  Theologie  und  Medizin  an  einigen  Universitäten  den 
Frauen  verboten  — nehmen  heute  sämtliche  Universitäten  Grofs- 
britanniens  weibliche  Studenten  mit  gleichen  Rechten  auf  wie  männ- 
liche. .Als  eine  Folge  jedoch  nicht  nur  der  englischen  Prüderie, 
wie  viele  meinen,  sondern  vor  allem  der  auf  diesem  Gebiet  beson- 
ders lebhaften  Konkurrenzfurcht  der  Männer  mufs  es  angesehen 
werden,  wenn  der  schwierige  Kampf  der  Frauen  sich  um  das  Stu- 
dium der  Medizin,  vor  allem  um  die  klinische  .Ausbildung  drehte. 
Keine  Schule  und  keine  Examinationsbehörde  wollte  Frauen  zu- 
lassen und  so  entschlos.scn  sie  sich  denn,  sich  .selbst  zu  helfen,  in- 
dem sie,  mit  Unterstützung  einiger  Professoren,  1874  die  mit  einem 
Frauenhospital  verbundene  London  school  of  Medicine  for  woinen 
gründeten.  Ihrem  energischen  A'^orgehen  war  es  zu  danken , dafs 
tlurch  Parlamcntsbeschlufs  zwei  Jahre  später  die  Prüfungsbehörden 
autorisiert  wurden,  weibliche  Studenten  zu  examinieren.  Sic  folgten 
freilich  nur  sehr  langsam  dieser  offiziellen  Aufforderung.  Bis  heute 
haben  sich  neun  Universitäten  und  medizinische  Schulen  dazu  bereit 
erklärt,  aufserdem  stehen  ihnen  acht  allgemeine  Krankenhäuser 
neben  achtzehn  Frauenhospitälern  offen. ') 

Dem  Beispiel  des  Mutterlandes  folgten  die  Kolonieen.  Die  in- 
dischen Universitäten  sind  seit  1878  den  Frauen  geöffnet;  vier 
höhere  Schulen,  von  denen  die  in  Pronah  unter  Leitung  der  ge- 
lehrten und  wohlthätigen  Indierin  Pundita  Ramabai  steht,  .sorgen 
für  die  Vorbereitung;  die  australischen  Universitäten  Sydney,  Vik- 
toria und  Melbourne  haben  nie  einen  Llnter-schied  zwischen  den  Ge- 
schlechtcrn  gemacht.  *) 

.Auch  auf  anderen  Gebieten  des  vorbereitenden  Unterrichts  für 
bürgerliche  Lelrensberufe  ist  für  das  weibliche  Geschlecht  in  Eng- 
land fast  ebenso  gut  gesorgt,  wie  für  das  männliche.  Private  und 
öffentliche  Schulen  zur  gewerblichen , kaufmännischen  und  kün.st- 
leri.schen  .Ausbildung  nehmen  .sic  auf.  .Auf  den  Lehrerseminarien, 
von  denen  cs  für  Frauen  mehr  gibt  als  für  Männer,  geniefsen  sie 
die  V'ergünstigung  unentgeltlicher  .Ausbildung. 

*)  \'^\.  Kmily  The  Kn^lishwonum's  Vear  Hook.  London  1900.  p.  l ff. 
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Den  Weg  zu  einem  neuen  Frauenberuf  eröffnete  die  1891  ge- 
gründete Gartenbauschule  von  Swanley.  Durch  ihre  Erfolge  wurde 
den  Frauen  auch  die  Schule  der  königlichen  botanischen  Gesell- 
schaft zugänglich.  Eine  landwirtschaftliche  Schule,  die  statuten- 
gemäfs  ausschliefslich  für  gentlewomen,  d.  h.  Frauen  der  bürger- 
lichen Kreise  bestimmt  ist,  richtete  Lady  Warwick  auf  ihrer  Besitzung 
1898  ein.  Wie  sie  neben  der  Gärtnerei,  die  Geflügel-  und  Bienen- 
zucht und  die  Milchwirtschaft  in  den  Kreis  neuer  Arbeitsmöglichkeiten 
cinbezog,  so  geschieht  es  auch  durch  die  von  den  Grafschaft.sräten 
und  Gemeinden  vielfach  ins  Leben  gerufenen  landwirtschaftlichen 
Schulen;  auch  die  landwirtschaftliche  .N'ationalunion  von  Grofsbri- 
tannien  hat  sich  durch  Gründung  eines  Frauenzweigx'ereins  der 
Sache  angenommen.  Durch  die  Einrichtung  der  Krankenpflege- 
rinnenschule am  St.  Thomashospital,  die  Florencc  .Nightingalc  durch- 
gesetzt hatte,  nachdem  ihr  im  Krimkrieg  die  Schäden  der  dilettan- 
tischen Krankenpflege  traurig  genug  bekannt  geworden  waren, 
wurde  auch  dieser  Beruf  ein  Erwerbsberuf  gebildeter  Frauen.  So 
gibt  es  kaum  ein  Gebiet  des  Berufslebens,  für  das  die  Englände- 
rinnen sich  nicht  vorbereiten  könnten.  Im  Unterschied  von  Amerika 
aber  ist  die  Erziehung  der  Geschlechter,  — mit  Ausnahme  von  Island, 
wo  kürzlich  der  V'ersuch  eines  für  Knaben  und  Mädchen  gemeinsamen 
Colleges  gemacht  wurde,  — fast  durclnveg  eine  getrennte.  Daraus  er- 
geben sich  sowohl  praktische  als  psychologische  Folgen  schädlichster 
N'atur  und  die  .*\usbildung  der  Frauen  i.st  vielfach  eine  minderwertige; 
so  werden  sie  z.  B.  in  zwei  Jahren  zu  I.andschaftsgärtnern  vorbereitet, 
während  Männer  dazu  eine  Studienzeit  von  5 bis  6 Jahren  brauchen ; 
und  fa.st  alle,  für  das  weibliche  Geschlecht  allein  eingerichteten  kauf- 
männischen und  künstlerischen  Schulen  haben  einen  kürzeren  oder 
weniger  gründlichen  Studiengang,  als  die  für  Männer  bestimmten. 
■Andererseits  wird  aber  auch  durch  das  System  der  Trennung  der 
Gegensatz  zwischen  den  Geschlechtern,  der  durch  den  Konkurrenz- 
kampf hervorgerufen  wärd,  noch  verschärft,  statt  dafs  er  durch  ge- 
meinschaftliche Erziehung  hätte  gemildert  werden  und  der  BcgriflT 
der  Interessengemeinschaft  seine  Stelle  hätte  einnehmen  können. 

Der  Zugang  zu  bürgerlichen  Berufen  wurde  den  Engländerinnen 
im  allgemeinen  nicht  allzu  schwer  gemacht.  .Sie  waren  nicht  nur 
seit  den  Zeiten  des  Feudalismus  keine  unbekannte  Erscheinung  im 
öffentlichen  Leben,  sie  hatten  auch  durch  frühe,  ausgedehnte  und 

*’i  Vgl.  Women  In  Profes-sion.s.  I^ontlon  Congrc.ss,  a.  a.  O.,  p.  142  fr. 
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vortrefiflich  organisierte  philanthropische  Thätigkeit  für  ihr  Verständnis 
und  ihre  Leistungskraft  Zeugnis  abgelegt.  Von  Elisabeth  Fr>%  der 
Reformatorin  des  Gefängniswesens,  bis  zu  Beatrice  Webb  finden 
wir  eine  Reihe  bedeutender  Frauen,  die  durch  ihre  Leistungen, 
mehr  als  durch  ihre  Worte  für  das  Recht  der  F'rau  auf  Arbeit 
kämpften.  So  konnte  die  Regierung  schon  1873  den  Versuch 
machen,  die  erste  F'rau,  Mrs.  Nassau  Senior,  als  Inspektor  der  unter 
dem  Lokalgovernement  Board  geregelten  Armenpflege  anzustellen, 
und  wie  .sie  schon  1864  eine  Frau  in  die  Kommission  zur  Unter- 
suchung der  Schulverhältnisse  berufen  und  ihr  eine  aufserordenllich 
wertvolle  Arbeit  zu  verdanken  hatte,  so  übergab  sie  nach  und  nach 
immer  häufiger  F'rauen  wichtige  Aufgaben.  Von  einschneidender 
Befieutung  war  1892  die  Einsetzung  einer  Kommission  zur  Unter- 
suchung der  Arbeiterverhältnisse,  in  der  vier  Frauen  mit  Erhebungen 
über  die  Lage  der  .Arbeiterinnen  betraut  wurden.  Sie  bewährten 
sich  so,  dafs  kurze  Zeit  später  eine  von  ihnen.  Miss  Abraham,  als 
erste  Fabrikinspektorin  und  eine  andere.  Miss  Collet,  als  Korre- 
spondentin des  Labour  Departement  angestellt  wurde.  Auch  .Aerz- 
tinnen  wurden  als  Bezirksärzte,  als  Sanitätsinspektorinnen,  als  Leiter 
öffentlicher  Krankenhäuser,  — besonders  in  den  Koloniecn,  — Be- 
amte der  Regierung.  Vier  von  ihnen  sind  im  Postdepartement  be- 
schäftigt. 

Seit  1870  hatte  die  Regierung  die  Telegraphenlinicn  aus 
dem  Besitz  der  privaten  Gesellschaft  übernommen  und  die  weib- 
lichen Angestellten  beibchalten,  ja  sic  hatte,  trotz  der  lebhaften  Agi- 
tation dagegen,  — der  einzigen,  die  in  so  grofsem  Stil  gegen  das 
Eindringen  der  Frauen  in  bürgerliche  Berufe  in  England  entfaltet 
wurde,  — F'rauen  bei  den  Po.stsparkasscn  ange.stellt.  Heute  stehen 
25,928  F'rauen  im  Post-  und  Tclegraphendienst  Grofsbritanniens. ') 
Unter  ihnen  giebt  es  eine  .Anzahl,  die  bis  zur  Stellung  von  Post- 
meistern emporgestiegen  .sind.  Fast  in  allen  Ministerien  beschäftigt 
die  Regierung  Beamtinnen,  ebenso  in  der  Gefängnisverwaltung  und 
.Aufsicht,  auf  königlichen  Ob.servatoricn  und  als  .Assistenten  der 
Bibliothekare,  ln  hervorragend  leitenden  Stellungen  jedoch  befinden 
sich  keine  Frauen.  Bis  vor  einigen  Jahren  führte  Miss  Abraham 
ziemlich  selbständig  die  Geschäfte  des  aus  7 Personen  bestehenden 
weiblichen  Fabrikinspektorats ; als  sie  jedoch,  infolge  ihrer  Heirat 


')  Vj»l.  Thirty-I‘'ij;lh  Report  o(  tlie  Poslinaster  jjener.al  on  llic  Post  Oftice.  1899. 
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auäschied,  nahm  man  dies  zum  Vonvand,  die  weiblichen  Inspektoren 
unter  die  Leitung  des  männlichen  Oberinspektors  zu  stellen.  Es 
scheint , dafs  sich  in  der  Zuriiekdrängung  der  Frauen  auf  unter- 
geordnete Stellungen  der  letzte  Kampf  gegen  ihr  Gleichbcrcch- 
tigungsbestreben  ausdrückt.  Er  spielt  sich  in  den  englischen  Lokal- 
vcna’altungcn  ebenso  ab,  obwohl  die  Frauenarbeit  hier  noch  a.us- 
gedehnter  und  segensreicher  wirkt,  als  im  Dienst  der  Regierung. 
Wohl  haben  die  Frauenvereine  in  jedem  Ort , fast  in  jeder  Ge- 
meinde um  die  Anstellung  weiblicher  Beamten  jahrelang  ringen 
müssen,  jetzt  aber  können  sie  stolz  auf  das  Erreichte  sein:  Wir 
finden  sie  als  Schul-,  Sanitäts-  und  Handelsin.spektoren,  als  Polizei- 
matronen und  I.citerinnen  öffentlicher  Anstalten  aller  Art,  als  Standes- 
und  Kirch-spielbeamtc,  als  .-Xrmenpfleger,  als  Steuererheber,  als  Land- 
schaflsgärtner  öffentlicher  .-\nlagen , und  als  Dozentinnen  in  den 
Haushaltungs-  und  landwirtschaftlichen  Schulen  der  Grafschaftsräte 
thätig,  aber  Gemeindevorsteher  und  Bürgermeister  wie  in  .Amerika 
finden  wir  nicht.  Anders  gestaltet  es  sich  in  den  privaten  Berufen, 
wo  die  persönliche  Leistungsfähigkeit  allein  <len  .Ausschlag  giebt. 
Nicht  nur,  dafs  weibliche  Handelsangestellte,  Stenographinnen  und 
.Maschinenschreiberinnen  vor  den  Männern  schon  vielfach  den  Vorzug 
erhalten,  immer  mehr  Frauen  arbeiten  sich  zu  Leiterinnen  grofser 
Geschäfte,  selbst  zu  Bankiers  empor,  die,  obwohl  die  Börse  ihnen 
verschlossen  ist,  zahlreiche  Kunden  haben.  Und  die  Zahl  der 
Privatgelehrten  und  Schriftstellerinnen,  der  Journalisten  und  Reporter 
nimmt  Jahr  um  Jahr  erheblich  zu.  Selbst  in  scheinbar  den  Frauen 
fernliegenden  Berufen,  wie  in  dem  des  Architekten  finden  wir  sie 
thätig  und  zwar  mit  solchem  Erfolg,  dafs  kürzlich  eine  von  ihnen 
zum  Mitglied  der  sehr  exklusiven  Königlichen  Gesellschaft  der  .Archi- 
tekten gewählt  wurde.  L’nter  den  gelehrten  Berufen  aber  ist  der 
medizinische  derjenige,  auf  dem  die  PVauen  in  England  wie  in 
•Amerika  sich  am  meisten  auszeichnen.  Sie  erfreuen  sich  grofser 
Praxis  und  allgemeiner  Anerkennung,  die  auch  den  Konkurrenzneid 
der  Männer  .soweit  besiegte,  dafs  sie  vor  wenigen  Jahren  Mrs.  Garrett- 
Anderson  zur  Präsidentin  der  fast  nur  aus  Männern  bestehenden 
medizinischen  Ge.sellschaft  erwählten. 

.Am  stärksten  ist  natürlich  das  weibliche  Ge.schlecht  im  Lehr- 
beruf vertreten.  Nicht  nur,  dafs  sie  die  männlichen  l.ehrer  an  Zahl 
uberwiegen,  es  ist  ihnen  gelungen,  leitende  Stellungen,  auch  an 
Knabenschulen  zu  erobern.  Dabei  mufs  eingeschaltet  werden,  dafs 
das  englische  höhere  Schulwesen  aus.schliefslich  in  Privathänden 
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ruht,  weder  Staatshilfe  noch  Staatsaufsicht  geniefst,  und  die  Gesell- 
schaften, die  cs  leiten,  zum  grofsen  Teil  auch  aus  Frauen  bestehen. 
Infolgedessen  konnte  die  englische  Lehrerin  zu  solcher  Bedeutung 
gelangen.  Die  männlichen  Staats-  und  Lokalvcrwaltungen  repräsen- 
tieren immer  eine  konservative  Macht,  die  nur  schwerfällig  vor- 
wärts schreitet.  Das  zeigt  sich  auch  dort,  wo  die  Frau  solche 
Stellungen  zu  erreichen  strebt,  auf  deren  Gewährung  die  Behörden, 
vom  eingewurzelten  Vorurteil  überdies  unterstützt,  irgend  welchen 
Einflufs  üben.  Kranken-  und  .■\rmenpflcge,  FTziehung  und  Unter- 
richt waren  seit  alten  Zeilen  ein  Frauenberuf  innerhalb  der  F'amilien 
und  des  .Stammes,  cs  galt  nur,  ihn  weiter  auszubilden,  ihn  über  die 
ursprünglichen  Grenzen  herauszuführen,  um  zur  .\rmenpflegerin  und 
Inspektorin,  zur  Lehrerin  und  .Aerztin  zu  führen.  Berufe  aber,  die 
nicht  von  .Anfang  an  mit  dem  Weib  als  Ge.schlechtswesen  in  engem 
Zusammenhang  standen,  galten  von  vornherein  für  unweiblich  und 
wurden  ihr  daher  verschlossen.  So  geschieht  es  z.  B.  in  England 
noch  bei  dem  Beruf  des  Geistlichen  und  des  Advokaten;  nur  ein- 
zelne Sekten  haben  Predigerinnen  und  Missionarinnen,  die  Hoch- 
kirche läfst  sie  ebensowenig  zu  wie  die  lutherische  und  katholische; 
und  nur  als  Rechtskonsulenten  dürfen  Frauen  seit  kurzem  prakti- 
zieren, weibliche  .Advokaten  schliefst  jeder  Gerichtshof  v’orläufig 
noch  aus. 

Frankreich,  das  im  i8.  Jahrhundert  der  Frauenbewegung  Rich- 
tung und  Ziel  gegeben  und  sie  in  den  revolutionären  Stürmen  des 
19.  Jahrhunderts  jedesmal  zu  neuem  Leben  erweckt  h.atte,  blieb 
schliefslich  in  seinen  Firfolgcn  hinter  Amerika  und  England  zurück. 
Die  Ursache  davon  ist  vorwiegend  in  der  durch  die  Napoleonische 
Gesetzgebung  hervorgerufenen  zivilrechtlich  ungünstigen  I.age  der 
Frauen  zu  suchen.  Sobald  daher  die  Frauenbewegung  sich  von  der 
Reaktion  der  fünfziger  Jahre  erholt  hatte,  verwandte  sie  ihre  besten 
Kräfte  auf  den  Kampf  gegen  eine  Unterdrückung,  die  wohl  ge- 
eignet war,  jedes  Vorwärtsstreben  zu  erschweren.  Ihre  .Agitation 
für  höheren  Unterricht  und  Zulassung  zu  bürgerlichen  Berufen  war 
aber  immerhin,  wenn  sic  auch  in  zweiter  Linie  .stand,  eine  lebhafte. 
Zunächst  galt  es,  die  teilweise  Eröffnung  der  Universität  nicht  da- 
durch illusori.sch  werden  zu  lassen,  dafs  die  Firfüllung  der  Vorbe- 
dingungen nicht  vorhanden  war.  Man  versuchte  es  Ende  der  sech- 
ziger  Jahre  mit  der  Einrichtung  freier  V'prtragskurse  für  Mädchen, 
ohne  Erfolg  zu  haben.  .Auch  die  Privatanstalten  genügten  nicht. 
Legouve,  der  nach  wie  vor  an  der  Spitze  dieser  Bewegung  stand. 
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sammelte  schlicfslich  eine  immer  gröfsere  Zahl  von  Frauen  und 
Männern  um  sich,  die  für  die  Idee  der  staatliclien  Intervention  ein- 
traten und  die  Errichtung  von  Mädchengyninasien  verlangten,  die 
denen  für  Knaben  entsprechen  sollten.  Aber  erst  im  Jahre  1880 
setzte  Camille  See  ein  Gesetz  durch,  wonach  der  Staat  sich  ver- 
pflichtete, mit  Unterstützung  der  Kommunen  höhere  Mädchenschulen 
ins  I^ben  zu  rufen.  Wenn  dies  Gesetz  auch  den  -Wünschen 
der  Frauen  und  ihrer  Freunde  noch  nicht  entsprach,  denn  in  der 
Pra.vis  gestalteten  sich  die  neuen  Institute,  von  denen  jetzt  32  staat- 
liche und  27  städtische  bestehen,  nur  zu  erweiterten  Elementar- 
schulen, keineswegs  zu  Gymnasien,  so  war  die  Anerkennung  der 
Notwendigkeit  höherer  Frauenbildung  durch  den  Staat  immerhin 
ein  Fortschritt  Seine  Bedeutung  ist  um  so  gröfser,  als  von  vorn- 
herein ausschliefslich  Frauen  zu  Leitern  und  Lehrern  in  den  Lyceen 
bestimmt  wurden.  Das  brachte  eine  Hebung  des  Lehrerinnenberufs 
mit  .sich  und  führte  schon  ein  Jahr  später  zur  Gründung  der  Ecole 
normale  in  Sevres,  an  der  die  .Ausbildung  der  dem  höheren  Mädchen- 
unterricht sich  widmenden  Frauen  erfolgt '),  soweit  sie  sich  nicht 
durch  Universitätsstudien  vorbereiten.  Seit  1870  schon  stehen 
ihnen,  mit  .Ausnahme  der  theologischen,  nicht  nur  sämtliche  Fakul- 
täten offen,  sie  können  auch  dieselben  Grade  erwerben  wie  die 
.Männer.  .Auf  dem  Gebiet  der  Medizin  hatten  sie  allerdings  einen 
Kampf  zu  kämpfen,  der  bis  heute  noch  nicht  ganz  zum  Ziele  führte: 
Zur  klinischen  und  chirurgischen  .Ausbildung  und  dem  damit  ver- 
bundenen Examen  wurde  ihnen  gar  nicht  oder  nur  ausnahmsweise 
Zulass  gewährt.  Schliefslich  erreichten  .sie  es,  in  den  Pariser  Spitälern 
ner  Jahre  studieren  zu  dürfen,  ohne  dafs  man  sie  jedoch  zu  den 
höheren  Prüfungen  zuliefs.  Die  Studenten  sowohl  wie  die  .Aerzte 
waren  während  des  ganzen  Kampfes  ihre  ausgesprochenen  Gegner. 
.Auch  auf  einem  anderen  Gebiete,  dem  des  künstlerischen  Studium.s, 
war  von  einer  Gleichberechtigung  der  Frauen  lange  Zeit  hindurch 
keine  Rede.  Selbst  die  Leistungen  einer  Rosa  Bonheur,  einer  Vige- 
Lebrun  waren  nicht  imstande  gewesen,  den  Frauen  den  Zugang 
zur  Ecole  des  beaux  Arts  zu  ermöglichen.  Die  traditionelle  Mei- 
nung, dafs  die  guten  Sitten  dadurch  verletzt  würden,  mufste  hier 
ebenso  wie  beim  klinischen  Unterricht  als  Vorwand  der  .Ausschliefs- 
ung  dienen.  Erst  1897  erfolgte  die  Zulassung;  die  französische 
Kammer  bewilligte  zugleich  eine  bestimmte  Summe  zur  Gründung 


*)  ^*8^*  Jcannc  Chauvin,  a.  a.  ().,  p.  224 1'. 
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von  zwei  Ateliers  für  Schülerinnen,  um  damit  dem  Vorurteil  der 
gemeinsamen  Ausbildung  der  Geschlechter  entgegen  zu  kommen. 

\’icl  rascher  ging  die  Frage  des  gewerblichen  und  kaufmän- 
nischen Unterrichts  der  Frauen  einer  Lösung  entgegen.  Schon 
1870  zählten  die  fünf  Pariser  Schulen  800  Schülerinnen.  In  den 
Provinzen  entstanden,  zum  Teil  durch  die  Kommunen,  ähnliche 
.•\n.stalten,  deren  starke  Frequenz  dafür  Zeugnis  ablcgt,  dafs  sic 
einem  dringenden  Bedürfnis  entsprechen. 

Die  Frau  im  kaufmännischen  Beruf  ist  denn  auch  seit  langem 
eine  wohlbekannte  Pirscheinung  in  Frankreich,  und  man  rühmt  ihr 
allgemein  ihre  Umsicht  und  ihren  praktischen  Verstand  nach. 
Frauen,  die  ihr  Geschäft  wirklich  ganz  selbständig  leiten,  sind  hier 
daher  verhältnismäfsig  häufiger  zu  finden,  als  in  anderen  Ländern. 
Schon  in  den  fünfziger  Jahren  wurden  ihre  Talente  dadurch  aner- 
kannt, dafs  die  Eisenbahngcscllschaftcn  anfingen,  Frauen  in  ihren 
Bureaux  anzustellen,  und  der  Staat,  der  schon  im  Anfang  des  Jahr- 
hunderts F'rauen  im  Postdienst  beschäftigt  hatte,  vermehrte  ihre 
Zahl  von  1877  ab  bedeutend.’)  Aufserdem  vertraute  er  sämtliche 
Tabakgeschäfte  — die  Tabakfabrikation  und  der  Handel  mit  Tabak 
sind  bekanntlich  Staatsmonopol  — Frauen  an,  und  beschäftigt  eine 
grofsc  Zahl  von  ihnen  in  der  Bank  von  Frankreich.  Im  übrigen  ist 
die  Zahl  der  staatlich  angestelltcn  Frauen  gering  und  sie  befinden 
sich  fast  ausschliefslich  in  untergeordneten  Stellungen.  Den  höchsten 
Rang  nehmen  die  Gefängnis-  und  Schulinspektorinnen  — von  denen 
es  allerdings  nur  drei  giebt  — ein.  Die  Fabrikinspektorinnen  be- 
kleiden nur  das  ,\mt  von  Assistentinnen,  haben  sich  aber  so  be- 
währt, dafs  z.  B.  allein  im  Seine-Departement  14  thätig  sind.  Aufser 
ihnen  sind  weibliche  Staatsbeamte  als  Gefangenenwärter,  als  Lehre- 
rinnen in  Taubstummen-  und  Hebammcn-Schulcn  zu  finden.  Seit 
einiger  Zeit  hat  die  Regierung  auch  .Aerztinnen  in  ihren  Dien.st 
genommen:  Madame  Sarraute  wirkt  an  der  grofsen  Oper;  andere 
.Aerztinnen  wurden  den  afrikanischen  .\li.ssioncn  angeschlossen  oder 
an  staatlichen  Mädchcnlyceen  angestellt.  Von  allen  Frauen  werden 
natürlich  Lehrerinnen  vom  St.aat  und  von  den  Kommunen  am 
meisten  beschäftigt.  Ihr  Einflufs  reicht  soweit,  dafs  sie  sowohl  den 
Departementsräten  als  dem  Ober.schulrat  als  gleichberechtigte  Mit- 
glieder angchören  können.  .Aber  noch  keiner  Frau  ist  es  gelungen, 

*)  \'^I.  l.ouis  Kr.ink,  La  frninic  dans  Ic-s  F.mplois  puLlics.  Bruxelles,  1S93. 
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als  Dozent  an  der  Universität  zugelassen  zu  werden  oder  die  Leitung 
eines  Hospitals  in  die  Hand  zu  bekommen.  Sobald  es  sich  um  an- 
gesehene oder  besser  bezahlte  Stellungen  handelt,  hört  auch  bei 
den  damenfreundlichen  Franzosen  das  Entgegenkommen  auf.  Trotz- 
dem wird  der  Zugang  zu  bürgerlichen  Berufen  den  Frauen  leichter 
gemacht,  als  etwa  in  England;  sei  es,  weil  infolge  der  stagnierenden 
Bevölkerung  die  Konkurrenz  keine  so  lebhafte  ist,  sei  es,  weil  die 
Französinnen  der  bürgerlichen  Kreise  selbst  noch  nicht  nach  .Amt 
und  Brot  so  heftig  zu  streben  gezwungen  sind.  Unter  den  Studen- 
tinnen giebt  es  wenig  geborene  F'ranzösinnen,  selbst  unter  den 
.Aerztinnen,  von  denen  in  Paris  allein  zwanzig  eine  grol'se  Praxis 
ausüben,  sind  viele  .Ausländerinnen.  Neuerdings  scheint  die  fran- 
zösische Frauenbewegung  dadurch  einen  wichtigen  Schritt  vorwärts 
zu  thun,  dafs  die  Frauen  zur  .Advokatur  zugclassen  werden  sollen. 
Es  wäre  das  jedenfalls  nur  die  notwendige  Konsequenz  der  Zulassung 
zum  juristischen  Studium.  Jeanne  Chauvin,  die  es  schon  lange 
glänzend  absolvierte,  hat  bisher  vergebens  alles  aufgeboten,  um  zu 
ihrem  Recht  zu  gelangen.  Nur  als  Beamte  in  den  Bureaux  der 
Rechtsanwälte  haben  Frauen  festen  F'ufs  gefafst.  1899  jedoch  nahm 
die  Kammer  einen  .Antrag  des  sozialistischen  Abgeordneten  Viviani 
an,  der  die  Zulas.sung  der  P'rauen  zur  .Advokatur  forderte.  Nur 
das  Votum  des  Senats  steht  noch  aus. 

Unter  den  bürgerlichen  Berufen  privater  Natur,  in  denen  die 
Französinnen  thätig  sind,  wird  einer  von  ihnen  besonders  geschätzt: 
der  .schriftstellerische  und  journalistische.  Von  jeher  haben  sich  die 
Französinnen  durch  ihre  Gewandtheit,  mit  der  Feder  iimzugehen, 
her\orgethan.  Es  sei  hier  nur  auf  .Madame  de  Stael,  Georges  Sand, 
Madame  d’.Agoult  (Daniel  Stern),  neuerdings  auf  Juliette  .Adam,  die 
.Severine,  die  Gyp  und  viele  andere  hingewiesen.  Seit  1898  nun 
haben  sie,  allen  anderen  IJindern  vorangehend,  den  Versuch  ge- 
macht, die  weiblichen  Talente  zu.sammenzufas.sen,  indem  sie  unter 
dem  Titel  La  F'ronde  eine  nur  von  Frauen  redigierte,  geschriebene, 
ja  sogar  gedruckte  politische  Tageszeitung  gründeten.  So  wenig 
solch  ein  Unternehmen  auch  dem  wirklichen  Fortschritt  entspricht 
und  im  Interesse  der  Frauenbewegung  gelegen  ist,  — denn  erst 
das  Zusammenarbeiten  von  Mann  und  W'eib  auf  gleichen  Gebieten 
und  unter  gleichen  Bedingungen  würde  ihre  Kräfte  stählen  und  er- 
proben — , so  liefert  es  doch  für  die  Fähigkeiten  der  F'rau  den  Be- 
weis und  bahnt  den  Weg  zu  neuen  Erwerbsmöglichkeiten. 

Trotz  der  I'ortschritte , die  Frankreich  auf  dem  Gebiet  der 
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bürgerliclien  Frauenarbeit  gemacht  hat,  sind  sie  doch  niclit  in  dem- 
selben Tempo  erfolgt,  wie  man  es  nach  den  Anfängen  der  fran- 
zösischen Frauenbewegung  hätte  annehmen  können,  und  in  dem, 
was  erreicht  wurde,  ist  es  von  manchen  anderen  IJindern  über- 
flügelt worden. 

Nur  ein  flüchtiger  Ueberblick,  — die  Schilderung  der  Frauen- 
bewegung eines  jeden  Landes  würde  ins  Endlose  führen,  und  im 
grofsen  und  ganzen  dieselben  Entwicklungslinien  zeigen,  die  wir 
schon  verfolgt  haben,  — soll  den  Beweis  dafür  erbringen. 

In  Kufsland,  das  schon  in  den  sechziger  Jahren  Lniversitäts- 
und  medizinische  Kurse  eingerichtet  hatte , vermochte  selbst  die 
mehr  als  zehnjährige  Reaktionszeit  von  1882  an,  während  der  das 
Studium  der  Medizin  den  F'rauen  nicht  gestattet  wurde,  dem  Fort- 
schritt ihrer  Sache  nicht  Einhalt  zu  gebieten.  Schon  1883  wirkten 
allein  in  Petersburg  52  Aerztinnen.  1896  erfolgte  dann  die  .Neuer- 
öffnung der  medizinischen  Hochschule,  die  den  P'rauen  dieselbe  Aus- 
bildung zu  teil  werden  läfst,  wie  sie  die  Männer  erhalten,  und  sie 
denselben  Prüfungen  unterwirft.  Sowohl  in  Moskau  als  in  Kiew 
können  sic  unter  gleichen  \'erhältnissen  Medizin  studieren,  aufserdem 
steht  ihnen  in  Petersburg  ein  orientalisches  Seminar  zur  Verfügung. 
Die  V^orbcrcitung  zur  Universität  vermitteln  die  schon  l868  von 
P'rauen  gegründeten  und  geleiteten  höheren  I'rauenkursc,  die  mit 
der  Zeit  in  bezug  auf  den  Unterrichtsstoff  und  die  Organisierung 
immer  besser  ausgebildet  wurden,  .-\ufser  ihnen  bestehen  noch 
klassische  .Mädchengymnasien,  deren  Besuch  ebenfalls  zum  Univer- 
.sitätsstudium  berechtigt,  und  350  .Mädchenlycecn,  die  in  manchen 
Punkten  unseren  höheren  Töchterschulen  ähnlich  sind,  in  anderen 
wieder,  — z.  B.  werden  die  klassischen  Sprachen  gelehrt,  wenn  auch 
dieser  L'nterricht  nur  fakultativ  ist,  — weit  über  sie  hinaus  gehen. ') 
Besonders  hoch  steht  in  Kufsland  die  .•\u.sbildung  der  l.ehrerinnen. 
Nicht  nur,  dafs  sie  grofsenteils  Universitätsbildung  besitzen,  cs  wird 
ihnen  auch  in  den  „Instituten  der  Kaiserin  Maria",  die  der  kaiser- 
lichen Kanzlei  unterstehen,  eine  ebenso  billige  wie  vortreffliche  Er- 
ziehung geboten,  die  sie,  nach  ABsolvierung  der  Prüfungen,  zum 
Gouvernanten-  und  V'olksschuilehrerinnenberuf  berechtigt.  Es  ist 
wohl  nicht  zu  viel  ges.agt,  wenn  man  behauptet,  dafs  unter  den 
ru.ssLschen  P'rauen  die  Lehrerin  die  Trägerin  nicht  nur  der  P'rauen- 

’)  V^I,  Dr.  Ott<*  Nciisliiltfr,  Ilas  Kraucn,ludium  im  .\u‘.Iaiui.  Mündirn  1899. 
Seite  9 I. 
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bewegurifj,  sondern  auch  die  wichtigste  Heförderin  der  Volksauf- 
klärung und  des  sozialen  Fortschrittes  ist.  Ihre  Leistungen  fanden 
soweit  öffentliche  Anerkennung,  dafs  Mädchenschulen  und  Mädchen- 
gj’mnasien  grofsenteils  weibliche  Lehrkräfte  und  sogar  weib- 
liche Direktoren  haben , die  allerdings  zum  Direktor  des  Knaben- 
gjTnnasiums  in  einem  gewissen  .Abhängigkeitsverhältnis  stehen. 

Einer  grofsen  Beliebtheit  erfreuen  sich  die  weiblichen  Aerzte,  deren 
staatliche  Anstellung  immer  allgemeiner  wird.  Im  Gegensatz  zu  der 
herkömmlichen  .Ansicht,  dafs  Frauen  grofsen  körperlichen  Strapatzen 
nicht  gewachsen  sind,  hat  es  .sich  gezeigt,  dafs  gerade  die  Land- 
ärztinnen, die  gezwungen  sind,  unter  elenden  A'erhältnissen,  inmitten 
einer  rohen  Bevölkerung,  auf  schlechten  Landwegen , bei  allen 
Schauern  eines  rassischen  Winters , ihrer  Praxis  nachzugehen , sich 
aul'serordentlich  bewähren.  .Aber  auch  in  den  Grofsstädten  sind  sie 
mit  Erfolg  thätig.  In  Petersburg,  wo  neben  2I  männlichen  15 
weibliche  Bezirksärzte  und  aufserdem  35  .Aerztinnen  in  staatlichen 
Krankenhäusern  .Anstellung  fanden'),  hat  der  Magistrat  in  einem 
offiziellen  Bericht  festgestellt,  dafs  auf  einen  männlichen  Arzt  5400 
bis  Sooo  Patienten,  auf  einen  weiblichen  7COO— iiooo  fallen,  diese 
also  vom  PublikuTii  bevorzugt  werden.  .Aufser  ihnen  erfreuen  sich 
auch  die  weiblichen  .Apotheker  eines  guten  Rufs.  Noch  ein  anderer 
für  die  russischen  Verhältnisse  wichtiger  Frauenberuf  fimlct  die 
Fnterstützung  des  Staates:  Seit  kurzem  hat  das  .Ministerium  für 
Landwirtschaft  landwirtschaftliche  Lehranstalten  für  Frauen  in  allen 
Teilen  des  Landes  eingerichtet,  in  denen  sie  sich  für  alle  inbetracht 
kommenden  Fächer  ausbilden  können.  Die  ersten,  die  ihre  Studien 
zu  Ende  führten,  wurden  von  der  Regierung  teils  in  den  Bureaux 
des  .Ministeriums,  teils  als  Inspektorinnen  angestellt.  .Auch  der  FVage 
der  Fabrikinspektoren  ist  Rufsland  in  ähnlicher  Weise  nahegetreten, 
indem  es  zunäch.st  die  Hinrichtung  von  l’nterrichtskursen  plant, 
deren  Schülerinnen  dann  als  .-\ufsichtsbcamte  Verwendung  fniden 
sollen.  .Als  ein  grofser  Erfolg  kann  es  ferner  betrachtet  werden,  dafs 
die  Staatsbank  I'rauen  beschäftigt.  Diese  l’nterstützung,  die  seitens 
öflentlichcr  Verwaltungen  der  F'rauenbewegung  zu  teil  wird , läfst 
sich  wesentlich  aus  dem  Mangel  an  .Arbeitskräften  erklären  und  der 
geringe  Widerstand,  der  ihr  seitens  der  Männer  entgegengesetzt 
wird,  hat  ihren  Grund  darin,  dafs  das  riesige  I..and  und  ilas  grofse 
\'olk  besonders  für  Lehrer  und  .Aerzte  noch  unendlich  viel  Platz  haben. 


’)  Vgl.  WotiK'n  in  l'rofcssions.  I.nnilun  Congriss,  ;i.  a.  O.,  llil.  III  ]>. 
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Noch  weiter  vorgeschritten  als  Rufslaiid  ist  Finnland,  wo  Gym- 
nasien und  Universität  dem  weiblichen  Geschlecht  mit  gleichen 
Rechten  ofienstehen,  wie  dem  männlichen.  Hier  finden  sich  neben 
staatlich  angestellten  Aerztinncn  auch  weibliche  Armenpfleger  und 
Direktoren  von  Armenhäusern.  In  den  I’rivatberufen  haben  die 
Frauen  sich  vor  allem  als  Leiterinnen  und  Lehrerinnen  der  weit  ver- 
breiteten Volkshochschulkurse  hervorgethan. 

Das  benachbarte  Schweden,  das  schon  1870  zwei  LIniversitäten 
den  Frauen  eröffhete  und  ihnen  die  medizinische  Laufbahn  erschlofs, 
gewährt  ihnen  heute  fast  überall  dieselben  Rechte  wie  den  Männern. 
Die  Mädchenschulen,  an  die  sich  Gymnasialklassen  anschliefsen,  be- 
reiten zum  .Abiturientenexamen  vor,  das  auch  von  den  Mädchen 
mit  Vorliebe  gemacht  wird,  die  nicht  das  Universitätsstudium  daran 
schliefsen;  infolgedessen  ist  die  Bildung  der  Schwedinnen  eine  im 
allgemeinen  hohe.  .Seit  Sonja  Kowalewska  als  erster  weiblicher 
Dozent  den  Lehrstuhl  für  Mathematik  in  Stockholm  bestieg,  steht 
auch  diese  Laufbahn  den  Frauen  offen.  Dr.  Lllen  Fries  war  ihre 
nächste  Nachfolgerin,  und  1897  wurde  Dr.  Elsa  Eschelson  zum  Pro- 
fessor der  Jurisprudenz  an  die  gleiche  Universität  berufen.  Ein  Jahr 
.später  wurde  eine  Aerztin  am  Pathologisch-Anatomischen  Institut  der 
Stockholmer  medizinischen  Hochschule  angestellt.  Die  Lehrerinnen,  die 
an  der  Lehrerschaft  Schwedens  mit  63  Proz.  beteiligt  sind,  können 
schon  seit  15  Jahren  Mitglieder  der  Schulaufsichtsbehörden  werden, 
auch  als  .Armenpfleger  und  im  Dienste  der  .Sittenpolizei  finden 
Frauen  V'’erwendung.  Seit  dem  Jahre  1898  sind  sie  offiziell  zur 
.Advokatur  zugelassen.  Norwegen  war  darin  mit  gutem  Beispiel 
vorangegangen.  Der  erste  juristische  Verein  hatte  sich  mit  solchem 
Nachdruck  auf  die  Seite  der  Frauen  gestellt,  dafs  sogar  ihre  Zu- 
lassung zum  Verwaltungsdienst  und  zum  Notarberuf  erfolgte.  ’)  Die 
Universität,  die  ihnen  erst  1880  eröffnet  wurde,  läfst  sie  heute  zu 
jedem  .Studium  und  zu  allen  Prüfungen  zu , ebenso  sind  die  Gym- 
nasien ihnen  geöffnet.  Apothekerinnen  und  Aerztinncn,  Gymnasial- 
lehrerinnen und  Schulinspektorinnen  sind  schon  lange  eine  gewohnte 
Erscheinung.  Im  Po.st-  und  Telegraphendienst  befinden  sich  Frauen 
in  Norwegen  und  .Schweden  .schon  seit  1857  resp.  1869. 

Dänemark  steht  hinter  den  genannten  Ländern  zurück.  Zwar 
läfst  die  Universität  Kopenhagen  seit  1825  Frauen  mit  gleichen 

*)  V^l.  j.  Ingdbrechl , I.c  Fc-minisinr  cl  la  Kcniim-  Teninin.  Kt-vue  politiquo' 
fl  park-mfiilairf.  Paris  1900.  .Nr.  68  u.  .\r.  69.  p.  3676".  u.  601  If. 
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Rechten  zu,  Aerztinnen  sind  den  Aerzten  gleichgestellt,  und  die 
Schulbehörden  haben  weibliche  Mitglieder,  aber  der  Anwaltsberuf 
ist  ihnen  verschlossen  und  der  Staat  stellt  nur  selten  weibliche  Be- 
amte an. 

Ein  ähnliches  V'erhältnis  besteht  in  Belgien , wo  sogar  die 
Aerztinnen  ihrem  Beruf  nicht  ungehindert  nachgehen  können.  Be- 
sonders gut  eingerichtet  ist  dagegen  hier  die  gewerbliche  und  land- 
wirtschaftliche .Ausbildung  der  Frauen,  die  auch  vom  Staat  dadurch 
unterstützt  wird,  dafs  landwirtschaftliche  Lehrerinnen  zur  Abhaltung 
von  V'ortragskursen  und  Leitung  praktischen  Unterrichts  auf  das 
Land  geschickt  werden.  Einen  heftigen,  aber  bisher  ganz  vergeblichen 
Kampf  kämpfen  die  Frauen  unter  Führung  der  Juristin  Marie  Popelin 
um  Zulassung  zur  Advokatur.') 

Weit  gröfsere  P'ortschritte  hat  die  holländische  l'rauenbewegung 
zu  verzeichnen.  In  bezug  auf  wi.sscnschaftlichc  Ausbildung  geniefsen 
die  Frauen  genau  dieselben  Vorteile  wie  die  Männer.  Auch  die  Gym 
nasien  besuchen  Knaben  und  Mädchen  gemeinsam.  Ebenso  ist  kein 
wissenschaftlicher  Beruf  ihnen  verschlossen.  Besonderer  Beliebtheit 
erfreuen  sich  die  weiblichen  Aerzte.  Eine  von  ihnen,  Fräulein  l)r. 
von  Tus.senbroek,  wurde  1898  als  Professor  der  Frauenheilkunde 
an  die  Universität  Utrecht  berufen.  Unter  den  drei  von  der  Kom- 
munal-Verwaltung  .Am.sterdams  ange.stellten  Aerzten  ist  einer  eine 
Frau,  und  die  medizinische  Examinationskommission  hat  seit  1898 
auch  ein  weibliches  Mitglied.  Im  Staatsdienst  steht  aufserdem  eine 
.Assistentin  der  l'abrikinspektion , deren  Anstellung  allerdings  erst 
das  Ergebnis  einer  sehr  langen  .Agitation  gewesen  ist. 

Die  Schweiz,  die  zuerst  F'rauen  zum  Universitätsstudium  zuliefs, 
ist  ihrem  frauenfreundlichen  Prinzip  seitdem  treu  geblieben.  Zu- 
nächst .spricht  die  steigende  V'erwendung  von  Lehrerinnen  dafür: 
seit  1871  haben  sie  um  87  Proz.,  die  Lehrer  nur  um  9 Proz.  zu- 
genommen. Einen  noch  stärkeren  Beweis  liefert  der  Umstand,  dafs 
die  F'rauen  nicht  nur  als  Schulräte,  Schulinspektoren,  Armenpflegcr 
und,  — wenn  auch  vorläufig  in  geringem  Umfang,  — - als  Arbeits- 
inspektoren thätig  .sind,  sondern  dafs  ihnen  auch  das  Recht  gewährt 
wurde,  Lehrstühle  der  Universitäten  einzunchmen,  sowie  .seit  1899 
als  Rechtsanwälte  zu  praktizieren. 

Italien  hat  gleichfalls  seine  alten  Traditionen  nicht  verleugnet.  Wie 
im  Mittelalter,  so  lehren  auch  jetzt  noch  weibliche  Dozenten  an  den 


*)  Vjjl.  L.  Krank,  !.a  fvmmc  avocat.  Paris,  1898.  p.  yoff. 
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Universitäten,  die  den  weiblichen  Studenten  nie  versclilossen  waren, 
und  in  denen  sie  seit  1890  den  männlichen  in  jeder  Beziehung 
gleichstehen.  Die  Knaben  - Gymnasien  werden  auch  von  Mädchen 
besucht,  auTserdem  existieren  noch  besondere  Mädchengymnasien 
mit  dem  gleichen  Lehrplan,  von  denen  das  erste  1891  vom  Kultus- 
ministerium in  Rom  cröflfnet  wurde.  Schon  1868  stellte  der  Staat 
die  erste  Schulinspektorin  an  ');  heute  sind  doppelt  soviel  Lehrer- 
innen als  Lehrer  thätig  und  wirken  sowohl  an  Knaben-  wie  an 
Mädchenschulen.  Aerztinnen  und  .Apothekerinnen  stehen  den  Männern 
völlig  gleich.  \ur  um  die  Zulassung  zur  .Advokatur  kämpfen  die 
Frauen,  seitdem  l.aida  Poet,  nach  glänzend  absolviertem  Doktor- 
examen, energisch  dafür  eintrat  *),  bis  heute  ebenso  vergebens  wie 
in  Frankreich  und  Belgien , und  im  Staatsdien.st  .stehen,  aufser  den 
Post-  und  Telegraphen-Beamtinnen,  nur  wenige  Frauen. 

Unter  den  romanischen  1 .ändern  sind  Spanien  und  Portugal  die 
zurückgeblieben.stcn,  obwohl  auch  ihre  L’niversitätcn,  zum  Teil  sogar 
seit  Jahrzehnten,  den  Frauen  offenstehen.  Es  fehlt  jedoch  an  den 
Mitteln  zur  nötigen  Vorbildung.  In  Sj)anien  sind  auch  die  höheren 
Berufe  den  Frauen  verschlossen,  während  in  Portugal  weibliche  Aerzte 
praktizieren  dürfen.  “)  Selbst  die  Türkei,  wo  ein  Mädchengymnasium 
besteht,  ge.stattet  den  Frauen  schon  seit  1894  das  Studium  der 
Medizin  und  liefs  sic  bereits  ein  Jahr  früher  zur  ärztlichen  Praxis 
zu.  Griechenland,  .Serbien  und  Rumänien  gewähren  den  Frauen  in- 
bezug  auf  Bildung  und  Beruf  fast  völlig  gleiche  Rechte  mit  den 
Männern.  Rumänien  läfst  sie  zu  den  Lehrstühlen  der  Universität 
und  zur  .Advokatur  zu.  Erklären  läfst  sich  diese,  für  kulturell  im 
allgemeinen  zurückgebliebenen  Länder  merkwürdige  Erscheinung  da- 
durch , dafs  der  Zudrang  zum  Studium  und  zu  den  wissenschaft- 
lichen Berufen  seitens  der  Männer  kein  grofser  ist , und  man  nicht 
nur  die  Lücken  durch  Frauen  ausfüllen,  .sondern  auch  durch  ihren 
Wettbewerb  die  Leistungen  der  Männer  steigern  will.  Hierzu  kommt, 
dafs  weibliche  .Aerzte  gerade  in  muhamedanischen  Bevölkerungen, 
wo  die  kranken  FVauen  jeder  ärztlichen  1 lilfe  entbehrten , weil  sie 
nur  von  Männern  ausging,  einem  dringenden  Bedürfnis  entsprechen. 

*)  V^;l.  l'milia  Mariani,  Lc  mouvcmcnl  fvmimste  cn  Italic.  Kevue  politique 
ct  paricmcntairc.  l’aris  1897.  39-  P-  481  ff. 

Vgl.  I„ouis  Frank,  La  femme  atlvocal.  a.  a.  O.  p.  85  fr. 

*)  Vgl.  Der  Internationale  Kongref«»  in  H«*rlin,  Berlin  1897.  S.  59. 

*)  Otto  Ncuslättcr,  3.  a.  t S.  26  f. 
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Aus  diesem  Grunde  hat  auch  Oesterreich  sich  schon  verhältnis- 
mäfsig  früh  entschlossen,  Aerztinnen  anzustellen,  obwohl  seine 
Stellung  zur  Frauenbewegung  damals  noch  eine  reaktionäre  war. 
l8go  wurde  die  erste  .Aerztin,  Dr.  Krajewska,  nach  Bosnien  berufen, 
der  l)ald  drei  andere  folgten.  Sie  stehen  in  ihren  amtlichen  Rech- 
ten und  Pflichten  den  männlichen  .Aerzten  völlig  gleich.  Ihrer  Aus- 
bildung konnten  sie  jedoch  nur  auf  nicht  österreichischen  Universi- 
täten nachgehen.  Obwohl  bereits  im  Jahre  1878  die  ersten  Frauen 
als  Gäste  einzelnen  Vorlesungen  an  österreichischen  Universitäten 
beiwohnen  durften,  wurden  sie  erst  seit  1897  als  Studentinnen  zu 
den  Vorlesungen  und  Prüfungen  der  philosophischen  Fakultät  zuge- 
lasscn,  während  sie  offiziell  weder  Medizin  studieren  noch  darin  ge- 
prüft werden  konnten.  Erst  neuerdings  ist  es  ihnen  ermöglicht  worden  ; 
cs  steht  sogar  zu  erwarten,  dafs  das  Studium  der  Jurisprudenz  ihnen 
an  allen  Universitäten  gestattet  wird.  Günstiger  stellt  sich  die  Frage 
des  Universitätsstudiums  der  F'rauen  in  Ungarn,  wo  sie  1896  an  der 
Universität  Budapest  zu  allen  Fakultäten  zugelassen  wurden.')  Die 
Vorbereitung  zur  Universität  ist  die  .Aufgabe  einer  .Anzahl  privater 
Mädchengymnasien,  die  seit  .Anfang  der  neunziger  Jahre  in  Prag, 
Wien,  Budapest,  Krakau  und  Lemberg  bestehen  und  auf  <lie  zähe 
.Agitation  verschiedener  Frauenvereine  zurückzuführen  sind. 

Die  Berufsthätigkeit  der  österreichischen  Frauen , die  .sich 
l)esondcrs  im  letzten  Jahrzehnt  rasch  erweitert  hat,  be.schränkt  sich 
trotzdem  nur  auf  wenige  Berufe.  Zwar  steht  ihnen  die  ärztliche 
ljufbahn  offen,  in  Ungarn  sind  sie  auch  zum  Apothekerberuf  zu- 
gelassen, im  allgemeinen  aber  wenden  sich  die  meisten  erwerb- 
■suchenden  Frauen  aus  bürgerlichen  Kreisen  noch  dem  traditionellen 
l.ehrcrinnenberuf  zu.  Dort  hat  die  Regierung  sich  nach  und  nach 
immer  mehr  dazu  verstanden,  die  Volksschule,  vielfach  auch  die 
Knabcnklassen,  weiblichen  Lehrkräften  anzuvertrauen.  Seit  kurzem 
— 1899  — hat  Galizien  den  .Anfang  gemacht,  Frauen  auch  in  den 
Bezirksschulrat  aufzunehmen,  — ein  X’orgehen,  dafs  von  den  übrigen 
ländern  der  österreichisch-ungarischen  .Monarchie  bald  nachgeahmt 
werden  dürfte.  Im  Staats-  und  Gemeindedienst  stehen,  aufser  den 
Volksscbullehrerinnen,  die  Post-  und  Telegraphenbeamtinnen,  deren 
Zulassung  erst  n.ich  hartem  Kampf  mit  den  männlichen  Kollegen 
erfolgte,  eine  .Anzahl  (ierichtssachverständige  und  Bureaubeamte  in 
untergeordneten  Stellungen. 


Vgl.  Dr.  Otto  Neustältcr,  a.  a.  O.,  S.  6 f. 
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Noch  ein  Blick  auf  die  aulsereuropäischen  Länder  vollende  die 
Uebersicht:  in  Australien  geniefsen  die  Frauen  fast  überall  die 
gleichen  Rechte  auf  Bildung  und  Beruf  wie  die  Männer.  Sie  stehen 
als  Fabrik-  und  Schulinspektoren,  als  Ministerialbeamte  im  Staats- 
dienst; sie  wirken  als  Aerzte,  Anwälte  und  Lehrer  ungehindert.  In 
Mexiko  und  Brasilien  können  sie  als  .Advokaten  und  Aerzte  prakti- 
zieren. Selbst  in  .Asien  hat  die  Frauenbewegung  Fortschritte  zu 
verzeichnen:  weibliche  Aerzte  und  Rechtsanwälte  sind  in  Indien, 
dessen  Lin iversi täten  den  Frauen  offen  stehen,  keine  Seltenheit. 
Neuerdings  nimmt  auch  die  japanische  Universität  Studentinnen  auf. 
China  hat  kürzlich  ein  Mädchengyninasium  gegründet  und  an  der 
Universität  Peking  dozieren  weibliche  Professoren.  Der  Negus  von 
.Abessinien  und  der  Lmir  von  Afghanistan  haben  Aerztinnen  an 
ihren  Hof  berufen,  und  in  Arabien  verbreitet  eine  Frauenzeitung  die 
Ideen  der  Frauenbewegung. 

Wenden  wir  uns  nunmehr  Deutschland  zu,  das  wir  absichtlich 
zurückgestellt  haben,  damit  es  sich  um  so  deutlicher,  gleichsam  wie 
ein  dunkles  Relief  von  einem  hellen  Hintergrund,  von  der  vor- 
geschrittenen Entwicklung  der  übrigen  I.änder  abhebe. 

Der  I-'ortschritt  der  P'rauenbewegung  wurde  hier  zunächst  allein 
durch  die  Organisation  der  Frauen  bezeichnet.  Für  die  deutsche 
Frau,  die  mehr  als  irgend  eine  andere  an  die  Familie,  an  das  Haus 
gebunden  gewesen  war,  war  die  Gründung  von  P'rauenvereinen  an 
sich  schon  ein  bedeutsames  Ereignis.  Dafs  es  einem  Bedürfnis 
cntprach,  bewies  das  zahlreiche  ins  Leben  treten  von  V'erbänden  im 
Anschlufs  an  den  Allgemeinen  deutschen  Frauenverein  und  an  den 
Letteverein.  Einesteils  drängte  das  von  Sorgen  und  Zweifeln  über- 
volle Frauenherz  nach  Aussprache,  andrerseits  trieben  die  traurigen 
A'ermögensvcrhältnisse  Tausende  auf  die  Suche  nach  .Arbeit.  Schon 
1869  konnte  daher  der  Letteverein  an  die  Spitze  eines  A'crbandes 
deutscher  Bildungs-  und  Erwerbsvereine  treten,  deren  Organ  „der 
P'rauenanwalt“  eine  freilich  recht  gemäfsigte  Sprache  führte,  und  der 
.Allgemeine  deutsche  Frauenverein  konnte  für  sich  und  seine  Zweig- 
vereine das  Blatt  „die  neuen  Bahnen“  ins  Leben  rufen,  das  etwas 
energischer  auftrat.  Auf  eine  bessere  Ausbildung  der  Mädchen  ver- 
suchten beide  zunächst  hinzuwirken.  Handels-  und  Gewerbeschulen, 
wie  sie  in  Berlin,  Leipzig  und  Hannover  seit  einigen  Jahren  l)e- 
•standen  •),  wurden  auch  anderwärts  eingerichtet,  um  die  Mädchen 

*)  Vgl.  l)r.  II.  dnitlit.',  Die  Frau  und  die  .\rbcit.  Im  .trbuitcrircund.  5.  Jahrg. 
1867.  S.  337  (T. 
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vor  allem  zum  kaufmännischen  Beruf  vorzubereiten;  sie  verdankten 
ihr  Entstehen  jedoch  fast  ausschliefslich  privater  Unterstützung. 
Staat  und  Kommunalverwaltungen  verhielten  sich  ganz  ablehnend. 
Noch  schroffer  war  ihre  Haltung,  sobald  die  Frage  der  wissenschaft- 
lichen Erziehung  der  Mädchen  an  sie  herantrat.  Fanny  Lewald 
hatte  ihre  Zulassung  zu  den  bestehenden  Gymnasien  gefordert'); 
der  Allgemeine  deutsche  Frauenvercin  war  schon  vorsichtiger,  in- 
dem er  auf  einer  seiner  Generalversammlungen  der  Rede  Dr.  Wendts 
zustimmte,  der  die  Gründung  von  Realgymnasien  für  Mädchen  be- 
fürwortete. Aber  nicht  nur  aufserhalb,  auch  innerhalb  des  Vereins 
gab  es  noch  ängstliche  Gemüter  genug,  die  um  die  Gefährdung 
der  Weiblichkeit  zitterten,  oder  die  Bestrebungen  der  Frauen  mit 
Hohn  und  Spott  überschütteten.  Unter  den  Politikern,  wie  unter 
den  -Männern  der  Wissenschaft  fand  sich  kein  Verteidiger  ihrer 
Sache.  Die  erste  Petition  des  l.ettevereins  um  Errichtung  von 
Mädchengj’mnasien  wurde  mit  Pintriistung  zurückgewiesen  *),  und 
Heinrich  von  Sybel  machte  sich  zum  Wortführer  der  Gegner  des 
Frauenstudiums,  indem  er  sich  scharf  gegen  jede  Emanzipation  wandte 
und  das  Schlagwort  von  dem  „einzigen  Beruf“  des  Weibe.s,  dem, 
Gattin  und  Mutter  zu  sein,  schuf,  das  die  poetischen  wie  die  pro- 
saischen Feinde  der  Frauenbewegung  mit  gleicher  Gewandtheit 
seitdem  im  Munde  führen.  Ganz  blind  konnte  jedoch  selbst  er  nicht 
an  den  thatsächlichcn  Verhältnissen  vorübergehen,  die  es  vielen 
Frauen  unmöglich  machten,  ihren  „einzigen  Beruf“  zu  erfüllen  und 
so  enlschlofs  er  sich  zu  der  Inkonsequenz,  der  Unverheirateten 
wegen,  die  Einrichtung  von  naturwis.senschaftlichcn,  medizinischen 
und  kaufmännischen  Schulen  für  wünschenswert  zu  erklären.  *) 

Eine  ähnliche  Stimmung  zeigte  sich  überall:  man  gab  die  Not- 
wendigkeit besserer  Mädchenerziehung  zu,  aber  man  hütete  sich 
ängstlich,  sich  einzugestehen,  wodurch  sie  verursacht  wurde.  Charak- 
teristisch hierfiir  waren  die  Verhandlungen  der  Töchterlehrer\’er- 
sammlung  in  Weimar  1872.  Eine  Neuorgani.sation  des  höheren 
.Mädchenschulwesens,  sogar  ihre  gesetzliche  Regelung  wurde  allgemein 
gewünscht,  die  Erwerbsfrage  aber  feige  verleugnet  und  ausdrücklich 
bestimmt,  dafs  die  Mädchenschule  die  Teilnahme  an  der  allge- 

’)  V’gl.  Fanny  Lewald -Stahr,  a.  a.  ().,  -S.  21. 

*'}  Vgl.  Jenny  Hirsch,  Geschichte  der  25jährigen  Wirksamkeit  des  Lettevcrcins. 
Kerlin  J891.  S.  59. 

*)  V’gl.  Heinrich  von  Sybel,  L'eber  die  Fmanzipation  der  Frauen.  Bonn,  1870. 
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meinen  Geistesbildung  den  Frauen  ermöglichen  solle,  ihre  Gestal- 
tung aber  auf  die  Natur  und  die  Lebensbestimmung  des  Weibes 
Rücksicht  zu  nehmen  habe.  Der  deutsche  Verein  für  das  höhere 
Mädchenschulwesen,  der  ein  Jahr  später  ins  Leben  trat,  fufste  auf 
diesen  Grundsätzen,  und  als  sich  im  selben  Jahre  das  preufsische 
Unterrichtsministerium  entschlofs,  sich  mit  der  Frage  zu  beschäf- 
tigen, stellte  es  sich  auf  den  gleichen  Standpunkt , machte  aber 
der  Frauenbewegung  insofern  eine  Konzession,  als  es  erklärte,  dafs 
die  V'orbildung  für  künftige  Berufsarbeit  besonderen  Einrichtungen 
Vorbehalten  werden  müsse.  Solche  Einrichtungen  zu  treffen,  sollte 
jedoch  ganz  der  privaten  Initiative  überlassen  bleiben.  Eine  Aus- 
länderin, Mils  Archer,  war  es,  die  zuerst  dazu  den  Mut  gefunden 
hatte,  indem  sie  unter  dem  Namen  Viktoria-Lyceum  in  Berlin  eine 
■Anstalt  ins  Leben  rief,  in  der  Mädchen,  die  die  Schule  absolviert 
hatten,  sich  wissenschaftlich  weiter  bilden  konnten.  Fast  zehn  Jahre 
später  wurde  die  Humboldt- Akademie  in  Berlin  zu  ähnlichem  Zweck 
gegründet,  ohne  dafs  beide  zunächst  praktische  Folgen  aufweisen 
konnten,  weil  das  Studium  in  den  .An.stalten  zu  keinerlei  Priifung 
berechtigte. 

In  dieser  ganzen  Zeit  war  die  Agitation  der  Frauen  für  ihre 
Sache  eine  sehr  zaghafte.  Sie  beschränkte  sich  fast  nur  auf  die 
Thätigkeit  innerhalb  der  Vereine.  Dagegen  setzte  sich  die  littera- 
rische  Fehde  seit  Sybels  Auftreten  Für  und  Wider  lebhaft  fort. 
Die  streitbare  Feder  Hedwüg  Dohms  trat  seit  .Anfang  der  siebziger 
Jahre  in  den  Dienst  der  Frauenbewegung '),  während  die  müde 
Luise  Büchners  durch  Rücksichtnahme  auf  Tradition  und  Vorurteil 
die  Leser  zu  gewinnen  suchte.  So  wurde  zwar  die  Aufmerksam- 
keit mehr  als  bisher  auf  die  Frauenfrage  gelenkt,  aber  von  öffent- 
lichem Interesse  war  sie  nicht. 

Mit  dem  Ende  der  achtziger  Jahre  entwickelte  sich  eine  leb- 
haftere Bewegung  zu  gunsten  des  wissenschaftlichen  Unterrichts 
der  h'raucn.  Unzufrieden  mit  dem  vorsichtigen  Vorgehen  des  all- 
gemeinen deutschen  Frauenvereins,  der  aufserdem  seine  Kräfte  viel- 
fach verzettelte,  wurde  der  Verein  F'rauenbildungs-Reform  ins  Leben 
gerufen,  der  die  Errichtung  von  Mädchengymnasien  und  Eröffnung 
von  l’niversitäten  zu  seinem  ausschliefslichen  Ziele  nahm  und  sofort 
1888 — 89  an  die  Unterrichtsministerien  und  Volksvertretungen  aller 

*)  Vjjl.  ilcdwij;  Inilim,  Drr  Krauen  Natur  und  kcclit.  Zweite  .AuHtme.  Berlin. 
Verlaß  vim  K.  Stalin  (olme  Jahr). 

*1  A'ßl.  Luise  Büchner,  I de  Krauen  und  ihr  Beruf.  Fünfte  .Auflage.  Berlin  1SS4. 
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Staaten  eine  Petition  um  Zulassung  zu  den  Maturitätsprüfungen  der 
Gymnasien  und  dem  Studium  an  den  Hochschulen  versandte,  ln-  , 
zwischen  war  auch  der  allgemeine  deutsche  Frauenverein  lebendiger 
geworden ; er  reichte  im  selben  Jahre  allen  Kultusministerien 
Deut.schlands  ein  Gesuch  ein,  wonach  das  Studium  der  Medizin, 
sowie  alle  Studien  und  Prüfungen,  durch  welche  die  Männer  die 
Befähigung  zum  wisscn.schaftlichen  Lehramt  erlangen,  tlen  Frauen 
freigegeben  werden  möchten.  Die  Antworten,  die  beide  Vereine 
erhielten,  gaben  die  Stimmung  Deutschlands  gegenüber  tlen  Frauen 
zu  einer  Zeit,  wo  sie  in  fast  allen  Kulturländern  studieren,  als 
.\erztinnen  oder  .\dvokatinnen  praktizieren  konnten  und  wichtige 
Staatsämter  ihnen  anvertraut  wurden,  deutlich  genug  wieder:  dem 
Verein  Frauenbildungs-Reform  gegenüber  erklärten  sich  die  F'inzel- 
staaten  nicht  kompetent  zur  Lösung  der  Frage,  der  Reichstag  aber 
verwies  wieder  an  die  Einzelstaaten,  und  der  .Mlgemeine  deutsche 
Frauenverein  bekam  von  7 .Staaten  eine  ablehnende,  von  6 gar 
keine  .Antwort.  Nur  in  einer  Beziehung  kam  der  Staat  den  F'rauen 
entgegen,  indem  er  dem  Viktoria- Lyceum  das  Recht  erteilte,  Ober- 
lehrerinnen auszubilden  und  sic  durch  eine  offizielle  Prüfungsbehörde 
examinieren  liefs. 

Inzwischen  war  noch  ein  anderer  Verein  mit  radikaleren  Zielen 
unter  dem  Namen  „Frauenwohl"  entstanden,  der  sich  zur  Gründung 
von  Realkursen  für  Mädchen  entschlofs,  aus  denen  einige  Jahre 
später  unter  der  Leitung  von  Helene  Lange  Gymnasialkurse  sich 
entwickelten.  Ihrer  klugen  und  energischen  Agitation  war  es  auch 
zu  danken,  dafs  endlich,  1893,  die  Zulassung  zum  Abiturienten- 
examen den  Mädchen  gestattet  wurde.  Die  Gymnasien  selbst 
blieben  ihnen  verschlossen,  man  sah  sich  daher  wieder  auf 
Selbsthilfe  angewiesen.  Allmählich  entstanden  in  Karlsruhe,  Leipzig, 
Königsberg,  Stuttgart  und  Köln  Gymnasien  nach  dem  Muster  der 
Knabengymnasien  oder  Gymnasialkurse,  die  nur  Mädchen  nach  der 
absolvierten  Töchterschule  aufnehmen  wie  das  Berliner  V^orbild. 
Von  grofser  Bedeutung  war  es,  dafs  die  -Stadt  Karlsruhe  das  Gym- 
nasium schliefslich  selbst  übernahm,  es  schien  gewissermafsen  die 
öffentliche  Sanktion  der  bisher  privaten  Bestrebungen  der  Frauen 
zu  .sein.  Die  Städte  München  und  Breslau  gingen  noch  weiter, 
indem  sie  Mädchengymnasien  selbständig  errichten  wollten.  Aber 
die  Erlaubnis  wurde  ihrem  staatsgefährlichen  Beginnen  versagt ! 
Der  damalige  preufsi-sche  Kultusminister  Dr.  Bosse  sprach  in  bezug 
auf  das  Breslauer  Unternehmen  von  einem  Flämmchen,  das  er  er- 

6« 


Digilized  by  Google 


84 


I.ily  Braun, 


Sticken  müsse,  ehe  es  zur  verheerenden  Flamme  werde.  Und  das 
geschah  im  Jahre  1898,  zu  einer  Zeit,  wo  Kul'sland  schon  30  Jahre 
lang  staatliche  Mädchengymnasien  besafs,  und  China  im  He- 
grifie  stand,  das  erste  zu  gründen!  Dafs  die  Haltung  der  Re- 
gierung und  der  Volksvertretung  gegenüber  der  Forderung  der  Zu- 
lassung der  F'rauen  zu  den  Universitäten  keine  freundliche  war,  wo 
schon  ihre  \''orbereitung  dafür  keine  Unterstützung  fand,  Lst  nicht 
zu  verwuttdern.  Als  1891  die  erste  Petition  um  F'reigabe  des  ärzt- 
lichen Studiums  im  deutschen  Reichstage  zur  Verhandlung  kam, 
wurde  sie  wie  ein  revolutionärer  Akt  betrachtet.  „Das  deutsche 
Weib",  „die  deutsche  Familie“,  „die  deutsche  Sittsamkeit“,  wurden 
mit  grofsem  .‘\ufwand  an  Pathos  ihr  gegenüber  verteidigt.  Nur 
die  Sozialdemokraten,  Bebel  an  ihre  Spitze,  traten  mit  nachdrück- 
lichem Ern.st  für  die  Sache  der  Frauen  ein').  — gefährliche  Bundes- 
genossen, denn  nun  war  in  den  .Augen  aller  Konservativen  die 
Frauenbewegung  rot  abge.stempelt.  Als  in  den  folgenden  Jahren 
die  Petition  aufs  neue  zur  V'erhandlung  kam,  zeigten  sich  die  \'er- 
treter  liberaler  Parteien  zwar  der  Sache  geneigter,  das  Resultat  aber 
blieb  dasselbe : die  Wünsche  der  Frauen  wurden  durch  einfachen 
Uebergang  zur  Tagesordnung  erledigt.*) 

Seitdem  hat  eine  .Aenderung  der  Verhältnisse  sich  im  stillen 
vorbereitet.  Die  Universitäten  fingen  an,  Frauen  als  Hospitantinnen 
zuzulassen,  zunächst  — wahrscheinlich  aus  Ehrfurcht  vor  dem  „deut- 
schen W'eibe"  — wesentlich  Au.sländerinnen,  von  denen  einige  sogar 
deutsche  Doktordiplome  erringen  durften,  dann  aber  auch  Deutsche. 
Die  Erfahrungen,  die  man  machte,  mufsten  keine  schlechten  sein, 
denn,  obwohl  die  .Aufnahme  weiblicher  Hörer  von  dem  Wohlwollen 
jedes  Dozenten  abhängt,  steigerte  sich  ihre  Zahl  von  Jahr  zu  Jahr. 
Und  zwar  liefsen,  im  Unterschied  zu  anderen  Ländern,  Professoren 
aller  Fakultäten,  auch  der  theologischen,  Frauen  zu  ihren  Vor- 
lesungen zu.  .Aber  einen  praktischen  W'ert  besafs  ihr  Studium  in- 
sofern nicht,  als  sic  immer  nur  geduldet  und  nicht  geprüft  wurden. 
Die  Zulassung  von  Fräulein  Elsa  Neumann  1898  zum  philosophischen 
Doktore.xamen  war  auch  nur  die  Folge  einer  persönlichen  Erlaubnis, 


')  'gl-  Sti’no(;ra(ihi.<clir  Bericlite  ülx-r  die  Verhandlungen  des  Reichstags. 
86.  Sitzung  VII.  Legislaturperiode.  1.  Session  189091. 

•)  Vgl.  Stenographische  Herichte  Über  die  Verhandlungen  des  Rcich.slag-s 
VIII.  laCgislaturperiodc.  II.  Session  189293.  50.  Sitzung  und  IX.  Legislaturperiode. 

II.  Session  l893'94.  86.  Sitzung. 
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nicht  die  einer  prinzipiellen  Entscheidung.  Erst  ein  Jahr  später 
beschlofs  der  Bundesrat  die  Zulassung  der  weiblichen  Studierenden 
zu  den  medizinischen  und  pharmazeutischen  Staatsprüfungen.  Gegen- 
wärtig hat  er  auf -Antrag  des  Reichskanzlers  beschlossen,  den  Frauen 
weitere  Zugeständnisse  zu  machen,  indem  ihnen  die  Studienzeit  auf 
ausländischen  Universitäten,  — auf  die  sie  bisher  allein  angewiesen 
waren,  wollten  sie  mit  dem  Examen  abschliefsen,  — bei  der  Meldung 
zur  deutschen  Staatsprüfung  voll  angerechnet  werden  soll.  Das  ist 
für  Deutschland  ein  grofser  Fortschritt,  auch  wenn  man  in  Betracht 
zieht,  dafs  in  Italien  schon  seit  zehn  Jahren  weibliche  Dozenten 
der  Medizin  Lehrstühle  der  Universitäten  bekleiden,  Griechenland 
dem  Deutschen  Reich  um  zwei , die  Türkei  gar  um  fünf  Jahre 
voraus  ist,  und  in  Rufsland  schon  seit  nahezu  achtzehn  Jahren  die 
Staatsprüfungen  den  Frauen  offenstehen. 

Der  Geist  des  neuen  Jahrhunderts  schien  sich  endlich  auch 
der  deutschen  Frauen  erbarmen  zu  wollen:  Heidelberg  und  Frei- 
burg  gewährten  ihnen  volles  akademisches  Bürgerrecht. 

Nach  alledem  sind  die  deutschen  Töchter  der  Bourgeoisie  auf 
folgende  Bildungsmöglichkeiten  angewiesen:  Es  stehen  ihnen  neben 
Privatinstituten  580  höhere  -Mädchenschulen  offen , im  Gegensatz 
zu  850  höheren  Knabenschulen,  die  aber  nur  gehobene  Elementar- 
schulen und  im  preufsischen  Etat  z.  B.  den  Volksschulen  zugerechnet 
sind;  von  ihnen  .sind  nur  17  staatlich.  Sie  können  ferner  Mädchen- 
gv'mnasien,  die,  bis  auf  eins,  unter  privater  Leitung  stehen,  besuchen 
und  zum  .Abiturientenexamen  Zulas-sung  finden.  Wollen  sie  sich 
zur  Lehrerin  vorbereiten,  so  stehen  ihnen  in  Deutschland  114  Semi- 
nare zur  V’crfugung.  Charakteristisch  ist,  dafs  in  Preufsen  allein 
112  Staatsseminare  für  Männer  und  — 10  für  Frauen  gezählt 
werden.  Das  Oberlehrcrinnenexamen  können  sie  auf  Grund  ihrer 
Studien  am  Viktoria-Lyceum,  an  der  Humboldt-.Akademie  oder  in 
den  von  Göttingen  eingerichteten  Fortbildungskursen  machen.  Nur 
in  zwei  Universitäten  können  sie  mit  gleichen  Rechten  wie  die 
•Männer  studieren  und  nur  das  medizinische  Doktorexamen  steht 
ihnen  offiziell  überall  offen.  Die  staatlichen  Kunst-  oder  Kunst-, 
gewerbeakademieen  verhalten  sich  nicht  anders  als  die  Mehrzahl 
der  Universitäten. 

Zu  den  nicht  wissenschaftlichen  Berufen  wird  ihnen  die  Vor- 
bereitung weniger  erschwert,  obwohl  die  betreffenden  Schulen  auch 
hier  fast  aus.schliefslich  privater  Initiative  ihren  Ursprung  und  ihr 
bestehen  verdanken.  Neben  den  Handels-  und  Gewerbeschulen 
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Stehen  ihnen  neuerdings,  nach  dem  Muster  Englands,  auch  Garten- 
bauschulen offen. 

Das  trübe  Bild,  das  wir  entwerfen  mufsten  und  das  auf  einen 
aufserordentlich  langsamen  zaghaften  Fortschritt  schliefsen  läfst,  wird 
noch  um  vieles  trüber,  wenn  wir  von  dem  Kampf  um  Ausbildung 
für  das  Berufsleben  zum  Kampf  um  die  Berufe  selbst  übergehen. 

Im  Jahre  1867,  als  in  England  und  Frankreich  Frauen  schon 
mit  Erfolg  im  Post-  und  Telegraphendienst  standen , erregte  die 
darauf  bezügliche  erste  Petition  des  Allgemeinen  deutschen  P'rauen- 
vereins  im  Reichstag  des  Norddeutschen  Bundes  nichts  als  schallende 
Heiterkeit,  *)  die  sich  fünf  Jahre  später,  unter  P'ührung  des  Staats- 
sekretärs von  Stephan  wiederholte,  *)  und  nur  insoferEi  einen  Fort- 
schritt in  der  Stimmung  zum  .Ausdruck  brachte,  als  sie  dem  Reichs- 
kanzler zur  Berücksichtigung  überwiesen  wurde.  Gleiches  Schicksal 
erfuhren  die  Petitionen  um  Zulassung  der  Frauen  zum  Apotheker- 
beruf. ln  der  P'rauenwelt  selbst  war  ein  leiser,  aber  anhaltender 
E'ortschritt  bemerkbar.  Not  lehrt  denken,  und  so  wurden  in  den 
freilich  engbegrenzten  Kreisen  der  A^ereine  die  Erwerbsmöglichkeiten 
in  eingehende  Erwägung  gezogen.  Der  Börsenkrach  von  1873  bis 
1874  zwang  besonders  Scharen  von  Frauen  und  Mädchen  dazu, 
.sich  nach  einem  Beruf,  der  sie  ernähren  konnte,  umzusehen.  Man 
petitionieite  bei  den  verschiedenen  l.andcsvertretungen  um  vermehrte 
Anstellung  von  Lehrerinnen,  man  gründete  — im  Allgemeinen 
Deutschen  Frauenverein  — einen  Stipendienfonds,  um  arme  .Mädchen 
im  Ausland  studieren  zu  las.sen,  man  sprach  zum  enstenmal  davon, 
dafs  Frauen  im  Gemeindedienst,  in  Kranken-,  Armen-  und  Arbeits- 
häusern, in  Gefängnissen  und  bei  der  Sittenpolizei  A'crwendung 
finden  müfsten,  ohne  natürlich  den  geringsten  positiven  Erfolg  zu 
haben,  ln  der  Not  venstieg  man  sich  sogar  dazu,  den  „wohl- 
erzogenen" Mädchen  den  Beruf  der  .Schneiderinnen  anzupreisen, 
„deren  Los  ein  angenehmes  und  besonders  einträgliches  sei“. 
Thatsächlich  wandten  sich  auch,  in  Ermangelung  anderer  Berufe, 
viele  h’rauen  der  Bourgeoisie  Arbeiten  zu,  die  ihnen  für  Haus  und 
Familie  schon  gewohnt  waren  und  die  sie  nun  ernähren,  oder  — 

*)  Strnopruplii.schc  Berichte  über  ilie  Wrhancllungrn  des  Rcichlajjs  tie-* 
NorddfUtachen  Hundes.  Sessitm  J867.  S.  66^. 

Vj»l.  Slenoj;raplilscl»c  Hcridile  über  die  Verhandlunjjcn  des  Keich-slaps. 
III.  Se'ision.  I.  Hd.  1872.  S.  760. 

•}  V|»l.  Luise  Ollo,  I>as  cr.sle  Vicrtcljahrliimderl  des  AH^emeinen  deulsclirn 
I'raucnvcreins.  Leipzig  iSyo.  S.  45. 
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der  häufigste  Fall  — ihre  finanzielle  Lage  verbessern  sollten.  Dem 
deutschen  Philister  war  solch  ein  Vorgehen,  das  Weib  und  Tochter 
nicht  dem  „trauten  Heim“  entrifs,  sympathisch ; kämpfte  er  doch 
sogar  gegen  jede  Erweiterung  desjenigen  Berufs  an,  der  schon  lange 
ein  Frauenberuf  war:  dem  der  Lehrerin.  Dabei  leitete  ihn  freilich 
weniger  Vorurteil  und  Sentimentalität,  als  Konkurrenzfurcht. 

Die  Differenzen  zwischen  Lehrern  und  Lehrerinnen  traten  zu- 
erst im  Verein  für  das  höhere  Mädchcnschulwesen  zu  Tage,  er- 
griffen aber  schnell  weitere  Kreise.  Die  Männer  wollten  die  Thätig- 
keit  des  weiblichen  Pirziehers  womöglich  nur  «auf  die  Elementar- 
facher  beschränken,  während  die  Frauen,  gereizt  durch  diese  Haltung, 
in  das  entgegengesetzte  Extrem  verfielen,  und  den  ganzen  Mädchen- 
unlerricht  in  die  Hände  bekommen  wollten,  indem  sie  sich  natürlich 
auch  ihrerseits  auf  Sittlichkeit,  VV'eiblichkeit  und  wie  die  schönen 
Worte  alle  heifsen , die  dem  Deutschen  besonders  geläufig  sind, 
beriefen.  Dieser  Streit  spitzte  sich  zu,  als  der  Verein  für  höhere 
Mädchenschulen  darum  petitionierte,  dafs  die  Leitung  solcher  An- 
stalten nur  einem  .Mann  anvertraut,  die  Lehrerinnen  dagegen  dem 
Unterrichtsministerium  ein  Gesuch  einreichten,  wonach  der  Unter- 
richt in  der  .Mittel-  und  Oberstufe  hauptsächlich  den  Frauen  über- 
lassen werden  sollte.  Erst  nach  fast  zwanzigjährigem  Kampf  be- 
stimmte das  preufsische  Kultusministerium  die  stärkere  Verwendung 
weiblicher  l.ehrkräfte  und  die  Anstellung  von  Oberlehrerinnen  für 
die  Oberstufe. ')  Dieser  Erfolg  w-ar  grofsenteils  dem  organisierten 
Vorgehen  der  Lehrerinnen  selbst  zu  danken,  die  sich  unter  Leitung 
von  Fräulein  Helene  Lange  i8go  zu  einem  V'ercin  zusammen- 
geschlossen hatten,  der  heute  über  elftauscnd  Mitglieder  zählt. 
Trotz  seiner  numerischen  Stärke,  die  allerdings  zu  der  Gesamt- 
zahl der  deutschen  Lehrerinnen  in  traurigstem  Mifsverhältnis  steht, 
ist  die  Anstellung  von  Oberlehrerinnen  sein  wesentlichster  Erfolg 
geblieben,  der  noch  dadurch  beeinträchtigt  wurde,  dafs  die  Wünsche 
der  Männer  von  der  Regierung  insofern  Berücksichtigung  erfuhren, 
als  die  Oberlchrerin  nicht  selbständige  Direktorin  werden  kann, 
sondern  nur  dem  Direktor  als  oberste  Hilfskraft  zur  Seite  ge- 
stellt ist 

Schroffer  noch  als  gegen  die  Lehrerin,  die  doch  immerhin  die 


*)  Vgl.  Dr.  O.  Sommer,  Die  Fnlwicklung  tlcs  höheren  Müdchenschulwe.->ens 
in  Deutschland.  Im  Handbuch  des  höheren  Mädchcnschulwescns.  Herausgegeben 
von  l»r.  J.  Wyehgram.  Leipzig  1897.  S.  44 IT. 
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Tradition  für  sich  hat,  war  bis  in  die  neueste  Zeit  die  Stellung  der 
deutschen  Bourgeoisie  der  Aerztin  gegenüber.  Sie  konnte  zwar, 
dank  der  Gewerbefreiheit,  nicht  an  der  Ausübung  ihres  Berufs  ge- 
hindert werden,  aber  sie  rangierte  unter  den  Kurpfuschern,  und  jede 
öffentliche  Stellung  war  ihr  nicht  nur  verschlossen,  sie  war  auch 
ständig  der  Gefahr  ausgesetzt,  auf  Grund  von  Denunziationen  oder 
dergleichen  um  ihr  Brot  gebracht  zu  werden.  Wiederholt  wurden 
Petitionen  an  den  Reichstag  sowohl  wie  an  die  Landtage  gerichtet, 
die  eine  Aenderung  dieses  Zustandes  und  die  Gleichstellung  der  weib- 
lichen mit  den  männlichen  Aerzten  wünschten.  Die  vom  Jahre  1894 
trug  nicht  weniger  als  50000  Unterschriften,  .^ber  die  Regierung 
sowohl  als  die  Majorität  des  Reichstags  sprach  sich  gegen  sie  aus. 
VV’ie  in  der  Trage  des  Studiums,  so  stellte  sich  auch  in  dieser  Be- 
rufsfrage die  sozialdemokratische  Partei  allein  rückhaltlos  auf  die 
Seite  der  Frauen.  Seit  den  Reaktionsjahren  nach  1848  hatte  der 
deutsche  Liberalismus  seinen  revolutionären  Geist  und  seine  demo- 
kratischen Ideen  so  sehr  eingebüfst,  dafs  er  die  Vertretung  liberaler 
Forderungen  mehr  und  mehr  der  Sozialdemokratie  überliefs.  So 
kam  es,  dafs  zu  einer  Zeit,  wo  die  Frage  der  Zulassung  der  Frauen 
zum  ärztlichen  Beruf  in  Amerika,  England,  F'rankreich,  Rufsland 
und  Oesterreich  soweit  entschieden  war,  dafs  sie  sogar  im  Staats- 
dienst Verwendung  fanden,  in  Deutschland  ihre  Lösung  zu  Gunsten 
der  P'raucn  wie  ein  revolutionärer  Akt  gefürchtet  wurde.  .So  kam 
es  aber  auch,  dafs  die  F'rauenbewegung  bei  allen  „staatserhaltendcn“ 
Parteien  in  den  Geruch  sozialdemokratischer  Gesinnung  kam  und 
zahllose  von  ihren  Vätern,  Männern  und  Brüdern  abhängige  Frauen 
sich  entweder  ganz  von  ihr  zurückzogen,  oder  so  vorsichtig  und 
zurückhaltend  in  ihren  Wünschen  wurden,  wie  etwa  der  Allgemeine 
deutsche  Frauenverein  es  stets  gewesen  ist. 

Die  Gründung  des  Rundes  deutscher  Frauenvcrcine  im  Jahre 
1894,  die  zwar  auch  so  sehr  eine  bürgerlich  ängstliche  war, 
dafs  er  die  Arbeiterinnen -Vereine  ausdrücklich  ausschlofs,  schuf 
doch  eine  Aenderung  in  der  Stimmung  und  im  .Auftreten  der 
Frauen.  Der  Widerstand  gegen  sie  wurde  aber  dadurch  nur  noch 
heftiger  herausgefordert.  Fiin  charakteristLscher  Beweis  dafür  ist  die 
Haltung  der  .'\erztc  gegenüber  den  .^nsprüchen,  die  die  F' rauen  auf 
Eintritt  in  ihren  Beruf  erhoben.  Es  war  auch  hier  in  erster  Linie 
der  Kampf  ums  Brot,  der  die  Mediziner  zu  den  Waffen  rief.  Einige 
waren  ehrlich  genug,  das  ohne  weiteres  zuzugestehen,  andere  han- 
delten wie  blinde  F'anatiker,  indem  sie  die  Verhältnisse  im  Ausland 


Digilized  by  Google 


Der  Kampf  um  Arbt-it  in  (!i*r  bürgerlichen  Krauenwclt. 


89 


unrichtig  darstellten,  um  ihre  Ansicht  zu  unterstützen.  *)  Zu  einem 
gemeinsamen  Vorgehen  gestalteten  sich  die  Verhandlungen  und  Be- 
schlüsse des  26.  deutschen  Aerztetags  in  Wiesbadeti  1898,  wo  im 
Anschlufs  an  Professor  Penzoldls,  auf  einseitigstem  Material  be- 
ruhendem Referat  gegen  die  Zulassung  der  Frauen  zur  ärztlichen 
Berufsthätigkeit  Beschlufs  gefafst  wurde,  — im  selben  Jahr,  als  der 
grofse  englische  Verein  der  Mediziner  Mrs.  Garrett- .Anderson  zu 
seiner  PrLsidentin  erwählte!  Einen  ähnlichen,  in  schroffster  Form 
ausgedrückten  Beschlufs  fafste  zu  gleicher  Zeit  der  deutsche  ,Apo- 
tliekerverein,  während  ein  Jahr  früher  der  belgische  Pharmazeuten- 
kongrefs  zu  Mons  genau  das  Gegenteil  erklärt  hatte , der  russische 
Staat  eine  pharmazeutische  Schule  für  Frauen  gründete  und  in  Hol- 
land bereits  seit  30  Jahren  weibliche  .Apotheker  thätig  waren!  .Aber 
das  war  noch  nicht  .Alles.  1899  weigerte  sich  der  Kongrefs  deut- 
scher Zahnärzte,  eine  Berufskollegin  als  Teilnehmerin  aufzunehmen, 
und  der  Berliner  ärztliche  Standesverein  denunzierte  den  Hilfsverein 
für  weibliche  Angestellte,  weil  er  es  gewagt  hatte,  für  seine  lOOCXD 
Mitglieder  drei  weibliche  .Aerzte  anzustellen.  Infolgede.ssen  befahl 
das  Polizeipräsidium  die  Streichung  der  .Aerztinnen  aus  der  Liste. 
Damit  aber  auch  die  alten  .Aerzte  sicher  sein  konnten,  nicht  aus- 
zusterben, erliefsen  die  Kliniker  in  Halle  einen  fulminanten  Protest 
,jm  Interesse  der  Sittlichkeit  und  Moral"  gegen  die  Beteiligung  von 
Frauen  an  klinischen  A'orle.sungen ; schliefslich  kamen  diese  .An- 
sichten im  Reichsamte  des  Innern  zu  offiziellem  .Ausdruck,  als  die 
medizinische  Sachverständigen-Konferenz  die  Frage  der  Zulassung  des 
weiblichen  Geschlechts  zum  ärztlichen  Beruf  noch  nicht  für  spruch- 
reif erklärte  — nachdem  seit  über  zwanzig  Jahren  ,-\crztinnen  in 
Amerika,  .Australien,  England,  Rufsland  praktizierten,  und  der  Negus 
von  .Abessinien  und  der  Emir  von  .Afghanistan  dem  Volke  der 
Denker  schon  so  weit  voraus  waren,  dafs  sie  Leib-  und  Hausärz- 
tinnen ernannten. 

Diese  lächerlichen  Feindseligkeiten  hemmten  zwar  die  Bewe- 
gung, vermochten  aber  nicht,  ihr  Einhalt  zu  gebieten.  Die  in 
Deutschland  thätigen  weiblichen  .Aerzte,  deren  Bahnbrecherin  Fräu- 
lein Dr.  Tiburtius  gewesen  war,  erfreuen  sich  einer  grofsen  Praxi«. 
Die  Lebcnsversicherungsgesellschaften  stellen  sie  mehr  und  mehr 

*)  Vgl.  z,  B.  die  Broschüre  von  Professor  Alben,  Die  Frauen  und  da.s  Stu- 
dium  der  Medizin,  Wien  1895,  in  der  er  unter  anderem  sagt,  dafs  von  i486 
Studentinnen  in  Kngland  nur  elf  Aerztinnen  wurden,  wahrend  thatsärhlich  260 
btudeminnen  bU  1S95  das  medizinisclie  Staatsexamen  bestanden. 
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in  ihren  Dienst,  und  die  Krankenkassen,  die  sicli  auf  ihrer  General- 
\’ersammlung  1899  einstimmig  zu  ihren  Gunsten  aussprachen,  werden 
es  zweifellos  durchsetzen,  dafs  ihre  Anstellung  offiziell  genehmigt 
wird.  Seit  einigen  Jahren  besteht  auch  eine  von  Berliner  Aerztinnen 
gegründete  und  geleitete  Klinik,  die  zwar  winzig  ist  im  Vergleich 
zu  den  Hospitälern  Amerikas  und  Knglands,  aber  sicher  eine  günstige 
Entwicklung  haben  wird. 

Von  bedeutenden  Erfolgen  der  Frauenbewegung  ist  auf  dem 
Gebiet  der  Berufsthätigkeit  fast  nichts  zu  berichten.  Sie  .sind 
minimal,  wenn  wir  sie  im  Eichte  der  ausländischen  Entwicklung 
betrachten : .Seit  kurzem  werden  hier  und  da  weibliche  Inspizienten 
des  Handarbeitsunterrichts  angestellt,  den  bisher  Männer  zu  begut- 
achten hatten;  einige  Kommunalverwaltungen  machen  den  Versuch 
mit  der  Beschäftigung  von  .Armen-  und  Waisenjiflcgcrinnen ; in  Mann- 
heim wurde  eine  Frau  in  den  .Aufsichtsrat  der  höheren  Mädchenschule 
berufen;  auch  in  städtischen  Arbeitsvermittlungen  .sind  zuweilen  F'rauen 
thätig.  Im  Staatsdienst  stehen,  neben  den  Bost-,  Telegraph  - und 
Telephonbcamtinnen , Gefängnisaufscherinnen  in  untergeordneten 
Stellungen  und  einige  Gerichts-sachverständige  und  Dolmetscher; 
neuerdings  sollen  Frauen  auch  als  .Aufsichtsorgane  in  der  Zwangs- 
erziehung A'erwendung  finden.  Weit  wichtiger  ist  die  nach  langer 
hartnäckiger  .Agitation  endlich  erfolgte  .Anstellung  weiblicher  -Assi- 
stenten tler  Fabrikinspektoren  in  Baiern,  Württemberg,  1 lessen,  Sachsen- 
Coburg-Gotha  und  .schliefslich  auch  in  Breufsen.  Die  Diskussionen, 
die  ihrer  Berufung  im  Reichstag  und  in  den  Landtagen  voraus- 
gingen, bilden  allein  ein  interessantes  Kapitel  der  Frauenbewegung. 
Im  .Anfang  wurde  die  von  den  Sozialdemokraten  unterstützte  Forde- 
rung mit  (ielächter  aufgenommen,  etwas  später  entschlofs  man  sich 
zu  ernsterer  Erörterung,  begründete  aber  die  ablehnende  Haltung  mit 
den  — Mifscrfolgen  der  F'abrikinspektorinnen  in  England  und  be- 
.sonders  in  .Amerika,  während  ihre  Existenz  in  Frankreich  überhaupt 
angezweifelt  wurde.  .Als  schliefslich  auch  die  I.iberalen  der  Sache 
ATrständnis  entgegenbrachten,  wurde  sie  von  den  Konservativen 
bekämpft,  als  gelte  es,  die  Grundlagen  des  Staates  zu  schützen. 
Man  sprach  sogar  von  seiten  der  Regierung  die  Befürchtung  aus, 
die  weiblichen  Beamten  könnten  zu  sehr  die  Bartei  der  .Arbeiterinnen 
nehmen.  Im  sächsischen  Landtag  erklärte  ein  .Abgeordneter  die 
Standesehre  der  F'abrikanten  durch  ihre  .Anstellung  für  verletzt,  und 
als  im  März  1899  die  Frage  dem  preufsischen  .Abgeordnetenhaus 
zur  Fäitscheidung  vorlag,  wunle  von  allen  Seiten  betont,  dafs  nur 
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ein  V'ersuch  gemacht  werden  solle  und  die  Frauen  auf  keinen  Fall 
selbständig  sein,  sondern  nur  als  „Beamte  zweiter  Kategorie"  ange- 
sehen werden  dürfen.  Nur  in  diesem  Sinn  wurde  endlich  die  Ent- 
scheidung getroffen. 

Einen  etwas  günstigeren  Verlauf  nahmen  die  Bestrebungen  zur 
Enveiterung  der  Berufsthätigkeit  auf  privatem  Gebiet.  Der  von  der 
Tradition  geheiligte  alte  Frauenberuf  der  Krankenpflegerin,  der  bis- 
her für  die  einzelnen  mehr  eine  Opferthat  religiöser  Gesinnung,  als 
ein  aus  Gründen  des  Erwerbs  aufgesuchtcr  Lebensberuf  war,  begann 
sich  langsam  den  modernen  Forderungen  anzupassen.  Sowohl  der 
Verein  des  roten  Kreuzes,  als,  in  noch  höherem  Grade,  der  evan- 
gelische Diakonieverein,  bieten  den  Krankenpflegerinnen  neben 
einer  festen  OrganLsation  eine  von  religiöser  Engherzigkeit  befreite 
Thätigkeit.  *)  .Aber  das  Odium  christlicher  Liebesarbeit,  die  keinen 
Lohn  verlangt,  klebt  dem  Berufe  noch  so  fest  an,  dafs  er  noch 
keinen  ausreichenden  Lebensunterhalt  bietet  und  dabei  eine  .Aufgabe 
alles  persönlichen  Behagens  fordert,  der  nur  wenige  gewachsen 
sind.  Infolgedessen  bietet  er  noch  Platz  für  viele.  Erst  eine  völlige 
Umgestaltung,  durch  die  die  Erinnerung  an  die  Nonne  ganz  ver- 
wischt wird , kann  hierin  Wandel  schaffen,  und  würde  viele  brach- 
liegende Frauenkräfte  nutzbar  machen.  Wenn  auch  eine  „Lösung 
der  Frauenfrage“  nicht  davon  zu  erwarten  ist,  *)  so  doch  eine  Er- 
leichterung und  Bereicherung  des  Frauenlebens. 

Manche  Enthusiasten  der  Frauenarbeit  — es  giebt  auch  solche 
in  Deutschland ! — haben  durch  einen  anderen  Beruf  die  Frauen- 
frage zu  lösen  geglaubt:  durch  den  der  Handelsangestellten.  In 
der  That  ist  ihre  Zahl  in  rapider  Zunahme  begriffen  und  sie  be- 
währen sich  so  sehr,  dafs  ihre  Verwendung  selbst  in  verantwort- 
lichen Stellungen  eine  immer  häufigere  ist.  Wir  finden  weibliche 
Handelsreisende  und  .Agenten,  weibliche  Beamte  in  Lebensversiche- 
rungs-Gesellschaften und  Banken,  in  den  Bureaux  der  Rechtsanwälte 
und  der  grofsen  Industriellen.  Zumeist  aber  erklärt  sich  ihre  starke 
\ cmiehrung  weniger  aus  dem  Wunsch,  den  Bedürfnissen  der  Frauen 
entgegenzukommen,  sondern  vielmehr  daraus,  dafs  sie  ihren  männ- 
lichen Berufsgenossen  gegenüber  als  Lohndrücker  ausgcspielt  werden. 

*)  Vgl.  Dr.  Friedrich  Zimmer,  Der  evangelische  Diakonieverein.  4.  Autl.igc. 
Herborn  1897. 

*)  Vgl.  Arline  Gembcrg,  Pie  evangelische  Diakonie.  Hin  Heitrag  zur  Lösung 
<lcr  Frauenfragc.  Berlin  1S94. 
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Auf  anderen  Gebieten,  die  sich  die  Frauen  erst  neuerdings  erobert 
haben,  fällt  dieser  Umstand  weit  weniger  ins.  Gewicht. 

So  sind  in  den  zoologischen  Instituten  weibliche  Hilfspräpara- 
toren, in  einzelnen  chemischen  Fabriken  akademisch  gebildete  weib- 
liche Chemiker  thätig,  und  den  Aufschwung  des  Kunstgewerbes 
haben  sich  viele  Frauen  zu  Nutze  gemacht,  indem  sie  als  gelernte 
Modelleure  und  Zeichner  in  grofsen  Werkstätten  Anstellung  fanden, 
oder  selbständig  als  KunsLsticker,  Dekorateure  u.  dergl.  arbeiten; 
auch  als  Gärtner,  Obst-  und  Gemüsezüchter  finden  Frauen  eine 
lukrative  Berufsthätigkeit.  Ebenso  sind  weibliche  Photographen, 
Bibliothekare,  Versicherungsagenten  keine  Seltenheit  mehr.*)  Einen 
weiteren  Schritt  auf  dem  Wege  zur  Gleichstellung  hat  die  Hum- 
boldt-Akademie in  Berlin  den  I'rauen  eröffnet,  indem  sie  in  immer 
gröfserem  Umfange  wi.s.senschaftlich  Gebildete,  meist  weibliche 
Doktoren,  zur  Abhaltung  von  Vortragskursen  heranzog.  Allerditigs 
ist  das  nicht  im  entferntesten  ein  i.ebensberuf,  wohl  aber  eine  An- 
erkennung der  wissenschaftlichen  Befähigung  der  Frauen.  Vorteil- 
hafter für  sie  i.st  ihre  zunehmende  Verwendung  im  Journalismus. 
Zwar  sind  sie  noch  weit  davon  entfernt,  wie  in  Amerika  und  England 
als  Kriegskorrespondentinnen  grofeer  Zeitungen,  oder,  wie  in  F'rank- 
reich,  als  Leiterinnen  politi.scher  Blätter  thätig  zu  sein,  ihre  Mitarbeit 
beschränkt  sich  meist  auf  spezielle  Gebiete  des  Frauenlebens  und 
der  Frauenfrage,  und  .sie  stehen  nur  an  der  Spitze  von  Frauenzeit- 
schriften, aber  ihrem  Einflufs  ist  der  Umschwung  in  der  Stimmung 
gegenüber  der  Frauenbewegung,  der  unverkennbar  Platz  greift,  mit 
zu  verdanken.  Von  wesentlicher  Bedeutung  hierfür  ist  es  jedoch, 
dafs  auch  die  deutschen  Frauen  anfangen  sich  wissenschaftlich  zu 
bethätigen,  und  durch  ihre  Lei.stungen  dem  Gegner  Achtung  ab- 
nötigen. Während  bis  vor  nicht  allzu  langer  Zeit  selbst  die  Führe- 
rinnen der  Frauenbewegung  einen  Mangel  an  Kcnntnis.sen,  selbst  in 
bezug  auf  ihr  eigentlichstes  Gebiet,  verrieten,  der  oft  geradezu  ver- 
blüffend war,  haben  sie  im  Laufe  des  letzten  Jahrzehnts  an  \’er- 
tiefung  und  Einsicht  sehr  gewonnen.  Eine  Reihe  von  Frauen  haben 
Arbeiten  über  die  rechtliche  sowohl  wie  über  die  soziale  Lage  des 
weiblichen  Geschlechts  geliefert,®)  die  zwar  an  die  Leistungen  einer 
Beatrice  Webb  oder  Helen  Campbell  nicht  hcranreichen,  aber  doch 

*)  Vgl.  F*^iza  ichenhäu-ser,  FLrwcrbsmöglirhkvitcn  für  Fraurn.  Hcriin  1897. 

Vgl.  IF.  Flerkncr,  Das  l'rauenstudium  tK*r  NationaU*konf»niie.  Berlin  1899, 
Sondcrahdruck  aus  diesem  Archiv. 
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verraten,  dal's  sie  mit  dem  Dilettantismus,  dem  traurigen  Schoofs- 
kind  gerade  der  deutschen  Frauen , endgültig  gebrochen  haben. 
.Auch  das  Prinzip  ängstlicher  Zurückhaltung,  das  bisher  die  deutsche 
Frauenbewegung  kennzeichnete , scheint  mehr  und  mehr  zu  ver- 
schwinden. Die  Berührung  mit  dem  Ausland,  — ein  Verdienst 
des  Bundes  deutscher  Frauenvercine,  der  sich  im  .Anschlufs  an  den 
internationalen  Frauenbund  bildete,  — die  Kenntni.snahme  der  Stel- 
lung und  der  Handlungsweisen  der  nichtdeutschen  Frauen,  die  mit 
der  Gew’alt  einer  neuen  Entdeckung  wirkte,  waren  von  belebendem 
Einflufs.  Vor  allem  aber  ist  es  die  zunehmende  Not,  die  mit  ihren 
Peitschenhieben  auch  die  Trägsten  vorwärts  treibt. 

II. 

Der  Kampf  um  Arbeit  in  der  bürgerlichen  Frauenwelt  zeigt, 
sowohl  in  bezug  auf  seine  geschichtliche  Entwicklung,  als  auf  seinen 
gegenwärtigen  Stand,  in  den  verschiedenen  Ländern  eine  auffallende 
L’ebereinstimmung ; Nachdem  er  schon  seit  dem  Mittelalter  einzelne 
Vorläufer  gefunden  hat,  .setzt  er  um  die  erste  Hälfte  des  19.  Jahr- 
hunderts überall  ein  und  wird  in  der  zweiten  Hälfte  aus  einer  .Art 
Guerilla-Krieg  zu  einem  überlegten  Feldzug  gut  organisierter  Truppen, 
die  von  Jahr  zu  Jahr  an  Zahl  und  Bedeutung  zunehmen.  Kaum 
ein  Beruf,  aufser  dem  des  Soldaten,  wird  heute  noch  als  eine  ge- 
sicherte Domäne  des  männlichen  Geschlechts  betrachtet,  die  F'rauen 
sind  überall,  hier  etwas  langsamer  und  dort  etwas  rascher,  im  Vor- 
dringen begriffen,  dem  bisher  keine  noch  so  heftige  Gegnerschaft 
Einhalt  gebieten  konnte. 

Die.se  gleichmäfsigen  Erscheinungen  müs.sen  demnach  auf  gleiche 
Ursachen  zurückzuführen  sein. 

Das  erste  .Argument,  um  den  Kampf  der  Frauen  um  den  Er- 
werb zu  erklären,  pflegt  darin  zu  bestehen,  dafs  in  der  Mehrzahl 
der  Kulturländer  das  weibliche  Geschlecht  das  männliche  an  Zahl 
überragt,  und  die  Ehe,  die  in  den  bürgerlichen  Kreisen  fast  immer 
eine  Versorgung  der  Frau  bedeutet,  von  vornherein  für  viele  un- 
erreichbar ist.  Diese  Begründung  erweist  sich  insofern  als  stich- 
haltig, als  die  Erwerbsfrage  um  so  mehr  die  treibende  Kraft  der 
Frauenbewegung  zu  sein  pflegt,  je  gröfser  der  Frauenüberschufs  des 
betreffenden  Landes  ist.  Folgende  Tabelle  diene  als  Beweis'): 


*)  Vgl.  Georg  von  Mayr,  Statistik  und  Ocscllschattsldire.  2,  Ild.  Freiburg  i.  H. 
1897.  S.  70  f. 


Digilized  by  Google 


94 


Lily  Braun, 


Länder 

ZUhlungs- 

Weibliche 

auf 

jahr 

loou  männliche 

Dcutschlund  .... 

1890 

I040 

Oesterreich  .... 

1890 

1044 

Schweiz 

1888 

Niederlande  .... 

1889 

1024 

Belgien  

1890 

1005 

Dänemark  .... 

1890 

1051 

Schweden 

1890 

1065 

Norwegen  .... 

1S91 

1092 

(«rofsbritannien  u.  Irland 

1891 

I060 

Frankreich 

1891 

1007 

In  den  Vereinigten  Staaten  dagegen,  wo  die  Frauenbewegung 
in  erster  Linie  eine  politische  ist  und  der  Eintritt  der  Frauen  in 
bürgerliche  Berufe  sehr  wenig  Widerstand  findet,  kommen  auf  lOOO 
Männer  953  Frauen.  Betrachten  wir  Nordamerika  aber  genauer,  so 
zeigt  es  sich,  dafs  die  F'rauenbewegung  in  den  Oststaaten,  wo  auf 
1000  Männer  ICX35  Frauen  gezählt  werden,  nicht  nur  ihren  Ursprung 
genommen,  sondern  auch  ihren  energischsten  Ausdruck  gefunden 
hat,  während  die  westlichen  Staaten,  wo  1000  Männern  nur  698 
Frauen  gegenüberstehen,  von  ihr  nur  leise  berührt  werden. 

Dem  .‘\rgument  des  Frauenüberschusses  haben  manche  Gegner 
der  Frauenbewegung  die  Thatsache  gegcnübergestcllt,  dafs  die  ge- 
zählte Bevölkerung  der  Erde  einen  Männerüberschufs  aufweist.  So- 
weit sie  sich  überhaupt  statistisch  feststcllcn  läfst,  ist  die  V'ertcilung 
der  Geschlechter  folgende : *) 


Krdteile 

Männliche 

Weibliche 

Weibliche 

auf 

Personen 

Personen 

looo  männliche 

Kur«>pa  . . 

170818  561 

174  9*4  *19 

1024 

.\merika  . 

41 643  389 

40  540  386 

973 

.^sien . . . 

177648044 

170  269 179 

958 

Austr.alien  . 

2 197  799 

1 871 821 

852 

Afrika  . . 

6 994  064 

6 771  360 

968 

zusammen 

399  301  S57 

394  366  865 

988 

Ganz  abgesehen  von  der  unvermeidlichen  Ungenauigkeit  dieser 
Berechnung  — Millionen  können  statistisch  gar  nicht  erreicht  wer- 

*)  Vpl.  Karl  Bücher,  Ueher  die  Verleilunp  cier  beiden  (Jeschlcchter  auf  der 
Erde,  in  G.  von  Mayrv  Allgemeinem  statistischen  Archiv.  2,  Jahrg.  Tübingen  1892. 
S.  369  fr. 
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den  — kommt  es  bei  der  Beurteilung  dieser  Frage  weit  weniger  auf  grofse 
allgemeine  Zahlen,  als  vielmehr  darauf  an,  wie  das  Verhältnis  der  Ge- 
schlechter in  den  einzelnen  IJindern  sich  stellt.  Ist  es  schon  für 
die  überzähligen  Frauen  Europas  ein  schlechter  Trost,  dafs  es  in 
•Australien  oder  Asien  überzählige  Männer  giebt,  so  ist  auch  z.  R.  den 
Frauen  von  Rhode  Island,  %’on  denen  1078  auf  lOCXD  Männer  kom- 
men, wenig  geholfen,  wenn  in  den  Oststaaten  das  umgekehrte 
Verhältnis  besteht,  oder  denen  der  niederländischen  Kolonieen  im 
westindischen  Archipel,  die  gar  um  263  auf  1000  die  Männer  über- 
ragen, wenn  man  sie  auf  die  überzähligen  Asiaten  verweisen  wollte. 
Es  kommt  aber  noch  ein  Umstand  in  betracht,  der  bisher  ganz 
unbeachtet  blieb  und  gerade  im  Hinblick  auf  die  bürgerliche  Fraiien- 
frage  schwer  ins  Gewicht  fällt : das  i.st  die  Frage,  aus  welchen  so- 
zialen Schichten  der  Bevölkerung  sich  der  Männer-  oder  Frauen- 
iiberschufs  zusammensetzt.  Es  ist  klar,  dafs  bei  den  heutigen,  aus 
den  Gegensätzen  zwi.schen  .Arm  und  Reich  herrührenden  Unter- 
schieden in  Bildung  und  Lebensgewohnheiten  die  etwa  überzähligen 
Töchter  der  Bourgeoisie  nicht  auf  die  vielleicht  gleichfalls  über- 
zähligen Söhne  des  Proletariats  als  künftige  Ehegatten  rechnen 
können.  Die  Statistik  läfst  uns  hierbei  freilich  im  -Stich,  denn 
die  Volkszählungen  fragen  nicht  nach  der  sozialen  Herkunft  der 
einzelnen;  es  fehlt  aber  trotzdem  nicht  an  .Anhaltspunkten,  um  die 
Behauptung,  dafs  der  Frauenübcrschufs  in  der  Bourgeoisie  im  \'er- 
hältnis  ein  gröfserer  ist,  als  der  der  Frauenwelt  im  allgemeinen, 
nicht  als  völlig  aus  der  Luft  gegriffen  erscheinen  zu  las.sen. 

Schon  die  blofse  Beobachtung  lehrt,  dafs  die  Familien  der 
unteren  Bevölkerungsschichten  weit  mehr  mit  Kindern  gesegnet 
sind,  als  die  der  oberen,  und  Untersuchungen,  die  in  Frankreich  be- 
sonders genau  vorgenommen  wurden , bestätigen  es.  So  stellte 
Bertillon  für  20  Arrondis.sements  von  Paris  den  Zusammenhang 
zwischen  der  Wohlhabenheit  und  der  Geburtenhäufigkeit  fest  und 
fand,  dafs  auf  je  1000  Frauen  zwischen  1 5 und  50  Jahren  der  sehr 
armen  Bevölkerung  durchschnittlich  108,  der  armen  95,  der  wohl- 
habenden 72,  der  sehr  wohlhabenden  65,  der  reichen  53  und  der 
sehr  reichen  34  jährliche  Geburten  kamen  ^);  es  hat  sich  ferner 
ergeben,  — und  das  ist  angesichts  des  allgemeinen  Rückgangs 
der  französischen  Bevölkerung  besonders  bemerkenswert,  — dafs  ihr 


*)  Vgl.  J.  Hcrtillon,  Do  la  dopopulation  do  la  France  ct  flcs  remedes  a y 
apportrr.  Im  Journal  de  la  Soci^to  de  Stalistiquo.  1895.  p.  416 IT. 
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Zuwachs  in  der  Hauptsache  dem  Kinderreichtum  der  armen  Bauern 
der  Bretagne  und  der  Berg-  und  Fabrikarbeiter  der  Departements 
Nord  und  Pas-de-Calais  zu  verdanken  ist.  *)  Leider  geben  die  be- 
treffenden Untersuchungen  über  das  Geschlecht  der  Kinder  keinen 
Aufschlufs,  dagegen  hat  man  in  Sachsen  für  einen  zehnjährigen 
Zeitraum  und  eine  Zahl  von  fast  5 Millionen  Kindern  auf  ca.  i Mil- 
lion Mütter  fcstgestellt,  dal's  die  fruchtbarsten  Frauen  die  meisten 
Knaben  zur  Welt  bringen.  *)  So  vorsichtig  solche  Einzelergebnisse 
auch  aufzunehmen  sind,  so  läfst  sich  doch  vielleicht,  da  die  Erfah- 
rung und  der  allgemeine  \^olksglaube  sie  unterstützt,  der  Scblufs 
daraus  ziehen,  dafs  die  kinderreichen  unteren  Bevölkerungsschichten 
im  \'ergleich  zu  den  oberen  mehr  Knaben  erzeugen,  dafs  also  der 
Frauenüberschufs  in  den  bürgerlichen  Kreisen  ein  gröfserer  ist  als 
in  den  proletarischen.  Noch  ein  anderes  kommt  hinzu : wir  finden 
z.  B.  innerhalb  Deutschlands,  das  bekanntlich  einen  grofsen  Ueber- 
schufs  an  Frauen  besitzt,  ganze  Landstriche,  wo  das  männliche  Ge- 
schlecht überwiegt,  so  kommen  in  Westfalen  958,  im  Rheinland 
998  und  in  Elsafs-Lothringen  989  Frauen  auf  icxx)  Männer.®)  Für 
die  Verheiratbarkeit  der  Töchter  der  Bourgeoisie  ist  diese  Thatsache 
jedoch  ohne  jede  Bedeutung,  denn  es  stellt  sich  heraus,  dafs  der 
Männerüberschufs  lediglich  auf  die  starke  Industriebevölkerung  und 
die  vielen  .Soldaten  zurückzuführen  ist.  Ein  ähnliches  Verhältnis 
weist  Nordamerika  auf,  dessen  Männerüberschufs  — 953  Frauen 
auf  1000  .Männer  — auf  den  ersten  Blick  zu  der  Annahme  verführt, 
als  müfste  seine  Frauenbewegung  anderen  als  wirtschaftlichen  Ur- 
sachen — etwa  rein  ethischen  und  humanitären,  wie  viele  behaupten 
wollen  — entsprungen  sein.  Dabei  wird  jedoch  aufseracht  gelassen, 
dafs  die  grofse  Zahl  der  Männer  der  Einwanderung  zu  verdanken 
ist  und  dafs  diese  Einwanderer  zum  gröfsten  Teil  Handwerker,  Land- 
leute, .Arbeiter  sind  *),  also  auch  hier  die  Annahme  nicht  unberech- 
tigt ist,  dafs  trotz  des  allgemeinen  Männerüberschusses,  in  der  Bour- 

*)  J-  <ioldstcin,  HcvÖlkcTungsproblemc  und  Herufsglicdcrung  in  Frank- 

reich. Berlin  1900.  S.  138  ff. 

*)  Vgl.  Artlmr  Gcifslcr,  Beiträge  zur  Frage  des  (leschlcchLsverhältnisscs  der 
(ieborenen,  in  der  Zeitschrift  des  König!,  sächsischen  statistischen  Bureaus,  35.  Jahrg. 
Prosden  1889. 

*)  Vgl.  Georg  von  Mayr,  a.  a.  O.,  S.  71. 

*)  Vgl.  (Jeffeken  (v.  Bergmann^  Auswanderung  und  Auswanderungspolitik,  in 
G.  V.  Schönbergs  Handbuch  der  politischen  Oekonomie.  4.  Aufl.  2.  Bd.,  zweiter 
Halbband.  l übingen  1S98.  S.  498. 
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geoisie  ein  Frauenüberschufs  besteht  und  die  Verheiratbarkeit  auch 
hier  eine  beschränkte  bleibt. 

Nach  alledem  scheint  es  klar  zu  sein,  dafs,  selbst  wenn  auf 
der  ganzen  Erde  eine  annähernde  Gleichheit  der  Geschlechter  fest- 
gestellt  werden  könnte,  die  bürgerliche  Frauenfrage  dadurch  noch 
nicht  gelöst  sein  würde,  und  die  von  Eduard  von  Hartmann  nicht 
unrichtig  bezeichnete  Jungfernfrage  auch  in  solchen  Ländern  besteht, 
wo  ein  Ueberschufs  an  Männern  konstatiert  wurde. 

Die  Frage  kompliziert  sich  aber  noch  dadurch,  dafs  eine 
Gegenüberstellung  der  Geschlechter  allein  nicht  genügt,  um  die 
Verheiratbarkeit  festzustellen , sondern  die  Gegenüberstellung  der 
Heiratsfähigen  dazu  notwendig  ist.  Berechnen  wir  zunächst  beide 
Geschlechter  nach  gleichen  Altersstufen  und  nehmen  wir,  um  niclit 
zu  tief  greifen  zu  müssen,  20  Jahre  als  untere  und  40  Jahre  als 
obere  Altersgrenze  an,  so  ergiebt  sich  folgendes ') : 

Auf  lüoo  männliche  im  Alter  von  2o — 40  Jahren 
ireffen  weibliche  Personen: 


Deutschland 1 034 

Oesterreich 1 047 

Schwei/ 1 uS«> 

Niederlande  1 029 

Relgien 987 

Dänemark 1 lo2 

Schweden 1 096 

England  und  Wales  . . . l »>93 

Schcdtland 1 I04 

Irland  1 062 

Frankreich 1 003 


Aber  auch  diese  Tabelle  vermag  den  Kern  der  Sache  noch 
nicht  zu  treffen.  Denn,  da  das  Heiratsalter  der  Männer  in  den 
meisten  Ländern  erst  mit  dem  25.  Jahre  beginnt  und  später  schliefst^ 
als  das  der  Frauen  *),  so  müfete  man,  um  zu  einem  genaueren  Re- 
sultat zu  kommen,  — obwohl  auch  das,  infolge  der  grofsen  \'^er- 
schiedenheit  des  Altersaufliaus  der  Heiratenden , je  nach  den 
•Nationalitäten,  nicht  unbedingt  sicher  .sein  kann,  — die  Männer  im 
.■\lter  von  25 — 45  Jahren  den  Frauen  von  20 — 40  Jahren  gegenüber- 


*)  V'gl.  Gc<»rg  von  Mayr,  a.  u.  O.,  S,  82. 


führten  Tabelle  berechnet. 

•)  Vgl.  Georg  von  Nfayr,  a.  a.  O.,  S.  399  f. 
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Stellen.  Leider  müssen  wir  uns  hierbei  nur  auf  die  Resultate  weniger 
Länder  beschränken,  weil  die  Bevölkerung  nicht  durchweg,  wie  es 
wünschenswert  wäre,  nach  fünfjährigen  Altersperioden  berechnet 
wird.  Das  Ergebnis  ist  dieses’): 


.Männer 

F'rauen 

Auf  looo  Männer 

Länder 

25—45 

20—40  Jahre 

kommen  Frauen 

Deutschland 

6 229  564 

7 272  025 

1 167 

< >esterrcich  . . 

3 147  188 

3 638  396 

1 154 

Frankreich  . . 

5 420  922 

5743  >77 

1 069 

.Auch  abgc.schen  von  den  in  die  .Augen  springenden  Zahlen- 
verhältnisscn  ist  es  klar,  dafs  bei  dem  bestehenden  .Altersauflrau 
der  Heiratenden  die  Verheiratbarkeit  des  weiblichen 
Geschlechts  immer  eine  unvollkommene  bleiben 
mufs,  weil  es  stets  mehr  Frauen  über  20  als  Männer 
über  25  Jahren  giebt. 

Nun  handelt  cs  sich  aber  nicht  allein  darum,  wie  viel  Frauen 
durch  die  Heirat  eine  Versorgung  finden  können,  sondern  vielmehr 
darum,  welcher  Prozentsatz  von  ihnen  thatsächlich  heiratet. 

Die  letzten  Zählungen  ergaben  folgende  .Anzahl  verheirateter 
l-’rauen  : 


Zählungs- 

Zahl  der  F'rauen 

Verheiratete 

Länder 

periode 

15  Jahr  u.  darüber 

Frauen 

Prozent 

Deutschland  . . 

1895 

16  531  74S 

8 398  607 

50,80 

< »esterreich  . . 

1891 

9 353  260 

4 o22  2o2 

43.00 

Frankreich  . . 

1891 

>2  359  544 

7656  679 

61,95 

Kngland 

1891 

9 848  98 1 

4916449 

41.71 

X'ereinigte  Staaten 

1891. 

19  602  178 

I I 126  196 

56,76 

*)  Diese,  wie 

alle  anderen 

Berechnungen,  für 

die  keine  Quellen 

angegeben 

wcrcien,  bind  aus  den  ottiziellen  Volkszählungen  der  hetreflfenden  Länder  gewonnen 
wttrden.  Ks  wurden  dabei  von  mir  benutzt;  Kür  die  Vereinigten  Staaten;  X*h  Cen- 
sus  1880,  Washington  1883 — 1889,  Vol.  1 — III ; XI‘h  (‘ensus  1890,  Wasidngton  1890 
1895,  Vol.  I — III  und  Compendium  Vol.  I ; Xl^h  Annual  Report  of  the  Commissioncr 
«*f  Labor  1895-- 96,  Wiushington  1897.  — Für  Fngland;  Cen.sus  of  Lngland  and  Wales 
1881,  London  1883,  Vol.  I— III;  Census  of  F.ngland  and  Wales  1891.  I.ondon  1S93, 
Vol.  lil  und  IV  und  (leneral  Report.  — - Für  Frankreich;  Resultats  statistiques  du  I>e* 
nombremenl  de  i88i.  Faris  1883:  Re.suUals  statistiques  du  Dmombrement  de  1S91, 
Paris  1894.  — Für  Oesterreich;  Oesterreiehisehe  Statistik  nach  den  Krgebnissen  der 
Vtdksziihlung  vom  31.  De/ember  1880.  Wien  1882 — 1884,  Hd.  I bis  V;  Oester- 
reichische  Hcrufsstati'^tik  vom  31.  Dezember  l89»>,  Wien  1893—1895,  XXII.  und 
XXIII.  ltd.  — Für  Deutschland;  Stati.stik  des  Deutschen  Reichs,  Neue  Folge  Hd.  II; 
Herufsstatistik  nach  der  Herufs/.iihlung  vom  5.  Juni  1882,  Berlin  1884;  Berufs-  und 
(iewerbezählung  vom  14.  Juni  1895,  Berlin  1897.  B<1.  lo2,  I03  und  lll. 


Digitized  by  Google 


Der  Kampf  um  Arbeit  in  der  bürgerlichen  Frauenwelt. 


99 


Wir  sehen  daraus,  dafs  zur  Zeit  der  betreffenden  Zählung  ca. 
die  Hälfte  heiratsfähiger  Frauen  ledig,  verwitwet,  oder  geschieden 
waren.  Diese  Thatsache  hat  die  bürgerliche  Frauenbewegung  viel- 
fach als  .Agitationsmittel  zu  verwenden  gesucht,  indem  sie  alle 
alleinstehenden  erwachsenen  Frauen  als  solche  betrachtet  wissen 
wollte,  die  auf  den  Erwerb  angewiesen  sind.  Das  aber  ist  ein 
Trugschlufs.  Denn  ganz  abgesehen  davon,  dafs  ein  grofser  Teil 
der  Ledigen  noch  bei  den  Eltern  lebt  und  von  ihnen  versorgt 
wird,  ein  anderer,  — wenn  auch  ein  viel  kleinerer  durch  eigenes 
Vermögen,  Pension  oder  dergleichen  sich  erhält  — , kann  ein  be- 
trächtlicher Prozentsatz  der  .Mädchen  noch  darauf  rechnen , zu  hei- 
raten, um  so  mehr,  als  sie  nicht  nur  auf  die  ledigen  Männer,  sondern 
auch  auf  die  Witwer  zählen  können,  die  bekanntlich  sehr  häufig  zu 
einer  zweiten  Ehe  schreiten.  Man  kommt  daher  der  Zahl  der  wirk- 
lich Uebriggebliebenen  viel  näher,  wenn  man  nicht  die  Unverheira- 
teten im  allgemeinen  ins  Auge  fafst,  sondern  nur  diejenigen,  die 
das  .Vlter  der  Verheiratbarkeit  überschritten  haben.  Da  sich  auf 
Grund  verschiedener  Berechnungen ')  ergeben  hat,  dafs  für  Frauen, 
die  das  vierzigste  Lebensjahr  überschritten  haben,  die  Heirats -Wahr- 
scheinlichkeit eine  sehr  geringe  ist,  so  können  wir  die  ledig  Blei- 
benden von  dieser  Altersgrenze  an  zusammenstellen.  Das  Ergebnis 
ist  dies: 

Unter  loo  wcibl.  Personen 
Länder  von  4«»  und  mehr  Jahren 

sind  ledig 

Deutschland 10,7 

ücstciTcich 15,6 

Frankreich 12,7 

Grofsbrilannien  und  Irland  . 14.0 

Belgien 17,6 

Niederlande  .....  13,5 

Schweiz 18.3 

Damit  aber  können  wir  uns  keineswegs  beruhigen,  denn  nicht 
nur,  dafs  es  bis  zu  vierzig  Jahren  noch  eine  grofee  Zahl  Mädchen 
giebt,  die  nicht  heiraten,  oder  sagen  wir  lieber,  die  nicht  geheiratet 
werden,  wir  müssen  vielmehr,  bei  der  Betrachtung  der  LTsachen 
der  Frauenbewegung,  nicht  die  Ledigen  allein,  sondern  die  Allein- 
stehenden im  allgemeinen  berücksichtigen.  Da  die  Frauen  im  Durch- 


*)  Vgl.  Georg  von  Mayr,  a.  a.  O. 
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schnitt  früher  heiraten  als  die  Männer,  eine  längere  Lebensdauer 
haben  als  sie  und  schwerer  zum  zweiten  Male  heiraten,  so  ist  es 
natürlich,  dafs  es  eine  grofse  Zahl  Witwen  giebt,  zu  denen  die  ge- 


schiedenen  Frauen  noch 

hinzukommen.  Die 

genauen  Zahlen  sind 

folgende : 

Ländtr 

Auf  loü  Frauen  über 
Frauen  15  Jahren  sind  Witwen 

Deutschland  . . . 

. 2 208  579 

13.36 

Oesterreich  .... 

1 00  t 136 

10,70 

F.ngland 

. I 124  310 

t 1,40 

Frankreich  .... 

2 060  778 

16.67 

Vereinigte  Staaten 

Z226  5to 

11,30 

Wir  müssen  aber  auch  noch  einen  anderen  Umstand  inbetracht 
ziehen,  der  gerade  für  die  bürgerliche  Frauenfrage  von  Wichtigkeit 
ist:  die  späten  Heiraten.  Nach  einer  preufsischen  Statistik*)  heiraten 
Mädchen  in  bürgerlichen  Berufen  durchschnittlich  erst  mit  28  Jahren, 
und  wenn  dem  gegenüber  auch  behauptet  werden  kann,  dafs  die 
Berufsthätigkeit  die  Heirat  hinausschiebt,  so  mufs  andererseits  doch 
auch  betont  werden , dafs  die  späten  Heiraten  zur  Berufsarbeit 
zwingen.  Daher  können  auch,  .soweit  nur  die  Bourgeoisie  in  Frage 
kommt,  die  verheirateten  Frauen  nicht  ohne  weiteres  zu  denen  ge- 
rechnet werden,  die  niemals  dem  Erwerb  nachgingen,  weil  tliat- 
sächlich  viele  von  ihnen  vor  der  Ehe  darauf  angewiesen  waren. 

Auf  Grund  der  bisherigen  Erörterungen  sind  wir  zu  dem  Resul- 
tat gekommen , dafs  eine  grofse  Zahl  von  Frauen  nicht  heiraten 
können , weil  es  an  Männern  fehlt  und  noch  mehr  nicht  heiraten, 
weil  die  Heiratslust  der  ledigen  Männer  keine  grofse  ist.  Für  die 
künftige  Entwicklung  der  Frauenfrage,  der  bürgerlichen  insbesondere, 
ist  es  nun  aber  von  gröfster  Bedeutung,  ob  eine  Aussicht  vorhanden 
ist,  dafs  zwei  ihrer  L'rsachen,  — der  Frauenüberschufs  und  die 
Heiratsunlust  der  Männer,  — verschwinden  oder  in  ihren  Wirkungen 
abgeschwächt  werden  können.  Da  entsteht  zunächst  die  Frage, 
aus  welcher  Wurzel  beide  entspringen. 

Die  feststehende  Thatsache  eines  Knabenüberschusses  bei  der 
Geburt,  ! 06  Knaben  auf  100  Mädchen,  hat  viele-)  zu  der  Annahme 
verführt,  als  bestände  ein  Naturgesetz  des  Gleichgewichts  der  Ge- 


*)  Vpl.  .\.  V.  Fircks,  Die  Berufs-  und  Krwerhstliatigkcit  der  eheschlicfscnrien 
l'er.sonen.  ZeilsoliriÜ  des  kjjl.  preuisiselien  stati.stisehen  Bureaus.  Berlin  1S89. 

*)  Vgl.  i.  B.  .A.  von  Dettingen,  .\1oralstatistik.  2.  .\ull.  Frlangen  tS74.  S.  40  tf. 


Digitized  by  Google 


Der  Kampf  um  Arbeit  in  der  bürgerlichen  Frauenwelt. 


lOl 


schlechter ; man 

hat  auf  Grund  dessen 

sogar  die  Monogamie  zu 

einem  Naturgesetz  stempeln 

wollen.  Wir 

haben  gesehen,  dafs  schon 

die  verschiedene  Verteilung 

und  .•Mtersgliederung  der  Geschlechter 

dem  widerspricht. 

Für  den 

■orhandenen  Frauenüberschufs  ist  jedoch 

der  Hauptgrund 

in  den  v 

erschiedenen 

Absterbeverhältnissen  der 

Geschlechter  zu 

suchen.  ’) 

Die  Sterbeziffern  für  die  beiden  Ge- 

schlecliter  haben  sich  für  das  letzte  Jahrzehnt  des  19.  Jahrhunderts 
folgendermafscn  gestaltet : *) 

Setzt  man  dir  männliche  Sterbe* 

Männer 

Frauen 

Ziffer  = 100,  so  ergeben  sich 
für  die  weibliche  Sterbeziffer: 

halicn 

. . 26.2 

2$,6 

98 

Frankreich  .... 

■ . 23.6 

21,6 

92 

Schweiz 

. . 21.3 

:9,5 

91 

Belgien 

. . 21,9 

19.8 

90 

Niederlande  , 

. . 20.8 

19.2 

92 

r^futschland  . . . 

■ • 25,0 

22,5 

90 

( Kr>terreich . . . . 

. . 29,8 

26.8 

90 

Ungarn 

■ • 33.7 

32,2 

96 

England  und  Wales 

. . 20,6 

17.8 

89 

Schottland  .... 

. . 19.6 

.8,7 

95 

Irland 

. . 18.4 

18.5 

100.6 

Schweden  .... 

. . 17.8 

16.7 

91 

Norwegen  .... 

. . 18,3 

16,5 

9' 

Flanemark  .... 

. • '9,7 

18.3 

93 

Finnland  .... 

. . 22,2 

20,4 

92 

Ma.>«achusetts  . . . 

. . 20,7 

19,0 

92 

Connecticut  . . . 

• • 20,5 

18,7 

91 

Rhode  Island  . . . 

. > 20.4 

19,0 

93 



. • 21,7 

21,1 

97 

Die  gröl'sere  Sterblichkeit  der  männlichen  Säuglinge  vor  den 
weiblichen,  die  längere  Lebensdauer  der  Frauen  im  allgemeinen,  — 
auf  100  gestorbene  Mädchen  im  Alter  bis  zu  5 Jahren  sterben 
etwa  114  Knaben,  auf  100  gestorbene  Frauen  im  Alter  von  60  bis 
80  Jahren  sterben  gegen  108  Männer,  — scheint  für  die  stärkere 
Lebenskraft  der  Frauen  zu  zeugen.  Von  einschneidenderer  Bedeu- 


*)  Vgl.  hierfür  unter  anderem:  G.  von  Mayr,  a.  a.  O.,  S.  68  IT.  — K.  Kücher, 
IHe  Bevölkerung  des  Kantons  Basel-Stadt.  Basel  1890.  S.  19.  — l>cr.selbc,  teber 
die  Verteilung  der  beiden  (icschlcchtcr  auf  der  Kr<lc,  a.  a.  S.  388  f. 

*)  Vgl.  G.  von  Mayr,  a a.  O.,  S.  230. 
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tung  jedoch  ist  es,  dafs  die  Männer  sowohl  als  Soldaten  wie  als 
Erwerbsthätigc  im  allgemeinen  gröfseren  Gefahren  ausgesetzt  sind, 
als  die  Frauen  und  dafs  sic  infolge  ihrer  Lebensweise,  — geschlecht- 
lichen Excessen,  Alkoholgenufe  u.  dergl.,  — zerstörenden  Krank- 
heiten leichter  unterworfen  werden.  Unter  den  gegenwärtig  herr- 
schenden wirtschaftlichen  Verhältnissen,  die  die  Intensität  des  Kampfes 
ums  Dasein  steigern  und  sittlich  korrumpierend  auf  Reiche  und 
Arme  wirken,  ist  daher  an  eine  Abnahme  der  Sterblichkeit  der 
Männer  nicht  zu  tlenken , dagegen  ist  bei  der  Zunahme  der  weib- 
lichen Erwerbsthätigkeit  eher  eine  Annäherung  der  Sterbeziffern 
beider  Geschlechter  möglich. 

Was  ihre  Heiratsziffern,  deren  Zu-  resp.  .Abnahme  betrifft,  so 
■Stellen  sie  sich  folgenderniafscn  dar:') 


Auf  loo  Einwohner  heirateten 


1841  50 

1881  90 

Schweden  .... 

7.a? 

6,26 

Norwegen .... 

7.78 

6,52 

Dänemark  . . . 

7.87 

7-33 

Finnland  .... 

8,15 

7.3J 

England  .... 

8,05 

7.47 

Niederlande  . . . 

7.41 

7.08 

Belgien  .... 

6,79 

707 

Deutsches  Reich 

8,05 

7.77 

\Veslösterreich  . . 

7,71 

7,50 

(talizien  .... 

9.54 

8. 50 

Frankreich  . . . 

7.94 

7.38 

Man  kann  auf  Grund  dieser  .Statistik  nachweisen,  dafs  sich  die 
Heiratsziffer  überwiegend  im  Rückgang  befindet.  Umfassen  die  Be- 
rechnungen kürzere  Zeiträume,  so  sind  natürlich  auch  die  Diffe- 
renzen geringer,  ja  es  zeigen  sich  zuweilen,  wie  z.  B.  in  Deutsch- 
land, nur  Schwankungen.  Es  ist  aber  ein  Fehlschlufs  daraufhin 
ein  durchschnittliches  Glcichbleiben  der  Heiratsfrequenz  behaupten 
zu  wollen , und  es  ist  verkehrt,  den  Töchtern  der  Bourgeoisie 
dieses  Gleichbleiben  gewissermafsen  als  Tröstung  vorzuhalten. 
Nicht  nur,  dafs  das  Heiratsalter  der  Männer  in  bürgerlichen 
Kreisen  sich  immer  weiter  hinausschiebt,  — in  Preufsen  beträgt 


*)  Vgl.  Ci.  von  Mayr,  a.  a.  O.,  S.  384. 

•)  Wie  es  /..  Ih  Gustav  Cohn  in  seinem  Huch : Die  deutsche  Frauenbewegung 
^Berlin  1896}  S.  54~S5  ihul. 
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es  bei  den  Berufslosen  durchsclinittlicli  41,  bei  den  öffentlichen  Be- 
amten 33  Jahr,  — und  die  Heiratsfrequenz  infolgedessen  notwendig 
sinkt,  ihre  Heiratslust  ist  auch  in  ständiger  Abnahme  begriffen. 
Leider  läfst  sich  das  statistisch  nicht  feststellen,  da  es  fast  ganz  an 
einer  Einteilung  der  Heiratenden  nach  sozialen  Schichten  fehlt. ') 
.Nach  einer  Berechnung  über  die  Bevölkerung  Kopenhagens  kommen 
auf  100  Männer  in  bürgerlichen  Berufen  nur  5I,94“„  Verheiratete 
resp.  verheiratet  Gewesene,  während  auf  diejenigen  in  proletarLschen 
Berufen  62,40 **0  kommen;*)  über  die  .Abnahme  der  Heiratsfre()uenz 
in  der  Bourgeoisie  findet  sich  aber  auch  hier  nichts,  sie  läfst  sich 
jedoch  mit  einiger  Sicherheit  auf  Grund  der  allgemeinen  Entwick- 
lungstendenz behaupten.  *')  Wo  eine  Schwankung,  wo  eine  Steige- 
rung der  Heiratsziffern  zu  finden  ist,  dürften  sie  allein  auf  Rechnung 
der  gröfseren  Heiratsfrequenz  im  Proletariat  zu  setzen  sein,  während 
die  Eheschliefsungen  in  der  Bourgeoisie  sich  in  stetiger  Abnahme 
befinden.  Und  hier  stofsen  wir  wieder  auf  einen  wesentlichen 
Unterschied  zwischen  der  bürgerlichen  und  der  proletarischen  Frauen- 
frage: der  Proletarier  heiratet  früh  und  leicht  — sogenannt  leicht- 
sinnig — weil  die  P'rau  in  der  Ehe  keine  „V'ersorgung"  sucht,  ihre 
.Arbeitskraft,  d.  h.  die  Möglichkeit,  sich  selbst  zu  versorgen,  i.st  sogar 
meist  die  gesuchteste  Mitgift;  der  Mann  aus  bürgerlichen  Kreisen 
heiratet  spät  und  schwer,  weil  die  ganze  Last  der  Bestreitung  des 
Familienlebens  allein  auf  seinen  Schultern  ruht,  falls  er  keine  reiche 
Frau  findet.  Aber  auch  da,  wo  das  Einkommen  des  Mannes  ihm 
die  Erhaltung  einer  Familie  leicht  machen  würde,  nimmt  die  Heb 
ratslust  ab.  „Ein  gewisses  Mafs  des  höheren  Wohlbefindens  wirkt 


‘)  Dir  von  A.  von  Kircks  bcarbritrtr,  Sritr  loo  erwähnte  preufsisclie  Statistik 
«icr  Fhcschlicfsungrn  nach  dem  Heruf  hätte  darüber  Aufsrhlufs  geben  können, 
wenn  man  die  berufslo.scn  Haustöchter,  die  fast  die  Hälfte  der  heiratenden  Frauen 
auimachen,  nach  dem  Beruf  ihrer  Kltern  klas.sifiziert  hätte,  statt  sic  in  eine  Rubrik 
m bringen  und  überdies  mit  den  Kentnerinnen  zusammenzuwerfen.  Vgl.  auch 
(j.  von  Mayr,  u.  a.  O.,  S.  411  f. 

*)  Vgl.  Rubin  und  Westergaard,  Die  Statistik  der  Fhen.  Jena  1890.  Tabelle 
V S.  28 — 29.  Die  obige  Berechnung  ist  aus  genannter  Tabelle  dadurch  gewonnen 
Vörden,  dafs  ich  Gruppe  I — Männer  in  liberalen  Berufen,  gröfserc  Kauflcute, 
Fabrikanten,  Bankiers,  — mit  (iruppc  111  — l.ehrer,  Mu.siker,  Kontoristen,  Handel.s- 
kommis,  Angestellte^  in  öffentlichen  Kontoren  — zusammenrechnete  und  den 
Gruppen  II,  IV’,  V'  — Kleinhändler,  Schankwirte,  Schiffer,  Ma.schinenmeister;  .\us- 
liufer,  Kellner,  Dienstboten;  Arbeiter.  Taglöhncr,  .Vlalro.sen  — gegenUberstelltc. 

*)  Vgl.  Max  Haushofer,  Die  Khefrage  im  Deutschen  Reich.  Berlin  1S95. 
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in  der  Neuzeit  nicht  mehr  ehefordernd,“  *)  im  Gegenteil:  der  Jung- 
geselle, der  sich  ein  bequemes  Leben  schafifen  kann,  scheut  sich,  es 
aufzugeben.  Und  die  praktischen  Erwägungen  über  die  Möglichkeit, 
eine  Familie  auf  dem  gleichen  gesellschaftlichen  Niveau  zu  erhalten, 
sind  um  so  gewichtiger,  je  mehr  der  Mann  seine  Liebe.sempfindung 
in  hundert  kleinen  Passionen  und  Verhältnissen  verzettelt  hat,  je 
unfähiger  er  also  ist,  in  erster  Linie  einem  Zuge  des  Herzens  zu 
folgen , hinter  den  alle  Bedenken  von  selbst  zurücktreten.  Der 
moderne  junge  Mann  der  bürgerlichen  Kreise  — mag  er  Beamter, 
Offizier,  Schriftsteller,  Künstler  oder  Kaufmann  sein  — hat  aber 
gewöhnlich  nur  ein  Einkommen,  dafs  kaum  ihm  persönlich  ein 
.standesgemäfses  Leben  sichert,  und  es  gehört  mit  zu  jener  Masse 
verschrobener  Ehrbegriffe,  dafs  die  Aufrechterhaltung  eines  solchen 
Lebens  unbedingt  notwendig  ist.  Sein  Junggesellenleben,  das  ihm 
besonders  in  der  Grofsstadt  in  jeder  Beziehung  bequem  gemacht 
wird,  ist  für  ihn  angenehmer  und  billiger,  als  es  das  eheliche  Leben 
sein  würde,  das  ihm  überdies,  wenn  er  Umschau  hält  unter  seinen 
verheirateten  Bekannten,  höchst  selten  verlockend  erscheinen  wird. 
Auch  seine  Herzensbedürfnisse  kann  er  für  wenig  Geld  befriedigen ; 
.setzt  er  Kinder  in  die  Welt,  so  kosten  sie  ihn  nicht  so  viel,  als 
eheliche  kosten  würden,  er  trägt  keine  Verantwortung  für  ihr  Fort- 
kommen und  sie  haben  so  gut  wie  keine  Rechte  an  ihn.  Wenn 
er  überhaupt  heiratet,  so  geschieht  es  nicht  .selten  erst  zu  einer 
Zeit,  wo  er  auf  den  bitteren  Grund  der  genossenen  Freuden  ge- 
stofsen  ist  und  der  Ruhe  und  Pflege  bedarf.  Doch  auch  für  sittlich 
ernst  denkende  Männer  der  bürgerlichen  Kreise,  die  gern  heiraten 
möchten,  wird  die  Eheschliefsung  immer  mehr  erschwert.  Ihr  Ein- 
kommen steht  meist  zu  den  Bedürfnissen  in  gröfstem  Mifsverhältnis; 
ihr  Beruf  selbst  erschwert  häufig  die  Familiengründung,  indem  er 
Reisen  und  häufigen  Ortswechsel  nach  sich  zieht  und  ihr  F'ort- 
kommen  darin  von  ihrer  leichteren  Beweglichkeit  abhängig  ist.  .Aber 
die  .Schuld,  — wenn  überhaupt  gegenüber  den  Ergebni.ssen  wirt- 
schaftlicher Entwicklungen  von  Schuld  gesprochen  werden  kann, 
— an  dem  Rückgang  der  Heiratsfrequenz  trifft  nicht  allein  die 
.Männer. 

ln  der  Bourgeoisie,  besonders  in  der  des  Mittelstandes,  die  von 
fort.schrittlichen  Ideen  am  schwersten  berührt  wird,  ist  die  Erziehung 
der  Töchter  in\  allgemeinen  durchaus  dazu  angethan,  gerade  die 

')  \ j;l.  C.  von  .Mayr,  .a.  a.  < >.,  S.  386. 
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besten  Männer  vom  Heiraten  abzuschrecken : sie  können  weder 
geistig  gleichstehende  Gefährtinnen , noch  gute  Hausfrauen  und 
Mütter  werden ; sie  sind  Dilettantinnen  in  allen  Dingen,  von  ihren 
oberflächlichen  Schulkenntnissen  und  traurigen  künstlerischen  Be- 
thätigungen  an  bis  in  ihr  niedergetretenes  Gefühlsleben  hinein.  Sie 
sind  für  den  Mann  Luxusgegenstände,  nicht  viel  anders  als  es  die 
Haremsfrauen  für  die  Muhamedaner  sind,  und  sie  sind  nicht  dazu 
angethan,  den  Trieb  zur  Ehe  zu  erhöhen. 

Bei  den  gesteigerten  Ansprüchen,  die  die  Erziehung  der  Söhne 
an  den  Geldbeutel  des  Vaters  macht,  bei  der  wachsenden  Schwierig- 
keit für  sie,  sich  selbst  zu  erhalten,  auch  wenn  sie  ganz  bescheiden 
leben,  — ein  preufsischer  Lieutnant  ist  oft  zehn  Jahre  lang  auf  ein 
Monatsgehalt  von  75  bis  97  Mark,')  uml  unbesoldete  Referendare  sind 
oft  bis  zum  30.  Lebensjahr  ganz  auf  ihre  Eltern  angewiesen,  — bleibt 
für  die  Mitgift  der  Töchter  immer  weniger  übrig,  und  ihre  Heirats- 
aussichten schwinden  mehr  und  mehr,  während  ihre  Ansprüche  schon 
unwillkürlich  durch  die  Gewohnheit  des  Lebens  im  elterlichen  Hause 
gesteigerte  sind.  Wird  ihr  Vater  pensioniert,  oder  ihre  Mutter  wird 
Witwe,  so  steht  die  bitterste  Not  vor  der  Thür.  Einige  Zahlen 
mögen  zur  Illustration  dienen : Ein  preufsischer  Hauptmann  erhält 
eine  Pension  von  1033  bis  höchstens  4000  Mark  jährlich,  ein  Stabs- 
offizier kann  schon  mit  2300  Mk.  jährlich  pensioniert  werden ; das 
Witwengeld  schwankt  zwischen  dem  Mindestbetrag  von  — 216  Mk. 
und  dem  Höchstbetrag  von  3000  Mk.  jährlich,  den  aber  nur  die 
Witwe  eines  Generals  erhält,  die  an  ein  Jahreseinkommen  von  IO 
und  20000  .Mk.  gewöhnt  war;  das  Waisengeld  beträgt  '5  der 
Witwenpension,  ist  also  auch  nicht  entfernt  au.sreichend,  die  Kinder, 
entsprechend  der  sozialen  Schicht,  der  sie  angehören,  zu  erziehen. 
In  demselben  Verhältnis  bewegen  sich  die  für  Beamte,  deren  Witwen 
und  VV'aisen  festgesetzten  Pensionen.  W'eisen  wir  noch  daraufliin, 
dafe  auch  der  kaufmännische  Mittelstand  sich  in  einer  keineswegs 
beneidenswerten  1-age  befindet,  da  er  mehr  und  mehr  vom  kauf- 
männi.schen  Grofsbetrieb  zurückgedrängt  wird,  so  erklärt  sich  daraus 
zum  grofsen  Teil  die  abnehmende  Verheiratbarkeit  der  Töchter, 
und  ihr  zunehmendes  Eindringen  in  die  Erwerbsarbeit. 

So  ist  vorauszusehen,  dafs  der  Rückgang  der  Heiratsfrequenz, 
der  in  der  Hauptsache  auf  wdrt.schaftliche  l'rsachen  zurückzuführen 

*)  Vgl.  Firck.s  Taschcnkalender  für  das  Heer.  Rrrlin  igoo.  S.  379. 

*)  A.  a.  O.,  S.  96  und  128. 
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ist,  die  Zunahme  der  auf  Krwerb  angewiesenen  alleinstehenden 
Frauen  sich  auch  in  Zukunft  weiter  entwickeln,  und  der  wesentliche 
Ausgangspunkt  der  h'rauenbcwcgung,  insbesondere  der  bürgerlichen, 
bleiben  wird.  Es  ist  jedoch  nicht  der  einzige. 

Die  Zeichen  beginnen  sich  zu  mehren , wonach  nicht  nur  die 
unversorgte,  sondern  auch  die  durch  die  Ehe  versorgte  Frau  der 
Hourgeoisie  eine  ISerufsthätigkeit  zu  suchen  gezwungen  ist,  eben.so 
wie  die  Proletaricrin , wenn  auch  oft  aus  anderen  Gründen  als  sie. 
Dabei  will  ich  derer  nicht  gedenken,  die,  um  ihr  Wirtschafts-  oder  ihr 
Toilettengeld  zu  erhöhen,  der  Arbeiterin  Schmutz-Konkurrenz  machen, 
sondern  vielmehr  jener,  deren  brachliegende  Kräfte  nach  Hethäti- 
gung  verlangen.  Ihre  Zahl  steigt,  je  mehr  die  Industrie  sie  als 
Hausfrau  und  die  Schul  - Erziehung  sie  als  Mutter  entlastet.  Der 
Gasherd,  die  elektrische  Beleuchtung,  die  Zentralheizung,  die  Dampf- 
wäschereien sind  schon  heute  wichtige  Faktoren  im  Emanzipations- 
kampf der  Frau , denen  in  den  verschieden.sten  Formen  eine  unbe- 
grenzte Entwicklung  bevorsteht.  Die  Kindergärten,  der  öffentliche 
Schulunterricht,  die  zunehmende  Neigung,  heranwachsende  Kinder 
auf  Jahre  hinaus  Instituten  anzuvertrauen , die  sie  womöglich  von 
dem  geistig  und  körperlich  korrumpierenden  Einfiufs  der  Städte 
fernhalten,  geben  der  Mutter  ein  gut  Stück  der  freien  Verfügung 
über  ihre  Zeit  zurück,  das  sich  dadurch  noch  vermehrt,  dafs  die  Be- 
rufsarbeit und  die  politischen  Interes.sen  des  Mannes  ihn  immer 
mehr  aus  dem  Hau.se  führen.  Ueber  diese  Dinge  mag  man  denken, 
wie  man  will,  mag  ihnen  freundlich  oder  feindlich  gegenüberstehen,  — 
ableugnen  lassen  sie  sich  nicht  und  auf  ihnen  beruht  ein  weiterer 
Fortschritt  der  Frauenbewegung,  neben  einer  unau.sbleiblichen  wei- 
teren Zersetzung  des  traditionellen  Familienlebens.  Die  unbeschäf- 
tigten (lattinnen  und  Mütter  haben  die  Wahl , ihre  Zeit  mit  Ver- 
gnügungen totzuschlagen  oder  sic  mit  nützlicher  Thätigkeit  auszu- 
füllen. Die  besten  unter  ihnen  .suchen  nach  .Arbeit.  Zunächst 
fanden  sie  sie  in  Wohlthätigkeitsvcreinen;  mit  der  wachsenden  Er- 
kenntnis entwickelt  sich  tlann  aus  dem  oft  recht  schädlichen  Wohl- 
thun eine  ernstere  soziale  Hilfsarbeit,  die  .schlicfslicli  zu  dem  Wunsche 
nach  einer  geregelten  Berufsthätigkeit  führt.  So  läfst  sich  mit  Recht 
behaupten,  dafs  die  Frauenbewegung  mit  der  Lösung  der  Jungfern- 
Fragc,  nicht,  wie  Eduard  von  H.artmann  behauptet,  aus  der  Welt 
geschafft  sein  würde,  dafe  vielmehr  der  Kampf  um  .Arbeit  auch  der 
verheirateten  l'rauen  der  Bourgeoisie,  der  sich  eben  erst  im  .Anfangs- 
stadium befindet,  ihr  eine  sehr  lange  Dauer  sichert,  eine  um 


Digitized  by  Google 


I)cr  Kampf  um  .Vrbeit  in  der  liürgcrlichcn  Frauenwelt. 


107 


so  län^'ere,  als  das  steigende  Mifsverhältnis  zwischen  Bedürfnissen 
und  Einnahmen  sie  schon  zu  nötigen  anfängt,  für  den  Erwerb  zu 
arbeiten. 

Es  hat  sich  gezeigt,  dafs  die  Zunahme  der  alleinstehenden  Frauen, 
die  .'\bnahme  der  Meiratsfrequenz  und  die  wirtschaftliche  Not  ab 
Ursachen  der  Frauenbewegung  in  allen  Ländern  anzusehen  sind. 
Cileiche  Ursachen  werden  notwendig  gleiche  Wirkungen  her\or- 
bringen.  Das  \'ordringen  der  Frau  in  alle  Erwerbsgebiete  haben 
wir  aus  dem  ge.schichtlichen  Ueberblick  ilires  Kampfes  um  .Arbeit 
kennen  gelernt.  Es  handelt  sich  nun  darum,  festzustellen,  in  welchem 
Tempo  es  fortschreitet,  und  wie  sich  dieses  Tempo  irn  V'ergleich  zur 
Männerarbeit  darstellt.  Sehen  wir  zunächst  von  der  Unterscheidung 
in  bürgerliche  und  proletarische  .Arbeit  ab,  so  ergiebt  sich  für  nach- 
benannte Staaten  folgendes  Verhältnis  der  erwerbsthätigen  Bevölke- 
rung zur  Gesamtbevölkerung: 


Länder 

Zah* 

luDg«> 

pcriotle 

Gcsamtbevblkerung 

Krwerbsthälige  Be* 
völkerung 

Von  100  Man* 
nern  rc.sp. 
Frauen  sind 
erwerbsthälig 

Männer  Frauen 

Männer  Frauen 

Männer 

Krauen 

Vereißigte  Staaten  / 
..  1 

1880 

181» 

25518  820  24  636  903 
32067  88030554370 

1474494212647 157 
18  821 090  3914  571 

57,78  10,74 
58,69  12.81 

Kngland  11.  Wale.s^ 

1881 

i8t^l 

12639902 13334  537 
14  052  901  14949024 

7 783656  3403918 

8 883  254  4016  230 

61,58 

63,20 

25.53 

26,87 

Frankrticli  f 

•1 

1881 

1891 

18656518 18  748  772 

>8932334 19201 031 

10  496  652  5 033  6«4 

11  137065  5 191  084 

56,26 

58,82 

26,84 

27,03 

I>cut*chlanil  ( 

1882 

1895 

22 150749  23071 31.4 
25  40<)  191  26  361  123 

13415  415  5 541  517 
15  531  841  6 578350 

60,56 

57^*9 

24,02 

24.94 

< >rj>!errcich  f 

1S80 

1890 

10819737  11  324510 
1 1 689  129  12  206  284 

6823891  4 688  687 
7 780491  6245  073 

63.07 

66,56 

41,40 

51,16 

Die  Zunahme  der  Männer-  und  der  F'rauenarbeit  für  den  Zeit- 
raum von  1880 — 1890  stellt  die  folgende  Tabelle  dar. 


Läntier 

M 

absolute 

Zunahme 

ä n n e r 

Zunahme 
in  Prozenten 

I*  r a u e n 

absolute  Zunalmte 

Zunahme  ln  Prozenten 

Vtrcinigic  Staaten  . . . 

4076 148 

I 27,64 

1267414 

47,88 

England  und  Wales  . . 

1 099  598 

12.38 

612  312 

15.22 

Fraakreicli 

640413 

1 6.10 

157  4S0 

3.11 

1 Deutschland 

2 1 16  426 

15,78 

j 1 036  833 

18,7  t 

< leslmeich 

956  600 

14,02  j 

1 1 556  386 

33.19 
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Betrachten  wir  die  Krage  auch  noch  von  einer  anderen  Seite, 
indem  wir  feststellen,  wie  sich  die  Zahl  der  weiblichen  Erwerbs- 
thätigen  zu  der  der  männlichen  in  den  bezüglichen  Zählungspcriodcn 
stellt,  so  kommen  wir  zu  folgendem  Resultat; 


Länder 

Zäh- 

lung«- 

Periode 

Die  crwcrbiithätige  Bevölkerung 
im  ganzen  ' Männer  Frauen 

Von  100  Er- 
wcrbslhätigen 
waren 

Männer  Frauen 

Vereinigte  Staaten/ 

1S80 

1 7 392  099 

14  744  942 

2 647  I ;7 

84.7S  15.22 

1890 

22  735  66 1 

18821 090 

3914571 

84,10  15,90 

Knglvind  u.  Wales  f 

1881 

11  187  S74 

7 783656 

3 4°3  9>8 

69.59  30.4' 

*» 

t 

1891 

12  899  4S4 

8 8S3  234 

4016  230 

61.12  38,88 

Krankreich 

( 

1881 

■5530256 

10496652 

5 033  604 

67.59  32.41 

.. 

1 

1891 

16328  149 

II  137056 

5 191  084 

68.20  31.80 

Deutschland 

f 

1882 

18956  932 

13415415 

5 54'  517 

71.24  28.76 

n 

1 

1895 

22  110  191 

15  53'  841 

6578350 

70,25  29,75 

Oesterreich 

f 

iSSo 

1 1 512  578 

6 823  891 

4 688  687 

59,27  40,07 

>1 

\ 

1890 

14  025  564 

7 780491 

6245073 

55.47  45.53 

Aus  der  Betrachtung  der  vorhergehenden  drei  Tabellen  lassen  sich 
folgende  Schlüsse  ziehen  : Die  erste  Tabelle  zeigt,  dafs  die  Frauenarbeit 
im  V'^erhältnis  zur  gesamten  weiblichen  Bevölkerung  durchschnittlich 
um  2,86  Proz.,  die  Männerarbeit  dagegen  nur  um  2,39  Proz.  ge- 
wachsen ist.  Betrachten  wir  diese  Tabelle  näher,  so  ergiebt  sich  je- 
doch, daCs  der  Prozentsatz  der  Zunahme  der  Frauenarbeit  wesentlich 
auf  das  Resultat  Oesterreichs  zurückzuführen  ist,  wo  die  weibliche 
Erwerbsthätigkeit  um  9,76  Proz.  zugenommen  haben  soll,  während 
die  betreffende  Zahl  für  .Amerika,  — das  das  schnellste  W.aehstum 
der  Frauenarbeit  aufweist,  — 2,07  Proz.,  für  England  1,34  Proz.,  für 
Frankreich  0,19  Proz.  und  für  Deutschland  0,92  Proz.  aufweist.  Da 
diese  abnorm  hohe  Zunahme  der  österreichischen  Frauenarbeit,  der 
wir  an  anderen  Stellen  wieder  begegnen  werden , sich  auf  keinerlei 
besondere  wirtschaftliche  Ursachen  zurückführen  läfst,  so  müssen 
wir  annehmen,  dafs  entweder  die  Zählung  von  1880  nicht  alle 
weiblichen  Erwerbthätigen  umfafst  hat,  oder  die  von  1890  be- 
deutende Fehler,  sei  es  in  der  Aufnahme  sei  es  in  der  Berechnung, 
enthält.  Schalten  wir  deshalb,  um  eine  richtigere  Durchschnittszahl 
zu  gewinnen,  Oesterreich  hier  aus,  so  stellt  sich  die  Zunahme  der 
Frauenarbeit  im  A'erhältnis  zur  gesamten  weiblichen  Bevölkerung 
auf  1,13  Proz.,  und  die  Zunahme  der  Männcrarbeit  auf  2,1 1 Proz. 
Dies  Ergebnis,  das  zunächst  die  Gegner  der  Erwerbsthätigkeit  der 
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Frau  sehr  beruhigen  dürfte,  ist  jedoch  im  wesentlichen  auf  den 
grofsen  Frauenüberschufs  zurückzuführen.  Als  Beweis  dafür  dient 
•Amerika,  dessen  weibliche  Bevölkerung  an  Zahl  hinter  der  männ- 
lichen zurückbleibt  und  wo  die  weiblichen  Erwerbsthätigen  im  \’er- 
hältnis  zu  ihr  um  2,07  Proz.,  die  männlichen  dagegen  nur  um  0,91  Proz. 
zugenommen  haben. 

Ein  klares  Bild  des  Wachstums  der  Frauenarbeit  gewinnen  wir 
aus  der  nächsten  Tabelle  auf  S.  107.  Mit  .Ausnahme  von  F'rank- 
reich,  dessen  eigentümliches  Bild  im  Stillstand  der  Bevölkerung  seine 
Frsachc  hat  und  dessen  besonders  langsam  wachsende  Frauenarbeit 
\ielleicht  auf  den  gröfseren  Wohlstand  der  Bevölkerung  zurück- 
zuführen ist,  — wenn  nicht  die  Unvollkommenheit  der  Zählung 
einen  Teil  der  Schuld  trägt,  — zeigt  es  sich,  dafs  die  FTwerbs- 
thätigkeit  des  weiblichen  Geschlechts  in  den  betreffenden  I^indern 
in  weit  rapiderem  Tempo  zunimmt,  als  die  des  männlichen. 
V’ergleichen  wir  sie  mit  dem  Wachstum  der  Bevölkerung,  so 
zeigt  .sich,  dafs,  während  die  männliche  Bevölkerung  durch- 
schnittlich um  13,77  Proz.,  die  männlichen  Erwerbsthätigen  um 
15.18  Proz.  Zunahmen,  die  weibliche  Bevölkerung  um  13,46  Pro/.., 
und  die  weiblichen  FTwerbsthätigen  um  23,62  Proz.  gewachsen 
sind.  Aus  diesen  Zahlen  spricht  deutlich  der  Notstand,  unter  dem 
das  weibliche  (ieschlecht  zu  leiden  hat  und  der  es  in  Scharen  in 
den  Kampf  um  Arbeit  treibt.  Noch  dra,stischer  wird  dies  Verhältnis 
durch  die  dritte  Tabelle  auf  S.  108  beleuchtet,  die  zeigt,  in  welchem 
Verhältnis  die  Geschlechter  an  der  Flrwerbsthätigkeit  beteiligt  sind. 
Wieder  mit  .Ausnahme  Frankreichs,  das  aber  gegenüber  den  hohen 
Zahlen  anderer  liinder  wenig  ins  Gewicht  fällt,  wächst  der  Anteil 
der  Frau  am  Flrwerbsleben.  Wir  sehen  auch , wie  sehr  er  von  der 
Zahl  der  alleinstehenden  Frauen  abhängig  ist : in  Amerika  ist  er 
aufscrordentlich  gering , in  England  sehr  hoch  und  in  raschester 
Zunahme  begriffen.  Da  nun,  wie  wir  oben  darstellten,  nicht  nur 
die  .Menge  der  Alleinstehenden  stetig  wächst,  sondern  auch  die  ver- 
heirateten F'rauen  immer  mehr  zur  Arbeit  genötigt  werden,  so  ist 
an  eine  .Abnahme  der  Frauenarbeit,  die  etwa  gar  durch  äufsere 
Mafsregcln  herbeigeführt  werden  soll,  überhaupt  nicht  zu  denken. 
.Sie  kann  allenfalls  von  einem  Zweig  der  Flrwerbsarbeit  in  den 
anderen  gedrängt  werden , ihre  Entwicklung  aber  ist  eine  gesetz- 
mäfsige,  deren  aufsteigende  Tendenz  unverkennbar  ist. 

Für  den  gegenwärtigen  Zweck  der  L’ntersuchung  ist  cs  nun 
notwendig,  aus  dem  Bereich  der  weiblichen  Erwerbsthätigkeit  den 
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Kreis  herauszuschälen,  der  die  bürgerlichen  Berufe  umfafst.  Dabei 
kann  man  nicht  bei  den  liberalen  Berufen  stehen  bleiben  und  stöfst 
deshalb  auf  grofse  Schwierigkeiten.  Handelt  es  sich  doch  haupt- 
sächlich darum,  die  Zahl  von  erwerbsthätigen  Frauen  festzustellen, 
die  aus  der  Bourgeoisie  hervorgegangen  sind  und  hierfür  fehlen,  da 
an  eine  Feststellung  der  sozialen  Herkunft  der  Erwerbsthätigen,  trotz 
ihrer  Wichtigkeit,  bisher  so  gut  wie  gar  nicht  gedacht  wurde,  fast 
alle  statistischen  Anhaltspunkte.  Obwohl  die  Erfahrung  mit  einiger 
Sicherheit  lehrt,  dafs  Lehrerinnen,  höhere  weibliche  Beamte,  weib- 
liche .Aerzte  und  Gelehrte  aller  Art  aus  bürgerlichen  Kreisen  stam- 
men, so  steht  das  für  Handelsangestellte,  Krankenpflegerinnen, 
Wirtschafterinnen,  Schauspielerinnen  u.  dergl.  keineswegs  fest,  viel- 
mehr setzen  sich  diese  Berufe  aus  Gliedern  bürgerlicher  und  prole- 
tarischer Schichten  zusammen.  Eine  Untersuchung,  die  auf  Grund 
des  Materials,  das  dem  Berliner  Hilfsverein  für  weibliche  Ange- 
■stellte  zur  Verfügung  steht,  angestellt  wurde  '),  v’erbreitct  einiges 
Licht  über  diese  Frage,  soweit  sie  den  kaufmänni.schen  Beruf  be- 
trifft. Darnach  stellt  sich  heraus,  dafs  84  Proz.  des  kaufmännisch 
gebildeten,  also  des  Aufsichts-  und  Bureau personals,  und  66  Proz. 
der  Verkäuferinnen  bürgerlichen  Kreisen  entstammen.  Dieses  Re- 
sultat läfst  sich  jedoch  nicht  ohne  weiteres  auf  die  Gesamtheit  der 
Handelsangestelltcn  anwenden,  weil  der  genannte  V'erein  ihre  Elite 
umfafst  und  das  Verhältnis  in  den  Provinzstädten  und  unter  den 
nicht  Organisierten  ein  anderes  sein  dürfte.  Wir  glauben  der  Wahr- 
heit nahe  zu  kommen  wenn  wir  — soweit  die  Zählungen  der  ver- 
schiedenen Uinder  das  zulassen  — die  Verkäuferinnen  aus  dem 
Kreis  der  bürgerlichen  F'rauenarbeit  ganz  ausscheiden,  d.agegen  das 
kaufmännisch  gebildete  Personal  vollständig  dazurechnen;  der  Prozent- 
satz unter  ihm , der  etwa  aus  proletarischen  .Schichten  stammt, 
dürfte  durch  den  der  Verkäuferinnen  ersetzt  werden  können,  der 
ihre  Herkunft  aus  bürgerlichen  Kreisen  darstclh.  Eine  weitere 
Schwierigkeit  bildet  die  Frage  der  selbständigen  erwerbsthätigen 
Frauen.  Ein  grofser  Prozentsatz  von  ihnen  kann  nicht  zu  denen 
gerechnet  werden,  die  sich  aus  eigner  Kraft  emporarbeiteten  und 
wirklich  selbständige  Leiterinnen  ihrer  Unternehmungen  sind;  sic 
sie  sind  vielmehr  durch  Erb.schaft  in  deren  Besitz  gekommen  und 

*)  Vgl.  J.  Silhermaan,  Zur  Entlohnung  der  Frauenarbeit.  Schnudlcrs»  Julirbuch 
für  Oeset/gebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft.  Rd.  XXIIl  lieft  IV,  Neue 
Folge.  S.  1401. 
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sind  keineswegs  die  leitenden  Kräfte ; ihre  Zu-  resp.  Abnahme  ist 
daher  vom  Standpunkt  der  Frauenfrage  völlig  belanglos.  Um  so  be- 
deutsamer wäre  es  jedoch , liefsc  es  sich  ermöglichen,  diejenigen 
unter  ihnen  statistisch  festzustellcn , die  als  selbständig  Erwerbs- 
thätige  in  unserem  Sinne  gelten  können.  Das  ist  aber  beinahe  unmög- 
lich: nur  Künstler,  Photographen,  Zeichner,  Aixitheker  und  Chemiker 
können  ohne  weiteres  berechnet  und  in  die  Kategorie  der  bürger- 
lichen Erwerbsthätigen  einbezogen  werden;  im  allgemeinen  ver- 
mögen wir  nur,  und  zwar  wesentlich  auf  Grund  der  amerikanischen 
und  englischen  \'’crhältnisse,  anzunehmen,  dafs  die  Zahl  der  selb- 
.«tändigen  Frauen  aus  eigner  Kraft  in  steter  Zunahme  begriffen  ist. 
Leichter  schon  wäre  es,  wenn  dabei  die  Betriebszählungen  zu  Grunde 
gelegt  werden,  die  proletarischen  Existenzen  unter  den  Selbständigen 
von  den  bürgerlichen  zu  sondern. 

Noch  schwerer  als  bei  der  Betrachtung  der  einzelnen  Länder 
gestaltet  sich  die  Feststellung  der  in  bürgerlichen  Berufen  thätigen 
Frauen  für  eine  internationale  Vergleichung,  weil  die  Methoden,  nach 
denen  die  Berufe  eingeteilt  werden,  gar  zu  verschiedene  sind.  Teils 
werden,  wie  in  Amerika  und  England,  die  sozialen  Schichten  nicht 
srharf  genug  auseinandergehalten,  teils  Berufe  zusammengeworfen, 
wie  z.  B.  die  der  Hebammen  und  Krankenpflegerinnen,  die  getrennt 
aufgefuhrt  w’crden  müfsten. 

Nach  alledem  steht  es  fest,  dafs  die  statistische  Umgrenzung 
der  bürgerlichen  Frauenarbeit  keinen  Anspruch  auf  vollkommene 
Genauigkeit  machen  kann,  trotzdem  aber  ein  im  allgemeinen  rich- 
tiges Bild  von  ihr  geben  dürfte.  Teilen  wir  sic  in  38  Berufsarten 
ein,  so  stellt  sie  sich  nach  den  Ergebnissen,  die  ich  den  letzten 
offiziellen  Berufszählungen  entnommen  habe,  folgendermafsen  dar: 
(Sicht*  die  TabcHc  auf  S.  i!2  u.  113.) 

Wir  sehen  aus  dieser  Tabelle,  dafs  die  relativ  gröfste  Anzahl 
bürgerlicher  Frauen  als  Lehrerinnen,  Handelsangestellte  und  Kranken- 
pflegerinnen thätig  sind.  Wo  sie,  wie  in  .Amerika,  Zugang  zu  allen 
wissenschaftlichen  Berufen  haben , scheint  ihre  Neigung  sie  am 
meisten  der  Medizin  und  der  Theologie  zuzuführen.  Bei  dieser  Berufs- 
wahl kommen  die  ursprünglichsten  und  durch  die  Erziehung  der 
Jahrtausende  gefestigten  Begabungen  ihres  Geschlechts  zum  .Aus- 
druck. als  deren  Grundzug  die  in  jeder  unverdorbenen  Frau  ruhende 
Mütterlichkeit  anzusehen  ist.  Sie  wirkt  in  der  Lehrerin,  die  statt 
der  eigenen  fremde  Kinder  erzieht,  in  der  .Aerztin  und  Kranken 
pflegerin,  der  Missionarin  und  Predigerin.  Und  der  Sinn  für  Ord- 
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nung,  die  von  dem  Augenblick  der  ersten  festen  Ansiedlung  an  ge- 
übte Kunst  der  Haushaltung  kommt  in  dem  Talent  des  weiblichen 
Geschlechts  für  den  kaufmännischen  Beruf  wieder  zum  Ausdruck. 
Sleiner  Begabung  entsprechen  auch  die  öffentlichen  Anstellungen, 
die  ihr  gerade  dort  in  immer  erweitertem  Mafse  zugeteilt  werden, 
wo  man  bereits  Erfahrungen  über  die  Befähigung  der  Frauen  zum 
Staats-  und  Gemeindedienst  gemacht  hat : In  England  und  Amerika 
werden  Frauen  hauptsächlich  im  Bureaudienst,  als  Erzieher,  Armen- 
pfleger,  Armenhaus-,  Sanitäts-  und  Gewerbeinspektoren  verwendet. 

Um  aber  zu  einer  richtigen  Würdigung  der  Zahl  bürgerlich 
erwerbsthätiger  Frauen  zu  kommen,  mufs  sie  mit  der  Zahl  der  in 
denselben  Berufen  thätigen  Männer  verglichen  werden.  Dabei  ergiebt 
sich  nach  der  neuesten  Zählung  für  die  betreffenden  Länder  als  Resultat : 

Von  loo  Krwerbsthätigen  in  bürgerlichen 
Länder  Berufen  sind 


Männer 

l-'raucn 

iJrutschland  . . . 

88.34 

1 1.46 

Oe.stcrrcich  . . . 

87-77 

12.23 

Frankreich  . . . 

78.02 

21.98 

England  .... 

77.67 

2233 

Vereinigte  Staaten 

81,25 

18.75 

Die  Berechnung  zeigt,  dafs  die  geringste  Beteiligung  der  Frauen 
am  bürgerlichen  Erwerbsleben  dort  zu  finden  ist,  wo  der  Zugang 
dazu  ihnen  am  meisten  erschwert  , wird,  und  die  höchste  da  vorhanden 
ist,  wo  nicht  nur  die  Berufe  ihnen  offen  stehen,  sondern  wo  zu 
gleicher  Zeit  ein  starker  Frauenüberschufs  konstatiert  wurde.  Wo, 
wie  in  Amerika,  ein  Männerüberschufs  besteht,  ist,  trotz  der  Zulassung 
der  Frauen  zu  allen  Erwerbsgebieten,  ihr  .Anteil  daran  ein  geringerer. 

Der  Eindruck  dieses  Momentbildes  verschiebt  sich  jedoch  wesent- 
lich, sobald  wir  das  Wachstum  der  bürgerlichen  Frauenarbeit  einer 
Betrachtung  unterziehen.  Folgende  Zusammenstellung  giebt  Auf- 
schluß darüber; 


EnnTrbsthUtigc  in  bürgerlichen  Henifen 


1880 

resp. 

1890  resp. 

Absolute 

rrozentuaie 

Länder 

188t  und  1882 

1891  und  1895 

Zunahme  der 

Zunahme  der 

Männer 

Frauen 

Männer  Frauen 

Männer  j Frauen 

Manaer 

Kraueo 

Deutschland  . 

808  213 

1 1 8 070 

1 474072.190  S27 

665  859  72  757 

82,32 

61,61 

Oesterreich 

276070 

41  693 

440  288'  61 382 

164218  19690 

59.52 

47.22 

Frankreich 

660  459 

196  296 

781 052  220042 

120593  23746 

18,26 

10,79 

England 

605  245 

168  656 

936  970269  454 

331  725  IO.J  798 

54.8  t 

59.47 

Verein. Staaten 

992736  229451 

2 099  5 1 3 484  580 

I 106  777  255  129 

89,6g 

1 1 1.I9 
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Sie  zeigt  deutlich,  dal's  die  Zunahme  der  bürgerlichen  Frauen- 
arbeit in  England  und  Amerika,  wo  eine  grofse  Ausbreitungsmög- 
lichkeit für  sie  besteht,  eine  weit  raschere  ist,  als  die  der  Männer. 

Eine  nach  dieser  Hinsicht  interessante  Zusammenstellung,  die 
wir  hier  wiedergeben,  und  die  sich  über  zwei  Jahrzehnte  erstreckt, 
li^  für  Amerika  vor:’) 

Von  loo  Krwcrbsthäligcn  in  Amerika  waren 

1870  1880  1890 


Berufe 

Männer 

Krauen 

Männer 

Krauen 

Männer 

Frauen 

Kün.stler  und  KunstJehrcr 

. 89.90 

10,10 

77,36 

22,64 

5L92 

48,08 

Musiker  und  Musiklehrer  . 

■ 64,07 

35-93 

56.75 

43, J5 

44,46 

55’54 

Professoren  und  Lehrer  . 

• 3373 

66,27 

32,21 

67,79 

29,16 

70,84 

Huchhuher  und  Kommis  . 

• 96.53 

3-47 

92,90 

7,10 

83,07 

16,93 

Es  handelt  sich  eben  um  einen  allgemeinen  Notstand,  der  die 
Frauen  in  rapidem  Tempo  in  die  sich  ihnen  öffnenden  Berufe  drängt, 
und  es  läfst  sich  daraus  schliefsen,  dafs  dasselbe  \'erhältnis  sich  in 
anderen  Ländern  zeigen  wird,  wenn  die  verschlossenen  Thüren  sich 
auch  dort  ihnen  öffnen.  V'or  allem  aus  der  Zunahme  der  Lehre- 
rinnen und  Handelsangestellten  in  Deutschland  und  Oesterreich 
läfst  sich  unschwer  der  Beweis  dafür  erbringen. 


Oesterreich 

Deutschland 

Zunahme  der 

Zunahme  der 

Männer 

Frauen 

Männer 

Frauen 

I.ebrcr 

■ ■ 42,14 

44.62 

24.79 

48,84 

1 landclsangcstclltc 

. . 113,81 

126,66 

80,60 

279,21 

Wir  stehen  somit  zweifellos  der  Thatsache  eines  raschen  Wachs- 
tums der  bürgerlichen  Frauenarbeit  gegenüber.  Dafür  spricht  auch 
der  Umstand,  dafs  jeder  offnen  Stelle  eine  erschreckend  grofse  Zahl 
Bewerberinnen  gegenüberstchen,  die  natürlich  dort  den  gröfsten  Um- 
fang annimmt,  wo  die  arbeitsuchenden  Frauen  die  gering,ste  .'Aus- 
wahl unter  den  Berufen  haben.  Nach  einer  in  Frankreich  ange- 
stelltcn  Untersuchung  -)  standen  bei  einer  Konkurrenz  allein  im 
Seine-Departement  über  8000  Bewerberinnen  193  offenen  Schul- 
stellen gegenüber;  für  200  Stellungen,  die  die  Post  ausgeschrieben 
hatte,  meldeten  sich  gegen  5000  Frauen;  bei  der  Bank  von  Frank- 
reich, die  jährlich  höchstens  25  Stellen  neu  zu  besetzen  hat,  stellten 

')  Vgl.  Elcvcnth  Annual  Report  of  llic  Commissionar  of  Labor.  Washington 

>897-  p.  22  f. 

*)  Vgl.  Comtc  d'Haussonvillc,  Salaircs  ct  MUercs  de  Kemmes.  Paris  1900, 
P.  132  ff. 
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mehr  als  6ooo  Arbeitsuchende  sich  vor;  der  Credit  Lyonnais  zählte 
für  ca.  8o  Stellen  7 bis  800  Bewerberinnen  und  im  Magasin 
du  Louvre  pflegen  im  Durchschnitt  loo  sich  auf  eine  offene  Stelle 
zu  melden.  Dieäe  Zahlen  zeigen  nicht  nur,  dafs  das  Problem  der 
Arbeitslosigkeit  für  die  Mädchen  aus  bürgerlichen  Kreisen  vielfach 
in  demselben  Grade  besteht,  wie  für  die  Proletarierinnen , sie 
sprechen  auch  für  die  wachsende  Not,  die  sie  zur  Erwerbsarbeit 
treibt.  Ein  weiterer  Beweis  dafür  ist  die  rasche  Zunahme  der 
weiblichen  Studenten.  An  den  prcufsischen  Universitäten,  die 
sich  bekanntlich  sehr  ablehnend  gegen  sie  verhalten,  haben  sie 
trotzdem  vom  Jahre  1895  bis  1899  von  I17  bis  auf  414  zu- 
genommen; in  den  Schweizer  Lfniversitäten  beträgt  die  Zunahme 
von  1890  bis  1900  184  zu  1026.')  Diese  Zahlen  würden  noch 
bedeutend  höher  sein,  wenn  nicht  das  Studium  und  der  Eintritt 
in  einen  gelehrten  Beruf  grofse  finanzielle  Opfer  forderte,  die  bis 
jetzt  in  erster  Linie  nur  den  Söhnen  gebracht  worden  sind.  Bei 
den  Frauen  gilt  es  meist,  möglichst  rasch  zum  Erwerb  zu  gelangen, 
daher  wählen  sie  Berufe,  deren  Vorbereitung  nicht  zu  viel  Zeit  und 
Geld  erfordert.  Und  das  ist  einer  der  proletarischen  Züge  in  der 
bürgerlichen  Frauenbewegung.  Noch  ein  anderer,  bedeutungsvollerer 
sei  an  dieser  Stelle  erwähnt:  die  Berufsarbeit  verheirateter  Frauen. 
Ihr  Verhältnis  zu  den  alleinstehenden  Frauen  ist  folgendes: 

Auf  loo  Erwerbsthätißc  in  bürgerlichen 
Länder  Berufen  kommen  verheiratete  Frauen 

Deutschland 1 5.02 

Oesterreich 36,22 

Vereinigte  Staaten  . . . 8,92 

Die  Konkurrenzfurcht,  die  sich  in  dem  oft  leidenschaftlichen 
Kampf  der  Männer  gegen  die  Zulassung  der  Frauen  zu  bürgerlichen 
Berufen  ausdrückt,  ist  daher  nicht  unbegründet,  und  sie  gewinnt  an 
Bedeutung,  wenn  wir  die  Bedingungen,  unter  denen  die  Frauen 
arbeiten,  einer  Betrachtung  unterziehen.  Uebcrall,  .selbst  in  den 
Ländern,  wo  die  Frauenarbeit  die  glänzendsten  Fortschritte  macht, 
zeigt  es  sich,  dafs  ihre  Bewertung,  auch  bei  gleicher  Leistung,  eine 
geringere  ist  als  die  der  Männer.  In  den  Oststaaten  Nordamerikas 
verdienen  weibliche  Buchhalter  5 bis  20  Dollars  wöchentlich,  ihre 
männlichen  Kollegen  dagegen  10  bis  35  Dollars.  Männliche  Bureau- 
beamte im  Staatsdienst  haben  ein  Gehalt  von  8co  bis  20C»  Dollars 
jährlich,  Frauen  in  gleichen  Stellungen  beginnen  mit  einem  Mindest- 

*)  V'gl.  Dokumente  der  Frauen,  a.  a.  O.,  Hd.  3 Nr.  8 S.  271  u.  Nr.  9 S.  292  f. 
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gehalt  von  500  und  erreichen  nur  ein  Höchstgehalt  von  1200 
Dollars,  lieber  die  Verschiedenheit  der  Gehälter  der  Lehrer  und 
Lehrerinnen  giebt  folgende  Tabelle  Aufschlufs : *) 

Durchschnittlicher  Verdienst  der 


Männer 

Frauen 

Xew  York  .... 

• • 74.95  $ 

51.33  9 

Massachusetts  . . . 

■ ■ 128.55 .. 

48.38  „ 

Rhode  Island  . . . 

. . 101,83 1. 

^0,06  .. 

Connecticut  . . . 

■ • 85,58  „ 

41,88  y, 

Dclaw'arc  .... 

« . 36,60  „ 

34.08  „ 

Maryland  .... 

. . 48,00  „ 

40,40  l> 

South'Carolina  . . 

• • 25,46  „ 

22,32  „ 

Florida 

• - 35.50 .. 

34,00  „ 

Der  Umstand,  dafs  der  weitaus  gröfste  Teil  der  Lehrer  in 
Amerika  Frauen  sind,  fällt  dabei  besonders  schwer  ins  Gewicht  und 
beweist,  dafs  die  Mehranstellung  von  Frauen  nicht  auf  Grund 
besserer  Leistungen,  sondern  geringerer  Ansprüche  erfolgt.  Der- 
selben Thatsache  ist  zum  Teil  auch  das  rasche  Vordringen  der 
Engländerin  in  alle  Erwerbsgebiete  zu  verdanken.  Die  weiblichen 
Bibliothekare  z.  B.,  von  denen  sich  19  in  leitenden  Stellungen  be- 
finden, erreichen  nur  ein  Gehalt  von  40  bis  80  Pfund  jährlich,  — 
fast  die  Hälfte  dessen,  was  ihren  männlichen  Kollegen  zugestanden 
wird.®)  .<\uch  die  Lehrerinnen  an  höheren  Mädchenschulen  sind  in 
keiner  günstigen  finanziellen  Lage.  Viele  von  ihnen  haben  nur  eine 
Jahreseinnahme  von  80  bis  lOO  Pfund,  wenige  erreichen  ein  Ein- 
kommen von  150  Pfund  und  nicht  mehr  als  ein  halbes  Dutzend 
stehen  sich  auf  200  Pfund.  Noch  schlechter  sind  die  Verhältnisse 
der  Volksschullehrerinnen,  die  von  der  Girls  Day  School  Company 
angestellt  werden  und  durchschnittlich  12  Pfund  12  sh  jährlichen 
Gehalt  beziehen!  Die  Lehrerinnen  der  Elementarschulen,  die  mit 
40  Pfund  beginnen,  haben  auch  nur  in  Ausnahmefällen  die  Aus- 
sicht, ihre  Einnahmen  zu  erhöhen.®)  Auch  die  Krankenpflegerinnen, 
die  in  England  fast  ausschliefslich  bürgerlichen  Kreisen  entstammen, 
werden  für  ihre  aufopfernde  Thätigkeit  in  ungenügender  Weise 
entschädigt;  neben  VV'ohnung  und  Beköstigung  erhalten  sie  12  bis 
30  Pfund  jährlich.  Selbst  die  vom  Staat  angestellten  Post-  und 
Telegraphenbeamtinnen  erfreuen  sich  keineswegs  einer  glänzenden 
Stellung,  da  der  gröfste  Teil  von  ihnen  nur  65  bis  80  Pfund  im 

*)  Gracc  H.  Dodge,  What  Women  can  earn.  New  York  1898.  p.  15* 

•)  Vgl.  Women  in  Professions.  London  Congrc.ss,  a.  a.  O.,  p.  22lff. 

•)  Vgl.  Miss  Amy  Hullcy  and  Miss  Margaret  Whitlcy,  Women’s  Work.  London 
1894.  p.  loflf. 
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Jahre  bezieht,  ihre  männlichen  Kollegen  erhalten  für  gleiche  Leistungen 
ein  Mindestgehalt  von  70  Pfund  und  während  sie  in  den  höheren 
Stellungen  eine  Einnahme  bis  zu  gcX3  Pfund  haben,  bekommen  die  Frauen 
in  denselben  Stellungen  im  günstigsten  Falle  400  Pfund.  ’)  Gleiches 
läfst  sich  von  den  Handelsangestellten  sagen,  deren  Einnahmen  sich 
auf  20  bis  40  Pfund  im  Jahr  belaufen,  eine  Summe,  die  etwa  33®/',, 
niedriger  ist,  als  die  der  Männer.-)  Dasselbe  Bild  wiederholt  sich 
in  Frankreich,  und  ist  in  bezug  auf  die  staatlich  Angestellten  be- 
sonders unerfreulich.  Die  weiblichen  Beamten  im  Post-  und  Tele- 
graphendienst beziehen  einen  Anfangsgehalt  von  lOOO  frs.,  die 
männlichen  bei  gleicher  Leistung  1500  frs.;  die  Einnahme  der 
P'rauen  steigt  alle  2 Jahre  mit  ICX3  frs.,  die  der  Männer  alle  3 Jahre 
mit  300  frs.;  das  Höchstgehalt  der  Frauen  endlich  beträgt  i8cX3  frs., 
das  der  Männer  dagegen  weit  über  das  Doppelte,  nämlich  4000  frs.*) 
Trauriger  noch  sind  die  Zustände  in  Deutschland  und  Oester- 
reich. Giebt  es  doch  im  Deutschen  Reich  noch  Lehrerinnen,  deren 
Jahreseinkommen  300  bis  450  Mk.  beträgt,  eine  Einnahme,  die  sich 
mit  der  einer  besonders  schlecht  gestellten  VVäschenäherin  ver- 
gleichen läfst.  Eine  Volksschullehrerin,  die  mit  700  Mk.  angestellt 
wird,  — kein  Lehrer  bezieht  unter  900  Mk.,  — hat  die  Aussicht, 
nach  3 1 jähriger  angestrengter  Thätigkeit  1 560  Mk.  alles  in  allem 
zu  erhalten.  In  Gumbinnen  erreicht  sie  nach  20jährigem  Dienst 
ein  Höchstgehalt  von  1 1 50  Mk.^ ) Zwei  Drittel  der  technischen 
Lehrerinnen  in  Berlin  beziehen  einen  Gehalt  von  — 25  Mk.  monat- 
lich! In  wie  schroffem  Gegensatz  die  Gehälter  der  Lehrerinnen  zu 
denen  der  Lehrer  an  den  höheren  Mädchenschulen  stehen,  zeigt 
folgende  Tabelle  über  ihre  niedrigsten  und  höchsten  Einnahmen  an 
den  genannten  Orten  *) : 


Lehrerinnen 

Lehrer 

Berlin 

1800 — 26<»o  Mk. 

2800 — 6000  Mk. 

Breslau 

1300—2300  ,, 

1800 — 455*^  *• 

Danzig 

1200 — 2000  „ 

1800 — 4850  •• 

Hannover  .... 

looo — 2000  „ 

2250—5150  ,4 

Ka.ssel 

1200 — 1950  „ 

26<»o — 5150  ,4 

Köln  

1200 — 2200  „ 

l8oo — 6075  „ 

*)  Vg.  Sydiu’y  and  Bcatricc  Webb,  Problems  of  modern  industry.  Lond.  1 898,  p.  65. 
*)  Vgl.  a.  a.  ( )..  p.  42  ff. 

")  Vgl.  Women  in  Professions.  I.ondon  Congress.,  a.  a.  O.,  p.  20. 

*)  Vgl.  Auguste  Sprengel,  Die  äufscre  Lage  der  Lehrerinnen  in  Deutschland, 
ln  Wycligrams  Handbuch,  a.  a.  O.,  S.  423  ff. 

*)  Vgl.  den  .\rtikel  ,, Lehrerin“  im  Illustrierten  Konversationslexikon  der  Krau. 
Berlin  1900.  2.  Bd.  S.  55. 
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Dabei  ist  berechnet  worden,  dafs  eine  grofsstädtische  Lehrerin 
bei  bescheidensten  Ansprüchen  ein  Mindesteinkommen  von  1 500  Mk. 
haben  mufs. 

Viel  scblimmer  gestaltet  sich  die  Lage  der  Frauen  an  Privat- 
schulen, wo  sie  häufig  mit  500 — 800  Mk.  zufrieden  sein  müssen  *) 
und  überdies  durch  Einkauf  in  die  verschiedenen  Pensions-  und 
Rentenversicherungsanstalten  für  Lehrerinnen  für  ihr  Alter  selbst  zu 
sorgen  haben.  Freilich  ist  die  Pension,  die  Staat  und  Gemeinden 
den  Frauen  gewähren,  die,  unter  Verzicht  auf  persönliches  Lebensglück, 
ihre  besten  Jahre  der  Heranbildung  der  Töchter  des  I..andes  geopfert 
haben,  jammervoll  genug:  sie  beträgt  405  bis  912  Mk.  jährlich;  — 
es  liegt  grimmiger  Hohn  darin , diese  .Summe  mit  dem  Namen 
Ruhegehalt  zu  bezeichnen,  denn  von  Ruhe  ist  auch  für  die  alternde 
Lehrerin  keine  Rede.  Wie  sie  schon  in  ihren  besten  Jahren  kaum 
existieren  kann,  ohne  Vermögen  zu  besitzen,  oder  — der  häufigste 
Fall  — durch  Privatstunden  den  Rest  ihrer  Kräfte  aufzureiben,  so 
kann  sie  sich  auch  der  verdienten  Ruhe  nicht  erfreuen,  wenn  sie 
nicht  aus  anderen  Quellen  eine  Pension  sich  selbst  sicherte,  oder, 
bis  ihre  Gesundheit  ganz  versagt,  tagaus,  tagein,  treppauf,  treppab 
läuft,  um  sich  noch  ein  paar  Mark  zu  verdienen. 

Die  Handelsangestellten  befinden  sich  in  keiner  günstigeren 
I.agc,  als  die  Lehrerinnen.  Kaum  ein  Sechstel  des  weiblichen 
Bureaupersonals  vermag  als  Höchstgehalt  das  Monatseinkommen  zu 
erringen,  das  die  Männer  in  gleichen  Stellungen  in  der  Regel  be- 
ziehen.^ Gehälter  zwischen  20  und  30  Mk.  monatlich  gehören,  be- 
sonders in  der  Provinz,  nicht  zu  den  Seltenheiten,  und  stehen  in 
schreiendem  Gegensatz  zu  der  Behauptung,  dafs  eine  Jahreseinnahme 
von  1000  bis  1200  Mk.  für  die  Handelsangestellten  ein  Existenzmini- 
mura  darstellt.  Nach  den  Angaben  einer  Anzahl  Berliner  .Ange- 
stellten, die  ganz  auf  eigenen  Erwerb  angewiesen  sind,  stellen  sich 
ihre  Ausgaben  für  Wohnung  und  Nahrung  — also  ohne  Kleidung, 
Wäsche,  Extraausgaben,  wie  Omnibusfahrten  u.  dergl.,  von  Vergnü- 
gungen  ganz  abgesehen  — auf  ca.  5 1 Mk.  monatlich,  dabei  schwan- 
ken die  Einnahmen  von  28  Proz.  unter  ihnen  zwischen  30  und 
70  Mk.  *)  Für  Oesterreich  werden  die  Einnahmen  der  Handlungs- 

*)  V’gl.  C.  V.  Franken,  Katechismus  der  weiblichen  Erwerbs-  und  Itcrufsarlen. 
beipäg  1898.  S.  24  f. 

*)  ' J*  Silbermann,  a.  a.  O.»  S.  1408. 

*)  Vgl.  Julius  Meyer,  Die  Ausbildung  und  Stellung  der  Ilandlungsgehilfinnen 
in  Berlin.  Berlin.  Heines  Verlag.  S.  18. 
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gehilfinnen  folgendermal'sen  berechnet:  6o  Proz.  haben  ein  Gehalt 
von  lo — 25  Gulden,  20  Proz.  30 — 35  Gulden,  10  Proz.  40 — 45  Gul- 
den, 5 Proz.  50 — 60  Gulden  und  5 Proz.  verteilen  sich  auf  noch 
höhere  Gehälter.  Trotz  dieser  jämmerlichen  Bezahlung  drängen 
sich  die  Mädchen  zum  kaufmännischen  Beruf;  so  mufste  z.  B.  eine 
der  unentgeltlichen  Fachschulen  von  600  .Aufnahmesuchenden  292 
abweisen. ')  Die  männlichen  Bureaubeamten  pflegen  ein  Anfangs- 
gehalt von  35  — 40  Gulden  zu  beziehen  und  stehen  nach  längerem 
Dienst  unverhältnismäfsig  günstiger  als  die  P'rauen.  Die  Eisenbahn- 
beamtinnen beziehen  ein  Gehalt  von  360  bis  600  Gulden  jährlich, 
nur  sehr  wenige  erreichen  eine  Einnahme  von  840  Gulden.  *)  Aehn- 
lich  sind  die  Verhältnisse  bei  den  Telegraphenbeamtinnen.  Sie  be- 
ginnen mit  einem  Gehalt  von  30  Gulden  monatlich,  das  alle  5 Jahre 
um  5 Gulden  steigt,  bis  es  den  Höchstgehalt  von  50  Gulden  er- 
reicht hat.  Fast  die  Hälfte  der  Angestellten  beziehen  gegenwärtig 
den  niedrigsten  Gehalt,  und  während  die  Bezüge  der  männlichen 
Beamten,  von  denen  keine  höhere  Vorbildung  und  keine  anderen 
Leistungen  verlangt  werden,  als  vom  weiblichen  Personal,  wieder- 
holte Aufbesserung  erfuhren,  sind  sie  in  den  ca.  drei  Jahrzehnten, 
seit  denen  der  Staat  P'rauen  beschäftigt,  für  die  Frauen  unverändert 
geblieben.  Die  Pensionen,  die  nur  bei  völliger  Dienstunfähigkeit 
gewährt  werden,  entsprechen  dem  Gehalt:  nach  dreifsigjährigem 
Dienst,  dem  längsten,  der  nach  den  gemachten  Erfahrungen  erreicht 
wird,  sind  sic  auf  30  Gulden  monatlich  angewiesen.“) 

Fast  noch  schlimmer  ist  die  finanzielle  Lage  der  Lehrerinnen,  ja 
geradezu  haarsträubend,  soweit  die  Privatschulen  in  betracht  kommen. 
Sie  nutzen  die  Zwangslage,  in  der  sich  die  Mädchen  dadurch  befinden, 
da(s  sie  erst  nach  zweijähriger  Lehrthätigkeit  zur  Lehrbefähigungs- 
prüfung, die  sie  in  eine  höhere  Gehaltsstufe  aufrücken  läfst,  zugelassen 
werden,  aus,  indem  sic  die  jungen  Lehrerinnen  grofsenteils  — umsonst 
arbeiten  lassen.  Es  kommt  vor,  dafs  die  Entschädigung  für  4—5  Stunden 
Unterricht  im  Gabelfrühstück  besteht;  in  den  Klosterschulcn  werden 
die  Volontärinnen  am  Ende  des  Schuljahrs  mit  einem  Rosenkranz 
und  einem  Wachsstock  belohnt.  Nur  wenige  Institute  gewähren 
ein  Höchstgehalt  von  30 — 35  Gulden  während  der  neun  Monate 

*)  Vgl.  Dokumente  der  Krauen.  Herausgegeben  von  .Marie  Lang.  Wien. 
II.  Bd.  Nr.  J2.  Febr.  1900.  S.  625 IT. 

’)  A.  a.  O.,  Bd.  II.  Nr.  18.  Dejember  1899.  S.  475  ff. 

’)  A.  a.  O.,  Bd.  II.  Nr.  17.  November  1899.  S.  443  ff. 
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des  Schuljahrs.  Stellungen  mit  lo,  15  oder  20  Gulden  sind  schon 
sehr  gesucht.  *)  Ist  es  ihnen  endlich  nach  zweijähriger  .Arbeit  unter 
den  elendesten  V'^erhältnissen  gelungen,  eine  .Anstellung  als  Unter- 
lehrerin zu  erhalten,  so  sind  sie  zunächst  auf  I,l6  bis  1,33  Gulden 
täglich  angewiesen,  mit  der  Aussicht,  eventuell  IO  bis  15  Jahre  in 
ähnlicher  Stellung  zu  bleiben.  Handelt  cs  sich  um  Industrieleh- 
rerinnen,  so  können  sie  bestenfalls  auf  ein  Jahreseinkommen  von 
450  bis  600  Gulden  rechnen,  müssen  aber  auch  darauf  gefal'st  sein, 
jahrelang  mit  1 80  Gulden  auszukommen.  “)  Nun  sind  für  sehr  be- 
scheidene Bedürfnisse  die  notwendigen  Ausgaben  einer  in  bürger- 
lichen Berufen  thätigen  Oesterreicherin  zusammengestellt  worden, 
wobei  Ausgaben  für  Arzt  und  Apotheke,  Krankenkasse  oder  Alters- 
versicherung, Tramwayfahrten,  Bildungsmittel,  Vergnügungen  etc. 
nicht  in  Rechnung  kamen,  und  es  hat  sich  ergeben,  dals  703  Gulden 
das  geringste  ist,  was  sie  bedarf.  *)  Es  zeigt  sich  also  auch 
hier,  dafs  die  Einnahmen  zu  den  .Ausgaben  in  schreiendem  Mifsver- 
hältnis  stehen. 

Ein  ganz  besonders  trauriges  Kapitel  in  der  Geschichte  der 
erwerbenden  Frau,  das  auf  alle  Länder  gleichmäfsig  palst,  behandelt 
die  Lage  der  Bühnenkünstlerinnen.  Nominell  scheint  ihr  Einkommen 
häufig  dem  der  Männer  gleichzustehen,  thatsächlich  ist  es  ganz  be- 
deutend geringer,  weil  Toilettenanforderungen  an  sie  gestellt  wer- 
den, von  denen  bei  den  Männern  keine  Rede  ist,  und  sie,  besonders 
an  kleineren  Bühnen,  auch  die  historischen  Kostüme  selbst  zu  be- 
schaffen haben,  die  ihren  männlichen  Kollegen  geliefert  werden. 
Wir  finden  in  Deutschland  Gagen  für  Solistinnen  bis  zu  50  Mk. 
monatlich,  in  Oesterreich  bis  zu  30  Gulden  hinab,  auf  denen  noch, 
als  eine  unerträgliche  Steuer,  die  Prozentabgaben  an  die  Agenten 
ruhen.  Dabei  wird  der  Luxus  mehr  und  mehr  in  die  Höhe,  die 
Einnahme  mehr  und  mehr  heruntergeschraubt,  weil  in  den  Grofs- 
städten  die  Unsitte  der  .Anstellung  sogenannter  „Luxusdamen",  die 
oft  auf  jede  Gage  verzichten,  hingegen  der  Direktion  infolge  ihrer 
reichen  Freunde  einen  grofsen  Toilettenaufwand  garantieren,  über- 
hand nimmt.  *) 

*)  A.  a.  O.,  Bd.  I.  Nr.  2.  April  1899.  S.  32  fr. 

•)  A.  a.  t).,  Bd.  I.  Nr.  I.  März  1899.  S.  loff. 

A.  a.  O.,  Bd.  I.  Nr.  5.  Mai  1899.  S.  ii6ff. 

*)  Vgl.  Dr.  Kiitho  Schirrniachcr,  Da.s  Budget  der  erwerbenden  Frau.  In  Do- 

kumenie  der  Frauen,  a.  a.  O.,  Bd.  111.  Nr.  3.  Mai  1900.  S.  lol  ff. 

*)  Vgl.  hierfür:  Dokumente  der  Frauen,  a.  a.  O.,  Bd.  111.  Nr.  7*  1900* 
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Werfen  wir  noch  einen  Blick  auf  die  grofse,  rasch  wachsende 
Zahl  der  weiblichen  Schriftsteller,  so  zeigt  es  sich,  dafs  ihre  starke 
Mitarbeit  an  Familienblättern  zweiten  und  dritten  Ranges  zum  gröfsten 
Teil  auf  ihre  geringen  Ansprüche  zurückzuführen  ist  Selbst  in  Eng- 
land, dem  Eldorado  schreibender  Damen,  sind  es  nur  die  wenigen 
hervorragenden  Autorinnen,  die,  dank  ihres  Talents,  glänzend  situiert 
sind.  Im  allgemeinen  können  lOO  Pfund  im  Jahr  schon  als  eine  sehr 
gute  Fünnahme  gelten.  ’)  Dasselbe  gilt  für  die  Journalistinnen,  die 
in  Deutschland  ganz  bedeutend  schlechter  gestellt  sind.  Auch  die 
weiblichen  Zeichner  und  Maler,  sowie  die  in  allen  Zweigen  des 
Kunstgewerbes  thätigen  F'rauen,  geben  sich  mit  Honorierungen 
zufrieden , die  man  einem  Mann  gar  nicht  wagen  würde  anzu- 
bieten. 

Das  rasche  Vordringen  der  Frau  in  die  bürgerlichen  Berufe 
läfst  sich  nach  alledem  weniger  durch  bessere  Leistungen,  als  durch 
geringere  Ansprüche  erklären;  selbst  der  Staat  handelt  nicht  anders 
wie  jeder  Fabrikant,  der  Arbeiterinnen  beschäftigt;  es  ist  für  ihn 
eine  Ersparnis.  Die  Ursachen  aber  der  niedrigen  Bewertung  der 
Frauenarbeit  sind  auf  den  verschiedensten  Gebieten  zu  suchen.  Zu- 
nächst ist  die  Frau  als  selbständig  Erw'erbende  ein  Begriff  der  dem 
traditionellen,  von  dem  durch  den  Mann  zu  ernährenden  Weibe, 
vollständig  widerspricht.  Die  Entlohnung  ihrer  Arbeit  gilt  daher 
nur  für  einen  Zuschufs  zum  Lebensunterhalt,  nicht  für  seine  voll- 
ständigen Kosten,  und  der  sentimentale  Hinweis  auf  den  Schutz  der 
Familie,  womit  sogenannte  Menschenfreunde  dem  armen  Mädchen 
helfen  wollen,  entspringt  demselben  Boden , aus  dem  der  rohe 
Cynismus  wächst,  mit  dem  Kaulleute  und  Theaterdirektoren  ihre 
Angestellten  in  die  .■\rme  hilfreicher  „Freunde“  zu  treiben  suchen. 
Aber  die  Schuld  liegt  nicht  allein  auf  Seite  der  Brodgeber.  Bis  in 
die  neueste  Zeit  hinein  ist  die  Ausbildung  der  Frau  für  die  Berufs- 
arbeit eine  unzulängliche  und  der  dadurch  erzeugte  Dilettantismus 
entwertet  nicht  nur  die  Frauenarbeit  im  allgemeinen,  unter  seinem 
Odium  haben  vielmehr  auch  diejenigen  zu  leiden,  die  dasselbe  leisten 
wie  die  Männer.  Und  noch  ein  anderes,  für  die  bürgerliche  Frauen- 
arbeit charakteristisches  Moment  kommt  hinzu : eine  grofse  Zahl 
der  .'\rbeit  suchenden  Frauen  ist  nicht  vollständig  auf  ihre  Erträg- 


S.  236ff.  — Konversationslexikon  der  Krau,  a.  a.  O.,  Artikel:  Schauspielerin.  2.  Bd. 
S-  393-  ~ Women  in  Professions.  Ix>ndon  Congress.,  a.  a.  O.,  Vol.  111.  p.  l88ff. 
*)  Vgl.  Miss  Amy  Bulley»  a.  a.  O.,  p.  4ff. 
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nissc  angewiesen;  sei  es,  dal's  sie  bei  den  Eltern  wohnen  und  nur 
ein  Nadelgeld  verdienen  müssen,  sei  es,  dal's  sie  eine  Rente  beziehen, 
die  nur  nicht  ganz  zum  Leben  ausreicht,  — auf  jeden  Eall  sind  sie 
in  der  Lage,  die  Männer,  und,  was  noch  schlimmer  ist,  die  wirklich 
Not  leidenden  weiblichen  Konkurrenten  zu  unterbieten.  Und  sie 
thun  das  skrupellos.  Es  fehlt  ihnen  an  jedem  Solidarität.sgefühl. 
Ihre  jahrhundertelange  Vereinzelung  als  Töchter,  Gattinnen  und 
Mütter  — jede  in  einer  engen  Welt  für  sich  — hat  sie  kurzsichtig 
und  egoistisch  gemacht.  Erst  eine  wirklich  allgemeine  Not  wird 
das  Ferment  werden,  das  sie  zusammenschmiedet  und  wird  die 
Lohnfrage  lösen  helfen.  Solange  aber  Beamtentöchter  durch  Bureau- 
dienst nur  Toilettcngeld  zu  verdienen  wünschen  und  junge  Damen 
sich  die  Langeweile  wegpinseln  und  wegsticken,  solange  wird  ein 
erfolgreicher  Kampf  um  Gleichstellung  mit  dem  Mann  im  Erwerbs- 
leben nicht  zu  Ende  geführt  werden  können. 

Die  Gegner  der  Frauenbewegung  pflegen  noch  einen  anderen, 
für  sie  den  wichtigsten  Grund  vorzuführen,  wenn  sie  die  geringere 
Bewertung  der  Frauenarbeit  erklären  und  ihre  Berechtigung  nach- 
weisen  wollen.  Er  besteht  in  der  nach  ihrer  Meinung  feststehenden 
Thatsache  der  minderwertigen  körperlichen  und  geistigen  Fähig- 
keiten des  weiblichen  Geschlechts. 

Was  zunächst  die  körperlichen  Fähigkeiten  betrifft,  so  fallen 
selbst  gelehrte  Männer,  blind  gemacht  durch  ihre  Voreingenommen- 
heit, in  den  Fehler,  die  zweifellose  Verschiedenartigkeit  der  Ge- 
schlechter mit  der  Minderwertigkeit  des  tveiblichen  Geschlechts  zu 
identifizieren,  und  das  Moment  der  körperlichen  Ausbildung  ganz 
aufser  acht  zu  lassen.  Beginnt  doch  ihre  Verschiedenheit  für  Mann 
und  Frau  schon  in  frühester  Jugend : dem  Mädchen  wird  gelehrt, 
mit  vielen  langen  Röcken,  die  die  Bewegungsfreiheit  beeinträchtigen, 
still  bei  den  Puppen  zu  sitzen,  während  der  Knabe  in  kurzen 
Höschen  zum  Laufen  und  Springen  angehalten  wird.  Die  Turn- 
stunden in  der  Schule,  die  Bewegungsspiele  aufserhalb  stärken 
weiter  seine  Muskeln,  dem  Mädchen  dagegen  wird  dafür  bestenfalls 
ein  minderwertiges  Surrogat  geboten,  meist  aber  sitzt  sie  über  geist- 
tötenden Handarbeiten,  oder  quält  sich  und  andere  am  Klavier, 
während  ihr  Bruder  Fufsball  spielt,  oder  fröhliche  Wanderungen 
unternimmt.  Neuerdings  hat  ein  starker  Emanzipator  darin  einige 
Wandlung  geschaffen:  das  Fahrrad,  dessen  VV'irkung  zu  Gunsten  der 
Selbstbefreiung  des  weiblichen  Geschlechts  schon  jetzt  in  der 
gröfseren  Selbständigkeit  und  der  X’ereinfachung  der  Kleidung  der 
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jungen  Mädchen  deutlich  zu  Tage  tritt,  und  auch  darin  einen  glück- 
lichen Ausdruck  findet,  dafs  der  Absatz  der  Klaviere  seit  seiner 
Einführung  in  stetigem  Sinken  begriffen  ist.  Die  Masse  der  bürger- 
lichen Mädchen  aber,  besonders  in  Deutschland  und  Oesterreich, 
wird  von  diesem  Fortschritt  ebensowenig  berührt,  wie  von  der 
günstigen  Aenderung  der  körperlichen  Ausbildung,  die  in  Amerika 
und  England  Platz  greift.  Würde  der  Entwicklung  der  weiblichen 
Muskelkraft  eben  solche  .Aufmerksamkeit  geschenkt  wie  der  der 
männlichen,  so  dürften  die  Frauen  dem  Durchschnitt  der  Männer 
zweifellos  gleichkommen,  das  lehren  die  weiblichen  Akrobaten  und 
Hochtouristen,  ganz  abgesehen  von  den  Lastträgerinnen,  Stein- 
arbeiterinnen, Schnitterinnen  u.  s.  w.,  zur  Genüge.  Aber  selbst 
wenn  es  nicht  geschähe,  würde  dadurch  etwas  anderes  bewiesen 
werden,  als  dafs  gewisse  Berufe,  wie  etwa  die  der  Bergführer,  den 
Männern  überlassen  werden  müssen  ? Auf  die  Geisteskräfte  sind  die 
Muskelkräfte  jedenfalls  ohne  hervorragenden  Einflufs  und  noch 
immer  ist  der  Geist  ohne  Muskelkraft  weiter  gekommen,  als  Muskel- 
kraft ohne  Geist. 

Doch  die  Gegner  der  Frauenbewegung  haben  noch  ge- 
wichtigere Gründe  für  ihre  .Ansicht,  indem  sic  auf  all  die  Punkte 
hinweisen,  die  man  als  sekundäre  Geschlechtsmerkmale  bezeichnet, 
und  unter  denen  die  Verschiedenartigkeit  des  weiblichen  vom 
männlichen  Gehirn  und  die  weiblichen  Lebensfunktionen  be- 
sonders her\orgehoben  werden.  Die  verhältnismäfsige  Leichtigkeit 
des  Gehirns  der  Frauen  ist  lange  Zeit  hindurch,  hauptsächlich  auf 
Grund  der  Untersuchungen  Bischofs,  ihr  Hauptargument  gewesen, 
indem  man  ohne  weiteres  annahm,  dafs  die  Geisteskräfte  damit  in 
direktem  Zusammenhänge  stehen.  Thatsächlich  haben  die  Männer 
ein  absolut  gröfseres  Hirngewicht  als  die  Frauen,  es  hat  sich  aber 
schlietslich  infolge  genauerer  Untersuchungen  herausgestellt,  dafs  es 
im  Vergleich  zum  Körpergewicht  kleiner  ist  als  das  des  Weibes, 
dafs  die  Frauen  daher  ein  relativ  schwereres  Gehirn  haben  als  die 
Männer. ')  Wie  wenig  mit  beiden  Ergebnissen  zu  beweisen  war, 
geht  schon  daraus  hervor,  dafs  die  schwersten  der  bisher  gewogenen 
Gehirne  einem  Zicgelstreicher,  einem  Idioten,  dem  russischen  Dichter 
Turgeniew,  einem  einfachen  Tagelöhner  und  dem  Zoologen  Cuvier 
gehörten.  Als  eine  Ironie  der  Natur  kann  es  wohl  auch  angesehen 
werden,  dafs  Bischof,  der  aus  dem  absolut  leichteren  Gehirn  der 

*)  Vgl.  Huvclock  Ellis,  Mann  und  Weib.  Autorisierte  deutsche  Ausgabe  von 
Dr.  Hans  KurcUa.  Leipzig  1895.  S.  98  fr. 
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Frau  mit  besonderer  Schärfe  ihre  geistige  Inferiorität  beweisen 
wollte,  selbst  ein  leichteres  Gehirn  hatte,  als  es  nach  seiner  An- 
gabe die  Frauen  durchschnittlich  besitzen.  Auch  das  Wachstum  der 
Hirnmasse  hat  man  zu  Ungunsten  der  Frauen  ausgelegt,  obwohl 
nichts  weiter  gefunden  wurde,  als  dafs  es  bei  den  Mädchen  schneller 
zunimmt,  früher  zu  wachsen  aufliört  und  notwendigerweise  infolge- 
dessen auch  früher  anfängt  abzunehmen,  als  bei  den  Männern. 
Weiter  wurde  die  Gröfse  des  Stirnlappens  für  ausschlaggebend  er- 
achtet, Experimente  mit  Tieren  und  der  Umstand,  dafs  Schwach- 
sinnige die  gfröfsten  zu  haben  pflegen,  sprechen  aber  für  die  Hin- 
fälligkeit auch  dieses  Beweises.  Bei  den  Wägungen  der  verschiedenen 
Hirnteile  hat  sich  ferner  ergeben,  dafs  ein  wesentlicher  Unterschied 
zwischen  den  Geschlechtern  inbezug  hierauf  nicht  besteht.  Es 
stellt  sich  nach  alledem  heraus,  dafs  durch  die  Hirnuntersuchungen 
inbezug  auf  die  intellektuelle  Veranlagung  von  Mann  und  Weib 
nichts  bewiesen  wurde.  Selbst  die  Unterschiede,  die  etwa  bestehen, 
haben  für  die  Lösung  dieser  Frage  so  gut  wie  keinen  Wert,  weil 
nicht  nur  die  Zahl  der  untersuchten  Gehirne  eine  viel  zu  geringe  ist, 
um  allgemein  gültige  Folgerungen  daraus  zu  ziehen,  sondern  weil 
ihre  gröCste  Menge  Mitgliedern  geistig  und  körperlich  unterdrückter 
Klassen  angehört  hat,  eine  Beziehung  zwischen  den  Gehirnteilen 
und  der  geistigen  Veranlagung  aber  doch  erst  dann  zur  Feststellung 
gelangen  kann,  wenn  die  Gehirne  intellektuell  entwickelter  Personen 
beiderlei  Geschlechts  mit  denen  der  geistig  tiefstehenden  verglichen 
werden  und  man  zugleich  den  Einflufs  der  Erziehung  auf  die  Ge- 
hirnentwickelung beobachten  könnte. 

Weit  begründeter  erscheint  es,  wenn  die  Geschlechtsfunktionen 
des  Weibes  als  eine  von  der  Natur  gegebene  Schranke  betrachtet 
werden,  die  sie  von  der  Berufsarbeit  trennt.  Schon  die  merkwürdige 
Thatsache  eines  periodisch  wiederkehrenden  Blutverlustes,  die  die 
.\nsicht  hervorgerufen  hat,  die  Frauen  seien  dauernd  krank,  scheint 
sie  von  der  Erw^erbsarbeit  auszuschliefsen.  „Das  Weib  leidet  be- 
ständig an  dem  V’ernarben  einer  inneren  Wunde,“  sagt  Michclet,  und 
Galiani  erklärt  sie  für  ein  von  Natur  schwaches  und  krankes  Tier; 
Kulturvölker  des  Altertums  und  Naturvölker  der  Gegenwart  betrach- 
teten und  betrachten  sie  zu  gewissen  Zeiten  als  Unreine  und  haben 
abergläubische  Furcht  vor  ihnen.  *)  .Ml  diese  Ansichten  sind  durch- 


*)  Vgl.  H.  Plofs,  Da.  Weib  in  der  Niilur- und  Völkerkunde.  5.  .tufl.  Leipzig  1897. 

Bd.  I.  S.  335  ff. 
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aus  verständlich,  da  es  sich  um  eine  den  Männern  vollständig  fremde 
Funktion  handelt,  deren  Folgen  zu  beurteilen  sie  daher  durchaus 
nicht  imstande  sind.  Wenn  .•\erzte  an  den  heutigen  Frauen  während 
der  Zeit  der  Menstruation  krankhafte  Erscheinungen,  eine  Abnahme 
der  Kräfte  und  die  Unfähigkeit,  Anstrengungen  zu  ertragen,  be- 
obachten, so  sollten  sie  darin  nichts  weiter  erkennen,  als  Folgen  un- 
gesunder Kleidung  und  Lebensweise,  sich  aber  hüten,  diese  Er- 
scheinungen für  natürliche  zu  erklären.  *)  Hierüber  dürfte  das  end- 
gültige Urteil  den  Frauen  allein  zustehen  und  dabei  würde  sich 
heraussteilen,  dafs  die  Gesunden  unter  ihnen  von  einem  Einflufs 
der  Menstruation  auf  ihre  Körper-  oder  Geisteskräfte  überhaupt  gar 
nichts  spüren,  manche  sich  sogar  während  der  Zeit  eines  beson- 
deren Wohlseins  erfreuen.  Die  Kranken  aber  sind  nicht  besser  und 
nicht  schlechter  daran,  als  die  kränklichen  Männer,  die  ja  leider 
auch  nicht  zu  den  .Seltenheiten  gehören.  Günstige  Arbeitsbeding- 
ungen vorausgesetzt,  — und  diese  sind  ja  für  alle  ohne  Unterschied 
des  Geschlechts  eine  Notwendigkeit,  — können  daher  Frauen  trotz 
der  Menstruation,  ohne  Schaden  ihrem  Beruf  nachgehen.  Selbst 
wenn  sie  sich  hier  und  da  nicht  ganz  wohl  befinden,  so  kann  das 
doch  ebensowenig  ein  Grund  sein,  ihnen  gewaltsam  die  Thüren  zum 
Erwerb  zu  vcrschliefsen  als  es  Grund  wäre,  die  Männer  von  der  Arbeit 
zurückzuhalten,  weil  sie  zuweilen  Schnupfen  oder  Rheumatismus  haben. 

Den  Vorwand  dazu  bietet  für  viele  auch  der  Umstand,  dafs 
die  Vorbereitung  zum  Beruf,  das  .Studium  und  der  damit  verbundene 
Zwang,  lange  in  meist  gebückter  Stellung  zu  sitzen,  der  körperlichen 
Konstitution  des  Weibes  besonders  schädlich  sein  soll.*')  Das  geben 
wir  ohne  Einschränkung  zu.  Es  fragt  sich  nur,  ob  das  traditionelle 
Leben  der  Töchter  bürgerlicher  Eltern  während  der  inbetracht 
kommenden  Jahre,  das  Sitzen  über  nervenzerrüttenden  Romanen 
und  geistig  abstumpfenden  Handarbeiten,  das  stundenlange  nächt- 
liche Tanzen  in  überhitzten  .Sälen  der  Gesundheit  zuträglicher  ist, 
und  ob  die  Wirkungen  der  heutigen  Art  der  gymnasialen  und 
akademischen  Erziehung  nicht  auf  die  männliche  Jugend  ebenso 
traurige  sind.  Ist  dies  der  Fall,  — und  daran  werden  Einsichtige 
kaum  zweifeln,  — so  sollte  die  Folge  nur  die  sein,  gesündere 

')  Vgl.  i.  B.  in  .\rthur  KirchbofTs  „Die  akademische  Frau“,  a.  a.  O.,  S.  iii 
und  120,  wo  die  Professoren  Kehrer  und  Olshausen  von  der  „allmonatlich  eintreten- 
den Beschränkung  der  körperlichen  und  geistigen  Leistungsrähigkeit“  als  von  etwas 
selbstverständlichem  sprechen. 

*)  A.  a.  0„  S.  4,  33  u.  91. 
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Formen  der  Ausbildung  für  alle  zu  schaffen,  und  die  mit  der  geistigen 
L’eberbürdung  Hand  in  Hand  gehende  körperliche  Vernachlässigung 
cndgiltig  über  Bord  zu  werfen,  denn  die  im  ersten  Augenblick 
rührend  erscheinende  Sorge  für  die  künftigen  Mütter,  wird  schnell 
all  ihrer  Menschenfreundlichkeit  entkleidet,  wenn  sie  sich  nicht  mit 
der  Sorge  um  die  künftigen  Väter  verbindet.  Vielleicht,  dafs  die 
Thatsache  der  mehr  und  mehr  in  die  bürgerlichen  Berufe  eindrin- 
"enden  Frauen  allen  denjenigen,  die  bisher  an  den  blassen,  rund- 
rückigen,  kurzsichtigen  männlichen  Opfern  unserer  wissenschaftlichen 
Lehrinstitute  blind  vorübergingen,  endlich  die  .Augen  öffnen  wird. 
Damit  hätte  die  Frauenbewegung  eine  ihrer  grofsen  Missionen  er- 
erfüllt  und  bewiesen,  dafs  sie  zu  jenem  frischen  I.ebensstrom  gehört, 
der  die  stagnierenden  Gewässer  der  gegenwärtigen  Zustände  von 
innen  heraus  aufwühlt  und  fortschwemmt. 

Damit  aber  wäre  das  wichtigste  Argument  der  Gegner  der 
weiblichen  Berufsthätigkeit  noch  nicht  aus  der  Welt  geschafft.  Es 
ist  uralt,  bis  zur  Phrase  herabgesunken ; es  wird  von  den  typischen 
Frauenrechtlerinnen  verlacht  und  kommt  gewöhnlich  mit  den 
Worten  zum  .Ausdruck:  Der  einzige  Beruf  des  Weibes  ist  der, 

Ciattin  und  Mutter  zu  sein,  mit  ihm  ist  kein  anderer  vereinbar. 
Thalsächlich  ist  dies  .Argument  das  schwerwiegendste  und  begrün- 
detste, und  die  grofse  Schwierigkeit,  es  zu  widerlegen,  drückt  sich 
schon  darin  aus,  dafs  die  Vertreter  der  Frauenemanzipation  ihm 
entweder  mit  bedeutungsvollem  Schweigen  oder  mit  billigem  Spott 
und  oberflächlichen  Redensarten  aus  dem  Wege  gehen,  obwohl  die 
Möglichkeit  der  A'erwirklichung  der  Ideen  der  Frauenbewegung 
schliefslich  allein  davon  abhängt,  ob  es  steht  oder  fällt.  .Angesichts 

gegenwärtigen  Verhältnisse  ist  es  freilich  weniger  bedeutungs- 
voll, weil,  wie  wir  gesehen  haben,  es  hauptsächlich  alleinstehende 
Frauen  sind,  die  in  bürgerlichen  Berufen  stehen.  Da  die  Frauen- 
bewegung sich  jedoch  das  Ziel  gesetzt  hat,  alle  Frauen  durch  selb- 
ständige .Arbeit  aus  ihrer  wirtschaftlichen  A'ersklavung  zu  befreien, 
so  sollte  zuerst  untersucht  werden,  ob,  wie  weit  und  auf  welche 
Weise  das  überhaupt  geschehen  kann. 

Stellen  wir  uns  einen  Arzt,  Advokaten,  Handelsangestellten  oder 
Staatsbeamten  in  seinem  .Arbeitskreis  vor:  F2r  geht  früh  zu  seinem 
Patienten  oder  in  sein  Bureau,  kommt  bestenfalls  zur  Mittagsstunde 
nach  Hause,  und  mufs  meist  auch  einen  grofsen  Teil  des  Nach- 
mittags seinem  Berufe  nachgehen.  Die  Ueberan.strengung  der  Gym- 
nasialzeit setzt  sich  fort,  und  wird  in  ihrer  Wirkung  durch  die  not- 


Digilized  by  Google 


128 


Lily  Braun, 


wendige  Einseitigkeit  der  Berufsarbeit  noch  verschärft,  sodafs  nur 
sehr  starke,  elastische  Geister  sich  davor  bewahren  können,  zu 
blofsen  Arbeitsmaschinen  einzutrocknen.  Bringen  wir  in  Gedanken 
zunächst  die  verheiratete  kinderlose  Frau  in  dieselbe  I^gc  und 
fragen  wir  uns,  ob  sie,  sofern  sie  zu  Hause  eine  selbständige  Wirt- 
schaft zu  führen  hat,  ohne  Schaden  ihren  Beruf  ausfullen  kann? 
Abgesehen  davon,  dafs  sie  sich  natürlich  zu  derselben  unerfreulichen 
Erscheinung  entwickeln  wird,  wie  ihr  männlicher  Kollege,  ist  es 
unseres  Erachtens  dann  möglich , wenn  eine  zuverlässige  Wirt- 
schafterin ihr  die  häuslichen  Geschäfte  abnimmt.  dei)n  sich  auch 
mit  ihnen  in  den  tvenigen  Stunden  daheim  belasten  wollen,  hiefee 
sich  jeder  Ruhe  berauben  und  die  Gesundheit  vollständig  unter- 
graben. In  ähnlicher  F-age  befindet  sich  die  Mutter  erw'achsener 
Kinder,  nur  dafs  hier  die  Frage  entsteht,  ob  eine  durch  Schwanger- 
schaften und  Kinderwartung  Jahre  dauernde  Unterbrechung  der  Be- 
rufsthätigkeit,  die  jede  Möglichkeit,  darin  vorwärts  zu  kommen,  so 
wie  so  abschneidet,  ihr  nicht  auch  die  Fähigkeit  dafür  geraubt  hat. 
Besser  wäre  es  für  sie,  wenn  sie,  wie  es  in  England  und  Amerika 
auch  häufig  geschieht,  in  einen  neuen,  für  sie  geeigneten  Beruf  ein- 
tritt,  auf  den  sic  sich  teils  durch  Studium,  teils  durch  Beteiligung 
an  Wohlthätigkeitsbestrcbungen  und  an  sozialer  Hilfsarbeit  vorbe- 
rciten  kann,  so  lange  sie  im  Hause  unentbehrlich  ist.  Es  käme 
dabei  wc.sentlich  der  .Armen-  und  Krankendienst  und  etwa  die  Schul- 
inspektion in  Frage, ')  und  es  ist  sicher,  dafs  es  für  all  die  Frauen, 
die  sich,  sobald  die  Kinder  das  Haus  verlassen,  plötzlich  so  gut 
wie  aller  Thätigkeit  beraubt  sehen  und  die  nur  zu  häufig  in  öden 
Vergnügungen  aller  .Art  oder  in  Toilettenluxus  einen  Er.satz  suchen 
und  das  tragikomische  Schauspiel  des  Nichtaltwerdenkönnens  bieten, 
ein  Segen  wäre,  fanden  sie  ein  Feld  für  ihren  Lebensdrang  und 
ihre  Arbeitskraft.  .Auch  die  kinderlose  Frau  würde  durch  Berufs- 
arbeit über  viele  Klippen  und  heimliche  nagende  Schmerzen  leicht 
hinweggeführt  werden. 

Ganz  anders  liegen  die  Dinge,  sobald  es  sich  um  jüngere  ver- 
heiratete Frauen  handelt,  die  Kinder  im  Hause  haben  oder  solche 
erwarten.  Gemäfs  den  heutigen  Verhältnissen,  besonders  in  Europa, 
kämen  für  sie  nur  solche  Berufe  in  betracht,  die  sich  innerhalb  der 
heimischen  vier  Wände  erledigen  lassen,  also  etwa  die  der  Malerin, 
Schriftstellerin  und  Kunststickerin,  allenfalls  die  der  Zahnärztin,  falls 


')  Vgl.  Lady  Jcunc,  Ladie^i  at  Work.  London  1893,  p.  129  ff. 
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die  Praxis  beschränkt  wird.  Aber  auch  dann  mufs  die  Frau  ver- 
stehen, mit  ihrer  Zeit  hauszuhalten,  mufs  entweder  von  vorn  herein 
in  günstiger  I^e  sein,  um  sich  gute  Dienstboten  lialten  zu  können, 
oder  der  Ertrag  ihrer  Arbeit  mufs  es  ihr  ermöglichen  und  zur 
selben  Zeit  das  Mehr  an  Kosten  ausgleichen,  das  zweifellos  entsteht, 
wenn  die  Wirtschaftsführung  fremden,  und  — was  die  Hauptsache  ist  — 
meist  ungeschulten  Kräften  überlassen  bleibt.  Vor  allem  aber  darf 
sie  ihren  Kindern  nichts  entziehen;  von  der  Muttermilch  an,  die  der 
Lebensborn  der  kommenden  Generation  wieder  werden  .sollte,  bis 
zur  körperlichen  und  geistigen  Pflege,  oder  mindestens  der  Ober- 
aufsicht darüber.  Nicht  viele  werden  imstande  sein,  alle  diese 
divergierenden  Aufgaben  mit  einander  zu  vereinen,  alle  Konflikte 
glücklich  zu  lösen,  die  daraus  entstehen,  und  sich  und  das  Leben 
der  Ihren  zu  einem  harmonischen  zu  gestalten.  Meist  leidet  eine 
•Aufgabe  unter  der  anderen,  oder  die  P'rau  reibt  sich  innerlich  auf. 
Und  noch  eins  ist  die  F'olge ; sie  wird,  falls  sie,  sei  es  aus  äufseren 
oder  inneren  Gründen,  berufsthätig  .sein  mufs,  ihre  Kinderzahl  zu 
beschränken  suchen,  denn  für  die  nervösen,  degenerierten  Damen 
unserer  Zeit  ist  Schwangerschaft  und  W'oehenbett  meist  eine  Krank- 
heit, und  die  ersten  Jahre  des  Kindes  nehmen,  selbst  bezahlte  Pflege 
vorausgesetzt,  die  Mutter  stark  in  .\nspruch.  Dafs  unter  den  Lebens- 
und .Arbeitsbedingungen  un.serer  Zeit  die  bürgerliche  Berufsthätigkeit 
aufser  dem  Hause  für  die  Junge  verheir.atete  I'rau  unmöglich  ist, 
oder  den  Ruin  der  Kinder  und  der  häuslichen  Wirtschaft  nach  sich 
ziehen  mufs,  braucht  nach  alledem  nicht  noch  bewiesen  zu  werden. 
fie.schichlcn,  die  häufig  von  amerikani.schcn  PAauen  erzählt  werden, 
die  etwa  als  Arzt  oder  .Advokat  eine  grofse  Praxis  h.aben,  daneben 
den  Haushalt  persönlich  führen  und  ein  Dutzend  Kinder  ausgezeichnet 
pflegen  und  erziehen  sollen,  sind  Märchen,  und  nur  die  leider  so  zahl- 
reichen unverheirateten  oder  kinderlosen  Sprecherinnen  der  bürger- 
lichen Frauenbewegung  können  naiv  genug  sein,  sie  zu  verbreiten. 

Bedeutet  das  nun  den  Bankrott  der  Frauenemanzipation  über- 
haupt? Ganz  und  gar  nicht!  Es  tritt  vielmehr  auch  hier  die  Forde- 
rung an  Denker  und  Gesetzgeber  heran,  die  F'ormen  zu  finden,  die 
sich  den  neu  entstehenden  Zuständen  anpassen.  Gerade  diejenigen, 
die  der  Entwicklung  der  P'raucnbewegung  angstvoll  zuschauen, 
müfsten  sich  dazu  bereit  finden,  statt  sie  durch  ihren  Widerstand 
auf  Seitenwege  zu  drängen  und  der  Zerrüttung  des  Familienlebens, 
der  geistigen  und  finanziellen  Not  der  I'rauen  noch  Vorschub  zu 
leisten.  Nichts  unbedingt  Neues,  Unnatürliches  brauchte  aus  dem 

Archiv  für  so2.  Gesetzgebung  u.  Staiitsiik.  XVI.  9 
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Boden  gestampft  zu  werden,  man  brauchte  nur  den  wirtschaftlichen 
und  industriellen  Entwicklungstendenzen  aufmerksam  nachzugehen  und 
die  Reformversuche,  die  besonders  in  Amerika  gemacht  werden, 
weiter  auszubilden.  Im  wesentlichen  käme  es  darauf  an,  die  unge- 
heure V'crschwcndung  an  Arbeitskräften  und  Mitteln,  die  heute  durch 
die  Masse  rler  Einzelwirtschaften,  — den  kümmerlichen  Rest  der 
grofsen  Ilauswirtscliaft  des  Mittelalters  — , getrieben  wird,  eirizu- 
dämmen.  Das  könnte  in  grofsen  Mietshäusern  durch  Zentralküchen 
geschehen,  die  unter  der  Leitung  einer  wissenschaftlich  und  technisch 
ausgebildeten  Wirtschafterin  stehen  müfsten  und  in  der  Lage  wären, 
sich  alle  modernen  Errungenschaften  der  Chemie  und  des  Maschinen- 
wesens zu  Nutze  zu  machen.  Das  wäre  nicht  nur  eine  grofse  Er- 
sparnis, sondern  dadurch  würde  auch  dem  Dilettantismus  in  der 
Küche,  — in  nichts  anderem  besteht  die  mit  so  viel  Aufwand  an 
Sentimentalität  festgehaltene  Thätigkeit  der  Durchschnittsfrau  und 
ihrer  Köchin,  — ein  Ende  bereitet,  .statt  dafs  man  ihn  noch  weiter 
auf  einem  so  wichtigen  Gebiet,  wie  die  Ernährung  des  Menschen 
cs  ist,  Unheil  .stiften  läfst.  Es  wäre  ferner  mit  keinen  grofsen 
Schwierigkeiten  verbunden,  für  bestimmt  umgrenzte  1 läusergruppen 
Turn-  und  Spielplätze,  im  Winter  in  Sälen,  im  Sommer  in  Gärten, 
anzulegen  und  auf  gemeinsame  Kosten  der  Eltern  für  ihren  Beruf 
gründlich  vorgebildete  Erzieherinnen  und  Kindergärtnerinnen  anzu- 
stellen; selb.st  für  die  Kleinsten,  die  heute  gewöhnlich  zu  ver- 
hätschelten Egoisten  erzogen  werden,  wäre  es  von  grofsein  Vorteil, 
wenn  sie  nicht  nur,  um  vor  der  traurigen  Frühreife  der  Stadtkinder 
bewahrt  zu  werden,  mit  Altersgenossen  sich  herumtummeln  könnten, 
sondern  auch  bei  Zeiten  lernten,  ihr  kleines  Ich  nicht  für  den  ein- 
zigen -Mittelpunkt  der  Welt  zu  betrachten.  Durch  solche  Einrich- 
tungen, die  sich  besonders  in  den  V^ororten  grofser  Städte,  womög- 
lich in  Verbindung  mit  Gruppen  kleiner  Familienhäuser,  treffen 
lielsen,  — es  handelt  sich  ja,  wie  wir  wis.sen,  zunächst  nur  um 
einen  kleinen  Prozentsatz  verheirateter  berufsthätiger  Frauen , — 
hätten  sie  Stunden  des  Tages,  ohne  innere  Unruhe,  zu  ihrer  Ver- 
fügung, und  die  übrige  Zeit  würden  sie  sich  um  so  frischer  und 
freudiger  ihrem  Mann  und  ihren  Kindern  widmen,  w'ährcnd  heute 
nur  zu  häufig  aus  geistig  angeregten,  begabten  Mädchen,  unter  dem 
Druck  der  häuslichen  Sorgen,  der  erzwungenen  Vernachlässigung 
ihrer  geistigen  Bedürfnisse,  und  dem  oft  herzzerreifsenden  stillen 
Kampf  zwischen  der  nach  Leben  und  Bethätigung  drängenden  Be- 
gabung und  den  notwendig  zu  erfüllenden  Pflichten,  früh  alternde. 
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interesselose,  stumpfe  Frauen  werden,  die  weder  ihren  Heranwach- 
senden Kindern  eine  Erzieherin  und  Freundin,  noch  ihrem  Gatten 
eine  gute  Gefährtin  sein  können.*) 

Natürlich  wird  diesen  Ausführungen  das  bekannte  Schlagw'ort 
von  der  .Nullösung  der  Familie  entgcgengeschleudert  werden.  Sehen 
wir  aber  doch  einmal  ehrlich , ohne  die  rosige  Brille , mit  der  man 
das  Familienleben  zu  betrachten  pflegt,  den  Thatsachen  ins  Gesicht, 
und  fragen  wir  uns,  ob  nicht  die  alte  Familienform  ohne  unser  Zu- 
thun, einfach  infolge  der  wirtschaftlichen  Entwicklung,  der  auch  die 
Frauenbewegung  angehört,  ihrer  Zersetzung  entgegengeht.  Am 
charakteristischsten  ist  es,  dafs  gerade  da,  wo  man  sehr  konservativ 
zu  sein  glaubt  und  von  modernen  Strömungen  nichts  wissen 
will,  diese  Zersetzung  deutlich  Hatz  greift:  oder  werden  Mädchen 
und  Knaben  nicht  mit  V'orliebe  Bonnen  und  Gouvernanten  anver- 
traut, schickt  man  sie  nicht  Jahre  in  Institute , Kadetten  - Anstalten 
und  dergleichen,  wo  jeder  mütterliche  Einflufs  wegfällt;  und  hat 
sie  nicht  noch  andere,  recht  schädliche  Einrichungen  herv'orgebracht  ? 
Dabei  sei  nur  daran  erinnert,  wie  sich  das  Leben  der  Männer,  und 
zwar  in  den  vorgeschrittensten  Ländern  am  meisten,  zwischen 
Bureau  und  Klub  abspielt,  und  die  Frauen  anfangen,  es  ihnen 
schleunigst  nachzumachen.  Man  hat  eben , statt  der  Entwicklung 
offenen  Auges  zu  folgen  und  sie  in  der  Hand  zu  behalten,  sic  durch- 
gehen lassen,  wie  ein  wildes  Pferd.  Es  hilft  nichts,  sich  vor  der 
Wahrheit  die  Augen  zu  verbinden  und  zu  versuchen,  die  Gegner  zu 
entwaffnen,  indem  man  in  ihre  Heiligpreisung  der  Familie  einstimmt, 
tine  weit  bessere  Politik  ist  cs,  ihnen  und  uns  den  Gang  der 
Dinge  klar  zu  machen  und  ruhig  auszusprechen,  dafs  die  Fraiienbe- 
wegung  mit  ihrer  Tendenz,  der  wirtschaftlichen  Befreiung  der  Frau, 
zweifellos  die  heutige  Familien  form  untergräbt,  und  es  an  uns 
liegt,  den  neuen  Formen  für  das  Gemeinschaftsleben  zwischen 
Mann,  Weib  und  Kind  nachzuspüren  und  sic  aufbauen  zu  helfen. 

Für  das  Proletariat,  wo  von  einem  Familienleben  nach  den  her- 
gebrachten .Nnschauungen  längst  keine  Rede  mehr  ist,  bahnt  sich 
eine  Neugestaltung,  wenn  auch  sehr  langsam  und  sehr  vorsichtig, 
nach  und  nach  an.  Ansätze  dazu  finden  sich  in  den  Kindergärten, 
Kinderhorten,  in  den  vielfach  entstehenden  Krippen  in  der  Nähe 


')  Die  ctlüsclie  und  psychologische  Seite  der  Krage  der  l’mgeslallung  dos 
tamilienlelwns , die  hier  nur  angedcutet  werden  kann,  wird  an  anderer  Stelle  zu 
ausführlicher  Krdrterung  gelangen. 
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der  mütterlichen  Arbeitsstätte,  die  den  Frauen  ermöglichen,  ihre 
Kinder  zu  nähren ; in  der  Errichtung  von  Arbeiterwohnungen , die 
Zentralküchen , Kinderhorte , Gärten , Säle  für  gesellige  Zusammen- 
künfte u.  dergl.  mehr  umfassen ; in  der  Kranken-  und  Invaliden\-er- 
Sicherung,  in  der,  wenn  auch  zunächst  fast  nur  in  der  Idee  bestehen- 
den Mutterschaftsversicherung  , sowie  schliefslich  in  der  ganzen 
Gesetzgebung  für  Arbeiterschutz.  Aehnliche  Malsregeln  werden 
auch  für  bürgerliche  Arbeiter  beiderlei  Geschlechts,  die  sich  übri- 
gens sowohl  inbczug  auf  Entlohnung  wie  auf  Ausbeutung  ihrer 
Arbeitskraft  mehr  und  mehr  proletarisieren , nach  und  nach  not- 
wendig werden.  Dabei  wird  die  Regelung  und  Beschränkung  der 
Arbeitszeit  für  Beamte,  Bureauangestellte,  Lehrer  und  ähnliche  Be- 
rufsthätige  die  gröfste  Bedeutung  haben.  Und  erst  wenn  diese 
Reform  mit  der  Reform  der  Wohnungs-  und  Hauswirtschaftsverhält- 
nisse Hand  in  Hand  geht,  wird  die  bürgerliche  Berufsarbeit  der 
Frauen  nicht  mehr  mit  dem  Eintritt  in  die  Ehe  abzuschliefsen 
brauchen,  sie  wird  sich  auch  leichter  ermöglichen  lassen,  weil  bei 
geringerer  Ausnutzung  der  Einzelnen  Platz  für  viele  frei  wird. 

Damit  wäre,  ohne  auf  die  gleich  wichtige  ethische  und  psycho- 
logische Seite  der  Frage,  deren  Erörterung  nicht  hierher  gehört, 
einzugehen,  das  Argument  der  Gegner,  das  die  körperlichen  Funk- 
tionen des  Weibes  als  Hinderung  seiner  Berufsarbeit  auffafst,  zugleich 
gestützt  und  widerlegt  ; neue  wirtschaftliche  Gestaltungen,  veränderte 
Arbeitsbedingungen  sind  notwendig,  falls  das  Streben  nach  der  Be- 
freiung der  P'rau  sein  Ziel  vollständig  erreichen  und  nicht  zu  neuer 
Versklavung  und  körperlichem  und  geistigem  Siechtum  ihrer  selbst 
und  ihrer  Kinder  fuhren  soll.  Dabei  gilt  es,  noch  ein  Moment  im 
Auge  zu  behalten.  Manche  der  besten  Frauen  unserer  Zeit,  die  das 
Weib  in  sich  zugleich  mit  individueller  geistiger  Persönlichkeit  aus- 
zubilden verstanden,  und  die  natürliche  Sehnsucht  ihres  Geschlechts 
nach  Mann  und  Kind  in  gesteigertem  Mafse  besitzen , weil  keine 
Konvention  ihr  Herz  verkrüppelte,  wenden  sich  doch  von  der  Ehe, 
wie  sie  ihnen  heute  erscheint,  bewufst  ab.  Denn  was  sic  von  ihr 
sehen,  widerspricht  ihrem  geistigen  und  persönlichen  Freiheitsbe- 
dürfnis und  sie  lassen  lieber  ihr  tiefstes  VV'esen  verkümmern,  als 
dafs  sie  sich  zu  ihr  entschlicfsen.  Und  das  wird  um  so  häufiger 
geschehen,  je  weniger  sie  einer  Versorgung  bedürfen,  je  mehr  Berufe 


*)  Vgl.  Louis  Frank , Dr.  KciiTcr,  Louis  Maingie  , L'.Xssurancf  matcrnellc. 
Bruxcllcs-Paris  1897. 
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ihnen  offenstehen  und  imstande  sind,  Geist  und  Herz  von  dem  abzu- 
lenken, was  ihnen  fehlt.  Im  Interesse  der  Menschheit  aber  liegt  es 
der  kommenden  Generation  die  besten  Mütter  zu  sichern ; die  Art 
des  Familienlebens  müfste  sich  daher  auch  deshalb  den  neuen  Be- 
dürfnissen anpassen. 

Der  Widerstand  gegen  das  Eindringen  der  Frauen  in  männliche 
Berufssphären  findet  aber  noch  andere  Begründungen:  in  dem  Hin- 
weis auf  die  Menge  der  männlichen  Bewerber  drückt  sich  ein  bru- 
taler Geschlechtsegoismus  aus,  entspricht  cs  doch  nur  einer  voll- 
ständig überwundenen  Rcchtsanschauung,  irgend  jemandem  zu  ver- 
wehren, sich  in  welchem  Beruf  immer  durchzusetzen.  Etwas 
ernsteren  Charakter  hat  es,  wenn  von  der  Erwerbsarbeit  der  Frauen 
eine  Schädigung  ihrer  VV'eiblichkeit  gefürchtet  wird.  Dabei  sollte 
man  sich,  was  gewöhnlich  nicht  geschieht,  zunächst  über  diesen 
Begriff  klar  werden.  Meines  Erachtens  läfst  er  .sich  in  zwei  Worte 
fassen : Anmut  und  Güte.  Dafs  diese  Eigenschaften , statt  sich  zu 
höchster  Vollendung  zu  entfalten,  unter  dem  Einflufs  des  Kampfes 
ums  Dasein  in  seinen  gegenwärtigen  barbarischen  Formen  ver- 
kümmern und  häufig  in  ihr  Gegenteil  Umschlagen,  unterliegt  kaum 
einem  Zweifel.  Die  drückende  Arbeitslast,  verbunden  mit  dem  un- 
zureichenden Einkommen,  gewähren  den  meisten  F'rauen  weder  Zeit, 
noch  Lust , noch  Mittel , um  ihre  äufsere  Erscheinung  zu  pflegen, 
ihr  Schönheitsbedürfnis  zu  kultivieren,  und  die  häufige  innere  Ver- 
bitterung und  Vereinsamung  raubt  ihnen  den  Rest  der  Anmut  ihres 
Wesens,  wie  der  Zwang,  sich  rücksichtslos  gegen  andere  durchzu- 
setzen, und  die  Notwendigkeit,  durch  die  Arbeit  sich  allein  nur  er- 
halten zu  können,  ihre  natürliche  Güte  unterdrück-t.  Dazu  kommt, 
dal's  gerade  die  bürgerliche  Frauenbewegung,  die  wesentlich  die 
Forderungen  alleinstehender  Frauen  vertritt,  einen  zum  Teil  not- 
wendigen, zum  Teil  ins  Groteske  auswachsenden  Kampf  gegen  den 
Mann  entfaltete,  der  die  Schärfen  des  weiblichen  Wesens  zu  uner- 
freulichem Ausdruck  brachte.  Er  zeitigte  jene  sogenannten  Eman- 
zipierten, deren  Typen  in  England  und  Deutschland  besonders  zahl- 
reich zu  finden  sind:  Frauen,  die  sich  vernachlässigen,  männliche 
•Vlüren  annehmen,  ihr  Weibsein  äufserlich  und  innerlich  unterdrücken. 
Sie  sind  die  Karikaturen  der  Frauenbewegung,  wie  jede  soziale  und 
revolutionäre  Bewegung  sie  hervorbringt,  und  der  .Ausdruck  „das 
dritte  Geschlecht“  ist  eine  zutreffende  Bezeichnung  für  sie.  Aus 
ihrer  Richtung  gehen  alle  Auswüchse  der  Frauenbewegung  hervor: 
so  die  Damenklubs,  die  die  Trennung  der  Geschlechter  noch  mehr 
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verschärfen  helfen,  statt  dafs  der  gesunden  Tendenz  der  Frauenbe- 
wegung , die  sie  wieder  einander  nähern  will , allein  nachgegeben 
würde,  so  die  von  England  ausgehende  halbmännlichc  Uniformie- 
rung der  Frauen  mit  ihren  grofsen,  absatzlosen  Stiefeln,  ihren  Herren- 
hüten und  ihren  die  Brust  zurückdrängenden  Herrenhemden.  Aber 
all  diesen  Erscheinungen  gegenüber,  die  abzuleugnen  Thorheit  wäre, 
wollen  wir  doch  die  Frage  aufwerfen , ob  unser  gesellschaftliches, 
soziales  und  wirtschaftliches  Leben  und  Streben  nicht  auf  das  männ- 
liche Geschlecht  in  ähnlicher  Art  einwirkt.  Wo  findet  sich  bei 
unseren  männlichen  geistigen  Arbeitern,  die  über  Manuskripten  und 
Büchern  hocken,  und  zur  Firholung  dem  Skat-  und  Biertisch  Zu- 
strömen, noch  männliche  Kraft  und  Schönheit?  Besitzen  sie,  die 
in  der  Mehrzjihl  unter  der  Geifsel  der  Abhängigkeit  Frohndienste 
leisten,  noch  jene  gerühmten  Tugenden  ihres  Geschlechts : .Mut  und 
Unabhängigkeit?  Sind  nicht,  bei  Licht  betrachtet,  unsere  Jünger 
der  Wissenschaft,  die  Studenten,  in  einem  viel  jämmerlicheren  Zu- 
stand, als  ihre  weiblichen  Genossen? 

So  kann  man  wohl  mit  Recht  behaupten,  dafs  die  Weiblich- 
keit unter  unseren  heutigen  Berufs-  und  Arbeitsv'erhältnissen  Scha- 
den leidet,  aber  man  soll  nicht  vergessen,  hinzuzufügen , dafs  die 
Männlichkeit  nicht  weniger  geschädigt  wird,  und  der  weiteren  Dcge- 
nerierung  nur  durch  gründliche  Reformen  vorgebeugt  werden  kann. 

Noch  ein  anderer  Einwand  gegen  die  Gleichberechtigung  der 
Frauen  auf  dem  Gebiet  der  Wissenschaft  und  der  bürgerlichen  Be- 
rufe bleibt  zu  erörtern;  ihre  angebliche  untergeordnete  gei.stige  Be- 
fähigung. 

Leider  fehlt  es  noch  fast  ganz  an  einem  ausreichenden,  wissen- 
schaftlich unanfechtbaren  Thatsachenmaterial,  aus  dem  sich  sichere 
Schlüsse  über  die  Begabung  der  beiden  Geschlechter  ziehen  liefsen, 
und  auch  der  Wert  der  vorhandenen  ist  kein  allzugrofser,  weil  sich 
die  von  der  ersten  Kindheit  an  verschiedenartige  Erziehung  der 
Geschlechter  als  eine  nicht  zu  vermeidende  Fehlerf|uelle  erweist. 
So  hat  eine  Untersuchung  an  einer  .‘\nzahl  Berliner  Kinder  beim  Schul- 
eintritl  gezeigt,  dafs  die  Mädchen  den  Knaben  iti  der  Kenntnis  der  Dinge 
und  Begriffe  aus  der  nächsten  Umgebung  und  dem  täglichen  Leben 
überlegen  sind,  während  die  Knaben  von  äufseren  entfernteren  Dingen 
genauer  unterrichtet  waren. ')  Als  das  Ergebnis  einer  italienischen 
Untersuchung  stellte  cs  sich  heraus,  dafs  Mädchen  lieber  lernen  als 

*)  Havelock  Kllis,  .i.  a.  O.,  p.  175  f. 
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Knaben,  und  es  weit  mehr  Knaben  giebt  als  Mädchen,  die  für  nichts 
Interesse  liaben. ')  Mit  solchen  Einzelheiten  aber  läfst  sich  für 
unserdn  Zweck  wenig  anfangen,  wissen  wir  doch,  dafs  Mädchen  von 
klein  auf  an  häusliche  Thätigkeit , also  an  eine  Kenntnis  der  Um- 
gebung, gewöhnt  werden,  und  Knaben  sich  meist  frei  draufsen 
herumtummcln  dürfen , also  äufsere  Dinge  kennen  lernen , ja  dafs 
schon  das  verschiedenartige  Spielzeug  nach  dieser  Richtung  er- 
ziehend einwirk-t.  Nach  meiner  Erfahrung  werden  Mätlchen,  die  statt 
mit  den  Puppen,  den  Puppenstuben  und  Puppenküchen,  mit  Pferden, 
Mehställen  und  Bleisoldaten  spielen,  denselben  Kreis  von  Begriffen 
und  Vorstellungen  haben , wie  die  Knaben.  Der  Mangel  an  geisti- 
gen Interessen,  die  geringere  Ecrnbegierde  endlich,  die  bei  den 
Knaben  konstatiert  wurde,  läfst  sich  sicherlich  zum  grofsen  Teil 
auf  ihre  frühe  geistige  Ueberbürdung  zurückführen.  Vielleicht  dals 
auch  die  häufig  beobachtete  Thatsache  der  schnelleren  geistigen 
Kntwicklung  <ler  Mädchen  in  der  geringeren  Belastung  ihres  Gehirns 
mit  Gedächtniskram  eine  Pirklärung  findet,  während  die  vom  20.  Jahre 
ab  .sich  meist  geltend  machende  Ueberlegenheit  der  jungen  Männer 
ihre  Ursache  gewifs  darin  hat,  dafs  sie  sich  nun  frei  und  ungehin- 
dert im  Leben  um.schauen  können , während  das  Dasein  der  Mäd- 
chen gerade  jetzt  ein  eng  umgrenztes  wird  und  man  sie  vor  dem 
gröfsten  Lehrmei.ster , der  persönlichen  Lebenserfahrung,  ängstlich 
behütet.  .A.uch  auf  den  Umstand,  dafs  P'rauen  im  Bureaudienst  mehr 
Flcifs  und  Geduld  als  Intelligenz  bekunden,  wie  Umfragen  bei  Kauf- 
leuten und  bei  der  englischen  Post-  und  Telegraphenverwaltung  er- 
geben haben  *),  ist  die  Art  ihrer  Erziehung  sicher  von  wesentlichstem 
Kinflufs  gewesen.  Und  die  andere  vielfach  auftauchende  Klage, 
dafs  sie  für  ihren  Dienst  wenig  persönliches  Interesse  haben , wird 
ebenso  wie  die  häufige  Nachlä-ssigkeit  ihrer  Vorbildung  dadurch 
vollständig  erklärt,  dafs  leider  heute  noch  fast  alle  Mädchen  in  ihrer 
Enverbsthätigkeit  keinen  Lebensberuf  sehen,  dem  sie  sich  mit  voller 
Hingabe  widmen,  sondern  nur  ein  fatales  Durchgangs.stadium  zur 
Ehe,  das  sie  rasch  zu  überwinden  hoffen.  Selbst  die  schnellere 
.Auffassungsgabe  der  P'rau,  ihre  Eähigkeit  zu  raschen  Entschlüssen, 
scheint  kein  feststehendes  Attribut  ihres  Geschlechts  zu  sein,  denn 
sie  beruht  weniger  auf  Raschheit  des  Denkens  und  P.ncrgie  des 
Charakters,  als  darauf,  dafs  ihr  in  bedeutend  höherem  Mafse  als  dem 


')  .\.  a.  I).,  ,S.  186. 
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Mann  mehr  Gedanken  als  Denken  gelehrt,  blinder  Respekt  vor 
Autoritäten  in  ihr  grofs  gezogen  wurde,  und  sie  den  Zweifel  als 
die  Ursache  der  geistigen  Selbständigkeit,  aber  auch  der  langsameren 
Entgegennahme  der  Ideen  anderer  und  des  vorsichtigeren  Handelns, 
kaum  kennt.  So  hat  Buckle  nicht  Unrecht,  wenn  er  meint*),  die 
Frauen  seien  geistig  so  beweglich,  weil  sie  mehr  von  Gedanken  als 
von  geduldig  gesammeltem  Thatsachenmaterial  ausgehen.  Ist  es 
ihnen  denn  gelehrt  worden,  dafs  das  rechte  Wissen  in  der  auf  eigenen 
Untersuchungen  beruhenden  Gewifsheit  und  nicht  im  blofsen  N’ach- 
beten  anderer  besteht.*  Und  wie  verhält  es  sich  mit  dem  Mangel 
an  Energie  und  Unabhängigkeitssinn,  den  man  dem  weiblichen  Ge- 
schlecht vorwirft  und  auf  Grund  dessen  man  meint,  dafs  keine  Frau 
ein  Bacon  oder  Galilei  werden  könnte?  Hat  man  nicht  Jahrtausende 
hindurch  jene  Weiblichkeit  in  ihr  grofs  gezogen  und  verehrt,  deren 
Inbegriff  in  der  bedingungslosen  Hingabe,  der  Aufopferung,  dem 
blinden  Gehorsam  be.steht?  Mehren  sich  nicht  heute,  wo  man  an- 
fängt, von  diesem  Ideal  sich  abzuwenden,  die  Zeichen  für  eine  ganz 
enorme  Energie  des  Weibes  und  einen  Unabhängigkeitssinn , der 
keine  anderen  als  die  selbst  gezogenen  Schranken  anerkennt  ? Ich 
erinnere  nur  an  die  Vorkämpferinnen  der  Sklavenbefreiung  und  der 
Frauenbewegung  in  Amerika,  an  die  wachsende  Zahl  mutiger  und 
durchaus  selbständiger  Schriftstellerinnen  beider  Hemisphären. 

Neben  diesen  Argumenten,  die  wir  nicht  als  solche  anerkennen 
können,  stehen  jedoch  noch  andere,  bedeutungsvollere.  -So  wird  ge- 
wöhnlich die  geistige  Begabung  des  Weibes  für  eine  so  minder- 
wertige gehalten,  dafs  man  sich  aus  diesem  Grunde  berechtigt  glaubt, 
ihr  den  Zugang  zu  männlichen  Berufen  zu  verwehren.  Dabei  fehlt 
es  vollständig  an  vollgültigen  Beweisen , die  dies  apodiktische  Ur- 
teil über  die  Befähigung  der  Frauen  stützen  könnten.  Aber  selbst 
Gelehrte,  die  gewöhnt  sein  sollten,  erst  auf  Grund  ausreichenden 
Thatsachcnmatcrials  allgemeine  Schlüsse  zu  ziehen,  sind,  was  das 
betrifft,  vom  Geschlechtsegoismus  meist  so  verblendet,  dafs  sie  in 
leichtsinnigster  Weise  urteilen.  So  berief  sich  ein  berühmter  Mediziner 
und  enragierter  Feind  des  Frauenstudiums,  den  ich  nach  seinen 
Gründen  befragte,  auf  folgende  Erfahrung,  die  er  gemacht  hatte: 
In  einer  Vorlesung  über  Gehirnanatomie  befand  sich  eine  ältere 
weibliche  Hörerin ; nach  Schlufs  der  Stunde,  in  der  der  Dozent  auch 

*)  Vjjl.  H.  Th.  Hucklc,  The  Influcncc  of  Women  on  tlu*  l*rogrcss  of  Know- 
ledge. Miscclliincouü  Works.  London  1872.  Vol.  I.,  p.  7 ff. 
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den  Umstand  erwähnt  hatte,  dafe  das  weibliche  Gehirn  in  seinem 
Wachstum  früher  zum  Stillstand  kommt,  und  auch  früher  abzu- 
nehmen bepnnt,  als  das  männliche,  kam  die  Dame  zu  ihm  nud  sagte, 
dals  sie  das  nicht  glauben  könne,  denn  sie  sei  doch  schon  50  Jahr 
und  fühle  keinerlei  Abnahme  ihrer  Geisteskräfte.  „Niemals  würde 
ein  Student,“  meinte  der  Professor,  „solch  eine  thörichte,  auf  rein 
subjektiver  .'\uffassung  beruhende  Bemerkung  machen , das  ist  aus- 
schliefslich  Frauenart.“  Auch  andere  Universitätslehrer  gründen 
häufig  ihre  absprechendc  Meinung  auf  die  Erfahrung,  die  sie  mit 
ihren  weiblichen  Zuhörern  machten , aber  während  die  einen,  — 
zumeist  solche,  die  seit  Jahren  viele  Studentinnen  mit  Studenten 
unterrichten,  wie  z.  B.  Professor  Winter  in  München  *),  — ihnen  das 
grölste  Lob  erteilen  und  sie  den  .Männern  völlig  gleichstellen, 
sprechen  andere,  die  zumeist  nur  wenige,  schlecht  vorbereitete 
Schülerinnen  haben,  von  ihrer  durchgehenden  Mittelmäfsigkeit  im 
Studium.  Sind  sie  .Mediziner  , so  pflegen  sie  den  Frauen  die  Be- 
fähigung  zum  Hebammen  - und  Krankenpflegerinnenberuf  zuzuer- 
kennen, sie  ihnen  aber  für  den  ärztlichen  vollständig  abzusprechen; 
sind  sie  Juristen,  so  möchten  sie  ihnen  den  Bureaudienst  zwar  über- 
lassen, halten  sie  aber  für  unfähig , als  Advokaten  oder  Richter  zu 
praktizieren.  Demgegenüber  stöfst  uns  nicht  nur  wieder  die  Frage  auf, 
ob  denn  die  bi.sher  gemachten  ganz  minimalen  Erfahrungen  zu  solchen 
Urteilen  berechtigen,  sondern  wir  schauen  uns  unwillkürlich  unter  den 
männlichen  Studenten,  den  männlichen  Aerzten  etc.  um  und  fragen  uns, 
ob  denn  hier  nicht  auch  die  Mittelmäfsigkeit  dominiert,  ja,  ob  die 
Begabung  überhaupt  der  Mafsstab  dafür  ist,  zu  welchem  Beruf  ein 
junger  Mann  sich  vorbereitet.  Giebt  nicht  der  Geldbeutel  und  der 
Stand  des  V'aters  fast  allein  den  Ausschlag?  Sind  aber  die  Männer 
trotzdem  von  der  Minderwertigkeit  des  weiblichen  Ge.schlechts  fe.st 
überzeugt , so  brauchten  sie  ja  seine  Konkurrenz  nicht  zu  furchten. 
Wer  aber  beiden  Geschlechtern  durchschnittlich  ähnliche  Fähigkeiten 
zuerkennt,  der  sollte  den  Eintritt  der  Frauen  in  die  bürgerlichen 
Berufe  schon  darum  befürworten , damit  eine  genauere  Auslese  der 
Besten  möglich  ist  und  die  Mittelmäfsigkeit,  die  männliche  und  die 
weibliche,  etwas  aus  ihrer  herrschenden  Position  gedrängt  wird.  Dabei 
darf  man  sich  nicht  verhehlen,  dafs  dieser  als  Folge  der  Frauenbewe- 
gung auftretendc  und  mit  ihrem  Fortschreiten  immer  heftiger  sich 
gestaltende  Konkurrenzkampf  notwendigerweise  die  unerfreulichsten 

')  Vgl.  Arthur  Kirclihoff,  a.  a.  O.,  S.  123 — 124. 


Digilized  by  Google 


Ißg  Lily  Hraun, 

Nebenresultate  zeitigen  mufs ; der  Egoismus , der  Brotneid , die 
geistige  Ueberanstrengung  und  körperliche  Vernachlässigung,  die  da- 
durch schon  unter  den  Männern  hervorgebracht  werden,  müssen 
nach  und  nach  auch  auf  die  Frauen  korrumpierend  wirken.  Das 
abzuleugnen,  wäre  ebenso  thöricht,  als  es  thöricht  ist,  von  der  Zu- 
lassung zu  den  Universitäten  und  den  bürgerlichen  Berufen  die  Be- 
freiung der  Frau  zu  erwarten. 

Freunde  der  Frauen , die  .sich  vor  einseitigen  Urteilen  hüten, 
und  die  Notwendigkeit  ihrer  Berufsarbeit  anerkennen , sehen  aber 
neben  diesen  daraus  entstellenden  Uebeln  noch  andere  und  behaupten, 
dafs  der  Eintritt  der  Frauen  in  das  Berufsleben  nicht  nur  auf  sie 
selbst  schädlicli , sondern  vor  allen  Dingen  auf  den  Fort.schritt  der 
W'elt  hemmend  einwirken  mufs.  l.’nd  zwar  berufen  sic  sich  dabei  auf 
den  alten  Erfahrungs,satz : das  weibliche  Geschlecht  hat  noch  kein 
Genie  hervorgebracht. 

1,'rteilslo.se  .Anhänger  des  Feminismus  pflegen  dem  unbedingt 
zu  widersprechen,  indem  sie  ihren  ganzen  Namcns\-orrat  berühmter 
Frauen  von  Sappho  und  Hypatia  an  bis  auf  Sonja  Kowalewska 
vor  uns  ausbreiten.  Betrachten  wir  sie  aber  genau  und  ohne  Vor- 
eingenommenheit, so  ist  das  EIrgebnis  dieses;  \’on  den  Dichterinnen 
und  Gelehrten  des  Altertums  ist  uns  fast  nur  der  Name  geblieben, 
mehr  als  ihre  Werke  interessierte  .stets  ihre  Persönlichkeit.  Die 
Leistungen  der  weiblichen  Gelehrten  neuerer  und  neuester  Zeit  sind 
achtungswert,  zum  Teil  hervorragend,  sie  zeugen  von  ernstem 
Studium  und  grofsem  Fleifs  und  überragen  diejenigen  vieler  Männer 
der  Wis.senschaft,  aber  eine  wirklich  geniale  i.eistung,  eine  bahn- 
brechende wissenschaftliche  That  ist  ihnen  bisher  nicht  gelungen. 
Die  Freunde  der  F'rauenbcwegung  pflegen  hier  die  Erklärung  ab- 
zugeben, dafs  die  Erziehung  des  weiblichen  Geschlechts,  seine  soziale 
Gebundenheit,  seine  Ausschlicfsung  von  den  wissenschaftlichen  I .ehr- 
anstalten  die  Ursache  hiervon  sei.  .Sie  haben  nicht  unrecht.  Nur 
wenige  Frauen  haben  freie  Bahn  gehabt  für  ihre  Entwicklung,  er.st 
die  neueste  Zeit  beginnt  sie  langsam  auf  gleiche  Stufe  zu  stellen  mit 
den  Männern,  und  statt  über  die  geringen  Leistungen  der  Frauen 
zu  spotten,  sollte  man  staunen  über  das,  was  sie,  trotz,  der  Ungunst 
der  Verhältnisse,  geleistet  haben.  Der  Mangel  an  weiblichen  Genies 
aber  läfst  sich  dadurch  noch  nicht  zur  Genüge  erklären  und  er  fallt 
noch  mehr  in  die  Augen,  wenn  wir  das  Gebiet  der  Kunst,  zu  dem 
der  Zutritt  überdies  den  Frauen  viel  leichter  gemacht  wird,  mit  in 
den  Kreis  der  Beobachtung  ziehen.  .Auch  hier  viele  Talente,  starke 
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Begabungen,  besonders  solche  reproduzierender  Art,  aber  keine 
schöpferische  Kraft.  Selbst  grofse  Dichterinnen,  wie  .Annette  Droste- 
Hülshof,  Elisabeth  Barret-Browning,  .Ada  Negri,  erreichen  auch  nicht 
von  Ferne  die  Höhen  der  Klassiker;  im  Drama  stehen  die  E'rauen 
sogar  zweifellos  unter  dem  Durch.schnitt  der  männlichen  Dichter. 
Ihre  grofse  Neigung  zur  Musik  hat  noch  nicht  eine  Komponistin 
hervorgebracht,  die  sich  mit  männlichen  Komponisten  zweiten  und 
dritten  Ranges  messen  könnte,  und  keine  der  berühmten  Malerinnen 
kann  beanspruchen,  mehr  als  Tüchtiges  geleistet  oder  gar  neue 
Wege  gewiesen  zu  haben.  Greifen  wir  noch  auf  andere  Gebiete 
über,  auf  denen  genialer  Hrfindungsgeist  zum  Ausdruck  kommen 
kann,  so  bleibt  doch  der  Eindruck  derselbe : Die  E'rauen  haben  auch 
im  t’mkreis  naheliegender  Interessen,  wie  in  der  Kochkunst,  der 
Wäscherei  und  Schneiderei,  keinerlei  umwälzende  Leistungen  zu 
verzeichnen,  obwohl  cs  eine  ganze  Reihe  von  E'rauen  giebt,  die 
allerhand  sehr  nützliche  Erfindungen  machten.  Alledem  gegenüber 
ist  man  häufig  zu  dem  Resultat  gekommen,  dafs  die  geniale  Be- 
gabung der  E'rau  keine  produktive,  sondern  eine  reproduktive  sei, 
dafs  cs  mehr  grofse  Schauspielerinnen  als  Schauspieler,  mehr  be- 
deutende weibliche  als  männliche  A’irtuosen  gäbe.  Ich  glaube,  dafs 
eine  Eintscheidung  hierüber  sich  kaum  treffen  läfst,  und  dafs  sie 
nur  in  Betreff  der  Schauspielerinnen  zu  Gunsten  der  E'rauen  au.s- 
fallen  könnte.  Ich  bin  vielmehr  der  Ueberzeugung,  dafs  die  Genia- 
lität der  Frau  auf  einem  ganz  anderen  Gebiet  sich  zu  äufsern  be- 
stimmt ist,  auf  einem  Gebiet,  das  sich  erst  jetzt  der  Menschheit 
erschliefst. 

Wir  haben  gesehen,  dafs  die  von  den  E'rauen  bevorzugten  Be- 
rufe — die  der  Erzieherin  und  Schulinspektorin,  der  Pflegerin  und 
Aerztin,  der  .Armenpflegcrin  und  E'abrikinspektorin,  der  Handels- 
angestelltin  und  Burcaubeamtin  — der  Mütterlichkeit  ihres  Wesens 
entsprechen,  und  wir  können,  trotz  einer  nicht  allzulangen  Erfahrung, 
(loch  heute  schon  konstatieren,  dafs  sie  sich  in  den  von  ihnen  ge- 
wählten Berufen  ganz  besonders  auszeichnen.  Wir  wissen  ferner, 
dafs  fast  alle  Wohlthätigkeitsbestrebungcn,  auch  die  gröfsten  Stils, 
fast  ausschliefslich  den  E'rauen  ihr  Entstehen  und  ihre  Entwicklung 
verdanken,  dafs  sie  sich  überall  in  wachsendem  Mafse  an  allem  be- 
teiligen, was  unter  den  Begriff  Sozialreform  fällt,  und  sowohl  als 
•Agitatoren  wie  als  Gelehrte  hier  ihr  Bestes  leisten.  Während  sic 
im  allgemeinen  am  Althergebrachten  zu  hängen  pflegten  und  die 
schwierige  Position  der  .Avantgarde  stets  den  Männern  überliefsen. 
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wenden  sic  sich  jetzt  mit  erstaunlichem  V’erständnis  und  seltener 
Energie  den  jüngsten  der  Wissenschaften,  den  Soziahvissenschaften, 
zu,  und  kämpfen  darum,  in  ihren  Rahmen  zu  praktischer  Thätijr- 
keit  zu  gelangen.  Sie  sehen  ein  ungeheures  Feld  vor  sich,  dessen 
Bearbeitung  ihnen  entspricht,  in  der  ihre  Persönlichkeit  zum  vollen- 
deten Ausdruck  kommen  kann,  denn  es  handelt  sich  hier  darum, 
Mittel  und  Wege  zu  finden,  um  den  Elenden  und  Schwachen  zu 
helfen,  um,  wie  einst  die  Oekonomie  des  Hauses,  jetzt  die  Oekonomie 
der  Welt  zu  begreifen,  zu  leiten  und  zu  beherrschen,  um  an  Stelle 
des  Schwertes  Hammer,  Meifsel  und  Pflugschar  als  Symbol  des 
\’ölkerlebens  aufzurichten.  Und  besteht  nicht  Genialität  im  Aus- 
druck der  Persönlichkeit? 

Darum  tritt  die  Frau  gerade  jetzt  so  sehr  in  den  Vordergrund, 
darum  nimmt  die  Frauenbewegung  so  grofse  Dimensionen  an:  weil 
die  Atmosphäre  sich  bildet,  in  der  sie  frei  zu  atmen  vermag,  weil 
Despotismus,  .Sklaverei  und  Krieg  im  Bewufstsein  der  Menschheit 
mehr  und  mehr  als  barbari.sche  Reste  einer  überwundenen  Ver- 
gangenheit angesehen  werden,  weil  die  Kraft  der  Muskeln  an  Wert 
verliert  und  die  Kraft  des  Geistes  und  Herzens  langsam  an  ihre 
Stelle  tritt.  Wenn  es  auch  heute,  wo  die  ersten  Schritte  auf  diesem 
Wege  gemacht  werden,  noch  keine  weiblichen  Genies  giebt,  die 
bahnbrechend  vorangehen,  so  .steht  cs  für  mich  aufser  allem  Zweifel, 
dafs  sie  kommen  werden.  In  diesem  Sinne  haben  die  Gegner  recht, 
wenn  sie  ein  Zeitalter  des  Feminismus  voraussehen;  sie  haben  aber 
unrecht,  wenn  sie  meinen,  dafs  es  eins  der  Schwäche,  der  Degene- 
ration sein  wird.  Denn  erst  die  Ergänzung  der  männlichen  Be- 
gabung durch  die  weibliche,  erst  das  Zusammenarbeiten  beider  Ge- 
schlechter, die  ja  doch  mit  gleichen  Dascinsrcchtcn  die  Erde  be- 
völkern , kann  VV'irkungen  hervorbringen , die  nicht  durch  ihre  Kin- 
scitigkeit  den  einen  Teil  schädigen.  Wären  die  Fähigkeiten  des 
Geistes  und  Herzens  der  beiden  Geschlechter  gleich , .so  wäre  der 
Eintritt  der  Frauen  in  das  öffentliche  Leben  für  die  Menschheit  voll- 
kommen wertlos  und  würde  nur  auf  einen  noch  wilderen  Konkur- 
renzkampf hinauslaufen.  Erst  die  Erkenntnis,  dafs  das  ganze  VV’esen 
des  W'eibes  ein  vom  Manne  verschiedenes  ist,  dafs  es  ein  neues  be- 
lebendes Prinzip  im  Menschhcitsleben  bedeuten  wird,  macht  die 
Frauenbewegung  zu  dem , was  sic  trotz  mifsgünstiger  Feinde  und 
lauer  Freunde  ist;  einer  sozialen  Revolution. 

Die  bürgerliche  Frauenfragc,  wie  sie  uns  auf  Grund  der  bis- 
herigen Untersuchungen  entgegentritt,  ist  in  erster  Linie  eine  wirt- 
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schaftliche  Frage,  die  im  Kampf  um  Arbeit  am  deutlichsten  zum 
Ausdruck  kommt.  Sic  spitzt  sich  um  so  mehr  zu , je  gröfscr  der 
Frauenülterschufs  ist,  je  geringer  die  Heiratsaussichten,  je  schroffer 
die  Gegensätze  zwischen  Einnahmen  und  Bedürfnissen  sich  gestalten. 
Die  Eröffnung  der  Universitäten,  der  höheren  Lehranstalten  aller 
.Art  und  der  bürgerlichen  Berufe  sind  ein  notwendiger  Schritt  zur 
Lösung  der  h'rauenfrage ; unter  den  bestehenden  V'erhältnissen  jedoch 
sind  sie  allein  im  Hinblick  auf  die  Hebung  der  Lage  der  allein- 
stehenden Frauen  von  Bedeutung,  ziehen  aber  auch  eine  Reihe  von 
l’ebelständen , die  in  dem  immer  heftiger  werdenden  Konkurrenz- 
kampf der  Geschlechter  zum  schärfsten  .Ausdruck  kommen , nach 
sich.  .Angesichts  dieser  I'olgen  der  Frauenemanzipation,  die  auch 
auf  die  körperliche  Kraft  und  geistige  Frische  der  Frauen  urul  ihrer 
Kinder  nachteilig  einwirken,  und  der  Thatsache,  dafs  von  ihrer 
wirtschaftlichen  Befreiuung  erst  dann  die  Rede  sein  kann,  wenn 
die  verheirateten  Frauen,  die  auch  in  der  Bourgeoisie  in  immer 
au.sgedehnterem  Mal'se  zum  Erwerb  gezwungen  sind , durch  Arbeit 
ökonomisch  selbständig  zu  werden  vermögen , ist  eine  tiefgreifende 
Veränderung  der  .Arbeitsbedingungen , der  AVohnungs-  und  Haus- 
wirt.schaftsverhältnissc  und  der  Formen  des  Familienlebens  die  un- 
ausbleibliche A’oraussetzung  der  I^ösung  der  wirtschaftlichen  Seite 
der  Frauenfrage.  Ein  Urteil  über  den  Wert  des  Anteils  der  Frauen 
an  der  bürgerlichen  Berufsthätigkeit  wird  auch  erst  dann  zu  (allen 
möglich  sein , wenn  ihre  individuellen  Fähigkeiten  ungehemmt  zur 
Entwicklung  gelangen  können,  und  die  eigentümliche  Genialität  der 
Frau  sich  entfalten  kann. 

Damit  ist  auch  über  die  heutige  bürgerliche  Frauenbewegung, 
die  sich  weder  ihrer  treibenden  Kräfte  vollkommen  bewufst  wird, 
noch  ihre  letzten  Konsequenzen  klar  ins  .Auge  fast  und  eingesteht, 
das  Urteil  gesprochen.  Das  höchste,  was  sie  vermag,  ist,  die  ersten 
Schritte  auf  einem  Wege  zu  führen,  den  die  Frauen  nur  in  der  Ge- 
folgschaft einer  allgemeinen , beide  Geschlechter  umfassenden  so- 
tialen  Bewegung  bis  zum  Finde  werden  gehen  können. 
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Gewerbe  und  Handel  im  Deutschen  Reich. 

Auf  Grund  der  (iewcrbezählung  vom  14.  Juni  1S95. 

Von 

Prof.  Dr.  H.  R.AUCHBP:rG 

in  I’rac- 

1.  Die  Gewerbebetriebe. 

Enger  noch  als  tlic  landwirtschaftliche  Betriebsaufnahme  ')  hängt 
die  Gewerbezählung  mit  der  Berufsstatistik  zusammen.  Denn 
die  landwirtschaftliche  Betriebsstatistik  knüpft  an  die  Betriebe  als 
solche  an ; die  1 laushaltungsliste  der  Berufszählung  war  für  sie  nur 
ein  Behelf,  um  diese  Betriebe  herauszufinden.  Die  Gewerbczählung 
hingegen  eignet  sich  hinsichtlich  der  Allcinbetriebe  die  Angaben 
der  Berufszählung  aus  der  Haushaltungsliste  vollkommen  an  und 
benutzt  diese  letztere  fernerhin  dazu,  um  die  X'erwendung  von  Ge- 
hilfen oder  Motoren  fcstzustellcn ; in  diesem  Falle  war  der  be- 
treffende Betrieb  auf  einem  besonderen  „Gewerbebogen“  ausführlicher 
zu  beschreiben.  Die  Gewerbestatistik  beruht  also  auf  einer  Kom- 
bination von  rein  berufsstatistischem  und  eigentlich  gewerbestatisti- 
schem Material.-)  Und  auch  sonst  spielen  mancherlei  berufssta- 
tistische (iesichtspunkte  in  die  (ie Werbestatistik  mit  herein,  so 
insbesondere  bei  der  Sonderung  der  Hauptbetriebe  von  den  Neben- 
betrieben und  bei  der  Gliederung  des  Arbeitsperson.als  nach  der 
thatsächlichen  Beschäftigung,  während  — umgekehrt  — die  An- 
gaben der  (iewerbezählung  über  den  Betriebsumfang  von  der  Bf- 


*)  Vgl.  darüber  meine  .Abhandlung  „Die  Kandwirt.schaR  im  Deutschen  Reich 
auf  Grund  der  landwirtschaftlichen  Betriebszählung  vom  14.  Juni  1895“  im  XIV. 
Bande  dieses  Archivs  S.  554  tf. 

*)  Ueber  die  Methode  der  Gewerbczählung  vgl.  den  XIV.  Band  des  Archivs 
fUr  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik  S.  250  ff. 
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rufestatistik  verwertet  worden  sind,  um  die  soziale  Stellung  der 
selbständigen  Erwerbsthätigen  genauer  zu  kennzeichnen.  *) 

Trachten  wir,  bevor  wir  auf  die  einzelnen  Erhebungsmomente 
eingehen,  einen  Ueberblick  über  die  Hauptergebnisse  der 


Gewerbezählung  zu 

erlangen,  so 

wurden 

ermittelt 

ini  Jahre 

im  lalirc 

Zunahme  (-{-) 

bzw.  Ab- 

1895 

1S82 

nähme  ( — ) gegen  1882 

(jcwcrbcbctricbc  überhaupt  3658088 

3609801 

absolut 
-1-  48287 

Proz. 
+ 1.3 

darunler : 

Hauptbetriebe  . . 

• 3144977 

3005457 

-f  139520 

+ 4.6 

Nfbenbelriebe  . 

513111 

604344 

— 91 233 

— 15-1 

Gcwcrhlhälijjc  Personen 

')  10269269 

73407*9 

-f-  2928480 

-h  39.9 

darunter : 

männliche  . . . 

• 7 9Z9944 

5831  622 

4-  2098322 

4-  36,0 

weibliche  . . . 

2339325 

I 509  107 

4-  830  1 58 

+ 55.0 

Unter  den  1895  gezählten  Betrieben  waren  164483  oder  4,5  Proz., 
die  mit  motori.scher  Kraft  arbeiteten;  die  verwendeten  Pferdestärken 
betrugen  3427325.'*) 

Bevor  wir  die  Zahlen  materiell  würdigen,  ist  die  in  der  obigen 
Uebersicht  getroffene  Unterscheidung  zwischen  Haupt-  und  Xeben- 
betrieben  zu  erklären.  Als  Hauptbetriebe  gelten  jene,  in  welchen 
mindestens  eine  Person,  wenn  auch  in  unselbständiger  Stellung, 
hauptberuflich  thätig  ist;  Nebenbetriebe  hingegen  werden  nur 
nebenbei  besorgt,  also  durchaus  von  solchen  Personen,  die  ihren 
Hauptberuf  anderweitig  ausüben.  Das  unterscheidende  Merkmal  ist 
also  nicht  in  der  objektiven  Beschaffenheit  des  Betriebes,  sondern 
in  seiner  beruflichen  Bedeutung  für  das  Personal  gelegen.  Da 
dieses  letztere  zur  Vermeidung  von  Doppelzählungen  durchaus  dem- 
jenigen Betriebe  zugerechnet  wird,  dem  es  mit  seinem  Hauptberuf 
angehört,  werden  die  Nebenbetriebe  ohne  Personalangabe  geführt. 
Die  obigen  Angaben  über  die  gewerbthätigen  Personen  beziehen 
sich  daher  lediglich  auf  die  Hauptbetriebe. 

Es  ist  ein  Bild  kräftig  aufstrebender  Entwicklung,  das  die  oben 
mitgeteilten  Zahlen  entrollen.  Seit  der  Zählung  von  1882  sind  in 

')  Vgl.  darüber  den  XIV.  Band  dieses  .\rcliivs  S.  625  ff. 
r>urchsclinittszatilen. 

*)  Der  Vergleich  mit  1882  ist  hier  nur  hinsichtlich  der  Hauptbetriebe,  der 
^«gleich  mit  1875  nur  hinsichtlich  der  Betriebe  mit  mehr  als  5 Gehilfen  möglich. 
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jeder  Hinsicht  gewaltige  Fortschritte  erzielt  worden.  Noch  rascher 
als  die  Bevölkerung  des  Deutschen  Reiches  hat  sich  seine  Industrie 
entfaltet.  Nicht  so  sehr  in  der  Zahl  der  Betriebe  zeigt  sich  das 
als  in  ihrer  Ausrüstung  mit  persönlichen  und  motorischen  Arbeits- 
kräften. -Nur  die  Nebenbetriebe  sind  zurückgegangen  in  Ueberein- 
stimmung  mit  der  schon  früher  erörterten  Abnahme  des  Neben- 
berufes überhaupt,  die  wir  als  eine  Begleiterscheinung  der  strafferen 
Arbeits-  und  Betriebsorganisation  kennen  gelernt  haben.  *) 

Noch  gröfscr  erscheint  selbstverständlich  der  Fortschritt  der 
Gewerbezählung  von  1875  gegenüber.  Damals  sind  3 230  31 1 Be- 
triebe, darunter  2927955  Hauptbetriebe  und  302  356  Nebenbetriebe 
mit  6470630  Personen  und  1 055  750  I’ferdekräften  der  verwendeten 
Motoren  gezählt  worden.  Es  beträgt  somit  die  Zunahme 

gegen  das  Jahr 
1882  1875 

!*r<»zentc 

der  gewerblichen  Ib'lriebe  überhaupt  . 1,3  13.2 

speziell  der  Ilau[»tbetrieV)c  . . . 4,6  7.4 

der  gewerblhäligcn  Personen  . . 39,9  58,7 

der  verwendeten  Pferdekräfte  *)  ...  — 178  3 

Bis  1895  ist  die  Gesamtbevölkerung  seit  1882  um  14,5,  seit 
1875  um  21,2  Proz.  gewachsen.  Weit  rascher  hat  sich,  wie  wir 
nunmehr  sehen,  das  Gewerbepersonal  vermehrt.  Es  gehörten 
dazu  von  je  loo  Personen  der  Gesamtbevölkerung  1875  15,1,  1882 
16,2  und  1895  19,8.  Welche  Umbildung  der  gesteigerte  Menschen- 
bedarf von  Gewerbe  und  Handel  in  der  Berufsgliederung  des 
deutschen  Volkes  bewirkt  hat,  haben  vorliergehendc  Untersuchungen 
dargethan.  ■’’)  Wir  haben  auch  gesehen , dafs  in  erster  Linie  der 
Nachwuchs  und  das  weibliche  Geschlecht  stärker  herangezogen 
worden  sind,  und  wie  die  Intensität  der  Berufsarbeit  gesteigert 
wird.  Die  Untersuchungen  über  die  h'amilienangehörigen  nach  Be- 
rufszweigen sowie  über  die  Familienstandsverhältnisse  haben  ferner 
gezeigt,  in  welchem  Mafse  die  aufblühenden  Berufszweige  des  Ge- 
werbes und  Handels  ihren  Nachwuchs  durcli  frühere  P'ainilien- 
gründung  und  reichlichere  Familienentfaltung  verstärkt  haben.  Und 
weil  dadurch  ihr  voller  Arbeitsbedarf  noch  immer  nicht  gedeckt  war. 

*)  Vgl.  die  hez.  .\usfiihrungen  in  Hd.  XV  dieses  .\rcliivs  S.  153 

*)  Xur  hinsirlitlich  eines  Teiles  der  1895  ermittelten  ntotorischen  Kräfte  i.-t 
der  Verpleieli  mit  1875  miittlicli. 

*)  Vgl.  insbes.  tlen  XIV.  ltd.  die.ses  .\rchivs  S.  273  IT. 
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haben  sie  in  weitem  Umfange  auch  den  Nachwuchs  der  Landwirt- 
schaft für  sich  zu  gewinnen  verstanden.  Der  Bestand  der  Landwirt- 
schaft an  Erwerbthätigen  ist  gleichwohl  ungeschmälert  erhalten 
geblieben;  auch  hat  die  Landwirtschaft  ihre  Abgänge  — wenn  auch 
nur  eben  noch  knapp  — zu  ersetzen  vermocht  Eis  wäre  daher 
irrig,  anzunehmen,  Gewerbe  und  Handel  hätten  sich  hauptsächlich 
auf  Kosten  der  Landwirtschaft  erweitert.  Aus  eigener  Kraft,  ge- 
tragen von  der  vergleichsweise  höheren  Produktivität  ihrer  .Arbeit, 
sind  sie  so  mächtig  emporgestiegen.  Nicht  absolut,  sondern  nur 
antcilsweise  ist  der  Anteil  der  l.andwirtschaft  an  der  Berufsgliede- 
rung des  deutschen  Volkes  zurückgegangen.  Wenn  ihr  Nachwuchs 
in  immer  höherem  Mafse  der  Industrie  sich  zuwendet,  so  haben  wir 
hierin  nur  die  unvermeidliche  Ausgleichung  der  Bevölkerungsspannung 
in  der  Richtung  nach  der  höheren  Produktivität  und  den  be.s.seren 
•Arbeitsbedingungen  zu  erblicken. 

Bei  der  Beurteilung  der  Zahlen  darf  in  formaler  Hinsicht 
nicht  übersehen  werden,  dafs  der  Begriff  des  Betriebs,  wie  er  der 
Gewerbezählung  zu  Grunde  liegt,  weder  dem  Begriff  der  Unter- 
nehmung, noch  des  Betriebes  im  technischen  Sinne  entspricht.  Um 
nämlich  die  I^age  der  einzelnen  Gewerbe  möglichst  spezialisiert 
darzustellen,  waren  verschiedenartige  Gewerbe,  die  zu  einem  Betrieb 
vereinigt  sind,  zunächst  getrennt  und  auf  besonderen  Gewerbebogen 
auszuweisen.  Zu.sammengesetzte  Betriebe  erscheinen  demnach  in  so 
Gele  Teilbetriebe  zerlegt,  als  sie  verschiedenartige  Gewerbszweige 
enthalten. ')  Durch  die  Zusammenfassung  der  zusammengehörigen 
Teilbetriebe  zu  Gesamt  bet  rieben  vermindert  sich  die  .Summe 
der  Betriebseinheiten  auf  3065  231.  Im  ganzen  wurden  89201  der- 
artiger Gesamtbetriebe  — 2,9  Proz.  aller  Hauptbetriebe  — mit 
1696120  Personen  und  i 209280  Pferdestärken  ermittelt.  Sie  um- 
fassen trotz  ihrer  verhältnismäfsig  geringen  Zahl  rund  ein  Sechstel 
aller  gewerblich  thätigen  Personen  und  ein  Fünftel  aller  motorischen 
Kräfte,  sind  also  in  technischer  Hinsicht  für  die  Leistungsfähigkeit 
der  Industrie  überhaupt,  in  sozialpoliüscher  Hinsicht  aber  für  die 
Ge.staltung  des  Arbeitsverhältnisses  von  hervorragender  Bedeutung. 
Ein  V'ergleich  mit  früheren  Zählungen  ist  in  die.ser  Richtung  nicht 
möglich,  weil  die  Teilbetriebe  1895  zum  ersten  Male  zu  Gesamt- 
betrieben zusammengefafst  worden  sind. 


*)  Vgl.  darüber  die  Ausführungen  im  XIV.  Bande  dieses  Archivs  S.  250  fi. 
Archiv  für  soz.  Gesetzgebung  u.  StaiistiK.  XVI.  lO 
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Wie  gliedert  sich  die  Gesamtzahl  der  Gewerbe  nach  einzelnen 
Gewerbezweigen? 

In  den  Gewerbebogen  fanden  sich  1895  7793  — 1882  erst 
6459  — verschiedene  Gewerbebenennungen,  welche  für  die  statisti- 
sche Darstellung  zu  320  Gewerbearten  — um  72  mehr  wie  1882  — , 
31  Gewerbegruppen  und  3 grofsen  Gewerbeabteilungen  zusaminen- 
gezogen  worden  sind. 

Nach  Gewerbeabteilungen  waren  die  Verhältnisse  die 
folgenden : 

Betriebe 


nach  Zusammen- 

darunter 

Personal 

über- 

fassung  der  Teil- 

Haupt- 

der 

haupt 

betriebe  zu  Ge- 

betriebe 

Haupt- 

samtbe  trieben 

betriebe 

Gewerbeabteilungen 

im  Jahre 

1895 

A. 

Gärtnerei,  Tierzucht  u.  Fischerei 

53  547 

42  052 

42321 

103 1 28 

B. 

Industrie,  einscht.  Bergbau  und 

Baugewerbe 

2428473 

2 108874 

2 146972 

8000503 

C. 

Handel  und  Verkehr,  einschl. 

Gast-  und  Schankwirtschaft  . 

I 176068 

914305 

955684 

2 165  638 

zusammen 

3658088 

3065231 

3144977 

10269  269 

im  Jahre 

1882 

A. 

Gärtnerei,  Tierzucht  u.  Fischerei 

43094 

_ 

31  886 

6741S 

B. 

Industrie,  einschl.  Bergbau  und 

Baugewerbe 

2 560442 

— 

2270339 

5933663 

C. 

Handel  und  Verkehr,  einschl. 

Gast-  und  Schankwirtschaft  . 

1006265 

— 

703232 

1 339  708 

zusammen  ..... 

3609801 

— 

3005457 

7 340  789 

Demzufolge  treffen  auf  die  nebenbezeichneten  Gewerbeabtei- 


lungen  von  je  lOO 

Betrieben 

Haupt- 

Per- 

Betrieben 

Haupt- 

Per- 

über- 

betrieben 

sonen 

über- 

betrieben 

sonen 

Gc werbe- 

haupt 

insbes. 

haupt 

insbes. 

abteilungeo 

i m 

Jahre  1895 

i m 

Jahre  18S2 

A. 

Gärtnerei , Tierzucht 

und  Fischerei  . . 

*.5 

1,3 

i.o 

i,i 

0,9 

B. 

Industrie,  einschlicfsl. 

Bergbau  und  Bau- 
gewerbe . . . , 

66,4 

68,3 

77>9 

70,9 

75.5 

80,8 

C. 

Handel  und  Verkehr, 

einschl.  Gast-  und 
Schankwirtschaft  . 

32.1 

30.4 

21,1 

27.9 

23.4 

18,3 
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Handel  und  Verkehr  treten  also  der  eigentlichen  Industrie 
gegenüber  1895  stärker  hervor  wie  1882.  Je  mehr  die  arbeitsteilige 
Organisation  der  Volkswirtschaft  sich  ausbreitet,  die  Stellung  der 
einzelnen  Länder  in  der  Weltwirtschaft  sich  differenziert,  und  ihr 
gegenseitiger  Verkehr  zunimmt,  desto  gröfsere  Aufgaben  haben  auch 
Handel  und  Verkehr  zu  bewältigen.  Es  kann  daher  nicht  wunder- 
nehmen, wenn  die  hierhergehörigen  Gewerbezweige  sowohl  nach 
der  Zahl  der  Betriebe  als  auch  nach  der  Zahl  der  darin  beschäftigten 
Personen  verhältnismäfsig  am  raschesten  sich  entwickelt  haben.  ’) 

Genaueren  Einblick  in  die  Entwicklung  gestattet  erst  die  Dar- 
stellung nach  Gewerbegruppen.  Dieser  ist  die  nachfolgende 
L'ebersicht  gewidmet; 

(Siehe  die  Ucbcrsicht  auf  S.  148.) 

Zu  der  Gruppe  XX  Verkehrsgewerbo  ist  zu  bemerken,  dafs 
darin  die  Post-,  Telegraphen-  und  Eisenbahnbetriebe,  auf  welche 
sich  die  Gewerbcz.ählung  überhaupt  nicht  erstreckte,  nicht  enthalten 
sind.  Im  Jahre  1898  bestanden  im  Deutschen  Reich  3540/  Post- 
anstalten und  197  572  Personen  waren  bei  der  Post  und  Telegraphie 
beschäftigt.  Das  Personal  der  vollspurigen  Eisenbahnen  umfalste  im 
Jahre  1898  51 1013  Personen,  darunter  174813  fest  angestellte,  26783 
diätarische  Beamte  und  309417  .'\rbeiter.  Fehlen  diese  Betriebe  mit 
ihrem  Personal  aus  der  Gewerbestatistik  gänzlich,  so  ist  darin  auch 
die  Schiffahrt  offenbar  zu  kurz  gekommen,  indem  nach  der  Statistik 
der  deutschen  Seeschiffahrt  die  Besatzung  der  deutschen  Kauffartei- 
schiffc  .'\nfang  1896  39997  Mann  zählte  — 1899  bereits  43 
Mann  — , wogegen  von  der  Gewerbestatistik  in  der  Gewerbeart 
See-  und  Küstenschiffahrt  im  ganzen  nur  38813  erwerbthätige 
Personen  ausgewiesen  worden  sind. 

Die  nähere  Betrachtung  der  nachstehenden  Tabelle  lehrt,  dafs 
das  Personal  sämtlicher  Gewerbegruppen,  zum  Teil  sogar  sehr  er- 
heblich — nahezu  bis  zur  Verdoppelung  — sich  vermehrt  hat. 
Durchaus  ist  die  Zunahme  der  Betricbscinheiten  jener  des  Personals 
gegenüber  stark  zurückgeblieben.  Für  8 Gewerbegruppen  ergiebt 
sich  sogar  ein  absoluter  Rückgang  in  der  Zahl  der  Betriebe,  an 
welchem  in  der  Regel  sowohl  die  Haupt-  als  auch  die  N’ebenbetriebc 
beteiligt  sind.*)  ln  dieser  Gegenbewegung  der  Betricbscinheiten 

*)  Vgl.  Wilhelm  Sri c da.  Oer  deutsche  Handclsstand  im  Lichte  der  Berufs- 
rahlung.  Soziale  Praxis,  1900,  Nr.  19. 

*)  Nur  in  den  Gruppen  Metallverarbeitung  und  Bekleidungs-  und  Keinigungsgewerbe 
haben  die  Hauptbetriebe  ab-  und  die  Nebenbetriebe  zugenommen ; hingegen  betrifft 

10* 
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und  des  Gewerbepersonals  drückt  sich  die  fortschreitende  Konzen- 
tration der  Produktion  und  Distribution  in  Betrieben  von  immer 
gröfserem  Umfange  aus.  In  Anbetracht  des  verhältnismäfsig  kurzen 
Zeitraums  zwischen  den  beiden  Gewerbezählungen  von  1882  und 
1895  müssen  die  Fortschritte  jener  Entwicklung  als  sehr  erheblich 
bezeichnet  werden. 

Deutlich  erhellen  die  Verschiebungen,  die  in  dieser  Richtung 
eingetreten  sind,  wenn  man  die  Zahlenverhältnisse  zwischen  den 
Betrieben  der  einzelnen  Gewerbegruppen  und  ihrem  Personal  einer- 
seits und  der  Bevölkerung  andererseits  für  jedes  der  beiden  Zählungs- 
jahre berechnet  und  die  so  gewonnenen  Ziffernreihen  miteinander 
vergleicht.  Zu  diesem  Zwecke  reihe  ich  nachstehend  diejenigen 
Gewerbegruppen,  welche  mit  je  einem  Gewerbethätigen  auf  höchstens 
100  Einwohner  die  weiteste  Verbreitung  haben,  nach  der  Häufig- 
keit der  Gewerbthätigen  an ; 

Injr<lrr(icwi’rhcgruppr  Auf  je  lOOOOoLin- 


kommt 

I G c w e r b • 

wohner 

ircffen  in 

t h ät  i ge  r auf  Ein* 

jeder 

(iewerbe- 

w 

>hner 

gruppe 

Betriebe 

(» e w e r b e g r u p ])  c n 

1895 

1S82 

1895 

1882 

XIV.  Bekleidungsgewerbe  .... 

37.2 

35.9 

1 779 

2 lOO 

XVIII.  1 landel.sgewerbe 

38.S 

53.9 

1 502 

' 364 

XV.  Baugewerbe 

49.S 

84,8 

446 

408 

.XIII.  Nahrungs-  und  (ienufsmiUel  . 

507 

60,8 

607 

639 

IX.  Texlilindu.strie 

527 

497 

480 

899 

V.  Metallverarbeitung 

81,4 

98.4 

336 

392 

XII.  Holz«  u.  Schnitzstoffe  .... 

86.5 

96,3 

507 

629 

VI.  Maschinen  und  Instrumente  . 

88,8 

127,0 

198 

210 

X.XI.  Beherbergung  und  Krquickung 

»9.3 

'43.9 

53S 

570 

IV.  Steine  und  Erden 

92,7 

■29.5 

‘03 

132 

III.  Bergbau  u.  Hüttenwesen  . 

95.» 

105,1 

12 

18 

Die  Besetzung  und  Entwicklung  der  einzelnen  Gewerbe- 
arten kann  ohne  umfängliche  tabellarLsche  Xachweisungen,  die  an 
dieser  Stelle  nicht  angängig  sind,  nur  kurz  berührt  werden.  Ich 
muls  mich  darauf  beschränken,  diejenigen  Gewerbearten  aufzuzählcn, 
die  mehr  als  200000  Personen  beschäftigen,  und  ihr  Verhältnis 


die  Abnahme  der  Betriebe  des  Vcrsiclierungsgcwcrbcs  lediglich  die  Xcbenbetriebe, 
während  die  Hauptbetriebe  dieser  (»nippe  um  6l,2  Pro/,  zugenommen  haben. 
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zum  gesamten  Gewerbepersonal  und  zur  Bevölkerung  anzugeben. 
Das  geschieht  in  den  folgenden  Zifferreihen: 


Gewerbthätige  Personen 

1 Gewerb* 

in  Pror.  des 

thatiger 

gesamten  Ge* 

kommt  auf 

Gewerbcarten 

absolut 

Werbepersonals 

Kinwohner 

Schneiderei 

445  347 

4.34 

1 16.2 

Schuhmacherei 

3**443 

3.7* 

133-3 

Hauunternehmung 

364  746 

3.55 

141.9 

Heherbergung 

322625 

3. '4 

160,5 

Tischlerei  und  Parketfabrikation  . 

299 195 

2.91 

173-0 

Handel  mit  Kolon.*  Efs*  u.  Trinkwjiren 

290  5S4 

2.83 

I7S.2 

Maurer 

284265 

2.77 

1S2.1 

Steinkohlenbergwerke 

258380 

2.52 

200,4 

Erquickung 

257333 

2,51 

201.2 

Bäckerei 

231091 

2.25 

224,0 

Warcnhaiidel 

221343 

2,16 

233.9 

Ziegelei,  Thonröhrenfabrikation  . . . 

219860 

2.14 

2355 

Näherei 

21 1 501 

2.06 

244.S 

Hinsichtlich  der  Veränderungen  seit 

1 882  sei  hier 

nur  festge- 

stellt,  dal's  die  Zahl  der  Betriebe  in  124 

Gewerbearten 

zu-  und  in 

Il8  abgenommen  hat,  während  die  gewcrbthätigen  Personen  in 
196  Gewerbearten  sich  vermehrt  und  nur  in  46  sich  vermindert 
haben.  Als  rückläufig  kann  demnach  kaum  der  siebente  Teil  aller 
Gewerbearten  bezeichnet  werden,  wogegen  die  oben  hervorgehobene 
Konzentrationstendenz  nahezu  bei  der  Hälfte  aller  Gewerbcarten  zu 
einer  — mitunter  nicht  unerheblichen  — Verminderung  der  Be- 
triebe geführt  hat. 

Bisher  lag  der  Darstellung  die  .Summe  der  Haupt-  und  Ne- 
benbetricbe  zu  Grunde.  Ueber  die  Verbreitung  einer  jeden 
dieser  Kategorien  zu  unterrichten , ist  die  nachstehende  kleine 
Uebersicht  bestimmt: 


Absolute 

Zahlen 

Von  je 

loo  Be- 

trieben  sind 

Haupt* 

Neben- 

1 laupt- 

Neben* 

betriebe 

betriebe 

A.  Gärtnerei,  Tierzucht  und  Fischerei 

42321 

1 1 226 

79.0 

21,0 

B.  Industrie  etc 

2 146972 

281 501 

88,4 

11,6 

C.  Handel  und  Verkehr  etc.  . . . 

955  684 

220  3S4 

*1.3 

18.7 

im  ganzen 

3 144977 

513111 

86,0 

14.0 

.■\m  meisten  ragen  die  N'ebenbetriebe  hervor  in  den  Gewerbe- 
gruppen: Versichern ng.sge werbe  mit  61,8  Proz.,  Bergbau  etc.  und^ 
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Torfgräberei  mit  354  Proz.,  Tierzucht  und  Fischerei  mit  31,4  Proz., 
Industrie  der  Leuchtstoffe  etc.  (Köhler,  Oelmühlen)  mit  23,8  Proz., 
Wrkehr^evverbe  mit  21,8  Proz.  und  Handelsgewcrbe  mit  18,3  Proz. 
Die  geringste  Rolle  spielen  sie  mit  5,8  Proz.  in  der  Papierindustrie 
und  mit  5,9  Proz.  im  polygraphischen  Gewerbe. 

Auf  die  geographische  V’erbreitung  der  Gewerbe  ein-' 
zugehen  mufs  ich  mir  hier,  wo  umfängliche  Tabellen  und  karto- 
graphische Beweise  nicht  beigebracht  werden  können,  versagen. 
Die  wichtigsten  Gesichtspunkte,  auf  die  es  hierbei  ankommt,  sind 
übrigens  schon  früher,  gelegentlich  der  Erörterung  der  Verbreitung 
und  Dichtigkeit  der  industriellen  Bevölkerung  geltend  gemacht 
worden. ') 

Bei  der  Gewerbezählung  von  1895  ist  auch  die  Rechtsform 
der  gewerblichen  Unternehmungen,  soweit  sie  Haupt- 
und  Gehilfenbetriebe  sind,“)  ermittelt  worden.  Für  die  primitiven 
Neben-  und  Alleinbetriebe  die  Unternehmungsform  festzustellen, 
hätte  keinen  Zweck  gehabt.  Der  Darstellung  liegen  die  Gesamt- 
betriebe zu  Grunde.  Dadurch  sowie  durch  eine  etwas  abweichende 
Gruppierung  der  Unternehmungsformen  unterscheidet  sich  die  vor- 
liegende Statistik  von  jener  auf  Grund  der  Zählung  von  1882.  Die 
Vergleichbarkeit  der  Daten  ist  dadurch  zwar  einigermafsen  beein- 
trächtigt aber  nicht  aufgehoben. 

Fafst  man  die  Teilbetriebe  zu  Gesamtbetrieben  zusammen,  so 
gelangt  man  im  ganzen  zu  1350880  Gehilfenbetrieben.  Von  diesen 
waren  1280830  oder  94,8  Proz.  Einzelunternehmungen  und  70050 
oder  5,2  Proz.  Kollektivunternehmungen.  Diese  letzteren  beschäf- 
tigten aber  2831697  Personen,  gerade  ein  Drittel  — 33,1  Proz.  — 
aller  in  Gehilfenbetrieben  thätigen  Personen.  Die  Kollektivunter- 
nehmungen sind  also  zwar  nicht  ihrer  Zahl,  wohl  aber  ihrem  Um- 
fange nach  von  her\'orragender  Wichtigkeit  für  die  deutsche  Volks- 
wirtschaft. Ihre  Bedeutung  ist  seit  1882  noch  gestiegen.  Die  Zahl 
der  Kollektivunternehmungen  hat  um  70,7,  jene  der  Einzelunterneh- 
mungen  nur  um  50,5  Proz.  zugenommen.  Die  Ziffern  geben  übrigens 
den  Fortschritt  der  Kollektivunternehmungen  nicht  deutlich  wieder, 
weil  die  Daten  für  1882  auch  Teilbetriebe  umfassen,  welche  1895 
mit  den  Gesamtbetrieben  vereint  ausgewiesen  sind.  Derartige  Zu- 
sammenfassungen finden  sich  aber  besonders  häufig  bei  den  Kol- 

')  Vgl.  den  XIV.  Band  dieses  Archivs  S.  301  ff. 

*)  Vgl.  darüber  die  .Ausführungen  auf  S.  I43. 


Digilized  by  Google 


'52 


fl.  Rauchberg, 


lektivbetrieben.  Von  je  loo  Personen  kommen  1882  erst  30,37,  1895 
bereits  33,10  auf  Kollektivunternehinungen.  Nach  Gewerbej^ruppen 
und  «Abteilungen  war  der  Anteil  der  Kollektivbetriebe  im  Jahre 
1895  der  folgende: 

Von  loo  Gehilfen« 
betrieben  u.  deren 

Gewerbegruppen  und  Kollektiv-  Per.Minen  entfallen 

-Abteilungen  betriebe  auf  Kollekliv- 

betricbe 


Betriebe 

Personen 

Betriebe  1 

cTsonen 

1. 

Kunst«  und  HandelsgUrtnerei  . . 

368 

7324 

2,7 

"4 

II. 

'l'icrzucht  und  Fischerei  .... 

31 1 

2610 

5.3 

'5.8 

111. 

Bergbau  und  Hüttenwesen  .... 

1 298 

483 160 

42,0 

90,2 

IV. 

lndu.strie  der  Steine  und  Krden  . . 

3782 

209 169 

1 l,i 

39.0 

V. 

.Nletallvcrarbcitung 

3573 

169450 

3.6 

29,9 

VI. 

Maschinenindustrie  etc 

3008 

30037' 

7.2 

53.5 

VII. 

Chemische  Industrie 

958 

72040 

'3-9 

64.7 

Vlll. 

Industrie  der  Leuchtstoffe,  Seifen  etc. 

1 281 

39 '39 

29.9 

67,5 

IX. 

Textilindustrie 

399> 

504477 

7.4 

59,4 

X. 

Papierindustrie 

1 025 

67312 

'0,3 

47.' 

XI. 

Lederindustrie 

1 127 

40617 

4.5 

29.3 

.Xll. 

Industrie  der  Holz«  u.  Schnitzstoffc 

3415 

80090 

3,5 

17,0 

Xlll. 

Indu.slrie  d.  Nahrungs-  u.  Genubmittel 

7778 

264089 

3.9 

26,9 

XIV. 

Bekleidung  und  Reinigung 

4269 

93723 

2,2 

12,7 

XV. 

Baugewerbe 

35‘7 

I2O4OÖ 

3.8 

12,6 

XVI. 

Polygraphische  Gewerbe  .... 

I 276 

5'4'9 

14,0 

4'. 4 

XVII. 

Künstlerische  Gewerbe 

152 

2267 

8,4 

i8.2 

XVllI. 

Handclsgcwcrbc 

25323 

229579 

9,6 

23.4 

XIX. 

Vcrsichcrungsge  werbe 

686 

1 1 462 

39.6 

68,9 

XX. 

Verkehrsgewerbe 

1355 

66 105 

3.8 

35.3 

XXI. 

Beherbergung  und  Erquickung  . . 

1593 

16882 

1,0 

3.3 

A.  Gärtnerei,  Tierzucht  und  Kischerei  . . 

679 

9934 

3.5 

'2,3 

R Indu.stric . . . . 

40414 

2497735 

4,6 

36.S 

C.  Handel  und  Verkehr 

28957 

324  028 

6.3 

'9,' 

Im  ganzen 

70050 

2831697 

5.2 

33.' 

Der  Zahl  nach  ragen  die  Kollektivbctriebe  insbesondere  im 
Handelsgewerbe  hervor;  anteilsweise  sind  sie,  sowohl  nach  den  Be- 
trieben als  auch  nach  dem  Personal  gerechnet,  im  Bergbau,  im 
\’'ersicheningsgewerbe  sowie  in  der  Industrie  der  Leuchtstoffe  etc. 
am  meisten  vertreten. 

Wie  nicht  anders  zu  erwarten,  sind  es  verschiedene  Arten  von 
Kollektivuntcrnehmungen,  die  für  die  einzelnen  Gewerbe  hauptsäch- 
lich inbetracht  kommen.  Um  zunächst  einen  Ueberblick  zu  geben 
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über  die  X’crbreitung  und  Bedeutung  der  verschiedenen  Unter- 
nehmungsformen, werden  dieselben  in  der  naclistehcnden 
Uebersicht,  nach  der  Zahl  der  Betriebe  geordnet,  ausgewiesen; 


Imcmchmungsformcn 

Anzahl  der 

Auf 

einen 

Betrieb 

Auf  die  einzelnen 
Unternehmungsformen 
kommen  von  je  1000 
(iehilfen-  darin  be- 

Betriebe 

Personen 

treffen 

betrieben 

schäftigten 

£ i 0 X e 1 i n h a b e r . . . 

1 280830 

5723221 

Personen 

4.5  ') 

948,1 

Personen 

669,0 

Kollektiv- 
unterneh  munden 
1.  KompagnicjjcschUfte  . . 

55  239 

1 4750S1 

26,7 

40.9 

172.4 

2.  Aktiengesellschaften  . . 

4 749 

801 143 

168,7 

3.5 

93,7 

3.  Kingelragene  (»enossen- 

scliaftcn 

2 212 

17952 

8.1 

1,6 

2,1 

4-  (»meindebetriebe 

1 642 

20902 

12.8 

U2 

2.5 

5.  Vereinsbetriebe  .... 

■ 311 

1 1 208 

8.5 

1.0 

1.3 

6.  Kommanditgesellschaften  . 

I U7 

90155 

80.7 

0,8 

10,5 

7.  OeselUchaflrn  mit  be- 
schränkter Haffung  . . 

1 028 

66055 

64.3 

0,8 

7.7 

8.  Staatsbetriebe  .... 

782 

135157 

172.8 

0.6 

15.8 

9-  Sonstige  kommunale  Kor- 
porationen   

.342 

4406 

8,1 

0,4 

0.5 

10.  Gewerkschaften  .... 

440 

132  104 

300,2 

0.3 

15-4 

U.  Andere  wirtschaftl.  Kor- 
{Ktraüoncn 

336 

5609 

16,7 

0.3 

0.7 

13.  Kommanditgesellschaften 
auf  Aktien 

334 

42945 

128,6 

0,3 

5.0 

13-  Rcichsbetriebc  .... 

277 

28057 

101,3 

0.2 

3.3 

14*  Innungsbctriebe  .... 

41 

833 

20,3 

0,0 

0,1 

Darnach  bleibt  der  Umfang  der  Betriebe  von  Gemeinden, 
Vereinen,  Genossenschaften,  Innungen  und  sonstigen  kommunalen 
und  wirtschaftlichen  Korporationen  hinter  jenem  der  gewöhnlichen 
Kompagniegeschäfte  zurück.  Die  Gewerkschaften , Aktiengesell- 
schaften und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  sind  die  F'ormen 
des  übenviegenden  Grofsbetriebes.  Eine  Mittelstellung  nehmen  die 
Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  und  die  Kommanditgesell- 
schaften ein.  Wenn  der  durchschnittliche  Umfang  der  Reichs-  und 

*)  Ohne  die  Alleinbctriebc.  Bei  Kinrcchnun|»  der  Allcinbetriche  treffen  auf  den 
ßetncb  eines  Kinzclinhabcrs  durchschnittlich  nur  2,5  Personen. 
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Staatsbetriebe  hinter  jenem  anderer  Unternehmungsformen  zurück- 
bleibt, so  ist  dabei  zunächst  zu  berücksichtigen,  dafs  die  Post-, 
Eisenbahn-  und  Telegraphenbetriebe,  sowie  alle  anderen  nicht  ge- 
werbemäfsig  betriebenen  öffentlichen  Betriebe  von  der  Erhebung 
ausgeschlossen  waren.  Wir  haben  es  also  nur  mit  weniger  wesent- 
lichen Reichs-  und  Staatsbetrieben  zu  thun.  Und  ihre  Abgrenzung 
gegenüber  den  nicht  nachgewiesenen  Betrieben,  sowie  unterein- 
ander ist  nicht  in  durchaus  einwandfreier  Weise  erfolgt.  Aber  auch 
hinsichtlich  der  Betriebe  von  Gemeinden  und  von  anderen  kommu- 
nalen Korporationen  bestehen  offenbar  zahlreiche  Lücken,  hauptsäch- 
lich deswegen,  weil  häufig  die  „Gewcrbemälsigkeit"  des  Betriebs  als 
Voraussetzung  für  dessen  Einbeziehung  in  die  Erhebung  in  Zweifel 
stand  und  es  an  einer  einheitlichen  Norm  für  die  Entscheidung  gebrach. 
Ueber  die  Bedeutung  und  den  Umfang  des  öffentlichen  Betriebs 
werden  wir  durch  die  Erhebung  also  nicht  erschöpfend  unterrichtet. 
Endlich  ist  zu  bemerken , dafs  auch  die  eingetragenen  Genossen- 
schaften nur  sehr  unvollständig  verzeichnet  worden  sind,  wogegen 
die  .Angaben  über  die  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  eher 
zu  hoch  erscheinen , weil  mifsver.ständlicherweise  auch  manche 
Genossenschaften  mit  beschränkter  Haftung  sich  als  solche  Gesell- 
schaften eingetragen  haben. 

Die  Vergleichung  der  Firgebnisse  von  1895  mit  jenen  von  1882 
ist  wegen  der  Verschiedenheit  der  Erhebungsprinzipien  nur  mit  ge- 
wissen Vorbehalten  möglich.  Sie  lässt  erkennen,  dafs  die  ver- 
schiedenen Formen  der  Kollektivunternchmung  der  Einzelnunter- 
nehmung  gegenüber  entschieden  an  Boden  gewinnen.  Wie  sehen 
früher  hervorgehoben,  haben  die  Einzelnuntcrnehmungen  seit  1882 
nur  um  50,5,  die  Kollektivunternehmungen  aber  um  70,7  Proz.  zu- 
genommen; unter  diesen  letzteren  hinwiederum  am  meisten,  um 
104,7  Proz.,  die  wirtschaftlichen  Gesellschaften  und  Genossenschaften, 
ferner  die  Kommunalbetriebe  um  71,6  Proz.  Nicht  viel  rascher  als 
die  Einzelunternehmungen,  nur  um  52,9  Proz.,  haben  sich  die  Kom- 
pagniegeschäfte  vermehrt,  noch  langsamer,  nur  um  49,3  Proz.,  die 
•Staats-  und  Reichsbetriebe,  doch  ist  gerade  hier  die  Abgrenzung 
— wie  oben  bemerkt  — recht  zweifelhaft.  Immerhin  treffen  jetzt 
von  100  Personen  33,1,  früher  30,4,  auf  Kollektivunternehmungen; 
speziell  die  Quote  der  wirtschaftlichen  Gesellschaften  und  Genossen- 
schaften hat  sich  von  10,4  auf  13,7  Proz.  des  gesamten  Gewerbe- 
personals gehoben. 

Wollen  wir  endlich  noch  einen  Blick  auf  die  Gewerbezweige 
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werfen,  welche  für  die  einzelnen  Unternehmungsformen  besonders 
charakteristisch  sind,  so  finden  wir  das  Kompagniegeschäft  fast  in 
allen  Gewerbeklassen,  in  Grofsbetrieben  wie  in  Kleinbetrieben  ver- 
treten, bei  weitem  am  häufigsten  im  Warenhandel,  dann  in  der 
Bekleidungsindustrie,  aber  auch  in  der  Gruppe  Eisen  und  Stahl, 
sowie  in  einer  Reihe  von  anderen,  überwiegend  im  grofsen  be- 
triebenen Industriezweigen.  Aktiengesellschaften  sowie  Kommandit- 
gesellschaften auf  Aktien  ragen  am  meisten  hervor  auf  dem  Gebiete 
des  Waren-,  Geld-  und  Kredithandcls,  der  Versicherung,  der  Montan- 
industrie, des  Wassertransports  etc.  Eingetragene  Genossenschaften 
sowie  auch  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  beteiligen  sich, 
vom  Waren-,  Geld-  und  Kredithandel  abgesehen,  am  häufigsten  in 
der  Industrie  der  Nahrungsmittel  und  Getränke;  die  Gewerkschaften 
sind  schon  ihrer  historischen  Entwicklung  nach  hauptsächlich  auf 
Bergbau  und  Hüttenwesen  beschränkt.  Als  Betriebe  von  Gemeinden 
und  anderen  kommunalen  Korporationen  kommen,  von  den  Ge- 
meindesparkassen abgesehen,  hauptsächlich  Gasanstalten,  Brauereien 
etc.  in  Betracht.  Als  Reichsbetriebe  werden  insbesondere  die  ver- 
schiedenen Reichsbankanstalten,  die  Eisenbahn-  und  Militärwerk- 
stätten, sowie  die  kaiserlichen  Werfte  ausgewiesen ; als  Staatsbetriebe 
ragen  in  erster  Linie  die  staatlichen  Berg-  und  Hüttenbetriebe,  dann 
die  Maschinen-  und  Wagenbauwerkstätten  der  Eiscnbahnverwaltungen 
her\or.  Dafs  die  öffentlichen  Betriebe  schon  nach  der  ganzen  An- 
lage nur  unvoll-ständig  erfafst  worden  sind,  ist  bereits  hervorgehoben 
worden.  Wir  erhalten  daher  auch  kein  zutreffendes  Bild  von  den 
Gebieten,  auf  welchen  sich  die  Wirtschaft  des  Reiches,  der  Staaten 
und  der  Kommunalverbände  hauptsächlich  bethätigt. 

Im  übrigen  liegt  die  Bedeutung  der  Erhebung  über  die  Unter- 
nehmungsformen der  Betriebe  hauptsächlich  im  Detail  der  einzelnen 
Gewerbezweige.  Eindringenderc  Spezialuntersuchungen  könnten  sich 
hier  fruchtbar  erweisen.  Allein  an  dieser  Stelle  darauf  einzugehen, 
wo  es  sich  nur  darum  handeln  kann,  einen  allgemeinen  Ueberblick 
zu  erlangen,  würde  uns  zu  weit  führen. 

SchlieCslich  werden  die  Betriebe  auch  noch  durch  die  Angaben 
üher  die  Zeit  des  vollen  Be t ri  ebs  gekennzeichnet.  Zu  diesem 
Zwecke  waren  in  den  (rewerbebogen  für  solche  Gewerbe,  die  nicht 
während  des  ganzen  Jahres  in  gleichmäfsigem  Betriebe  sind,  die 
Monate  des  vollen  Betriebs  anzugeben.  Ist  der  Zweck  dieser  Frage 
nur  der  gewesen,  die  Kampagne-  und  Saisonbetriebe  heraus- 
zufinden, so  ist  er  ja  wohl  erreicht  worden,  .-\llcin  so  wäre  das 
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Problem,  die  periodischen  Schwankungen  des  Gewerbelebens  kennen 
zu  lernen , offenbar  zu  eng  gefafst.  Hierfür  kann  nicht  das  sub- 
jektive Urteil  des  Betriebsleiters  über  die  Zeit  des  vollen  Betriebs 
genügen,  sondern  wir  brauchen  statistisch  exakte  Angaben  über  die 
Schwankungen  des  Betriebsumfangs.  Solche  hätten  beschafft  werden 
können,  wenn  man  im  Anschlüsse  an  die  Fragen  über  das  Betriebs- 
personal den  Stand  desselben  am  Schlüsse  jedes  Monats  während 
des  Erhebungsjahres  hätte  angeben  lassen.  Daraus  wäre  zu  ent- 
nehmen gewesen,  nicht  nur  ob,  sondern  auch  in  welchem  Mafse 
die  einzelnen  Gewerbe  dem  Einflüsse  der  Jahreszeit  unterworfen 
sind,  und  inwieweit  das  Betriebspersonal,  das  durch  die  tote  Zeit 
in  dem  einen  Gewerbezweig  zu  feiern  genötigt  ist,  in  einem  anderen 
Unterkunft  findet.  Und  aus  den  Schwankungen  des  Saldos  zwischen 
dem  verminderten  Personal  der  einen  Betriebsgruppe  und  dem  erhöhten 
Personal  der  anderen  hätten  sich  belangreiche  Aufschlüs.se  über  die 
jeweilige  Lage  des  .■\rbeitsmarktes  und  die  stets  wechselnde  Ge- 
staltung der  .Arbeitslosenfrage  ablciten  lassen. 

•Allein  dieser  Weg  ist  nicht  betreten  worden.  Ueber  die 
Schwankungen  des  Betriebsumfanges  werden  wir  nur  durch  die 
Differenz  zwischen  dem  Stande  des  Betriebspersonals  am  Stichtage 
der  PJrhebung,  dem  14.  Juni  1895,  und  nach  dem  Durchschnitt  des 
Jahres  oder  der  Betriebszeit  unterrichtet.  Allein  diese  Differenzen 
sind  wenig  charakteristisch.  Das  Personal  betrug  am  Erhebungstage 
IO  175  332,  im  Durchschnitt  aber  10  269  269  Personen,  im  Durch- 
schnitt also  um  93937  oder  0,9  Proz.  mehr.  Die  Differenz  wird 
zur  gröfscren  Hälfte  bewirkt  durch  die  Rübenzuckerfabrikation  und 
Zuckerraffinerie,  woselbst  der  Durchschnitt  den  .Stand  zur  Zeit  der 
Zählung  um  57957  Personen  oder  155,8  Proz.  überragte.  Hiervon 
abgesehen,  haben  sich  nur  noch  bei  37  Gewerben  Schwankungen 
von  mindestens  i Proz.  ergeben.  Der  Stand  am  Erhebungstage 
kommt  eben  in  vielen  Gewerben  dem  Durchschnitt  sehr  nahe ; zum 
Teil  mögen  auch  beide  Angaben  bei  der  Ausfüllung  der  Gewerbe- 
bogen absichtlicli  oder  mifsverständlich  gleichgesetzt  worden  sein, 
so  dafs  den  etwaigen  Unterschieden  kaum  gröfscre  Bedeutung  zu- 
kommt. 

Wir  bleiben  also  angewie.sen  auf  die  .Angaben  der  Unternehmer 
über  die  Zeit  des  vollen  Betriebs.  Danach  .sind  nur  einen  Teil  des 
Jahres  in  voller  Thätigkcit : 
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von  je  loo 


Betriebe 

Personen 

Betrieben 

Personen 

im  gesamten  (ic werbe 

•55979 

'327 '74 

10,9 

•5.5 

m Gärlncrri,  Tierzucht,  Fischerei . . 

3748 

16474 

18.9 

20.4 

in  Industrie,  cmschliclslich  Bergbau  . 

124461  1 

1 194615 

•3.7 

17.7 

im  Mandel  und  Verkehr 

27770 

1 160S5 

5-5 

6.8 

Also  nahezu  1 1 Proz.  aller  Betriebe 

sind 

Kampagne 

- oder 

Saisonbetriebe  und  sie  umfassen 

1 5,5  Proz.  aller  gewerblich  thätigen 

Personen.  So  viele  Personen  sind  also  durch  die  Betriebsreduktion 
während  der  toten  Zeit  überhaupt  bedroht.  W’ieviel  davon  that- 
sächlich  Iretroffen  und  aufser  Arbeit  gesetzt  werden , wissen  wir 
nicht;  ebensowenig,  wie  viele  von  diesen  letzteren  doch  in  anderen 
Gewerben  Unterkommen  finden. 

Was  nun  die  Dauer  der  toten  oder  .stillen  Zeit  anbelangt,  so 
währt  die  Thätigkeit  der  Betriebe,  die  nur  einen  Teil  des  Jahres  in 
vollem  Gange  sind, 

bei  Hclricbcn 


Monate 

ul)M>lut 

I*rt>zent 

1 1 

656 

0.4 

10 

5 991 

3.8 

9 

20  983 

•35 

8 

30  0S5 

•93 

7 

31  860 

20.4 

6 

31  5>8 

20,2 

5 

14  9S8 

9,6 

4 

9S07 

6,3 

3 

6980 

4,5 

2 

2 71  I 

'.7 

I 

400 

0.3 

im  ganzen 

•55  979 

100 

12 1093  Betriebe,  77,6  Proz.  aller  Kampagne-  oder  Saisonbetriebe 
sind  mehr  als  ein  halbes  Jahr  in  vollem  Gange;  nur  10091  oder 
6,5  Ptoz.  durch  höchstens  drei  Monate  hindurch.  Die  tote  Zeit 


^ll  meistens  in  den 
Betrieben  voll  thätig 

Winter. 

Denn  es  sind  von 

den  periodischen 

im  April  . . 

. 114S63 

im  Oktober  . 

106324 

„ Mai  . . . 

■ '27 '57 

,,  November 

63683 

„ Juni . . . 

123848 

„ Dezember . 

■ 33403 

„ Juli  . . . 

118199 

„ Januar  . 

24  692 

„ August  . . 

• 118193 

„ Februar 

28129 

„ September 

. 121 193 

„ Marz 

69625 
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Durchschnittlich  stehen  demnach  im  Sommerhalbjahr  120642, 
im  Winterhalbjahr  nur  54309  periodische  Betriebe  in  voller  Thätig- 
keit,  am  meisten  im  Mai,  am  wenigsten  im  Februar. 

Je  nachdem  der  Betrieb  während  der  stillen  Zeit  ganz  ruht 
oder  in  vermindertem  Umfang  fortgeführt  wird,  können  die  periodi- 
schen Betriebe  in  Kampagne-  und  Saisonbetriebe  eingeteilt  werden. 
Die  Materialien  reichen  indessen  nicht  aus,  um  diese  Unterscheidung 
durchzufiihren,  da  nur  die  Monate  des  vollen  Betriebs  erfragt  worden 
sind,  nicht  auch,  ob  der  Betrieb  während  der  übrigen  Zeit  still 
steht  oder  nur  eingeschränkt  ist. ')  Die  Schwankungen  innerhalb 
der  einzelnen  Gewerbeklassen  sind  selbstverständlich  viel  gröfser  als 
die  oben  mitgeteilten  Zahlen  für  die  Gesamtheit  es  erkennen  lassen. 
Allenthalben  hängen  sie  mit  dem  Wechsel  der  Jahreszeiten  zusammen. 
Allein  er  äufsert  sich  in  den  einzelnen  Gewerben  in  sehr  verschie- 
dener VV'eise.  Zunächst  direkt,  indem  die  rauhe  Jahreszeit  die  .Arbeit 
im  Freien  erschwert  oder  unmöglich  macht,  so  hauptsächlich  in  der 
Industrie  der  Steine  und  Krden  ($6,0  Proz.  der  Betriebe  und  44,8  Proz. 
des  Personals  der  Saison  unterworfen)  und  in  den  verschiedenen 
Zweigen  des  Baugewerbes  (56,8  und  65,4  Proz.),  oder  indem  ge- 
wisse Produkte  möglichst  rasch  nach  der  Ernte  verarbeitet  werden 
müssen,  wie  in  der  Industrie  der  Xahrungs-  und  Genufsmittel  ( 7,7 
und  15,9  Proz.),  oder  endlich  indem  nicht  nur  der  Bedarf,  sondern 
auch  die  auf  seine  Befriedigung  gerichtete  Thätigkeit  an  den  Wechsel 
der  Jahreszeiten  gebunden  ist,  wie  im  V'erkehrs-,  Beherbergungs- 
oder Eniuickungsgewerbe.  Je  enger  der  Zusammenhang  zwischen 
den  Jahreszeiten  und  dem  Bedarf  oder  der  Produktion,  desto 
schärfer  ist  auch  der  Typus  des  Kampagnebetriebs  ausgeprägt. 
Hingegen  besteht  ein  zumeist  nur  indirekter  Zusammenhang  zwischen 
dem  Wechsel  der  Jahreszeiten  und  dem  Betriebsumfang  der  einzelnen 
Saisongewerbe,  wofern  es  nur  der  Bedarf  der  Kundschaft  ist,  der 
von  den  Jahreszeiten  abhängt,  und  dessen  seine  V'ersorgung  häufig  auf 
einen  kurzen  Zeitraum  sich  zusammendrängt.  Die  diesbezügliche  Pro- 
duktion erstreckt  sich  aber  auf  einen  längeren  Zeitraum,  um  knapp 
vor  oder  während  der  Zeit  des  eigentlichen  Bedarfs  ihren  Höhe- 
punkt zu  erreichen  und  alsbald  darauf  in  die  stille  Zeit  überzugehen. 
Je  mehr  für  den  Bedarf  der  letzten  Hand  gearbeitet  wird,  desto 


*)  Wenn  das  Zahlungswcrk  S.  190  diese  Untersclieidung  trifft,  so  beniht  sic 
nicht  aut  der  Hcschaffcnheit  des  Materiai.s,  sondern  auf  dem  hinlänglich  bekannten 
allgemeinen  (’haraktcr  der  betreffenden  (»ewerbeartrn. 
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schärfer  ist  die  Periodizität , der  Wechsel  zwischen  angespannter 
Thätigkeit  und  unfreiwilliger  Ruhe  ausgeprägt;  je  weiter  wir  uns 
auf  der  Stufenleiter  der  Produktion  von  dem  zur  Konsumtion  be- 
reiten Endprodukt  entfernen,  desto  längere  Zeiträume  stehen  der 
Produktion  zur  Verfügung,  desto  geringer  wird  der  Einflufs  der 
Saison,  wenn  er  nicht  etwa  von  der  anderen  Seite  her,  nämlich 
infolge  der  Marktverhältnisse  der  zu  verarbeitenden  Produkte,  sich 
bemerkbar  macht.  Diese  Zusammenhänge  des  näheren  zu  ver- 
folgen, bietet  die  Erhebung  über  die  Betriebsdauer  mancherlei  Ge- 
legenheit Und  doch  reicht  sie  nicht  aus,  um  den  Wechsel  der 
Saison  für  das  deutsche  Gewerbe  in  seiner  vollen  Bedeutung  klar 
zu  stellen,  weil  sie  — wie  oben  dargethan  — es  unterlassen  hat, 
gerade  auf  den  wichtigsten  Punkt  einzugehen ; auf  die  dadurch  be- 
dingten Schwankungen  des  Betriebspersonals. 


II.  Der  Betriebsumfang. 

•Als  erster  Gesichtspunkt  ist  hier  das  V'erhältnis  zwischen  den 
.Alleinbetrieben  und  den  G eh i 1 fen be t r i ebe n zu  erörtern. 
•Als  .Alleinbetriebe  im  Sinne  unserer  Gewerbestatistik  gelten  hierbei 
jene,  die  nur  vom  Inhaber,  also  ohne  Mitinhaber,  Gehilfen  oder 


Benutzung  von  Motoren 

betrieben 

werden.  Es 

wurden 

ermittelt 

.Mleinbetriebe 

Gehilfe 

inbetriebe 

1895 

1882 

1895 

1882 

Betriebe  überhaupt.  . . . 
darunter 

2 172 197 

2423049 

1 485  891 

I 186752 

Hauptbetriebe  . , , . 

171435« 

1877872 

I 430626 

I 127585 

Nebenbetriebe  .... 

457  846 

545 ' 77 

55265 

59167 

Personen  der  Hauptbetriebe 

> 714351 

1877872 

8554918 

5462917 

Demzufolge  haben  zugenommen  (-)-)  bezw.  abgenommen  ( — ) 

folgende  Kategorien  der  Betriebe:  Alleinbelriebe  (Icliilfcnbctriebc 

um  Prozente 


die  Betricl>e  überhaupt 

. — 10,4 

+25.Z 

und  zwar 

die  Hauptbetriebe 

. - 8.7 

+26,9 

die  Nebenbetriebe 

— i6,o 

— 6,6 

die  Personen  der  Hauptbetriebe  . . 

- 8.7 

+ 56,6 

und  es  entfallen 
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auf  dir 

auf  die 

von  je  100 

.\  11  e i n b c 1 1 

riebe 

Geh  i 1 fe  n be 

trici 

1895 

1882 

1895 

1882 

Betrieben  überhaupt  . . . . 

59.4 

67,1 

40,6 

3Z.9 

Hauptbetrieben 

54,5 

6z, 5 

45.5 

37.5 

Nebenbetrieben 

89,2 

— 

10,8 

— 

Personen  der  Hauptbetriebe  . 

16,7 

25,6 

83.3 

74.4 

Noch  immer  gehört  die  Mehrzahl  aller  Betriebe  zu  den  Allein- 
betrieben; allein  sie  sind  doch  sowohl  absolut  als  auch  insbesondere 
den  Gehilfenbetrieben  gegenüber  in  raschem  Rückgang  begriffen. 
Diese  letzteren  sind  an  Zahl  um  ein  Viertel,  an  Personal  um  mehr 
als  die  Hälfte  des  Standes  von  1882  gewachsen.  Der  Gewerbe- 
betrieb konzentriert  sich  immer  mehr  in  den  Gehilfenbetrieben; 
kaum  ein  Sechstel  des  Gewerbepersonals  gehört  noch  den  technisch 
und  ökonomisch  weit  schwächeren  Allcinbetrieben  an.  Diese  Ab- 
nahme der  .Alleinbetriebe  kann  in  formeller  Hinsicht  sowohl  daraus 
erklärt  werden,  dafs  manche  von  ihnen  überhaupt  zu  bestehen  auf- 
gehört haben,  als  auch  daraus,  dafs  sie  in  die  Kategorie  der  Ge- 
hilfenbetriebe aufgestiegen  sind,  so  dafs  wir  cs  mit  einer  nur  formellen 
Verschiebung  zu  thun  hätten.“)  Die  Untersuchung  nach  einzelnen 
Gewerbearten  macht  es  aber  wahrscheinlich,  dafs  zumeist  die  erstere 
Annahme  zutrifft,  und  dafs  die  Mehrzahl  der  in  Abfall  gekommenen 
Alleinbetriebe  thatsächlich  verschwunden  ist. 

.Selbstverständlich  ist  die  Verbreitung  und  Lebenskraft  der 
Alleinbetriebe  in  den  einzelnen  Gewerbezweigen  eine  sehr  ver- 
schiedene. Mehr  als  ein  Drittel,  38  Proz.  derselben,  entfallen  auf 
das  Bekleidungsgewerbe  (10,99  Proz.  ^uf  die  .Schneiderei,  10,81  Proz. 
auf  die  Näherei,  9,88  Proz.  auf  die  Schuhmacherei),  mehr  als  ein 
Fünftel,  20,45  Proz.,  auf  das  Handclsgewerbe.  Insbesondere  ragen 
durch  die  Vertretung  der  .Alleinbetriebe  die  folgenden  Gruppen  her\w: 

ProzcntsaUanteil  der  Allein- 


betriebe 

an  dem 

( iewerbegruppen 

Ilr- 

geiwcrldhäligcn 

trieben 

Personen 

Künstlerische  Gewerbe  . , . 

. . 80,1 

38.3 

Bekleidung  und  Reinigung  . , 

. . 76.8 

46.9 

Vcrsichcrung.sgewerbe  .... 

• ■ 74.9 

24.7 

Textilindustrie 

• ■ 7Z.4 

15.0 

Tierzucht  und  Fischerei  . . . 

. . 66,2 

■4.5 

Handelsgewcrbc 

■ ■ 55.2 

26,3 

*)  So  wurde  insbesondere  die  Mitwdrkunf^  der  Familienangehörigen  1895 
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Die  Untersuchung  nach  einzelnen  Gewerbe  arten  ergiebt,  dafs 
unter  206  Gewerbearten,  deren  jede  über  100  Alleinbetriebe  zählt, 
nur  17  sich  finden,  in  denen  über  die  Hälfte,  35  in  denen  über  ein 
Drittel  und  57  in  denen  über  ein  Viertel  des  Personals  Allein- 
meister sind.  Besonders  treten  sie  in  jenen  Zweigen  des  Handels 
her\'or,  welche  sehr  dezentralisiert  und  kapitalsschwach,  hauptsäch- 
lich auf  der  persönlichen  Bemühung  des  Händlers  beruhen  und  — 
mit  Ausnahme  der  verschiedenen  Zweige  des  Hausierhandels  — 
einem  örtlich  eng  umschriebenen  Kundenkreis  dienen. 

Der  oben  festgestellte  Rückgang  der  .^lleinbetriebe  erstreckt 
sich  auf  die  Mehrzahl  der  Gewerbearten.  Er  tritt  zunächst  in  den 
— an  sich  wenig  zahlreichen  — Gewerbezweigen  zu  Tage,  die 
überhaupt  rückläufig  sind : hier  ist  die  Widerstandskraft  der  Allein- 
betriebc  eben  noch  geringer  gewesen  als  jene  der  Gehilfenbetriebe. 
Insbesondere  gilt  dies  von  verschiedenen  Zweigen  der  Hausindustrie. 
Hauptsächlich  aber  sind  die  Alleinbetriebe  in  solchen  Gewerben  im 
Schwinden  begp'iffen,  wo  der  technische  oder  organisatorische  Fort- 
schritt den  Grofsbetrieb  mehr  oder  weniger  bedingt,  so  insbesondere 
in  verschiedenen " Zweigen  der  Textilindustrie,  des  Warenhandels 
und  Transports. 

Die  genauere  Darstellung  des  Betriebsumfangs  mufs  an  die 
■\ngaben  der  Gehilfenbetricbe  über  das  Betriebspersonal  an- 
knüpfen. .'Allerdings  ist  das  Betriebspcrsonal  bei  Betrieben  ver- 
schiedener Art  von  sehr  verschiedener  Bedeutung,  in  Handels- 
betrieben z.  B.  von  anderer  als  in  der  eigentlichen  Industrie;  und 
auch  in  der  Industrie  giebt  es  dabei  sehr  erhebliche  Schwankungen 
je  nach  der  Kostbarkeit  der  verarbeiteten  Materialien,  der  .Anwendung 
von  motorischen  Kräften  und  von  .Arbeitsmaschinen,  der  gröfseren 
oder  geringeren  Strammheit  der  Organisation,  der  Zusammenfassung 
kleiner,  formell  selbständiger  Betriebe  zu  einheitlichen  Unter- 
nehmungen etc.  .Allein  die  Betriebszählung  giebt  uns  nun  einmal 
keine  besseren  Anhaltspunkte  an  die  Hand,  um  die  Betriebe  nach 
gewissen  Gröfsenkategorien  zu  gruppieren  und  zusammenzufassen. 

Den  einfachsten  .Ausdruck  für  die  (rröfsenvcrhältnisse  der  Be- 
triebe und  für  die  Entwicklungstendenzen,  die  darin  zum  .Ausdruck 
gelangen,  finden  wir  in  dem  durchschnittlichen  Betriebs- 
umfang. Es  treffen  durchschnittlich  Personen 


naucr  erfafst,  und  wurden  daher  manche  Betriebe,  die  18S2  noch  als  Allcinbetriebe 
angesehen  worden  sind.  1895  zu  den  Gchi!  fonbetrieben  geschlagen. 
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II.  Rauchberg, 


auf  I Hauptbclricb  aul  1 Gchilfcnh<’lrieb 


1895 

1882 

1895 

1882 

überhaupt 

und  zwar  speziell 

3.3 

2,4 

6,0 

4,S 

in  der  Gärtnerei  und  Tierzucht  . . 

2.4 

2,1 

4.1 

3.5 

„ „ Industrie  etc 

3.7 

2,6 

7.4 

.S.4 

im  Handel  und  Verkehr  etc.  . . . 

*.3 

■9 

3.4 

3.3 

Der  Betriebsumfang  hat 

sich  in 

sämtlichen 

Gewerbegruppen 

und  in  der  ganz  überwiegenden  Mehrzahl  aller  einzelnen  Gewerbe- 
arten erweitert.  So  ist  die  durchschnittliche  Personenzahl  eines 
Gehilfenbetriebs  in  der  Gewerbegruppe  Bergbau  und  Salinen  von 
86,6  auf  143,4,  in  der  chemischen  Industrie  von  II,I  auf  15,4,  in 
der  Textilindustrie  von  8,0  auf  14,9  gestiegen.  Oder  um  von  den 
einzelnen  Gewerbearten  nur  diejenigen  hervorzuheben,  worin  der 
Grofsbetrieb  am  meisten  überwiegt,  so  entfallen  auf  einen  Haupt- 


betrieb Personen 

in  den  Gcwerbcarten  1S95  1882 

Steinkohlenbergwerke  und  Brikettfalmkalion . . . 767,1  4^7,1 

Erzbergwerke 255,3  230.7 

Fabrikation  von  Dampfmaschinen  und  Lokomotiven  216,0  127,8 

Rübcnzuckcrfabrikcn  und  Zuckerraffmeric . . . 209,1  172.5 

Herstellung  von  Eisen  und  Stahl 206,3  127,8 


Wenn  man  gleichwohl ' für  derartige  typische  Grofsbetriebe  viel- 
leicht ein  noch  höheres  Durchschnittspersonal  angegeben  zu  finden  er- 
wartet, so  sei  daran  erinnert,  dafsdie  grofsen  Unternehmungen  durch  die 
Zerlegung  in  Einzelngewerbc  und  Pänzclnbetriebe  gleichsam  parzelliert 
erscheinen.  Wesentlich  erhöht  werden  daher  die  Durchschnitte  insbe- 
sondere jener  Gewerbe,  wo  derartige  Betriebskombinationen  häufig 
Vorkommen,  wenn  man  die  vereinten  Teilbetriebe  zu  Gesamt- 
betricben  zusammenfafst.  Denn  es  treffen  auf  einen  Gesamt- 
betrieb durchschnittlich  1,9  Teilbetriebe  mit  19,0  Personen,  und  zwar 
in  der  Gewerbeabteilung  A Landwirtschaft  etc.  9,2,  in  B Industrie 
etc.  25,5,  in  C Handel  und  Verkehr  etc.  7,1  Personen.  In  den  früher 
erwähnten  Gewerbegruppen  mit  höch.steni  durchschnittlichen  Be- 
triebsumfang treffen  auf  je  einen  Gesamtbetrieb  durchschnittlich 
Personen:  im  Bergbau  etc.  457, i,  in  der  Textilindustrie  107,6,  in 
der  chemischen  Industrie  aber  nur  36,2.  Hingegen  ist  die  Maschinen- 
industrie sehr  parzelliert  in  diesem  Sinne;  durch  die  Zusammen- 
fassung der  Teilbetriebe  wird  die  durchschnittliche  Personenzahl 
eines  Gehilfenbetriebs  von  12,6  auf  84,4  erhöht. 
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Um  in  die  Betriebsverhältnisse  tieferen  Einblick  zu  erlangen, 
genügen  die  Durchschnittszahlen  nicht,  hinter  welchen  oft  sehr  weit- 
gehende Verschiedenheiten  sich  verbergen.  Es  müssen  zu  diesem 
Zwecke  Gröf senklassen  der  Betriebe  nach  der  Zahl  des  Be- 
triebspersonals gebildet  werden.  Dann  gelangen  wir  zu  folgenden 


Ergebnissen : 

Kleinbetriebe 
Alleinbetriebe  ohne  Motoren.  . 
Gcbilfcnbctriebc  mit  1 — 5 Personen 
tianmter  mit  i Person  .... 

Betriebe 
1S95  1882 

1714351  1877872 

1220372  1004896 

166480  107836 

Personen 
1S95  1882 

1714351  187787a 

3056318  2457950 

166  480  107  836 

zusammen 

Mittelbetriebe 

mH  6 — xo  Personen 

H ■ '—50  

2934723 

1 13 549 
77752 

2882768 

68763 

43952 

4770669 

833418 
1 620915 

4335822 

500097 
891  623 

zusammen 

191  SOI 

112715 

2454333 

I 39»  720 

Grofsbetriebe 

!nit  51—200  Personen  .... 

15622 

8095 

1 439  700 

742688 

„ 201  — 1000  „ 

3076 

1 752 

1 155836 

657  399 

.•  über  1000  „ .... 

255 

127 

44S731 

213 160 

zusammen 

18953 

9974 

3044267 

1613247 

im  ganzen 

3144977 

3005457 

10269  269 

7 340  789 

Auf  die  nebenbczeichneten  Gröfsenklassen 

entfallen  demnach 

Zu-  oder  Abnahme 

Von 

je  100 

(— ) in 

Proz, 

Gröfsenklassen  der  Betriebe 

Betrieben 

Personen  der 

der 

1895 

1882 

1S95 

1882  Betriebe 

Personen 

Kleinbetriebe 

.Mlcinbctricbc  ohne  Motoren  . . 

54.5 

62,5 

16,7 

25,6  — 8,7 

- 8,7 

Gebüfenbetriebc  mit  I — 5 Personen 

38,8 

33.4 

29,8 

33.4  21,4 

24,3 

damotcr  mit  1 Person 

5.3 

3.6 

1,6 

*4,7  S4.4 

54.4 

zusammen  . 

93.3 

95.9 

46,5 

59.0  1,8 

10,0 

Mittelbetriebe 

rart  6 — 10  Personen 

3.6 

2.3 

8,1 

6,8  65,1 

66,6 

n — 50  „ 

2.5 

1.5 

15.8 

12.2  76,9 

81,8 

zusammen  . 

6.1 

3.8 

239 

19,0  69,7 

76.3 

Grofsbetriebe 

ait  5t — 200  Personen 

0.5 

0,3 

14,0 

to.i  93.0 

93.9 

„ 201 — 1000  „ 

0,1 

0,0 

1 1,3 

9.0  75.6 

75.8 

„ übtr  1000  

0,0 

0,0 

4.4 

2,9  100,8 

1 10,5 

zusammen  . 

0,6 

0.3 

29.6 

23.0  90,0 

88,7 

im  ganzen  . 

100 

100 

too 

100  4,6 

1 1* 

39.9 
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Uic  Betriebe  sämtlicher  Gröfsenklassen,  mit  alleiniger  Ausnahme 
<ler  Alleinbetriebe,  haben  sich  demnach  seit  1882  vermehrt  und  er- 
weitert. Die  Zunahme  .steht  in  direktem  Verhältnisse  zum  Betriebs- 
umfange; je  gröfser  dieser,  desto  rascher  ist  die  Zunahme.  Demzufolge 
treten  die  Mittel-  und  Grofsbetriebe  den  Kleinbetrieben  gegenüber 
nunmehr  stärker  in  den  Vordergrund.  Haben  die.se  letzteren  1882 
noch  59  Proz.  des  Bctriebspersonals  auf  sich  vereinigt,  so  steht  jetzt 
die  gröfsere  Hälfte  bereits  bei  den  Mittel-  und  Grofsbetrieben : nahe- 
zu 24  Proz.  aller  Gewerbthätigen  sind  in  Mittelbetrieben,  fast  30 
Proz.  in  Grofsbetrieben  be.schäftigt. 

Noch  stärker  erscheint  die  Stellung  der  Grofsbetriebe,  wenn 
man  die  Teilbetriebe  zu  Gesamtbetrieben  zusammenfafst.  Dann 
entfallen  auf  die  einzelnen  Gröfsenklassen 


II  c I r i e b c 

mobr  oder 
weniger  ( — ) als  in 


1‘crsonen 
mehr  oder 
weniger  ( — ) als 


Gröfsenklassen 

ab- 

bei der  Zählung 

Pro- 

ab- bei  der  Zählung 

Pro- 

solut 

nach  Teil- 

zenten 

solut 

nach  Teil- 

zenten 

All  ein  betriebe  ohne  .'lotorcn 

1714351 

betrieben 

54.5 

1 714351 

betrieben 

16.7 

Gehilfenbetrieb  c 
mit  weniger  als  6 Personen 

1 141451 

— 78921 

38.8 

2 947  430 

— 108888 

3S.7 

„ 6 — 20  Personen  . . . 

161  S88 

590 

5.1 

1 513446 

— 4251 

14.7 

„ 21  und  mehr  Personen  . 

47541 

— 1415 

1,6 

4094042 

llj  139 

39.» 

darunter 

mit  21  — loo  Personen  . . 

38997 

— >525 

1.3 

1621  702 

— 49810 

15.S 

„ loi — lOOO  „ . . 

8248 

69 

0,3 

1 909712 

49052 

1S.6 

„ über  ifx>o  „ . . 

296 

41 

0,0 

562  628 

113897 

im  ganzen 

3065  231 

— 79746 

100 

1026926g 

— 

100 

Bei  der  Darstellung  nach  Gesamtbetrieben  erscheint  also  die 
Gruppe  des  Kleingewerbes  um  78921  Betriebe  und  108888  Per- 
sonen vermindert.  Die  (iruppe  der  Mittelbetriebe  mit  6 — 20  Per- 
■sonen  hat  durch  die  Einrechnung  kleinerer  Teilbetriebe  mehr  Be- 
triebseinheiten gewonnen  als  durch  die  .Abgabe  an  die  höheren 
Gröfsenstufen  verloren.  Hinsichtlich  der  Personenzahl  verhält  es 
sich  bei  dieser  Gruppe  umgekehrt,  doch  sind  die  Veränderungen 
nach  beiden  Seiten  hin  nur  unbeträchtlich.  Hingegen  wird  die 
Gröfsenstufe  von  21  — 100  Personen  durch  jene  Zusammenfassung 
nicht  unbeträchtlich  eingeschränkt.  Durchaus  gewonnen  haben  die 
beiden  obersten  Gröfsenstufen,  insbesondere  die  Riesenbetriebe  mit 
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mehr  als  lOCXD  Personen,  deren  nunmehr  296  mit  562618  Personen 
;;ezählt  werden,  um  41  Betriebe  und  113897  Personen  mehr  als 
bei  der  Zählung  der  Teilbetriebe  als  Betriebseinheiten.  Das  durch- 
schnittliche Personal  eines  Riesenbetriebes  stellt  sich  nach  dieser 
letzteren  Berechnungsweise  auf  1 760  Personen,  bei  der  Berechnung 
nach  Gesamthetrieben  aber  auf  1901. 

Nach  G e w e r b e g r u p p e n werden  die  Gliederung  der  Ge- 
werbe nach  dem  Betriebsumfange,  sowie  die  Aenderungen,  die  hierin 
seit  1882  cingetreten  sind,  in  der  nachfolgenden  Tabelle  dargestellt. 

Siehe  die  l'cbcrsiclit  auf  S.  l66. 

Durch  die  stärkste  Vertretung  der  Kleinbetriebe  und  die 
geringste  Vertretung  der  (irofsbetriebe  ragen  demnach  hervor  die 
(iruppen : Tierzucht  und  P'ischerei,  Bckleidungs-  und  Reinigungsge- 
werbe, Beherbergungs-  und  Erquickungsgewerbe,  endlich  das  Han- 
dclsgewerbe  und  in  diesen  Gru|)pen,  sowie  auch  sonst,  hinwnederum 
jene  Gewerbearten,  die  ohne  erhebliche  Betriebsmittel  hauptsächlich 
für  den  örtlichen  Bedarf  arbeiten.  Diese  Gewerbe  sind  cs  auch,  welche 
sich  gegenüber  der  Konkurrenz  der  Mittel-  und  Grofsbetriebc  verhält- 
nismäfsig  am  besten  behauptet  und  die  zum  Teil  sogar,  wenigstens 
für  sich  betrachtet,  nicht  unerheblich  zugenommen  haben.  F'reilich 
wird  diese  Vermehrung  aufgewogen  durch  einen  viel  erheblicheren 
Rückgang  des  Kleinbetriebes  in  anderen  Gewerben,  welche  wie 
z.  B.  die  verschiedenen  Zweige  der  Textilindustrie  der  direkten 
Konkurrenz  des  Grofsbetriebs  ausgesetzt  sind,  so  dal's  die  ganze 
Gröisen.stufe  des  Kleinbetriebs  1895  nicht  nur  anteilsweise  sondern 
auch  absolut  schwächer  besetzt  erscheint  wie  1 882.  Bis  auf  20  Ge- 
werbearten — und  wir  unterscheiden  deren  320  — haben  die  Mittel- 
und Grofsbetriebc  den  Kleinbetrieben  gegenüber  an  Boden  gewonnen, 
auch  in  solchen  Gewerben,  die  bisher  als  die  eigentliche  Domäne 
des  Kleinbetriebs  angesehen  worden  sind.  So  fanden  .sich  1882 
noch  I Io  Gewerbearten,  worin  mehr  als  die  Hälfte  des  Personals 
in  Kleinbetrieben  beschäftigt  war.  1895  werden  deren  nur  noch 
84  gezählt;  in  26  von  jenen  HO  Gewerbearten  steht  die  Mehrz.idil 
des  Personals  nunmehr  in  Mittel-  und  Grofsbetrieben.  Voreilig  wäre 
es  jedoch,  in  diesen  Zahlen  einen  Beleg  für  den  Niedergang  des 
Handwerks  zu  erblicken.  Sie  besagen  nichts  anderes,  als  dafs  die 
Betriebe  mit  weniger  als  6 Personen  nunmehr  .sowohl  absolut  als 
auch  insbesondere  im  Vergleich  zu  den  grüfscren  Betrieben  an  Zahl 
und  Bedeutung  verloren  haben.  Aber  über  die  entscheidende  Frage, 
ob  nämlich  der  Rückgang  dadurch  zu  erklären  ist,  dafs  jenen  Klein- 
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betrieben  die  Existenzbedingungen  entzogen  wurden  und  sie  einge- 
gangen sind,  oder  im  Gegenteil  dadurch,  dafs  sie  aufblühen,  ihr 
Personal  vermehrt  haben  und  infolgedessen  in  die  höheren  Gröfsen- 
stufen  aufgestiegen  sind,  darüber  werden  wir  durch  die  Statistik 
allein  nicht  unterrichtet.  Um  das  festzustellen,  bedarf  es  anderweitiger 
Detailuntersuchungen.  Die  Untersuchungen  und  Verhandlungen  des 
Vereins  für  Sozialpolitik  über  die  Lage  des  Handwerks  haben  daher 
durch  die  Gewerbezählung  nichts  von  ihrer  Bedeutung  eingebüfst.  ‘) 
Im  Gegenteil,  sie  sind  nunmehr  von  besonderem  Wert  für  die  Inter- 
pretation der  Zählungsergebnissc.  Welche  Aufschlüsse  über  die 
Handwerkerfrage  hierdurch  etwa  gewonnen  werden  könnten,  das 
zu  untersuchen,  würde  an  dieser  Stelle  viel  zu  weit  führen.  Denn 
eine  allgemein  durchgreifende,  einheitliche  Entwicklungstendenz 
läfst  sich  bei  sorgfältigem  Eindringen  in  das  Detail  nicht  feststellen. 
Die  Bewegung  ist  vielmehr  in  den  einzelnen  Gewerben  und  inner- 
halb derselben  oft  nach  Spezialitäten  und  Gebietsabschnitten,  insbe- 
sondere in  Stadt  und  Land,  eine  verschiedene.  Man  kann  bei  ihrer 
Beurteilung  sich  nicht  genug  davor  hüten,  voreilig  zu  generalisieren. 
.\uch  Lst  die  V'ertretung  und  Entwicklung  der  Hausindustrie  von  Be- 
lang für  die  Rolle  des  Kleinbetriebes  in  den  einzelnen  Gewerbzweigen. 
Immerhin  neige  ich  mich  im  grofsen  und  ganzen  einer  mehr  opti- 
mistischen Auffassung  zu  und  bin  geneigt,  das  wachsende  Ueberge- 
wicht  der  Mittel-  und  Grofsbetriebe  gegenüber  den  Kleinbetrieben 
nicht  so  sehr  aus  dem  Niedergange  dieser  letzteren  — obwohl  auch 
das  in  manchen  Gewerben  zutreffen  mag  — als  vielmehr  aus  der 
Entwicklung  zahlreicher  ehemaliger  Kleinbetriebe  zu  Mittelbetrieben 
und  vielleicht  noch  darüber  hinaus  zu  erklären.  Es  findet  eben  in 
den  unteren  und  mittleren  Gröfsenstufen  eine  Art  Gegenbewegung 
statt;  die  aufstrebende  Bewegung  ist  aber  die  überwiegende.  Das 
finden  wir  dadurch  bestätigt,  dafs  unter  tlen  wichtigeren  Handwerken 
kaum  eines  aufgefunden  werden  kann,  das  nicht  eine  Reihe  von  Grofs- 
betrieben  aufwiese,  die  durch  zahlreiche  Uebergangsstufen  mit  den 
eigentlich  handwerksmäfsigen  Kleinbetrieben  verbunden  sind.  ®)  So 
finden  wir  z.  B.  verzeichnet  für  die  Klempner  38  Betriebe  mit  21 
bis  50  Personen,  6 Betriebe  mit  mehr  als  50  Personen,  für  die 


Band  6l — 71  u.  76  der  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik. 

*}  Nur  für  Barbiere  und  Schornsteinfeger  werden  keine  Betriebe  mit  über 
10  Personen  angegeben. 
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Tischlerei  40  Betriebe  mir  lOl — 200  Personen,  16  Betriebe  mit  mehr 
als  200  Personen;  in  den  {gleichen  Gröfsenstufen  sind  angegeben  bei 
den  Zimmerern  14  und  i Betrieb,  bei  den  Schneidern  10  und  i Betrieb, 
bei  den  Schuhmachern  82  und  21  Betriebe  u.  s.  w.  Mögen  auch 
viele  von  den  mittleren  und  Grofsbetrieben  gleich  als  solche  be- 
gründet worden  sein,  so  besteht  doch  kein  Zweifel,  dafs  zahlreiche 
andere  sich  aus  kleinen  Anfängen  heraus  entwickelt  haben.  Und 
sobald  sie  dabei  die  Personenzahl  überschreiten,  welche  die  angren- 
zenden Grö&enstufen  von  einander  trennt,  erscheint  selbstverständ- 
lich die  untere  in  dem  gleichen  Mafse  gemindert  wie  die  obere 
erweitert.  Aber  dann  kann  nicht  von  dem  Untergange,  sondern 
nur  von  einer  P'ortbildung  des  Kleinbetriebs  die  Rede  sein. 

Hingegen  ist  der  Grofsbe trieb  am  weitesten  entwickelt  in 
den  Gewerbegruppen,  Bergbau  und  Hüttenwesen,  chemische  Industrie, 
Textil-,  Maschinen-  und  Papierindustrie.  In  jeder  derselben  ist 
bereits  die  gröfsere  Hälfte  des  Personals  in  Grofslx:trieben  (mit  über 
50  Personen)  beschäftigt.  Ueber  60  Proz.  aller  überhaupt  in  Grofs- 
betrieben thätigen  Personen  entfallen  auf  diese  5 (jruppen,  und  zwar 
ein  Viertel  — 24,63  Proz.  — auf  Bergbau  und  Hüttenwesen,  mehr 
als  ein  f ünftel  — 21,56  Proz.  — auf  die  Textilindustrie  und  ein 
Zehntel  auf  die  Ma.schinenindustrie.  Diese  Gruppen  sind  es  auch, 
denen  die  Riesenbetriebe  mit  mehr  als  lOOO  Personen  vornehmlich 
angchören.  Fassen  wir  die  Teilbetriebe  zu  Gesamtbetrieben  zu- 
sammen, so  gelangen  wir  im  ganzen  zu  296  derartigen  Rie.senbe- 
trieben  mit  562628  Personen;  davon  entfallen  255  Betriebe  mit 
489882  Personen  auf  die  genannten  5 Gruppen.  Im  einzelnen  ver- 
teilt sich  das  Personal  dieser  5 Gruppen  folgendermafsen  auf  die 
verschiedenen  — nach  Gesamtbetrieben  abgegrenzten  — (iröfsen- 


klassen : 

GrÖfscnkla&sen 

Bergbau  und 

Chemische 

Maschinen* 

Textil- 

Papier- 

der 

Hüttenwesen 

Imlustrie 

Industrie 

industrie 

industrie 

Gcsaniitbctriebe 

Personen  Proz. 

I’crs. 

Proz. 

Pers. 

Proz. 

Pers. 

Proz. 

Pers.  Prot 

mit  weniger  als 

6 Personen . . . 

3 228  0,6 

17438 

15.2 

127534 

21,0 

255365 

17.1 

25552  17,1 

mit  6 — 20  Personen 

6144  1,1 

12941 

11.3 

50852 

8,4 

53621 

14.4 

21545  14.4 

„ 21 — 100  „ 

28692  5,4 

23746 

20,8 

106694 

17,6 

162 170 

29,6 

44372  29,6 

„ loi — 1000  „ 

219552  41,0 

44527 

38,9 

212375 

35.1 

442184 

37.0 

55353  37^ 

über  1000  „ 

2780S1  51,9 

15762 

13.8 

108  690 

17.9 

84444 

1,9 

2S45  1,9 

im  ganzen 

535697  100 

114414 

100 

606  145 

100 

997  784 

100 

149667  100 
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Durchmustern  wir  auch  die  einzelnen  Gcwerbeklassen,  so  finden 
«•ir  deren  drei : V'erfertif^ung  von  Schufswaffen,  Gewinnung  von 
Stein-  und  Braunkohle  und  Zubereitung  von  Spinnstoffen,  in  denen 
bereits  die  gröfsere  Hälfte  des  Personals  in  Riesenbetrieben  beschäf- 
tigt ist.  und  weiterhin  eine  ganze  Reihe  von  Gewerben,  in  denen 
sie  doch  in  Betrieben  mit  über  100  Personen  steht,  ln  69  Gewerbe- 
arten ')  liegt  der  Schwerpunkt  in  Grofsbetrieben  mit  über  50  Per- 
sonen; darunter  sind  nur  6,  in  welchen  — an  zweiter  Stelle  — die 
Kleinbetriebe  stärker  vertreten  siml  als  die  .Mittelbetriebe,  zumeist 
hausindustriell  betriebene  Zweige  der  Textilindustrie,  die  doch  durch 
den  Verlag  an  gröfsere  Unternehmungeti  angegliedcrt  sind. 

Der  Vergleich  mit  den  Ergebnissen  von  1882  lehrt,  dafs  ein 
ansehnlicher  Teil  jener  Gewerbcarten  erst  in  der  Zwischenzeit  in 
die  oberste  Gröfsenklasse  eingetreten  ist,  zum  gröfsten  Teil  zweifels- 
ohne durch  die  .Ausdehnung  ehemaliger  Mittelbetriebe.  Die 
dadurch  vcrunsachtcn  Lücken  sind  jedoch  sowohl  durch  die  Fort- 
bildung von  Kleinbetrieben  als  wohl  auch  durch  das  Entstehen  von 
neuen  .Mittelbetrieben  mehr  als  ausgefüllt  worden,  so  dafs  die  Mittel- 
betriebe nicht  nur  an  Zahl  um  70  und  an  Personen  um  76  Proz. 
gewachsen  sind,  sondern  dafs  auch  ihr  Prozentanteil  am  gesamten 
Gewerbepersonal  von  19  auf  nahezu  24  Proz.  sich  gehoben  hat. 
Indessen  ist  die  Zahl  der  Gewerbe,  die  ihr  Schwergewicht  im  Mittel- 
betrieb haben,  vcrhältnismäfsig  gering.  Xur  bei  33  Gewerbearten 
ist  dies  der  Fall  und  nur  bei  achten  steht  die  gröfsere  Hälfte  des 
Personals  in  Mittelbetrieben.  ’)  Charakteristisch  ist,  dafs  bei  der 
Mehrzahl  jener  Gewerbearten  — in  i8  Fällen  — neben  dem  Mittel- 
betrieb der  Grofsbetrieb  stärker  vertreten  ist  wie  der  Kleinbetrieb. 
Diese  Gewerbe  stehen  also  dem  Grofsbetrieb  bereits  näher  als  dem 
Kleinbetrieb,  aus  welchem  sie  — zum  Teil  wenigstens  — hervor- 
gangen sind. 

So  sehen  wir  denn  das  deutsche  Gewerbe  in  einer  rasch  auf- 
strebenden Entwicklung  in  der  Richtung  nach  dem  Grofsbetrieb 
hin  begriffen.  Das  häufig  gebrauchte  .Schlagwort  „Konzentrations- 
tendenz" trifft  nicht  durchaus  zu.  Es  ist  zwar  richtig,  dafs  sich 
das  Gewcrbepersonal  insofern  immer  mehr  in  den  mittleren  und 
grolsen  Betrieben  konzentriert,  als  diese  sowohl  der  Zahl  als  auch 
dem  Umfang  nach  rascher  anwachsen  wie  die  kleineren.  .-\ber  dieses 


’)  Hierbei  sind  nur  jene  Gewerboarton  milgczahlt,  die  wonigsten.s  loooo  IVr- 
Kmcn  beschäftigen. 
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Anwaclisen  geschieht  nidit  etwa  auf  Kosten  der  kleineren  Betriebe : 
sie  werden  nicht  verdrängt,  nicht  in  ihrer  Selbständigkeit  vernichtet, 
um  etwa  als  unselbständige  Teile  in  Grofsbetrieben  aufzugehen.  *) 
Man  kann  daher  nicht  wohl  von  einer  Konzentration  der  Betriebe 
als  solcher  sprechen.  Freilich  mag  auch  das  in  vielen  Fällen  zu- 
treffen. Insbesondere  steigen  häufig,  wie  speziell  die  Statistik  der 
Mausindustrie  lelirt,  früher  selbständige  Handwerksmeister  zu  v’er- 
legten  Hausindustriellen  herab,  und  auch  sonst  mögen  mancherlei 
kleinere  Betriebe  wirtschaftlich,  hinsichtlich  des  Vertriebs  ihrer  Er- 
zeugnis.se,  des  Bezugs  ihrer  Rohstoffe  etc.  in  eine  derartige  Abhängig- 
keit von  anderen,  gröfseren  Betrieben  geraten,  dafs  sie  nicht  mehr  als 
selbständige  Unternehmungen  angesehen  werden  können.  Aber  die 
durchgreifende  Tendenz  ist  das  nicht.  Denn  der  dadurch  und  durch 
das  Aufsteigen  in  höhere  Gröfsenstufen  bewirkte  Ausfall  ist  durch  das 
Entstehen  neuer  Kleinbetriebe  nicht  nur  völlig  aufgewogen  worden, 
sondern  es  hat  auch  noch  darüber  hinaus  eine  gar  nicht  unbeträcht- 
liche Vermehrung  der  kleineren  Gehilfenbetriebe  und  ihres  Personals 
stattgefunden.  Absolut  abgenommen  haben  nur  die  .Alleinbetriebe.  ^ 
Der  Kleinbetrieb  hat  sich  also  behauptet,  ja  auch  er  hat  Teil 
gehabt  an  dem  Aufschwung  der  deutschen  Volkswirtschaft.  Aber 
weit  vorangeeilt  sind  ihm  darin  die  gröfseren  und  insbesondere 
die  grofsen  Betriebe.  Nicht  nur  dafs  sie  an  Zahl  und  Betriebs- 
personal viel  rascher  zugenommen  und  J895  bereits  die  gröfsere 
Hälfte  aller  gewerblich  thätigen  Personen  in  sich  vereinigt  haben,  so 
kommt  zu  den  sonstigen  Vorzügen  der  gröfseren  und  fester  durch- 
gebildeten Organisation  auch  noch  die  stärkere  Unterstützung  ihrer 
Produktivkraft  durch  Motoren  und  Arbeitsmaschinen  hinzu,  um  dem 
Grofsbetrieb  die  P'ührung  in  der  Entwicklung  des  deutschen  Ge- 
werbes in  immer  höherem  Mafse  zuzuwenden. 


*)  Richtij;  erkannt  von  Bernstein,  Die  Voraussetzungen  des  Sozialismu.s  und 
die  Aufgaben  der  Sozialdemokratie.  Stuttgart  1899  S.  59  ff.  Vgl.  dagegen  Kautsky, 
Bernstein  und  das  sozialdemokratische  Programm.  Stuttgart  1899  S.  56  fr. 

*)  Der  in  diesem  Archiv,  Bd.  XIV,  S.  611  und  615  fcstgestclUc  absolute  Rück- 
gang der  Selbständigen  io  der  Industrie  ist  demnach  ausscbliefslich  auf  die  .Minahme 
der  .Alleinmeister  zurückzufUhren. 
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III.  Das  Personal  der  Gewerbebetriebe. 

Die  Nachweisungen  der  Gewerbestatistik  über  die  Arbeitsstel- 
lung des  GewerbepersonaLs  bilden  gewissermassen  eine  Ergänzung 
zu  den  schon  früher  erörterten  Ergebnissen  der  Berufsstatistik  über 
die  soziale  Schichtung  überhaupt.  ’)  Es  ist  ein  Segment  aus  dem 
schon  durch  die  Berufszählung  erfafsten  Personenkreis,  das  uns  die 
Gewerbestati.stik  hier  neuerdings  vorführt,  indem  sie  uns  die  Berufs- 
stellung der  Gewerbsthätigen  in  ihrem  Zusammenhang  mit  der  Ar- 
beitsorganisation der  Gewerbebetriebe  kennen  lehrt.  Noch  schärfer 
tritt  hier  die  schon  durch  die  Berufsstatistik  festgestellte  Thatsache 
hers'or,  dafs  die  beträchtliche  Zunahme  des  Gewerbepersonals  seit 
1882  fast  ausschliefslich  in  der  Klasse  der  Arbeitnehmer,  kaum  in 
der  Klasse  der  .Arbeitgeber  eingetreten  ist.  Die  Gewerbezählung 
hat  ergeben 


1S95 

18S2 

1S95 

1SS2 

ah.solut 

absolut 

in  1 

Prozenten 

l'ntcmchmer  . . . 

2948821 

2909676 

28.7 

39-8 

.Angestellte  *)  . . . 

448944 

205061 

4.4 

2.8 

Arbeiter 

6871 504 

4226052 

66,9 

57,6 

zusammen 

10269269 

7 340  789 

100 

100 

Seit  1882  haben  die  Unternehmer  um  39  145  oder  1,3  Proz.,  die 
.\ngcstellten  um  243883  oder  1 18,9  Proz.,  die  Arbeiter  um  2645452 
oder  62,6  Proz.  zugenommen.  Die  geringe  V'ermehrung  der  Unter- 
nehmer wird  hauptsächlich  durch  den  .schon  früher  erörterten  Rück- 
gang der  .Alleinbctriebe  bedingt.  Denn  es  haben  die  Inhaber  von 
.Alleinbetrieben  seit  1882  um  8,7  Proz.  abgenommen,  die  Inhaber 
von  Gehilfenbetrieben  hingegen  um  19,6  Proz.  zugenommen.  Nach 


*)  V*gl.  darüber  den  XIV.  Band  des  Archivs  für  soziale  Gesetzgebung  und 
Statistik.  S.  603  ff. 

*)  Verwaltungs-,  Kontor-,  Bureau-  und  technLsches  .^ufsichtspersonal. 

*)  Sonstiges  Hilfspersonal,  einschlicfslich  der  regclmäfsig  mitarheilentlrn  Fa» 
nulirnangrhörigcn. 

*)  Rechnet  man  die  hausindustricllen  Allcinmeister  zu  den  Arbeitern  und  die 
inbaWr  hausindustrieller  Gehilfenbetriebe  (Zwischenmeister)  zu  den  Angestellten, 


SO  entfallen 

1895 

1882 

Zunahme 

auf  die 

I’roz. 

Proz. 

Proz. 

Unternehmer  . . 

• 25,8 

34-9 

3.6 

Angestellten  . . . 

■ 5.0 

3.7 

91,2 

Arbeiter  .... 

. 69,2 

61.4 

57-5 
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Gewerbeabteilungen  gliedern  sich  die  Unternehmer  nunmehr 
folgendermafsen  ‘) 

Unternehmer  überhaupt  davon  Inhaber  von  Gehilfen- 

betricben 


Zu-  (-j“)  oder 

Zu-  (“1“)  oder 

Ocwcrbcabtcilungcn 

1 895  Abnahme  { — ) 

1895 

Abnahme  (—) 

in  Vroz. 

in  I*roz. 

A.  Giirlncrci  ctc 

41301 

18839 

4“  33-4 

R Industrie  etc 

2060865  — Ö.7 

823516 

-f  5-7 

C.  Handel  und  Verkehr  ctc. 

S46655  -j—  26,6 

39S  i'S 

-i-64.1 

zusammen 

2948821  -f  1,3 

1234470 

-f-  19.6 

Immerhin  bleibt  die  Zunahme  der  Unternehmer,  die  Gehilfen- 
betrieben vorstehen,  insbesondere  in  der  (ur  das  Endergebnis  ent- 
scheidenden Gewerbeabteilung  der  Industrie  sehr  erheblich  hinter 
jener  des  sonstigen  Gewerbcpersonals  zurück.  •) 

Wenden  wir  uns  nun  diesem  letzteren  zu  und  fassen' wir  daljei 
zunächst  die  .Angestellten  ins  .Auge,  so  entfallen  davon  auf  das 


in  den  Gewerbe- 

Verwaltung-i-, 
K«>ntor-  u.  Burcau- 

T echnlsche 
Aufsichts- 

zu- 

Zunahme 
gegen  1 882 

abteilungen 

Persona 

1 

sammen 

in  IV4.1Z. 

A.  Gärtnerei  ctc.  . . . 

540 

449 

989 

95> 

B.  Industrie  etc.  . . . 

158714 

109  248 

267962 

127.0 

C.  Handel  und  Verkehr 

169S93 

10  100 

179993 

loS.o 

zusammen  329  147 

1 19  797 

44S944 

1 18.9 

Das  technische  .Aufsichtspersonal  gehört  also  ganz  überwiegend 
der  Industrie,  das  sonstige  V'erwaltungspcr.sonal  der  gröfseren  Hälfte 
liach  dem  Handel  und  \’'erkehr  an. 

Was  endlich  die  .Arbeiter  anbelangt,  so  zerfallen  dieselben  in 
eigentliche  Gewerbegehilfen  und  mitarbeitende  Familienangehörige 
des  Hetriebsinhabers.  .Als  .Arbeiter  waren  in  den  einzelnen  Ge- 
werbeabteilungen thätig 

*)  Hei  den  kleineren  Betrieben  l>is  r.u  5 Personen,  überragt  die  Zahl  der  Be- 
triebe jene  der  Unternehmer,  bei  den  grtifseren  Betrieben,  mit  mehr  als  5 Personen, 
iki  dxs  (legenteil  der  Fall. 

•)  Fine  Uebersicht  über  die  Gliederung  des  Gewerbepersonals  nach  den  feineren 
Unterscheidungen  der  .\rbeitsstellung  wurde  in  vorhergehenden  Untersuchungen  ge- 
bracht anläfslich  der  Krorterung  des  .Anteils  des  w*eiblichen  Ge.schlechts.  Vgl.  den 
XV.  Bantl  dieses  .Archivs  S.  343  tf. 

*)  Zu  den  ersteren  wurden  auch  die  gewerbsmäfsig  und  rcgclmäfsig  als  Gehilfen, 
Gesellen  ttder  Lehrlinge  beschäftigten  Familienangehörigen  gerechnet;  zu  den  letz- 
teren gehören  demnach  nur  jene  rcgclmäfsig  mitacbeitentlen  .Angehörigen,  welche 
keine  derartig  bezeichnete  Stellung  im  Betriebe  einnehiuen. 
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im 

Jahre  1895 

18S2 

Zunahme 

in  den  Gewerbe- 

cigenti.  Ge- 

Familien-  im 

im 

seil  1S82 

Abteilungen  werbsgehilfen 

angchörige  ganzen 

ganzen 

in  Froz. 

A.  Gänncrei  etc.  . . 

53375 

7463  60838 

35204 

72.8 

B.  Industrie  etc  . . . 

5550205 

121471  5671676 

3606404 

57,3 

C.  Handel  und  Verkehr 

S71 147 

267843  1138990 

584  444 

94.9 

zusammen 

6474727 

396777  6871504 

4 226052 

62.6 

Die  familienhafte  Struktur  der  Gewerbebetriebe  erhellt  jedoch 
aus  dieser  L'ebcrsicht  nicht,  weil  wie  eben  angemerkt,  die  Familien- 
angehörigen, welche  im  Betriebe  die  Stellung  von  ordentlichen  Ge- 
hilfcn,  Gesellen  oder  Lehrlingen  einnehmen,  als  solche  und  nicht 
unter  den  Familienangehörigen  verzeichnet  worden  sind. ')  Je  nach- 
dem die  Organisation  der  einzelnen  Gewerbe  die  Stellung  der  Ge- 
hilfen streng  oder  weniger  scharf  umschreibt,  erscheint  auch  das 
der  Familienarbeit  überlassene  Feld  enger  oder  weiter.  Die  ganz 
übenviegendc  Mehrzahl  der  Familienangehörigen  bethätigt  sich  in 
3 Gewerbegruppen:  135 970  wurden  im  Beherbergungs-  und  Er- 
quickungsgewerbe angegeben,  128625  im  Handelsgewerbe,  61  147 
in  der  Industrie  der  Xahrungs-  und  Gcnufsmittcl,  in  allen  3 Gruppen 
haupt.sächlich  Frauen. 

Wie  stellt  sich  das  Verhältnis  zwischen  Unternehmern,  Ange- 
stellten und  .Arbeitern  in  den  einzelnen  Gewcrbcabteilungcn  nach 
Gröfsenklassen  der  Betriebe?  Hierüber  erteilt  die  nachstehende 
L'ebcrsicht  Auskunft,  welcher  die  Zahlen  über  die  Gehilfenbetricbe 
zu  Grunde  liegen ; denn  die  .Alleinbetriebe  werden  bei  der  Gliede- 
rung des  (iewerbepersonals  besser  beiseite  gelassen. 


Von  je  100  Personen  in  jeder  ücwerbeahtcilung  und  Gröfscnklasse  sind 


i m 

Jahre  1895 

i m 

Jahre 

1882 

Unter- 

An- 

■\r- 

Unter- 

.\n- 

Ar- 

nchmer 

gestellte 

beiter 

nchmer 

gestellte 

beiter 

•t.  Gärtnerei,  Tierzucht!  ^ 
und  Fischerei  ^2,  u, 

33.5 

■tu»-’ 

0.2 

;:i|« 

66.3 

*^'‘*[88,6 

92-4) 

0 0 

00 

0.2 

2.7 

61,8 

89,3 

33.8 

‘Ool,. 

0,8 

65.4 

37*  * 

0.7 

62,2 

.1  5_2o  „ 
BrjhiDu.  Baugewerbe (21  u.  mehr 

4.31-, 

5.5 

3.6 

4.0 

92,4 

C Hiodrl  u.  Verkehr  j I — 5 Pers. 
cißschl.  Gast-  und  v 6 — 2o  „ 
Scbankwirtschaft  (21  u.  mehr 

31.5 

4.0 

64.5 

35.6 

5-4 

59,3 

12,9t 
2.9 1 9' ‘ 

'9"ri2i,i 
23.71  ' 

Sl« 

9.6 

16,8 

73,4 

Cwcrbc  1 

ubtrhiupt  u.  mcl.r 

330 

'.9 

8.31.  I 
6,7)^’ 

65,1 

80,7 1 00  0 
91,81®** 

36,7 

4.3 

1,8 

5-3 

6>,5 

90,4 

zusammen 

14.4 

5.3 

80,3 

18,9 

3.7 

77,4 

*)  Wohl  aber  hat  darüber  die  Berufszählung  bis  zu  einem  gewissen  Grad  Auf- 
Schlafs  erteilt.  Vgl.  den  XIV.  Band  dieses  .\rchivs  S.  632  ff. 
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Wie  nicht  anders  zu  erwarten,  steht  der  Prozentsatz  der  Unter- 
nehmer im  umgekehrten  Verhältnisse  zu  den  Gröfsenklasscn  der 
Betriebe.  Am  schärfsten  ausgeprägt  ist  dieser  Gegensatz  in  der  In- 
dustrie. Im  Vergleich  zu  den  Ergebnissen  von  1882  ist  die  Ver- 
tretung der  Unternehmer  durchaus,  auch  in  den  Kleinbetrieben 
zurückgegangen.  Aber  während  cs  hier  die  Arbeiter  sind,  die  nun- 
mehr in  sämtlichen  Gewerbeabteilungen  stärker  hervortreten,  er- 
scheint in  den  mittleren  und  Grofsbetrieben  die  Position  der  Ange- 
stellten am  meisten  gekräftigt.  Die  Erweiterung  der  Betriebe  geht 
Hand  in  Hand  mit  einer  Umbildung  der  Organisation,  welche  zahl- 
reiche höher  qualifizierte  und  besser  gestellte  Kräfte  in  .Anspruch 
nimmt,  und  so  auch  in  sozialer  Hinsicht  die  Voraussetzung  für  die 
Erhaltung,  Umbildung  und  Erweiterung  eines  auf  den  Bedingungen 
der  modernen  Produktionsweise  beruhenden  Mittelstandes  schafft. 

Bc.sondere  Aufmerksamkeit  wurde  auf  die  Ermittelung  des 
jugendlichen  Arbcitspersonals  und  der  I.  ehrlinge  ver- 
wendet. 

Jugendliche  Arbeiter  — im  Alter  von  unter  16  Jahren  — 
wurden  ein.schliefslich  der  mitarbeitenden  Familienangehörigen  603  i 50 
ermittelt;  sic  machen  8,8  Proz.  des  gesamten  .-\rbeitsper.sonals  aus. 
Zweifelsohne  bleiben  die  Angaben  hinter  der  Wirklichkeit  erheblich 
zurück.')  W'as  früher,  gelegentlich  der  Erörterung  der  .Altersgliede- 
rung, über  die  Kinderarbeit  überhaupt  bemerkt  wurde,*)  gilt  auch 
für  die  gewerbliche  Beschäftigung  von  jugendlichen  Hilfsarbeitern, 
insbesondere  in  der  Hausindustrie. 

Trennt  man  die  mitarbeitenden  Familienangehörigen,  die  keine 
eigentlichen  Gehilfen  oder  Lehrlinge  sind,  von  diesen  letzteren,  so 


unter  i6  Jahre  alt 

von  je 

100 

Arbeitern 

ohne 

die  mit- 

in  den  (jcwerbr- 

arbeitenden  Fa 

milicn- 

mitarbeitenden 

abteilungen 

angehörigi 

(.*n 

Familienangehörigen 

m. 

w. 

zus. 

m. 

w.  zus. 

.\.  (liirtnerci  etc. 

14.2 

7.5 

12.8 

12,4 

3,8  5,7 

H.  Industrie  etc.  . . . 

8,9 

1 1.2 

9’3 

15,1 

3,6  5-5 

( flandel  u.  Verkehr  ctc. 

7,9 

6,8 

7^5 

■0.7 

2.8  3-4 

im  ganzen 

8,8  ' 

10,0 

9* 

12.9 

3.1  4.1 

*)  Nach  den  Herichten  der  (»owerhcaufMchlsbcamtco  waren  in  Fabriken  be* 
schaflißt  im  Jahre  1895  221752  und  ini  Jahre  1898  283458  jugendliche  Arbeiter. 
Mehr  als  ein  I>rittcl  derselben  wird  demnach  in  Fabriken  verwendet. 

•)  Vgl.  den  XV.  Hand  dieses  Archivs  S.  375  f. 
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Auf  die  einzelnen  Grölsenklassen  der  Betriebe  verteilen  sich 
die  jugendlichen  Arbeiter  (ausschliefslich  der  mitarbeitenden  Familien- 
angehörigen) folgendermafsen : 


Unter  je  loo  Arbeitern 


Betriebe  mit 

Jugendliche  Arbeiter 

sind  jugendliche 

m. 

w. 

zus. 

m. 

w.  zus. 

1 — 5 Personen 

. 214141 

33722 

247  863 

16,2 

11,0  15,2 

6—20  „ 

98474 

23462 

121936 

10,2 

10,1  10,2 

21  u.  mehr  „ 

. 146388 

70614 

217002 

5.0 

9i7  5-9 

Wird  auch  die  überwiegende  Mehrzahl  der  jugendlichen  Arbeiter 
in  gröfseren  Betrieben  beschäftigt,  so  sind  sie  doch  im  V'^erhältnis 
zum  gesamten  Betriebspersonal  in  den  Kleinbetrieben  weit  stärker 
vertreten.  Insbesondere  beim  männlichen  Geschlecht  tritt  dies 
henor,  während  beim  weiblichen  der  Einflufs  des  Betriebsumfangs 
viel  geringer  i.st.  Das  erklärt  sich  aus  der  Bedeutung  der  Lehrlings- 
haltung für  die  Ziffern  über  die  jugendlichen  Hilfsarbeiter  überhaupt. 
Davon  hängt  auch  in  erster  Linie  deren  Häufigkeit  in  den  einzelnen 
Gewerben  ab.  Die  jugendlichen  Arbeiter  sind  daselbst  desto  zahl- 
reicher, je  mehr  die  handwerksmäfsige  Organisation  die  Heranbildung 
und  Verwendung  von  Lehrlingen  begünstigt.  Was  endlich  die  mit- 
helfenden Familienangehörigen  anbelangt,  so  finden  sie  ganz  über- 
wiegend in  Kleinbetrieben  Verwendung.  ILs  wurden  ihrer  im  ganzen 
396777  gezählt,  darunter  351097  in  Betrieben  mit  weniger  als 
6 Gehilfen. 

Wenden  wir  uns  schliefslich  den  Ergebnissen  über  die  Lehr- 
linge zu,  so  wurden  im  ganzen  701033  gewerbliche  F.ehrlinge  er- 
mittelt, also  um  1 14232  mehr  als  jugendliche  Hilfsarbeiter  (aus- 
schliefslich der  mithclfenden  Familienangehörigen,  auf  welche  es 
hier  nicht  ankommt)  angegeben  worden  sind.  Dazu  kommen  noch 
52694  zum  Venvaltungspersonal  gehörige  Lehrlinge.  Die  über- 
wiegende Mehrzahl  der  gewerblichen  Lehrlinge  — 634  525  — ist  männ- 
lichen Geschlechts;  nur  66508  sind  weiblich.  Auf  die  einzelnen 
Gröfsenklassen  der  Betriebe  entfallen 


Betriebe  mit 

Lehrlinge 

mehr  (-]-)  oder 
weniger  ( — ) als  jugend 

Personen 

absolut 

Proz. 

liehe  .\rbeiter 

*— 5 

40 I 982 

57.3 

-f  154119 

6 — 20 

171 769 

24.5 

-(-  49833 

über  20 

127282 

18,1 

— 89  720 
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Die  überwiegende  Mehrzahl  der  Lehrlinge  steht  also  in  Klein- 
betrieben. In  den  Klein-  und  Mittelbetrieben  überragt  die  Zahl  der 
Lehrlinge  noch  jene  der  jugendlichen  Arbeiter.  Umgekehrt  verhält 
sich  das  in  den  gröfseren  Betrieben,  ein  .‘\nzeichen  dafür,  dafs  cs 
daselbst  bei  der  \'envendung  jugendlicher  Personen  nicht  so  sehr 
auf  die  individuelle  Ausbildung  als  vielmehr  auf  die  \'erwertung  der 
Arbeitskraft  ankommt. 

Um  das  Mals  der  Lehrlingshaltung  näher  zu  bestimmen,  können 
die  Lehrlinge  sowohl  zu  dem  gesamten  Hilfspersonal  als  auch  zu 
den  Unternehmern  in  Beziehung  gesetzt  werden:  so  können  wir  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  wenigstens  die  .Aussichten  beurteilen,  die 
sie  in  ihrem  Gewerbe  haben.  Es  treffen  in  jeder  Gewerbeabteilung 
und  Gröfsenklassc 

in  den  (iewerbe-  Lehrlinge  auf  je  loo 


ahtoilungfn 

.\rbcitcr 

Unternehmer 

A.  fJartnerei  etc.  . 

. . I7.9 

50,6 

IL  ImluMrie  etc.  . . 

. . 11,0 

74.* 

C.  liaiuiel  u.  Verkehr 

ftc.  9,3 

20,7 

im 

ganzf'n  lo,8 

56.8 

und  /war  in  Betrieben 

mit 

Personen 

1—6 

24.7 

39-9 

6 — 2o 

14.4 

102,4 

mehr  als  2o 

3.5 

214.5 

Freilich  ist  die  Beziehung  zwischen  den  Lehrlingen  einerseits 
und  dem  übrigen  .Arbcitspersonal  sowie  den  Unternehmern  anderer- 
seits in  vielen  Gewerben  nur  eine  lose,  indem  ja  zahlreiche  Lehr- 
linge späterhin  in  anderen  Gewerben  als  jenen,  worin  sie  ihre  Aus- 
bildung genossen,  ihr  Unterkommen  finden.  Insbesondere  nimmt 
der  Grolsbetrieb,  welcher  verhältnismäfsig  viel  weniger  Lehrlinge 
heranbildet  wie  der  Kleinbetrieb  zahlreiche  qualifizierte  .Arbeits- 
kräfte auf,  welche  in  Kleinbetrieben  gewerblich  ausgebildet  worden 
sind.  Die  alten  Gewerl>e,  in  welchen  der  handwerksmäfsige  Be- 
trieb noch  immer  vorherrscht,  sind  cs,  welche  sich  durch  die  gröfste 
Lehrlingshaltung  auszeichnen.  Der  absoluten  Zahl  nach  ragen  am 
meisten  hervor  die  .Schneider  mit  57 452  Lehrlingen,  die  Tischler 
mit  48003,  die  Schuhmacher  mit  38013,  die  Bäcker  mit  36347, 
die  Schlosser  mit  35  925  u.  s.  w.  Im  Verhältnis  zum  .Arbeitsper- 
■sonal  sind  die  Lehrlinge  am  häufigsten  unter  den  Barbieren  mit 
47,1  Proz.,  den -Schlossern  und  Büchsenmachern  mit  je  46,1  Proz.  unter 
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den  Friseuren  mit  38,9,  den  Grobschmieden,  mit  38,4  Proz.  in  der 
Näherei  mit  37.8  Proz.  u.  s.  w.  Ob  die  Berufe  mit  so  hohen  Pro- 
zentsätzen thatsächlich  übersetzt  mit  Lehrlingen  sind,  hängt  davon 
ab,  ob  die  Lehrlinge  auch  in  anderen  Gewerben  unterzukommen 
vermögen,  welche  die  gleiche  oder  eine  ähnliche  Technik  haben 
nie  der  gelernte  Beruf,  oder  nicht.  Die  Ausbildung  für  Schlosserei 
oder  Näherei  befähigt  zu  einer  ganzen  Reihe  von  Gewerben,  nicht 
aber  die  Ausbildung  als  Barbier,  FrLseur,  Geigenmacher,  Schornstein- 
feger u.  s.  w.  ln  Gewerben  solcher  Art  mufs  das  starke  Hervor- 
treten der  Lehrlinge  unter  dem  .■\rbeitspersonal  als  ein  Symptom 
von  Lehrlingszüchterei  angesehen  werden. 

.■\uch  ob  die  Lehrlinge  im  Haushalte  des  Lehrherrn  wohnen, 
ist  ermittelt  worden.  Das  ist  der  Fall 


in  Betrieben  bei 

mit  Lehrlingen 

bis  5 Personen  - . . 308734 

6—20  „ ...  79*32 

über  20  „ ...  7^^ 

im  gan2cn  395554 


unter  je  loo 
Lehrlingen 
76.8 
46,1 
6.0 

56,4 


Die  gröfsere  Hälfte  der  Lehrlinge  sind  also  Hausgenossen  der 
Lehrmeister,  von  den  männlichen  Lehrlingen  59,0,  von  den  weib- 
lichen aber  nur  32,1  Proz.  Am  häufigsten  treffen  wir  die.ses  Verhältnis 
in  den  Kleinbetrieben  und  in  jenen  Gewerben  an,  wo  der  Kleinbe- 
trieb vorherrscht;  so  wohnen  z.  B.  über  vier  I'ünftel  der  Lehrlinge 
beim  Lehrherrn  in  der  Industrie  der  Nahrung.s-  und  Genufsmittel, 
im  Gast-  und  Schankgewerbe,  in  der  Tierzucht  und  Fischerei,  der 
Kunst-  und  Handel.sgärtnerei  etc. 

Bisher  ist  nur  von  den  Lehrlingen  des  Arbeitsper.sonals  die 
Rede  gewesen.  Ich  habe  aber  schon  früher  erwähnt,  dafs  auch  die 
Le  hrlingedesVerwaltungs  Personals,  hauptsächlich  bessere 
Handlungslchrlinge,  ermittelt  worden  sind.  Es  wurden  deren  im  ganzen 
52694  — 16,0  Proz.  des  Verwaltungspersonals  — gezählt,  davon 
die  meisten,  29503  in  der  Gruppe  des  Handclsgewerbes,  wo  sie 
nahezu  ein  Fünftel  — 19,7  Proz.  — des  Verwaltungspcrsonals  aus- 
machen. Im  Gegensatz  zu  den  Lehrlingen  des  Arbeitspersonals 
steht  die  Mehrzahl  der  Verwaltungslehrlinge  in  mittleren  oder 
gröfseren  Betrieben,  denn  es  wurden  deren  verzeichnet 


in  Betrieben  ab<»4>lut  in  Proz. 

mit  I — 5 Personen  . . . 9, 735  *8.5 

„ 6 — 20  „ r . . 22.583  42,8 

„ 21  u. mehr,,  . . . 20,376  38,7 

Areniv  für  *oz.  C'^esetzgebung  u.  Statistik.  XVI.  12 
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Als  letzter  Gesichtspunkt  dieses  Abschnitts  erübrigt  nunmehr 
noch , das  Verhältnis  zwischen  den  Betriebszweigen 
und  dem  persönlichen  Beruf  der  Arbeiter  zu  erörtern.  Ich 
habe  schon  anläfslich  der  Erörterung  der  Methode  der  Berufs-  und 
Gewerbezählung  bemerkt,  dafs  diese  Beziehung  auf  doppelte  Weise 
hergestellt  werden  kann,  sowohl  vom  persönlichen  Beruf  als  auch 
vom  Betrieb  ausgehend,  und  dafs  man  sich  bei  unserer  Erhebung 
für  das  letztere  entschieden  hat.’)  Bei  der  bisherigen  Darstellung 
erscheint  das  gesamte  Betriebspersonal  zu  der  Gewerbeart  des  Be- 
triebes gerechnet  Allein  in  Wirklichkeit  ist  häufig  nicht  das  ganze 
Personal  des  Betriebs  in  der  gleichen  Weise  beschäftigt.  In  vielen 
Betrieben  wirken  Personen  von  verschiedenem  individuellen  Beruf 
zasammen.  Und  umgekehrt,  die  Angehörigen  der  einzelnen  Berufe 
sind  nicht  alle  in  den  Gewerben  beschäftigt,  wonach  ihr  Beruf  be- 
nannt ist,  z.  B.  nicht  alle  Tischler  im  Tischlereigewerbe,  sondern 
viele  von  ihnen  auch  in  anderen  Gewerben,  z.  B.  zahlreiche  Tischler 
in  der  Maschinenfabrikation  oder  in  Möbelfabriken  u.  s.  w.  Es  wird 
daher  das  Arbeitspersonal  der  Betriebe  mit  Aus.schlufs  der  mit- 
helfenden  Familienangehörigen,  deren  gewerbliche  Stellung  nicht 
deutlich  umschrieben  ist,  zunächst  in  zwei  Gruppen  eingetcilt : in 
Arbeiter  mit  eigentlich  gewerblicher  Beschäftigung  und  in  sonstige 
Arbeiter.  Der  Unterschied  deckt  sich  nicht  völlig  mit  jenem  zwischen 
gelernterund  nicht  gelernter  .■\rbeit;*)  denn  als  „gewerblich"  gelten 
jene  Beschäftigungen,  welchen  Gewerbebenennungen  in  der  Klassi- 
fikation der  Gewerbe  entsprechen.  Maschini-sten,  Heizer,  Ke.ssel- 
wärter  etc.  werden  clemnacli  zu  den  „sonstigen  Arbeitern“  gereclinet, 
sind  aber  sicherlich  nicht  ungelernte  Arbeiter.  .‘\uch  genügten  die 
Angaben  in  den  Zählpapieren  nicht  durchaus  für  die  Unterscheidung; 
sie  mufstc  in  manchen  Fällen  erst  anläfslich  der  Bearbeitung  ge- 
macht werden,  wobei  nicht  immer  das  Richtige  getroffen  werden 
konnte.  Die  Arbeiter  mit  „gewerblicher“  Beschäftigung  wurden 
weiterhin  in  3 Gruppen  eingeteilt,  je  nachdem  ihre  Bescliäftigung 
der  eigenen  Gewerbeart,  einer  anderen  Gewerbeart  der  gleiclieii 
Gewerbegruppe  oder  einer  anderen  Gewerbegruppe  entsprach.  Die 
letzteren  beiden  Kategorien  „betriebsfremder“  Arbeiter  wurden  so- 
dann wieder  nach  den  Gewerbegruppen  eingeteilt,  denen  ihre  per- 
sönliche Beschäftigung  entspricht,  wobei  eine  Reihe  von  besonders 


*)  Bami  XIV'  dieses  Archivs  S.  245 ; daselbst  auch  meine  kritischen  Bedenken. 
•)  Vgl.  darüber  die  Ausführungen  im  XIV.  Band  dieses  Archivs  S.  608  ff.  u.  640  fr. 
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wichtigen  Gewerbearten,  vornehmlich  solche,  die  den  alten  Hand- 
werken entsprechen,  besonders  herausgehoben  wurden.  Dadurch  er- 
fahren wir,  in  welchem  Mafse  diese  Handwerke  nunmehr  in  anderen, 
umfassenderen  Betrieben  aufgegangen  sind.  Im  Hinblicke  darauf,  dafs 
die  individuelle  Beschäftigung  der  Arbeiter  in  der  Regel  mit  dem 
persönlichen  Beruf  zusammenfällt,  und  es  sich  hier  eigentlich  um 
die  Kombination  betriebsstatistischer  und  berufsstatistischer  That- 
sachen  handelt,  wäre  es  wohl  entsprechender  gewesen,  die  betriebs- 
fremden .Arbeiter  nicht  nach  den  Gruppen  und  Arten  der  Betriebs- 
statistik, sondern  der  Berufsstatistik  zu  gruppieren.*)  Allein  prak- 
tisch ist  der  Unterschied  kaum  von  Bedeutung.  Ziffermäfsig  lassen 
sich  die  Ergebnisse  übrigens  nicht  in  den  Rahmen  der  bisher  mit- 
geteilten Betriebsstatistik  einfügen,  da  den  bisher  gebrachten  Zahlen 
über  das  Arbeitspersonal  der  Jahresdurchschnitt,  den  nunmehr  zu 
besprechenden  aber  der  Stichtag  der  Erhebung  zu  Grunde  liegt.®) 
Nach  ihrer  thatsächlichen  Beschäftigung  gliedern  sich  die 
Arbeiter  folgendermafsen ; 


.\nzahl 

l der  .\rbciter  in 

Zahl 

Art  drr 

Klein- 

Mittel- 

(jrol's- 

der 

)icschaftigun{* : 

betrieben 

betrieben 

bclrie!)en 

Arbeiter 

überhaupt 

•\  r b c i t c r 

mit  gewerblicher  Hcschäftigunt» 

1 496656 

1 0:6372 

2 942  732 

5455  760 

darunter: 

in  der  eigenen  Gcwcrbcart 

1 434616 

89 1 022 

2,544695 

4670333 

in  einer  anderen  (iewerbeart  der 

eigenen  Clewcrbegruppc 

20066 

47  378 

227124 

294  568 

in  einer  anderen  Gewerbcgnippe 

41974 

77972 

370913 

490859 

Adtciter  mit  st>nslig.  Me^chattigung 

120  826 

168320 

635  S84 

925030 

zuf^ammen 

1 617482 

1 1S4692 

3578616 

6380790 

'i  .\ntrlianm  in  der  ausgr/.cichncti-n  Hcarbcituni;  des  k(;l.  \VürUeml>er(;isdicn 
'tatlslischcn  I.andesamLs.  Krgänjungsband  I zu  den  WUrUemb.  JahrtiUcliern  für 
I'latistik  u.  Landeskunde,  3.  lieft.  .StuUgart  1900,  S.  179*- 

*)  Hingegen  böte  die  von  mir  pm  ^1' ’•  <l>eses  .\rcbivs  S.  246)  befürwortete 
Kombination  zwischen  individuellem  Beruf  und  Betrieb  von  der  Basis  der  Beruts- 
■■'iKbang  aus  den  Vorteil,  dafs  das  gesamte  .\rbeitspersonal  in  ilie  Krhebung  ein- 
Ifzugen  würde.  Lücken  in  der  Klassifikation  ausgeschlossen  waren,  und  die  Daten 
'ich  gleichsam  von  selbst , schon  vermöge  der  Technik  <b-r  .\ufnahme , in  den 
Kähmen  sowohl  der  llerufsstatistik  als  auch  der  Betriebszählung  einfügten. 

12* 
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II.  KaucliberE, 


Von  je  lOO  Arbeitern  jeder  Gröfsenklasse  der  Betriebe  sind 
demnach  in  den 


Klein- 

Mittel- 

GroU- 

im 

betrieben 

betrieben 

betrieben 

ganzen 

Arbeiter 

mit  gewerblicher  Hrschäftigung 

92.5 

85.8 

82.2 

darunter: 

in  der  eigenen  (iewerbeart  . . . 

88,7 

75.2 

65.5 

73'2 

in  einer  anderen  Gewerbeart  der 

eigenen  Gewerbegruppe  . . 

1.2 

4.0 

6,3 

4,6 

in  einer  anderen  liewerbegruppe  . 

2,6 

6.6 

10,4 

7.7 

Arbeiter  mit  sonstig.  Hescliäftigung 

7<5 

14.2 

17.8 

‘4-5 

Mehr  als  der  vierte  Teil  des  Arbeitspersonals  übt  demnach 
einen  Beruf  aus,  welcher  nicht  ohne  weiteres  der  Art  des  Betriebs 
entspricht.  14,5  Proz.  haben  keine  eigentlich  gewerbliche  Be- 
schäftigung in  dem  oben  umschriebenen  Sinne,  1 2,3  Proz.  eine  solche, 
die  einer  anderen  Position  der  Gewerbeklassitikation  angehört.  Je 
kleiner  die  Betriebe  sind,  desto  mehr  beschränken  sie  sich  auf  das 
ihnen  berufsangchörige  Personal,  je  gröfser  ihr  Umfang,  desto  mehr 
betriebsfremde  und  sonstige  .Arbeiter  werden  eingestellt;  in  den 
Grofsbetriebcn  machen  sie  bereits  34,5  Proz.  des  Personals  aus,  mehr 
als  die  Hälfte  davon  sind  „sonstige"  Arbeiter.  Die  Struktur  ist  in 
der  Industrie  eine  andere  als  im  Handel  und  Verkehr,  denn  von  je 
100  Arbeitern 


der 

Industrie 

des  lia 
V e 

n d e 1 s und 
rke  li  rs 

sind 

über- 

h.aupt 

speziell  in 
Grolsbetrieb. 

über- 

haupt 

speziell  in 
Grofsbetrieb. 

Arbeiter 

mit  gewerblicher  Iteschufligung 

86,5 

82,7 

79.2 

74.5 

darunter: 

in  der  eigenen  Geworbeart  . . . 

73.7 

65.9 

69.5 

58.9 

in  einer  anderen  Gewerbeart  der 

eigenen  (jewerbegruppe 

5,0 

6.5 

2.3 

3.5 

in  einer  anderen  Gewerbrgruppe  . 

7.3 

10.3 

7,4 

12.1 

Arbeiter  mit  stmstig.  Beschäftigung 

‘3-5 

‘7.3 

20.8 

25.5 

•Auf  die  .Art  der  Beschäftigung  der  betriebsfremden  Kräfte  hat 
hinwiederum,  wie  auch  die  vorstehende  L’ebersicht  erkennen  läfst,  der 
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Betriebsumfang  starken  Einflufs ; in  den  kleineren  untl  mittleren  In- 
(lastriebetricbcn  werden  sie  mehr  zum  Verkauf  und  Vertrieb  der 
Waren,  in  den  Grofsbetrieben  mehr  zu  handwerksmäfsigen  Ver- 
richtungen oder  sonstigen  Hilfsdiensten  verwendet.  Noch  gröfser 
würde  die  Durchsetzung  mit  betriebsfremden  Elementen  oder  viel- 
mehr die  Zusammenfassung  berullich  verschieden  vorgebildeter  und 
verwendeter  .\rbeiter  zu  einheitlichen  Unternehmungen  erscheinen, 
wenn  man  der  Darstellung  nicht  die  Teilbetriebe,  sondern  die  Ge- 
samtbetriebe zu  Grunde  legte.')  .Allein  deren  Zusammensetzung  ist 
häufig  nicht  so  sehr  durch  die  .Anforderungen  der  Technik  als  viel- 
mehr durch  zufällige  Besitzverhältnisse,  durch  die  verfügbaren  Trieb- 
kräfte etc.  bedingt,  so  dafs  die  Verhältnisse  der  Teilbetriebe,  weil 
hauptsächlich  auf  technischen  Voraussetzungen  beruhend,  in  dieser 
Hinsicht  vielleicht  bezeichnender  sind. 

Im  Uebrigen  liegt  die  Bedeutung  der  hier  in  Rede  stehenden 
Untersuchung  in  dem  Detail  der  einzelnen  Gewerbearten.  Jede 
derselben  ist  in  vcr.schiedener  Weise  zusammengesetzt  aus  betriebs- 
venvandten  und  betriebsfremden  Personen,  aus  eigentlich  gewerb- 
lichen und  sonstigen  .Arbeitern.  Mancherlei  Momente  spielen  dabei 
mit:  die  historische  Entwickelung  des  betreffenden  Gewerbes,  ob 
sich  dieselbe  nämlich  innerhalb  des  strengeren,  dtts  gesamte  Personal 
umfassenden  Rahmens  des  Handwerks  bewegt  hat  oder  nicht,  oder 
das  Gewerbe  erst  allmählich  darüber  hinaus  gewachsen  ist;  die  Ver- 
schiedenartigkeit der  v'crwendeten  Materalien,  der  technischen  Pro- 
zesse, und  neben  den  eigentlich  technischen  und  ökonomischen  Er- 
wägungen  der  Betriebsorganisation  wohl  auch  formell  das  Urteil 
des  Betriebsleiters  über  die  .Abgrenzung  der  Teilbetriebe  unil  die 
Einrichtung  der  Gewerbeklassifik.ition  bei  der  Bearbeitung  der  Er- 
gebnisse.*) .Auf  diese  Gesichtspunkte  einzugehen  i.st  an  dieser  Stelle 
unmöglich.  .Anstatt  dessen  führe  ich  gleichsam  als  Stichproben 
jene  mit  mehr  als  50000  .Arbeitern  besetzten  Gewerbearten  an,  in 
welchen  die  „betriebsfremden"  Personale  mehr  als  den  vierten  Teil 
des  gesamten  Arbeit.spersonals  ausmachen.  Es  sind  dies  die  fol- 
genden : 


')  Vgl.  darüber  S.  151  u.  162. 

*)  Vgl.  darüber  die  Ausführungen  im  XIV.  Hd.  dieses  Archivs  S.  251  f. 
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Davon  gc- 

und  zwar  als 

Zahl 

hören  nicht 

andere 

sonstige 

G e w e r b c a r l c n 

der 

zur  eigenen 

gewerbliche 

Hilfskräfte 

Arbeiter 

Gcwcrbcart 

Arbeiter 

• 

ab.solut 

Prozente 

Herstellung  von  Eisen  u.  Stahl  etc. 

1 1 2 649 

45.6 

18.9 

26,7 

Ziegelei,  Thonröhrenfabrikation 

204691 

25.5 

3-4 

22,1 

Kisengiefscrei,  Emaillierung  . . . 

79078 

37,7 

17.7 

20,0 

Wrfertigung  von  Maschinen  ctc. 

149875 

55.7 

42.5 

13.2 

Sägemühlen 

57608 

45.8 

10.2 

35.6 

Hrauerei 

76054 

45'^ 

21.6 

24.2 

Hauunternchmung 

341454 

56,7 

28,3 

28.4 

Handel  mit  Kolonialwaren  ctc. 

95634 

29.9 

7.1 

22.S 

Handel  mit  verschiedenen  anderen 

Waren  

64  962 

38.5 

15.8 

22,7 

Haben  wir  bisher  erörtert,  in  welcher  Weise  das  Bertriebs- 
personal  aus  Personen  von  verschiedenem  persönlichem  Beruf  zu- 
sammengesetzt ist,  und  wie  einzelne  Unternehmungen  häufig  mehrere, 
sonst  selbständige  Gewerbe  zu  einheitlichen  Betrieben  zusammen- 
fassen. so  bietet  unsere  Erhebung  andererseits  auch  Gelegenheit,  von 
den  einzelnen  Berufen  ausgehend,  zu  untersuchen,  inwiefern  dieselben 
in  den  gleichnamigen  oder  in  anderen  Gewerbebetrieben  ausgeübt 
werden. 

Die.se  Untersuchung  wird  in  der  nachstehenden  Tabelle  zu- 
nächst nach  Gewerbegruppen  durchgeführt: 

(Siche  die  Ucbcrsicht  S.  183.) 

In  der  nachstehenden  Tabelle  werden  die  Arbeiter,  die  in  einer 
von  ihrem  persönlichen  Beruf  verschiedenen  Gewerbeart  beschäftigt 
sind,  weiterhin  danach  in  zwei  Gruppen  geschieden,  je  nachdem 
diese  Gewerbeart  der  gleichen  oder  einer  anderen  Gewerbegruppe 
angehört.  Ist  das  er.stcre  der  Fall,  so  haben  wir  es  häufig  nicht 
mit  thatsächlich  betriebsfremden  Arbeitskräften  zu'  thun,  sondern 
nur  mit  einer  ganz  formellen  Verschiedenheit  zwischen  der  Ge- 
werbeklassifikation  und  der  Benennung  der  betreffenden  Beschäfti- 
gungen oder  Berufe,  so  z.  B.  wenn  Näherinnen  zwar  nicht  zur 
„Näherei“,  wohl  aber  zur  „Schneiderei"  ausgewie.sen  werden.  Will 
man  den  Einflufs  derartiger  rein  formaler  Momente  vermeiden,  so 
mufs  man  die  Untersuchung  auf  die  Arbeiter  beschränken,  die  in 
einer  anderen  Gewerbe  g r u p p e beschäftigt  sind,  ln  den  nach- 
folgenden beiden  Ziffernreihen  werden  nun  die  hierfür  am  meisten 
inbetracht  kommenden  Beschäftigungen  sowohl  nach  der  absoluten. 
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V^on  je  100  Arbeitern  waren  beschäftigt 
und  zw*ar  in  Betrieben 
einer 


in  Betrieben 

anderen 

einer 

Gewerbegruppen 

Gesamt- 

derselben 

einer 

Gewerbe- 

anderen 

zahl  der 

Gewerbe- 

anderen 

art  der- 

Gewerbe- 

i\r  beiter 

art 

Gew'crbc- 

art 

selben 

Gruppe 

gruppe 

l.  K.UDst- u.  Handelsgärtncrc 

35943 

94.9 

5.* 

— 

5,* 

II.  Tierzucht  und  Fischerei 
lU.  V c 6 Bergbau,  Hütten 
u.  Saünenwescn,  einscb 

7744 

99,2 

0,8 

0,8 

Eisendrahtzieher  . . 

39095* 

99.9 

0,2 

0,1 

0,1 

I\ . Industrie  d.  Steine  u.  Erde 
t • ohne  V 6.  Metaliver 

arbeitung,  ausscbl.  Eisen 

397  *9» 

94,2 

5,8 

3,3 

2,5 

drabuieher  .... 

M.  Industrie  der  Maschinen 

576440 

60,6 

39,4 

8,5 

30,9 

Instrumente  .... 

*4*  503 

89,8 

10,2 

7.2 

3.0 

VII.  Chemische  Industrie  . 

V HI.  Industrie  der  LeuchtstulTc 

47077 

99,2 

0,8 

— 

0,8 

Seifen,  Fette,  Oelc 

21  466 

98,2 

1,8 

0,3 

*.5 

l.\.  Textilindustrie  . . . 

648  508 

92,5 

7.5 

6.5 

1,0 

X.  Papierindustrie  . . . 

102608 

90,6 

9,4 

3,4 

6,0 

XL  Lederindustrie  . . . 
XU.  Indu-stric  der  Holz*  un< 

98008 

90,4 

9,6 

2,7 

6,9 

Schnitzstoffe  . . . 
XUI.  Industrie  der  Nahrungs 

379004 

78,4 

21.6 

5,0 

16,6 

und  Geoufsmittcl  . . 

XIV.  Bekleidungs- u.Kcinigungs 

476796 

98,3 

*.7 

0,6 

Lt 

gewerbe 

497783 

88,6 

*',4 

7.7 

3.7 

XV.  Baugewerbe  .... 

669  687 

82,4 

*7,6 

12,4 

5.2 

XM.  Polygraphische  Gewerbe 

89587 

9*18 

8,2 

3,5 

4,7 

XVII.  Künstlerische  Gewerbe 

*5  3*9 

50,8 

49,2 

1.8 

47.4 

XVIII.  HandcLsgcwcrbc 

340581 

81,4 

18,6 

3,0 

15.6 

XLX.  Versicherungsgewerbe 

■99 

99,0 

1,0 

— 

1,0 

XX.  Vcrkchrsgcwerbe 

XXI,  Bcherbergungs-  und  Er- 

*95 »4* 

57,3 

42,7 

0,8 

4*,9 

quickungsgc  werbe 

224053 

94,3 

5.7 

3,5 

2,2 
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als  auch  nach  der  relativen  Häufigkeit  der  in  berufsfremden  Be- 
trieben beschäftigten  Arbeiter  angereiht : 

höchste  absolute  Zahlen  grnfstc  relative  Hauti);kcit  *) 

der  in  anderen  Gewerbegruppen  beschäftigten  Arbeiter 


absolut  Proz.  absolut  l*roz. 

Schlosser 106064  54i4  Graveure  ....  3921  49,3 

Kutscher,  Fuhrleute  etc.  81837  41,9  Musterzeichner  . . 1641  46,1 

Verkäufer,  Packer  etc.  . 53218  15,6  Böttcher 8062  31,0 

Tischler 40115  19,1  Vergolder  u.  Lackierer  3 493  24.8 

Grob-  und  Hufschmiede  37370  31,9  Kupferschmiede  . . 1823  22.5 

Maurer 13017  5,2  Tapezierer  ....  2622  16.7 

Zimmerer I1729  I0,2  Klempner  ....  6444  15,9 

Näherinnen 9202  17,5  Kuth-  u.  Gelbgicfser  548  15,7 


Schon  aus  diesen  Beispielen  ist  zu  entnehmen,  dafs  es  zumeist 
Beschäftigunpjen  sind,  die  früher  regclmäfsij;  liandwcrksmäfsig;  aus- 
geübt wurden  und  nunmehr  unsclViständig  in  den  Rahmen  anderer, 
gröfserer  Betriebe  eingeglicdert  sind.  Mehr  als  die  Hälfte  der 
Schlossergesellen,  etwa  ein  Drittel  der  Tischler  und  der  Böttcher, 
ein  Viertel  der  Tischlcrgesellen,  die  überhaupt  von  der  Gewerbe- 
zählung erfafst  W'urden,  sind  in  einer  anderen  Gewerbegruppe  be- 
schäftigt als  der,  welche  ihrem  persönlichen  Beruf  entspricht.  Und 
ganz  überwiegend  sind  sie  in  Grofsbetricben  thätig.  Ich  habe  früher 
gezeigt,  dafs  das  Handwerk  in  der  Form  de.s  Alleinbctriebcs  rasch 
zurückgeht  und  dafs  die  handwerksmäfsigen  Gchilfenbetriebe,  sofern 
sie  nicht  gleichfalls  abgenommen  haben,  doch  hinter  dem  Auf- 
schwung der  gröfseren  Betriebe  erheblich  zurückgeblieben  sind. 
Nun  sehen  wir,  dafs  anderseits  Verrichtungen,  welche  früher  haupt- 
sächlich dem  Handwerk  zufielen,  innerhalb  des  Rahmens  gröfserer 
Unternehmungen  von  hierfür  besonders  qualifizierten  unselbstän- 
digen Arbeitskräften  ausgeführt  werden.  Die  Unternehmungen 
fa-s-sen  häufig  verschiedenartige  gewerbliche  Verrichtungen  zu  ein- 
heitlichen Produktionszwecken  zusammen  und  bieten  damit  Arbeits- 
gelegenheiten für  zahlreiche  P'abrikshandwerker,  welche  zwar  nicht 
in  der  Betriebsorganisation,  wohl  aber  in  sozialer  Hinsicht  an  die 
Stelle  der  früheren  Kleinmeister  treten.  Für  jede  einzelne  Beschäf- 
tigungsart  können  wir  solchermafsen  die  Verbreitung  feststellen. 
Hierauf  des  Näheren  einzugehen,  würde  uns  jedoch  zu  weit  führen. 
Es  genügt,  darauf  hingewiesen  zu  haben,  dafs  jede  Untersuchung 

*)  aufscr  den  bereits  in  der  ersten  Spalte  angeführten  Beschäftigungen. 
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über  die  Lage  des  Handwerks  und  die  Aussichten  seiner  Arbeits- 
kräfte lückenhaft  bleibt,  wenn  dabei  nicht  auch  Rücksicht  genommen 
wird  auf  die  Arbeitsgelegenheiten,  welche  durch  die  umfassenderen 
Unternehmungen  mit  beruflich  gemischtem  Arbcitspersonal  er- 
schlossen worden  sind. 

IV’.  Motoren  und  .Arbeitsm aschinen. 

Wie  bereits  in  dem  I.  Abschnitte  dieses  Hauptteils  unserer 
Untersuchungen  erwähnt  wurde,  arbeiteten  von  den  in  die  Gewerbe- 
zählung einbezogenen  Betrieben  itn  ganzen  164483  oder  4,5  Proz. 
mit  motorischer  Kraft,  darunter  151695  Hauptbetriebe  und  12788 
Nebenbetricbe.  Da  die  Leistung-slahigkeit  sowohl  der  Betriebe  als 
auch  ihres  Personals  ganz  wesentlich  von  der  Unterstützung  durch 
mechanische  Triebkräfte  sowie  durch  .Arbeitsmaschinen  abhängt, 
wollen  wir  in  diesem  .Abschnitte  Zusehen,  welche  .Aufschlüsse  hier- 
über die  Gewerbezählung  bietet. 

Zunächst  ist  die  A’erwendung  von  Motoren  zu  erörtern. 

Nach  der  .Art  der  Triebkraft  wurden  gezählt: 


In  rrozenten 

Art  der  Zuhl  drr  Vrrwcndelr  aller  d.  Molorcn- 

Triebkraft  Betriebe ')  Pferdestärken  Betriebe  betriebe 

Wind 18362  — 0,5  10,3 

Wa,sscr 54259  629065  1,5  30,5 

Dampf 5^530  2721218  1,6  32,9 

Das  14760  53909  0,4  8,3 

Petroleum 2083  7249  0,1  1.2 

Benzin,  .\ether  . . . 1254  3501  0,0  0,7 

Ileifs-  oder  Druckluft  951  *2383  0,0  0.6 

Pdektrizität  ....  2259  — 0,1  1,3 

Die  Triebkraft  der  verwendeten  Wind-  und  elektrischen  Mo- 


toren wurde  nicht  verzeichnet.  Im  ganzen  wurden  3427335  Pfcrdc- 
kräfte  verwendet,  wovon  79,4  Proz.  auf  den  Dampf  und  18,4  Proz. 
auf  das  Wasser  entfallen.  Durchschnittlich  treffen  auf  einen  Be- 
trieb Pferdekräfte  bei  V^erwendung  von  Wasser  1 1 ,6,  von  Dampf 
46,5,  von  Gas  3,7,  von  Petroleum  3,7,  von  Benzin  oder  .Aether  2,8, 
von  Heifsluft  2,0  und  von  Druckluft  35,5,  im  Durchschnitt  sämt- 
licher hier  genannten  Triebkräfte  aber  26,0  Pferdekräfte.  Aufser- 

*}  Hierbei  wird  jeder  Betrieb  so  oft  i*ezählt,  als  ver.schiedene  motorische  Krälte 
vfrwendet  werden. 
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dem  wurden  6984  Dampfkessel  ohne  Kraftübertragung  und  18272 
Dampf-  oder  Segelschiffe  angegeben.  Der  Antrieb  von  .^rbeits- 
maschincn  durch  eine  aulserhalb  des  Betriebes  gelegene  Kraftquelle 
blieb  unberücksichtigt,  so  z.  B.  der  Bezug  von  Elektrizität  von  einer 
Zentralanlage,  obwohl  gerade  eine  solche  Erhebung  einen  wertvollen 
Beitrag  insbesondere  zur  Kenntnis  des  Kleingewerbes  hätte  liefern 
können. ') 

Der  Vergleich  mit  den  einschlägigen  Ergebnissen  von  1882 
wird  dadurch  beeinträchtigt,  dafs  damals  nur  die  Motoren  der 
Hauptbetriebe  erfragt  worden  sind.  Vergleichsweise  erscheinen 
daher  die  Zahlen  für  1895,  welche  die  Nebenbetriebe  mit  um- 
fassen, zu  hoch.  Beschränkt  man  die  Vergleichung  auf  die  Haupt- 
betriebe und  auf  jene  Kraftciuellen,  die  1882  in  gleicher  Weise  ermittelt 
worden  sind  wie  1895,  so  haben  die  Betriebe  mit  VV'ind-  und  mit 
Wassermotoren  um  je  14,7  Proz.  abgenommen,  hingegen  die  Dampf- 
betriebe um  65,0  Proz.,  die  Betriebe  mit  Gas-  oder  Heifsluftmotoren 
um  455,2,  endlicli  die  Betriebe  mit  Dampfkesseln  oline  Kraftüber- 
tragung um  72,8  Proz.  zugenommen.  Die  von  der  Natur  unmittelbar 
dargebotenen  Triebkräfte  haben  an  Bedeutung  eingebüfst;  hingegen 
haben  die  Dampf-  und  W'ärmcmotoren  sich  rasch  verbreitet.  Jene 
Abnahme  erklärt  sich  übrigens  hauptsächlich  aus  dem  Rückgang 
der  kleineren  Wind-  und  VV'assermühlcn.  Der  V'crgleich  mit  den 
Ergebnissen  der  Gewerbezählung  von  1875  ergiebt  fiir  die  Betriebe 
mit  mehr  als  5 Personen  nicht  nur  eine  erhebliche  V^ermehrung 
der  Motoren,  auch  der  durch  Luft  und  VV'asser  getriebenen,  sondern 
insbesondere  auch  der  verwendeten  Pferdestärken  der  Triebvorrich- 
tungen; denn  es  entfallen  durchschnittlich  auf  einen  Betrieb 

Pferdestärken 


mit 

1895 

1875 

Wasserkraft 

38.2 

27,8 

Damptkraft 

67.7 

48.9 

Oas-  oder  Hcil'sluft  etc. 

4-3 

1,6 

im  ganzen 

48.S 

42.0 

Durch  die  genannten  Elementarkräfte  wurden  für  Betriebe  mit 
über  5 Personen  bezw.  Gehilfen  1875  erst  1055750,  1895  aber 
2938526  Pferdekräfte  beigestellt,  1875  in  25132,  1895  in  60176 
Fällen,  also  zweifelsohne  ein  gewaltiger  Aufschwung  in  der  V^’er- 

’)  Wohl  aber  isl  die.se  Erhebung  in  einigen  Grolsstädtcn  vorgenomraen  worden. 
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Wendung  und  Leistungsfähigkeit  von  motorischen  Kräften.  Hierbei 
kommt  zu  berücksichtigen , dafs  der  Eisenbahnbetrieb,  ferner  die 
Herdestärken  der  Dampfschiffe  überhaupt  nicht  in  den  Rahmen  der 
Erhebung  fallen. 

Die  V'erteilung  der  Motorenbetriebe  sowie  ihrer  Pferdekräfte 
auf  die  einzelnen  Ciewerbegruppen  ’)  wird  in  der  nachstehenden 
Tabelle  ersichtlich  gemacht. 


Zahl 

der 

.Auf  die 

einzclneiv 

Von 

e 100 

Motorenbetriebc 

Gewerbegruppen 

Betrieben 

Gehilfen 

Haupt-  u. 

l'fcrde- 

entfallen 

von  je  100 

überhaupt 

betrieben 

(iewerbegruppen 

Neben- 

bclriebe 

stärken 

Be- 

trieben 

Eferdc- 

stärkeu 

sind  Motoren- 
belricbc 

1.  Kunst'  und  Handelsgärtnerei 

496 

973 

0.3 

0.0 

1.8 

3.5 

II.  Tierzucht  und  Fischerei  . 

2352 

148 

1.4 

0,0 

9.2 

37.2 

III.  V.  c.  6 Bergbau,*  Hütten*  u. 
Salinenwesen,  einschl.  Eisen- 

drahUieher 

1787 

995069 

I.l 

29.1 

28,5 

38,0 

I^^  Industrie  der  Steine  u.  Erden 

6855 

197796 

4-2 

5.8 

12.9 

■7-7 

V.  ohne  V c 6.  Metallverarbeitung, 

auschl.  Kisendrahtzieher 

9429 

1 42  1 4 1 

5-7 

4‘ 

5-4 

9.2 

VL  Industrie  der  Ma.Hchinen,  In- 

strumente 

6943 

184821 

4.2 

5-3 

6.8 

‘5.9 

VII.  Chemische  Industrie  . . . 

2636 

83  587 

1.6 

2.4 

22.8 

34-8 

nil.  Industrie  der  Leuchtstoffe, 

Seifen,  Fette,  Oclc  . . . 

2616 

29942 

1,6 

0.9 

32^2 

44.4 

IX-  Textilindustrie  ..... 

104(4 

515583 

6.3 

15.1 

42 

18,0 

X.  Papierindustrie 

2 102 

201  422 

1.3 

5-9 

1 L2 

18.9 

XI.  Lederindustrie 

2086 

32377 

‘.3 

1.0 

4.0 

8,0 

Xn.  Industrie  der  Holz-  u.  Schnitz- 

Stoffe 

18914 

203  235 

>1.5 

5.9 

7.2 

>7.‘ 

Xin.  Indostrir  der  Nahrungs-  und 

Oenufsmittcl 

68481 

686  263 

41.7 

20,1 

21.8 

30.6 

XIV.  Bekicidungs-  und  Rcinigungs- 

gewerbe 

2045 

19235 

1.2 

0,6 

0,2 

1.0 

XV.  Baugewerbe 

1 562 

46274 

0.9 

>■3 

0.7 

1,6 

XVI.  PoWgraphUche  Gewerbe 

3734 

18432 

2.3 

0,5 

24.7 

35-9 

X\'I1.  Künstleri.sche  Gewerbe 

83 

361 

0.1 

0.0 

0,8 

4.4 

XVnL  Handelsgewerbe  .... 

6 160 

52877 

3.7 

>5 

0.8 

2,0 

XlX-  Versichcrungsgewerbe  . . . 

4 

31 

0,0 

0,0 

0,0 

0.2 

XX.  Verkehrsgewerbe  . . . . 

>5327 

10582 

9.3 

0,3 

15.2 

38,1 

50CL  Beherbergung»-  und  P>quick- 

ungsgewerbe  

457 

6 176 

0.3 

0,2 

0,2 

0.2 

zu.sammcn 

164483  3427335 

100 

lOO 

4.5 

11. 2 

*)  Rei  der  Aufstellung  dieser  Tabelle  wurden  die  motorischen  Kräfte  der  Gc- 
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Danach  entfallen  mehr  als  zwei  Fünftel  aller  Motorenbetriebe 
auf  die  Gruppen  der  Nahrungs-  und  Gcnufsmittel  (Wind-  und  Wasser- 
mühlen); den  verwendeten  Pferdekräften  nach  stehen  Bergbau  und 
Hüttenwesen  bei  weitem  an  erster  Stelle,  erst  an  zweiter  folgt  die 
Industrie  der  Nahrungs-  und  Genufsmittel,  an  dritter  die  Textilindustrie. 

W'ird  auch  die  Art  der  motorischen  Kräfte  berücksichtigt,  so 
nimmt  die  Dampfkraft  nicht  nur  nach  der  Zahl  der  Betriel>e  und 
der  verwendeten  Pferdekräfte,  sondern  auch  ihrer  Verbreitung  in 
den  einzelnen  (iewerben  bei  weitem  die  erste  Stellung  ein.*)  Hin- 

samtbetriebe,  soweit  dies  singing»  auf  die  einzelnen  daran  beteiligten  tlcwerbearten 
uufgeteilt.  Wo  das  untliunlich  war,  wurden  sic  jcdocl»  gänzlich  der  hauptsächlichen 
(iewerbeart  zuge/ählt,  so  dafs  in  unserer  Statistik  ein  Teil  der  tlewerbe  zu  stark, 
ein  Teil  aber  zu  schwach  mit  mechanischen  Triebkräften  ausgestattet  erscheint.  Im 
ganzen  mufsten  6513  Helriebe  an  5837  Betriebe  anderer  (iewerbearten  auf  solche 
Weise  angeglicdcrt  werden.  I)ie  Z;dd  der  gemeinsam  benutzten  Pferdekräfte  beträgt 
277512  oder  8,1  Prozent  aller  verwendeten  Pferdckräftc.  Insbesondere  erscheint 
die  Nahrungsmittelindustrie  infolge  dieser  Herechnungsweise  zu  stark  mit  Triebkräften 
ausgestattet,  indem  an  3073  hierher  gehörige  Betriebe  noch  3347  andere  Betriebe  an- 
gegliedert  sind,  darunter  2349  aus  anderen  (lewerbegruppcn.  Das  erklärt  sich  haupt- 
sächlich aus  der  Benutzung  gemeinsamer  Wasserkraft  durch  (Jetreide-  und  Sage- 
mühlen — in  2562  Fällen  — etc.,  wobei  zumeist  — in  23 1 Fällen  — die  crstcren 
als  die  mafsgebenden  angesehen  worden  sind.-  Das  genauere  Studium  der  hierbei 
sich  ergehenden  Kombinationen  ist  für  die  Morphologie  des  Gewerbes  nicht  be- 
deutungslos, indem  sich  daraus  ergiebt,  welche  Hetrichskombinationen  hauptsächlich 
durch  den  Wunsch  herbeigeruhrl  worden  sind,  Vfirhandene  Flemcntarkräfte  möglichst 
ergiebig  auszubeuten.  Wie  nicht  anders  zu  erwarten,  handelt  cs  sich  dabei  vorzugs- 
weise um  die  Ausnutzung  vorhandener  Wasserkraft,  nämlich  in  7097  Fällen  oder 
58  Proz.  aller  solcherraafsen  kombinierten  Betriebe. 

Anders  bei  den  Xcbcnbetricben,  welche  Motoren  verwenden.  Fs 
wurden  deren  im  ganzen  12788,  oder  7.8  Proz.  aller  .NIot«»renbetriebe  ermittelt. 
Hierbei  wnirdc  in  8800  Fallen  Wasser  und  in  2247  Fällen  Wind  als  Triebkraft  be- 
nutzt; die  Dampfmotoren  kommen  mit  1285  Fällen  erst  an  «iritter  Stelle.  Die  Mo- 
toren der  Nebrnbetricbc  beschränken  sich  hauptsächlich  auf  Getreide-  und  Säge- 
miillcrei;  10408  Nebenbetriebe,  4 Fünftel  aller  Nebenbetriebe  mit  Motoren,  ent- 
fallen auf  diese  beiden  Oewerbezweige.  Wie  nicht  anders  zu  erwart«*n,  ist  die  Wirk- 
samkeit der  mechanischen  Triebkräfte  in  den  Nebenbetricben  eine  w'cil  geringere 
als  in  den  Hauptbetrieben,  denn  cs  entfallen  auf  je  einen  Motorenbetrieb  Pferdckräftc 

in  den  in  den 

bei  Hauptbetrieben  Nebenbetrieben 


Wasserkraft 

13.0 

4.3 

L>ampikraft 

47.3 

8,6 

sonstigen  Klemcnlarkräften 

4.1 

3.2 

im  ganzen  . 

27-« 

4.S 

• 

Digilized  by  Google 


(Jewerbe  und  Handel  im  Deutschen  Reich. 


189 


gegen  bleiben  die  anderen  Triebkräfte  zumeist  entweder  auf  ge- 
wisse Gewerbearten  oder  Betriebsforinen  eingeschränkt,  so  z.  B.  die 
Windmotoren  auf  Getreidemühlen , die  Wassermotoren  auf  ver- 
schiedenen Arten  von  Mühl-  und  Sägewerken,  die  Druckluft  auf 
den  Bergbau,  die  Gas-  und  Petroleummotoren  auf  gewisse  Zweige 
des  kleineren  und  mittleren  Gewerbebetriebs  etc.  Die  elektrische 
Triebkraft  ist  in  unserer  Statistik  überhaupt  nur  unvollkommen  er- 
fafst  worden,  hauptsächlich  deshalb,  weil  hier  die  Krafttjuelle  häufig 
aufserhalb  des  Betriebes  gelegen  ist.  .Auch  kommt  zu  berücksich- 
tigen, dafs  tlie  F.lektrizität  vielfach  erst  nach  der  Gewerbezählung 
von  1895  als  Triebkraft  eingeführt  worden  ist. 

Die  letzten  beiden  Spalten  unserer  Tabelle  (S.  187)  zeigen  an,  in 
welchem  Verhältnis.se  die  Motorenbetriebe  zur  Gc.samtzahl  der  Betriebe 
der  einzelnen  Gewerbegruppen  stehen.  Zieht  man  dabei  auch  die 
.Alleinbetricbe  inbetracht,  so  sind  allerdings  nur  4,5  Proz.  aller  Be- 
triebe Motorenbetriebe ; scheidet  man  die  .Alleinbetriebe  aber  aus,  so 
erhöht  sich  deren  Vertretung  im  ganzen  auf  II,2  Proz.  Sie  erreicht 
in  der  Industrie  der  Leuchtstoffe,  Seifen,  Fette  etc.  mit  44,4  l’roz. 
ihren  Höhepunkt.  Mehr  als  ein  Drittel  aller  Gehilfenbetriebe  ver- 
wenden ferner  Motoren  im  Bergbau  und  Hüttenwesen,  in  der  In- 
dustrie der  Steine  und  Firden,  in  der  chemischen  Industrie,  in  dem 
polygraphischen  und  im  V'erkehrsgewerbe.  In  den  einzelnen  Ge- 
werbearten ist  die  V^erwendung  von  Motoren  ungemein  verschieden. 
Einer  langen  Reihe  von  Gewerlren,  in  welchen  die  Verwendung 
von  Motoren  die  Regel  ist  oder  iloch  übeaviegt,  läfst  sich  eine 
andere  Reihe  cntgegenstellen,  in  welcher  die  Motoren  so  wenig  an- 
gewendet werden,  dafs  auch  nicht  i Proz.  der  Betriebe  in  jeder 
der  hierher  zu  zählenden  Gewerbearten  Motorenbetriebe  sind.  Und 
zwar  gehören  hierher  gerade  die  meist  verbreiteten  Gewerbe;  zum 
Teil  eignen  sie  sich  nicht  für  mechanische  Triebkräfte,  zum  Teil 
haben  sie  es  bisher  verab-säumt,  sich  dieselben  nutzbar  zu  machen.  *) 

Ein  exaktes  Mals  dafür,  inwiefern  die  Produktivität  der  Betriebe 
durch  die  V'^erwendung  von  Motoren  erhöht  wird,  läfst  sich  kaum 
aufstcllen.  Eiincn  Anhaltspunkt  hierfür  bietet  das  Verhältnis  der 
menschlichen  .Arbeitskräfte  zu  den  elementaren  Triebkräften. 


')  So  finden  wir  in  der  Schneiderei  nur  IO,  in  di-r  Schulimacherci  365,  in  der 
Wirkerei  526  Motorenbetriebe,  aber  auch  t>ei  den  Grobschmieden  erst  485,  liei  den 
sicllmacbem  358  u.  s.  w.,  durchaus  verschwindend  weniß  im  Vergleicii  zur  weiten 
Verbreitung  und  mächtigen  BeseUung  dieser  Gewerbe. 
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Denn  schliefslich  dienen  beide  demselben  Produktionsziele;  diese  sind 
bestimmt,  die  Leistungen  jener  zu  steigern.  Durchschnittlich  entfallen 
auf  je  lOO  gewerbthätige  Personen  33,4  Pferdestärken  der  elemen- 
taren Triebkräfte,  in  der  eigentlichen  Industrie  42,0,  in  den  Gehilfen- 
betrieben allein  40,0,  in  den  Gehilfenbetrieben  der  eigentlichen  In- 
dustrie 49,6,  in  den  Gesamtbetrieben  aber  71,3  bezw.  80,4.  Am 
höchsten  steht  die  Quote  in  der  Montanindustrie  mit  185,7, 
Papierindustrie  mit  131,7  und  in  der  chemischen  Industrie  mit  72.5 
Pferdestärken  auf  je  100  gewerbthätige  Personen.  Durchschnittlich 
arbeiten 

im  (iewerbe  der  cigenlHchen 

überhaupt  Industrie 

Personen  Pferdestärken  Personen  Pferdestärken 
in  einem  Teilbetrieb  . . . 2,8  0,9  3.3  1.4 

in  einem  Gesamtbetrieb  . . 19,0  13,6  25.5  20,5 

Von  entscheidender  Bedeutung  für  das  Verhältnis  zwischen  dem 
Arbcitspersonal  und  den  motorischen  Kräften  sowie  für  die  Ver- 
wendung dieser  letzteren  überhaupt,  ist  aber  die  Gröfse  der  Betriebe. 
Da  der  Klassifikation  nach  Gröfsenklassen  das  Personal  zu  Grunde 
liegt,  dieses  aber  nur  für  die  Hauptbetriebe  inbetracht  kommt, 
müssen  sich  die  nachfolgenden  Berechnungen  auf  diese  letzteren 
beschränken. 

Es  benutzen  Hauptbetriebe 


in  der  (iröfsonkla.sse  Motoren  mit  Pferdestärken 


der  Betriebe 

absolut 

I*roz. 

abiinlul 

Proz. 

mit  bis  5 Personen  . . . 

95  558 

63.0 

438801 

*3.0 

„ 6 — 20  „ ... 

29235 

‘93 

375645 

11.1 

„ 21  und  mehr  Personen. 

26902 

17.7 

2 562881 

75.9 

im  ganzen 

151695 

100 

3377327 

100 

Hieraus  lassen  sich  die  nachstehenden  weiteren  Verhältniszahlen 
ableiten: 

In  den  nebrnbezcichncten  Grüfsenkla.sscn  der  llclriebc 

benutzen  Mo-  entfallen  Pferdestärken 


( iröfsenkla.ssen 

toren  von  je 

auf  je  I 

auf  je  1 

auf  loothätige 

der  Betriebe 

100  Haupt- 
betriehen 

Hauptbetrieb 

Motoren- 

bauptbetrieb 

Personen 

mit  bis  5 Personen 

3-3 

0,1 

6,9 

9,2 

„ 6'  20  „ 

18,1 

8.3 

»3.5 

24,8 

..  21  u.  mehr  Pers. 

550 

52.4 

87.6 

64,4 

im  ganzen 

^ 4.8  “ 

i>> 

33.4 
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Ziehen  wir  schliefslich  die  Teilbetriebe  zu  Gesamt  betrieben 
zusammen  und  legen  wir  diese  letzteren  der  Klassifikation  des  ge- 
samten Gewerbes  nach  Gröfsenstufen  zu  tirunde,  so 


werden  Pferde- 

entfallen 

in  den  Gröfscnklasscn 

stärken  ver- 

auf einen 

der  Betriebe 

wendet 

Betrieb 

mit  5 Personen  .... 

391924 

0,1 

„ 6 — 20  Personen 

355558 

2.3 

21 — 100  „ . . 

655231 

16,8 

„ 101 — 1000  „ . . 

1 329210 

161,2 

„ tooi  u.  mehr  „ 

665  265 

2247.5 

im  ganzen 

3397 1S8 

I1I 

auf  je  100 
Personen 

».4 

23.5 

40,4 

69.6 
1 |S,2 

33- > 


Wir  sehen  also,  wie  rasch  die  \'erwendung  motorischer  Kräfte 
mit  dem  Betriebsumfang  zunimmt,  nicht  nur  im  Vergleich  zur  Zahl 
der  Betriebe,  sondern  auch  zu  ihrem  l’ersonal.  Das  geht  so  weit, 
dafe  die  Riesenbetriebe  — mit  mehr  als  icxx)  Personen  — bereits 
mehr  motorische  Pferdekräftc  als  Menschen  verwenden.  Kann  man 
auch,  wie  bereits  l>emerkt,  nicht  exakt  bemessen,  um  wievdel  die 
Produktivkraft  jedes  Fänzelncn  durch  die  Mitwirkung  elementarer 
Triebkräfte  erhöht  wird,  so  besteht  doch  kein  Zweifel  darüber,  dafs 
dem  überhaupt  so  sei.  Die  letzte  Ziffernreihe  der  obigen  Ueber- 
sicht  ist  daher  von  grofser  Wichtigkeit  für  die  Beurteilung  der 
I.eistungsfähigkeit  der  menschlichen  .Arbeit  in  Betrieben  von  ver- 
schiedenem Umfang  und  mit  einer  ihrem  Umfang  entsprechenden 
•Ausstattung  mit  mechanischen  Triebkräften. 

Indessen  kehrt  jene  Progression  in  dem  Verhältnis  zwischen 
dem  Personal  und  den  motorischen  Kräften  nicht  in  allen  Gewerben 
wieder.  In  den  gröfsten  und  für  das  Gesamtergebnis  ausschlag- 
fjebenden  Gruppen  ist  sie  zw'ar  scharf  ausgeprägt.  Denn  es  ent- 
fallen auf  je  100  Personen  Pferdestärken  im 


in  den  (»ewerbegruppen: 

Kleinbetriebe 

MitP'lbetriobe 

< Irofsbetriebi 

Metallverarbeitung  . . 

4.0 

18.9 

43.4 

Textilindustrie 

3-4 

4'.‘ 

7'.7 

I.edcrindu.strir 

5.6 

18.9 

42»2 

Bekleidung  und  Reinigung . 

O.I 

2.1 

10,9 

Baugewerbe 

0.5 

3,2 

7.4 

■Aber  in  anderen  Gruppen  finden  wir  doch  bemerkcnsw'erte 
■Ausnahmen.  So  ist  das  Arbeitsper.sonal  in  der  .Maschinen-  und  in 
der  Papierindustrie,  dann  in  der  Fischerei  nicht  in  den  Grofs- 
hetrieben,  sondern  in  den  Mittelbetrieben  am  ausgiebigsten  mit 
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motorischen  Kräften  aus^estattet,  in  der  Industrie  der  Leuchtstoffe 
sogar  in  den  Kleinbetrieben. 

Untersucht  man  die  Verwendung  von  Motoren  genauer  nach 
der  Art  der  Triebkraft  und  nach  den  Gröfsenklassen  der  Betriebe,  so 
zeigt  sich,  dafs  hier  die  einzelnen  Kraftquellen  in  verschiedenartiger 
Weise  ausgenutzt  werden.  Der  Grofsbetrieb  bedient  sich  vorzugs- 
wei.se  der  Dampf  kraft.  Von  26902  GroCsbetrieben  mit  Motoren  sind 
21  852- Dampfbetriebe;  sie  .stellen  91  Proz.  aller  im  Grofsbetriebe 
verwendeter  Pferdestärken.  Von  den  29235  Mittelbetrieben  mit 
motorischer  Kraft  sind  1S927  Dampfbetriebe,  also  noch  immer 
mehr  als  die  Hälfte;  daneben  kommen  Wasser  und  Gas  als  die 
hauptsächlichen  Triebkräfte  inbetracht.  Für  den  Kleinbetrieb  kommt 
in  erster  Linie  die  Wasserkraft  — in  37037  Fällen  unter  95  558 
kleinen  Motorbetrieben  — inbetracht;  ferner  werden  in  19466  Be- 
trieben Dampfmotoren,  in  15819  Betrieben  Windmotoren  und  in 
4718  P'ällen  Gasmotoren  verwendet.') 

Es  erübrigt  zum  Schlufs  noch  die  Frage  aufzuwerfen,  welchen 
Einflufs  die  X'ermehrung  der  motorischen  Kräfte  des  deutschen  Ge- 
werbes seit  1882  auf  die  Entwicklung  des  .Arbeitspersonals  gehabt 
hat.  Reihen  wir,  um  zunächst  einen  allgemeinen  Ueberblick  zu 
erhalten  über  die  Intensität  der  motorischen  Kräfte  im  Verhältnis 
zum  .Arbeitspersonal,  die  einzelnen  Gewerbearten  nach  der  Zahl  der 
Pferdestärken  an,  die  auf  je  loo  gewerbthätige  Personen  kommen, 
so  finden  wir,  dafs  es  im  Jahre  1895  44  Gewerbearten  giebt,  in 
welchen  die  Zahl  der  Pferde.stärkcn  jene  der  beschäftigten  Personen 
sogar  übertrifft.  V^on  diesen  44  Gewerbearten  haben  nur  6 ihr 
Personal  .seit  1882  — und  durchaus  nur  unerheblich  — vermindert; 
die  anderen  38  haben  es,  und  zwar  zumeist  ganz  erheblich  ver- 
mehrt, ein  Beweis  dafür,  dafs  die  intensive  Ausnutzung  mechanischer 
Kraftquellen  der  Entfaltung  menschlicher  .Arbeitskräfte  keineswegs 
behindert.  Ein  weiterer  Beweis  liegt  darin,  dafs  parallel  mit  dem 
Betriebsumfangc  sowohl  die  mechanischen  als  auch  die  mensch- 
lichen Kräfte  in  rascher  Progression  sich  vermehren.  Die  Fort- 
bildung in  der  Richtung  des  Grofsbetriebs  umfafst  in  gleicher  Weise 
die  motorischen  Kraftquellen  wie  das  Arbeitspcrsonal.  Und  es  hat 
den  .Anschein,  als  ob  die  Verwendung  von  Motoren  kaum  von  Ein- 


*)  I)als  die  elektrischen  Triebkräfte  nur  unvollständig  erfafst  sind,  wurde  schon 
früher  hervorgehoben.  (Jeradc  für  das  Kleingewerbe  dürften  sie  von  besonderer 
Wichtigkeit  sein. 
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fluü  wäre  auf  die  Verschiebung  zwischen  den  einzelnen  Gröfsen- 
klassen  der  Betriebe.  Wir  sehen,  dafs  der  Kleinbetrieb  dem  Grofs- 
betrieb  gegenüber  an  Boden  verliert  nicht  nur  in  jenen  (jewerben, 
in  welchen  der  Grofsbetrieb  ganz  unvergleichlich  besser  mit  moto- 
rischen Triebkräften  versehen  ist,  sondern  auch  in  einer  Reihe  von 
(jewcrbcarten,  wo  eher  das  Gegenteil  zutrifft.  Ja  sogar  die  relativ 
höchste  .Ausstattung  mit  motorischen  Kräften  hat  den  Rückgang 
des  Kleingewerbes  als  Betriebsform  nicht  aufzuhalten  vermocht.  Um 
dies  zu  erweisen,  werden  nachstehend  diejenigen  Gewerbearten  mit 
mindestens  ino  Kleinbetrieben  hervorgehoben,  in  welchen  verhältnis- 
mäfsig  die  meisten  Motoren  benutzt  werden,  und  es  wird  untersucht, 
wie  sich  diese  Betriebe  seit  1882  den  Grofsbetricben  gegenüber  be- 
hauptet haben: 


Von  100 

Absolute 

Zu-  oder 

Von  je  lOoHe- 

.Abnahme 

Klein- 

Zahl  der 

.Abnahme 

trieben 

sind 

des  l'rozent- 

Gewerbearten  betrieben 

Klein- 

(-) 

Klein- 

anteils  der 

benutzten 

betriebe 

Stil  1882 

brtrit 

be 

Klein- 

-Mot<»ren 

1895 

in  I*roz. 

>895 

1882 

betrie!>e 

Getreidemühlen  . . . . 

QQO 

4'  938 

— LZiS 

96,9 

— L8 

Stärkefabrikation 

272 

26.Q 

<;8.S 

- 7Ä 

Fabrik,  von  kUnstl.  Düng- 

Stoffen 

76,2 

2 10 

— 2<j.  l 

SM 

63,9 

— 10.7 

Vcrlcihungsgescljäftc  . . 

71.6 

33^ 

120.4 

Ss.l 

89.1 

— 

Spiegelglas-  und  Spiegel- 

fahrikation  . . . . 

66.Q 

m 

— 4M 

37,0 

SM 

— ■4.4 

Hroantweinbrennerei 

1339 

— tu 

84.7 

— Lo 

< •elmühlen 

ilA 

1 l&i 

— 1^ 

85  9 

8l2 

— lJ 

Kaffecbrrnnereien  . 

SLl 

L56 

SM 

S6.0 

—12,4 

Herstellung  von  Karb- 

materialicn  . . . . 

S0.6 

263 

— 4J 

44-4 

5JL3 

- 

Gypi-  und  Schwer>f>al- 

gewinnting 

48.6 

331 

-35-4 

64,6 

TM 

-14,6 

Ghrroische  Industrie  . . 

;2.8 

45.1 

26.0 

ihl 

— SJ. 

Fahr.  T,  landw.  Maschinen 

ilii 

ili 

-33^ 

45'» 

SIÄ 

— LLil 

Badeanstalten  . . . . 

1Z74 

24.4 

82,9 

86,7 

- iS 

Wullfärl>erei  u.  Druckerei 

.to,z 

I 047 

— liis 

Ul 

Ga.\an.staltca 

27.0 

296 

- LI 

■37,5 

— 11,0 

Fismgiefserci  . . . . 

267 

29.6 

UA 

17,9 

— 0,3 

Wir  sehen  also,  dafs  die  ganz  überwiegende  Mehrzahl  jener 
Gewerbearten,  die  sich  durch  eine  besonders  häufige  X’erwendung 
von  Motoren  auszeichnen,  1895  weniger  Kleinbetriebe  aufweist,  wie 
1882.  Durchaus  aber  ist  die  V'ertretung  der  Kleinbetriebe  gegen- 

Archiv  für  lo*.  Getetrgebuog  u.  SutistiV.  XVI.  I_J 


Digitized  by  Google 


194 


II.  Rauchberg, 


über  den  Grofsbetrieben  zurückgegangen.  Die  vorstehende  Uebcr- 
sicht  lehrt,  dafs  die  Ursachen  davon  nicht  in  der  allzu  geringen 
Ausstattung  der  Kleinbetriebe  mit  motorischen  Kräften  gelegen  sein 
können.  Nicht  in  Einzelheiten  der  Technik  sind  sie  zu  suchen, 
sondern  in  der  gesamten  Fintwicklungstendcnz  der  modernen  Volks- 
wirtschaft. 

Während  bei  der  Gewerbezählung  von  1882  lediglich  die  Ver- 
wendung von  mechanischen  Triebkräften  erfragt  worden  war,  sind 
bei  der  Erhebung  von  1895,  an  die  Tradition  der  Industriestatistik 
von  1875  anknüpfend,  auch  die  Arbeitsmaschinen  ermittelt 
worden.  .Allerdings  nicht  alle  Arten  von  .Arbeitsmaschinen,  sondern 
nur  jene,  die  für  gewisse  Produktionszweige  besonders  charakteristisch 
sind,  und  nicht  ausschliefslich  Arbeitsmaschinen,  .sondern  auch  ge- 
wis.se  .Apparate,  Oefen  etc.  von  ähnlicher  Bedeutung  wie  die  .Arbeits- 
ma.schinen.  Zu  diesem  Zwecke  waren  auf  der  vierten  Seite  des 
Gewerbebogens  hundert  der  wichtigsten  .Arbeitsmaschinen  verzeichnet, 
deren  Verwendung  nach  Zahl  und  .Art  anzugeben  war.  Es  liegt 
auf  der  Hand,  dafs  man  auf  solche  Weise  nicht  die  volle  maschinelle 
Ausrüstung,  sondern  nur  gewis.se  Hauptmomente  derselben  erfassen 
konnte,  und  dafs  insbesondere  neue,  bei  der  Verfassung  des  Gewerbe- 
bogens noch  nidit  berücksichtigte  Maschinen  aufserhalb  des 
Rahmens  der  Erhebung  bleiben  mufsten.  Ich  vermag  ihr  daraus 
keinen  \A)rwurf  zu  machen.  Denn  uns  über  die  .Ausrüstung  tech- 
nisch vorgeschrittener  Betriebe  mit  neuen  Arbcitsma-schincn  zu 
unterrichten,  ist  nicht  Aufgabe  der  Statistik,  sondern  der  Techno- 
logie. Besondere  Schwierigkeiten  haben  sich  übrigens  dadurch  er- 
geben, dafs  die  in  Gesaintbetrieben  verwendeten  .Arbeitstimschinen 
nicht  immer  in  zutreffender  Weise  zu  den  einzelnen  Teilbetrieben 
ausgewiesen  worden  sind,  so  dafs  ein  Peil  der  hierbei  inbelracht 
kommenden  Gewerbearten  zu  stark,  ein  anderer  zu  schwach  mit 
.Arbeitsma-schinen  ausgerüstet  erscheint. 

Da  die  einzelnen  (iewerbc  zumeist  verschiedenartige  Arbeits- 
maschinen verwenden,  ist  es  unmöglich,  die  Ergebnisse  der  in  Rede 
stehenden  Erhebung  zu  einer  kna))pen  Ucbersicht  zusammenzufasisen. 
Vielmehr  wären  Spezialuntersuchungen  über  die  .Ausrüstung  der 
einzelnen  Gcwerbcarten  erforderlich.  Hierauf  kann  ich  mich  hier 
nicht  einlassen.  Es  genüge  festzu.stellen,  dafs,  .soweit  die  Indu.stric- 
statistik  von  1875  einen  V’ergleich  überhauiJt  ge.stattet,  die  .Arbeits- 
maschinen — bis  auf  wenige  Ma.schincn  der  Hütten-  und  Textil- 
industrie — durchaus  und  zum  Peil  sehr  erheblich  zugenommen  haben. 
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Dazu  kommt  noch,  dafs  viele  Maschinen  .sehr  verv'ollkommnet 
worden  sind,  so  dafs  die  Leistungsfähigkeit  gleichnamiger  Maschinen 
1895  eine  ganz  andere  ist  wie  zwanzig  Jahre  vorher.  Um  über  den 
Fortschritt  dieser  zwanzig  Jahre  durch  wenige  Stichproben  zu 
orientieren,  stelle  ich  die  Daten  für  einige  der  wichtig.sten  .^rbeits- 
maschinen  verschiedener  Branchen  zusammen,  für  welche  der  Ver- 
gleich mit  den  Ergebnissen  von  1875  durchführbar  ist.  Die  Ver- 
gleichung mufs  sich  allerdings  auf  die  Betriebe  mit  mehr  al.s  5 Per- 
sonen beschränken,  da  die  Daten  für  1875  nur  für  derartige  grölsere 
Betriebe  vorliegen  '): 


Zunahme  Zunahme 

Betriebe  Zahl  der  Betriebe  der  daselbst 
ArtderArbeits-  mitArbeits-  derArbeits*  mit  mehr  als  verwendeten 


maschinen 

maschinen 

maschinen 

5 Personen 

Arbeitsma- 

c^ 

00 

1895 

gegen  1875 

schinen  seit 
l875inProz. 

Koksöfen 

246 

16438 

5950 

57.7 

1 deutsche  .... 
Mahlgänge  » 

40 103 

67570 

10541 

357.8 

' franz.,  amenk.  etc. 

29  205 

46  462 

5344 

95-5 

Fcinspindeln 

2032 

10076900 

2391  2*4 

31.3 

. ...  ( mit  Handbetrieb 

Jaci^uardstühle  . 

^ „ Kraftbetrieb 

5830 

23139 

3524 

35.7 

1 026 

41 026 

24  594 

150.6 

Sonstige  f Handhelricb  . 

2*357 

74583 

7050 

23.5 

Wthstülilc  1 „ Kraftbelrieb  . 

2b79 

255468 

143461 

129,2 

Französische  Kundwirkstühle 

462 

9798 

8276 

884,2 

Walkmaschinen 

1472 

5573 

2 130 

76,3 

Dampfhämmer 

ii7i 

2978 

903 

45.0 

Meiallfräsmaschincn 

3348 

34777 

29477 

646.9 

Handpressen  für  Druckereien  . 

5944 

14330 

5360 

tu, 7 

Schnellpressen  „ „ 

5772 

15513 

9123 

228.4 

Unter  den  vorstehend  angeführten  Arbeitsmaschinen  finden  sich 
auch  solche,  wo  der  Handbetrieb  mit  dem  Kraftbetrieb  konkurriert. 
Soweit  die  Statistik  auf  diese  Unterscheidung  eingegangen  ist,  läfst 
sie  durchaus  den  beträchtlichen  Fortschritt  des  Kraftbetriebs  dem 
Handbetrieb  gegenüber  erkennen.  In  der  That  entfalten  die  Arbeits- 
niaschinen  ihre  volle  Leistungsfähigkeit  erst  in  Verbindung  mit  den 
mechanischen  Triebkräften.  Das  ist  mit  eine  der  Ursachen,  weshalb 


*)  Für  1875  eigentlich  nur  ftir  Betriebe  mit  mehr  als  5 Gehilfen;  insofern 
»ind  also  die  neben  einander  gesetzten  Daten  von  1895  und  1875  nicht  ganz 
glfichailig. 
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selbst  solche  Arbeitsiiiaschinen,  die  auch  dem  Kleingewerbe  zugäng- 
lich sind,  vorzugsweise  in  Mittel-  oder  Grofsbetrieben  Verwendung 
finden.  Ihre  technische  Ueberlegenheit  beruht  auf  der  organischen 
Verbindung  der  motorischen  Kräfte  und  der  .Arbeitsmaschinen.  Hier- 
durch wird  erst  die  höchste  technische  Ausbildung  der  einen  und 
die  vollste  Ausnutzung  der  anderen  ermöglicht,  und  es  werden  so 
die  technischen  Voraussetzungen  für  eine  überlegene  .Arbeitsorgani- 
sation geschaffen. 


V.  Hausindustrie. 

Die  Hausindustrie  ist  vom  Standpunkte  der  Berufsstatistik  aus 
bereits  im  V'III.  .Abschnitte  des  zweiten  Hauptteils  dieser  Unter- 
suchungen erörtert  worden.  Ebendaselbst  findet  man  auch  das 
nötige  über  die  Art  und  Weise  der  Erhebung  erwähnt.*)  Hier  er- 
übrigt nur  noch,  das  dort  entworfene  Bild  durch  die  einschlägigen 
Ergebnisse  der  gewerblichen  Betriebsaufnahmc  zu  ergänzen.  Ich 

darf  mich  dabei  kurz  fas.sen.  Denn  über  die  Hausindustrie  ist  erst 
kürzlich  in  der  Breslauer  Versammlung  des  Vereins  für  Sozialpolitik 
(September  1899)  ausführlich  verhandelt  worden  '-’)  und  unter  den 
Materialien,  die  zur  Vorbereitung  jener  Beratungen  bestimmt  waren, 
findet  sich  auch  eine  von  mir  auf  Grund  der  Gewerbezählung  zg- 
sammengestellte,  ziemlich  ausführliche  Statistik  der  Hausindustrie 
im  Deutschen  Reich.'*)  Für  die  wissenschaftliche  Mor|)hologie  kann 
die  Hausindustrie  bis  auf  weiteres  als  erledigt  gelten;  nunmehr  ist 
sic  in  das  Stadium  legislativer  Erwägungen  eingetreten.  E.s  kann 
sich  al.so  jetzt  nur  noch  um  eine  knappe  Nachlese  handeln,  um  dem 
einen  oder  anderen  Gesichtspunkt  gerecht  zu  werden,  der  bei  den 
bisherigen  Erörterungen  etwa  zu  kurz  gekommen  ist. 

Warum  die  Daten  der  Berufsstatistik  über  die  Hausindustrie 
mit  jenen  der  (iewerbestatistik  nicht  übereinstimmen  können,  ist 
schon  früher  auseinandergesetzt  worden.  Aber  auch  die  Gewerbe- 
zählung hat  zweierlei  .Angaben  über  die  Hausindu.strie  zu  Tage  ge- 
fördert: nach  den  .Angaben  der  1 lausinduslriellen  selbst  wurden 

*)  .\rchiv  für  soziale  Gosri/gcbung  und  Statistik  XIV.  Band  S.  647  ff. 

Vgl.  den  88.  Band  der  SchriBcn  des  Vereins  für  Sozialpolitik,  insbesondere 
das  ausgezeirhnetc  Referat  von  Dr.  A.  Weber. 

*)  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  87.  Hd.  S.  77 — 138. 
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457984,  nach  den  Angaben  der  Unternehmer  aber  49071 1 Haus- 
industrielle gezählt.  Dafs  die  letztere  Zahl  die  gröfeere  ist,  erklärt 
sich  aus  mehrfachen  Umständen;  Hausindustrielle,  die  für  mehrere 
Unternehmer  arbeiten,  mögen  häufig  von  jedem  derselben  verzeichnet 
worden  sein;  die  Gehilfen  und  Mitarbeiter  der  Hausindustriellen  waren 
die  Unternehmer  nur  schätzungsweise  anzugeben  in  der  Lage,  und 
sie  haben  dieselben  mitunter  wohl  überschätzt;  die  Hausindustriellen 
selbst  legten  der  .Antwort  die  thatsächlichen  Verhältnisse  zur  Zeit 
der  Aufnahme  zu  Grunde,')  die  Angaben  der  Unternehmer  gelten 
für  den  Jahresdurchschnitt  und  umfassen  auch  die  im  Auslande 
wohnenden  Hausindustriellen;  manche  Gewerbthätige  sind  nach 
den  .Angaben  der  Unternehmer  zu  den  Hausindustriellen  gezählt 
worden,  auf  welche  diese  Bezeichnung  überhaupt  nicht  angewendet 
werden  kann  und  die  sich  selbst  auch  nicht  so  eingetragen  haben;*) 
endlich  ergeben  sich  Verschiebungen  zwischen  den  einzelnen  Ge- 
werbearten dadurch,  dafs  eine  und  dieselbe  Beschäftigung  von  dem 
.Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  verschieden  benannt  worden  ist.*) 
Gehen  wir  zunächst  von  den  Angaben  der  Hausindu- 
striellen aus,  so  werden  Zahl  und  Personenbestand  der  hausindu- 
striellen Betriebe  im  Jahre  1895,  sowie  die  Verschiebungen,  die  hierin 
seit  1882  eingetreten  sind,  in  der  nachfolgenden  Uebersicht  darge- 
stcllt,  in  welche  jedoch  die  Gewerbeabteilung  des  Handels  und  Ver- 


*)  Personen,  die  nur  im  Winter  hausindustricll,  im  Sommer  aber,  zur  Zeit  der 
Ziblunj;,  anderweitig  thatig  waren,  haben  ihr  hausindustrielles  (iewerbe  bei  der  Kr* 
hebung  entweder  gänzlich  übergangen  oder  höchstens  als  Nebenerwerb  eingetragen, 
«ihrend  sie  von  den  Unternehmern  bei  der  Berechnung  des  durchschnittlichen  l’er* 
sooalstandes  mit  in  Anschlag  gebracht  wurden. 

*)  So  kommt  cs,  dafs  im  Handclsgewcrbe  I0571  llausinduslrielle  von  tlen 
L’olernchmcm  eingetragen  wurden,  während  nach  den  Angaben  der  Arbeitnehmer 
solche  in  dieser  (iruppc  überhaupt  nicht  vertreten  sind. 

*)  .Auf  diese  Weise  sind  insbesondere  die  grofsen  Differenzen  in  der  Gruppe 
XIV  Bekleidungsindustrie  zu  erklären.  Ks  beträgt  die  /.ahl  der  Hausindustricllen 
nach  den  Angaben  der 


Unter* 

HausindustrielUn 

in 

nrhmer 

selbst 

t.  Näherei 

40850 

1 069 

2.  Schneiderei 

70316 

20429 

3.  Kleider*  und  Wäschekonl'cktion  . 

2603 

6641 1 

4.  Pulzmacherci 

I 223 

309 
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kehrs  nicht  einbezogen  ist,  weil  hierauf  der  Begriff  der  Hausindustrie 
nicht  angevvendet  werden  kann. 

Zunahme  bezw.  Abnahme  (—  ) 
seit  1882 


Zahl 

der 

der 

auf  je 

100 

Gcwcrbcgruppcn 

hausindustricllen 

hausindustriellcn 

hausindustrielle 

Betriebe 

Personen 

Betriebe 

Personen 

Betriebe 

Pers. 

I. 

Kunst-  un<i  Handelsgürtncrei  . 

70 

236 

65 

231 

1300,0 

4620.0 

V. 

Industrie  der  Steine  u.  Erden 

2273 

4236 

— 234 

I 066 

10,3 

33.6 

V. 

Metallverarbeitung  .... 

10795 

20  105 

814 

3175 

61,5 

18, 5 

VI. 

Industrie  der  Maschinen  und 

Instrumente 

5749 

9093 

3168 

4604 

>23.4 

102,6 

VII. 

(.bcmischc  Industrie  .... 

318 

299 

176 

128 

58.8 

749 

Vlll. 

Industrie  d.  Lcuchtsloflfc,  Seifen 

5° 

■31 

— 3 

75 

— 5.6 

>339 

IX. 

Textilindustrie 

162435 

>95 780 

— 72928  ■ 

— 89322 

— 3°-9 

-3>.3 

X. 

Papierindustrie 

2703 

5843 

961 

2370 

55.2 

68,2 

XI. 

Lederindustrie 

2 780 

5 160 

1 644 

3286 

>44.7 

>80,5 

Xll. 

Industrie  der  Holz-  u.  Schnitz- 

Stoffe 

23356 

37  >4° 

7869 

18029 

50,8 

90.1 

XIII. 

Industrie  der  Nahrungs-  und 

Genufsmittel 

9930 

15918 

3565 

7 572 

56,0 

90.7 

XIV. 

Bekleidungs-  und  Rcinigungs- 

gewerbc 

120298 

159360 

10016 

27499 

9.> 

20,8 

XV. 

Baugewerbe 

321 

766 

3>3 

747 

3912.5 

39>5.7 

XVI. 

Polygraphische  Gcw’crbe  . . 

649 

2 136 

276 

>397 

74,0 

189,0 

XVII. 

Künstlerische  Gewerbe  . . . 

830 

1835 

441 

1 050 

'>3-3 

>33,7 

im  ganzen 

342557 

457984 

— 43  924  • 

— 18096 

— >>,4 

-3* 

Es  findet  sich  also  die  schon  gelegentlich  der  Erörterung  der 
Berufszählung  gemachte  Wahrnehmung  bestätigt,  dafs  zwar  die  Haus- 
industrie im  ganzen  abgenommen  hat,  dafs  diese  Bewegung  aber  der 
Hauptsache  nach  auf  die  stärkstbesetzte  Gruppe,  auf  jene  der  Textil- 
industrie beschränk-t  bleibt.  I her  spielt  die  Hausindustrie  zwar  noch 
immer  die  gröfste  Rolle  — 47,4  Proz.  aller  hausindustriellen  Be- 
triebe und  42,7  Proz.  der  darin  beschäftigten  Personen  entfallen  auf 
diese  Gruppe  — , hier  verliert  sie  aber  dem  eigentlichen  E'abrik- 
betrieb  gegenüber  rasch  an  Boden.  1882  waren  in  der  Textil- 
industrie noch  57,9  Proz.  der  Betriebe  und  31,3  Proz.  des  Personals 
hausindustriell,  1895  sind  es  immer  noch  65,3  Proz.  der  Betriebe 
und  19,7  Proz.  des  Personals.  In  der  ganz  überwiegenden  Mehrzahl 
der  anderen  Gewerbegruppen  ist  die  Hausindustrie  aber,  wie  auch 
die  alsbald  nachfolgenden  Verhältniszahlen  erkennen  lassen,  ent- 
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schieden  im  Vordringen  begriffen.  Die  Erwartung,  dafs  die  Hau.s- 
industrie  als  eine  rückständige  Betriebsorganisation  von  dem  so- 
wohl technisch  als  auch  sozial  überlegenen  Fabrikbetrieb  selbst  ohne 
Eingriff  der  Gesetzgebung  würde  überwunden  werden,  wird  durch 
die  bisherige  Entwicklung  — von  der  Textilindustrie  abgesehen  — 
keineswegs  bestätigt.  Noch  immer  ermöglicht  es  das  überaus 
drängende  und  willige  .Arbeitsangebot,  insbesondere  von  weiblicher 
und  jugendlicher  .Arl>cit,  den  hausindustriellen  Betrieb  auszudehnen 
und  seine  technische  Minderwertigkeit  auszugleichen  durch  die  spe- 
zifischen V'orzüge  der  hausiiKlustriellen  Produktion  für  den  Unter- 
nehmer, die  freilich  ebenso  viele  soziale  Schäden  sind:  geringe  Ar- 
l)eitslöhnc,  Ersparnis  an  .Anlagekapital  und  Regie,  mangelhafter 
.Arbeiterschutz,  .Ausfall  der  .Arbeiterversicherung,  .Abwälzen  der  mit 
dem  Wechsel  der  Saison  um!  der  Konjunkturen  verbundenen  Ge- 
fahren auf  den  .Arbeiter. 

Infolge  dieser  Bewegung  sind  die  nachstehend  ersichtlich 
gemachten  Veränderungen  in  dem  .Anteil  der  Hausindustrie  an  den 
BetrielK-n  und  dem  Personal  der  einzelnen  Gewerbegruppen  einge- 
treten : 

1805  1882 

isind  hau.simlustriclle  von  je  100 


(f  c w c r b c j»  r u j)  p c n 

lic 

Per- 

He. 

Per* 

trieben 

st>nen 

trieben 

sonen 

1.  Kunst*  und  llandeUpärtnerci  .... 

o-i 

0.3 

0,0 

0,0 

IV.  Industrie  der  Steine  und  Erden  , . 

4.2 

0,8 

4.2 

0,9 

Metallverarbeitung 

6,2 

3.' 

5.6 

3.7 

\I.  Industrie  der  Maschinen  und  Instrumente 

5.6 

1,6 

2,7 

'.3 

\ 11.  Chemische  Industrie 

2,8 

0.3 

1-4 

0.2 

VIII.  Industrie  der  Leuchtstoffe,  Seifen  . . . 

0,6 

0,2 

0.5 

0,1 

IX.  Textilindu.stric 

65.3 

19.7 

57.9 

31.3 

X.  Papierindustrie 

14.4 

3.8 

10.5 

3,5 

XI.  Leelerindustrie 

5.4 

3.2 

2.3 

1.5 

XII.  Industrie  der  HoU*  und  Schnitzsti»ffc 

8.9 

6,2 

54 

4.1 

XIII.  Industrie  der  Nahrungs-  und  Genufsmittel 

3.: 

1.6 

2,3 

LI 

XIV.  Beklcidungs-  und  Rcinigungsgewerbc 

13.1 

11,5 

1 1,6 

>0.5 

X\ . Haugewerbe 

0,1 

0,1 

0,0 

0,0 

X\  1.  Polvgrapliische  Gewerbe 

4.3 

'.7 

3.6 

l.i 

X\II.  Künstlerische  Gewerbe 

8.1 

9.2 

4.5 

5*1 

im  ganzen 

14.1 

5.7 

15.1 

8,1 

-Also  mit  .Ausnahme  der  Textilindustrie  durchaus  eine  Verstär- 
kung des  Prozentanteils  der  hausindustriellen  Betriebe.  Zu  ähn- 
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lichem  Ergebnis  führt  die  Untersuchung  nach  einzelnen  Gewcrfie- 
arten.  Sic  zeigt  zugleich,  dafs  die  Gewerbe,  in  welchen  die  haus- 
industrielle Betriebsform  überwiegt,  fast  durchaus  den  Grup{>en 
der  Textil-  und  der  Metallindustrie  angehören. 

Dafs  die  Hausindustrie  ganz  überwiegend  in  Betrieben  von  ge- 
ringem oder  geringstem  Umfang  betrieben  würde,  war  von  vorn- 
herein nicht  anders  zu  erwarten.  In  der  That  sind  die  Mehrzahl 
aller  hausindustriellen  Betriebe  .Alleinbctriebc.  Denn  es  wurden 
ermittelt 


Allciiibelrirhe 

Grhilfcnbetrirhc 

im  Jahre 

altsolut 

Fror. 

absolut 

I'roz. 

oc 

272  52S 

79.6 

70029 

20.4 

1882 

317472 

82.2 

68944 

17.8 

Seit  1882  haben  die  .-Mleinbetriebe  um  40961  oder  25,1  Proz. 
abgenommen;  die  Gehilfenbetriebe  hingegen  haben  zwar  nur  um 
1085  oder  1,6  Proz.  zugenommen,  die  darin  beschäftigten  Personen 
aber  um  35074  oder  18,3  Proz.  Diese  Zunahme  mag  allertlings 
zum  Teile  aus  der  vollständigeren  Erfas,sung  der  mitthätigen  Familien- 
angehörigen im  Jahre  1895  zu  erklären  sein. 

Die  Betriebsverhältnisse  der  1 lausindustric  werden  nämlich 
neben  der  unverhältnismäfsig  starken  Vertretung  der  Alleinbetriebe 
gekennzeichnet  durch  die  häufige  Verwendung  von  Frauen-  und 
Kinderarbeit,  insbesondere  in  der  I^'orrn  der  Familienbetriebe,  sowie 
durch  die  schwache  Ausstattung  mit  motorischen  Kräften.  Zwei 
Drittel  des  gesamten  hausindustriellen  Personals  sind  formell  Selb- 
ständige, nur  ein  Drittel  sind  Gehilfen.  In  den  Gehilfenbetrieben 
aber  werden  von  64205  Betriebsleitern  139063  eigentliche  Gehilfen 
und  Arbeiter,  darunter  21  834  jugendliche,  und  23153  mitarbeitende 
Familienangehörige  beschäftigt,  worunter  2667  jugendlich  und  20600 
weiblichen  Geschlechts  sind.  In  29724  hausindustriellcn  Betrieben 
oder  42,9  Proz.  aller  hausindustriellen  Betriebe  be.steht  das  Personal 
ausschliefslich  aus  Familienangehörigen.  Die  Zahl  der  in  diesen  Be- 
trieben ihätigen  Personen  betrug  68933  oder  30,4  Proz.  des  Gesamt- 
personals aller  hausindustriellen  Gehilfenbetriebe.  In  der  Textil- 
industrie erhöht  sich  ihr  Anteil  auf  49,9  Proz.  und  in  einer  Reihe 
von  Gewerbearten  überwiegen  sogar  die  l'amilicnbetricbe  in  der 
Hausindu-strie.  Was  endlich  die  mechanischen  Triebkräfte  anbelangt, 
so  benutzen  nur  3042  hausindustrielle  Betriebe,  auch  nicht  1 Proz. 
derselben,  Motoren,  verhältnisrnäfsig  am  häufigsten  die  Betriebe  der 
Metallindustrie. 


Digilized  by  Google 


Owcrbf  und  Handel  ira  DcuLschen  Reich. 


201 


In  welcher  VV'eise  die  einzelnen  liausindustriellen  Betriebe  von 
den  Verlagsgeschäften,  für  welche  sie  arbeiten,  zu  Unternehmungen 
zusammengefafst  werden , ergiebt  sich  aus  den  .Angaben  der 
Unternehmer  über  die  von  ihnen  hausindustriell  beschäftigten 
Betriebe  und  Personen.  Danach  beträgt 

die  Zahl  der  hausindustriell 

beschäftigten  I S95  1882 

Betriebe 22307  19209 

Personen 490  7 It  544980 

•Also  Zunahme  der  verlegten  Betriebe,  aber  .Abnahme  ihres 
Personals,  infolgedessen  Rückgang  der  durch.schnittlichen  Personen- 
zahl eines  verlegten  Betriebs:  sie  betrug  1882  noch  28,4,  1895  nur 
noch  22,0.  \’’on  dem  hausindu.striellen  Personal  wurden  1895 

430482  Personen  oder  87,7  Proz.  unmittelbar  vom  Unternehmer  be- 
schäftigt, 60229  oder  12,3  Proz.  waren  Gehilfen.  Dafs  die  Unter- 
nehmer über  diese  letzteren  nur  schätzungsweise  .Auskunft  zu  er- 
teilen in  der  Lage  waren  und  die  Daten  daher  ungenau  sind,  habe 
ich  schon  früher  bemerkt. 

Schon  die  Durchschnitte  la.ssen  erkennen , dafs  der  Umfang 
eines  Verlagsgeschäftes  ziemlich  bescheiden  i.st.  Das  zeigt  sich  noch 
deutlicher  bei  der  Untersuchung  nach  Gröfsenstufen.  Es  beschäftigten 
im  Jahre  1895  ') 


Mausindustrielle 

l'nternchmer 

absolut 

Prozente 

JO  ftder  weniger  . . . 

1 5 246 

68,3 

1 1 bis  50 

5 196 

23.3 

oder  mehr 

1 865 

8,4 

Das  erklärt  sich  daraus,  dafs  viele  von  den  Pcr.sonen,  die  nach 
ihren  eigenen  .Angaben  Hau.sindustrielle  beschäftigen,  kaum  als 
Unternehmer  bezeichnet  werden  können.  V'ielfach  haben  wir  es 
dabei  mit  Zwischenmei.stern,  Faktoren,  kleinen  Handwerksmeistern 
oder  Hausindustriellen  zu  thun,  die  ihrerseits  wieder  aufser  Haus 
arbeiten  lassen.  Die  eigentlichen  Verleger  setzen  in  Wirklichkeit 
viel  mehr  Hände  in  Bewegung,  als  sie  selbst  anzugeben  ver- 
mochten. Oft  schiebt  sich  ein  recht  kompliziertes  Vermittlungs- 
s)"stem  zwischen  dem  .Arbeiter,  der  die  Waren  verfertigt,  und  dem 

*)  Der  Vergleich  mit  den  Krgehnissen  der  Zahlung  v«m  1882  i»t  in  diesem 
iHioktc  unmöglich,  weil  die  damaligen  lVrM>n;\lausweise  die  in  Straf-  und  Hesserung.<*- 
ML^talien  beschädigten  Personen  mit  umla-ssen. 
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Unternehmer,  der  sie  zuletzt  auf  den  Markt  wirft,  ein.  Deutlichen  Ein- 
blick hierein  vermögen  die  Zahlen  unserer  .Statistik  nicht  zu  gewähren. 
Um  so  wertvoller  ist  es,  dafs  sie  durch  die  fast  gleichzeitig  vorge- 
nommenen Untersuchungen  des  Vereins  für  Sozialpolitik  über  Haus- 
industrie und  Heimarbeit  gerade  in  jenen  Hinsichten  ergänzt  worden 
sind,  in  welchen  die  Statistik  versagt. 

Die  eben  geltend  gemachten  Bedenken  gegen  die  von  den 
Unternehmern  herrührenden  .Angaben  über  die  1 lausindustriellen 
sprechen  auch  dagegen,  das  hausindustrielle  .Arbeitspcrsonal  in  Be- 
ziehung zu  .setzen  zur  Gesamtzahl  der  Gewerbthätigen  und  speziell 
zu  den  in  Fabriken  beschäftigten  Personen,  so  interessant  es  auch 
wäre  zu  untersuchen,  welche  Rolle  in  den  einzelnen  (jcwerben  die 
Heimarbeit  spielt,  insbesondere  der  Fabrikarbeit  gegenüber.  Wenn 
ich  nun  gleichwohl  einige  Zahlen  hierüber  berechne,  so  .sind  die- 
selben wegen  der  zweifelhaften  Grundlagen  nur  mit  Vorsicht  auf- 
zunehmen. .Auf  Je  loo  Gewerbthätige  treffen  nach  dgn  .-Angaben 
der  Unternehmer  im  ganzen  4,8  Hausindustrielle.  Dieser  Durch- 
schnitt wird  nur  durch  die  Textilindustrie  so  hoch  gehalten,  wo- 
selbst gerade  der  vierte  Teil  des  Personals  hausindustriell  beschäftigt 
ist.  .Aufserdem  steht  noch  das  Bekleidungs-  und  Keinigungf^ewerbe 
mit  etwa  10  Proz.  Hausindustriellen  über  dem  Durchschnitt;  in  allen 
anderen  Gewerbegruppen  bleibt  der  Prozentsatz  der  Hausindustriellen 
sehr  erheblich  hinter  dem  Durch.schnitt  zurück.  Was  aber  das 
Verhältnis  zu  dem  innerhalb  der  Betriebsstätten  der  Unternehmer 
beschäftigten  Gewerbepersonal  anbclangt,  so  treffen,  wenn  wir  die 
Betriebe  mit  mehr  als  IO  Personen  als  Fabrikbetriebe  gelten  lassen 
wollen,  auf  je  lOO  daselbst  be.schäftigtc  Personen  durchschnittlich 
10,5  Hausindustrielle,  im  Bekleidungs-  und  Reinigungsgewerbe  sogar 
74,6,  in  der  Textilindu.strie  35,1,  in  der  Industrie  der  Holz-  und 
Schnitzstoffe  noch  immer  13,5,  in  der  Lederindustrie  6,6,  in  der 
Metallverarbeitung,  .sowie  in  der  Industrie  der  Nahrungs-  und  Genufs- 
mittel  6,4  (in  der  Tabakindustrie  speziell  19,9).  Die  Untersuchung 
nach  einzelnen  Gewerbearten  erweist  weiterhin,  dafs  in  einer  ganzen 
Reihe  von  Gewerben  das  A'crlagssystem  nicht  nur  dem  F'abrik- 
betrieb,  sondern  auch  dem  WT'rkstättenbetrieb  gegenüber  überwiegt, 
währen  es  in  anderen  Gewerben  doch  eine  sehr  an.sehnliche  Rolle 
spielt.  Eine  entschiedene  Fortbildung  vom  Verlagssystem  zur  Fabrik 
kann  — von  der  Textilindustrie  immer  abge.sehen  — aus  den  Ziffern 
nicht  entnommen  werden.  .Allerdings  spielt  sich  der  Kampf  zwischen 
diesen  Betriebsformen  nicht  immer,  ja  nicht  einmal  in  der  Regel 
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innerh.i]b  eines  und  desselben  Gewerbes  ab.  Sein  eigentliches  Feld 
ist  der  grofse  .•\rbeitsmarkt,  wo  der  Heimarbeit  das  willige  Arbeits- 
angebot, welchem  sie  trotz  mancher  technischen  Rückständigkeit 
ihre  Entfaltung  verdankt,  durch  die  auf  der  gröfseren  Produktivität 
beruhenden  günstigeren  Löhne  und  Arbeitsbedingungen  der  Fabrik- 
industrie, und  zwar  vornehmlich  anderer  Produktionszweige,  all- 
mählich abgegraben  wird. 

Endlich  sei  erwähnt,  dafs  auch  ermittelt  worden  ist,  welche 
Geschäfte  Personen  in  Straf-  und  Besserungsanstalten  be- 
schäftigen. Das  war  bei  653  Betrieben  der  Fall,  für  welche  im 
ganzen  30576  Gefangene,  also  4,7  auf  je  1000  freie  .Arbeiter  thätig 
waren.  .Am  häufigsten  wird  Gefängnisarbeit  in  der  Textilindustrie 
verwendet;  hierin  sind  7,831  Gefangene  beschäftigt,  darunter  4452 
in  Strickerei  und  Wirkerei.  .Aufserdem  ragen  noch  durch  höhere 
Ziffern  hervor:  die  Tabakfabrikation  mit  3043  Gefangenen,  Schuh- 
macherei mit  2616  Gefangenen,  Verfertigung  von  glatten  Pelzwaren, 
mit  2489  Gefangenen,  Buchbinderei  und  Kartonagew'arenfabrikation 
mit  2483  Gefangenen,  Wäsche-  etc.  Verfertigung  mit  2181  und 
Weberei  mit  2118  Gefangenen. 

Die  Ergebnisse  der  Gewerbestatistik  zusammenfassend  zu 
würdigen,  behalte  ich  mir  für  die  demnächst  folgende,  abschliefsende 
Pntersuchung  über  die  Entwicklungstendenzen  der  deutschen  Volles- 
Ortschaft  vor. 
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Bin  neuer  Beitrag 

zur  Frage  des  Bauhandwerkerschutzes. 

V<m 

Dr.  PAUL  VOIGT, 

weiland  Privaldozenl  in  Berlin. 

I. 

Die  Frage  eines  wirksamen  gesetzlichen  Schutzes  der  Bauhand- 
werkerforderungen, die  vor  einigen  Jahren  die  öffentliche  Meinung 
überaus  lebhaft  beschäftigte,  ist  in  der  letzten  Zeit  etwas  in  den 
Hintergrund  getreten.  Der  im  Dezember  1897  veröffentlichte  „Ent- 
wurf eines  Reichsgesetzes  betreffend  die  Sicherung  der  Hau- 
forderungen",  der  aus  der  Fülle  der  aufgetauchten  Vorschläge  die 
brauchbarsten  herauszuschälen  und  eine  mittlere  Linie  zwischen  den 
widerstreitenden  Interessen  der  Bauhandwerker  und  der  übrigen 
Hypothekengläubiger  einzuhalten  suchte,  um  eine  Unterbindung  der 
ganzen  Bauthätigkeit  zu  verhüten,  hat  keiner  der  beiden  Parteien 
genüge  gethan;  er  ist  nicht  als  Lösung  des  Zwiespalts  empfunden 
worden , sondern  hat  im  Gegenteil  sowohl  bei  den  Handwerkern 
wie  in  den  Kapitalistenkreisen  scharfe  Angriffe  erfahren.  Allerdings 
hat  er  von  unparteii.scher  Seite  auch  wieder  im  ganzen  freundliche 
Zu.stimmung  gefunden,')  obwohl  er  eine  volle  Befriedigung  wohl 
bei  niemandem  hervorgerufen  hat;  zur  legislatorischen  Behand- 
lung ist  er  jedoch  bisher  nicht  gekommen,  zumal  überhaupt  die 
ganze  Frage  mit  der  eingetretenen  allgemeinen  Verringerung 
der  Bauthätigkeit  an  aktuellem  Interesse  gegenwärtig  etwas  ein- 
gebüfst  hat. 

Da  das  Problem  jedoch  aufs  engste  mit  der  ganzen  Gestaltung 

*)  ^'ertmanns  AufsaUs  in  diesem  Archiv,  Hd.  12.  S.  35 ff. 
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der  spekulativen  Bauthätigkeit  in  den  modernen  Grol'sstädten  ver- 
knüpft ist,  so  wird  es  unzweifelhaft  in  bälde  von  neuem  in  Angriff 
genommen  und  einer  gesetzgeberischen  Lösung  zugeführt  werden 
müssen.  Unter  diesen  Umständen  ist  es  zu  begrüfsen,  dafs  uns  die 
kürzlich  erschienene  Arbeit  von  S a 1 o m o n s o h n *)  Gelegenheit 
giebt,  das  umfassende  System  des  Baugläubigerschutzes  in  allen 
seinen  Einzelheiten  und  in  seiner  praktischen  Wirksamkeit  kennen 
zu  lernen,  das  seit  langem  in  den  V'creinigten  Staaten  besteht  und 
sich  infolge  seiner  vielen  Vorzüge  dort  fest  eingebürgert  hat.  Wer 
jetzt  noch  Vorschläge  zur  Lösung  des  Problems  macht,  wird  nicht 
umhin  können,  sich  auf  irgend  eine  Weise  mit  den  Grundgedanken 
der  amerikanischen  Gesetzgebung  auscinanderzusetzen,  über  die  noch 
die  sonst  so  fieifsige  und  objektive  Begründung  des  Entwurfs  vom 
Dezember  1897  mit  der  kurzen  Bemerkung,  „die  dort  gemachten 
Erfahrungen  könnten  bei  den  durchaus  abweichenden  Verhältnissen 
.Vurdamerikas  für  uns  ein  erhebliches  Gewicht  nicht  beanspruchen," 
himveggehen  zu  können  glaubte. 

Es  ist  eine  grofse  und  schwierige  Aufgabe,  die  sich  Dr.  Salo- 
moasohn  gestellt  hat.  Die  Schilderung  einer  umfa.ssenden  und 
komplizierten  fremdländischen  Gesetzgebung,  die  formell  auf  wesent- 
lich anderen  Grundlagen  als  unser  Rechtssystem  beruht,  ist  unter 
allen  Umständen  keine  leichte  Arbeit;  besonders  schwer  war  sic 
aber  in  diesem  Falle,  wo  es  sich  um  die  Darstellung  eines  noch  in 
beständigem  Flusse  befindlichen,  einem  raschen  Wechsel  unter- 
liegenden Schutzsystems  handelte,  an  dessen  Bildung,  Gesetzgebung 
und  Rechtsprechung  nicht  weniger  als  49  verschiedene  Staaten  in 
gleicher  Weise  beteiligt  sind. 

■ Der  V'erfasser  hat  seine  schwierige  Aufgabe,  soweit  man  das 
ohne  eigene  intime  Kenntnis  der  amerikanischen  Gesetzgebung  be- 
urteilen kann,  im  grofsen  und  ganzen  in  trefflicher  Weise  gelöst. 
Seine  ungemein  fleifsige  und  gründliche  Arbeit  beruht  auf  sehr 
eingehenden  Studien,  die  er  hauptsächlich  in  New- York  in  der 
Bibliothek  der  Bar  Association  angestellt  hat.  Sie  verbintlet  volks- 
wirtschaftliche und  juristische  Gesichtspunkte,  wenn  auch  der  Studien- 

*)  Dr.  Georg  Salomon.sohn,  ((J  eor  g So  I m ss  e ri),  (ierichUasscssür:  Der 
E<5ct*Üchc  Schutz  <h*r  Haugläubiger  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika. 
Kin  Beitrag  zu  den  E-'ntwürfen  eines  Keichsgesetzes  betreffend  die  Sicherung  der 
Haaforderungen  und  eines  preufsisrhen  Ausführungsgfsetzcs.  Berlin  1900.  Karl  Hey- 
tnatui-»  Verlag,  XII  und  493  Seiten.  Breis  8 Mk. 
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richtunj,'  des  Verfassers  entsprechend  die  Darstellung  der  juristischen 
Fragen  so  breit  im  X'ordergrunde  steht,  dafs  dem  Nationalökonomen 
nicht  selten  die  wirtschaftlichen  Momente  zu  kurz  gekommen  zu 
sein  scheinen.  Der  Verfasser  hat  eine  ausgesprochene  Vorliebe  für 
eine  analytische  Bchandlungsweise.  Dies  ganze  Schutzrecht  wird 
— auf  der  Basis  einer  interessanten  Skizze  des  angelsächsischen 
Rechts  im  allgemeinen  — mit  allen  seinen  in  den  Einzelheiten 
häufig  abweichenden  Details  in  streng  begrifflicher  juristischer  Sv'ste- 
matik  analysiert.  Das  Verfahren  hat  unzweifelhaft  grofse  Vorteile, 
es  mag  vielleicht  auch  bei  der  ständigen  Umbildung  des  Schutz- 
rechts das  einzig  mögliche  gewesen  sein,  erschwert  aber  andererseits 
wegen  der  verwirrenden  Fülle  des  Details  die  klare  Vorstellung  der 
in  den  einzelnen  Staaten  geltenden  Schutz-systeme,  ein  Uebelstand, 
den  auch  ein  kommentierter  .Abdruck  des  New- Yorker  Gesetzes  nur 
zum  Teil  beseitigen  kann. 

Das  ganze  Werk  zerfallt  in  drei  grofse  .Abschnitte,  deren  erster 
die  rechtlichen  und  wirtschaftlichen  Grundlagen  des  Schutzrechts 
schildert,  während  der  zweite  Abschnitt  die  erwähnte  systematische 
Darstellung  des  Sichutzrechtes  selbst  gibt.  Im  .Schlufsabschnitt  geht 
der  Vcrfa.sser  zu  einer  Schilderung  der  Formen  über,  die  tlas 
amerikanische  Bauge.schäft  unter  der  Einwirkung  der  Schutzgesetz- 
gebung angenommen  hat;  er  unterrichtet  uns  an  der  Hand  statisti- 
schen Materials  über  ihre  Wirksamkeit  und  ihre  Erfolge,  um  dann 
mit  einer  auf  deutsche  Verhältnisse  zugespitzten  Nutzanwendung 
abzuschliefsen,  die  den  Inhalt  eines  Schutzgesetzes  nach  amerika- 
nischem A'orbild  skizziert,  ohne  dafs  er  damit  aber  bereits  „eine 
endgültige  Formulierung“  zu  geben  beabsichtigte. 

Unmotiviert  kurz  ist  leider  der  kritische  V’erglcich  des  amerika- 
nischen Rechts  mit  den  Vorschlägen  des  l'intwurfs  von  1897  "ge- 
raten, der  nun  einmal,  so  viel  sich  auch  mit  Recht  gegen  ihn  ein- 
wenden läfst,  die  relativ  beste  Lösung  des  Problems  darstellt,  die 
der  deutschen  Jurisprudenz  bisher  gelungen  ist ; Dr.  Salomonsohn 
thut  ihn  in  der  Einleitung  und  im  Schlufskapitcl  mit  wenigen 
Worten  ab  und  er  wird  ihm  dabei  aufserdem  meines  Erachtens  in 
einem  prinzipiell  wichtigen  Punkte  (in  der  Frage  der  amtlichen 
Taxierung  des  Baustellenwerts)  durchaus  nicht  gerecht.  Die  knappe 
Behandlung  ist  um  so  becbuerUcher,  als  eine  eingehende  Kritik  des 
Entwurfs  vom  Standpunkte  des  amerikanischen  Rechtes  aus,  zu  der 
der  Verfasser  doch  in  erster  Linie  berufen  gewesen  wäre,  zur  Klärung 
der  Ansichten  hätte  we.sentlich  beitragen  können. 
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Alles  in  allein  genommen  hat  der  Verfasser  aber  eine  sehr 
tüchtige  und  wertvolle  Arlieit  geleistet,  für  die  ihm  die  deutsche 
Wissenschaft  nur  dankbar  sein  kann.  Es  hat  ebenso  hohc,s  wissen- 
schaftliches wie  praktisches  Interesse,  aus  seinem  Buch  die  Art  und 
Wei.se  kennen  zu  lernen,  wie  die  amerikanische  Gesetzgebung  die 
Lwung  eines  so  wichtigen  Problems  wie  des  Baugläubigerschutzes 
in  .Angriff  genommen  hat,  mit  dem  man  sich  in  Deutschland  schon 
seit  geraumer  Zeit  plagt,  ohne  bisher  zu  einer  befriedigenden  For- 
mulierung gekommen  zu  sein.  Die  deutsche  Gesetzgebung  wird 
jetzt  ernsthaft  zu  prüfen  haben,  ob  der  Weg,  den  das  amerikanische 
Recht  gegangen  ist,  nicht  auch  für  uns  gangbar  ist  und  ob  nicht, 
wie  wir  annehmen  möchten,  eine  befriedigende  Lösung  der  Frage 
in  einer  Verschmelzung  der  Prinzipien  des  amerikanischen  Rechts  mit 
(len  Grundsätzen  des  deutschen  Entwurfs  von  1897  zu  finden  ist. 

II. 

Zum  näheren  Verständnis  dieser  These  ist  ein  Eingehen  auf 
das  ganze  Problem  des  Baugläubigerschutzes  und  die  verschiedenen 
.Muglichkeiten  seiner  Lösung  erforderlich,  wobei  ich  mich  hier  aber 
sehr  kurz  fassen  und  die  Kenntnis  der  thatsächlichen  Zustände  im 
allgemeinen  als  bekannt  voraussetzen  mufs. 

Der  Bauhandwerker  kann  bei  der  modernen  Gestaltung  des 
spekulativen  Baugeschäfles  aus  zwei  Ursachen  geschädigt  werden; 
Einmal  kann  der  Bauunternehmer  (Bauherr)  das  ihm  vom  Baugeld- 
geber in  ausreichendem  Betrage  gegebene  Baugeld  nur  zum  Teil 
zur  Befriedigung  der  Bauhandwerker  benutzen,  den  Rest  dagegen 
zur  Bezalilung  anderer  Schulden  und  zur  Be.streitung  eines  unver- 
hältnlsmäfsigen  Aufwandes  verwenden  oder  überhaupt  betrügeri.scher- 
weise  beiseite  schaffen ; das  ist  der  eine  wirklich  schwindelhafte 
und  betrügerische,  aber  keineswegs  der  häufigste  Fall.  Die  Regel 
ist  vielmehr  der  andere  P'all,  dafs  der  Bauunternehmer  überhaupt 
nicht  Baugelder  in  ausreichendem  Betrage  erhält,  sondern  sich  ge- 
zwungen sieht,  den  Bau  durch  Inanspruchnahme  des  ihm  von  den 
Bauhandwerkern  in  P'orm  ihrer  Leistungen  gewährten  Kredits  zu 
vollenden. 

Die  Bauhandwerker,  die  fast  regelmäfsig  über  die  finanzielle  Basis 
des  Unternehmens  in  Unkenntnis  sind,  werden  dadurch  zwangs- 
weise zu  Teilhabern  der  Spekulation  gemacht,  deren  Risiko  sic 
stets  in  erster  Linie  — und  zwar  ohne  jeden  besonderen  A'orteil  — 
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zu  tragen  haben  und  deren  glücklicher  Ausgang  in  jedem  Falle  von 
der  Gunst  der  allgemeinen  Konjunktur  abhängt.  Ist  die  Spekulation 
im  ganzen  eine  normale  und  vor  allem  der  Bau.stellenpreis  kein 
exorbitant  hoher  gewesen,  so  können  die  Bauhandwerker  bei  gün- 
stigem Wrkauf  oder  günstiger  Vermietung  auf  Befriedigung  ihrer 
Forderungen  rechnen,  während  sic  im  Falle  eines  Niedergangs  der 
Konjunktur  in  den  Fehlschlag  der  Spekulation  mit  hineingerissen 
werden.  War  jedoch  der  Bauunternehmer  nur  ein  Strohmann  in 
der  Hand  des  Baustellenbesitzers,  der  ihm  die  Baustelle  zu  einem 
wahnsinnigen,  alxtr  hypothekarisch  sicher  gestellten  Preise  ange- 
rechnet hat,  so  sind  die  Forderungen  der  Bauhandwerker  beinahe 
in  jedem  F'alle,  auch  bei  der  glänzendsten  Konjunktur,  verloren,  da 
der  Baustellenbesitzer  als  eigentlicher  I lerr  der  Spekulation  fast 
regelmäfsig  die  Subhastation  erzwingen  kann,  deren  Erlös  sicherlich 
auch  bei  Realisierung  des  vollen  Wertes  nur  zur  Deckung  der  Bau- 
gelder- und  Baustellen-Hypothek  hinreicht,  da  in  der  übertriebenen 
1 lohe  der  letzteren  der  von  den  unbezahlten  Rauhandwerkern  ge- 
schaffene Wert  bereits  vorweg  genommen  ist. 

Die  I-age  des  Bauhandwerkers  i.st  also  selbst  dann,  wenn  direkt 
betrügerische  Manöver,  wie  Unterschlagung  eines  Teils  der  Bau- 
gelder, Eintragung  fingierter  Hypotheken  zu  Gunsten  von  Ver- 
wandten des  Bauunternehmers  etc.,  nicht  Vorkommen,  eine  durch- 
aus prekäre;  seine  I'orderung  schwebt,  auch  wenn  sie  sich  in  einer 
„Sicherheitshypothek“  im  Sinne  des  .-Mlgemeinen  Landrechts  oder 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  verkörpert  hat,  stets  in  lier  Gefahr,  von 
der  auf  dem  mehr  oder  minder  fiktiven  Baustellenwert  basierten 
Vorhypothek  ergriffen  und  konsumiert  zu  werden. 

Der  gesetzliche  Baugläubigerschutz  hat  unter  die.sen  Umständen 
die  drei  folgenden  Aufgaben  zu  lö.sen: 

1.  Es  nuifs  zunächst  dafür  gesorgt  werden,  dafs  die  Baugeldcr 
auch  wirklich  den  Baugläubigern  zufliefsen  und  nicht  für 
andere  Zwecke  verwendet  werden. 

2.  Die  finanzielle  Basis  des  ganzen  Unternehmens  mufe  allen 
Beteiligten  klar  vor  Augen  stehen;  jeder  Bauhandwerker 
mufs  wissen,  ob  der  Baugelderfonds  überhaupt  zum  Bau 
vollständig  ausreicht  oder  nicht,  damit  er  sich  vorher  dar- 
über klar  werden  kann,  ob  ihm  eine  Beteiligung  an  dem 
Unternehmen  rätlich  erscheint. 

3.  Der  Bauhandwerker,  der  sich  trotz  des  unzureichenden 
Baugelderfonds  zur  Beteiligung,  d.  h.  also  zur  Kreditierung 
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seiner  Leistungen  ')  bis  zur  V'ollenclung  des  Baues  und  bis 
zur  Realisierung  der  Spekulation  durch  Verkauf  oder  Auf- 
nahme weiterer  Darlehen  entschliefst,  mufs  dagegen  ge-, 
schützt  werden,  dafs  fingierte  Vorhypotliekcn,  namentlich 
aber  eine  auf  einem  abenteuerlich  hohen,  thatsächlich  ledig- 
lich fiktivem  Baustellenprcise  basierte  Hypothek  den  von 
ihm  geschaffenen  Gebäudewert  absorbieren  können. 

Macht  man  sich  diese  drei  verschiedenen  .Aufgaben  des 
Bauhandwerkerschutzes  klar,  so  gewinnt  man  relativ  leicht  den 
richtigen  Standpunkt  zur  Beurteilung  der  verschiedenen  Lösungs- 
vorschläge. Man  sieht  zunächst,  dafs  die  von  extrem  manchester- 
licher  Seite  ausgehenden  Vorschläge,  den  Bauunternehmer  zur  kauf- 
männischen Buchführung  zu  verpflichten  und  jede  anderweitige  Ver- 
wendung der  Baugelder  (sowie  die  Eintragung  völlig  fingierter 
Hypotheken)  .als  Betrug  zu  bestrafen,  nur  auf  die  relativ  geringe 
Zahl  wirklich  schwindelhafter  Fälle  .Anwendung  findet,  nur  die 
erste  Aufgabe  des  Baugläubigerschutzes  lösen,  im  allgemeinen  jedoch 
gänzlich  versagen  würden. 

Einen  umfassentferen  Schutz  würde  der  bekannte  Antrag  Wall- 
brecht gewähren,  der  in  Erweiterung  der  zweiten  .Aufgabe  des  Bau- 
gläubigerschutzcs  die  Schaffung  einer  völlig  sicheren  finanziellen 
Basis  des  Unternehmens  bezweckt  und  deshalb  die  Erteilung  der 
Bauerlaubnis  auf  solche  Unternehmer  beschränkt  wissen  will,  die 
nach  .Ansicht  einer  Sachverständigenbehörde  die  hinreichenden 
moralischen  wie  finanziellen  Bürgschaften  für  die  Befriedigung  der 
Bauhandwerker  gewähren  oder  für  den  vollen  Betrag  der  Baukosten 
durch  Hinterlegung  von  VV^ertpapieren  etc.  Sicherheit  leisten.  Nur 
steht  von  diesem  .Antrag  zunächst  eine  weitgehende  Lirhmlegung 
und  Hemmung  der  Bauthätigkeit  und  für  später  die  ab.solut  grofs- 
kapiulisti.sche  .Ausgestaltung  des  ganzen  Baugewerbes  zu  befürchten. 
Der  wirksame  Schutz  der  Bauhandwerker  würde  mit  einer  Steige- 
rung der  Wohnungsnot  und  mit  einer  Vernichtung  des  .Mittelstandes 
im  Baugewerbe  etwas  gar  zu  teuer  erkauft  werden. 

Hauptsächlich  unter  dem  dritten  Gesichtspunkt  packen  die- 
jenigen Vorschläge  das  Schutzproblem  an,  die  den  in  einer  Bau- 


*)  Eine  derartige  Kreditierung  seitens  des  Bauhandwerkers  wird  sich  in  sehr 
vielen  Fällen  gar  nicht  vermeiden  lassen,  da  selbst  der  solide  Bauunternehmer  häutig 
knnc  ausreichenden  Baugeldcr  erhält  und  selbst  dann,  wenn  er  jfersönlich  ein  wohl- 
habender Mann  ist,  nicht  immer  sofort  die  erforderlichen  Kapitalien  flüssig  bereit  hat. 

Archiv  für  soz.  Gesetzgebung  u.  Siaiistik.  XVI.  t4 
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hypothek  verkörperten  Bauhandvverkerforderungen  ein  gesctzliclies 
\''orrecht  einräumen  wollen.  Hierher  gehört  vor  allem  der  Entwurf 
von  1897,  der  im  Gegensatz  zu  friiheren  Entwürfen,  durch  die  den 
Baugläubigern  ein  absolutes  Vorrecht  auch  vor  den  bei  Beginn  des 
Baues  schon  auf  der  Baustelle  lastenden  Hypotheken  eingeräumt 
werden  sollte,  das  Vorrecht  der  Bauhandwerker  (unter  .■\us.schlufs 
des  Baumaterialienlieferanten)  auf  den  Gebäudewert  beschränken 
wollte,  weil  von  der  Einräumung  eines  absoluten  Vorrechts  mit 
Recht  eine  schwere  Gefährdung  des  ganzen  Hyjiothekarkredits  und 
eine  I.ähmung  der  Bauthätigkeit  befürchtet  würde.  Die  .‘\usführung 
dieses  Gedankens  war  in  der  Weise  geplant,  dafs  der  Baustcllenwert 
durch  eine  Sachverständigenbehörde  (Bauschöfifenamt)  vor  Beginn 
des  Baues  fe.stgestellt  und  ins  Grundbuch  eingetragen  werden  sollte; 
im  Falle  der  Zwangsversteigerung  des  Gebäudes  sollten  die  Bau- 
handwerkerforderungen  aus  dem  den  Baustcllenwert  übersteigenden 
Erlös  zunächst  befriedigt  werden.  Um  jedoch  die  Baugelddarlcihcr 
nicht  zu  ben.achteiligen,  wurde  im  § 16  vorgeschrieben,  dafs  die 
zur  Befriedigung  der  Rauhandwerker  wirklich  ^verwendeten  Baugcld- 
beträge  dem  Baustcllenwert  zugerechnct  werden  und  dem  V^orrecht 
der  noch  unbefriedigten  Handwerker  entzogen  sein  sollten. 

Auch  gegen  diesen  \^orschlag  erheben  sich  zahlreiche  Bedenken. 
Zunächst  mufs  entschieden  die  Zulässigkeit  der  Befriedigung  einzelner 
Handwerker  vor  anderen  bemängelt  werden,  deren  gesetzliches 
Vorrecht  durch  die  an  jenen  geleisteten  Zahlungen  ungebührlich 
verschlechtert  wird;’)  eine  wirksame  Kontrolle  der  Baugelderver- 
wendung durch  den  Baugeldgcber',  die  der  Entwurf  augenscheinlich 
beabsichtigte,  wird  dadurch  nicht  erreicht ; es  wird  im  Gegenteil 
allen  möglichen  Durchstechereien  Thür  und  Thor  geöffnet,  und  die- 
jenigen Bauhandwerker,  die  die  Vollendungsarbeiten  zu  leisten  haben, 
die  Glaser,  Tischler,  Schlosser,  Töpfer  etc.  würden  nach  wie  vor 
die  am  meisten  exponierten  bleiben. 

Xormalerweise  würde  sich  die  .Sache  nach  dem  System  des 
Entwurfs  folgendermafsen  gestalten ; Wird  die  Baustelle  richtig 
taxiert  und  werden  die  (im  ganzen  jedoch  nicht  ausreichenden) 
Baugelder  zur  Befriedigutig  der  ersten  Baugläubiger  verwendet,  so 
hat  die  den  reellen  Kaufpreis  repräsentierende  Baustellenhypothek 
und  die  Baugelderhypothek  den  Vorrang  vor  der  Hypothek  der 
unbefriedigten  Bauhandwerker;  sie  sehen  sich  also  nach  wie  vor 

V^l.  hierzu  Oertmann,  a.  a.  • 
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gezwungen,  wenn  sie  zu  ihrem  Gelde  kommen  wollen,  die  Vor- 
hypotheken herauszubieten  und  in  der  Regel  natürlich  auch  das 
Grundstück  zu  übernehmen.  Alle  diejenigen  Vorschläge,  die  darauf 
abzielen,  ihnen  das  nach  Möglichkeit  zu  erleichtern  (Abschaffung 
der  Bietungskaution  etc.),  behalten  also  nach  wie  vor  ihre  Bedeutung. 
Immerhin  wäre  die  Stellung  der  Bauhandwerker  wesentlich  ver- 
bessert, da  sie  ja,  vorausgesetzt,  dafs  die  Bau  Schöffenämter  sich 
nicht  von  den  Terrainspekulanten  zu  übertriebenen  Schätzungen 
drängen  lassen,  vor  der  Wirkung  einer  auf  einem  imaginären  Ikiu- 
stellenpreise  basierten  Hypothek  geschützt  wären. 

Freilich  bleibt  nach  wie  vor  — von  allen  übrigen  Bedenken 
abgesehen  — der  schwerwiegende  prinzipielle  Einwand  bestehen, 
dafe  die  Bauhandwerker,  da  sie  trotz  tler  Kenntnis  des  Baustellen- 
wertes ohne  Einsicht  in  die  Baugclderverträge  ein  wirkliches  Urteil 
über  die  finanzielle  Basis  des  ganzen  Unternehmens  nicht  gewinnen 
können,  wider  ihren  Willen  zu  Teilhabern  einer  Spekulation  ge- 
macht werden,  deren  Risiko  sie  auch  jetzt  noch  in  erster  I.inie  zu 
tragen  haben,  während  der  wirkliche  Spekulant  — und  das  ist  in 
wirtschaftliche  Hinsicht,  wenn  auch  nur  selten  formell,  eigentlich 
beinahe  immer  der  Vorbesitzer  der  Baustelle  *)  — keinerlei  Gefahr 
läuft  Eine  befriedigende  Lösung  des  ganzen  Problems  liegt  nur 
darin,  dafs  das  Risiko  der  .Spekulation  auf  den  wirklichen  Speku- 
lanten abgewälzt  wird,  oder  aber  dafs  wenigstens  der  Bauhandwerker 
in  jedem  einzelnen  Falle  von  vornherein  nicht  im  unklaren  darüber 
bleibt,  ob  und  welches  Risiko  mit  der  Uebernahme  der  Bauarbeiten 
für  ihn  verbunden  ist. 

Das  ist  der  Gesichtspunkt,  unter  dem  die  nordamerikanische 
Gesetzgebung,  wie  sie  uns  Dr.  Salomonsohn  schildert,  an  die  Lösung 
der  Frage  hcrantritt. 

Die  nordamerikanische  Gesetzgebung  hat  schon  seit  dem  Ende 
des  t8.  Jahrhunderts  ein  „Lien“,  d.  h.  ein  gesetzliches  Pfandrecht 
des  Gläubigers  an  der  durch  seine  Arbeitsleistung  in  ihrem  Wert 
erhöhten  Sache  ganz  allgemein  ausgebildet,  wir  finden  in  manchen 
amerikanischen  Staaten  ein  „Lien“  der  Holzfäller  an  den  von  ihnen 


*)  Ist  der  Bauunternehmer  nur  der  Strohmann  des  Haustellenbesitzers,  s<i  ist 
flessen  Spckulantcncigenschaft  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  unz^’eifelhaft,  aber  selbst 
wenn  der  Bauunternehmer  selbständig  auftritt,  mufs  der  Baustellenbesitzer  fast 
f'^elmafsig  als  Teilnehmer  der  Spekulation  gelten,  da  der  reelle  Wert  seine  Bau» 
*trllenbvpolhck  vom  Ausgang  des  Cnternchmens  abhängt. 
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gefällten  oder  bearbeiteten  Bäumen,  ein  „Lien“  der  Muther,  Schürfer 
und  Bergarbeiter  an  den  Minen  und  ihr  Produkten,  ein  „Lien“  der 
Landarbeiter  an  den  Pflanzungen  und  ihren  Erzeugnissen  und  analog 
auch  ein  „Lien“  der  Bauhandwerker,  Materiallieferanten  und  Arbeiter 
{mechanics'  lien)  an  dem  durch  ihre  Arbeit  geschaffenen  Gebäude 
und  dem  in  seinem  Werte  erhöhten  Grundstück. 

Die  wirtschaftlichen  Voraussetzungen  der  Schutzgesetzgebung 
sind  in  Amerika  augenscheinlich  dieselben  wie  in  Deutschland. 
Die  Bauthätigkeit  hat  auch  in  den  mit  rasender  Geschwindigkeit 
anwachsenden  amerikanischen  Städten  einen  rein  sj>ekulativen 
Charakter  angenommen  und  vollzieht  sich  nach  der  Schilderung  des 
Verfassers  in  der  Hauptsache  in  denselben  Formen  wie  bei  uns. 
Auch  in  Amerika  scheint  in  den  meisten  Fällen  der  eigentliche 
Spekulant  der  Baustellenbesitzer  zu  sein,  der  sich  jedoch  formell 
des  Bauunternehmers  bedient,  dem  er  die  Baustelle  mit  oder  ohne 
Anzahlung  überläfst  und  dem  er  das  Baugeld  entweder  selb.st  leiht 
oder  von  anderer  Seite  beschafft.’)  Die  nötige  Sicherheit  gewähr- 
leistet ihm  die  dafür  bestellte  Hypothek ; daneben  findet  sich  auch  der 
Brauch,  das  Grundstück  dem  Unternehmer  nicht  schon  endgültig 
zu  übereignen,  sondern  vorläufig  nur  einen  Verkaufsvor\ertrag  zu 
schliefsen  oder  ihm  — nach  englischer  Sitte  — die  Baustelle  nur 
auf  längere  Zeit  zu  verpachten.  Die  Baugelder  werden  ebenfalls 
wie  bei  uns  mit  dem  Fortschreiten  des  Baues  ratenweise  gezahlt. 

Dieses  System  spekulativer  Bauthätigkeit  hat  in  Amerika  anfangs 
genau  dieselben  üblen  f olgen  für  die  Bauhandwerker  gezeitigt,  wie 
in  Europa ; die  Baugläubiger  fielen  trotz  ihres  gesetzlichen  Pfand- 
rechts bei  Subhastationen  gewöhnlich  aus,  da  sie  hinter  den  Bau- 
stellen- und  Baugelder-Hypotheken  rangierten.  Infolgedessen  ging 
die  amerikanische  Gesetzgebung  im  Bunde  mit  der  Rechtsprechung 
zu  einer  Weiterbildung  der  Schutzgesetzgebung  über,  die  in  ihren 
Details  und  selbst  in  prinzipiell  wichtigen  Fragen  in  den  einzelnen 
Staaten  .sehr  erheblich  variert  und  überhaupt  noch  nicht  zu  einem 
wirklichen  Abschlufs  gekommen  ist ; auch  die  Judikatur  .scheint  eine 
ziemlich  schwankende  zu  sein,  so  dafs  es  nicht  ganz  leicht  ist,  eine 
kurze  zusammenfa.ssende  Darstellung  des  komplizierten  Systems 


')  Ein  au$,;cd<')mtcs  Hypnthckrnlianksystrm  hat  sich  n.ich  dem  Verfasser  in  den 
Vereinigten  Staaten  noch  nicht  entwickelt ; in  grofsem  L'mfang  geben  hypothekarische 
Darlehen  allerdings  die  grofsen  Versicherungsgesellschaften ; trotzdem  liegt  das  Dar- 
lehensgeschäft noch  ganz  überwiegend  in  der  Hand  des  ftrivatkapitals. 
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ZU  geben.  Im  grofsen  und  ganzen  lassen  sich  aber  etwa  folgende 
Grundsätze  als  die  in  den  Vereinigten  Staaten  und  in  Kanada  all- 
gemeingültigen Nonnen  des  Baugläubigerschut/.cs  aus  den  detaillierten 
Schilderungen  von  Salomonsohn  ableiten. 

Der  Grundgedanke  des  Schutzsystems  ist,  die  zur  Bezahlung 
des  Baues  erforderlichen  Mittel  als  einen  einheitlichen  Baufonds 
aufzufassen,  der  das  Entgelt  für  den  als  einheitliche  Leistung  aller 
Baugläubiger  gedachten  Bau  darstellt.  Die  Kostenanschläge  für  den 
Bau.  der  eventuelle  Generalvertrag  mit  einem  Hauptunternehmer 
und  der  Baugelder\'ertrag  (enthaltend  Höhe  des  Darlehns,  Bedingungen 
der  Ratenzahlungen,  Namen  des  Darleihers  etc.)  müssen  den 
Baugläubigern  zugänglich  gemacht  werden,  damit  sie  sich  ein 
Urteil  über  die  finanzielle  Basis  des  Unternehmens 
bilden  können;  der  Inhalt  der  Verträge  ist  für  ihre  Ansprüche 
maCsgebend.  Ein  nicht  befriedigter  Baugläubiger  hat  sofort  dem 
Eigentümer,  dem  Hauptunternehmer  und  Baugeldgeber  Anzeige  zu 
machen,  um  seine  direkte  Befriedigung  oder  eine  vorläufige  .Sperrung 
des  Baufonds  herbeizuführen.  Der  Eigentümer  haftet  nach  dem  in 
New  York  und  in  einer  Reihe  anderer  Staaten  üblichen  System 
nur  bis  zur  Höhe  des  im  Generalvertrag  festgestellten  Gesamtkosten- 
betrags abzüglich  der  vor  der  Benachrichtigung  ordnungsmäfsig  an 
den  Hauptunternehmer  geleisteten  Zahlungen.  In  Pennsylvania 
und  zahlreichen  anderen  Staaten  gilt  noch  ein  älteres  System,  das 
den  Eigentümer  ohne  jede  Begrenzung  durch  die  mit  einem  Haupt- 
unternehmer vereinbarte  Summe  für  alle  von  den  Bauhandwerkern 
gelieferten  Arbeiten  haftbar  macht. 

Die  Anmeldung  des  Anspruchs  giebt  dem  Baugläubiger  zugleich 
ein  Pfandrecht  (Lien)  an  dem  zur  Zeit  vorhandenen  Rechte  des 
Eigentümers  am  Grundstück , das  jedem  nach  Beginn  des  Baues 
eingetragenen  Pfandrechte  vorgeht.  Bestehen  schon  ältere  Hypo- 
theken, — gewöhnlich  wird  es  das  Rcstkaufgeld  für  die  Baustelle 
und  die  Baugelderhypothek  sein  — so  beschränkt  sich  deren  Vor- 
recht in  vielen  Staaten  auf  den  Baustellenwcrt,  während  das  Bau- 
gläubiger-Lien  den  Vorrang  am  Gebäudewert  bekommt,  jedoch  in 
manchen  Staaten  wieder  mit  der  Einschränkung,  dafs  die  vor  der 
Anmeldung  des  Anspruchs  ordnungsmäfsig  ausgezahlten  Baugelder 
dem  Lien  voranstehen.  Bei  der  Subhastation  wird  dann  der  den 
Baustellenwert  übersteigende  Erlös  zur  vorzugsweisen  Befriedigung 
der  Baugläubiger  verwandt.  Bleibt  der  Subhastationserlös  unter  der 
Summe  des  Bodenwerts  und  des  Gebäudewerts,  so  wird  nicht,  wie 
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man  nach  deutscher  Auffassung  des  Hypothckcnrcchts  zu  vermuten 
geneigt  ist,  der  Bodenwert  als  stabile  Gröfse  behandelt  und  der 
auf  ihm  ruhende  Hypothekenbetrag  vorwiegend  befriedigt,  sondern 
die  im  Mindercrlös  sich  ausprägende  Verringerung  des  Gesamtwerts 
wird  zur  anteiligen  Herabsetzung  des  Bodenwerts  wie  des  Gebäude- 
werts benutzt,  da  ja  der  Gebäudewert  nicht  allein  gesunken  sein 
kann,  und  dementsprechend  wird  auch  der  Subhastationserlös  auf 
die  einzelnen  Hypotheken  verteilt.  *) 

Die  ungeheure  prinzipielle  Bedeutung  die.ses  Verfahrens,  das 
alle  bei  dem  Bau  beteiligten  Personen  als  eine  Spekulantengruppe 
auffafst  und  alle,  namentlich  aber  auch  den  Eigentümer  der  Bau- 
stellenhypothek,  am  Risiko  teilnehmen  läfst,  tritt  nach  meinem  Em- 
pfinden in  der  Darstellung  des  Verfassers  nicht  genügend  hervor; 
sie  scheint  mir  aber  so  sehr  in  der  Konsequenz  der  ganzen  ameri- 
kanischen Schutzgesetzgebung  zu  liegen,  dafs  sic  sich,  obwohl  sie 
gegenwärtig  erst  in  einer  .\nzahl  von  .Staaten  e.vistiert,  voraussichtlich 
allmählich  immer  weitere  Geltung  verschaffen  wird.  Freilich  ist 
bisher  eine  klare  Regelung  der  wichtigen  Frage  der  Berechnung 
des  Verhältnisses  zwischen  Bodenwert  und  Gebäudewert,  wie  der 
Verfasser  hervorhebt,  noch  nicht  erfolgt;  somit  fehlt  allerdings  vor- 
läufig noch  eine  wichtige  Voraussetzung  der  allgemeinen  V'^erbreitung 
dieses  Systems. 

Nicht  recht  deutlich  ist  mir  der  Umfang  geworden,  den  die 
Gesetzgebung  dem  Eigentümerbegriff  giebt;  augenscheinlich  ist  die 
Rechtsentwicklung  in  dieser  besonders  wichtigen,  aber  auch  hervor- 
ragend schwierigen  Frage  noch  nicht  zu  ganz  klaren  und  festen 
Normen  gelangt.  Jedenfalls  besteht  die  Tendenz,  nicht  nur  den 
formellen,  sondern  auch  den  wirklichen  Eigentümer,  den  wirtschaft- 
lichen Herrn  der  Spekulation,  haftbar  zu  machen ; der  Bauunternehmer 
(in  unserem  Sinne)  wird  vielfach  nur  als  Beauftragter,  als  General- 
unternehmer des  wirklichen  Eigentümers  aufgefafst,  auf  den  man 
im  Notfall  zurückgreift.  V'’on  den  näheren  Modalitäten  der  Realisi- 


*)  Beispiel:  I>er  Wert  einer  Baustelle  vor  dem  Bau  hetnijj  12800  Mk.,  durch 
den  Hausbau  erhöhte  er  sieh  auf  38400  Mk.;  der  Vcrstcigerunjjscrlös  betrug  aber 
nur  13500  Mk.  .\uf  der  Baustelle  ruhte  eine  Hypothek  von  22000  Mk.  Der  Gläubiger 
beanspruchte  vom  Subha.stationscrlÖs  12800  Mk.  als  früheren  Hau.stcllcnwert;  das 
Gericht  sprach  ihm  jedoch  nur  so  viel  von  dem  Kriösc  zu,  wie  der  Wert  der  Bau* 
.stelle  im  Verhältnis  rum  Gesamtwert  nach  ICrrichtung  des  Gebäudes  betragen  habe; 
d.  h.  also  nur  12800  3S400  = von  13500  .Mk.  = 4500  .Mk.! 
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sierung  dieses  Grundsatzes  kann  ich  mir  ai>er  kein  deutliches  Bild 
machen,  denn  nur  bei  Verpachtung  der  Baustelle  oder  bei  Vorhanden- 
sein eines  blofsen  Vorverkaufsvertrags  deckt  sich  «las  wirtschaft- 
liche Verhältnis  zwischen  Eigentümer  und  Bauunternehmer  mit  dem 
rechtlichen,  während  der  häutigere  Fall  «loch  wohl  die  Ueber- 
eignung  des  Grundstücks  an  den  Bauunternehmer  unter  Sicherung 
des  thatsächlichen  Eigentümers  lediglich  durch  eine  Hypothek  ist. 
Ob  und  inwieweit  hier  die  Judikatur,  die  allertlings  weniger  forma- 
listisch ist  als  die  deutsche  Rechtsprechung,  gestützt  auf  die 
extensive  Auslegung  des  Eigentümerbegrifls  und  auf  «lie  allgemeine 
Vorschrift,  die  Belastungen  zum  Zweck  der  L’mgehung  des  Gesetzes 
für  ungültig  erklärt,  .Abhilfe  geschafifen  hat,  wird  in  Dr.  Salomonsohns 
Darstellung  nicht  vollständig  deutlich;  wahrscheinlich  besteht  in 
diesem  schwierigen  Punkt  überhaupt  keine  konse«]uente  und  einheit- 
liche Rechtsprechung. 

Ueberblickt  man  das  amerikanische  Schutzsystem  im  ganzen, 
so  treten,  obwohl  manche  Partien  noch  nicht  ganz  aufgehellt  sind, 
doch  zwei  Punkte  mit  aller  Deutlichkeit  hervor:  i.  Der  Baugläubiger 
hat  das  Recht  unil  die  Pflicht,  sich  vor  Beginn  des  Baues  über 
seine  finanzielle  Fundierung  Klarheit  zu  verschaffen,  und  er  mufs 
die  Bilanz  des  Unternehmens  währcnil  seines  P'ortschreitens  beständig 
verfolgen.  2.  Das  — im  einzelnen  verschietlen  ausgestaltete  — 
Pfanilrecht  des  Baugläubigers  hat  lediglich  subsidiäre  Bedeutung; 
es  dient  nur  zur  dinglichen  Sicherung  .seines  Rechts,  ist  nur  eine 
Frgänzung  der  vorbeugenden  Schutzmafsregeln. 

Unter  lier  Einwirkung  dieser  Schutzge.setzgebung  hat  das 
amerikanische  Baugeschäft  augenscheinlich  einen  weit  solideren 
Charakter  angenommen  als  das  deutsche.  Der  Baugeldgeber  oder 
Eigentümer  überwacht  die  N'erwendung  der  Baugelder;  man  baut 
in  der  Regel  nicht  mit  so  unzureichenden  Mitteln  wie  in  Deutsch- 
land; wo  das  Baugeld  nicht  ausreicht,  mufs  «1er  Unternehmer  oder 
E.igentürncr  die  erforderliche  finanzielle  Sicherheit  bieten.  Unter- 
stützt wird  die  Gesetzgebung  durch  die  Organisationen  der  Selbst- 
hilfe; gut  eingerichtete  .Auskunftsbureaus  setzen  die  Bauhandwerker 
und  Lieferanten  in  stand,  sich  über  die  finanzielle  Potenz  der  mit 
ihnen  kontrahierenden  Personen  zu  vergewissern.  Die  Trade  Unions 
der  Bauarbeiter  gehen  mit  den  Unternehmenvereinen  1 land  in  Hand, 
stellen  sofort  die  .Arbeit  an  jedem  Bau  ein,  bei  dem  sich  finanzielle 
Schwierigkeiten  ergeben  und  boykottieren  jeden  zweifelhaften  Bau- 
unternehmer. 
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So  scheint  es  denn  in  der  That  gelungen  zu  sein,  eine  um- 
fassende Schädigung  der  Baugläubiger  und  die  Entwicklung  eines 
wirklichen  Bauschwindels  zu  verhüten  oder  ihn  wieder  zu  be- 
seitigen. In  New  York,  dessen  Schutzsystem  mir  noch  keineswegs 
das  beste  zu  sein  scheint,  wurden  von  1881 — 88  Neu-  und  Umbauten 
im  Werte  von  1500  Millionen  Mk.  vorgenommen;  Lienforderungen 
wurden  jedoch  nur  für  41  Millionen  Mk.,  also  nur  für  2'  „ Proz.  des 
Gesamtbetrages  angemeldet,  was  auf  eine  ungemeine  Solidität  des 
ganzen  Baugeschäfts  schliefsen  läfst ; abgelöst  wurden  28  Millionen  Mk ; 
nicht  gelöscht  nur  13  Millionen  Mk.,  die  den  möglichen  Maximal- 
betrag der  Verluste  (also  nur  0,8  Proz.)  darstellen,  worunter  jedoch 
auch  noch  erhebliche  Beträge  für  abgelöste,  aber  nicht  gelöschte, 
sowie  für  zu  unrecht  angemeldete  Forderungen  enthalten  sind. 
Jedenfalls  ergiebt  sich  aus  diesen  Zahlen,  dafs  die  Schutzgesetz- 
gebung mehr  durch  die  Möglichkeit  ihrer  Anwendung  als  durch 
ihre  thatsächliche  Anwendung  wirkt  und  dafs  die  effektiven  Ver- 
luste nur  einen  relativ  ganz  geringen  Umfang  hatten. 


III. 

Der  Uebertragung  der  Prinzipien  der  amerikanischen  Schutz- 
gesetzgebung auf  Deutschland,  für  die  Dr.  Salomonsohn  lebhaft 
plädiert,  dürften  erhebliche  Bedenken  kaum  entgegen  stehen;  es 
ist  in  der  That  nicht  abzusehen,  warum  nicht  der  Bauunternehmer 
verpflichtet  sein  sollte,  die  ge.samten  Kostenanschläge  und  den  Be- 
trag der  ihm  zur  Verfügung  stehenden  Baugelder  zu  den  Grund- 
akten cinzureichen  und  sie  zur  Kenntnis  der  mit  ihm  kontrahierenden 
Bauhandwerker  und  Lieferanten  zu  bringen.  Damit  würde  ungefähr 
das  Ziel  erreicht,  das  der  .-\ntrag  Wallbrecht  bezweckt ; es  würde  in 
den  meisten  Fällen  eine  ausreichende  finanzielle  Basis  für  das  Unter- 
nehmen geschaffen,  mindestens  aber  das  Nichtv'orhandensein  einer 
solchen  aufgeklärt;  auch  der  Grad  des  Risikos,  das  der  Handwerker 
läuft,  wäre  festgestellt.  Ebenso  wäre  die  bestimmungsmäfsige  Ver- 
wendung der  Baugelder  gewährleistet,  da  natürlich  nach  amerika- 
nischem X'^orbild  auf  Verlangen  des  Baugläubigers  der  Baugeldgeber 
zur  direkten  Befriedigung  der  Bauhandwerker  gezwungen  sein 
müfste. 

Der  gesetzlichen  Einführung  dieses  Systems  stehen  um  so 
weniger  Bedenken  entgegen,  als  sich  nach  meinen  Informationen 
schon  gegenwärtig,  und  zwar  namentlich  in  den  letzten  Jahren,  im 
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Wege  der  Selbsthilfe  der  Bauhandvverker  in  Deutschland  ähnliche 
Institutionen  herausgebildet  haben ; die  Bauhandwerker  haben  sich 
in  vielen  Fällen,  wo  sie  mit  zweifelhaften  Unternehmern  zu  thun 
hatten,  direkte  Befriedigung  durch  den  Baugcldgebcr  oder  Deponierung 
der  Baugelder  bei  einem  Treuhänder  ausbedungen;  sie  haben  in 
manchen  Fällen  auch  Sicherheitsleistung  oder  Bürgschaft  vom  Vor- 
besitzer der  Baustelle,  als  dem  eigentlichen  Spekulanten,  erlangt. 
Ansätze  zu  einer  dem  amerikanischen  .Schutzsystem  analogen 
Entwicklung  sind  al.so  bereits  vorhanden;  ihre  zweckmäfsige  Aus- 
gestaltung im  Wege  der  Gesetzgebung  würde  keinerlei  erhebliche 
Schwierigkeiten  machen. 

Will  sich  der  Handwerker  trotz  eines  nicht  völlig  ausreichenden 
Baufonds  an  dem  Unternehmen  beteiligen,  so  thut  er  es  im  Bewufst- 
sein  seiner  Gefahr ; es  liegt  für  ihn  kein  Grund  vor,  ihn  daran  zu  hindern; 
seine  Beteiligung  ist  sogar  im  Interesse  einer  möglichst  regen  Bau- 
tliätigkeit  erwoinscht.  Nur  mufs  er  dagegen  ge.schützt  werden,  dafs 
der  durch  seine  Arbeitsleistung  geschaffene  Hauwert  durch  imaginäre 
Vorhypotheken  konsumiert  werde.  Diese  Gefahr  droht  ihm,  wie 
schon  oben  ausgefuhrt,  hauptsächlich  durch  die  einen  eventuell 
gänzlich  fiktiven  Bodenwert  verkörpernde  Baustellcnhypothek. 

Die  Ausgestaltung  des  gesetzlichen  Pfandrechts  der  Baugläubiger 
bleibt  also,  selbst  wenn  es  sich  hierbei  um  eine  subsidiäre  Mafsregcl 
handelt,  nach  wie  vor  ein  äufserst  wichtiges  Problem. 

Die  Einräumung  eines  absoluten  Pfandvorrechts,  gegen  das 
schon  früher  erhebliche  Bedenken  geltend  gemacht  werden  konnten, 
liefsen  sich  als  lediglich  .subsidiäre  Mafsregcl  in  keiner  Weise  recht- 
fertigen;  der  Bauhandwerker,  der  über  die  finanzielle  Basis  des 
Unternehmens  und  die  Gröfse  seines  etwaigen  Risikos  genau  unter- 
richtet ist,  kann  den  Anspruch  auf  ein  derartiges  Privileg  nicht  er- 
heben. Unter  diesen  Umständen  bleibt  kaum  etwas  anderes  übrig 
als  auf  den  — ja  auch  in  der  amerikanischen  Gesetzgebung  ver- 
wirklichten — Gedanken  des  Entwurfs  von  1897  zurückzukommen, 
auf  die  Trennung  von  Botlenwert  und  Gebäudewert  und  die  Ein- 
räumung eines  Vorrechts  für  die  Baugläubiger  an  dem  durch  sic 
geschaffenen  Gebäude. 

Entschliefst  man  sich  hierzu,  so  kann  man  wiederum  die  amt- 
liche .Abschätzung  des  Bodenwerts  vor  Beginn  des  Baues  kaum 
entbehren.  Diese  Abschätzung  gehört  sogar  ganz  und  gar  in  das 
Sj-stem  der  Aufklärung  über  die  finanzielle  Basis  des  Unternehmens 
hinein,  und  es  ist  .schwer  begreiflich,  dafs  Dr.  Salomonsohn  sie 


Digilized  by  Google 


2i8 


Paul  Voigt, 


rundweg  verwirft  und  „für  einen  schweren  Eingriff  in  den  freien 
Verkehr  und  in  die  freie  Preisbildung“  erklärt.  Hier  scheint  mir 
der  Verfasser  etwas  gar  zu  sehr  durch  die  stets  manchesterlich  ge- 
färbte Brille  des  individualistischen  Zivilrechtlers  zu  blicken.  Fehlt 
eine  sachverständige  Abschätzung,  so  wird  der  Bauhandwerker  und 
vor  allem  hinterher  der  Richter  in  der  Regel  geneigt  sein,  in  dem 
fiktiven , in  der  Baustellenhypothek  verkörperten  Kaufpreis  den 
reellen  Bodenwert  zu  erblicken,  so  tlafs  das  Schutzrecht  gänzlich 
illusorisch  wird. 

Ist  ja  doch  so  wie  so  schon,  wie  oben  dargelegt,  die  Position 
des  hinter  der  Baustellen-  und  der  Baugelderhypothek  (soweit  sic 
au.sgezahlt  sind)  rangierenden  Bauhandwerkers  noch  immer  keines- 
wegs eine  besonders  günstige ; mir  erscheint  deshalb  sogar  der  Gechinke 
durchaus  diskutabel,  diese  Position  noch  dadurch  erheblich  zu  ver- 
bessern, dafs  man  die  Bauhandwerkerhypothek  in  allen 
denjenigen  Fällen,  in  denen  derBaugelderhypothek 
durch  U c b c r c i n k o m m e n der  Beteiligten  der  o r r a n g 
vor  d e r B a u s t e 1 1 e n h y p o t h e k e i n g e r ä u m t w i r d , an  dem 
V'  o r r e c h t der  B a u g e 1 d e r h y p o t h e k ohne  we  i t e r e s t e i 1 - 
nehmen  läfst.  Diese  Mafsregel  ist  deshalb  gerechtfertigt,  weil  die 
Einräumung  der  Priorität  für  das  Baugelderdarlchen  regelmäfsig  die 
Fülle  bedenklicher  Spekulation  charakterisiert.  Der  Bauunternehmer 
ist  in  diesen  Fällen  fast  immer  nur  der  Strohmann  des  Baustellen- 
besitzers und  die  Baustellenhypothek  (Baustellenpreis)  gewöhnlich 
sinnlos  hoch.  Der  kapitalkräftige  Baugckigeber  schützt  sich  gegen 
ihre  konsumierende  Wirkung  durch  die  Priorität  seines  Darlehens, 
und  die  h'orderung,  die.se  Priorität  gesetzlich  auf  die  Bauhandwerker- 
hypothek au.szudehnen,  mufs  als  eine  durchaus  gerechte  angesehen 
werden. 

Damit  würde  das  hochwichtige  Resultat  erreicht  sein,  dafs 
dem  eigentlichen  Spekulanten,  dem  Baustellenbcsitzcr,  auch  d.is 
Risiko  der  ganzen  Spekulation  aufgebürdet  wäre ; eine  Schädigung 
des  Handwerkers  wäre  so  gut  wie  gänzlich  ausgeschlossen,  da  sich 
wohl  beinahe  immer  Leute  finden  würden,  die  das  1 laus  zum  tie- 
bäudewert  (Baugelder-  utul  Bauhandwerkerhypothek)  zu  übernehmen 
geneigt  wären ; der  Baustellenbesitzer  würde  .sich  also  stets  genötigt 
sehen,  die  Vorhypotheken  herau.szubieten  und  meist  seinerseits  das 
(irundstück  erwerben  müssen,  um  sich  vor  \’erlusten  zu  schützea 
Die  Sicherheit  des  Handwerkers  und  des  Baugeldgebers  wäre  eine 
nahezu  absolute,  so  dafs  eine  Gefährdung  der  Bauthätigkeit  durch 
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Unterbindung  des  I lypothckarkredits  niclit  zu  befürchten  wäre.  Da 
das  Risiko  lediglich  den  Spekulanten  treffen  würde,  so  wäre  das 
Ideal  wirtschaftlicher  (iercchtigkeit  rlamit  erreicht  und  der  Kardinal- 
fehler unseres  Grundbuchsystems,  das  die  Baustellenli3’pothek,  ob- 
wohl ihr  Wert  wirtschaftlich  erst  mit  der  V'ollendung  des  Gebäudes 
realisiert  ist,  einen  unbedingten  Vorrang  vor  allen  übrigen  H)’po- 
theken  einräumt,  wäre  beseitigt.  Die  liaustellenhj'pothek  würde 
nunmehr  an  letzter  Stelle  rangieren,  was  an  sich  auch  durchaus 
gerechtfertigt  ist,  da  der  Gebäudewert  ein  sehr  viel  reellerer  Faktor 
als  der  Bodenwert  ist.  .Andererseits  würde  aber  auch  jeder  Schein 
eines  Unrechts  vermieden,  da  das  \ orrecht  der  Hauhandwerker  vor 
der  Baustellenhj’pothek  nur  als  Folge  der  freiwillig  vom  Besitzer  der 
Baustellenhypothek  eingeräumten  Priorität  des  Baugelddarlehens 
auftreten  würde. 

ln  diesem  Falle  könnte  sogar  auf  die  immerhin  lä.stigc  Taxierung 
des  Bodenwerts  verzichtet  werden;  auch  die  vorhergehende  .Auf- 
klärung über  die  finanzielle  Basis  des  Unternehmens  brauchte  eine 
weniger  gründliche  zu  sein;  es  würde  vollständig  genügen,  wenn 
man  Kautelen  gegen  die  Eintragung  fiktiv  hoher  Baugelderhypo- 
theken schüfe.  Man  könnte  den  Beteiligten  also  die  freie  Wahl 
zwischen  zwei  Systemen  lassen : 

1.  Gründliche  .Aufklärung  der  finanziellen  Basis  des  Unter- 
nehmens; Kontrolle  der  ordnungsmäfsigen  Verwendung  der  Bau- 
gelder; Wertabschätzung  der  Baustelle;  Beschränkung  des  Vor- 
rechts der  Baustellenhypothek  (sowie  etwaiger  älterer  Hypotheken) 
und  der  Baugelderhypothek  auf  den  geschätzten  Wert  der  Baustelle 
zugleich  der  ordnungsmäfsig  vcrwemleteti  Baugelderbeträgc. 

U.  Vorrecht  der  nachweislich  ordnungsmäfsig  verwendeten 
Baugeldcr  und  der  Bauhandwerkerhypothek  vor  allen  übrigen  For- 
derungen, namentlich  vor  der  Baustellenhypothek;  keine  Wert- 
taxiening. 

Der  praktische  Unterschied  beider  Systeme  erhellt  aus  folgen- 
den Beispielen : 

I.  Geschätzter  Werl  der  Baustelle:  750CX5  Mk.  Ordnungsmäfsig 
verwendetes  Baugelddarlehen:  120000  Mk.  Unbefriedigte  Bau- 

handwerkerforderungen  : äOOOoMk.  Baustellenhypothek  ; loooooMk. 

Im  Falle  der  Subhastation  ergab  sich  folgende  Rangfolge; 
■ • Baustellenhypothek  in  Höhe  des  Baustellenwertes:  75000  Mk. 
2.  Raugelderhypothek:  1 20000  .Mk.  3.  Bauhandvverkerhypothek: 

300CO  .Mk.  4.  Rest  der  Bau.stellenhypothek:  25000  Mk.  Zur 
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Befriedigung  der  Bauhandwerker  wäre  also  ein  Gebot  von 
225000  Mk.  erforderlich,  das  sich  als  dem  reellen  Wert  des  Hauses 
mindestens  entsprechend,  in  den  meisten  Fällen  erzielen  lassen 
würde. 

II.  I . Baugeldcrhypothek : 120000  Mk.,  2.  Handwerkerhypothek: 
30000  Mk.,  3.  Baustellenhypthek ; looooo  Mk.  Im  Falle  der  Sub- 
hastation  genügt  ein  Gebot  von  1 50000  Mk.  zur  Deckung  der 
Bauhandwerkerforderungen,  zu  dem  sich  der  Baustellenhypothekar 
stets  entschliefsen  würde,  der  ja  sonst  in  der  Gefahr  schwebt,  durch 
ein  Gebot  von  tlritter  Seite  mit  seiner  Hypothek  gänzlich  auszu- 
fallen. 

Mit  diesen  beiden  Systemen,  zwi.schen  denen  die  Beteiligten 
nach  Belieben  wählen  könnten,  würde  ein  ausreichender  Schutz  der 
Baugläubigern  erreicht,  gleichzeitig  aber  auch  ein  schroffer  Bruch 
mit  den  bisherigen  Prinzipien  unserer  Grundbuchverfassung  ver- 
mieden werden. 

Will  man  jedoch  von  einer  vorhergehenden  amtlichen  Taxierung 
der  Baustelle  absolut  nichts  wissen,  so  bleibt  kaum  etwas  anderes 
übrig,  wenn  man  durch  Trennung  von  Gebäude-  und  Bodenwert 
den  Baugläubigern  einen  wirklich  ausreichenden  Schutz  verschaffen 
will,  als  nach  amerikanischem  Vorbild  den  Subhastationserlös  auf 
Boden-  und  Gebäudewert  gesondert  zu  verteilen.  Hierbei  eröffnen 
sich  zwei  Möglichkeiten : 

Man  kann  einmal  das  reelle  Wertverhältnis  beider  Fak-toren 
schätzungsweise  bestimmen  und  dann  den  — in  der  Regel  niedrigeren 
— Subhastationserlös  nach  diesem  Verhältnis  auf  beide  verteilen; 
um  eine  nachträgliche  amtliche  Schätzung  des  Bodenerwerbs  kommt 
man  in  die.sem  P'all  gar  nicht  herum,  und  es  ist  nicht  recht  einzu- 
sehen, warum  man  ihn  nicht  schon  vorher  abschätzen  soll.  Man 
kann  aufserdem  zweitens  den  Gebäudewert  nach  den  Baukosten  be- 
stimmen und  ihn  als  gegebenen  Faktor  behandeln,  während  man 
den  Bodenwert  lediglich  als  Differenz  zwischen  dem  Subhastations- 
erlös abzüglich  der  Baukosten  auffafst. 

Im  ersteren  Falle  würde  — bei  einem  reellen  Baustellenwert  von 
75000  Mk.  und  150000  Mk.  Baukosten  — ein  Subhastationserlös 
von  180000  Mk.  zu  einem  Drittel  (60000  Mk.)  auf  die  Baustellen- 
hypothek, zu  zwei  Dritteln  (i 20000  Mk.)  auf  die  Baugeld-  und  die 
Bauhandwerkerhypothek  entfallen;  im  zweiten  Falle  würden  die 
150000  Mk.  als  gegebener  Faktor  fungieren  und  vorweg  befriedigt 
werden,  während  für  die  Baustellenhypothck  nur  30000  Mk.  übrig 


Digilized  by  Google 


Ein  neuer  Beitrag  zur  Krage  des  Bauhandwerkcrschulzes.  22  I 

blieben.  Die  praktische  Wirkung  wäre  im  letzteren  Kalle  genau 
dieselbe  wie  in  dem  erwähnten  System  der  Prioritätseinräumung: 
hier  wie  dort  wäre  in  der  Regel  der  Baustellenvorbesitzcr  zur  l’eber- 
nahme  des  Grundstückes  genötigt.  Der  Unterschied  wäre  nur,  dal's 
die  Nachrangierung  der  Baustellenhypothek  in  dem  einen  Falle  eine 
freiwillige,  im  letzteren  Falle  aber  eine  gesetzlich  erzwungene  wäre. 

Wirtschaftlich  gerecht  ist  jedes  System,  das  dem  Baustellenvor- 
besitzer  (dem  Inhaber  der  Baustellenhypothek)  das  Risiko  der  Speku- 
lation ganz  oder  teilweise  überwälzt.  Leichter  gesetzgeberisch  zu 
realisieren  und  deshalb  praktischer  dürfte  jedoch  das  oben  erwähnte 
Doppelsystem  sein,  das  dem  freien  Ermessen  der  beteiligten  Inter- 
essenten einen  erheblichen  Spielraum  läfst,  während  die  Bestimmung 
des  Werts  der  Baustelle  nach  dem  Subhastationserlöse  auf  erheb- 
lichen Widerspruch  stofsen  dürfte,  der  auch  nicht  ganz  jeder  Be- 
gründung ermangeln  würde.  Welches  System  man  aber  auch 
wählen  mag,  eins  sei  mit  aller  Entschiedenheit  zum  Seblufs  hervor- 
gehoben : Eine  Gefährdung  der  Bauthätigkeit , dieses  Schreckge- 
spenst, das  sich  bisher  allen  Versuchen  zur  Lösung  der  F'rage  be- 
sonders hemmend  in  den  Weg  gestellt  hat,  ist  von  allen  Schutz- 
systemen. die  zwar  die  Baustellcnhypothek  benachteiligen,  das  \’or- 
recht  der  Baugelderhypothck  jedoch  unangetastet  lassen,  nur  in  ge- 
ringem Umfang  zu  fürchten.  Notwenig  aber  ist  vor  allem,  dafs 
sich  die  Gesetzgebung  endlich  einmal  vollständig  von  der  Vor- 
stellung’ frei  mache,  dafs  den  auf  Baustellen  ruhenden  Hypotheken 
irgendwelche  effektive  Darlehen  zu  Grunde  lägen.  Das  ist  in  so 
verschwindend  geringem  Umfang  der  Fall,  dafs  hierauf  keine  be- 
sondere Rücksicht  genommen  zu  werden  braucht.  Baustellenhypo- 
theken  sind  fast  immer  X'crkörperungen  spekulativer  Kaufpreise, 
mehr  oder  minder  fiktiver  Werte,  vor  denen  der  Gesetzgeber  nicht 
die  heilige  Scheu  haben  sollte,  die  sonst  erworbenen  Rechten  gegen- 
über angebracht  sein  mag. 
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DEUTSCHES  REICH. 

Das  Gesetz  vom  30.  Juni  igoo,  betreffend  die 
Bekämpfung  gemeingefährlicher  Krankheiten. 

Besprochen  von 

Prof.  Dr.  M.\X  GRUBER, 

nirektor  des  hygicni.sclien  Instituts  der  Universität  Wien. 

Die  Bekämpfung  gemeingefährlicher  Krankheiten ; das  ist  ein 
grofsartiges  Ziel , das  grofsartige  Mittel  erfordert.  Wer  den  Titel 
des  neuen  Gesetzes  liest,  ohne  etwas  von  der  Vorgeschichte  und 
den  Entstehungsbedingungen  desselben  zu  wissen,  wird  sich  fürs 
erste  in  seinen  Erwartungen  wohl  sehr  enttäuscht  fühlen,  ja  über- 
rascht sein,  wenn  er  den  Inhalt  des  Gesetzes  kennen  lernt,  sowohl 
w.TS  die  Zahl  und  .^rt  der  Krankheiten  anbelangt,  auf  welche  das 
(iesetz  Anwendung  findet,  als  auch  inbezug  auf  die  in  .Aussicht 
genommenen  Mafsregeln.  Wenn  der  Betreffende  nicht  vollständig 
I.aie  ist,  wird  er  wohl  erwartet  haben,  dafs  es  sich  im  Gesetze  um 
Cholera,  um  Pocken,  um  Pest  handeln  werde,  er  hat  aber  sicherlich 
erwartet,  daneben  den  Bauchtyphus,  die  Diphtherie,  den  Scharlach, 
vielleicht  auch  die  Tuberkulose  und  die  venerischen  Krankheiten 
zu  finden.  V'on  diesen  Krankheiten,  die  jährlich  im  Reiche  tausende 
dahinraffen,  ist  aber  nicht  die  Rede,  dagegen  vom  Gelbfieber,  das 
im  Reichsgebiete  noch  nie  einen  Menschen  befallen  hat,  vom  Flcck- 
fieber  und  vom  Aussätze,  die  längst  für  uns  ihre  Schrecken  ver- 
loren zu  haben  scheinen.  Was  die  Mafsregeln  betrifft,  so  werden 
viele  die  allgemeinen  hygienischen  Reformen  vermissen,  ohne  welche 
eine  Ausrottung  der  mcLsten  heimischen  gemeingefährlichen  Krank- 
heiten nicht  denkbar  ist.  Der  Fremde,  der  die  \'crfassung  des 
Reiches  nicht  kennt , wird  \-erwundert  sein , dafs  das  Gesetz  im 
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grol’scn  und  ganzen  nur  einen  Ralimen  darstellt , in  welchen  das 
Bild  erst  durch  Bundesratsbeschlüsse,  durch  Landesgesetze  und  \’er- 
ordnungen  eingefügt  werden  mufs. 

Alle  Welt  ist  einig  darüber,  dafs  das  vorliegende  Gesetz  nicht 
das  letzte  Wort  sein  könne,  welches  tlas  Reich  in  Sachen  der  Seuchen- 
bekämpfung gesprochen  hat.  .Auch  derjenige,  der  den  bestehenden 
Föderalismus  für  ein  Glück  der  Nation  hält,  indem  er  ihr  inneres 
Leben  bereichert , ohne  ihre  Sicherheit  nach  aufsen  zu  gefährden, 
wird  zugeben  müssen,  dafs  die  Bekämpfung  der  gemeingefährlichen 
Krankheiten  (Infektionskrankheiten,  Volksseuchen)  eine  Sache  ist, 
die,  in  gewissen  Richtungen  wenigstens  nur  dann  mit  Aussicht  auf 
durchschlagenden  Krfolg  in  .Angriff  genommen  werden  kann,  wenn 
sie  für  möglichst  grofse  V'erwaltungs-  und  Verkehrsgebiete  einheit- 
lich geregelt  wird  und  das  sich  diese  einheitlich  geordnete  Be- 
kämpfung nicht  allein  auf  exotische  sondern  auch  auf  die  einheimischen 
Infektionskrankheiten  erstrecken  müsse.  Als  Grund.stein  nicht  als 
Gicbelkrönung  der  Reichsseuchengesetzgebung  ist  also  das  Gesetz 
vom  30.  Juni  19CX)  zu  betrachten.  W'enn  man  es  von  diesem  Ge- 
sichtspunkte ansieht,  wird  man  es  als  sehr  wertvoll  schätzen  müssen. 
Es  ist  vom  wissenschaftlichen  Standpunkte  aus  unanfechtbar  und 
darf  in  gesetzestechnischer  Beziehung  als  ein  Meisterstück  bezeichnet 
werden,  wenn  man  bedenkt,  welche  Seiltänzerkunst  dazu  gehörte, 
um  alle  Kompetenzkonflikte  zu  vermeiden  und  doch  ein  wirksames 
Gesetz  zustande  zu  bringen. 

Da  die  meisten  meiner  Leser  auf  medizinischem  und  hygie- 
nischem Gebiete  mehr  oder  weniger  Laien  sein  werden,  dürfte  es 
für  das  V'erständnis  des  Gesetzes  nützlich  sein,  ihnen  zunächst  einen 
Leberblick  über  die  hauptsächlichsten  Mittel  zu  ermöglichen,  die 
wir  zur  Bekämpfung  der  Infektionskrankheiten  anwenden  können. 

Die  Infektionskrankheiten  sind  Parasitenkrankheiten.  Lebewesen, 
die  sich  an  oder  in  unserem  Körper  ansiedeln,  hier  ihre  Lebens- 
thätigkeit  ausüben,  Giftstoffe  erzeugen  und  wuchern,  sind  es,  welche 
die  Störung  unserer  Gesundheit  hervorrufen.  Wo  kein  parasitischer 
Keim,  da  auch  keine  Infektionskrankheit.  Der  Keim  dringt  stets 
von  aufsen  in  den  erkrankten  Organismus  ein;  manchmal  freilich 
schon  in  die  Eizelle  vor  oder  bei  der  Befruchtung.  Gelingt  es  uns, 
das  Eindringen  der  Keime  zu  verhindern , dann  kann  es  auch  nie- 
mals zu  einer  Krankheit  vom  Charakter  eines  Infektionskrankheit 
kommen , unter  welchen  günstigen  oder  ungünstigen  Lebens- 
bedingungen auch  immer  das  betreffende  Individuum  oder  \'’olk 
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sich  im  Uebrigen  befinden  möge.  Da  die  Infektionskeime  in  dem- 
selben Sinne,  wie  dies  von  anderen  Organismen  gilt,  sich  nur  wieder 
aus  Keimen  ihrer  Art  entwickeln  können,  so  sind  wir  imstande, 
uns  vollkommen  vor  einer  Infektionskrankheit  zu  schützen,  wenn 
wir  es  erreichen  können,  ihre  Keime  im  I^nde  vollständig  zu  ver- 
nichten oder  sic  am  Eindringen  und  der  Ausbreitung  im  Lande 
zu  hindern.  Damit  ist  das  wissenschaftliche  E'undament  des  vor- 
liegenden Gesetzes  angegeben. 

Nun  hat  uns  die  Bakteriologie  gelehrt,  was  unseren  Vorfahren 
niemals  in  diesem  Grade  zum  Bewufstsein  gekommen  ist,  dafs  der 
an  einer  Infektionskrankheit  Erkrankte  der  häufigste , ja  bei  vielen 
Infektionskrankheiten  der  einzige  Träger  und  Verbreiter  der  Krank- 
heit ist,  indem  allein  oder  hauptsächlich  an  und  in  seinem  Körper 
die  Vermehrung  des  Infektionsstoffes  stattfindet,  die  Infektionskeime 
in  seinen  verschiedenen  Ausscheidungen  — bei  der  einen  Krankheit 
in  diesen,  bei  der  anderen  in  jenen  — Icbens-  und  ansteckungs- 
fähig oft  in  grofsen  Massen  nach  aufsen  gelangen  oder  — wie 
bei  der  Malaria  — durch  Insekten  v'om  Kranken  auf  den  Ge- 
sunden verimpft  werden  können.  Mit  den  Ausscheidungen  des 
Kranken  kommen  so  die  Ansteckungskeime  auf  seine  Wäsche,  seine 
Kleider,  sein  Bettzeug,  seine  Gebrauchsgegenstände,  in  seinen 
VV'ohnraum,  auf  Nahrungsmittel  und  Speisen,  so  dafs  auch  alle  diese 
Dinge  für  kürzere  oder  länger  Zeit  als  Träger  des  Infektionsstoffes  ge- 
fährlich werden.  Von  diesen  Gegenständen  aus  können  dann  wieder 
andere  Dinge  und  Personen,  die  nie  mit  dem  Kranken  selbst  in 
Berührung  gekommen  sind,  infiziert  und  ansteckungsfähig  werden,  so 
dafs  durch  sie  die  Krankheit  weiter  übertragen  wird.  Solche  in- 
direkte Infektionen  ereignen  sich  gar  nicht  so  selten  als  man  gewöhn- 
lich glaubt.  Da  aber,  je  mehr  Zwischenglieder  eingeschaltet  werden, 
die  Keime  umsomehr  zerstreut  werden , da  die  Keime  meistens 
aufserhalb  des  menschlichen  Körpers  keine  geeignete  V^ermehrungs- 
stätte  finden,  ja  häufig  aufserhalb  desselben  ziemlich  rasch  ab- 
sterben , da  ferner  eine  grofse  Reihe  von  Zufälligkeiten  Zusammen- 
treffen mufs,  damit  ein  Keim  wirklich  wieder  in  den  Körper  eines 
Gesunden  gelangt , hier  haftet  und  sich  vermehrt  und  daher 
schlimmsten  Falles  immer  nur  ein  kleiner  Teil  der  vom  Kranken 
ursprünglich  ausgestreuten  Keime  zu  neuen  .^nsteckungen  Anlafs 
giebt,  ist  es  begreiflich,  dafs  im  allgemeinen  die  Gefahr  rapid  ab- 
nimmt, je  mehr  Mittelglieder  zwischen  dem  Kranken  und  dem  Ge- 
sunden cingeschoben  sind,  während  andererseits  bei  der  heutigen 
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Raschheit  des  \'erkehres  Dinge,  welche  unmittelbar  vom  Kranken 
infiziert  worden  sind,  auf  die  weitesten  Entfernungen  hin  die  Krank- 
heit verschleppen  können.  Auch  in  jenen  Fällen,  in  welchen  die 
Ansteckungskeime  aufserhalb  des  menschlichen  Körpers  günstige 
Vermehrungsstätten  finden,  wie  z.  B.  bei  der  Pest  im  Körper  der 
Ratten,  bei  der  Malaria  im  Körper  gewisser  Moskitos,  beim  Typhus 
in  der  Milch,  ist  es  fast  ausschliefslich  der  Mensch,  der  die  Keime 
auf  weitere  Strecken  hin  verschleppt. 

Je  seltener  eine  Krankheit  in  einem  Lande  vorkommt,  um  so 
deutlicher  wird  es  im  allgemeinen  hervortreten,  dafs  die  Kranken 
die  Herde  der  Ansteckung  sind,  während  dort,  wo  eine  Krankheit 
stark  verbreitet  ist,  die  Keime  so  zahlreich  durch  den  beständigen 
Verkehr  verbreitet  werden,  dafs  die  Transportmittel  und  Wege  des 
einzelnen  Keimes,  der  infiziert  hat,  in  der  Regel  nicht  erkennbar  sind 
und  trotz  des  Massenunterganges  der  Keime  fast  überall  Gelegenheit 
zur  Infektion  gegeben  ist. 

Die  mit  immer  gröfserer  Klarheit  und  Sicherheit  hervortretende 
Erkenntnis  der  „Kontagiosität“  der  Infektionskrankheiten  d.  h.  der 
Thatsache,  dafs  die  Krankheitskeime  ohne  weiteres  wirksam  v'om 
Kranken  auf  den  Gesunden  übertragen  werden  können  und  über- 
tragen werden,  hat  naturgemäfs  die  Wissenschaft  dazu  geführt, 
immere  schärfere  antikontagionistische  Mafsrcgeln  zu  empfehlen,  das 
System  der  Auffindung  der  Krankheitsfälle,  der  Isolierung  der 
Kranken,  der  Desinfektion  immer  vollkommener  (zunächst  in  Ge- 
danken) zu  organisieren  und  so  immer  exakter  den  V'ersuch  zu 
machen,  die  Ausstreuung  der  Keime  durch  die  Kranken  und 
ihre  Absonderungen  von  vornherein  zu  verhindern. 

.■\n  diese  unmittelbar  auf  die  Vernichtung  der  Krankheitserreger 
abzielenden  Mafsregeln  schliefst  sich  eine  grofse  Gruppe  von  anderen, 
die  das  Eindringen  der  ausgestreuten  Keime  in  den  Körper  des 
Gesunden  durch  automatisch  wirkende  Einrichtungen  zu  ver- 
hindern suchen.  W'ir  meinen  jenen  Weg,  den  die  öffentliche  Ge- 
sundheitspflege zuerst  in  England  mit  so  grofsartigem  EIrfolge  ein- 
geschlagen hat.  Ihr  Prinzip  ist : ununterbrochene  Prophy- 
laxe auch  dann,  wenn  zunächst  keine  Gefahr  wahrzunehmen  ist. 
\^enn  ich  z.  B.  weifs,  dafs  durch  die  Darmcntleerungen  des  Cholera- 
kranken, des  Typhuskranken,  Cholera-,  Typhuskeime  verbreitet  werden, 
aber  nicht  imstande  bin,  jedesmal  sofort  zu  erkennen,  wo  Cholera-, 
wo  Typhus,stuhlgänge  vorhanden  sind  und  wo  nicht,  so  rnufs  ich, 
um  mich  zu  schützen,  die  Darmentleerungen  immer  un<l  überall  so 
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sammeln  und  beseitigen,  dafs  sie  mir  auch  im  schlimmsten  Falle, 
cl.  h.  wenn  wirklich  Cholera-  und  Typluiskeime  darin  sind,  nicht 
schaden  können.  Wenn  ich  weifs,  dafs  im  .\uswurfe  der  Tuber- 
kulosen Tuberkelbazillen  vorhanden  sind,  aber  nicht  sofort  erkennen 
kann,  ob  dieser  oder  jener  Hustende  und  Spuckende  tuberkulös  ist. 
so  wird  es  vernünftig  sein,  allen  Menschen  ein  solches  Verhalten 
beim  Hu.sten  und  .-\usspucken  vorzuschreiben  und  anzugewöhnen, 
dafs  auf  alle  Fälle  die  Gefahr  beseitigt  oder  wenigstens  vermindert 
wird.  Wenn  ich  weifs,  dafs  die  Milch  tuberkulöser  Kühe  in  rohem 
Zustande  Tuberkulose  erzeugen  kann,  aber  im  einzelnen  Falle  nicht 
weifs,  ob  die  Milch  infektiös  ist  oder  nicht,  werde  ich  nie  rohe 
Milch  trinken.  Wenn  ich  weifs,  dafs  Wasser,  welches  Verun- 
reinigungen von  der  Bodenoberfläche,  vom  menschlichen  Haushalte 
her  ausgesetzt  ist,  unter  Umständen,  die  ich  keineswegs  alle  zu  über- 
blicken imstande  bin,  Typhuskeime  enthalten  und  mich  anstecken 
kann,  dann  darf  ich  überhaupt  nur  solches  Was.ser  benutzen,  welches 
keine  Verunreinigungen  empfangen  kann  oder  wenn  cs  verunreinigt 
wurde  vor  der  Benutzung  wieder  wirlcsam  gereinigt  worden  ist. 
Wenn  die  Erfahrung  lehrt,  dafs  Infcktionskeime  um  so  leichter  und 
häufiger  vom  Kranken  auf  die  Gesunden  in  ihrer  Umgebung  über- 
tragen werden,  je  enger  die  Leute  beisammen  wohnen,  je  schlechter 
gelüftet  und  belichtet  ihre  Wohnungen  sintl , dann  sollte  man 
soviel  als  möglich  trachten,  dauernd  hygienisch  entsprechende  Woh- 
nungszustände zu  schaffen  u.  s.  w.  Diese  Verfahrungswcisc  scheint 
verschwenderisch  und  umständlich  zu  .sein;  sie  ist  aber  der  Natur 
abgelauscht,  die  in  dieser  .Art  ihre  Zwecke  verfolgt  und  sic  ist  in 
den  meisten  Fallen  fast  die  einzige,  die  vollen  Erfolg  verspricht,  da 
ein  ganz  vollständiges  Abfangen  der  vom  Kranken  ausgehenden 
Keime  nur  ausnahmsweise  gelingt  und  daher  bei  häufig  vorkommen- 
den heimi.schen  Krankheiten  eine  gewisse  Verbreitung  der  Keime 
in  unserer  Umgebung  niemals  verhindert  werden  kann. 

Eine  dritte  grofse  tiruppe  von  .Mafsrcgeln  richtet  sich  nicht 
gegen  die  Krankheitskeime  und  gegen  das  Eindringen  derselben  in 
den  gesunden  Körper,  sondern  bestrebt  sich,  die  Widerstands- 
fähigkeit des  Körpers  gegen  die  eingetlrungcncn  Keime  zu  er- 
höhen. Den  .Anstofs  dazu  hat  die  uralte  Erfahrung  gegeben,  dafs  die 
Empfänglichkeit  der  einzelnen  Individuen  für  eine  bestimmte  In- 
fektionskrankheit ganz  ungeheuer  verschieden  grofs  ist  und  dafs  sich 
dieselbe  bei  einem  und  demselben  Individuum  zu  verschiedenen 
Zeiten  verschieden  verhält.  Insbesondere  ist  die  Erfahrung,  rlafs 
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das  L'eberstehcn  einzelner  Infektionskrankheiten  den  Menschen  vor 
einer  zweiten  hirkrankung  gleicher  Art  in  der  Regel  schützt,  frucht- 
bar geworden  und  hat  zu  den  Verfahren  der  künstlichen  Immuni- 
sierung: der  Variolation,  der  N'accination  u.  s.  w.  und  auf  Umwegen, 
die  hier  nicht  erörtert  werden  können,  zu  den  modernen  Serum- 
schutzinipfungen  gegen  Diphtherie,  gegen  Pest  geführt.  Aber  nicht 
allein  eine  solche  spezifische  Beeinflussung  der  Empfänglichkeit 
gegen  einzelne  Infektionsstoffe  ist  möglich;  die  Widerstands-fahig- 
keit  l)ezw.  Empfänglichkeit  gegen  eindringende  Infektionskeime  wie 
gegen  äufsere  Schädlichkeiten  überhaui»t  hängt  im  allgemeinen 
sehr  erheblich  ab  von  dem  Kräftezustande,  von  der  Lcbensenergic 
des  Individuums  und  diese  wieder  von  seiner  ererbten  Konstitution 
und  von  seinen  Lebensumständen.  Dies  gilt  allerdings  für  die  ver- 
schiedenen Infektionskrankheiten  in  sehr  ungleichem  Mafse  und 
fallt  bei  manchen  anscheinend  nicht  ins  (iewicht;  aber  von  tler 
Tuberkulose  z.  B..  einer  Krankheit,  deren  Keime  im  menschlichen 
Körper  verhältnismäfsig  schwierig  gedeihen,  ist  es  bekannt,  welche 
Bedeutung  es  hat,  ob  man  von  gesunden  oder  von  tuberkulösen 
Kliern  abstammt,  ob  man  gut  wohnt,  reichlich  und  gut  zu  essen 
hat,  seine  Kräfte  schonen  kann  oder  nicht  und  inbezug  auf  diese 
Krankheit  wenigstens,  h.aben  sicherlich  jene  recht,  welche  die  Be- 
kämpfung der  Infektionskrankheiten  hauptsächlich  in  einer  Sozial- 
reform suchen,  welche  der  grofsen  Masse  der  Bevölkerung  einen 
grofscren  .Anteil  am  Nationaleinkommen  sichern  würde. 

.Aus  dem  Gesagten  ergiebt  sich  ohne  weiteres,  dals  je  nach  rler 
Xatur  und  nach  der  .-Ausbreitung  iler  einzelnen  Infektionskrank- 
heiten der  AA’ert  der  verschiedenen  möglichen  Mafsrcgeln  im 
einzelnen  F''allc  sehr  verschieden  grofs  sein  wird.  I landelt  es  sich 
um  Krankheiten,  welche  tlem  Lande  ganz  fremd  sind,  oder  nur 
ganz  vereinzelt  darin  Vorkommen,  wie  diejenigen,  von  welchen  unser 
besetz  handelt,  dann  wird  cs  richtig  sein,  die  ganze  Ivnergie  zunächst 
darauf  zu  konzentrieren,  dafs  tler  .Ansteckungs>lolt  nicht  ins  Land 
eindringt  urul  nicht  weiter  im  Emde  sich  ausbreitet.  Solchen  Krank- 
heiten gegenüber  ist  ein  voller  Erfolg  der  streng  antikontagioni.-ti''chen 
-\Iafsrcgeln  für  sich  allein  wenigstens  denkbar.  Wenn  es  gelingt, 
jeden  ersten  Eall,  tler  in  einem  Lande,  in  einer  Ortschaft  voi  kommt, 
sofort  aiusfindig  zu  machen  und  die  Keime  abzufangen,  bevor  sie 
verstreut  werden  konnten,  d.ann  ist  ohne  weiteres  jede  Gefahr  be- 
seitigt. .Allzu  vertrauensselig  inbezug  auf  das  (lelingen  wird  man 
allerdings  auch  in  diesen  günstigsten  Fällen  nicht  sem  dürfen. 
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Und  je  melir  sieb  eine  Krankheit  im  lande  heimi.sch  gemacht 
hat,  je  mannigfaltiger  ihre  Ausbreitungswege  sind,  um.soweniger 
wird  man  mit  Isolierung  und  Desinfektion  für  sich  allein  sein  .Xus- 
kommen finden  können,  so  überaus  nützlich  sie  auch  dann  noch 
immer  bleiben ; um  so  notwendiger  wird  dann  ihre  Ergänzung 
durch  die  Gesundheitspflege  im  weitesten  Sinne  werden. 

Man  begreift,  um  wieviel  .schwieriger  und  verwickelter  dann 
die  .Aufgabe  wird  und  man  begreift , dafs  .sich  das  Reich  zunächst 
nur  an  die  verhältnismäfsig  so  viel  leichtere  und  einfachere  .Aufgabe 
der  Bekämpfung  der  exotischen  Krankheiten  gewagt  liat. 

■Auch  andere  Gesichtspunkte  sind  dabei  mafsgcbentl  gewesen. 
Eine  einheitliche,  wirksame  Bekämpfung  der  heimischen  Infektions- 
krankheiten bedarf  viel  tiefer  greifender  .Au.sdehnung  der  Macht- 
vollkommnisse  des  Reiches  gegenüber  den  Bundes.staaten  als  das 
vorliegende  Gesetz  und  wesentlicher  Umgestaltungen  der  nicht  sehr 
vollkommenen  Sanität.sorganisation  einzelner  Staaten,  insbesondere 
derjenigen  Preufsens,  die  auch  nach  ihrer  neuesten  Reform  noch 
vieles  zu  wünschen  übrig  läfst. 

P'erner  fürchtete  man  wohl  mit  Recht  den  Widerstand 
der  Bevölkerung  gegen  die  mit  der  strammen  antikontagionisti- 
sehen  Seuchenbekämpfung  unweigerlich  verbundene  Freiheits- 
beschränkung und  Schädigung  des  einzelnen , wenn  diese  sofort 
in  gröfserem  Umfange  aufgenommen  werden  würde.  Es  kann 
nur  als  klug  bezeichnet  werden,  dafs  man  durch  die  .Aus- 
führung des  vorliegenden  Gesetzes  die  Bevölkerung  allmählich  an 
diese  sanitätspolizeiliche  Strenge  gewöhnen  will. 

Sobald  man  zugiebt,  dafs  das  vom  Gesetzgeber  ins  Auge  ge- 
fafste  Ziel,  einen  selb.ständigen,  wenn  auch  beschränkten  Wert  hat, 
mufs  man,  wie  schon  eingangs  gesagt  wurde,  anerkennen,  dafs  das 
Ge.setz  vorzüglich  gelungen  ist.  In  den  ersten  Paragraphen  (i — 5) 
wird  die  .-A  n z e i g e p fl  i c h t klar  geregelt.  Es  ist  sehr  wertvoll, 
dafs  nicht  allein  der  sicher  diagno.stizierte  oder  erkannte  P>krankungs- 
und  Todesfall , sondern  auch  jeder  verdächtige  lAall  gemeldet 
werden  mufs.  Dies  bildet  nicht  nur  ein  wirksames  I lindernis  gegen 
A'ertuschung,  sondern  ist  auch  deshalb  uncrläfslich,  weil  erste  Fälle 
von  Cholera,  Pe.st  u.  s.  w.  sehr  häufig  nur  auf  Grund  eingehender 
wissenschaftlicher  Untersuchung  durch  besondere  Sachverständige 
zu  diagnostizieren  sind.  — Zu  langen  Kontroversen  hat  § 2 .-Anlafs 
gegeben,  der  die  zur  Erstattung  der  .Anzeige  verpflichteten  Personen 
bezeichnet,  ln  verhüllter  ^'orm  verpflichtet  er  nämlich  auch  den 
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behatulelnden  Kurpfuscher  subsidiarisch  zur  Anzeige  und  dagegen 
haben  sich  die  approbierten  Aerzte  nach  Kräften  gewehrt.  Ich  halte 
aber  die.se  Bestimmung  für  durchaus  richtig  und  hätte  nur  gewünscht, 
dal's  man  dem  Drucke  der  ärztlichen  Kreise  nicht  nachgegeben  und 
die  „sonstigen  mit  der  Behandlung  der  Erkrankten  beschäftigten 
Personen"  sogleich  an  zweiter  Stelle  nach  dem  „zugezogenen  Arzte" 
genannt  hätte.  Ich  beklage  es  gewifs  auf  das  Lebhafteste,  und 
zwar  mit  Rücksicht  auf  das  Volk.swohl,  dafs  man  im  Reiche  den 
ärztlichen  Beruf  zum  Gewerbe  gestempelt  und  so  dem  gemein- 
schädlichen Kurpfu.schertum  Thür  und  Thor  geöffnet  hat,  aber  da 
es  einmal  so  steht,  durfte  man  in  diesem  Gesetze  die  Kurpfu.scher 
nicht  übergehen.  Man  hätte  ihnen  nur  einen  Dienst  erwiesen,  wenn 
man  .sie  jeder  Verantwortlichkeit  enthoben  hätte;  während  es  jetzt 
bei  der  Durchführung  des  Gesetzes  schon  krafs  zu  Tage  kommen 
wird,  welchen  Unfug  und  Schaden  diese  Leute  anrichten. 

Wichtig  für  die  Zukunft  'ist  der  § 5,  der  es  dem  Bundesrate 
gestattet,  die  Anzeigepflicht  auch  auf  andere  Krankheiten  nuszu- 
dehnen. 

Dafs  die  Ermittlung  der  Krankheit  (j?  6 — 10  einschl.) 
in  die  Mände  des  beamteten  Arztes  gelegt  wurde,  war  gerade 
hier,  wo  es  sich  um  exotische  Krankheiten  handelt,  die  die  meisten 
.\erztc  nie  gesehen  haben,  unerläfslich.  Wir  finden  die  Abgrenzung 
der  Befugnisse  des  beamteten  Arztes  trefl'lich  gelungen.  Er  hat 
weitgehende  Bevollmächtigungen  erhalten,  ohne  dafs  der  Erkrankte 
oder  seine  Familie  oder  der  behandelnde  Arzt  mehr  als  notwendig 
belästigt  oder  beschäiligt  würden.  Sehr  zu  begrüfsen  ist  es,  dafs 
der  beamtete  Arzt  im  Notfälle  die  Initiative  zu  Erhebungen  selbst 
ergreifen  und  selbst  Schutzmafsregeln  anordnen  kann.  .Mit  Rück- 
sicht auf  diese  Zugeständnisse  erweckt  es  kein  Bedenken,  rlafs  die 
.\nzeige  der  Erkrankungen  dem  beamteten  .\rzte  in  der  Regel  erst 
auf  dem  Umwege  über  die  Ortsptzlizeibehörde  zukommt. 

Die  Machtstellung,  die  dem  beamteten  Arzte  durch  das  Gesetz 
gegeben  wird,  hat  vielfach  Besorgnisse  erweckt,  dafs  iladurch  die  be- 
liandelnden  Privatärzte  gekränkt  und  ge.schädigt  werden  könnten.  Man 
hat  dabei  insbesondere  darauf  hingewiesen,  dafs  der  beamtete  Arzt 
selbst  ärztliche  Praxis  ausübe,  dadurch  zum  Konkurrenten  iler  Privat- 
ärzte seines  Bezirkes  werde  und  tlas  Gesetz  zu  Chikanen  benutzen 
könne.  Man  hat  daher  gefordert,  dafs  die  beamteten  Aerzte  überall 
(und  dies  trifft  hauptsächlich  Preufsen)  zu  wirklichen  Beamten  ge- 
macht und  ihnen  dann  die  Privatpraxis  untersagt  werden  sollte. 
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Ich  bin  nicht  der  Meinung,  dal's  aus  dem  vorliegenden  Gesetze, 
das  die  Aufgaben  des  beamteten  Arztes  klar  umschreibt,  Konflikte 
zwischen  ihm  und  dem  Privatärzte  erwachsen  werden.  Aber  iin 
übrigen  ist  die  Berechtigung  der  Forderung,  dafs  der  beamtete 
•Arzt  wirklicher  Beamter  sein  und  nicht  der  Privatpraxis  in  seinem 
Amtssprengel  nachgehen  solle,  unbestreitbar.  Solange  der  .Amts- 
arzt praktiziert,  ist  die  V'ersuchung  zur  Rücksichtnahme  auf  seine 
wohlhabende  und  einflufsreiche  Klientel  zu  grofs;  um  nur  einen 
Grund  hervorzuheben.  Falls  man  sich  nicht  entschliefsen  wollte, 
alle  staatlichen  .Amtsärzte  so  zu  stellen,  dafs  ihnen  die  Privatpraxis 
untersagt  werden  kann,  würde  es  sich  zum  mindesten  empfehlen, 
eine  höhere  Kategorie  von  Aufsichtsärzten  zu  bestellen,  die  aus- 
schliefslich  ihrem  Berufe  als  Staatshygieniker  zu  leben  hätten,  wie 
dies  in  Oesterreich  durch  die  Schaffung  von  Sanitätsinspektoren 
geschehen  ist. 

§ IO,  welcher  der  zuständigen  Behörde  das  Recht  giebt,  für 
Ortschaften  und  Bezirke,  welche  von  einer  gemeingefährlichen 
Krankheit  (im  Sinne  des  Gesetzes)  befallen  oder  bedroht  sind,  die 
obligatorische  I.eichenschau  anzuordnen,  ist  ein  höcht  unzulängliches 
Surrogat  für  die  allgemeine,  ständige,  obligatorische  ärztliche  I.eichen- 
schau, ohne  deren  Einführung  in  Preufsen  und  den  anderen  deut- 
schen Sta.aten,  die  ihrer  bisher  noch  entbehren,  die  Durchführung 
des  vorliegenden  Gesetzes  gelegentlich  in  ganz  bedenklicher  Weise 
mifslingen  wird  und  vor  deren  Einführung  völlig  an  eine  durch- 
greifende Bekämpfung  der  einheimischen  Infektionskrankheiten  nicht 
zu  denken  ist. 

Die  Schutzmafsrcgeln  (g  ii — 27  einschl.),  zu  welchen 
das  Gesetz  berechtigt,  sind ; Beobachtung  kranker,  krankheit.s-  und 
ansteckung.svcrdächtiger  Personen,  in  gewissen  Fällen  unter  Be- 
schränkung in  der  Wahl  des  Aufenthaltsortes  und  der  Arbeitsstätte; 
•Anmeldung  von  zurcisenden  Personen  aus  Orten,  in  welchen  eine 
gemeingefährliche  Krankheit  ausgebrochen  ist  .Absonderung  erkrankter 
und  krankheits-  oder  ansteckungsverdächtiger  Personen;  eventuell  ihre 
zwangsweise  Ueberführung  in  ein  geeignetes  Krankenhaus  oder  in 
einen  anderen  geeigneten  Unterkunftsraum,  wenn  in  der  Behausung 
des  Kranken  die  zur  Ab.sonderung  erforderlichen  Einrichtungen 
nicht  getroffen  werden  können.  Die  Be.stimmungen  des  g 14, 
welche  diese  weitgehenden  Eingriffe  in  die  Rechte  des  einzelnen 
und  in  die  FamilienverhältnLs.se  gestatten,  sind  wiederholt  aufs  Sorg- 
fältigste durchberaten  und  abgeändert  worden.  So  wie  sie  heute 
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lauten,  stellen  sie  das  äufscrstc  Mafs  von  Rücksicht  dar,  das  auf 
das  Individuum  genommen  werden  konnte,  ohne  den  Schutz  der 
Gesamtlieit  preis  zu  geben.  Ich  finde  sogar,  dafs  der  Reichstag 
eine  gefährliche  Bestimmung  durchgesetzt  hat,  indem  er  die  Ueber- 
führung  des  Kranken  ins  Krankenhaus  von  der  Zustimmung  des 
behandelnden  Arztes  abhängig  machte. 

\\’eitcre  Ermächtigungen  beziehen  sich  auf  Kenntlichmachung 
der  Wohnungen  und  Häuser,  in  denen  sich  Erkrankte  befinden ; 
den  Verkehr  mit  und  die  .\usfuhr  von  Gegenständen,  die  geeignet 
sind,  die  Krankheit  zu  verbreiten;  die  .Abhaltung  von  Märkten, 
Messen  u.  dergl. ; die  Ucberwachung  und  Beschränkung  des  Schiff- 
fahrt-sverkehres ; den  .Aus-schlufs  Jugendlicher  vom  Schul-  und  Unter- 
richtsbesuche; das  Verbot  oder  die  Beschränkung  der  Benutzung 
bestimmter  VVasserbezugsquellen , Bäder,  Wasch-  und  Bedürfnis- 
anstalten, die  zwangsweise  gänzliche  oder  teilweise  Räumung  von 
Wohnungen  und  Gebäuden;  die  Desinfektion  von  Gegenständen 
und  Räumen,  von  denen  anzunchmen  ist,  dafs  sie  mit  dem  Krank- 
heitsstoffe behaftet  seien,  bezw.  die  Vernichtung  infizierter  Gegen- 
stände; die  Vertilgung  von  Ratten,  Mäusen  und  anderem  Ungeziefer 
zum  Schutze  gegen  Pest;  die  Behandlung  der  Leichen  von  Personen, 
welche  an  einer  gemeingefährlichen  Krankheit  gestorben  sind. 

Die  genaueren  Bestimmungen  darüber,  wie  alle  diese  Schutz- 
mafsregeln  anzuführen  seien,  sind  vom  Bundesrate  zu  erlassen. 

Zur  \'erhütung  der  Einschleppung  der  Krankheiten  aus  dem 
.\uslandc  können  Beschränkungen  bezw.  X'erbote  bezüglich  des 
Kinlasses  von  Seeschiffen  und  anderen  Fahrzeugen,  Ein-  und  Durch- 
fuhr von  Waren,  Eintritt  und  Beförderung  von  Personen  erlassen 
werden.  Der  Bundesrat  hat  die  betreffenden  Mafsregeln  zu  be- 
schliefsen.  Die  Vorschriften  bezüglich  der  Ucberwachung  der  See- 
schiffe dürfen  auch  auf  den  Schiffsverkehr  zwischen  deutschen  Häfen 
ausgedehnt  werden. 

Endlich  wird  der  Bundesrat  ermächtigt,  Vorschriften  über  die 
bei  der  Ausführung  wissenschaftlicher  .Arbeiten  mit  Krankheitser- 
regern zu  beobachtenden  Vorsichtsmafsrcgeln  sowie  über  den  \’er- 
kehr  mit  Krankheitserregern  und  deren  Aufbewahrung  zu  erlassen. 

Ueber  die  erwähnten  Berechtigungen  hinaus  dürfen  die  Mal's- 
tegcln  zur  Bekämpfung  der  in  Rede  stehenden  Krankheiten  nicht 
gehen  und  das  Gesetz  wird  in  dieser  Hinsicht  äufserst  wohlthätig 
wirken,  indem  cs  Störungen  des  Verkehres,  Belästigung  von  Personen, 
Schädigung  und  Zerstörung  von  Gütern,  wie  sie  noch  zur  Zeit  der 
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Cholcracpidcmic  in  Hamburg  1892  vorgekonimen  sind,  auf  dem 
ganzen  Reichsgebiete  unmöglich  macht.  Dafs  die  gesamten  Einzcl- 
bestimmungen  über  die  Durchführung  dem  Bundesrate  überlassen 
worden  sind,  ist  durchaus  zweckmäfsig,  da  es  dadurch  bequem  ge- 
macht wird,  die  durch  Fortschritte  der  Wissenschaft,  V'eränderimgen 
im  Verkehre,  in  der  Technik  notwendig  gewordenen  Abänderungen 
der  Vorschriften  jederzeit  rasch  vorzunehmen. 

Höchst  wertvoll  sind  die  Bestimmungen  über  die  zu  leistenden 
Entschädigungen  (§  28 — 34  einschl.)  Hier  hat  der  Reichstag 
wesentlich  zur  Vcrbcs,scrung  des  (ic.setzes  beigetragen,  indem  er  ver- 
langte, dafs  Personen,  welche  in  der  Wahl  ihres  Aufenthaltes  oder 
ihrer  Arbeitsstätte  beschränkt  oder  vom  Verkehre  abgesondert  werden, 
•Anspruch  auf  Entschädigung  wegen  entgangenen  .Arbeitsverdienstes 
haben,  insofern  diese  Personen  der  Invalidenversicherung  unterliegen. 
Ferner  mufs  auf  Antrag  Entschädigung  gewährt  werden  für  Gegen- 
stände, die  infolge  der  Desinfektion  beschädigt  oder  für  solche,  die 
vernichtet  worden  sind,  mit  Ausnahme  jener  Fälle,  wo  denjenigen, 
welchem  die  Entschädigung  zustchen  würde,  ein  Verschulden  trifft.  — 
Die  Kosten  für  diese  Phitschädigungen  sind  aus  öffentlichen  Mitteln 
zu  bestreiten. 

Bestimmungen  von  gröfstem  praktischen  Werte  und  grundsätz- 
licher Bedeutung  enthält  der  § 35,  wonach  die  dem  allgemeinen 
Gebrauche  dienenden  Fänrichtungen  für  Versorgung  mit  Trink-  und 
Wirtschaftswasser  und  für  Fortschaffung  der  Abfallstoffe  fortlaufend 
durch  staatliche  Beamte  zu  überwachen  sind,  wonach  die  Gemeinden 
verpflichtet  sind,  für  die  Beseitigung  der  Vorgefundenen  gesund- 
heitsgefährlichen Mifsstämlc  Sorge  zu  tragen  und  jederzeit  zur  Her- 
stellung von  Einrichtungen  zur  Wasserversorgung  und  Entfernung 
der  .Abfallstoffe  angehalten  werden  können,  sofern  dieselben  zum 
Schutze  gegen  übertragbare  Krankheiten  erforderlich  sind.  Diese 
Bestimmungen  gehen  weit  über  die  anticontagionistische  Sanitäts- 
polizei in  der  Richtung  der  vorbeugenden  öfl'entlichcn  Gesundheits- 
pflege hinaus  und  werden  insbesondere  dadurch  zu  einem  segens- 
reichen 1 Icbel  der  Volksgcsundheit  werden  können,  dafs  sic  nicht 
allein  beim  Drohen  oder  nach  dem  .Ausbruche  einer  der  durch 
dieses  Gesetz  als  gemeingefährlich  bczeichneten  Krankheiten  sondern 
jederzeit  .Anwendung  finden  können.  Hoffentlich  werden  die 
einzelnen  Regierungen  recht  ausgiebigen  Gebrauch  von  diesem  § 
machen.  Für  die  Zukunft  bleibt  freilich  auch  in  diesem  Punkte 
noch  zu  wünschen  übrig,  dafs  nicht  allein  die  dem  öflentlichen  Ge- 
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brauche  dienenden  Hinrichtungen  für  Wasserversorgung  und  Abfall- 
entfernung, sondern  auch  die  auf  den  privaten  Grundstücken  be- 
findlichen einer  Ordnung  vom  Gesichtspunkte  der  Seuchenverhütung 
aus  unterworfen  werden. 

Zum  Schutze  gegen  willkürliche  und  unbegründete  Absperr- 
und  sonstige  Schutzmafsregeln  sehr  geeignet  ist  die  Bestimmung, 
dal's  die  Anordnung  und  Leitung  der  Abwehr-  und  L’nterdrückungs- 
mafsregeln  ausschliefslich  den  l^indesregierungen  obliegt.  Durchaus 
billig  ist  es,  dafs  die  Kosten  der  zum  Schutze  der  Allgemeinheit 
vorgenommenen  Ermittelungen , ferner  der  Desinfection  und  der 
Leichenbehandlung  aus  öfifentlichen  .Mitteln  bestritten  werden  müssen, 
§ 37.  — Selbstverständlich  ist  e.s,  dafs  die  Ausführung  der  Schutz- 
mafsregeln insofern  sie  Heer  und  Flotte  betrifft,  den  Militär-  und 
Marinebehörden,  insofern  sie  den  Hi.senbahn-,  Post-,  Telegraphen-Ver- 
kehr  und  den  an  den  Eisenbahnverkehr  anschliefsenden  Schiffsverkehr 
betrifft,  ausschliefslich  den  zuständigen  Reichs-  und  I..andesbehürden 
obliegt.  Es  nnifs  nur  dafür  gesorgt  werden,  dafs  alle  diese  ver- 
schiedenen Behörden  im  einzelnen  Lande  und  die  der  verschiedenen 
länder  untereinander  in  be.ständigem  .Austausche  von  Nachrichten 
stehen  und  einheitlich,  sich  gegenseitig  fördernd  Vorgehen.  Dies 
wird  unseres  Erachtens  in  genügendem  Mafse  durch  die  Bestimmungen 
der  38,  39,  40,  41  und  42  .sichergestellt.  Grofser  praktischer 
Wert  wird  insbesondere  dem  § 41  zukommen,  wonach  in  dem  Falle, 
wenn  zur  Bekämpfung  der  Seuchen  Mafsregeln  erforderlich  sind, 
von  denen  die  Gebiete  mehrerer  Bundesstaaten  betroffen  werden, 
der  Reichskaiuler  für  die  Herstellung  und  Erhaltung  der  Einheit  in 
den  .Anordnungen  der  Dandesbehörden  zu  sorgen  hat,  zu  diesem 
Beluife  eigene  Kommissäre  bestellen,  und  in  dringenden  Fällen  so- 
gar unmittelbar  den  I.andc.sbehörden  .Anweisungen  geben  darf. 

Dem  durch  § 43  eingesetzten  Reichs-Gesundheitsrate  sind  leider 
nur  sehr  bescheidene  Rechte  erteilt  worden.  Es  wäre  mindestens 
erwünscht  gewesen,  wenn  man  ihm  das  Recht  zu  Initiativanträgen 
an  den  Reichskanzler  zuerkannt  hätte.  Unter  seinen  gegenwärtigen 
Befugnissen  scheint  uns  das  wertvollste  jenes  zu  sein,  wonach  der 
Gesundheitsrat  Vertreter  absenden  kann,  um  an  Ort  und  Stelle 
.Aufklärungen  einzuziehen.  Wo  immer  mit  dem  .-Aktenreiten  ge- 
brochen wird,  mufs  man  sich  darüber  freuen  und  nirgends  ist  diese 
•Abschaffung  des  alten  Schimmels  notwendiger  und  nützlicher  als 
auf  dem  Gebiete  der  Gesundheitspflege. 


Digiiized  by  Google 


234 


Gesetzgebung:  Deutsches  Reich. 


Die  Übrigen  §§  des  Gesetzes  betreffen  Strafvorschriften  und 
Schlufsbestimmungen. 

Das  Gesetz  ist  am  Tage  seiner  Verkündigung  bereits  in  Kraft 
getreten.  Das  deutsche  Volk  hat  allen  Grund,  sich  desselben  zu 
freuen,  nicht  zum  mindesten  aucli  deshalb,  weil  wieder  auf  einem 
Gebiete  scharf  umschriebenes  Gesetz  an  die  Stelle  von  Vcrwaltungs- 
Willkür  getreten  ist;  eine  Willkür,  die  wir  auch  dort  ausschlicfsen 
müssen,  wo  sie  von  den  besten  Absichten  geleitet  wird. 

Der  Wortlaut  des  besprochenen  Gesetzes  ist  der  folgende : 


Gesetz,  betreffend  die  Bekämpfung:  gemeingfenthrlicher  Krankheiten. 

Vom  30.  Juni  1900. 

Wir  Wilhelm,  von  (ioUcs  Gnaden  Deutscher  Kaiser,  König  von  Preufsen  etc. 
verordnen  im  Namen  des  Reichs,  nach  erfolgter  Zustimmung  des  Rundesrats  und 
des  Reichstags,  was  folgt: 

A nzci gc  pflic  h t. 

§ I,  Jede  Krkrankung  und  jeder  Todesfall  an 

Aussatz  (Lepra),  Cholera  (asiatischer),  Klcckfichcr  (Flecktyphus),  Gelbficl>er, 
Pc.st  (orientalischer  Boulcnpcsl),  Pocken  (Blattern’r, 
sowie  jeder  Fall,  welcher  den  Verdacht  einer  dieser  Krankheiten  erweckt,  i.st  der 
für  den  .\ufenthaltsort  des  Frkranktcn  oder  den  Slcrbeort  zu.stiindigcn  Polizeibehörde 
unverzüglich  anzuzeigen. 

Wechselt  der  Frkranktc  den  Aufenthaltsort,  so  ist  dies  unverzüglich  bei  der 
Polizeibehörde  des  bisherigen  und  des  neuen  .\ufenthaltsosts  zur  Anzeige  zu  bringen. 

J;  2.  Zur  .Anzeige  sind  verpflichtet: 

1.  der  zuge/ogene  .Arzt, 

2.  der  I laushallungsvorstand. 

3.  jede  simst  mit  der  Behandlung  oder  Pflege  des  Frkranktcn  beschäftigte 
Person, 

4.  derjenige,  in  dessen  Wohnung  oder  Behausung  der  F.rkrankungs-  oder 
'l'odesfall  sich  ereignet  hat, 

5.  der  Leichcn-schauer. 

Idc  Verpflichtung  der  unter  Nr.  2 bis  5 genannten  Personen  tritt  nur  dann 
ein,  wenn  ein  früher  genannter  Verpflichteter  oichl  vorhanden  ist. 

§ 3.  Für  Krankheits*  und  Todesfälle,  welche  sich  in  Öffentlichen  Krankem, 
Fntbindungs,  Pflege-,  (iefangenen-  und  ähnlichen  .Anstalten  ereignen,  ist  der  Vor- 
steher der  .Anstalt  oder  die  von  der  /u.stündigcn  Stelle  damit  beauftragte  Person 
ausschlicfslich  zur  Krstatlung  der  Anzeige  verpflichtet. 

.^uf  Schiffen  oder  Flöfsen  gilt  als  der  zur  Frslattung  der  Anzeige  verpflichtete 
Haushaltungsvorstand  der  Schifter  oder  Flofsführer  oder  deren  Stellvertreter.  Der 
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BuDdcsral  Ul  ermächtigt,  Itcstimmungcn  darüber  zu  erlassen,  an  wen  hei  Krankheits- 
und  Todesfällen,  welche  auf  Schiflfen  oder  Flöfsen  Vorkommen,  die  Anzeige  zu  er- 
statten ist. 

^ 4.  Die  Anzeige  kann  mündlich  oder  schriftlich  erstattet  werden.  r>ie  Polizei- 
behörden hal>en  auf  Verlangen  Meldekarten  für  schriftliche  ,\nzcigen  unentgeltlich 
ru  verabfolgen. 

§ 5.  Landesrechtlichc  Bestimmungen,  welche  eine  weitergehende  .\nzeigepflichl 
begründen,  werden  durch  dieses  (Irsetz  nicht  berührt. 

Durch  Beschlufs  des  Bundesrats  k<>nnen  die  Vorschriften  über  die  .\nzeige- 
püicht  I bis  4)  auf  andere  als  die  im  jj  I \hn.  i genannten  ubertragl>aren 
Krankheiten  ausgedehnt  wertlen. 

Krmittelung  der  Krankheit. 

§ 6.  Die  Polizeibehörde  mufs,  sobald  sic  vtm  dem  Ausbruch  oder  dem  Ver- 
dachte des  .\uftrclen.s  einer  der  im  ^ 1 Abs.  1 genannten  Krankheiten  (^gemein- 
gefährliche Krankheiten)  Kenntnis  erhält,  den  zuständigen  beamteten  Arzt  benach- 
richtigen. Dieser  hat  alsdann  unverzüglich  an  Ort  und  Stelle  Ermittelungen  Uber 
di«  .\rt,  den  Stand  und  die  Ursache  der  Krankheit  vorzunelimen  und  der  Polizei- 
behörde eine  Erklärung  darül>er  abzugeben,  ob  <ier  .-\usbruch  der  Krankheit  fest- 
gestellt  oder  der  Verdacht  des  .Ausbruchs  begründet  ist.  In  .Notfällen  kann  der 
beamtete  .Arzt  die  Ermittelung  auch  vornehmen,  ohne  dafs  ihm  eine  Nachricht  der 
Polireibchördc  zugegangen  ist. 

ln  Ortschaften  mit  mehr  als  10  000  Einwohnern  ist  nach  den  Bestimmungen 
ües  Abs.  1 und  aucl»  dann  zu  verfahren,  wenn  Erkrankungs-  oder  'rodesftillc  in  einem 
räumlich  abgegrenzten  Teile  der  t trtschaft,  welcher  von  der  Krankheit  bis  dahin 
verschont  geblieben  w'ar.  Vorkommen. 

Die  höhere  Verwaltungsbehörde  kann  Ermittelungen  über  jeden  einzelnen 
Krankheits-  oder  Todesfall  anordnen.  Solange  eine  solche  Anordnung  nicht  ge- 
troffen ist,  sind  nach  der  ersten  Feststellung  der  Krankheit  von  dem  beamteten 
Arzte  Ermittelungen  nur  im  Einverständnisse  mit  der  unteren  VerwaltungsbehÖr«U* 
und  nur  insoweit  vorzunchnicn.  als  dies  erforderlich  ist,  um  die  .Ausbreitung  der 
Krankheit  örtlich  und  zeitlich  zu  verfolgen. 

§ 7.  Dem  beamteten  .Arzte  ist,  soweit  er  cs  zur  Feststellung  der  Krankheit 
für  erforderlich  und  ohne  Schädigung  des  Kranken  für  zulässig  hält,  der  Zutritt  zu 
dem  Kranken  oder  zur  Leiche  und  die  A'ornahmc  <lcr  zu  den  Ermittelungen  über 
die  Krankheit  erforderlichen  Untersuchungen  zu  gestatten.  .Auch  kann  hei  Cholera-, 
Gflhftel>cr-  und  Pestverdacht  eine  Oeflfnung  der  Leiche  polizeilich  angcortinct 
»erden,  insoweit  der  beamtete  Arzt  dies  zur  Keslstcllung  der  Krankheit  für  crf<»rder- 
lieh  hält. 

Der  behandelnde  Arzt  ist  berechtigt,  den  Untersuchungen,  insbesondere  auch 
der  Leichenöffnung  bcizuwolmen. 

Die  in  ÄS  2 und  3 aufgcführlcn  Personen  sind  verpflichtet,  über  alle  für  die 
Enbtcliung  und  den  A'erlauf  der  Krankheit  wichtigen  Umstände  dem  beamteten 
Arzte  und  der  zuständigen  Behörde  auf  Befragen  .Auskunft  zu  erteilen. 
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§ S.  Ist  nach  dem  Gutachten  des  beamteten  Arztes  der  .\usbruch  der  Krank* 
heit  festgestelU  oder  der  Verdacht  des  Ausbruchs  begründet,  so  hat  die  1‘olizei* 
behörde  unverzüglich  die  erb)rdcrliclien  Schutzmatsregeln  zu  treffen. 

§ 9.  Hei  Gefahr  im  Verzüge  kann  der  beamtete  Ar/t  schon  vor  <lera  Kin* 
schreiten  der  Holizeibehörde  die  zur  Verhütung  der  Verbreitung  der  Krankheit  zu- 
nächst erforderlichen  Mafsrcgeln  anordnen.  Der  Vorsteher  der  Ortschaft  hat  den 
von  dem  beamteten  .\rzte  gctrotfeiicn  .\nordnungen  Kolge  zu  leisten.  V<in  den  .\n- 
or«lnungen  hat  der  beamtete  Arzt  der  Holi/eibchörde  s«>fort  schriftliche  Mitteilung 
zu  machen;  sie  bleilicn  solange  in  Kratt,  bis  v«»n  der  zuständigen  Hehdrdc  ander- 
weite Verfügung  getrofi'cn  wird. 

10.  l'ür  Ortschaften  und  Hezirkc»  welche  von  einer  gemeingetährlichcn 
Kranklicit  befallen  oder  be<lrohl  sind,  kann  durch  die  zuständige  Hehdrdc  an* 
geordnet  werden,  dafs  jede  Leiche  vor  der  Hestatlung  einer  amtlichen  Hesichligung 
(Leichenschau)  zu  unterwerfen  ist. 

S c h u t z m a f s r e g e 1 n. 

11.  Zur  Verhütung  der  Verbreitung  der  gemeingef;ihrlicl»en  Krankheiten 
können  für  die  Dauer  der  Krankheitsgefahr  .\bs|KTrungs-  und  .Xursichtsmarsregeln 
nach  Mafsgabc  der  12  bis  21  pnlizeiHeh  ange»«rdju*l  wertlen. 

r>ie  Anfechtung  der  .Vnordnungen  hat  keine  aufschieben<le  Wirkung. 

12.  Kranke  und  krankheits-  oder  ansteckungsverdächlige  l'ersoneii  können 
einer  Heobachtung  unterworfen  werden.  Line  Heschrunkung  in  der  Wahl  des  .Vufcnl* 
halts  oder  der  Arbeitsstätte  ist  zu  diesem  Zwecke  nur  bei  Personen  zulä.ssig,  welche 
obdachlos  oder  ohne  festen  W«»hnsitz  sind  oder  berufs-  oder  gewohnlieitsmälsig  um- 
herziehen. 

§ 13.  Die  hollere  Verwaltungsbehörde  kann  für  den  l'mfang  ihres  Itezirkes 
oder  für  'rcilc  desselben  anordnen,  dafs  zureisende  lVrs«>nen,  sofern  sic  sich  inner* 
halb  einer  zu  bestimmenden  Frist  vt»r  ihrer  .\nkunft  in  f)rtschaften  oder  Hezirken 
aufgehaltcn  haben,  in  welchen  eine  gemeingetälirlichc  Krankheit  ausgobrochon  ist, 
nach  ihrer  .Ankunft  der  Ortspoli/eibehörde  zu  melden  sind. 

§ 14.  Für  kranke  und  krankheits*  oder  an.steckungsverdächtigc  Personen  kann 
eine  .\bsonderung  ungeordnet  werden. 

Die  .Absonderung  kranker  l'crsonen  liat  derart  zu  erfolgen,  dafs  der  Kranke 
mit  anderen  als  <len  zu  seiner  Pllcg<*  bestimmten  Personen,  dem  .Arzte  oder  dem 
Seelsorger  nicht  in  Berührung  kommt  uml  eine  Verbreitung  <ler  Krankheit  thuniieh'*! 
ausgeschh>sscn  ist.  .Angehörigen  und  l’rkundspcrsonen  ist,  insoweit  cs  zur  Kr* 
ledigung  wichtiger  und  dringender  Angelegenheiten  gebtUen  ist,  der  Zutritt  zu  dem 
Kranken  unter  Hcobaehlung  der  erforderlichen  Mafsregeln  gegen  eine  Weitcr'cr* 
breilung  der  Krankheit  gestattet.  Werden  auf  Erfordern  «1er  P«dizcibchörde  in  der 
Behausung  des  Kranken  die  nach  dem  Ciutaehlen  des  b«*;unteten  .Arztes  zum  Zwecke 
der  .Ab.>onderung  notwentiigen  Einrichtungen  nicht  gelrolbni,  so  kann,  falls  der 
beamtete  Arzt  es  für  unerläfslich  und  der  bchandelmle  .Arzt  es  ohne  Schädigung  «les 
Kranken  für  zulässig  erklärt,  die  l’ebcrführung  des  Kranken  in  ein  geeignetes 
Krankenhaus  oder  in  einen  anderen  geeigneten  Unterkunftsraum  angcordncl  werden. 
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Auf  die  Absonderung  krankheits-  oder  anstcckungsvcrduchligcr  IVrsonen  finden 
die  Pe^iimmungen  des  Abs.  2 sinngcmäfse  .Anwendung.  Jedoch  dürfen  krankheits- 
oder  ansteckungsverdächtige  Personen  nicht  in  demselben  Raume  mit  kranken  Per- 
sonen untergebrachl  werden.  .Ansleckungsvcrdächtige  Pers»»ncn  dürfen  in  demselben 
Raume  mit  krankheilsverdächtigen  Personen  nur  untergebracht  werden,  soweit  der 
l>eamtcte  .Arzt  es  für  zulässig  hält. 

Wohnungen  oder  Häuser,  in  welchen  erkrankte  Personen  sich  befinden,  können 
kenntlich  gemacht  werden. 

Für  das  berufsmäfsige  Pflegcjjcrsonal  können  Verkchrsbescliränkungen  an- 
geordnet werden. 

§ 15.  Die  Landesbehörden  sind  befugt,  für  Ortschaften  und  bezirke,  welche 
von  einer  gemeingefährlichen  Krankheit  befallen  oder  bedroht  sind, 

1.  hinsichtlich  der  gewerbsmäfsigen  Herstellung,  Behandlung  und  .Auf- 
bewahrung sowie  hinsichtlich  des  Vertriebs  von  Gegenständen,  welche 
geeignet  sind,  die  Krankheit  zu  verbreiten,  eine  gesundhcitspoUzciliclie 
L'cberwachung  und  die  zur  Verhütung  der  Verbreitung  der  Krankheit  er- 
forderlichen Mafsregeln  anzuordnen;  die  .Ausfuhr  von  Gegenständen  der 
bczeichneten  Art  darf  aber  nur  für  Ortschaften  verboten  werden,  in  denen 
Cholera,  Klcckfieber,  lA‘st  oder  Pocken  au.sgebrochen  sind, 

2.  Gegenstände  der  in  Nr.  I bczeichneten  .Art  vom  Gewerbebetrieb  im  Um- 
herziehen auszuschliefsen, 

3.  die  .Abhaltung  von  Märkten,  Messen  und  anderen  Veranstaltungen,  welche 
eine  Ansammlung  gröfsercr  Mensclienmcngcn  mit  sich  bringen,  zu  verbieten, 
oder  zu  beschränken, 

4.  die  in  der  Schiffahrt,  der  Flöfserei  oder  sonstigen  Transportbetrieben  be- 
schäftigten Personen  einer  gesundheitspolizeilichen  Ucberwachung  zu  unter- 
werfen und  kranke,  krankheits-  oder  ansleckungsvcrdächtige  l'ersonen 
sowie  Gegenstände,  von  denen  anzunchmen  ist,  dafs  sic  mit  dem  Krank- 
heit-sstoffe  behaftet  sind,  von  der  Beförderung  auszuschliefsen, 

5.  den  Schiffalirts-  und  Flöfscreivcrkehr  auf  bestimmte  Tageszeiten  zu  be- 
schränken. 

§ 16.  Jugendliche  Personen  aus  Behausungen,  in  denen  Krkrnnkungen  vor- 
gekommen  sind,  können  zeitweilig  vom  Schul-  und  Unterrichtsbesuche  fern  gehalten 
werden.  Hin.sichtlich  der  sonstigen  für  die  Schulen  anzuordnenden  Schulzmafsregeln 
bewendet  es  bei  den  laJidesrcchtlichen  Bestimmungen. 

§ 17-  In  ( )rtschaftcn,  welche  von  Cholera,  Kleckficbcr,  Pest  oder  Pocken  be- 
fallen oder  bedroht  sind,  sowie  in  deren  Umgegend  kann  die  Benutzung  von  Brunnen, 
Teichen,  Seen,  Wasserläufen,  Wasserleitungen,  sowie  der  dem  öffentlichen  Gebrauche 
dienenden  Bade-,  Schwimm-,  Wasch-  und  Bcdürnisanstalten  verboten  oder  beschränkt 
werden. 

§ iS.  Die  gänzliche  oder  teilweise  Räumung  von  Wohnungen  und  Gebäuden, 
in  denen  Frkrankungen  vorgekommen  sind,  kann  insoweit  der  beamtete  Arzt  cs  zur 
wirksamen  Bekämpfung  der  Krankheit  für  uncriäfslich  erklärt,  angeordnet  werden. 
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Den  ]»elroffencn  J^cwolmcrn  ist  anderweit  jiecijjnele  l'nterkunft  unentgeltlich  zu 
bieten. 

§ 19.  Für  Clegcnstiindc  und  Räume,  von  denen  anzunehmen  ist,  dal's  sie  mit 
«lern  Krankheiusstoffe  hehallct  .sind,  kann  eine  Desinfektion  angeordnet  werden. 

Für  Reisegepäck  und  Handelswaren  ist  bei  .Aussatz,  Cholera  und  (jelbtieber 
die  .Anordnung  der  Desinfektion  nur  dann  zulässig,  wenn  die  .Annahme,  dafs  die 
Ge-genständc  mit  dem  KrankheitsslotTc  behaftet  sind,  durch  besondere  I mstande  be- 
gründet ist. 

Ist  die  Desinfektion  nicht  au.sführbar  oder  im  Verhältnisse  zum  Werte  der 
Gegenstände  zu  kostsjnclig,  so  kann  die  Vernichtung  angeordnet  werden. 

§ 20.  /.um  Schutze  gegen  Pest  können  Mafsregeln  zur  Vertilgung  und  Fern- 
lialtung  von  Ratten,  Mäusen  und  anderem  Ungeziefer  angeordnet  werden. 

^ 21.  Für  die  Aufbewahrung,  Kinsargung,  Ikfordcrung  und  Resiattung  der 
Leichen  von  Personen,  welche  an  einer  gemeingefährlichen  Kranklieit  gestorben  .sind, 
können  besondere  Vursichlsmafsrcgcln  angeordnet  werden 

^ 22.  Die  Hestimmungen  über  die  .Ausführung  der  in  den  §§  12  bis  21  vor- 
gesehenen Schulzmafsregcln,  insbesondere  der  Desinfektion,  werden  vom  Tlundcsral 
erlassen. 

§ 23.  Die  zuständige  Lande.sbehorde  kann  die  Gemeinden  oder  die  weiteren 
Kommunalvcrbändc  dazu  anhaiten.  diejenigen  F.inrichtungen,  welche  zur  Bekämpfung 
der  gemeingefährlichen  Krankheiten  notwendig  sind,  zu  treffen.  Wegen  .\u!l>ringung 
der  erforderlichen  Kosten  fmdel  die  Ueslimmung  des  37  .Abs.  2 .Anw'endung. 

24.  /.ur  Verhütung  der  Fin>chleppung  der  gemeingelahrlichen  Krankheiten 
aus  <lem  Auslände  kann  der  F.inlafs  der  Seeschifle  von  der  F.rfüllung  gesundheits- 
polizeilicher A'orschriften  abhängig  gemacht  .sowie 

1.  der  l inlafs  anderer  dem  Personen-  oder  Frachtvcrkchre  dienenden  F.ilii- 
zeuge, 

2.  die  Fin-  und  Durchfuhr  von  Waren  um!  fiebrauchsgegenständen, 

3.  (h  r Kintrilt  und  die  Befor(h’rung  von  Persimc!»,  welche  aus  dem  von  d<r 
Krankheit  bcf.tllcncn  Lande  kommen, 

wrboicn  oder  beschränkt  werden. 

Der  Ijundcsral  ist  crmächligt,  Vr)rschriltcn  über  die  hiernach  zu  ireliVndcn 
Malsreg«  Iti  zu  l)«*scliliet>en.  Soweit  sich  «lie.se  V«»rschriften  auf  die  gesundhcit>- 
p«ilizoiliclie  L eberwachung  der  S«.*eschilfc  bczi«.*hen,  können  sic  aut  den  SchilVsverkehr 
zwischen  dt'uischen  ll.iien  erstreckt  werden. 

^ 25.  Wenn  eine  gemeingefährliche  Kranklieit  im  .Auslan«!  oder  im  Ku-teo- 
gebiete  «les  Reichs  ausgebr«*chen  ist,  so  be>ümml  «hr  Keieh>kanzler  oder  für  das 
( »ebiel  des  zunächst  bedrohten  P'Undcs-.ta.iis  im  Linvernehim  n mit  dem  Keichsk.mzier 
«1  e l.andesr«*gierung,  wann  und  in  weh'hcm  Umfange  die  gemäls  § 24  .\bs.  2 er- 
!ass«n«n  \'ojMlirift«rn  in  Vtdlzug  zu  s«*lzen  sind. 

2tV.  D.-r  P.uiule.sral  Ist  erniä«  litigl , \ «>rschriften  über  di«'  Aufstellung  von 
( I •■»uiuliuiivpässi  n lur  «li<*  aus  «l«.'ulM‘heri  ll.il«-n  aufgihenden  Seoschifte  zu  b«  • 
s hli«“Sen. 
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§ 27.  Der  Hundesrat  ist  ermächti};t , über  die  bei  der  Ausführung  wissen- 
schaftlicher Arbeiten  mit  Krankheitserregern  zu  beobachtenden  Vorsichtsmalsregeln 
sowie  über  den  Verkehr  mit  Krankheitserregern  und  deren  Aufbewahrung  V’orschritten 
2U  erlassen. 

Kntschädigungen. 

§ 28.  Personen,  welche  der  Invalidenversicherung  unterliegen,  haben  für  die 
Zeit,  während  der  sic  auf  Grund  des  § 12  in  der  Wahl  des  .Vufenthalts  oder  der 
.Arbeitsstätte  beschränkt  oder  auf  Grund  des  Jj  14  abgesondert  sind,  Anspruch  aut 
eine  Entschädigung  wegen  des  ihnen  dadurch  entgangenen  Arbeitsverdienstes»  bei 
deren  Berechnung  als  Tagc.sarbcitsverdicnst  der  dreihundertstc  Teil  des  für  die  In- 
Taiidenvcrsicherung  mafsgebenden  Jahrcsarbcitsvcrdicnstes  zu  (irunde  zu  legen  ist. 

Dieser  Anspruch  fällt  weg,  insoweit  auf  Grund  einer  auf  gesetzlicher  Ver- 
priiehtung  beruhenden  Versicherung  wegen  einer  mit  Erwerbsunfähigkeit  verbundenen 
Krankheit  Unterstützung  gewährt  wird  oder  wenn  eine  Verpflegung  auf  öffentliche 
Kosten  statttindet. 

§ 29.  Kür  Gegenstände,  welche  in  Folge  einer  nach  Mal'sgabe  dieses  Gesetzes 
polizeilich  angeordneten  und  überwachten  Desinfektion  derart  beschädigt  worden 
sind,  dafs  sic  zu  ihrem  bestimmungsmüfsigen  Gebrauche  nicht  weiter  verwendet 
werden  k(>nnen,  oder  welche  auf  polizeiliche  .\n«»rdnung  vernichtet  worden  sind,  ist, 
vorbehaltlich  der  in  SS  32  un<l  33  angegebenen  Ausnalimen,  auf  .Antrag  Fnt- 
»ebädigung  zu  gewähren. 

§ 30.  .\l-s  Entschädigung  soll  der  gemeine  Wert  des  Gegenstandes  gewährt 

werden  ohne  Rücksicht  auf  die  Minderung  des  Wertes,  welche  sich  aus  der  An- 
oahiDc  ergibt,  dafs  der  (»egenstand  mit  KraukhcilsslolT  behaftet  sei.  Wird  der 
(iegenstand  nur  beschädigt  oder  teilweise  vernichtet,  so  ist  der  verbleibende  Werl 
auf  die  Entschädigung  anzurechnen. 

^ 3t.  Die  Entschädigung  wird,  sofern  ein  anderer  Berechtigter  nicht  bekannt 
ift,  demjenigen  gezahlt,  in  dessen  Gewahrsam  sich  der  beschädigte  oder  vernichtete 
GcgeiLstand  zur  Zeit  der  Desinfektion  befand.  Mit  dieser  Zahlung  erlischt  jede 
Eatschädigungsvcrptliclitung  aus  § 29. 

^ 32.  Eine  Entschädigung  auf  (jrund  dic.srs  Gesetzes  wird  nirlu  gewährt: 

1.  für  Gegenstände,  welche  im  Eigenlumc  des  Reichs,  eines  Himdcssl.ials 
oder  einer  kommunalen  Körperschafi  sicli  befinden: 

2.  für  Gegenstände,  welche  entgegen  einem  auf  Gruml  des  § 15  .Nr.  i oder 
des  24  erbissencn  Verbot  aus-  oder  cingelulirt  worden  sind. 

§ 33.  Der  .Anspruch  auf  Entschädigung  fillt  weg : 

1.  wenn  derjenige,  welchem  tlic  fäilschätligung  zu>t<*lien  würde,  die  be- 
schädigten oder  vernichteten  (Jegen.stände  oder  einzelne  der>elben  an  sich 
g<*br.ichl  hat,  obwohl  er  wufste  oder  den  L’m.ständcn  nach  annelimen 
mufstc,  dafs  dieselben  bereits  mit  dem  Krankhcit.sstt»He  beliallel  oder  auf 
polizeiliche  .A.nonlnung  zu  desinfizieren  waren: 

2.  wenn  derjenige,  welchem  die  Entschädigung  /ustelien  würde  oder  in  dessen 
(iewahrsam  die  beschädigten  oder  vendchlelen  (jegenslände  sich  be- 
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fanden,  zu  der  Desinfektion  durch  eine  Zuwiderhandlung  gegen  dieses 
Gesetz  oder  eine  auf  Grund  desselben  getroffene  .Anordnung  Ver.-inlassung 
gegeben  hat. 

34.  Die  Kosten  der  Kntschadigungon  sind  aus  ÖfTentlichen  Mitteln  zu  be- 
streiten. Im  übrigen  bleibt  der  landesrcchtlichen  Regelung  Vorbehalten,  Bestimmungen 
darüber  zu  treffen : 

1.  von  wem  die  Entschädigung  zu  gewähren  und  wie  dieselbe  aufzubringeo  ist, 

2.  binnen  welcher  Frist  der  Kntschädigungsan.spruch  geltend  zu  machen  ist, 

3.  w'ie  die  Entschädigung  zu  ermitteln  und  festzustelleo  ist. 

.\  1 1 g c m e i n e V o r s c h r i ft  c n. 

§ 35.  Die  dem  allgemeinen  (iebrauclie  dienenden  Einrichtungen  für  Ver- 
sorgung mit  Trink-  oder  Wirtschaftbwasser  und  Für  Eortschaffung  der  .Xbfallslüffe 
sind  fortlaufend  durch  staatliche  Beamte  zu  überwachen. 

Die  (iemeinden  sind  verpflichtet,  für  die  Beseitigung  der  Vorgefundenen  gc- 
sundheitsgerährlichcn  Mifsstände  Sorge  zu  tragen.  Sie  können  nach  Mafsgabe  ihre? 
Leistungstlihigkeit  zur  Herstellung  von  Einrichtungen  der  im  .^bs.  1 bczcichncten 
Art,  sofern  dieselben  rum  Schutze  gegen  übertragbare  Krankheiten  erforderlich  sind, 
jederzeit  angehalten  werden, 

Das  Verfahren,  in  welchem  über  dje  hiernach  gegen  die  Gemeinden  zulässigen 
Anordnungen  zu  entscheiden  ist,  richtet  sich  nach  Landesrecht. 

§ 36.  Beamtete  Aerzte  im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind  Aerzte , welche  vom 
Staate  angestcllt  sind  oder  deren  .\nsteliung  mit  Zustimmung  des  Staates  erfolgt  ist. 

.\n  Stelle  der  beamteten  Aerzte  können  im  Kalle  ihrer  Behinderung  oder  aus 
sonstigen  dringentlen  Gründen  andere  .\crzle  zugezogen  werden.  Innerhalb  des  von 
ihnen  übernommenen  .Auftrags  gelten  die  Letzteren  als  beamtete  Aerzte  und  sind 
befugt  und  verpflichtet,  diejenigen  .Vmtsverrichtungen  walirzunchmen,  welche  in  diesem 
Gesetz  oder  in  den  hierzu  ergangenen  .Ausführungsbestimmungen  den  beamteten 
Aerzten  übertragen  sind. 

§ 37.  Die  .Anordnung  und  Leitung  der  .Abw'ehr-  und  Untcrdrückungsmaü- 
rcgeln  liegt  den  Landesregierungen  und  deren  Organen  ob. 

Die  Zuständigkeit  der  Behörden  und  die  .Autbringung  der  cnlstchenden  Kosten 
regelt  sich  nach  Landesrecht. 

Die  Kosten  der  auf  Grund  des  § 6 angestelllen  behördlichen  Ermitttelungcn, 
der  Beobachtung  in  den  Fällen  des  § 12,  ferner  auf  .Antrag  die  Kosten  der  auf 
(irund  des  ^ 19  polizeilich  ungeordneten  und  überwachten  Desinfektion  und  der 
auf  (irund  des  § 21  angeordneten  besonderen  V\>rsichtsmafsregcln  für  die  .Aufbe- 
wahrung, Fünsargung,  Beförderung  und  Bestattung  der  Leichen  sind  aus  öffcntlicbcfi 
Mitteln  zu  bestreiten. 

Die  Landesregierungen  bestimmen,  welche  Körperschaften  unter  der  Bezeichnung 
Gemeinde,  weiterer  Kommunalverband  und  kommunale  Körperschaft  zu  verstehen  sind. 

sj  38.  Die  Behörden  der  Bundesstaaten  sind  verpflichtet,  sich  bei  der  Be- 
kämpfung übertragbarer  Krankheiten  gegenseitig  zu  unterstützen. 


Digilized  by  Google 


Gcwu  betr.  dii'  Bekämpfung  gemeingefährlicher  Krankheiten  vom  30.  Juni  1900.  24 1 

§ 39*  Ausführung  der  nach  Mafsgabc  dieses  Gesetzes  zu  ergreifenden 

Scbutzmafsregeln  liegt,  insoweit  davon 

1.  dem  aktiven  Heere  oder  der  aktiven  Marine  angehörende  Militärpersonen, 

2.  Personen,  welche  in  militärischen  Dienstgebäuden  oder  auf  den  zur 
Kaiserlichen  Marine  gehörigen  oder  von  ihr  gemieteten  Schiffen  und 
Fahrzeugen  untergehraebt  sind, 

3.  marschierende  oder  auf  dem  Transporte  befindliche  Militärpersonen  und 
Truppenteile  des  Heeres  und  der  Marine  sowie  die  Ausrüstungs-  und  Gc- 
hrauchsgcgenstän<le  derselben, 

4.  ausschtiefslich  von  der  Militär-  oder  Marincverwallung  benutzte  Grund- 
stücke und  Einriditungen 

betroffen  werden,  den  Militär-  und  Marinebehorden  ob. 

Auf  Truppenübungen  finden  die  nach  diesem  Gesetze  zulässigen  Verkehrsbe- 
MThrankungen  keine  Anwendung. 

Der  Bundesrat  hat  darüber  Bestimmung  zu  treffen,  inwieweit  von  dem  Auf- 
treten des  Verdachts  und  von  dem  Ausbruch  einer  übertragbaren  Krankheit  sowie 
von  dem  Verlauf  und  dem  Erlöschen  der  Krankheit  sich  die  Militär-  unil  Polizei- 
behörden gegenseitig  in  Kenntnis  zu  setzen  haben. 

§ 40.  Für  den  Eisenbahn-,  Post-  und  Tclcgraphenverkehr  sowie  für  Scliiffahrls- 
l>etriebe,  welche  im  .Anschlufs  an  den  Eisenbahnverkehr  geführt  werden  und  der 
staatlichen  Eisenbahnaufsichtsbehördc  unterstellt  sind,  liegt  die  Ausführung  der  nach 
Mafsgabc  dieses  Gesetzes  zu  ergreifenden  Schulzmafsregeln  aussclilicfslicli  den  zu- 
findigen  Reichs-  und  Landesbehörden  ob. 

Inwieweit  die  auf  Grund  dieses  (Jesetzes  polizeilich  angeordneten  Verkehrs- 
bfschränkungen  und  Desinfektionsmafsnahmen 

1.  auf  Personen,  welche  w’ährcnd  der  Beförderung  als  krank,  krunkheits- 
oder  ansteckungsverdächtig  befunden  werden, 

2.  auf  die  im  Dienste  befindlichen  oder  aus  dienstlicher  Veranlassung  vor- 
übergehend aufscrbalb  ihres  Wohnsitzes  sich  auf)ialten<ien  Beamten  und 
Arbeiter  der  Eisenbahn-,  f*osl-  und  Tclcgraphenverwaltungen  sowie  der 
genannten  Scbiffalirtsbetricbe 

Anwendung  finden,  bestimmt  der  Bundesrat. 

§ 41.  Dem  Reichskanzler  liegt  ob,  die  .Ausführung  dieses  Gesetzes  und  der 
»üf  Grund  desselben  erlassenen  .Anordnungen  zu  überwachen. 

Wenn  zur  Bekämpfung  der  gemeingefährlichen  Krankl>cilcn  .Mafsregcln  erforder- 
lich sind,  von  welchen  die  Gebiete  mehrerer  Bundesstaaten  betroffen  werden,  so  bat 
der  Reichskanzler  oder  ein  von  ihm  bestellter  Kommissar  für  HerÄtellung  und  Er- 
hzkujig  der  Einheit  in  den  .Anordnungen  der  Landesbehörden  zu  sorgen  und  zu 
diesem  Bebufe  das  Erforderliche  zu  bestimmen,  in  dringenden  Fällen  aiicli  die  Landes- 
l>chörden  unmittelbar  mit  Anweisungen  zu  versehen. 

§ 42.  Ist  in  einer  Ortschaft  der  .\usbruch  einer  gemeingefährlichen  Krankheit 
fcslgestcllt,  so  Ist  das  Kaiserliche  Gesundhcilsaml  hiervon  sofort  auf  kürzestem  Wege 
zu  benachrichtigen.  Der  Bundesrat  ist  ermächtigt  zu  bestimmen,  inwieweit  iin  .späteren 
Afchir  für  «oz.  Gesetryebung  u.  XVI.  I6 
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Verlaufe  dem  Kaiserlichen  Crcsundhcitsamtc  Mitteilungen  über  Erkrankung*-  und 
TodesHiUe  zu  machen  sind. 

* § 43.  ln  Verbindung  mit  dem  Kaiserlichen  (jesundheitsamte  wird  ein  Rcichs- 

Gesundheitsrat  gebildet.  Die  Geschäftsordnung  wird  vom  Reichskanzler  mit  Zu- 
stimmung des  Bundesrats  fcstgestcllt.  Die  Mitglieder  werden  vom  Bundesrate 
gewählt. 

Der  Reichs-Gesundhcilsrat  hat  das  Gesundheitsamt  bei  der  Erfüllung  der  diesem 
Amte  zugewiesenen  Aufgaben  zu  unterstützen.  Er  ist  befugt,  den  Landesbehörden 
auf  Ansuchen  Rat  zu  erteilen.  Er  kann  sieb«  um  Auskunft  zu  erhalten,  mit  den  ihm 
zu  diesem  Zwecke  zu  bezeichnenden  Landesbehörden  unmittelbar  in  Verbindung 
setzen,  sowde  Vertreter  absenden,  w’elchc  unter  Mitwirkung  der  zuständigen  Landes- 
hehörden  Aufklärungen  an  Ort  und  Stelle  cinziehen. 

Straf  Vorschriften. 

§ 44.  Mil  Gefängnis  bis  zu  drei  Jahren  wird  bestraft: 

1.  wer  wissentlich  bewegliche  (»egenstände,  für  welche  eine  Desinfektion 
polizeilich  angeordnet  war,  vor  Ausführung  der  angeordneten  Desinfektion 
in  Gebrauch  nimmt,  an  andere  üherlafst  oder  sonst  in  Verkehr  bringt ; 

2.  wer  wissentlich  Kleidungsstücke,  Leibwäsche,  Bettzeug  oder  .sonstige  be- 
wegliche Gegenstände,  welche  von  Personen,  die  an  einer  gemeingefähr- 
lichen Krankheit  litten,  während  der  Erkrankung  gebraucht  oder  bei  deren 
Behandlung  oder  Pflege  benutzt  worden  sind,  in  (iebrauch  nimmt,  an 
andere  üherlafst  oder  sonst  in  Verkehr  bringt,  bevor  sic  den  auf  Grund 
des  g 22  vom  Bundesrate  beschlossenen  Bestimmungen  entsprechend  des- 
infiziert worden  sind ; 

3.  wer  wissentlich  Fahrzeuge  i>dcr  sonstige  Gerätschaften,  welche  zur  Be- 
förderung von  Kranken  oder  Verstorbenen  der  in  Nr.  2 bczcicbnctcn  Art 
gedient  haben,  vor  .Vusführung  der  polizeilich  angeordneten  Desinfektion 
benutzt  oder  anderen  zur  Benutzung  überläfst. 

Sind  mildernde  l’mstiinde  vorhanden,  so  kann  auf  Geldstrafe  bis  zu  eintausend- 
fünfhundert  .^Iark  erkannt  werden. 

§ 45.  Mit  Geldstrafe  von  zehn  bis  einhundertfUnfzig  Mark  oder  mit  Haft  nicht 
unter  einer  Woche  wird  bestraft: 

1.  wer  die  ihm  nach  den  §§  2,  3 oder  nach  den  auf  Grund  des  § 5 vom 
Bundesrate  be.schlosscncn  Vorschriften  obliegende  Anzeige  unterläfst  oder 
länger  als  vierundzwanzig  Stunden,  nachdem  er  von  der  anzuzcigenden 
Thatsache  Kenntnis  erhalten  hat,  verzögert.  Die  Strafverfolgung  tritt  nicht 
ein,  wenn  die  .\nzcige,  obwohl  nicht  von  dem  zunächst  Verpflichteten, 
doch  rechtzeitig  gemaclit  worden  ist ; 

2.  wer  im  Kalle  des  § 7 dem  beamteten  Arzte  den  Zutritt  zu  dem  Kranken 
oder  zur  Leiche  oder  die  Vornahme  der  erforderlichen  Untersuchungen 
verweigert ; 

3.  wer  den  Bestimmungen  im  § 7 .\bs.  3 zuwider  über  die  daselbst  be- 
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zeichneten  Umstände  dem  beamteten  Arzte  oder  der  zuständigen  Behörde 
die  Auskunft  verweigert  oder  wissentlich  unrichtige  Angaben  macht ; 

4.  wer  den  auf  Grund  des  § 13  erlassenen  Anordnungen  zuwidcrhandelt. 

$ 46.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  cinhundertfUnfzig  Mark  oder  mit  Haft  wird,  sofern 
nicht  nach  den  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  eine  höhere  Strafe  verwirkt 
ist,  bestraft: 

1.  wer  den  im  Kalle  des  9 von  dem  beamteten  Arzte  oder  dem  Vor- 
steher der  Ortschaft  getroffenen  vorläufigen  Anordnungen  oder  den  aut 
Grund  des  § 10  von  der  zuständigen  Behörde  erlassenen  Anordnungen 
zuwidcrhandelt; 

3.  wer  den  auf  Grund  des  § 12,  des  § 14  Abs.  5,  der  15,  17,  19  bis 
22  getroffenen  polizeilichen  Anordnungen  zuwidcrhandelt ; 

3.  wer  d^n  auf  Grund  der  §§  24,  26.  27  erlassenen  Vorschriften  zuwider» 
handelt. 

Schlufshcstimmungcn. 

I 47.  Die  vom  Bundesratc  zur  .Vustührung  dieses  Gesetzes  erlassenen  allge* 
neioen  Bestimmungen  sind  dem  Reichstage  zur  Kenntnis  mttzuteiieo. 

§ 4S.  Landcsrcchtliehe  V’orschriffen  über  die  Bekämpfung  anderer  als  der  im 
$ I .XU.  1 genannten  übertragbaren  Krankheiten  werden  durch  dieses  Gesetz  nicht 
beröhrt. 

§ 49.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  der  Verkündung  in  Kraft. 

Crkundlich  unter  Unserer  Ilöchstcigcnbändigcn  Unterschrift  und  beigedrucktem 
Kaiserlichen  Insirgct. 

Gegeben  Travemünde,  den  30.  Juni  1900. 

(L.  S.)  Wilhelm. 

Graf  von  Posadowsky. 
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Das  Ergänzungsgesetz  von  igoo  Uber  die  Behausung 
der  arbeitenden  Klassen. 

Kingrleiltfl  von 

KDU.^RD  BKRNSTHIN. 

in  London. 


Die  Umstände,  unter  denen  ilas  im  Nachfolgenden  /um  .‘\bdruck 
gelangende  (ieset/  zur  Uer.atung  und  .Annahme  kam,  sind  im 
5.  und  6.  Heft  des  1 5.  Bandes  dieser  Zeitschrift  eingehender  aus- 
geführt (vgl.  insbesondere  a.  a.  O.  S.  637  und  S.  643  ff.). 

Wir  können  uns  daher  an  dieser  Stelle  auf  einige  Bemerkungen 
über  Zweck  und  Tragweite  dieses  Gesetzes  beschränken. 

Wie  aus  dem  Titel  ersichtlich,  handelt  cs  sich  hier  um  die 
Ergänzung  eines  schon  bestehenden  Gesetzes,  nämlich  des  „I  louses 
of  the  VV'orking  Classes  .Act“  von  1 890.  Das  Gesetz  von  1 890  zer- 
fallt der  Sache  nach  in  drei  Teile,  von  denen  der  erste  sich  mit  der 
Sanierung  bezw.  Lichtung  verseuchter  Quartiere,  der 
zweite  mit  der  A usrottu  ng  und  Ersetzung  gesundheits- 
widriger Wohnhäuser;  und  der  dritte  mit  der  Fürsorge 
für  die  Errichtung  von  Wohnhäusern  für  die  arbei- 
tenden Klassen  befafst.  Der  Pirgänzung  dieses  dritten  .Ab- 
schnitts gilt  das  neue  Gesetz. 

In  formaler  Hinsicht  hat  cs  den  Zweck,  die  Vorschriften  des 
alten  Gesetzes  den  seit  seiner  Verkündung  vollzogenen  .Aenderungen 
in  den  Verhältnissen  der  Sclbsvcrwaltungsorgane  anzupassen.  Seit 
1890  hat  die  Gesetzgebung  über  die  .Selbstverwaltung  wesentliche 
Veränderungen  erfahren.  .Auf  dem  I.andc  sind  demokratische  Ver- 
tretungen für  Gemeinde  bezw.  Kirchspiel  und  Kreis  (parish  councils 
und  district  councils)  geschaffen  worden,  und  in  London  sind  die 
alten  Pfarrei-  und  Distriktsvertretungen  (A'estries  und  Distrikt 
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Boards)  durch  hauptstädtische  Munizipalitäten  mit  den  erweiterten 
Vollmachten  solcher  ersetzt  worden  („Metropolitan  Boroughs") ') 

Es  sind  vornehmlich  diese  neuen  Körper,  denen  jetzt  die  Für- 
sorge für  die  Behausung  der  arbeitenden  Klassen  anheimfällt  bezw. 
die  in  erster  Reihe  berufen  sind,  sich  mit  ihr  zu  befassen.  In 
.^rbeitenlerteln  haben  es  somit  die  Arbeiter  selbst  in  der  Hand, 
eine  Vermehrung  der  Volkswohnungen  herbeizuführen. 

Seiner  Tendenz  nach  bedeutet  das  Ergänzungsgesetz  eine  Er- 
weiterung der  Vollmachten,  die  das  Gesetz  von  1890  den  Selbst- 
verwaltungskörpcrn  für  I lausungspläne  zuerkennt,  indem  es  ihnen 
das  Recht  zuerkennt,  I.and  aufserhalb  ihres  Gebiets  für 
Hausungszwecke  zu  erwerben  (Art.  i)  und  das  Verfahren  bei 
Zwangserwerb  vereinfacht  (Art.  7).  Ferner  vereinfacht  und  regelt  es 
die  Kontrolle  der  Ausführung  von  Hausungsplänen  und  trifft  Be- 
stimmungen gegen  mifsbräuc.hliche  Verwendung  von  Land,  das  für 
Hausungszwecke  von  Selbstverwaltungskörpern  erworben  und  weiter 
verpachtet  wird  (Art.  5). 

Nach  dem  Gesetz  von  1890  lassen  sich  die  unter  Abteilung  III 
desselben  den  Sclbstverwaltungskörpern  zustehenden  Rechte  wie 
folgt  Zusammenfasson ; 

a)  .Ankauf  von  Grund  und  Roden  auf  Grund  von  Kaufverträgen 
oder  durch  Zwangskauf,  wobei  kein  Pachtvertrag,  Erblehen, 
Leibgeding  oder  sonstiges  Privatabkommen  dem  Erwerb 
von  seiten  der  Behörde  im  Wege  stehen  soll  (Art.  57). 


Erstcrcs  durch  den  Local  fiovernment  Act  von  1894,  Irtztercs  durch  den 
Local  fiovernment  Act  von  1899,  der  einen  Rattenkönig  von  127  Verwallungs- 
körpern  aller  Art  durch  28  hauptstädtische  Munizipalitäten  ersetzt. 

Für  die  Tendenzen  der  englischen  Gesetzgebung  ist  es  bezeichnend,  dafs  der 
Minister  Ralfour,  der  das  letztere  Gesetz  im  Haus  der  Gemeinen  cinbrachlc,  hin- 
sichtlich des  Wahlrechts  zu  den  neuen  Körperschaften  erklärte,  cs  dürfe  selbstver- 
ständlich nicht  hinter  dem  vorgesehriuensten  der  in  England  bestehenden  Wahl- 
rechte Zurückbleiben,  und  dcmgemäfs  ein  Wahlrecht  vorschlug  und  zur  Annahme 
brachte,  das  — mit  Ausnahme  des  Vmstandes,  dafs  cs  die  Frauen  von  der  Wähl- 
barkeit ausschliefst  — In  der  Thal  das  weitestgehende  Wahlrecht  ist,  das  England 
bis  jetzt  besitzt.  Es  ist  wesentlich  radikaler  als  das  bisherige  Wahlrecht  zum 
1-ondoner  (irafschaft.srat.  l'm  diesen  Unterschied  auszugleichcn,  ist  in  der  eben 
abgelaufenen  l’arlamentstagung  das  Wahlrecht  zum  Grafschaftsrat  dem  radikaleren 
NVahireeht  zu  den  Londoner  Hornughs  gleichgemachl  worden.  Alles  dies  in  einem 
Farlamcot,  das  in  seiner  grofsen  Mehrheit  aus  Konservativen  zusammengesetzt 
Ul  und  auf  den  Antrag  von  — Konservativen! 
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b)  Errichtung  von  Wohnhäusern,  Blockwohnhäusern,  Etagevvohn- 
ungen  oder  Einfamilienhäusern  („Kottages")  (Artt.  53  u.  59). 

c)  Ankauf,  Ausbau  oder  Wiederaufbau  \’orhandener  Wohn- 
häuser, Wohnungen  oder  Einfamilienhäuser  (Art.  58). 

d)  Ankauf  oder  .Austausch  von  Grundstücken  behufs  Auf 
munterung  zu  solchen  Bau-,  .Ausbau-  oder  Wiederaufbau- 
unternehmungen (Artt.  56,  57  u.  60). 

e)  Erstellung  von  Gärten,  die  aber  nicht  mehr  als  einen  halben 
Morgen  (20  Ar)  Umfang  haben  und  über  3 Pfd.  .Sterling 
im  Jahr  wert  sein  sollen  (Art.  53,  2). 

f)  Erlafs  der  erforderten  Neben-(Orts-)gesetze  unil  X'erord- 
nungen  (Artt.  6l  u.  62). 

g)  Verkauf  der  betreftenden  Häuser,  wenn  sich  dies  als  not- 
wendig oder  wünschbar  hrrau.sstellt,  nach  W-rlauf  von  sieben 
Jahren  (Art.  64).') 

Inwiefern  diese  Bestimmungen  sich  als  ungenügend  heraus- 
gestcllt  haben,  ist  in  dem  schon  angeführten  Aufsatz  an  verschiedenen 
Stellen  berührt  worden.  Als  ein  Haupthindernis  erfolgreicher 
Hausungspolitik  ist  die  Vorschrift  zu  bezeichnen,  dafs  bei  Zwangs- 
ankäufen der  jeweilige  Marktpreis  — „the  fair  market  value“  — 
der  betreffenden  Grundstücke  und  Gebäude  angesetzt  werden  mufs. 
Da  d.as  Bedürfnis  nach  Vermehrung  der  Wohnhäuser  gerade  dann 
besonders  .stark  ist,  wenn  die  Spekulation  in  Grundstücken  und 
Wohnhäusern  blüht,  kommen  die  Gemeinden  gewöhnlich  in 
die  I-age,  entweder  emporgeschraubte  Bodenpreisc  zahlen  zu 
müssen  — was  dann  teuere  Wohnungen  ergiebt  — oder 
vom  Bodenerwerb  ganz  und  gar  .Abstand  zu  nehmen.  .Andere 
Enteignungsgrundsätze  Vorschlägen,  hiefse  jedoch  dem  Rechts- 
prinzip widersprechen,  das  für  jedes  nicht  prohibierte  Eigen- 
tum gleichmäfsige  Behandlung  fordert.  Der  Kami)f  gegen  P.mpor- 
treibung  der  Bodenpreise  mufs  auf  andere  Weise  geführt  werden. 
Bis  zu  einem  gewissen  Grade  ist  dies  dadurch  möglich,  dafs  die 
Gemeinden  zu  rechter  Zeit  eine  weitsichtige  Bodenerwerbs-  und 
Hausungspolitik  ins  Werk  setzen,  und  man  mufs  dem  Minister 
Chaplin  Recht  geben,  wenn  er  bei  Beratung  des  vorliegenden  Ge- 
.setzes  bemerkte,  dafs  bisher  die  Gemeinden  nur  zum  geringsten 

•)  VrI.  den  Aufsnte  ,, Vollmachten  der  < trtshehorden“  vom  Stadtrat  \V.  Thompson. 
Kichmoixl,  im  Pamphlet  des  Wreins  der  Kabicr  Über  die  Häusernot  („The  Hou»e 
Tamine“;. 
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Ttil  von  den  Vollmachten  Gebrauch  gemacht  haben,  welche  ihnen 
das  Gesetz  von  1 890  in  die  Hand  giebt.  Mit  anderen  W'orten,  dafs 
Lässigkeit  derGemeindevertretungen  mindestens  ebensoviel  verschuldet 
hat  wie  die  Mängel  jenes  Gesetzes.  Ein  andere.s  Mittel  der  Gegen- 
wehr  gegen  wucherische  Bodenpreise  kann  die  den  Gemeinden  etc. 
im  vorliegenden  Ergänzungsgesetz  erteilte  Erlaubnis  werden,  VV'ohn- 
häuser  aufscrhalb  ihres  Gebiets  zu  erwerben  oder  zu  errichten. 

Indem  wir  nunmehr  zum  Abdruck  des  Ergänzungsgesetzes  über- 
gehen, verweisen  wir  noch  auf  das  im  Jahre  1899  erlassene  Gesetz 
über  die  Gewährung  von  Haus-,  Bau-  oder  Ankaufsvorschüssen  an 
kleine  Leute,  als  einen  neueren  gesetzgeberischen  Versuch,  der 
Wohnungsnot  durch  Ermutigung  des  priv'aten  Hauserwerbs  zu  be- 
gegnen. Die  Hauptbestimmungen  dieses  Gesetzes  sind  in  dem  schon 
citierten  Aufsatz  aufgeführt.  (V'^gl.  dieses  Archiv,  Band  15,  S.  628  29.) 

Der  Wortlaut  des  Ergänzungsgesetzes  ist  der  folgende: 


63  u.  64  Vict.  Kap.  59. 

Ein  Gesets  sar  Ei^zuung:  der  dritten  Abteilung^  des  Qesetses  von  1890  über 
die  Behausung  der  arbeitenden  Klassen.  — 8.  August  1900. 

Von  der  Königin  höchst  erhabener  Majestät  u.  s.  w.,  u.  s.  w.,  wird  wie  folgt 
rerftgt! 

1.  Wo  irgend  ein  [Orts  etc.]  Rat  („Council“),  ausgenommen  ländliche  Distrikts- 
räte,  die  dritte  Abteilung  des  Gesetzes  von  1890  über  die  Behausung  der  arbeitenden 
Klassen  (in  diesem  Gesetz  als  ,,das  Hauptge.setz“  angeführt)  für  sich  adoptiert  hat, 
mag  derselbe,  um  dem  Bedarf  seines  Bczirk.s  nachzukommen,  auf  (irund  [der  Vor- 
schriften] jener  dritten  Abteilung  aufserhalb  seines  Gebiets  Wohnhäuser  für  die  ar- 
beitenden Klassen  errichten  oder  erwerben. 

2.  1)  Die  ländlichen  Uistriktsrale  dürfen,  unter  Zustimmung  der  betreffenden 
Grafschaftsräte,  die  Abteilung  drei  des  llauptgcsctzes,  entweder  für  das  ganze  Gebiet 
ihres  Bezirkes  oder  für  einen  Teil  oder  Teile  derselben,  für  sich  adoptieren. 

a)  Bei  Erteilung  oder  Verweigerung  ihrer  Zustimmung  gemäfs  dieses  Abschnittes 

sollen  die  Grafschaftsräte  inbetracht  ziehen: 

a)  die  Gröfse  des  Gebiets,  für  welches  die  Anwendung  der  besagten  .\bteilung 
vorgcschlagen  ist;  sowie 

b)  das  Bedürfnis  nacli  Vorkehrungen  für  die  Behausung  der  arbeitenden 
Klassen  in  jenem  Gebiet;  weiter 

e)  die  Wahrscheinlichkeit  der  Beschaffung  von  solchen  Vorkehrungen  bei 
Nichtadoptierung  der  besagten  Abteilung;  und 
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d)  die  zu  grwärtigendc  Inanspruchnahme  der  Steuern  und  die  Frage,  ob  es 
unter  all  den  Umständen  vorsichtig  von  seiten  des  Distriktsrats  ist,  die 
besagte  Abteilung  in  .\nwendung  zu  bringen. 

3)  das  Hauptgesetz  wird  hiermit  in  dem  Umfange,  wie  in  der  dritten  Kolumne 
der  Anlage  zu  diesem  Gesetz  angegeben,  widerrufen. 

3.  l)  .\Ilc  von  dem  Rat  einer  hauptstädtischen  (Londoner,  E.  B.)  Munizipalität 
auf  Grund  vt)n  Abteilung  III  des  Hauptgesetzes  herbeigeführten  Ausgaben  sollen, 
ob  innerhalb  oder  aufserhalb  des  Gebiets  der  Munizipalität  fallend,  als  Teil  der 
ordentlichen  .Ausgaben  des  Rats  getragen  werden,  und  die  Ausdrücke  „Distrikt“, 
„Lokalbehördc“,  und  „I.okalahgabc“  in  jenem  Gesetz  sollen,  für  die  Zwecke  der 
Abteilung  III  des  (iesetzes,  die  hauptstädtischen  Munizipalitäten,  die  Räte  dieser 
Munizipalitäten  und  die  Stcuerrate  dieser  Munizipalitäten  cinscblicfsen. 

2)  Wo  der  Rat  einer  hauptstädtischen  Munizipalität  Abteilung  III  des  Haupt- 
gesetzes adoptiert,  soll  die  Vollmacht  des  Rats,  für  die  Zwecke  dieser  Ab- 
teilung (Geld)  zu  borgen , in  gleicher  Weise  und  unter  den  gleichen  Be- 
dingungen auszuüben  sein,  wie  die  Vollmacht  des  Rats,  für  die  Zwecke  der 
.Vbtcilung  II  jenes  Gesetzes  zu  borgen.  [Das  heifst,  er  mufs  die  Zustimmung 
des  Grafscliaftsrat  erlangen  und  kann,  wenn  diese  verweigert  wird,  an  den 
Minister  der  Lokalvcrwultungcn  appellieren.  Kd.  ß.^. 

4.  Wo  Grund  und  Boden,  den  ein  (Gemeinde-  etc.)  Kat  auf  Grund  von 
Abteilung  III  des  Hauptgesetzes  erworben  hat,  dazu  verwendet  wird,  Ersatzwohnungen 
für  Personen  zu  schaffen,  die  der  Kat  auf  Grund  der  Vollmachten  irgend  welchen 
anderen  Teils  jenes  (Jesetzes  oder  irgend  einer  anderen  Verordnung  ausquartiert  hat, 
dürfen  die  Einnahmen  und  .Ausgaben  für  diesen  Boden  (cinschliefsHch  aller  Kosten 
für  die  Erwerbung  und  .Absteckung  des  Bodens)  und  für  die  auf  ihm  errichteten 
Gebäude  als  Einnahmen  und  .Ausgaben  auf  Grund  jener  .Abteilung  oder  Verordnung 
beiiundell  werden;  doch  mü.ssen  sic  in  besonderer  Rubrik  verrechnet  werden. 

5.  Die  Orlsbchördc  darf,  sofern  sie  kein  ländlicher  Distriktsrat  ist,  mit  Zu* 
Stimmung  des  Ministeriums  für  die  Ortsverwaltungen,  und  wenn  sie  ein  ländlicher 
Distriktsrat  ist,  mit  Zustimmung  des  Grafsi'haftsrats,  Boden,  den  sie  gemäfs  und  für 
Zwecke  der  .Abteilung  111  des  HauptgcsCtzcs  erworben  hat,  an  irgend  welchen  Pachter 
für  den  Zweck  und  unter  <ler  Bedinguug  verpachten,  dafs  der  Pächter  das  Gesetz 
durch  Errichtung  und  Unterhalt  von  Wohnhäusern  im  Sinne  des  Gesetzes  zur  Aus- 
führung bringt;  und  es  soll  die  Ortsbehördc  jedem  Pachtvertrag  alle  Bestimmungen 
einreihen,  die  nötig  sind,  um  die  Verwendung  des  Bodens  und  der  Gebäude  für 
Wohnhäuser  im  Sinne  des  Gesetzes  sicher  zu  stellen,  und  insbesondere  soll  die  Orts- 
bchürde  in  jeden  Pachtvertrag  Bestimmungen  einfUgen,  die  den  Pächter  bindend  ver- 
pHichten,  auf  dem  Boden  Gebäude  zu  erstellen  wie  sic  im  Pachtvertrag  vorgeschricben 
sind  und  die  Gebäude  in  Stand  zu  halten  und  zu  reparieren ; den  ausschlicfslfchen 
Gebrauch  der  Gebäude  als  Wohnhäuser  im  Sinne  des  Gesetzes  gewährleisten,  und 
es  verhindern,  dafs  der  Charakter  der  Gebäude  ohne  Zustimmung  der  Ortsbehörde 
irgendwie  erweitert  oder  verändert  wird ; ferner  eine  Bestimmung  Über  den  Heimfall 
des  Bodens  an  die  Ortsbehörde,  sobald  irgend  eine  der  Bedingungen  des  Vertrages 
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gebrochen  wird;  und  jedes  Aktenstück  oder  Dokument  der  Uebertrugung  des  Bodens 
oder  der  Gebäude  soll  mit  dem  Vermerk  dieses  Unterabschnitts  versehen  w’erden. 

Dies  mit  der  Einschränkung,  dafs  im  Fall  es  sieb  um  Londoner  Behörden 
handelt,  an  Stelle  der  Zustimmung  des  Ministeriums  für  die  Lokalvcrwaltungcn  die 
Zustimmung  eines  Staatssekretärs  treten  soll.’) 

2)  Die  Artikel  61  und  62  des  Hauptgcsetxes  sollen  sich  auf  keine  Wohnhäuser 
erstrecken,  für  welche  dieser  Paragraph  gilt.  (Sie  treffen  Bestimmungen,  w’o* 
nach  die  Ortsbehörden  die  von  ihnen  errichteten  Wohnhäuser  selbst  zu  ver- 
walten haben.  Ed.  B. 

Ö.  Der  Kat  irgend  einer  Grafschaft  ilarf,  falls  eine  Kirchspiclverlrctung  bc- 
Mblieist,  dafs  rin  ländlicher  Distriktsrat  Schritte  für  die  Adoptierung  von  Abteilung 
drei  des  HauptgescUes  hätte  ergreifen  oder  seine  ihm  gcmäfs  dieser  Abteilung  zu- 
stebeoden  Vollmachten  hätte  ausüben  sollen  und  dies  verabsäumt  hat,  wenn  er  nach 
gebührender  Untersuchung  sich  überzeugt  bat,  dafs  der  Distriktrat  solches  verab- 
säumt bat,  bcschliefsen,  dafs  die  dem  Distriktsrat  für  die  Zwecke  jener  Abteilung 
rostehenden  Vollmachten  hinsichtlich  des  Kirchspiels  auf  den  GrafsrhaBsrat  über- 
tragen werden  sollen,  und  sollen  sie  demgemäfs  übertragen  werden.  Und  weiter 
soll  der  Beseblufs,  wenn  nötig,  die  Wirkung  einer  Adoptierung  jener  Abteilung  von 
seiren  des  Distriktsrat  haben,  und  soll,  bedingt  durch  die  Bestimmungen  dieses  Ge- 
setzes, Abschnitt  63  des  Ortsverwaltungsgcsetzcs  von  1894  derart  in  Wirkung  treten, 
als  ob  die  Vollmachten  gemäfs  den  Bestimmungen  des  letzteren  Gesetzes  übertragen 
worden  wären. 

I.  Wo  Grund  und  Boden  unter  Berufung  auf  Abteilung  III  des  Hauplgcsctzes 
anders  als  durch  Vertrag  erworben  worden  ist,  soll  jede,  etwa  hinsichtlich  der  Höhe 
der  Entschädigung  auftauchende  Frage,  wenn  eine  Einigung  nicht  erzielt  wird,  von 
einem  einzelnen  Schiedsrichter  entschieden  werden,  den  das  Ministerium  für  die 
OrlSTrrwaltungen  cinzusetzen  und  abzusetzen  hat,  und  sollen  die  Unterabschnitte  5, 
7.  8.  IO  und  II  des  Artikels  41  des  Gesetzes  ebenso  gelten,  wie  im  Falle  eines 
Schiedsspruchs  auf  Grund  dieses  Artikels.  (Sic  regeln  das  Verfahren  beim  Schieds- 
spruch, seine  Formen  und  seine  Rechtskraft.  Ed.  B.).  Mit  dem  Vorbehalt,  dais 
im  Fall  es  sich  um  Londoner  Räte  handelt,  an  die  Stelle  des  Ministeriums  für  die 
(‘ruvcrwaltungen  ein  Staatssekretär  treten  soll. 

S.  1)  Dieses  Gesetz  mag  als  das  Gesetz  von  1900  über  die  Behausung  der 
arbeitenden  Klassen  citiert  werden,  und  die  Gesetze  von  1890  bis  1894  über  die  Be- 
hausung der  arbeitenden  Klassen  und  dieses  Gesetz  mögen  zusammen  als  die  Gesetze 
▼<*a  1890  bis  1900  über  die  Behausung  der  arbeitenden  Klassen  citiert  werden. 

3}  Dieses  Gesetz  erstreckt  sich  nicht  auf  Schottland  oder  Irland. 


*)  Nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  von  1899  über  die  I^>ndonc»  Ver- 
waltung der  Staatssekretär  des  Innern.  Ed.  B. 
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Im  Artikel  fünfundsccbrig 
die  Worte  von  „and  save 
wbcrc"  bis  „bcar  such 
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„al  the  time  of  Ihe  pu- 
blicalion  of  the  certificate“ 
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Same“. 
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die  Hausung  der  arbeiten*  ; 
den  Klassen.  1 


DigiÜzed  by  Google 


MISZELLEN. 


österreichische  Gewerbeinspektion  im  Jahre  189g. ') 

Von 

Prof.  Dr.  ERNST  MISCHLER, 

in  Graz. 

Die  Leitung  der  österreichischen  Gewerbeinspektion  i.st  nunmehr 
definitiv  an  den  ehemaligen  Vorstand  des  Wiener-Neustädter  Gewerbe- 
inspektorates  übergegangen.  Wir  können  bei  diesem  Anlasse  den  Wunsch 
nicht  unterdrücken,  der  neue  Zentralgewerbeinspektor  möge  es  als  eine 
seiner  Aufgaben  betrachten,  das  von  seinem  verdienstvollen  Vorgänger 
Franz  Klein  hinterlassene  in  seinen  .\nträgcn  und  Berichten  an  das 
.Ministerium  niedergelegte  administrative  Testament  zu  verwirklichen.  Der 
vorliegende  Bericht  für  1899  ist  — da  Klein  im  Sommer  1899  starb 
— ganz  im  Sinne  und  Geiste  dieses  trefflichen  Organisators  verfafst  und 
bearbeitet.  Auch  hier  sei  der  Wunsch  ausgesprochen,  dafs  die  von  Klein 
eingeführte  Art  der  Berichterstattung  für  die  nächste  Zeit  als  Vorbild 
weiter  eingehalten  werde.  Nur  Eines  sei  hervorgehoben : so  sehr  die  ein- 
heitlich stramme,  übersichtliche  und  präzise  Fassung  des  umfangreichen 
allgemeinen  Berichtes,  der  eine  Bearbeitung  der  Einzelberichte  darstellt 
und  überdies  auf  eigens  hierfür  vorgeschriebenen  Spezialnachweisungen 
beruht,  zu  loben  ist,  so  sehr  mufs  die  Gefahr  vermieden  werden,  dafs 
dieser  allgemeine  Bericht  nunmehr  die  Einzelberichte  erdrückt  und  letztere 
gleichsam  nur  die  lokal  angeordneten  Bruchstücke  darstellen,  aus  denen 
der  allgemeine  Bericht  verfafst  wurde.  Diese  Einzelberichte  sollen  nicht 
nur  von  der  Individualität  ihrer  Verfasser  erfüllt  sein,  sondern  auch 
der  Eigenart  des  betreffenden  Sprengels  und  seinen  Besonderheiten 
Rechnung  tragen,  möge  dadurch  ihr  Umfang  auch  über  das  schon  recht 


*)  Bericht  der  K.  K.  Gcwcrbcinspcldoren  Uber  ihre  .Xmtsthaligkcit  im  Jahre  1899. 
Wien  1900,  Hof-  und  SUatsdruckerei.  LXIX  und  461  Seiten. 
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knappe  derzeitige  Ausmafs,  für  viele  Berichte  kaum  i voller  Druckbogen, 
hinausgehen.  Der  gegenwärtige  Zentralgewerbeinspektor  vermöchte  sich 
ein  grofses  Verdienst  zu  erwerben,  wenn  er,  ohne  die  zentralsisierenden 
und  uniformierenden  Tendenzen  zu  beeinträchtigen , der  Individualität 
der  einzelnen  Berichte  einen  gröfseren  Spielraum  einräumen  würde. 

In  organisatorischer  Hinsicht  hat  Klein’s  Programm  einen  kleinen 
Schritt  der  V’erwirklichung  erfahren,  in  dem  die  Zahl  der  Sprengel  um 
drei  (Komotau,  Krakau,  C/.ernowitz)  vermehrt  wurde,  so  dafs  deren  Zahl 
einschliefslich  des  Inspektorats  der  Wiener  Verkehrsanlagen,  jedoch  aus- 
schliefslich  des  Inspektorats  der  Binnenschiffahrt,  Jetzt  21  betragt. 
Möge  der  etwas  lange  Weg,  bis  zur  Vermehrung  etwa  noch  um  I',,  un- 
unterbrochen und  in  recht  raschem  Tempo  vor  sich  gehen,  damit  bald- 
möglichst wenigstens  hinsichtlich  der  territorialen  Gliederung  für  eine  Zeit 
Stabilität  in  das  Institut  der  Gewerbeinspektion  einkehre. 

Die  Thätigkeit  der  Inspektion  sowie  deren  Personalstand  ist  aus  der 
folgenden  Tabelle  zu  entnehmen. 


1 SS4 

1886 

j 1890 

>893 

1897 

, 1898  ^ 

1890 

j 

1.  I n s pe  k t i on  st  li  äti  g k ei t. 
Besuchte  Betriebe  .... 

2 564 

j 

3513 

1 

! 5892 

1 

9 666 

1 1 6S0 

1 

1 

II 057 

'13S3 

Davon  ohne  Motoren  . . . 

979 

I 223 

' 2494 

3835 

5251 

4832 

4498 

Arbeiter  in  den  beschäftigten 
Betrieben  in  looo  .... 

22S 

274 

343 

337 

518 

562 

629 

.Arbeiter  im  Durchschnitt  per 
Betrieb 

89 

78 

58 

42 

44 

51 

55 

II.  Sonstige  Amtsge- 
schäfte. 

Kinladungen  zu  Kommissionen 

104 

671 

1 

2 786 

10  760 

10487 

12  022 

12  606 

Fälle  persönlicher  Anteilnahme 

104 

442 

887 

2 617 

2639 

2 669 

2623 

Abgegebene  schriftliche  Gut- 
achten   

1 !00 

t 

? 

6 070 

8740 

9075 

9263 

Kntgegengenommene  Beschwer- 
den der  Arbeiter  .... 

i 

100 

j 

» 359  , 

1 

, 5023 

5817, 

7913 

1 

8 040  j 

j 6308 

Krfolgreich  interveniert  in  Proz. 

> 

75 

41 

35' 

Fälle  der  Inanspruchnahme 
seitcas  der  Gntcrnchmer  . . 

? 

400 

> 

27041 

2 283  ; 

1 

24891 

1 

i 2615 

111.  Personale. 

Bei  der  Zentrale 

I i 

I 

1 

1 

! 

2 

1 

i 

3 

3 

4 

Amtsvorstände 

9 

12 

16 1 

18 

18 

18 

21 

Zugetcilte  Inspektoren  und 
Commissärc 

1 

1 

' 1 

20  1 

27! 

1 

31 

29 

Zusammen 

10 

>3 

I ^5 

40 

4*; 

1 

54 
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Die  markanteste  Ziffer  ist  die  Verminderung  der  Inanspruchnahme 
durch  Arbeiter:  ein  Erfolg  der  neu  begründeten  Gewerbegerichtsbarkeit. 
Sollte  ein  noch  weitergehendes  Sinken  dieser  Ziffer  stattfinden , dann 
wäre  das  Weglassen  der  Zahlen  über  den  Erfolg  der  Intervention  noch 
weniger  zu  rechtfertigen  als  das  heute  schon  der  Fall  ist. 

Der  Allgemeine  Bericht  sowie  die,  die  wichtigsten  amtlichen  Xach- 
richten  des  Jahres  enthaltende  Einleitung  folgen  dem  trefflichen  Bei- 
spiele des  vorigen  Berichtes.  Die  Resultate  der  HeimarbeiterenquSte, 
welche  mit  dem  Erlasse  vom  22.  September  1897  angeordnet  wurde, 
ist  seither  durchgeführt  worden,  so  dafs  die  Ergebnisse  vermutlich  im 
Mchstjälirigen  Berichte  zu  erwarten  sind. 

Ein  besonderes  .Augenmerk  hatten  die  Gewerbeinspektoren  diesmal 
auf  die  Verwendung  von  Kindern,  Jugendlichen  und  Frauen  zu  verwenden, 
um  ein  möglichst  umfa.ssendes  Material  für  die  Erlassung  der  noch  aus- 
stehenden Verordnung  zum  § 94,  Abs.  4 der  Gewerbeordnung  ')  zu  ge- 
winnen. Die  Inspektoren  haben  auch  thatsächlich  in  ihren  Einzelbe- 
richten mit  gröfster  Gewissenhaftigkeit  lange  Verzeichnisse  Jener  .Arbeiten, 
die  nach  ihrer  Auffassung  diesen  Kategorien  von  Hilfsarbeitern  nicht  über- 
tragen werden  sollten,  verfafst  und  mitgeteilt,  der  allgemeine  Bericht  hat  es 
jedoch  unterlassen,  irgendwelche  konkrete  Schlüsse  hieraus  zu  ziehen  und 
anstatt  deren  nur  die  Schwierigkeit  des  Problems  beklagt,  — u.  Fl  ein 
nicht  richtiges  Verhalten , welches  den  Vorwurf  nahelegen  könnte, 
dafs  der  allgemeine  Bericht  nicht  auf  der  Höhe  der  Einzelberichte  oder 
gar  über  denselben  stehe.  Die  Waffen  dürfen  auch  bei  dem  schwie- 
rigsten Probleme  nicht  gestreckt  werden,  es  mufs  vielmehr  gerade  hier, 
an  die  Gesetzgebung  oder  Verwaltung,  an  die  Erfahrung  der  Gewerbe- 
inspektion appelliert,  der  Beweis  erbracht  werden,  dafs  eine  solche  An- 
frage nicht  resultatlos  bleibt,  denn  danach  richtet  sich  die  Wertschätzung, 
welche  die  Gewerbeinspektion  von  aufsen  her,  hier  also  von  Seite  der 
die  Ausbildung  der  Gesetzgebung  bceinflufsenden  Faktoren  erfährt. 

.Auch  die  diesjährigen  Ziffern  der  Verwendung  von  Jugendlichen 
und  Frauen  bezeugen,  dafs  erhebliche  Veränderungen  vorerst  kaum  zu 
erwarten  sein  dürften : 


18S4  1 

1893 

1897  1898 

1899 

Auf 

1000  llilfsarhcilcr  der  besuchten 
Unternehmungen 

Frauenspersonen 

323 

1 

297 

1 

291  278 

307 

Unter  l6  Jahre  alte  Personen 

85 

75  , 

61  60 

' ( 

62 

')  Uebrigen.s  ist  der  Mandclsminister  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  des 
Innern  ermächtigt,  im  Verordnungswege  jene  gefälirlichen  oder  gesnn4lhcitsscti;id- 
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Die  Zahlen  betreffend  die  gesetzwidrige  Verwendung  von  Kindern 
und  Jugendlichen  sowie  Frauen  waren  in  den  bisherigen  Berichten  durch- 
aus und  erheblich  hinter  der  Wirklichkeit  zurückgeblieben.  Die  heurige 
Berichterstattung  bringt  hierfür  einen  deutlichen  Beweis  dadurch,  dafs  die 
Ziffern  dieses  Jahres,  in  welchen  diesem  Momente  besondere  Aufmerk- 
samkeit zu  schenken  war,  erheblich  gestiegen  sind.  Der  Höchststand  dürfte 
aber  immer  noch  nicht  erreicht  sein: 


Widergesetzliche 

Verwendungsfllte. 

1896 

1898 

1899 

c ' 
c 

:«9 

s 

3 

‘Z 

Zus. 

männl. 

_ 

wcibl. 

Zus. 

e 

m 

B \ 

weibl. 

Zus. 

I.  Nichtfabriksmäfsigo 

Betriebe. 

1 

Kinder  unter  12  Jahren  . 

3 i 

— . 

3 

20 

75 

95 

•4 

4 

18 

Kinder  von  12— 14  Jahren 

89  1 

4 

93 

106 

12 

1 18 

‘59 

•5 

•74 

Zur  Nachtzeit,  dann  zu 

1 

gefährl.  etc.  .\rbcitcn  ver- 

i 

wendete  Jugendliche 

365 

— ' 

365 

•34 

33 

167 

99  1 

56 

•55 

Zusammen 

1 

457 

1 

4 

461 

260 

120 

380 

272 

347 

II.  Fahrt ksmäfsige 

1 

Betriebe. 

1 

Kinder  unter  12' Jahren  . 





1 

27 

62 

89 

21 

23 

44 

Kinder  von  12 — 14  Jahren 

78 

48 

126 

228 

; >65 

393 

182 

•34 

3li 

Jugendliche  Hilfsarbeiter 

16 

6 

22 

48 

•9 

67 

28 

73 

101 

Zur  Nachtzeit,  zu  gefährl. 

Arbeiten  etc.  verw'cndctc 

1 

Jugendliche  u.  Frauen  . ' 

4 

*5* 

i.'ij 

52 

267 

' 319 

52 

627 

! 679 

Zusammen 

98 

1 205 

303 

355 

' 513 

868 

\m 

m 

m 

Totale 

555 

209 

764 

61s 

633 

1248 

1 555 

93» 

I«487 

Die  konstatierten  Fälle  der  ungesetzlichen  Verwendung  von  Frauen 
sind  auf  mehr  als  das  Doppelte  gestiegen,  ein  Beweis  wie  leicht  die  be- 
sonders intensive  Beobachtungsthätigkeit  auf  diesem  oder  jenem  Ge- 
biet die  ziffermäfsige  Fassung  der  Resultate  zu  bceinflufsen  vermag. 

Hinsichtlich  der  Arbeitszeit  betonen  alle  Einzelberichte  sowie  auch 
der  allgemeine  deutlich  die  sinkende  Tendenz;  der  Arbeitstag  strebt 
nach  dem  1 o-Stundentag  dort,  wo  dieser  noch  nicht  besteht,  dort  aber, 
wo  er  schon  eingeführt  ist,  nach  einer  Herabsetzung  auf  9 und  9V1 


lieben  gcwerbliehen  Verriehtungen  zu  l>ezeielinen,  bei  welebcn  jugendliebc  Hilfs- 
arbeiter oder  Frauenspersonen  gar  niebt  oder  nur  bedingungsweise  verwendet  werden 
dürfen. 
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Stunden.  Im  Jahre  1897  wurde  in  40  Proz.  aller  besuchten  fabrik- 
mäfsigen  Betriebe  durch  weniger  als  11  Stunden  gearbeitet,  im  Jahre  1898 
in  46,6  und  1899  in  48,5.  Dabei  sind  die  einzelnen  Gewerbeklassen 
allerdings  sehr  ungleichmäfsig  an  der  Bewegung  beteiligt,  während  bei 
den  graphischen  Gewerben  schon  fast  alle  (98,7  Proz.),  bei  der  Maschinen- 
industrie schon  * j Proz.  und  bei  den  metallverarbeitenden  Gewerben 
schon  */ä  aller  besuchten  fabrikmäfsigen  Betriebe  im  Jahre  1899  eine 
.\rbeitszeit  von  weniger  als  1 1 Stunden  haben,  betragen  diese  Ziffern 
bei  der  Nahrungs-  und  Genufsmittelindustrie  nur  etwa  ^1^,  bei  der  Papier- 
industrie etwas  mehr  als  (35,4  Proz.).  Die  nachstehende  Tabelle 
enthält  hierzu  die  Ziffern  für  die  letzten  3 Jahre: 


Kffektive  Arbeitszeit  in  den  besuchten  fabrikmäfsigen 

Betrieben. 


Arbeitszeit 

in  Stunden 

Betriebe 

Jahr 

8 

8'/,; 

9 

IO 

10';, 

io\. 

10*4 

I 1 

1 

■‘Vf 

12 

Zus. 

1 

1897 

*7 

6 

tto 

901 

14 

627 

33 

2002 

432 

156 

4423 

flberhaupt  c 

1898 

8 

6 

2(W 

is;« 

1017 

— 

787 

— 

1974 

45« 

90 

4723 

1899 

7 

‘ 

182 

164 

l-.MK 

s«s 

— 

•31B5 

291 

17« 

5104 

1 

1897 

1 

— 

s 

74 

2 

92 

48 

S»4 

— 

s 

1042 

'IntiJindastricI 

1898 

2 

— 

5 

lü 

109 

— 

1 ;6 

— 

731 

— 

2 

1015 

1 

1899 

— 

— 

4 

3 

•35« 

:« 

IW 

— 

681 

— 

— 

1 169 

lod.  in  Nah-f 
roags-  u.  Ge-j 

1897 

1 

— 

1 

s 

61 

— 

47 

2 

231 

4-3« 

1 

778 

1898 

I 

— 

n 

— 

63 

— 

67 

— 

271 

.3.37 

— 

7S2 

nu&mhteln  | 

1899 

2 

— 

14 

14 

S1 

- 

l>4 

— 

:iu3 

276 

1 

844 

lad.  io  Steinen,  f 

1897 

11 

1 

7 

16 

119 

1 

122 

310 



■3 

600 

tiden,  Thon,| 
Glas  1 

1898 

2 

!•> 

14 

I14 

1-3:1 

— 

227 

II 

2t; 

526 

1899 

1 

1 

8 

•.»:i 

i;i« 

I2I 

— 

302 

1 

5« 

652 

Erzeugung  von 

1897 

1 

2 

4 

32 

■.>1« 

I 

5> 

3 

113 



403 

Apparaten  und  1 
Traosportmitt.  * 

1898 

1899 

— 

— 

1 

1 

:is 

34 

210 

215 

— 

5S 

5‘ 

— 

1 1 

m I-» 

— 

365 

380 

( 

1897 



— 

22 

■53 

4 

70 

16 

89 

2 

43 

401 

.Metalliodustr.  l 

1898 

— 

— 

» 

4:t 

206 

— 

113 

— 

140 

31 

16 

557 

\ 

1899 

2 

— 

8 

33 

•->i: 

108 

Ul) 

I 

35 

553 

Die  Berichte  konstatieren  auch,  inwieweit  die  Tendenz  nach  Herab- 
setzung der  Arbeitszeit  auf  die  nichtfabrikmäfsigen  Betriebe  übergreift, 
(insbes.  Handelsgewerbe  etc.)  und  heben  die  Vorschläge  nach  Abstellung 
allzulanger  Arbeitszeiten  hervor.  Wenngleich  der  Wunsch  nach  Aus- 
dehnung des  1 1 stUndigen  Maxinialarbeitstages  auf  alle  Gewerbe  noch 
ziemlich  schüchtern  vorgebracht  wird,  so  wird  doch  durch  die  als  Beleg 
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angeführten  Beispiele  reclu  deutlich  zu  verstehen  gegeben,  dass  in  meh- 
reren Gewerbeklassen  unhaltbare  Zustände  vorliegen  und  dafs  die  Kampf- 
bewegung  der  Arbeiter,  einzelne  lokale  Erfolge  zugegeben,  kaum  dazu 
gelangen  dürfte,  selbst  ausgesprochene  Mifsstände,  wie  Arbeitstage  von 
12 — 16  Stunden,  zu  beseitigen.  Es  wäre  schon  ein  Gewinn,  wenn  die 
Gesetzgebung  sich  zunächst  mit  diesen  aufserordentlichen  Zuständen  in 
besonderen  Gewerben  befassen  würde,  ohne  dafs  damit  schon  die  Ein- 
führung eines  einheitlichen  Maximalarbeitstages  für  alle  Gewerbe  er- 
forderlich wäre.  Dazu  wäre  vor  allem  notwendig,  dafs  die  Gewerbe- 
inspektoren auch  die  Arbeitszeiten  der  nichtfabrikmäfsigen  Gewerbe  zum 
Gegenstände  der  Berichterstattung  machen.  Grundsätzliche  Bedenken 
dagegen  liegen  nicht  vor  und  die  hierdurch  erw.aehsende  Vermehrung 
der  Arbeitslast  wäre  nicht  allzu  empfindlich,  insbesondere  wenn  zunächst 
nur  einige  besonders  hervorstechende  Gewerbe  herausgegrifien  wurden, 
wie  z.  B.  Konfektion , Wäscheputzereien , Handelsgewerbe  überhauj)t, 
Gast-  und  Nahrungsmittelgewerbe  u.  dergl. 

Die  Inanspruchnahme  der  Ueberstunden  ist  im  Jahre  tSgp  ganz 
bedeutend  in  die  Hohe  gegangen,  zum  Teil  als  Ausgleichung  vorher- 
gegangener St.agnation  oder  zeitweiser  .Xrheitsunterbrechungen  durch 
Strikes,  Hochwasser  etc.  Wieviel  aber  von  dieser  Steigerung  der  Ziffern 
auf  die  intensivere  Beobachtung  zu  schreiben  ist,  ist  schwer  zu  sagen; 
ein  erheblicher  Teil  gewifs. 

Ueberstunden  - Tabelle. 


Gesamte 

Betriebe 

Textil- 

indus- 

trie 

Krzeu- 
gung  V. 
Masch. 

MeUlI' 

indu.s- 

trir 

1892 

>897 1 

.898 

I899 

1S99 

AaU\  der  betriebe  mit  Ueber- 
stunden   

5-8 

j 

j 470 

1 

577  1 

1 6;2 

280 

96 

.'9 

Fälle  von  Ueberstunden  gegen 
Bewilligung 

638 

640 

754 

8-;6 

364 

148 

So 

Fälle  von  Ueberstunden  gegen 
Anmeldung 



169 

282 

373 

120 

44 

43 

Arbeiter  in  den  Betrieben  mit 
Ueberstunden  in  1000 

■09 

'39  j 

13S 

6q 

23 

12 

Zu  Ueberetunden  hcrangezogene 
Arbeiter  in  1000  .... 

34 

44 

62 

32 

10 

4 

Zahl  der  Ucberieil  • Arbeil- 
stunden  io  1000  .... 

i960 

2613 

4463 

2122 

816 

244 

Ucbcricit  aut  ii-Stundentagc 
reduziert  in  looo  .... 

_ 

•78 

238 

406 

193 

74 

22 

Ueberzeit  auf  Arbeiter  mit 
300  Arbeitstagen  reduziert  . 

i 

i 

594 

792 

1352 

Ü43 

247 

74 
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Eine  Spezialisierung  und  genaue  Statistik  der  Uebersclireitungen  der 
Arbeitszeit  ist  auch  diesmal  nicht  erfolgt;  wir  können  nicht  umhin,  den 
Wunsch  danach  noclimals  auszusprechen  und  zu  betonen , dafs  eine 
bezügliche  Statistik  Schwierigkeiten  gar  nicht  begegnen  dürfte  und  dafs 
es  als  eine  der  wichtigen  Aufgaben  der  Berichterstattung  bezeichnet 
werden  mufs,  die  gesamten  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Arbeiterschutz- 
bestimmungen ersichtlich  zu  machen.  Es  liegt  eine  solche  Bericht- 
erstattung ja  im  eigensten  Interesse  der  Gewerbeinspektion,  weil  sie  den 
besten  Prüfstein  für  deren  Wirksamkeit  abgiebt. 

Mit  der  Tendenz  nach  dem  Zehnstundentage  steht  die  schwindende 
Bedeutung  der  Vorschriften  über  die  Ruhepausen  in  Verbindung,  weil 
diese  bei  entsprechender  Kürzung  der  Arbeitszeit  einfach  in  M'egfall 
kommen  können,  was  sowohl  betriebstechnisch  als  auch  ökonomisch  und 
für  die  .Arbeiter  als  ein  Vorteil  bezeichnet  werden  mufs.  Sehr  charak- 
teristisch ist  die  Beobachtung,  dafs  manchenorts  (z.  B.  Wien)  die  Be- 
strebungen nach  Befolgung  der  gesetzlichen  Vorschriften  über  die  Sonn- 
tagsruhe der  Mitwirkung  der  Arbeiter  einen  grofsen  Teil  ihres  Erfolges 
verdanken;  eine  durch  aktive  Mitwirkung  bezeugte  .Anerkennung  des 
Wertes  der  sozialen  Gesetzgebung  für  die  grofse  Schiclite  der  gewerb- 
lichen Arbeiter.  Auch  den  Bestimmungen  über  den  Ersatzruhetag  haben 
eigentlich  erst  die  nachdrücklichen  Bemühungen  der  Arbeiterschaft  jene 
Giltigkeit  verschafft,  welche  sie  bis  heute  Irercits  besitzen,  wenngleich 
dieselbe  noch  weit  von  dem  wünschenswerten  Zustand  entfernt  ist.  Der 
am  sichersten  zum  Ziele  führende  Weg,  den  die  .Arlreiterschaft  momentan 
hier  einschlägt,  ist  jener  der  Klage  bei  den  Gewerbegerichten.  Der 
Erfolg  solcher  Klagen,  die  mitunter  in  enormem  .Ausmafse  für  viele 
Jahre  und  gegen  die  Unternehmer  ganzer  Gwerbsarten  in  gewissen 
Städten  etc.  i>lanmäfsig  inszeniert  werden,  ist  im  Falle  des  Obsiegens  der 
Arbeiter  die  Erlangung  einer  Geldentschädigung  für  nicht  gewährte  Er- 
satzruhetage, als  das  einzig  mögliche  Mittel  der  .Ausgleichung  für  ver- 
gangene Vorenthaltung  von  Ersatznihetagen.  Wenn  aber  tlann  die 
L’ebung  platzgreifen  sollte,  dafs  Unternehmer  bei  schwieriger  Durch- 
führung der  Ersatznihetage  im  Fänverständnis  mit  den  Arbeiterti  den- 
scllren  eine  Geldentschädigung  für  die  Nichtgewährung  des  Flrsatzruhe- 
lages  geben,  d.  h.  an  Stelle  der  Befolgung  dieser  gesetzlichen  .Arbeiter- 
schutzbestimmung eine  Tohnerhöbung  gewähren,  so  wird  damit  die 
Intention  des  Gesetzes,  welche  direkt  eine  Schonung  der  Kräfte  des 
Arbeiters  und  die  bessere  Erhaltung  seiner  .Arbeitsfähigkeit  bezweckt, 
nicht  erfüllt.  In  diesem  Falle  wdrd  das  Gesetz  von  .Arbeitgebern  und 
Arbeitnehmern,  also  beiden  beteiligten  sozialen  Schichten  im  Fänver- 
ständnisse  übertreten  und  steht  vor  der  mifslichen  Situation,  seine  .Auto- 
rität eventuell  gegen  die  gesamten  beteiligten  Bevölkerungsklassen  durch- 
setzen zu  müssen  oder  stillschweigend  der  planmäfsigen  Umgehung  zuzu- 
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sehen : eine  neue  Schwierigkeit,  welche  dem  schwierigen  Probleme  des 
Ersatzruhetages  erwachsen  ist. 

Die  Konfusion  mit  den  Arbeitsbüchern  ist.  aufs  höchste  gestiegen 
und  hat  zu  einem  unerträglichen  Zustand  geführt.  Während  das  Gesetz 
im  js  8oc  die  Aufbewahrung  beim  Unternehmer  vorschreibt,  giebt  es 
Cienossenschaften,  welche  jene  Unternehmer  strafen,  die  die  Arbeits- 
bücher aufbewahren,  und  ferner  Genossenschaften,  welche  unter  An- 
drohung hoher  Strafen  verlangen,  dafs  die  Arbeitsbücher  bei  der  Genossen- 
schaft selbst  hinterlegt  werden;  dabei  aber  verlangen  die  Gemeinden  und 
die  jjolitischen  Behörden  die  Hinterlegung  der  Arbeitsbücher  beim  Ge- 
meindeamte. 

Hier  mufs  endlich  Wandel  geschaffen  werden,  ebenso  wie  hinsicht- 
lich der  mifsbräuchlichen  \'erwendung  der  Arbeitsbücher ; es  sollte  doch 
nicht  Vorkommen  können,  dafs  eine  Genossenschaft  die  hei  ihr  depo- 
nierten .Arbeitsbücher  als  Pfandobjekte  für  die  Schulden  der  Meister  an 
die  genossenschaftliclie  Krankenkasse  bis  zur  Einzahlung  der  Betrage 
zurückbehält ! 

Bezüglich  des  zwiespältigen  V'orgehens  von  Administration  und  Ju- 
dikatur hinsichtlich  der  Bedeutung  der  Arbeitsordnung  für  den  sogen. 
.Vrbeitsvertrag  resp.  hinsichtlich  der  Formen  der  rechtsgültigen  Verlaut- 
barung der  Arbeitsordnungen  hat  die  Administrative  — wie  schon  im 
vorjährigen  Bericht  als  voraussichtliches  Ereignis  angekündigt  wurde  — 
vor  der  Judikatur  den  Rückzug  angetreten  und  das  Handelsministerium 
hat  sich  in  einem  im  Verein  mit  dem  Ministerium  des  Innern  heraus - 
gegebenen  Erlafs  an  die  Länderchefs  vom  19.  Mai  1899  auf  den  Stand- 
punkt der  Judikatur  der  Gewerbe-  und  ordentlichen  Gerichte  gestellt  und 
empfohlen,  dafs  den  Arbeitern  entweder  ein  Exemplar  der  Arbeits- 
ordnung mit  der  Weisung  eingehändigt  tverde,  hiervon  Kenntnis  zu 

nehmen  oder  dafs  den  Arbeitern  die  wesentlichsten  Bestimmungen  münd- 
lich bekannt  gegeben  oder  endlicli,  dafs  sie  aufgefordert  werden,  die  an- 
geschlagene -Arbeitsordnung  zur  Kenntnis  zu  nehmen.  Erfolgt  dann  die 
•Aufnahme  der  .Arbeit  oder  die  ausdrückliche  Zustimmung,  dann  dürfe 
nach  der  übereinstimmenden  Praxis  der  Gerichte  das  Zustandekommen 
des  .Arbeitsvertrages  auf  Gnmd  der  Arl>eitsordnung  angenommen  werden. 

Mit  den  Arbeiterausschüssen  geht  es  nicht  recht  vorwärts.  Hin- 
sichtlich der  Lohnauszahlungsperioden  und  der  Kündigungsfristen  gilt 

das  schon  im  früheren  Bericht  Gesagte;  die  Arl>eitnehmer  wünschen  kurze 

Lohnauszahlungsperioden  und  eine  Kündigungsfrist,  die  Arbeitgeber 
längere  Perioden  und  keine  Kündigungsfrist;  auch  hier  wäre  Gelegen- 
heit zu  einer  \'erbesserung  des  heutigen,  zu  unausgesprochenen  gesetz- 
lichen Zustandes. 

Die  Klagen  hinsichtlich  des  Lchrlingswesens  werden  immer  drin- 
gender und  dabei  wird  eines  Umstandes  gar  nicht  gedacht,  der  für  die 
Zukunft  noch  tristere  Zustände  erwarten  läfst.  Die  F.abrikbctriebe  ver- 
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fügen  heute  noch  über  alle  jene  zahlreichen  handwerksmafsig  gebildeten 
Klemente,  welche  sich  massenhaft  von  den  Kleinbetrieben  der  (’.rofs- 
industrie  zugewendet  haben ; dabei  kamen  der  letzteren  die  Schwierig- 
keiten nicht  so  recht  zum  Bewufstsein,  welche  in  dem  Umstande  liegen, 
dafs  die  Fabrikbetriebe  nicht  recht  imstande  sind,  sich  einen  Arbeiter- 
stand heranzubilden.  Mit  der  Zeit  alter  wird  dieses  .Ahströraeri  handwerk- 
lich vorgebildeter  F-lemente  aus  dem  Kleingewerbe,  dem  sich  Nach- 
wuchs nur  in  erheblich  vermindertem  Mafse  zuwendet  und  das  vielfach 
an  Lehrlings-  sowie  Gehilfenmangel  leidet,  abnehmen,  und  die  Grofs- 
industric  wird  empfindlichen  Mangel  an  solchen  Arbeitskräften  verspüren, 
wogegen  sie  für  minder  qualifizierte  Arbeit  Kräfte  im  Uebermafs  zur 
Verfügung  hat.  Es  ist  nicht  zu  übersehen,  dafs  die  Grofsindustrie  an 
der  Förderung  eines  tüchtigeti  Handwerkerstandes  aus  den  vorstehenden 
tiründen  wesentlich  mit  interessiert  ist  und  es  dürfte  von  Vorteil  sein, 
nachdrücklich  darauf  hinzuweisen,  dafs  es  auch  liir  jene  Arbeiter,  welche 
sich  der  Grofsindustrie  zuwenden  wollen  von  grofsem  Vorteile  ist,  wenn 
sie  eine  Zeitlang  im  Handwerke  gewesen  sind.  Die  Berichte  weisen  mit 
allem  Nachdrucke  auf  die  Fortbildungsschulen  als  die  nahezu  einzige 
Panacec  gegen  den  Verfall  des  Lehrlingswescns  hin ; ob  deren  Bedeutung 
hierdurch  nicht  doch  überschätzt  wird  ? .Allenfalls  raüfste  die  Zahl  solcher 
Fachschulen  enorm  vermehrt  werden  und  jedenfalls  bedeuten  sie  eine 
l'eberwälzung  der  Heranbildung  des  gewerblichen  Nachwuchses  auf  den 
Staat,  auf  die  Ges.imtbevölkerung.  — 

ln  der  Reihe  der  Einzelberichtc  erscheinen  diesmal  — aufser  jenem 
über  den  Bukowina,  der  bereits  im  A'orjahre  gesondert  wurde  — noch 
jene  über  die  neuen  Sprengel  von  Komotau  und  Krakau  und  überdies 
ein  gesonderter  und  ohne  .Aulomamen  wiedergegebener  guter  Bericht 
über  die  Inspektionen  in  den  st.aatlichen  Tab.akfabriken,  der  erweist, 
dafs  diese  St.a.itsunternehmungen  einer  gewerblichen  Inspektion  sehr  ruhig 
ins  .‘Auge  sehen  können. 

Auch  diesmal  ist  jeeine  Möglichkeit,  auf  Besonderheiten  in  der 
Einzclberichterstattung,  Monographien  etc.  hinzuweisen,  welche  der  zen- 
tralisierenden Tendenz  der  letzten  Jahre  zum  Ojifer  gefallen  zu  sein 
scheinen.  Gerade  gegenwärtig  wären  Fanzelnotizen  über  Löhne,  Lebens- 
mittel|>reise  und  deren  Steigerung,  Wohnungspreise  und  AVolmungs- 
zustände,  Existenzhailungsziffern  und  dergl.  sehr  wünschenswert;  es  ist 
recht  erfreulich,  dafs  die  Berichte  über  die  Wiener  Verkehrsanlagen,  die 
Binnenschiflfahrt  und  über  den  Czernowitzer  Sprengel  ihre  einschlägigen 
Notizen  fortsetzen. 

.Als  Beispiel,  wie  wertvolle  Mitteilungen  auf  diese  Weise  gemacht 
werden  könnten,  sei  aus  dem  Berichte  über  die  AViencr  A'crkehrsanlagen 
resp.  aus  den  da.selbst  gebrachten  zahlreichen  Lohnnotizen  eine  kleine 
A’ergleichung  der  Zeitlöhne  mit  den  .Akkordlöhnen  versucht : (Gulden.) 
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Beruf 

.\rlu‘itsiag 

von 

Stunden 

'agdohn 

Akkordlohn 

von 

bis 

.\rbeiutag 

von 

Stunden 
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1 

1 bis 

Maurer  bei  Ziegdwerken  .... 

n 

2, — 

3,20 

10  u.l  I 

2, — 

[ 3.20 

Maurer  bei  Slcinmaucrn 

u 

1,80 

2,yo 

10  u.  I i 

2,20 

1 3.— 

Steinmetze 

II 

2.‘5 

2,80 

11 

2,40 

1 3.50 

Zimmcrleute  . 

1,85 

2,  ^0 

1 1 

2.50 

3.  - 

Tischler 

1,60 

2,20 

9'* 

2.20 

2.^0 

Schlosser,  Schmiede 

I 1 

1.60 

3,60 

10 

2, — 

3--- 

Erdarbeiter 

‘1 

1.30 

I,6s 

1 1 

1,70 

1 2.— 

Handlanger  bei  schwerer  Arbdt  . . 

II 

1.30 

>.55 

1 1 

1.75 

- 

1 '■ 

Zum  Schlüsse  entnehmen  wir  wie  alljährlich  aus  dem  Berichte  des 
Inspektors  der  Wiener  Verkehrsanlagen  die  auf  die  Wohnungsverhält- 
nisse, speziell  der  Schlafleute  und  Aftermieter  bezüglichen  Daten  zur 
Fortsetzung  der  bereits  seit  einigen  Jahren  gebrachten  Tabelle: 

(Siehe  die  L’ehcrsicht  auf  S.  261.) 

Seit  dem  Jahre  i&gS  hat  der  \Trfasser  des  Berichtes  über  die  Wiener 
Verkehrsanlagen  seine  Beobachtungen  auch  über  die  Wohnverhältnisse 
der  Eigenmieter,  der  Aftermieter,  ferner  die  Kombinationen  der  Eigen- 
mietcr  mit  Aftennietern  und  Schlafleutcn  ausgedehnt.  In  folgendem  ist 
versucht  worden,  die  wesentlichsten  Ziffern  tabellarisch  zusammenzufassen, 
um  zu  zeigen,  einen  wie  lebenswarmen  Beitrag  zur  Kenntnis  der  ver- 
schiedenartigen Wohnformen  der  Verfasser  durch  seine  unausgesetzten 
Beobachtungen  ermöglicht.  Wir  können  nur  den  Wunsch  aussprechen, 
im  nächsten  Berichte  wieder  einer  gröfseren  Anzahl  solcher  Nachrichten 
zu  begegnen,  und  möchten  diesmal  nur  den  Verfasser  ersuchen,  auch 
bei  den  Schlafleuten  und  Aftermietern  überall  die  Lohnsätze  mitzu- 
teilen, damit  wir  Anhaltspunkte  für  das  Verhältnis  von  Lohn-  und  Woh- 
nungspreislagen erlangen. 

(Siche  die  Uchersicht  auf  S.  262.I 
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70 

36.4 
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Die  gegenwärtige  Lage  der  englischen  Landarbeiter. 

Von 

KDUARD  BERNSTEIN. 

Das  .Arbeitsamt  des  englischen  Gewerlieministeriums  hat  soeben 
eine  gröfsere  Abhandlung  über  die  Löhne  und  Einkommen  der  Land- 
arbeiter des  vereinigten  Königreichs  veröffentlicht. ')  Sie  ist  das  Werk 
eines  der  Kommissare  des  .Amts,  Mr.  Wilson  E'ox,  der  schon  für  die 
königliche  Untersuchungskommission  von  1892  einen  grofsen  Teil  der 
Erhebungen  über  die  .Arbeiterfrage  in  der  I.andvvirtschaft  besorgt  hat, 
und  bietet  eine  Fülle  recht  interessanter  Informationen.  Obwohl  nur 
der  Untersuchung  einer  bestimmten  Seite  der  Lebensverhältnisse  einer 
speziellen  Klasse  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  von  Grofsbritannien 
und  Irland  gewidmet,  wirft  sie  doch  viel  Licht  auf  die  allgemeinen  land- 
wirtschaftlichen Zustände  der  drei,  bezw.  vier  Länder  (England,  Schott- 
land, Irland  und  Wales),  die  das  vereinigte  Königreich  bilden.  Weit 
mehr  als  bei  anderen  Gewerben  nötigt  bei  der  Landwirtschaft  die  Er- 
mittlung der  Einkommensverhältnisse  der  .Arbeiter  zur  genaueren  Be- 
schäftigung mit  der  Natur  und  den  allgemeinen  Bedingungen  der  zu  ihr 
zählenden  Unternehmungen. 

Denn  in  keinem  anderen  Gewerbszweig  herrscht  eine  so  weitgehende 
Verschiedenheit  der  Wirtschaftscharaktere  wie  in  der  Landwirt-schaft. 
Selbst-  wer  der  V'orstellung,  als  laufe  die  Entwicklung  iler  Landwirtschaft 
der  Entwicklung  der  Industrie  parallel,  mit  theoretischer  Unliefangcnheit 
gegenübersteht,  ist  überrascht,  wenn  er  sieht,  welch  starken  Widerstand 
hier  Besonderheiten  aller  Art  der  Tendenz  zu  einheitlichen  Wärtschafts- 
formen  entgegensetzen.  Nirgends  ist  die  Landwirtschaft  einer  stärkeren 
Rückwirkung  der  Industrie  ausgesetzt  als  im  eigentlichen  England,  wo  sie 
heute  wenig  mehr  als  den  zehnten  Teil  der  erwerbsthätigen  Bevölke- 

*)  Keport  by  Mr.  Wilson  Kox  oo  tbe  Wagos  and  Karnings  of  .Xgricultural 
Labourers  in  the  L'nitcd  Kingdoni,  with  Statistical  Tablrs  and  (.diarts.  296  S.  Fol. 
lx>ndont  Eyrc  & SpoUiswoode. 
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rung  umfafst  und  auf  Grund  der  geographischen  Lage  wie  der  Wirt- 
schaftspolitik des  Staates  der  Weltmarktskonkurrenz  in  weit  höherem 
Grade  ausgesetzt  ist  als  die  I-andwirtschaft  irgend  eines  anderen  I,andes. 
Sie  hat  denn  auch  mancherlei  Umwälzungen  zu  verzeichnen.  Aber  trotz- 
dem ist  sie  hier  der  Parallelität  mit  der  Industrie  nicht  näher  als  wie 
in  vielen  industriell  zurückgeblielxjnen  Ländern.  Ja,  man  sollte  es  nicht 
für'möglich  halten,  sie  weist  selbst  hier,  im  Mutterlande  des  Kapitalismus, 
noch  Beispiele  völliger  Entlohnung  in  Naturalgütern  auf,  und 
das  in  Northumberland,  einer  keineswegs  vorwiegend  landwirtschaftlichen 
Grafschaft.  (Northumberland  und  Durham  halten  1891  den  geringsten 
Prozentsatz  landwirtschaftlicher  .Arbeiter  in  ganz  England,  nämlich  4,4  Proz. 
der  enverbsthätigen  männlichen  Bevölkerung,  während  der  Gesamtdurch- 
schnitt für  England  und  Wales  14,3  Proz.  betrug.)  Im  nördlichen 
Northumberland  nun  ist  es  nach  dem  Bericht,  „noch  immer  Sitte,  viele 
der  Schäfer  vollständig  in  Naturalgütern  zu  entlohnen,  so  dafs  ihnen 
keinerlei  Bargeld  gezahlt  wird.  Neben  freiem  Haus  mit  Garten  und  freier 
Kohlenfuhre  gestattet  man  ihnen,  eine  Anzahl  Schafe  zusammen  mit 
denen  des  Arbeitsherrn  zu  halten  — ein  System,  w-elches  sie  antreibt, 
der  ihnen  anvertrauten  Horde  die  höchste  Aufmerksamkeit  zu  widmen.“ 
Die  in  dieser  Weise  entlohnten  Schäfer,  fährt  der  Bericht  fort,  „erklären 
allgemein,  dafs  sie  dieser  Zahlmethode  den  Vorzug  geben“  (S.  22).  Ander- 
wärts in  England  findet  man  zwar  nicht  völlige,  aber  doch  sehr  weit- 
gehende Entlohnung  in  Naturalgütern ; sie  ist  in  den  industriellen  Graf- 
schaften kaum  minder  heimisch  wie  in  den  landwirtschaftlichen  Graf- 
schaften. 

Selbst  das  „Gangsystem"  ist  noch  nicht  aus  England  ver- 
schwunden, sondern  hat  sich  in  einigen  Distrikten  von  Norfolk,  Cain- 
bridgeshire  und  Lincolnshire  1 Ost-England  am  Leben  erhalten;  doch 
sind  die  Greuel,  die  Marx  im  „Kapital“  beschreibt,  unter  dem  Einflufs 
der  Spezialgesetze  über  das  Gangwesen  grofsenteils  unterdrückt.  Viel 
.allgemeiner  wie  dieses  ist  die  auf  Grund  individueller  Anwerbung  aus- 
geübte W a n d e r a r b e i t verbreitet.  Zumeist  sind  cs  irische  Land- 
arbeiter, die  bei  ihr  inbetracht  kommen.  Doch  finden  sich  auch 
viele  Beis[)iele,  wo  städtische  Tagelöhner  oder  jugendliche  Arbeiter  sich 
zu  gewissen  Erntearbeiten  (Obst-,  Blumen-  und  Hopfenernte)  in  gröfsercr 
Zahl  anwerben  las.sen.  Das  bekannteste  dieser  Beispiele  sind  die  Züge 
von  Arbeitern  Ost-Londons  in  das  benachbarte  Kent  zur  Hopfenernte, 
wolrei  oft  Nebenerwerb  und  Somraerau.sflug  kombiniert  werden. 

Gewisse  S[)ezialzweige  der  Landwirtschaft  au.sgenommen,  wird  man 
ohne  Uebertreibung  sagen  können,  dafs  die  Industrie  ihre  Rückwirkung 
auf  die  Arbeitsverhältnisse  in  der  I Landwirtschaft  bis  Jetzt  weit  mehr 
durch  die  Entwicklung  des  Verkehrs  und  die  Ablenkung  und  damit  Ver- 
teuerung von  .Arbeitskräften  als  durch  unmittelbare  Beeinflussung  der 
landwirtschaftlichen  Technik  geltend  gemacht  hat.  Weit  mehr  als  sie 
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vorhandene  Arbeitskräfte  überflüssig  gemacht  hat,  hat  die  Maschine 
in  der  Landwirtschaft  Englands  fehlende  Arbeitskräfte  ersetzt.  Eis 
bedarf  fast  immer  erst  erneuten  gröfseren  .Arbeitsmangels,  bis  sich  die 
Masse  englischer  Landwirte  zur  .Anschaftung  von  neuen  arbeitsparenden 
Maschinen  entschliefst.  So  bedurfte  es  erst  des  Arbeitermangels  der 
letzten  Jahre,  der  durch  den  Krieg  in  Südafrika  noch  gesteigert  wurde, 
um  eine  gröfsere  Verbreitung  von  neueren  landwirtschaftlichen  Maschinen 
(Selbstbinder  etc.)  herbeizuführen. 

Aber  die  Maschine  hat  nur  einen  Teil  der  fehlenden  .Arbeitskräfte 
zu  ersetzen  vermocht.  Trotz  ihrer  ist  die  allgemeine  Signatur  in  der 
englischen  Landwirtschaft  Mangel  an  leistungsfähigen  Arbeitern,  und 
dieser  Mangel  prägt  sich  in  einer,  allerdings  immer  noch  mäfsigen 
Steigerung  der  Arbeitslöhne  aus.  Da  es  in  England  leistungs- 
fähige Gewerkschaften  von  Landarbeitern  nicht  mehr  giebt,  — die  paar 
bestehenden  Organisationen  fristen  als  Hilfskassen  ein  bescheidenes 
Dasein  — so  ist  die  Lohnlrewegung  ein  ziemlich  getreuer  Anzeiger  des 
Spiels  von  Nachfrage  und  Zufuhr  auf  dem  .Arbeitsmarkt.  Ihre  Kurve 
zeigt  seit  1895  96  überall  eine  steigende  Richtung.  Doch  hat  sie  erst 
in  einem  Teil  von  Eingland  den  Höhepunkt  der  in  der  Mitte  der  sieb- 
ziger Jahre  gezahlten  Löhne  erreicht  oder  überschritten. 

Mr.  Wilson  Fox  hat,  unter  Zugrundelegung  der  Löhne  und  W'eizen- 
preise  des  Jahres  1893  (Erhebungsjahr  für  die  königliche  Untersuchungs- 
kommission) als  Standardraten,  die  Geldlöhne  für  Durchschnitts- 
arbeiter einer  ganzen  Reihe  von  E'armen  aus  verschiedenen  Teilen 
Englands  bis  1850  zurückverfolgt  und  auf  Grund  ihrer  eine  Tabelle  auf- 
gestellt,  der  wir  folgende  Zahlen  entnehmen; 


l’rozrntzalilcn  der  Ueldlölinc  gegen  1893,  ohne  .An-  Durchschnittspreis  für 
rechnung  von  Extmverdienstco  und  Naturalleistungen.  britischenWeizen. 


Mittel- 

Ost- 

Süd-  u.Südwest- 

Eni^land 

Preis  für 

Prozentsatz 

England 

Kn^land 

Fn{*Iand 

u.  Wales» 

denQuarter 

gegen  1893 

Jahr 

(9  Farmen) 

(8  Farmer 

0 (13  Karmen) 

(33  Far- 

br. Weizen 

men  1) 

Sh.d. 

1850 

73.9 

7H.I 

66,6 

70,3 

40i3 

152,8 

1S60 

S2.6 

96,5 

81.8 

83.3 

53.3 

202,2 

1867') 

91.2 

104,0 

88,5 

91,0 

64,5 

244,6 

1S70 

89,1 

97.7 

88.6 

89,8 

46,1 1 

178,2 

1877*) 

103,1 

119.3 

98,2 

I02,H 

56.9 

215,5 

is8o 

99.1 

111,3 

96,9 

99,3 

44.4 

>68,4 

1890 

97.5 

99.5 

98.5 

98,1 

31,11 

121.2 

i893‘) 

100.U 

100,0 

100.0 

100.0 

26,4 

100.0 

1894*) 

99.6 

95,6 

100,0 

99.5 

22,10 

86,7 

1899 

102,3 

1 10,1 

104.3 

104,1 

25,8 

97.5 

*)  Die  vorerwähnten  28  Farmen  nelist  3 Farmen  aus  den  nördlichen  Graf- 
schaften und  2 Farmen  aus  Wales. 

•)  Jahr  des  höchsten  Weizenpreises.  •)  Jahr  des  höchsten  Geldlohnsatzes, 
*)  Standardjahr.  *)  Jahr  des  niedrigsten  Weizenpreises. 
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Die  Prozentzahlen  jeder  dieser  Rubriken  gelten  jedesmal  nur  für 
den  Standardlohn  der  Rubrik  selbst  und  Ireziehen  sich  auf  keinen  all- 
gemeinen Standardlohn.  Doch  sind  die  Schwankungen  des  Standardlohns 
von  Rubrik  zu  Rubrik  hier  nur  mäfsig. 

Ini  ganzen  stimmt  die  Tabelle  ziemlich  genau  mit  einer  Zusammen- 
stellung überein , die  einer  der  besten  jüngeren  Statistiker  Knglands, 
Professor  Arthur  L.  Bowley,  in  einer  kürzlich  veröftentlichten  Abhandlung 
über  die  Arbeitslöhne  im  19.  Jahrhundert  ;Cambridge,  University  Prefsl 
geliefert  hat.  Bowley  nimmt  das  Jahr  1891  als  Standardjahr  und  findet 
für  die  Landarbeiter  folgende  Lohnbewegung  wir  geben  nur  die  Zahlen 
seit  1850). 

Jahr:  1850  l86o  1866  1870  1877  1S80  1886  1891 

Prozent  des  Stundardsutzes : 71  87  90  92  112  104  94  loo 

Beide  Gewährsmänner  lassen  somit  das  Jahr  1877  als  das  der 
höchsten  (Geld-)Lohnraten  erscheinen,  und  auch  inbezug  auf  die 
niedrigste  Rate  seit  jener  Epoche  stimmen  sie  im  wesentlichen  überein; 
sie  entfällt  bei  Wilson  Fox  auf  das  Jahr  1887  mit  95,4  Proz.  der  Lohn- 
rate von  1893.  Natürlich  würden  wir  wesentlich  andere  Prozentzahlen 
erhalten,  wenn  wir  die  Geldlöhne  auf  Grund  der  Weizenpreise  in  Real- 
lühne  übersetzten.  Dann  würde  selbst  die  niedrigste  lailmrate  der  letzten 
zwanzig  Jahre  noch  weit  über  den  höchsten  der  vorhergegangenen  Lohn- 
sätze zu  stehen  kommen.  .\ber  die  so  gewonnenen  Zahlen  g.äben 
keineswegs  ein  genaues  Bild  der  wirklichen  Einkommensbewegung,  da 
zu  den  festen  Geldlöhnen  noch  fast  überall  Xaturallicferungen  ver- 
schiedener Art,  sowie  Extraverdienste  (Stückarbeit  bei  der  Ernte  etc.) 
kommen,  deren  Einbeziehung  erst  einen  genauen  Ueberblick  über  die 
Jahreseinnahme  des  Landarbeiters  ermöglicht.  Mr.  U’ilson  Fox  hat  denn 
auch  da,  wo  er  die  Totaleinkominen  der  Arbeiter  von  Distrikt  zu 
Distrikt  vergleicht,  die  Naturallöhne  in  ihren  Geldwert  umgerechnet  und 
sie  samt  den  regelmäfsigen  Extraverdiensten  den  festen  Geldlöhnen  zu- 
geschlagen. Die  Bewegungen  der  Geldlöhne  kommen  den  Bewegungen 
der  Totaleinkommen  zwar  nahe,  aber  korrespondieren  ihnen  nicht  voll- 
ständig. 

Son.st  kann  man  aus  ihnen  soviel  entnehmen,  dafs  die  Lohn- 
schwankungen seit  der  Mitte  der  siebziger  Jahre  erheblich  nachgelassen 
haben.  Ein  Vergleich  der  Kurve  der  Löhne  in  den  östlichen  Graf- 
schaften mit  der  der  Weizenpreise  zeigt  bis  in  die  Mitte  der  siebziger 
Jahre  eine  genaue  Uebereinstimmung  beider  in  der  Richtung,  wenn- 
gleich natürlich  die  Lohnkurve  jedesmal  nur  geringere  Hebungen  und 
Senkungen  aufzeigt  wie  die  Kurve  der  Weizenpreise.  Aber  im  ganzen 
folgen  die  Löhne  bis  dahin  stets  der  Konjektur  des  Weizenmarktes,  wie 
sje  in  den  Preisen  des  Weizens  zum  .\usdrucke  kommt.  Seit  den  sieb- 
ziger Jahren  jedoch  weichen  die  beiden  Kurven  wiederholt  auch  in  der 
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Richtung  voneinander  ab,  der  Weizenpreis  verliert  an  mafs- 
gebender  Bedeutung  für  die  Lohnrate.  Es  ist  dies  teils  dem 
Umstande  geschuldet,  dafs  die  Löhne  der  Landarbeiter  in  immer 
stärkerem  Mafse  von  dem  Stand  des  Arbeitsmarkts  in  der  Industrie  und 
den  Industrielöhnen  beeinflufst  werden  und  ülterhaupt  an  Stetigkeit  ge- 
winnen — welch  letzteres  bis  zu  einem  Grade  freilich  auch  von  den 
Weizenpreisen  selbst  gilt  — teils  eine  Folge  der  Abnahme  des  Weizen- 
baues und  der  Zunahme  der  Viehwirtschaften.  F,s  ist  aber  weniger  der 
Wechsel  in  der  Natur  des  Produktions o b je k ts,  der  die  Abhängigkeit 
der  Löhne  von  den  Bewegungen  des  Weizenpreises  mindert,  als  die  mit 
ihm  verbundene  Veränderung  in  der  Natur  der  Betriebe  und 
die  veränderte  Lebensweise  der  Arbeiter.') 

Was  die  Betriebsunterschiede  anbetriflft,  so  bedeutet  im  allgemeinen 
heute  der  Körnerbau  viel  unregelmäfsigere  Arbeit  wie  die 
Viehwirtschaft.  Dies  illustrieren  in  klassischer  Weise  die  Untenschiede  in 
den  Lohnformen  und  .'\rbeits  Verträgen,  wie  sie  zwischen  über- 
wiegend Getreidebau  und  überwiegenden  V'iehwirtschaft  treibenden  Distrik- 
ten oder  Gütern  obwalten.  Wo  V i e h w i r t s c h a f t vorherrscht,  erhält  oder 
erneuert  sich  die  Tendenz  zu  langfristigen  Arbeitsverträgen 
(Halbjahrs-  oder  jahresengagement)  und  festen  (Zeit-)Löhnen.  In 
Kom  bauenden  Distrikten  dagegen  sind  die  Arbeitsverträge  unregel- 

*)  I)c.s  Vergleichs  wegen  mögen  hier  die  Swuerbeckschen  Indexzahlen  folgen, 
wie  sie  im  Lc»n<loner  „Statist“  vom  8.  September  d.  J.  mitgeleilt  .sind.  Sic  be- 
ziehen sich  auf  45  der  verbreitetsten  .\rtikel  des  Warenmarktes,  deren  Durchschnitls- 
Indexprcis  während  der  elf  Jahre  von  1867  bis  1877  mit  loo  angesetzt  ist. 

Danach  war  der  Indexpreis 


der 

Periode  von  1877 — 1887 

aller 

45  Waren 
79 

der  Nahrungsmittel 
allein 
84 

„ „ i8oo — 1899 

66 

68 

f» 

Kinreljabrs 

1889 

72 

— 

»» 

tt 

'»98 

68 

— 

tt 

1896 

61 

60 

ft 

«1 

1897 

62 

— 

t» 

•» 

1S98 

64 

— 

t« 

tt 

1899 

68 

65.1 

zNIonats  Dezbr. 

1899 

7J.3 

— 

«f 

,,  Februar 

1900 

75.‘ 

65.8 

t« 

„ Juli 

1900 

76.2 

71.2 

tt 

„ .\ugusl 

1900 

76 

70,5 

Die  Kaufkraft  des  Geldes  bis  1896  ist  fortgesetzt  gestiegen.  Von  da  ab  läfst 
sie  wieder  nach  und  nimmt  in  der  Kriegsepoche  l899;i9cx>  bis  um  20  Proz.  fUr 
Nahrungsmittel  und  bis  um  25  Proz.  für  die  Gesamtheit  der  Indexwaren  ab. 
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mäfsig  und  kurzfristig  (Einstellung  für  Saisonarbeiten  oder  auf 
wöchentliche  Kündigung)  und  hat  sich  das  System  der  Stück-  oder 
Akkordlöhne  stärker  eingebürgert. 

„Die  Schwierigkeit,  für  einen  gröfseren  Stab  von  Farinarbeitem  das 
ganze  Jahr  hindurch  fortgesetzt  Beschäftigung  zu  finden",  schreibt  Mr. 
Wilson  Fox,  „besteht  hau|>tsächlich  in  den  Korn  bauenden  Distrikten  in 
den  Wintermonaten.  ...  ln  den  Grafschaften,  wo  in  weitem  Umfange 
Vieh  gehalten  wird,  ist  die  Beschäftigung  der  Arbeiter  notwendigerweise 
im  allgemeinen  eine  ständige  . . . .Aushilfs-Tagelöhner  i „casual  labourers“' 
oder  Nebenarbeiter  werden  in  den  Grafschaften  des  Nordens  nur  wenig 
gebraucht,  dort  ist  es  Sitte  unter  den  Farmern,  alle  oder  fast  alle  ihrer 
.Arbeiter  für  d.-is  ganze  Jahr  oder  das  halbe  Jahr  zu  dingen.  Indes 
werden  in  einigen  der  nördlichen  Grafschaften,  und  ebenso  auch  in  den 
Mittelgrafschaften  und  den  Grafschaften  des  Ostens,  besonders  in 
den  Korndistrikten  und  den  Gegenden,  wo  viel  Kartoffeln  und 
Rüben  gebaut  werden,  in  der  lebhaften  Zeit  irische  Tagelöhner  in  be- 
trächtlicher 7.ahl  beschäftigt  Zu  gewissen  Zeiten  des  Jahres 

müssen  meist  .Aushilfsarbeiter  eingestellt  werden,  aber  mehr  in  den 
Korn  und  Rüben  bauenden  Distrikten  als  anderwärts...  Wie 
schon  anderwärts  bemerkt,  werden  Leute,  die  mit  Tieren  zu  thun  haben, 
in  der  Regel  auf  längere  Zeit  gedungen  als  gewöhnliche  Landarbeiter“ 
(S.  IO,  II,  12).  Je  stetiger  die  Beschäftigung,  um  so  regelmäfsiger  und 
bestimmter  auch  die  Löhnung.  „In  vielen,  unter  den  Pflug  kommenden 
Distrikten,  wo  die  Wochenlöhne  in  Bar  .am  niedrigsten  sind,  kann  mehr 
durch  Stücklohn  und  Extraarbeit  bei  der  Ernte  verdient  werden  als  in 
den  Weide(gr.ass)-Grafschaften  oder  in  den  Norddistrikten,  wo  die  Arbeiter 
auf  Grund  höherer  Lohnsätze  bezahlt  werden  und  weniger  Gelegenheit 
zu  Extraverdienst  haben. ...  In  den  Grafschaften  des  Nordens,  wo  die 
.Arbeiter  auf  längere  Termine  angeworben  werden,  wird  Stückarbeit  nur 
gelegentlich  an  Hilfstagelöhner  und  irische  landarlieiter  vergeben.  Aber 
in  einer  Reihe  anderer  Grafschaften,  namentlich  denen,  die  unter  den 
Pflug  kommen,  wird  viel  Stückarbeit  vergeben.  Dies  ist  beson- 
ders in  denGrafschaften  der  Fall,  wodiefestenVVochen- 
löhne  am  niedrigsten  sind;  die  Arbeiter  erhalten  so  Gelegenheit, 
ihren  Verdienst  beträchtlich  zu  erhöhen.“  (S.  18  u.  19). 

Natürlich  werden  diese  Tendenzen  wieder  durch  die  vielen  Be- 
sonderheiten in  der  Struktur,  Lage,  Gröfse  und  Organisation  der  ein- 
zelnen Betriebe,  der  Natur  ihrer  Erzeugnisse  und  der  Beschäftigungsart 
der  verschiedenen  .Arbeiter  durchkreuzt.  So  herrschen,  um  blos  von  der 
V'iehzucht  zu  S[)rechen,  die  gröfeten  Unterschiede  zwischen  Schafzucht 
und  Rinderzucht,  insbesondere  wo  mit  der  letzteren  Molkerei  etc.  in  er- 
heblichem Mafse  verbunden  ist 

Wo  z.  B.  Schafzucht  im  gröfseren  Umfange  betrieben  wird,  erhalten 
die  Schäfer  fa.st  überall  Stücklöhne  in  der  Form  von  Prämien  für  jedes 
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aufgezogene  Lamm,  die  oft  einen  sehr  erheblichen  Teil  ihres  Jahres- 
einkommens ausmachen.  Sie  variieren  von  60  und  80  bis  auf  400  und 
selbst  500  Mark  Jährlich.  Aus  den  Büchern  einer  Farm  im  Kreis 
Basingstoke  (Hampshire)  teilt  Mr.  Wilson  Fox  folgende  Liste  der  Geld- 
löhne von  acht  dort  beschäftigten  Arbeitern  mit  (wir  übersetzen  die 
Löhne  in  Mark:; 


F 

cstcr 

Feste  Jahres- 

Extra Stück- 

Gesamt- 

W< 

>chen- 

löhnung  bis 

zahlungen, 

gcldlohn  für 

1 

lohn 

Michaeli  1899 

Herbstgeld  etc. 

das  Jahr 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Erster  Schäfer 

'5 

780 

340 

1120 

Zweiter  „ 

■4 

728 

200 

928 

Er.ster  Rinderkncclit 

'3 

676 

I 20 

796 

Zweiter  „ 

■3 

676 

120 

796 

Dritter  „ 

14 

728 

— 

00 

Erster  Fuhrmann 

15 

780 

130 

910 

Zweiter  „ 

14 

728 

120 

848 

Dritter  „ 

12 

624 

100 

7Z4 

Wozu  dann  noch  freie  Wohnung  i Kottagei  und  Kartoffelland  kommen. 

Man  sieht,  wie  bedeutend  hier  die  Stücklöhne  der  Schäfer  von 
denen  der  anderen  Arbeiter  abweichen.  Es  ist  interessant,  mit  diesem 
Einkommen  von  Schäfern  Süd-Englands,  wo  Geldlöhne  vorherrschen, 
das  eines  Schäfers  aus  dem  Norden  Englands  zu  vergleichen,  der  zum 
gröfsten  Teil  in  Naturalien  entlohnt  wurde.  Die  Aufstellung  ist  von 
einer  Farm  im  Tillthal  von  Northumberland,  und  lautet; 

Haltung  von  I2  Mutterschafen,  4 jungen  Schafen  und  1 Mastschwein  528  Mk. 


Haltung  einer  Kuh  (3  Mk.  die  Woche) 156  „ 

Gelieferte  Kartoffeln 80  „ 

Barlohn 320 

Wert  von  Haus  und  Garten 80  n 

Gelieferte  Kohlen 36  „ 


Gesamteinkommen  1200  Mk. 

Die  Beträge  für  das  Halten  von  Kuh  und  Schafen  stellen  die 
Selbstkosten  des  Bauern  d.ir.'  Bei  Einrechnung  des  Profits,  den  der 
Schäfer  machen  konnte,  würde  sich  das  Gesamteinkommen,  schreibt  Mr. 
Wilson  Fox,  „wahrscheinlich  auf  gegen  1360  Mark  gestellt  haben." 

Das  sind  aber  schon  aufsergewöhnlich  hohe  Einkommen.  Im  Durch- 
schnitt ist  das  Jahreseinkommen  des  englischen  Landarbeiters  erheblich 
niedriger,  und  zwar  im  allgemeinen  am  niedrigsten  in  den  Graf- 
schaften, wo  der  Ackerbau  vorherrscht.  Die  höchsten 
Löhne  findet  man  dagegen  in  den  Distrikten  der  Wei  de  w i rt sc h a ft 
(„grasing  districts")  und  in  der  Umgebung  gröfserer  Städte  oder  von 
Industriezentren.  , 
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Mr.  Wilson  Fox  giebt  auf  Seite  io8  des  Berichts  eine  Tabelle  der 
durchschnittlichen  Wocheneinkommen  gewöhnlicher 
Landarbeiter  in  den  einzelnen  Grafschaften  der  vier  Lander  des  ver- 
einigten Königreichs.  Unter  gewöhnlichen  Landarbeitern  sind  dabei  für 
England  und  Irland  diejenigen  Uindarbeiter  verstanden,  die  nicht  be- 
.sonders  für  das  Hüten  und  Pflegen  von  Vieh  Pferde,  Rinder,  Schafe) 
engagiert  sind,  Rir  Wales  die  „verheirateten  .\rbeiter“,  die  in  Kottagen 
und  nicht  auf  dem  Gut  selbst  wohnen,  und  für  Schottland  die  dort  die 
Mehrheit  der  Landarbeiter  bildenden  „Pferdeleute".  Die  Naturallieferungen 
sind  auf  ihren  Geldwert  berechnet. 

Die  Talielle,  die  für  1898  gilt,  ergiebt  folgende  Gruppen: 

Höhe  Zahlder 

der  Durchschnittslöhnc  Graf»ciiaftcn  HcmcrkungcD 

l'cbcr  20  Schillinge  6 Davon  4 (Renfrew,  Lanark, 

Slirling  u.  Dumbarton)  schot- 
tisch und  2 (Durham  und 
Northumbcrland)  englisch. 

Unter  20  und  über  19  Scliillingc  lo  Davon  3 (Edinburg,  Linlithgow 

und  Ayrshire)  schottisch,  6 
(Derby,  Kcnt,  Middlescx,  Lan- 
ca.shire,  Nottingham  u.  Surrey) 
englisch,  und  I (Glamorgan) 
walisisch. 


19 

I« 

18 

II 

•4 

Dnvon  10  schottisch  umt  4 
englisch. 

„ 18 

II 

17 

" 

18 

Davon  9 schottisch,  7 englisch 
und  2 walisisch. 

..  17 

tl 

tl 

16 

” 

18 

Davon  5 schottisch,  9 englisch 
und  4 walisisch. 

„ 16 

II 

n 

15 

II 

12 

Davon  8 englisch  u.  4 walisisch. 

..  '5 

1» 

1» 

■4 

1! 

7 

Davon  4 englisch,  2 schottisch, 
I walisisch. 

•>  13 

M 

II 

12 

3 

sämtlich  irisch. 

11 

tl 

M 

10 

II 

1 1 

M II 

„ 10 

II 

II 

9 

II 

14 

II  II 

9 

II 

II 

8 

tl 

4 

II  II 

Danach  weist  Schottland  im  Durchschnitt  die  höchste  Bezahlung 
der  Landarbeiter  auf.  Dann  folgt  England,  auf  dieses  Wales,  und  ganz 
unten,  so  dafs  die  höchstzahlende  seiner  Grafschaften  noch  hinter  den 
schlechlestzahlenden  englischen  und  schottischen  Grafschaften  kommt, 
steht  Irland.  Selbst  auf  den  rauhen  Shetland-  und  Orkney-Inseln  im 
höchsten  Norden  Schottlands  ist  der  Durchschnittslohn  der  Landarbeiter 
höher  wie  in  der  Grafschaft  Dublin,  die  aus  der  Hauptstadt  Irlands  und 
deren  Umgebung  besteht,  — näralidi  14  Sch.  gegen  12  Sch.  7 Pence. 
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Von  den  Grafschaften,  welche  den  beiden  obersten  Gruiipen  an- 
gehören, ist  Edinburg,  wie  schon  der  Name  anzeigt,  Gebiet  und  Um- 
gebung der  Hauptstadt  Schottlands.  Kent,  Middlesex  und  Surrey  um- 
schliefsen  die  Hauptstadt  Englands:  London.  Renfre«',  Lanark,  Stirling, 
Dumbarton  und  zum  Teil  auch  Linlithgow  fallen  in  das  hochindtistrielle 
tJebiet  des  Clyde,  wo  Eisenschiffbau,  Kohlenbergbau  und  andere  Ge- 
werbe blühen.  Durham,  Northuinberland,  Derbyshire,  Lancashire  und 
Nottingham  haben  alle  starke  Kohlenindustrie  und  weisen  ausserdem 
teils  grofsc  Eisenwerke  und  teils  grofse  Zentren  der  Textilindustrie  auf, 
Glainorganshire  ist  das  Hauptgebiet  der  waliser  Kohlenindustrie  und 
ihrer  .\usfuhrhäfen.  Die  Rückwirkung  der  Industrie  und  grofsen  Städte 
auf  die  Löhne  der  Dindarbeiter  ist  hier  unverkennbar.  Selbst  Dublin 
.steht  immerhin  für  Irland  mit  seinem  Lohnsatz  an  der  Spitze.  Umge- 
kehrt sind  die  Grafschaften  Englands,  welche  die  niedrigsten  Löhne  auf- 
weisen, fast  rein  landwirtschaftlich  mit  entweder  nur  kleinen  oder  mittel- 
grofsen  Ortschaften.  So  das  auf  der  untersten  Stufe  stehende  Suffolk 
und  die  nur  wenig  be.sseren  Oxford,  Dorset,  Norfolk  uad  W'iltshire.  ln 
Kent  variieren  die  Löhne,  je  nachdem  es  sich  um  Kreise  in  der  Nähe 
oder  in  weiterer  Entfernung  von  London  handelt,  um  bis  zu  50  Proz. 

Freilich  geben  die  Geldlöhne  keinen  untrüglichen  Mafsstab  für  den 
Komfort  der  .Arbeiter  ab,  und  sind  die  Durchschnittszahlen  oft  irre- 
führend. So  hat  Irland  im  ganzen  überhaupt  verhältnismäfsig  wenig 
solche  landwirtschaftlichen  Tagelöhner,  die  um  Lohn  arbeiten  und  nicht 
lieim  Bauer  wohnen.  Seine  erwerbsthätige  landwirtschaftliche  Bevölkerung 


setzte  sich  1891  zusammen  aus: 

SL-Iliständigc  Bauern  und  Virlizürhlcr 417003 

.Mitwirkende  Söhne,  Brüder  etc.  von  solelicn  . 212731 

Bauern-  oder  Outskneehte  und  .Magde II7119 

l.andarfieiter,  die  in  besonderen  Kotten  w'olinen  15647S 

Schäfer 6489 

Verwalter  und  .\ufseher 2124 

Sonstige  Besehättigte I 777 


Insgesamt:  913721 

.Auf  Über  600  000  Bauern  und  Bauernsöhne  kamen  somit  noch  nicht 
275000  Lohnarbeiter,  von  denen  obendrein  mehr  als  der  dritte  Teil  — 
genau  drei  Siebentel  — Bauern-  oder  Gutsknechte  („indoor  servants“) 
waren.  Es  ist  also  nur  eine  geringe  Klasse  von  Arbeitern,  für  welche 
die  obigen  LohnziAem  gelten,  und  wenn  sie  auch  auf  einen  niedrigeren 
I^benshalt,  als  den  der  schottischen  und  der  meisten  englischen  Land- 
arbeiter hindeuten,  so  ist  der  L'nterschied  doch  nicht  so  grofs  als  wie 
er  nach  dem  Verhältnis  der  Geldziffern  erscheint. 

„Der  irische  Landarbeiter",  sagt  der  Bericht,  „ifst  eine  billigere 
Nahrung,  kleidet  sich  nicht  so  gut  und  giebt  wenig  oder  kein  Geld  für 
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(spirituöse)  Getränke  aus.  Seine  Hauptnahrung  besteht  aus  Kartofteln, 
Brot,  Butter,  Speck,  Eiern,  Kohl,  Haferbrei,  Thee  und  Milch,  und  in 
den  Küstendistrikten  Fisch.  Der  Hauptvorteil,  den  der  irische  l^nd- 
arbeiter  über  den  englischen  hat,  besteht  darin,  dafs  er  mit  seiner  Kotte 
mehr  Land  erhält  (oft  von  Acre  bis  zu  einem  Acker  und  darüber.') 
oder  das  Recht  auf  den  Gebrauch  des  Oedlandes  in  seiner  Nähe,  und 
billige  Heizung  hat.  Er  kann  Kartoffeln  und  andere  Gemüse  ziehen, 
Schweine,  Ziegen,  Hühner,  Enten  und  Gänse  und  gelegentlich  auch  eine 
Kuh  halten.  Die  auf  Grund  der  I^ndarbeitergesetze  erbauten  Kotten 
sind  oft  mit  Schweineställen  und  manchmal  auch  mit  einem  Kuhstall 
versehen.*)  Auch  halten  die  Familienmitglieder  zusammen  und  helfen 
einander  nach  Möglichkeit  aus.  Verschiedentlich  wird  von  den  Frauen 
noch  Wolle  im  Haus  vers|)onnen  und  zu  Tuch  verarbeitet.  Frauen  und 
Kinder  sehen  auch  nach  den  Tieren,  helfen  beim  Beackern  des  Landes, 
graben  Torf  und  sammeln,  wo  die  Küste  in  der  Nähe  ist,  Seetang  etc. 
zur  Benutzung  als  Dung  oder  zur  Fabrikation  von  Salzkraut  (Kelp)“  (S.  94  '. 

Nach  alldem  ist  die  Wirtschaft  in  einem  grofsen  Teil  Irlands  über- 
haupt noch  wenig  vom  modernen  Kapitalismus  berührt,  so  dafs,  wenn 
der  Lebenshalt  niedriger  Ist,  auch  die  Lebensführung  gemächlicher  ist 
als  in  England.  Und  dies,  die  Leichtlebigkeit  der  Bevölkerung,  wird 
von  den  meisten  Irlandrcisenden  bestätigt.  Allerdings  darf  man  nicht 
vergessen,  dafs  eine  unablässige  Auswanderung  Irland  von  .Millionen 
seiner  Landeskinder  entlastet  hat,  für  die  l)ei  dem  gegebenen  Stand 
seiner  Wirtschaft  und  Bodenverteilung  „kein  Existenrraum  vorhanden“ 
war,  und  dafs  unter  dem  Druck  agrarischer  Erhebungen  und  politischer 
.Agitationen  die  Gesetzgebung  wiederholt  für  Entlastungen  und  Subven- 
tionen der  Bauernwirtschaften  gesorgt  hat.  Unter  all  diesen  Fänflüssen 
hat  sich  die  Izige  der  jetzigen  irischen  Landbevölkerung  Jedenfalls  be- 
deutend gehoben.  Aus  den  Lohnbüchern  einer  Farm  in  der  Grafschaft 
W'icklow  (Ost-Irland)  ergab  sich  eine  Steigerung  des  Geldlohns  von 
6 Schilling  die  Woche  im  Jahre  1837  auf  12  Schilling  in  der  Fljroche 
von  1872  bis  1899.  Eine  noch  wesentlichere  Steigerung  ergiebt  sich 
aus  den  Büchern  der  Annenverwaltung  des  Bezirks  Downpatrick  in  der 
Grafschaft  Down  (Nord-Irland).  Hier,  wo  die  Nähe  der  Grofsindustrie- 
stadt  Belfast  ihren  Einflufs  geltend  macht,  Iretrugen  die  Geldlöhne  für 
den  Halbjahrstermin: 


')  Der  irische  .Acker  ist  um  gröfscr  als  der  cnglisclie  („Statute“)  .Acre. 

*)  Bis  zum  31.  März  1899  waren  in  Irland  auf  Grund  des  Gesetzes  14  034  Land- 
arbeiterkolten  erbaut  worden.  12  121  davon  wurden  vermietet  zu: 

5441  unter  1 Schilling  Wochenmiete 

5087  1 

I 593  Uber  1 „ „ 
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Jahr 

beste  Arbeiter 

Kür  Durrhschn 

Mk. 

Mk. 

1850 

80 

60 

1S60 

>30 

120 

1870 

>50 

'35 

1880 

170 

'55 

1890 

190 

'70 

1899 

220 

200 

Der  Wert  der  Naturalleistungen  läfst  sieh  nicht  gut  vergleichen, 
doch  sind  sie  kaum  geringer  geworden.  Was  die  Verköstigung  betriflt, 
so  erhalten  die  Arbeiter  heute  durchgängig  „mehr  Weifsbrot,  Butter  und 
'Fhee  und  weniger  Brei  und  Buttermilch.  Viele  Arbeitsherren  erklären, 
dafs  die  Arbeiter  jetzt  darauf  bestehen,  zu  ihren  Mahlzeiten  Thee  zu  be- 
kommen." (S.  loO. 

Kurz,  wenn  wir  von  einigen  der  ärmsten  Distrikte  West-Irlands  ab- 
sehen  (das  die  meisten  Wanderarbeiter  liefert),  erscheint  es  nicht  über- 
trieben, die  Steigerung  des  Einkommens  der  irischen  Landarbeiter  für 
die  letzten  50  Jahre  auf  60  bis  100  Proz.  einzuschätzen.  Dies  und  die 
weiter  oben  gegeben  Zahlen  über  die  Klas.sengrup|)ierung  in  der  irischen 
I.andwirtschaft  erklärt,  warum  es  in  all  den  agrarischen  Erhebungen  und 
.\gitationen  Irlands  zu  keiner  irgendwie  nennenswerten  Sonderbewegung 
der  Arbeiter  gegen  die  Bauern  gekommen  ist.  Was  die  Bauernwirt- 
schaften betrifft,  so  zeigt  die  Statistik  der  Bodenverteilung  ein  grofses 
Ueberwiegen  von  Klein-  und  Zwergwirtscliaften.  Doch  sind  den  Letz- 
teren auch  viele  Bodenstellen  zugerechnet,  die  weiter  nichts  als  Land- 
arbeiterbesitz sind,  und  ebenso  eine  Anzahl  von  V'illen  mit  Gärten,  die 
gerade  soweit  von  den  Städten  entfernt  liegen,  um  nicht  mehr  dem 
städtischen  Grundbesitz  zugerechnet  zu  werden.  Berücksichtigt  man  dies, 
so  zeigt  die  Statistik  der  Bodenhaltungen  Irlands,  dafs  der  Schwerpunkt 
der  irischen  Landwirtschaft  beim  bäuerlichen  Klein-  und  Mittelbetrieb  liegt. 

Von  486,86s  Bodenhaltungen  Irlands  umfafsten  1891  138000 

zwischen  5 und  15  Acres,  187000  zwischen  15  und  50  .\cres  und 
53000  zwischen  50  und  100  Acres.  Uel>er  2 2 000  Betriebe  sind  grofs- 
bäuerlichen  Charakters  (zwischen  roo  und  200  Acres),  gegen  9000 
variieren  zwischen  grofsbäucrlich  und  grofskapitalistisch  200  bis  500  Acres! 
2175  Grofs-  und  Riesenbetriebe  (über  Soo  .-Veres)  und  74000  sind 
Parzellen  aller  Art  (i  Acre  und  darunter  . 

Die  Betriebsgrupiuerung  in  England  und  Schottland  weicht  nicht  so 
bedeutend  von  der  irischen  ab,  wie  man  gewöhnlich  annimmt.  Doch 
fällt  in  beiden  Ländern  ein  erheblich  gröfserer  Prozentsatz  der  Boden- 
stellen auf  den  Mittel-  und  grofsbäuerlichen  Betrieb.  Von  den  440  000 
Bodenstellen,  die  in  England  und  Wales  gezählt  wurden,  waren  5 7 000 
mittelbäuerlich  (zwischen  50  und  100  Acres)  und  68000  grofsbäuerlich 
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(zwischen  loo  und  500  Acres).  Die  entsprechenden  Zahlen  dieser  Be- 
triebsgrofsen  für  Schottland  sind:  10000  und  13000  von  zusammen 
79600  Betrieben.  Die  geringe  Zahl  der  Bodenbetriebe  Schottlands  im 
Verhältnis  zu  der  des  nur  wenig  gröfseren  Irland  rührt  daher,  dafs  nur 
der  fünfte  Teil  des  Bodens  von  Schottland  (4,4  Millionen  von  19,1  Mil- 
lionen Acres)  kultiviertes  Land  — Weide-  und  Ackerland  — ist.  Vom 
Rest  ist  ein  Teil  künstlich  (als  Jagdgrund),  der  weitaus  gröiäere  Teil 
aber  durch  seine  natürliche  Beschaffenheit  (rauhes,  steiniges  Oedland)  der 
Kultur  entzogen.  Unkenntnis  dieses  Umstandes  läfst  Viele  den  bekannten 
Zahlen  über  die  Boden  besitz  Verteilung  in  Schottland  eine  übertriebene 
Bedeutung  lieilegen.  Von  dem  bebauten  Boden  Schottlands  fällt,  im 
Gegensatz  zu  England,  der  gröfste  Teil  auf  Ackerland:  3,5  Millionen 
.\cres  sind  Ackerland  und  nur  1,4  Millionen  Acres  permanente  Weide. 

Die  Landbevölkerung  gruppierte  sich  1891  in  England  und  Schott- 
land wie  folgt : 


England 

u.  Wales 

Scho 

Itl  an  d 

Zalil 

Proz. 

Zahl 

Pro«. 

Svlbütändigu  Bauern  und  Viehzüchter 

. . . 223610 

20,39 

54  33» 

28,10 

Mitarheitrndc  Söhne  ctc.  von  Bauern 

...  67  287 

6,14 

17081 

8,84 

Aufseher  und  Verwalter 

...  18  205 

1.66 

3248 

1.68 

Landarbeiter  und  (•utsknechtc  etc. 

• ■ • 733433 

66,90 

107  100 

55.39 

SchaOiirten 

■ • • ai  573 

»,97 

IOII3 

5,*3 

Pferdeknechte  und  Fuhrleute  , . . 

. . . 25701 

2-34 

312 

0,16 

.^Iaschincncigner  und  Maschinbten  . 

• • ■ 467s 

0,43 

198 

0,10 

Sonst  in  der  I.4indwirt.schaft  Thätigc 

...  1 878 

o.»7 

965 

0.50 

1 096  362 

100.00 

»93,349 

100,00 

Der  Prozentsatz  der  Landarbeiter  der  verscliiedenen  Grade  ist  in 
England  ein  gröfserer  als  in  Schottland,  nämlich  71,21  Proz.  gegen 
60,78  Proz.  Aufserdem  ist  nach  der  .Ansicht  von  Mr.  Wison  Fox  die 
Zahl  der  I..andarbciter  Englands  in  Wirklichkeit  gröfser  als  sie  nach  dem 
Zensus  erscheint,  da  vielfach  Tagelöhner,  die  vorwiegend  als  Land- 
arbeiter thätig  sind,  in  den  Zcnsuslisten  einfach  unter  der  Rubrik 
„Labourer“  aufgeführt  sind.  .Aber  wenn  man  die  Zahl  auch  etwas 
höher  ansetzt,  kommen  doch  bestenfalls  nur  je  3—4  Lohnarbeiter  auf 
einen  selbständigen  l^indwirt  heraus,  ein  Verhältnis,  dafs  nur  zu  einem 
Teil  die  Ersetzung  von  menschlicher  .Arbeitskraft  durch  Maschinen  oder 
den  Uebergang  zu  arbeitsparenden  Kulturen  illustriert.  Zu  einem  Teil 
zeigt  es  die  Lebensfähigkeit  und  selbst  das  Wachstum  der  kleinen  Be- 
triebe, denn  in  neuerer  Zeit  zeigt  sich  in  verschiedenen  Grafschaften 
Englands  eine  Zunahme  von  Kleinbetrieben,  die  nicht  in 
Erbteilung,  sondern  im  Aufstieg  von  Land.arbeitern  zu  Kleinbauern 
wurzelt.  Und  dies  gerade  in  Distrikten,  wie  Cumberland  und  Cheshire, 
wo  die  Landwirtschaft  am  besten  gedeiht. 
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Unzweifelhaft  ist  die  Lige  der  Landarbeiter  in  England  heute  besser 
als  sie  seit  Generationen  gewesen.  Ihre  Gddk>hne  sind,  wie  wir  ge- 
sehen haben,  wesentlich  gestiegen,  und  auch  ihre  Verköstigung  ist  eine 
bessere.  In  den  Grafschaften  des  Nordens  erhalten  sie  statt  drei  jetzt 
fünf  Mahlzeiten  den  Tag.  Vielfach  lassen  ihre  Wohnungen  noch  sehr 
zu  wünschen  übrig,  aber  es  wird  auch  hier  allmählich  besser.  Dals  eine 
Reihe  grofser  Landlords  in  diesem  Punkt  mit  gutem  Beispiel  voran- 
gegangen sind  und  Landarbeiterhäuschen  gebaut  haben,  die  ein  wirk- 
liches Heim  darbieten,  ist  bekannt.  Verschiedene  dieser  l.«ndlords  ver- 
mieten die  Häuser  mit  Umgehung  der  Pächter  zu  mäfsigen  Sätzen 
direkt  an  die  Arbeiter,  vielfach  aber  bestehen  die  Pächter  darauf,  mit 
dem  Pachtgut  auch  eine  Anzahl  solcher  Häuser  zur  Weitervermietung 
zu  erhalten.  Bezeichnenderweise  werden  oft  gerade  die  Häuser,  welche 
die  Landlords  direkt  an  die  Arbeiter  vermieten,  als  „freie“,  die  von  den 
Pachtern  übernommenen  als  „gebundene“  („tied“)  Häuser  bezeichnet. 

Die  relative  Verbesserung  in  der  Lage  der  L-mdarbeiter  wird  ferner 
durch  das  rasche  Abnehmen  der  weiblichen  Lohnarbeit 
auf  dem  Lande  veranschaulicht.  Am  stärksten  ist  die  weibliche 
Lohnarbeit  zur  Zeit  noch  in  Schottland,  wo  auf  95  000  männliche 
3 2 000  weibliche  I.andarbeiter  entfielen.  In  Irland  ist  der  Prozentsatz 
schon  geringer,  dort  kommen  auf  358000  männliche  auch  gerade  rund 
3 2 000  weibliche  l.,andarbeiter,  wogegen  die  Zahl  der  weiblichen  Bewirter 
von  Kauern-  etc.  Gütern  sich  auf  68568  belief.  Verschwindend  gering 
ist  er  aber  in  England  und  Wales.  Von  rund  780000  Landarbeitern 
aller  Grade  waren  1891  dort  nur  24000  weiblichen  Geschlechts.  „Die 
Beschäftigung  von  Frauen  bei  landwirtschaftlicher  Arbeit  im  Freien  ist 
im  schnellen  Verschwinden  begriffen,  die  einzigen  Grafschaften,  wo  sie 
noch  in  einigermafsen  erheblichem  Grade  als  Sitte  bezeichnet  werden 
Icann,  sind  Durliam  und  Northumberland.“  (S.  2S7).  Nur  auf  klein- 
bäuerlichen Gütern  helfen  die  Frauen  und  Töchter  des  Bauern  auch  im 
F'elde,  und  ferner  werden  auf  Blumen-,  Obst-  und  Hopfenfarmen  viel- 
fach Frauen  aus  den  Städten  für  die  Erntearbeiten  angeworben.  Sonst 
ist  die  weibliche  Arbeit  in  der  englischen  Landwirtschaft,  wo  sie  noch 
vorkommt,  auf  Arbeit  in  Molkereien  und  dergleichen  beschränkt,  doch 
wird  auch  hier  die  weibliche  Arbeit  immer  seltener. 

Schliefslich  sei  noch  bemerkt,  dafs  unter  dem  Einflufs  des  steigenden 
•M.mgels  an  Arbeitskräften  auf  dem  Lande  die  früher  in  England  so 
verbreiteten  Werbemärkte  i,„hiring  fairs“),  wohin  Gutsbesitzer, 
Bauern  etc.  auf  der  einen,  Knechte,  Mägde  etc.  auf  der  anderen  Seite 
zogen,  um  Dienstverträge  für  das  Jahr  oder  Halbjahr  abzuschliefsen,  zu 
einem  grofsen  Teil  in  Wegfall  gekommen  sind.  Und  wo  sie  sich 
erhalten  haben,  bilden  sie  meist  nur  einen  Vorwand  für  einen  Ver- 
gnügungsausflug in  die  Marktstädtc.  „Viele  der  sogenannten  Werbemärkte 
- 18» 
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iff  diesen  Grafschaften  sind  heute  reine  Vergnlifjungsniarkte,  das  System 
direkter  privater  Anwerbung  hat  fast  allgemein  Platz  gegriffen“  (S.  17). 
Auch  darin  prägt  sich  eine  Besserung  der  Lage  der  l.andarbeiter  aus. 

‘ Wie  lange  nun  diese  Besserung  anzulialten  vers])richt,  und  in  weichem 
Sinne  sie  als  ein  Zeichen  gesunder  Entwicklung  der  englischen  Land- 
wirtschaft zu  betrachten  ist,  erheischt  eine  Untersuchung,  die  aufserhalb 
des  Rahmens  dieser  Darstellung  fallt.  Sie  ist,  wie  schon  liemerkt  wurde, 
in  hohem  Grade  eine  Rückwirkung  der  fortgesetzten  Anziehung  von 
Arbeitskräften  durch  die  Industrie,  und  hat  aufserdein,  wie  in  Irland  so 
auch  in  England  und  Schottland,  sehr  viel  der  Auswanderung  zu  ver- 
danken. Beides  weist  auf  die  hochgradige  Veränderung  der  Agglornera- 
äonsverhältnisse  der  Bevölkerung  hin,  die  uns  als  Entvölkerung  des 
flachen  Landes  und  Ueberfüllung  der  grofsen  Städte  und  Industriezentren 
heute  so  jreinlich  berührt.  Ob  aber  die  absehbare  Zukunft  wieder  zu 
einer  wesentlich  gleichmäfsigeren  Verteilung  der  Bevölkerung  führen  oder 
die  Ausgleichung  dieses  Mifsverhältnisses  hauptsächlich  in  der  steigenden 
Verallgemeinerung  stetig  \erbesserter  Verkehrsmittel  beruhen  wird,  hängt 
von  Entwicklungen  ab,  die  sich  heute  noch  nicht  genau  bestimmen 
lassen.  Die  sich  mehrenden  .-Vuszüge  städtischer  Arbeiter  zu  gewissen 
Emtearbeiten  verwirklichen  ein  Stück  Idee  der  alten  Utopisten,  wenn 
auch  in  Formen  und  auf  Grund  von  V'oraussetzungen,  von  denen  diese 
keine  Ahnung  hatten.  Immerhin  sind  sie  als  Zeichen  einer  um  sich 
greifenden  Tendenz  der  Beachtung  wert. 
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Ergebnisse  der  vierjährigen  Thätigkeit 
der  obligatorischen  gegenseitigen  HägelVdrSidherung 
in  Bulgarien. 

Von  ■ . j ■ 

Dr.  BORIS  MINZES,  ’ ‘ ’ 

• Ji'nrralinsprktor  im  Handels-  und  Ackcrbauministeriuni,  in  Sofia. 

lin  Band  XIII  (S.  462  u.  ff.)  dieses  Archivs  l>efafste  ich  mich  mit 
dem  vom  Fürstentum  Bulgarien  im  Jahre  1896  angestellten,  einzig  da- 
stehenden Versuch  einer  allgemeinen  Zwangs-Hagelversicherung  (cf.  den 
.\ufsatz;  Das  staatssozialistische  K.\j)eriment  einer  obligatorischen  gegen- 
seitigen Hagelversicherung  in  Bulgarien).  Seit  dessen  Erscheinen  sind 
noch  zwei  Hagelversicherungsperioden  ver.strichen  und  die  Thätigkeit 
des  Instituts  h.it  neue  Erfahrungen  gezeitigt.  I.eider  ist  erst  vor  kurzem 
eine  systematische  Sichtung  des  an  statistischen  Daten  überreichen  Ardiivs 
der  Hagelversicherungssektion  im  Handels-  und  Ackerbauministeriums 
in  -Angriff  genommen  worden.  Mit  der  Klassifizierung  des  Materials 
befafst  sich  das  fürstlich  bulgarische  statistische  .\mt,  und  es  dürften 
wohl  noch  mehrere  Monate  vergehen,  bis  es  die  interessanten  Einzel- 
heiten veröffentlichen  wird.  Diese  Publikation , die  mit  einer  fr.anzö- 
si-schen  Parallelübersetzung  versehen  sein  wird,  dürfte  gewifs  von  allge- 
meinem wis.senschaftlichen  Interesse  sein.  Vorläufig  standen  mir,  ahge- 
selien  von  den  letzthin  von  der  Versicherungssekiion  in  bulgarischer 
Sprache  veröffentlichten  Berichten,  auch  sonstige  w'ertvolle  mündlidie 
und  archivalische  Angaben  zur  Verfügung.  Ueberdies  verfolge  ich  seit 
vier  Jahren  die  Thätigkeit  dieses  Instituts  mit  gröfster  Aufmerksamkeit, 
und  ich  gab  mir  Mühe,  l>ei  meinen  Reisen  auf  dem  flachen  Lande,  den 
Einflufs  der  Hagelversicherung  auf  die  L.indbevölkerung  zu  erforschen. 
Vor  ■ allem  mögen  einige  statistische  Tabellen  die  vierjährige  Thätigkeit 
des  Hagelversicherungsinstituts  veranschaulichen. 
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Tabelle  I. 


Budget  des  Versicherungsfonds. 
Einnahmen. 


Saison  1896 
Kr*. 

; Saison  1897 
1 Krs. 

Saison  1898 
“ Frs. 

1 Saison  1899 
Frs. 

1.  5 Prozent  Zoscbla^- 
Steuer 

893380W 

892 1 10.45 

i 

895  657,80 

896  509.28 

2.  Versiclicrungstaie  der 
von  der  Grundsteuer 
befreiten  Güter . . . 

1 

2084.93 

j 

2 177.10 

»457.07 

2 75 ‘ 43 

3.  Staatsbeitrag .... 

500000,00  1 

500  000.00 

500000,00 

500  000,00 

Summa 

* 395  4*5  02  i 

> 394  *«7.55 

1 398 1 14,87 

1 399  260.71 

Ausgaben. 


Saison  1896 
Frs. 

Saison  1897 
Frs. 

Saison  1898  Saison  1899 
Frs.  Fts. 

1.  VerwaHungft-,  SebaU- 
u.  dgl.  .\usgabcn 
f.  /xnlffaiverwaitottg  . 

40UJI 

1 1 o6ü4>o 

104704»  K 

2.  Kanzleiau.sgabcn 

6 458,29 

2039,11 

62.4,35,* 

3.  Gebühren  Hir  die 
Schatzungskotnmis- 
sionen 

15922.34 

‘5  9795° 

55  160,81  1 10690.27 

4.  (terichUkosten  . . 

336.*o 

809,16 

2 607,20  1 419.00 

5.  Xaclitragl.  Ausgaben  ' 

— 

— 

10  000.00  1 10  000.00 

6.  Statistik  des  t!agel- 
\*ef»ichcrungsfonds 

— 

— ,12  000.00 

1 

Summa 

26  728,74 

298S7.77 

84452,36  62173,0s 

U.  llen  Ver>iclH‘i1(’ii  aus* 
gezaUJt 

1 367  888,41 

‘ 338461.32 

^111.  Uem  Rcservel'oml  zu- 
geführt 

847,87 

25  9384° 

1 285021,00  j 1 310556.00 
28641,51  26531,66 

Summa 

I 395  465,02 

1 394  287,55 

1 398  1 1 4,87  I 390  260,7 1 
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Tabelle  II. 


Die  verursachten  Hagelschäden  und  die  relative  Summe 
der  ausgezahlten  Vergütungen. 


Saison  1896 

Saison  1897 

Saison  1898 

Saison  1899 

Es  wurden  Schaden  fest- 
gesettt  im  Werte  von 

2 442  374  Frs. 

I 538618  Frs. 

848ros7  Frs. 

3066579  Prs. 

Gemifs  Artikel  1 3 , den 
Versicherten  bezahlt 

56,04  Pror. 

87,28  Proz. 

15,48  Proz. 

43  Froz. 

Die  vom  Hagel  beschä- 
digte BodcnHäche  . . 

359  870  Dek. 

196  418  Dek. 

988  676  Dek. 

260  798  Dek. 

Die  Zahl  der  beschädigten 
Landleute 

34  750 

33  393 

89331 

45  034 

Die  Zahl  der  beschädigten 
Dörfer 

$«7 

516 

1 095 

589 

Die  Zahl  der  beschädigten 
Hesirke 

as 

69 

79 

71 

Tabelle  IV. 

Gesamtleistung  (an  5 Prozent  Zuschlagsteuer)  sowie  die 
Gesamteinnahmen  der  Kreise  während  der  vier 
Hagelsaisons  1896 — 1899. 


K reis 

Gc.saml- 

leistung 

Gesamt- 

einnahmen 

j Währentl  der  vier- 
jährigen Periode 
hat  der  Kreis  mehr 
(oder  weniger)  be- 
kommen , als  er 
gezahlt  hat 

1.  Burgas 

Frs. 

161  492 

' Frs. 

155821 

Frs. 

— 5671 

t.  Varna 

305633 

276821 

— 2981 1 

3.  Vidin 

122  172 

194857 

-4-  72  68^ 

4.  Vratca . 

196  966 

270  231 

+ 73  265 

5.  Kjufftendil 

133  539 

229727 

4-  96 18S 

6.  Loveö 

77915 

191  373 

4- 113458 

7.  Lom 

149235 

204  993 

+ 55  758 

8.  Plcvcn 

150873 

218  109 

+ 67336 

9.  Plodiv  (Philippopel)  .... 

237669 

420  243 

+ 182574 

10.  Hazgrad  . * 

169250 

80  859 

— 88  391 

II.  Russe  IRustschuk) 

209317 

91  897 

— 117420 

12.  Soba 

143  '33 

569  124 

i + 425  992 

13.  Siliftra 

162472 

88  585 

- 73887 

14.  Svütov  (Sistovo) 

15«  367 

190430 

+ 39063 

I}.  Sevlievo 

71  7*3 

38350 

— 33  373 

10.  Sliven 

188237 

402  832 

+ 214595 

17.  Stara>Zagora 

294  752 

917  404 

622  652 

18.  Tmovo 

209430 

180  139 

— 29291 

19.  Trn 

39291 

260  020 

+ 220720 

20.  Tatar-Pazardiik 

HO  245 

164  ia8 

53  883 

21.  Chaskovo 

i3';s9o 

90  102 

— 45  48S 

22.  Sumen  (Schumla) 

166776  i 

64 139 

— 102  637 
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Die  in  den  obigen  Tabellen  angeführten  Daten  stimmen  keineswegs 
vollständig  nicht  nur  mit  denen,  die  ich  für  die  ersten  zwei  Hagelver- 
sicherungsperioden im  Bd.  XIII  (S.  462  u.  ff.)  die.ses  Archivs  angegeben, 
sondern  auch  nicht  mit  denen  überein,  die  sich  in  der  letzten,  für  die 
Pariser  Weltausstellung  bestimmten  \’erötfentlichung  des  fürstlich  bulga- 
rischen Handels-  und  Ackerbauministeriums  befinden.*)  Die  Ursache 
davon  ist,  dass  infolge  verspäteter  Gerichtsurteile  sowie  sonstiger  Um- 
stände nachträgliche  Berichtigungen  vorgenommen  werden  mussten.  Die 
Daten  der  obigen  Tabellen  sind  daher  die  genauesten,  da  sie  den  ent- 
giltigen  Rechnungsabschlufs  vorstellen.  Auch  ist  in  den  obigen  Tabellen 
folgende  Ergänzung  zu  beachten:  Bruchstücke  eines  Francs  werden  nicht 
den  Versicherten  ausbezahlt,  sondern  dem  Reservefond  zugeführt. 

Die  obigen  Tabellen  sind  in  vieler  Hinsicht  lehrreich.  Bereits 
während  der  ersten  \ier  Hagelversicbenmgsperioden  hat  sich  hcraus- 
gestellt,  dafs  sämtliche  zweiundzwanzig  Kreise  des  Fürstentums  vom 
Hagel  beschädigt  worden,  wenn  auch  nicht  in  gleichem  Mafse.  Am 
meisten  wurden  die  nordöstlichen  Kreise  Rustschuk,  Silistria,  Schumen, 
die  zwischen  der  Donau  und  dem  nördlichen  .\bhang  der  Balkankette 
liegen  und  die  östlichen  Krei.se  Varna  und  Burgas,  am  Schwarzen  Meere; 
und  schliefslicli  der  sich  an  der  türkischen  Grenze  befindende  südUche 
Kreis  Chaskovo  verschont.  Es  ist  auch  an  den  Tag  getreten,  dafs  die 
„annähernden"  Berechnungen  des  Schöpfers  des  Hagclversichcrungs- 
Instituts,  des  früheren  Finanzministers  Gesov  (cf  Archiv  XIII,  S.  462) 
bedeutend  unter  der  Wirklichkeit  zurückgeblieben,  so  dafs  das  Versiehe* 
Tungsamt  im  Jahre  tSpS  kaum  im  stände  war,  15,48  Prozent  der  er- 
littenen Schäden  zu  bezahlen,  von  denen,  laut  § *3  des . Gesetzes,  nur 
80  Prozent  vergütet  werden. 

Dann  müssen  auch  andere  höchst  wichtige  Umstände  berticksichtigt 
werden.  Das  Finanzministerium  beeilte  sich  rechtzeitig  aus  dem  Versiche- 
rungsinstitut Kapital  zu  schlagen:  zur  "Deckung  der  Steuerrückstande  l>e- 
schlagnahmte  es  die  den  Versiclierten  zu  vergütenden  Gelder,  so  dafs 
zuguterletzt  es  den  Anschein  haben  wollte,  als  ob  sich  das  Finanz- 
ministerium gegen  Hagelschäden  versichert  hätte.  Rin  grofscr  Mifsstand 
erwuchs  aus  der  .\rt  und  Weise,  wie  die  fünfprozentige  Zuschlagssteuer 
(die  Vcrsicberungsprämie'i  etholren  wurde:  indem  sie  samt  den  übrigen 
Steuern  eingetricben  wurde,  geriet  das  Versicherungsamt  in  eine  Art 
„Gütergemeinschaft“  mit  dem  Finanzministerium,  nur  dafs  das  erstere 
zuweilen  zu  kurz  kam.  als  das  letztere  nicht  auf  Rosen  gebettet  war. 
Die  vom  Hagel  Beschädigten  mufsten  infolgedessen  sehr  oft  und  sehr 
lange  rvarten,  bis  ihnen  die  Entschädigungssumme  ausgezahlt  wurde. 
Dazu  gesellten  sich  immer  mehr  gefährliche  Uebel  „lokaler  Natup'.  In 

•)  t.a  Itulgarir  ä l'Kxp..siüon  Universelle  Internationale  eie  1900  a Paris.  Paris 
igoo, 'S.  29.  . 
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den  Schatzungskommissionen  batten  Landleute  das  Uebergewicht ; obwohl 
sich  unter  ihnen  gewählte  „Unparteiisclie“  befanden , so  gingen  sie 
dennoch,  zu  Gunsten  der  Bauern,  mit  den  „Staatsgeldem“  nicht  allzu 
glimpflich  um;  und  dann  fehlte  es  dem  Venicherungsaint  bei  der  Kon- 
trolle und  dem  Friedensrichter,  im  Falle  des  Rechtsstreites,  beim  Urteils- 
spruch an  einem  sicheren  Kriterium:  bei  Abwesenheit  jeder  landwirt- 
schaftlidien  Produktionsstatistik  konnten  die  Schätzungskommissionen  den 
zu  erwartenden,  vom  Hagel  bescliädigten  Bodenertrag  „nach  Gutdünken“ 
überschktzen,  und  der  beschkdigte  Versicherungsfonds  hatte  noch  stets 
zuguterletzt  auch  die  Gerichtskosten  zu  tragen.  Diesen  erschreckenden 
Milsständen  setzte  der  folgende  Umstand  die  Krone  auf:  in  Bulgarien 
sind  sämtliche  Staatsdiener  absetzbar:  ohne  einen  Grund  anzuge1>en, 
kann  jeder  Minister  sogar  sämtliche  ihm  unterstehenden  Beamten, 
selbstverständlich  „im  Interesse  des  Dienstes“,  einfach  entlassen ; die 
Minister  hängen  aber  von  den  Stimmzetteln,  und  deren  Zahl  von  dem 
guten  oder  bösen  Willen  der  ausschlaggebenden  hagel versicherten  Land- 
bevölkerung ab ; ergo  — vor  den  Wahlen  besonders  — mufcte  das  Ver- 
sicheningsamt  sich  sehr  oft  in  sein  Schicksal  fügen  und  die  offenbar  zu 
hohen  Schätzungen  mit  in  den  Kauf  nehmen.  Auch  wurde  es  klar,  dafe 
die  Versicherungsprämien  (etwa  2 — 3 pro  Mille)  allzuniedrig  sind,  sowie 
dals  es  höchst  ungerecht  ist,  beim  Prinzipe  der  kommunistisch  gleichen 
Prämien  zu  verharren ; gab  es  doch  genug  Gebirgsdörfer,  wo  die  Bauern 
Gebete  verrichteten,  es  möge  doch  ihnen  vom  Hhnmel  ein  tüclitiger 
Hagel  beschert  werden! 

Aber  all  dies  sind  Uebel,  die  man  bei  gutem  Willen  und  Ausdauer 
entfernen  könnte.  An  das  Hagelversicherungsinstitut  hat  sich  die  länd- 
liche Bevölkerung  Bulgariens  gewöhnt,  und  viele  Tausende  von  Bauern, 
denen  die  meisten  Schattenseiten  dieses  Zwangsversicherungsinstituts 
entgehen,  lernten  seinen  Nutzen  kennen.  Trotz  scharfer  Kritik  und  trotz 
offenkundiger  Mifsbräuche  (anch  an  Skandalprozessen  fehlte  es  nicht !), 
ist  man  in  Bulgarien  weit  davon  entfernt,  an  die  W'urzeln  dieses  In- 
stituts die  Axt  legen  zu  wollen.  Die  Zentralverwaltung  kämpfte  redlich 
für  die  Sanierung  der  sich  eingestellten  Auswüchse  und.  jetzt  tagt 
wiederum  im  Handels-  und  Ackerbauministerium  eine  Spezialkominission, 
die  beauftragt  worden  ist,  eine  wissenschaftlich  und  praktisch  sichere 
Grundlage  zur  gesetzlichen  Umgestaltung  des  Hagelversicherungsinstituts 
zu  schaffen.  Von  den  Erfolgen  der  bevorstehenden  Reform  wird  mithin 
die  Existenz  dieses  originellen  sozialen  Experiments  des  Fürstentums 
Bulgarien  abhängen,  dessen  Gesetzgeber,  ohne  sich  um  „nationalökono- 
mische Finessen“  zu  kümmern,  sich  gleichsam  in  jugendlichem  Uebereifer 
erdreisteten,  den  gordischen  Knoten  der  Hagelversichcrungslrage  mit  einem 
kühnen  Hieb  zu  zerhauen.  Nur  sehr  selten  erheben  sich  im  Fürstentum 
Stimmen  gegen  das  Vorhandensein  des  staatlichen  Hagelversicherungs- 
instituts.  Die  vor  einigen  .Monaten  in  der  bulgarischen  ökonomischen 
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Gesellschaft  stattgehabten  Debatten,  sowie  einige  eingehende  Aufsätze 
über  dieses  Institut,  brachten  an  den  Tag,  dass  man  es,  abgesehen  von 
den  ihm  anhaftenden,  jedoch  zu  verbessernden  Mängeln  nicht  nur  als 
höchst  wohlthuend  betrachtet,  sondern  dass  sich  unter  den  gebildeten 
Bulgaren  verschiedener  Parteischattierungen  eine  sehr  grofse  Neigung 
kundgiebt,  die  Grundlagen  des  Hagelversicherungsinstiluts  zu  erweitern, 
um  es  mit  der  Zeit  in  ein  Mifsemteversicherungsinstitut  verwandelt  zu 
sehen.  Diese  Strömung  unterstützten  die  schrecklichen  Folgen  der  drei 
vorletzten  infolge  verschiedener  Elementarereignisse  eingetretenen  Mifs- 
emtejahre  (1897—1899),  die  sogar,  zum  ersten  Mal  seit  dem  Bestände 
des  Fürstentums,  zu  partieller  Hungersnot  führten. 
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Gellt,  Hans,  Freiherr  v.  d.,  Beigeordnetem  des  Bürgermeisters  der 
Stadt  Strafsburg  i.  E.  Die  Wohnungsinspektion  und  ihre  Aus- 
gestaltung durch  das  Reich.  Mit  dem  Entwürfe  eines  Reichs- 
gesetzes im  Anhänge  und  zahlreichen  orts-  und  landes- 
gesetzlichen Bestimmungen  als  Beilagen.  Herausgegeben 
vom  \'erein  Reichs- VVohnung.sgesetz.  Göttingen  1900, 
V^andcnhocck  u.  Rupprecht.  Xll  u.  104  S.  8". 

Die  Förderung  des  Arbeiterwohnungswesens  und  die  Bekämpfung  der 
Sckwindsuchtsgefahren.  Vorträge  von  Oberbürgermeister  Dr. 
Adickes,  Landesrat  Dr.  Schröder  und  Bankdirektor 
Thorwart.  Bericht  über  die  i.  Versammlung  des  Vereins 
für  Förderung  des  Arbeiterwohnungswesens  und  verwandte 
Bestrebungen  vom  23.  .April  1900  zu  Frankfurt  a.  Main. 
Frankfurt  a.  M.  1900.  66  S.  8 ®. 

Cohn,  Louis,  Die  Wohnungsfrage  und  die  Sozialdemokratie.  Ein 
Kapitel  sozialdemokratischer  Gemeindepolitik.  München  1900, 
M.  Ernst.  76  S.  8 ®. 

Auf  dem  Gebiet  der  Wohnungsfrage  vollzieht  sich,  wenn  nicht  alle 
Zeichen  trügen , gegenwärtig  ein  bedeuts.amer  Umschwung.  Dieser 
Zweig  der  Sozialpolitik  gehörte  zwar  immer  zu  denjenigen,  die  sich  be- 
sonderer .Aufmerksamkeit  erfreuten:  die  Litteratur  des  Gegenstandes  ist 
eine  zahlreiche,  wenn  auch  ihr  Wert  zum  Umfang  in  einem  argen  Mifs- 
verhältnis  steht;  an  positiven  V'ersuchen  aller  Art  zur  Verbesserung  der 
Zustände  mangelt  es  auch  nicht.  Trotzdem  war  das  Gefühl  vor- 
herrschend, dafs  wir  in  dieser  Frage  über  den  toten  Punkt  nicht  hinaus- 
gelangen können,  und  ungeachtet  vieler  theoretischen  und  zum  Teil  wert- 
voller praktischen  Leistungen,  die  Verhältnisse  im  ganzen  genommen 
nicht  nur  aufserordentlicli  traurige  bleiben,  sondern  von  Jahr  zu  Jahr 
sich  noch  verschlimmern.  .Allein  in  der  merkwürdigen  VVei.se,  wie  unter 
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dem  still  wirkenden  Druck  der  gesellschaftlichen  Thatsachen  eine  schein-, 
bar  plötzliche  Wandlung  in  den  Ideen  und  allgemeinen  Anschauungen 
zum  Durchbruch  zu  gelangen  pflegt,  hat  auch  in  der  Wohnungsfrage  die 
öffentliche  Meinung  sich  geändert.  Zu  den  Symptomen  dieser  Strömung 
gehört  das  lebendige  Interesse,  das  im  Unterschied  von  ilirer  früheren 
Haltung  die  Sozialdemokratie  an  der  Wohnungsfrage  zu  nehmen  anfangt, 
und  die  fruchtbare  Wirksamkeit  des  Vereins  Reichswohnungsgesetz. 
Die  oben  genannten  Schriften  sind  Zeichen  des  angedeuteten  Fortschritts. 

Die  Schrift  von  Goltz  über  die  Wohnungsinspektion  und  ihre 
Ausgestaltung  durch  das  Reich,  ist  auf  Veranlassung  des  Vereins 
Reichswohnungsgesetz  entstanden.  Dieser  besteht  erst  seit  zweieinhalb 
Jahren  und  hat  nach  seinen  Satzungen  den  Zweck,  zum  Behufe  der 
V'erbes,serung  der  Wohnungsverhältnisse  eine  durchgreifende  Gesetz- 
gebung, in  erster  Linie  von  seiten  des  Reiches  anzuregen  und  vorzu- 
bereiten. Zu  seiner  wohldurchdachten  Arbeit  gehört  das  Unternehmen, 
mit  Hilfe  eines  Kreises  von  Spezialisten  in  einer  Reihe  von  Abhand- 
lungen jede  einzelne  Frage  der  Wohnungsreform  einer  gründlichen  Unter- 
suchung zu  unterziehen.  Auf  diesem  Weg  kann  er  zu  einer  Selbstorien- 
tierung auf  dem  durch  die  Kompliziertheit  der  Frage  sehr  schwierigen 
Gebiet  gelangen,  die  Diskussion  der  auf  eine  grofse  Verbreitung  be- 
rechneten Schriften  dürfte  zur  Klärung  der  Probleme  beitragen,  und 
ein  gutes  Fundament  fiir  realisierbare  gesetzgeberische  Vorschläge  ge- 
wonnen w’erden.  Der  Verein  kündigt  im  ganzen  zehn  Schriften  an, 
die,  nach  ihrem  Titel  und  den  Verfassern  zu  schliefsen,  alle  wichtigen 
Seiten  der  Wohnungsfrage  in  instruktiver  Weise  behandeln  dürften. 

Dafs  die  Schrift  ül>er  die  Wohnungsinspektion  in  der  Reihe  als 
erste  erschien,  ist  logisch  und  sachgemäfs.  Eine  gut  organisierte,  über 
das  ganze  Reich.^usgedehnte  Inspektion  eignet  sich  durchaus  zum  Aus- 
gangsjmnkt  für  eine  weitgreifende  Reform,  deren  Ziel  es  ist,  das  Uebel 
mit  der  Wurzel  auszurotten.  Die  Kenntnis  der  durch  die  Inspektion  er- 
mittelten Zustände  vermag  nicht  blofs  unmittelbar  zur  Beseitigung  vor- 
handener Schäden  in  den  alten  Wohnungen  und  zu  ihrer  Verhütung  in 
neuerrichteten  zu  führen.  Wichtiger  noch  ist  die  indirekte  Wirkung,  dafs 
die  Inspektion,  welche  nur  einzelne  Folgen  der  Wohnungsnot  und  nicht 
selten  zweischneidig  trifft,  dazu  drängt,  nicht  bei  der  Kur  der  Symptome 
stehen  zu  bleiben,  sondern  durch  Mafsregeln  tiefergreifender  Art,  die  Ur- 
sachen des  immer  neu  hervortretenden  Elends  zu  beseitigen.  Sehr  richtig 
sagt  in  ähnlichem  Sinne  Goltz:  „Freilich  eine  gute  Wohnungsinspektion 
allein  löst  die  W'ohnungsfrage  nicht.  Im  Gegenteil,  wo  sie  allein  als 
Kampfmittel  gegen  die  Wohnungsnot  verwandt  wird,  mufs  sie  zunächst 
durch  Vermehrung  der  Obdachlosigkeit  und  Zusammendrängung  der  Be- 
völkerung in  den  bisher  noch  nicht  überfüllten  W'ohnungen  diese  Not 
verschärfen.  .Allerdings  wird  sie  dann  auch  durch  schreiende,  die 
Oeffentlichkeit  interessierende  .Mifsständc  bald  denen,  die  es  angeht,  die 
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Augen  Uber  die  Notwendigkeit  jxisitiver  auf  ausreichende  Beschaffung 
gesunder  Wohnungen  abzielende  Malsregeln  öffnen. . . (a.  a.  O.  S.  64  ff.) 

Von  alledem  sind  wir  weit  entfernt.  Denn  selbst  an  den  gesetz- 
lichen Voraussetzungen  fehlt  es  in  dem  weitaus  gröfsten  Teil  Deutsch- 
lands, und  wo  die  rechtlichen  Grundlagen  gegeben  sind,  — eine  wenigstens 
für  die  grofsen  Städte  obligatorische  Wohnungsins|)ektion  findet  sich  zur 
Zeit  nur  in  Hessen  und  Hamburg  (vgl.  a.  a.  O.  S.  Z4)  — , sind  diese 
nicht  ausreichend,  und  noch  weniger  befriedigend  ist  ihre  Anwendung. 
SHir  übersichtlich  setzt  Goltz  die  einschlägigen  Verhältnisse  auseinander; 
selbst  in  seiner  wohlmeinenden  an  manchen  Stellen  allzu  milden  Kritik 
erschemen  sie  in  einem  sehr  traurigen  Licht.  Er  resümiert  seine  Dar- 
stellung dahin,  dafs  das  in  der  Praxis  Geleistete  noch  viel  unzulänglicher 
sei  wie  die  entsprechende  Gesetzgebung.  Nur  äufserst  selten  würden 
die  Handhaben,  die  diese  bietet,  voll  ausgenutzt,  viel  häufiger  — und 
dies  gilt  besonders  für  Ost-  und  Mitteldeutschland  — werde  von  den 
durch  das  Gesetz  gebotenen  Mitteln,  auf  ein  gesundes  Wohnen  hinzu- 
wirken, nicht  oder  nicht  in  annähernd  genügendem  Mafse  Gebrauch  ge- 
macht (a.  a.  O.  S.  39). 

Um  derartige  Mifsstände  zu  beseitigen,  bedarf  es  nach  Goltz  einer 
Uebemahme  der  Wohnungspflege  durch  das  Reich.  Er  weist  die  Hofif- 
nung  auf  eine  befriedigende  Wohnungsgesetzgebung  durch  die  Bundes- 
staaten ab  und  tritt  energisch  und  mit  guten  Gründen  flir  ein  Keichs- 
gesetz  ein.  Die  leitenden  Gedanken  eines  solchen  müfsten  die  fol- 
genden sein;  Zwingende  und  durch  geeignete  Organe  überall  gleich- 
mäfsig  durchzufUhrende  Anordnungen  hätten  zu  verbürgen , dals  die 
sofortige  Beseitigung  der  schlimmsten,  die  allmähliche  Verbesserung  der 
übrigen  ungesunden  Wohnungen  herbeigefUhrt  imd  dafür  gesorgt  werde, 
dafs  in  den  unbeanstandeten  und  neu  zu  errichtenden  Wohnungen 
hygienische  Verhältnisse  für  die  Dauer  sich  erhalten.  Angesichts  der 
grofsen  Mannigfaltigkeit  der  Verhältnisse  soll  sich  das  Gesetz  auf  all- 
gemeine Normen  beschränken  und  nicht  bis  in  alle  Einzelheiten  zwingende 
Bestimmungen  über  die  Beschaffenheit  der  Wohnungen  für  das  ganze 
Reich  geben.  Den  Landes-,  Bezirks-  und  Ortsbehörden  müsse  ein  ge- 
wisser Spielraum  zugestanden  werden.  Härten  des  Gesetzes  gegenüber 
wirtschaftlich  schwachen  £.xi$tenzen  sollen  durch  Heranziehung  öfient- 
liclier  Mittel  ausgeglichen  werden.  Zur  Kontrolle  seiner  Durchführung 
verlangt  Goltz  die  Errichtung  eines  eigenen  Reichswohnungsamtes. 
Dieses  hätte  das  gesamte  auf  die  Wohnungspflege  bezügliche  gesetz- 
geberische, litterarische  und  statistische  Material  zu  sammeln,  die 
Berichte  der  bundes-staatlichen  Zentralbehörden  über  die  Ergebnisse 
der  Wohnungsinspektion  entgegenzunehmen,  den  ganzen  Stoff  zu  be- 
arbeiten und  den  interessierten  Kreisen  zugänglich  zu  machen.  Mit 
jeder  Volkszählung  sollte  eine  Reichswohnungsenquete  verbunden  und 
deren  Ergebnisse  vom  Reichswohnungsamt  zusaminengestellt  werden. 
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l>ie  Mafsnahmen  der  lokalen  Behörden  wären  durch  Landes-  und  Reichs- 
wohnungsinspektoren einer  regelmäfsigen  persönlichen  Revision  zu  unter- 
ziehen. Mit  der  Kontrolle  über  die  Ausführung  des  Wohnungsgesetzes 
fiele  dem  Reichswohnungsamt  auch  die  Ausarbeitung  oder  Begutachtung 
von  Gesetzentwürfen  und  Aelmliches  zu.  ln  allen  Orten  über  10000  Ein- 
wohner und  überall  wo  nach  der  Ansicht  der  höheren  Verwaltungs- 
behörde sich  ein  Bedürfnis  geltend  macht,  sei  eine  obligatorische  und 
ständige  Wohnungspflege  einzurichten,  deren  Leitung  einem  in  der  Regel 
der  Gemeindeverwaltung  anzugliedernden  Wohnungsamt  obliegen  solle. 
Die  Besichtigung  der  Wohnungen  solle  durch  Wohnungskommissionen, 
die  aus  ehrenamtlich  tliätigen  Mitgliedern  beständen  und  durch  Beamte 
zu  unterstützen  wären,  vorgenommen  werden.  Die  Entscheidung  über 
die  Mafsregeln  gegen  ungesunde  Wohnungen  würde  diesen  Kommiaräznen 
zustehen  und  die  im  Gesetz  festzusetzenden  Mindestforderungen  in  Be- 
zug auf  Zimmerhöhe,  Luftraum,  Bewohnbarkeit  von  Dach-  und  Keller- 
räumen,  Aborte,  Trep]>en  etc.  Iiätten  als  Mafsstab  zu  dienen.  Selbst- 
verständlich wäre  im  Gesetz  für  gewisse  Fälle  ein  angemessenes  Ent- 
eignungsverfahreii  vorzusehen  (a.  a.  O.  S.  40 — 63).  Das  sind  im  wesent- 
lichen die  Gesichtspimkte,  die  Goltz  für  ein  Reichsgesetz  Uber  die 
Wohnungsinspektion  aufstellt.  Im  .Anhang  zu  seiner  Schrift  giebt  er  auch 
einen  in  Paragraphenform  gekleideten  Entwurf  eines  solchen  Gesetzes, 
in  Bezug  auf  dessen  Einzelheiten  mancherlei  Einwendungen  zu  machen 
wären.  Allein  wir  unterlassen  dies,  weil  es  zunächst  auf  die  allgemeinen 
und  gruixlsätzlichen  Auffassungen  für  die  ersten  Schritte  auf  dem  W'eg 
zu  einer  durchgreifenden  Reform  ankommt.  In  diesen;  der  Forderung, 
die  W'ohnungsgesetzgebung  zur  Keichssache  zu  machen  und  zu  ihrer 
Dturchführung  ein  mit  weitgehenden  Vollmachten  ausgerüstetes  Reichs- 
wohnungsamt zu  bestellen , hat  er  das  Richtige  getroffen.  Die  Be- 
gründung der  prinzipiellen  Anschauungen  fufst  auf  einer  mit  bedeutendem 
Fleifs  und  hervorragender  Sachkenntnis  bearbeitetem  Material  und  wirkt 
durchaus  überzeugend.  Der  Verfasser  hat  sich  ein  grofses  Verdienst  er- 
worben, und  der  Verein  Reichswohnungsgesetz  konnte  die  Reihe  seiner 
propagandistischen  Schriften  kaum  besser  als  mit  der  von  Goltz  eröffnen. 

Die  an  zweiter  Stelle  genannte  Schrift,  die  den  Bericht  über  die 
Versammlung  des  Vereins  für  Förderung  des  .Arbeiterwohnungs- 
wesens und  verwandte  Bestrebungen  vom  April  1900  wiedergiebt, 
hat  auch  eine  enge  Beziehung  mit  dem  Verein  Reichswohnungsgesetz. 
Wie  der  Vorsitzende  Hallgarten  in  seiner  Rede  (S.  19  u.  20)  mitteilte, 
ist  der  neue  Verein  nach  dem  Muster  des  Rheinischen  Vereins  zur 
Forderung  des  Wohnungswesens  gebildet  worden  und  soll  einen  Zentral- 
punkt für  die  durch  seinen  Namen  bezeichncten  Bestrebungen  in  der 
Provinz  Hes.sen  - Nassau  bilden.  Zu  seinen  .Aufgaben  gehört  auch  die 
Schaffung  eines  Sozialen  Museums,  das  bestimmt  ist,  einen  Ueberblick 
ül>er  sämtliche  gemeinnützige  und  wirtschaftliche  Organisationen  der 
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Arbeiter,  über  die  Arbeiterwohlfahnseinrichtungen,  wie  über  sonstige 
verwandte  Unternehmungen  in  der  Provinz  Hessen-Nassau,  soweit  es 
sich  dabei  nicht  um  Wohltliätigkeitsanstahen  handelt,  zu  geben.  Von 
dem  übrigen  Inlialt  des  Berichts  über  die  Versammlung,  die  einiger- 
mafsen  disparate  Gegenstände  verhandelte,  sei  auf  den  wertvollen  und 
lehrreichen  Vortrag  des  Oberbürgermeisters  Dr.  Adickes  hingewiesen,  in 
dem  die  Wohnungsfrage  zuerst  in  einer  interessanten  historischen  Skizze 
und  dann  speziell  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Aufgaben  der  städtischen 
Venvaltungen  behandelt  wird.  Adickes  rechtfertigt  in  diesem  Vortrag 
den  Ruf  eines  tüchtigen,  für  eine  gesunde  Wohnmigspolitik  energisch 
eintretenden  Fachmanns. 

In  den  geschichtlichen  Reminiszenzen  zur  Wohnungsfrage,  die 
Adickes  in  seinem  Vortrag  giebt,  findet  sich  auch  die  Erinnerung  an 
den  Beschlufs  einer  sozialdemokratischen  Versammlung  vom  Jahre  rS72. 
Die  starre  Negation  gegen  die  Förderung  staatlichen  Eingreifens  auf 
dem  Gebiet  der  Wohnungs|H)litik  ist  glücklicherweise  heute  für  die 
Sozialdemokratie  nichts  mehr  als  eine  Reminiszenz.  Der  Besclilufs  des 
Mainz.er  Kongresses,  die  Wohnungsfrage  auf  dem  nächsten  sozial- 
demokratischen Parteitag  zu  verhandeln,  die  energische  Agitation  gegen 
die  gegenwärtig  besonders  krafs  hervortretende  Wohnungsnot  in  ver- 
schiedenen Städten,  manche  Aeufserungen  im  Reichstag  und  in  ein- 
zelnen Landtagen  sprechen  dafür,  dafs  die  sozialdemokratische  Partei 
gewillt  ist,  die  ungeheuere  Kraft  ihrer  Bewegung  auch  zu  guusten  einer 
Reform  der  Wohnungszustände  einzusetzen.  Cohns  Wohnungs- 
frage und  die  Sozialdemokratie,  die,  von  gewissen  Flüchtig- 
keiten und  einer  unnötigen  -Schnoddrigkeit  der  Ausdrucksweise  an  ein- 
zelnen Stellen  abgesehen,  einen  hülrschen  Versuch  darstellt,  das  Problem 
nach  seinen  wichtigsten  Beziehungen  zu  beleuchten,  dürfte  dazu  bei- 
tragen, die  Ansätze  einer  positiven  Wohnungspolitik  der  Sozialdemokratie 
zu  fördern.  Die  Schrift  ist  indefs  nicht  blofs  unter  diesem  Gesichtspunkt 
wertvoll,  sie  kann  auch  als  eine  gute  Orientierung  über  die  springenden 
Punkte  des  Wohnungsproblems  empfohlen  werden.  Zusammengenommen 
mit  der  besprochenen  Schrift  von  Goltz  wird  sie  zur  Aufklärung  über 
das  vorliegende  Problem  und  die  ihm  enthaltenen  Forderungen  Nütz- 
liches beitragen  und  die  an  verschiedenen  Stellen  in  Flufs  geratene  Be- 
wegung verstärken  helfen. 

HEINRICH  BR.AUN. 
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Die  französische  Unfallversicherungsgesetzgebung.  ’) 

Von 

RAOL’L  JAY, 

Professor  an  der  juristischen  Fakultät  der  Universität  Paris. 

Die  Frage  der  Arbeitsunfallc  stand  lange  Jahre  auf  der 
Tagesordnung  des  französischen  Parlaments.  Die  Ausgestaltung 
<les  (iesetzes  vom  9.  April  1898  läfst  sich  bis  auf  das  Jahr  1880 
zurückverfolgen.  Der  bisherige  Modus,  wie  ihn  die  Recht- 
sprechung der  Gerichte  durch  die  Interpretation  des  Code  civil 
ausbildete,  hatte  seit  geraumer  Zeit  nur  noch  wenige  Verteidiger 
gefunden.  *)  Seine  gesetzliche  Grundlage  enthält  Art.  1 382  des 
Code  civil  in  den  Worten : „Jedwedes  menschliche  Handeln, 
welches  einem  anderen  Schaden  verursacht,  verpflichtet  den,  durch 
dessen  Schuld  dieser  geschah,  zu  dessen  Entschädigung.“  Hierzu 
ist  zu  bemerken,  dafs  man  nach  .Art.  1384  verantwortlich  ist  nicht 
allein  für  eigenes  Verschulden,  sondern  auch  für  jenes  .Anderer,  für 

.Ms  littcrarischcs  Material  für  die  gegenwärtige  Abhandlung  haben  mir  besonders 
gedient : Tarbouricch,  De  la  rcsponsabilile  des  accidents  dont  Ics  ouvriers  son  vic* 
liraes  Uans  leur  travail,  Paris,  189.  — Bulletin  du  Coinite  permancat  du  Congres  des 
accidents  du  travail  1890 — 1900.  — lluchard,  Ic  risque  profcssionnel : histoirc  et 
principe,  1898.  — Bcllom,  de  la  responsabilite  cn  malierc  d’accideots  du  travail, 
1899.  — Sachet,  traite  theorique  et  pratique  de  la  legislation  sur  les  accidents  du 
travail  1899.  — Vassart  et  Nouvion  jacquet,  la  loi  du  9 avril  1898  sur  Ics 
accidents  industricls,  1899 — 1900.  — George  Paulet,  dirccteur  de  l’assurance  et 
de  la  prevoyancc  sociales  au  ministerc  du  commerce,  rapport  sur  la  loi  fram;aise 
'd’assurancc  contre  les  accidents,  Ics  conditions  de  sa  mise  en  application,  fait  au 
CongTfS  des  accidents  du  travail  et  des  assurances  sociales,  Paris,  1900.  — 

*)  Das  Gesetz  vom  9.  April  1898  wurde  in  der  Deputiertenkammer  von  520 
'Votierenden  Abgeordneten  einstimmig  angenommen. 
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welche  man  haften  mufs.  Und  zu  denen,  für  deren  Schuld  der 
Unternehmer  nach  der  französisclien  Rechtsprechung  zu  haften  hatte, 
gehörten  nicht  blofs  die  zur  Leitung  und  Ueberwachung  der  Hc- 
triebe  Hestelltcn,  sondern  auch  die  gewöhnlichen  Arbeiter,  die  Ar- 
beitsgenossen des  Verunglückten  Der  englische  Einwand  des  Com- 
mon Employment  wurde  von  den  französischen  Gerichten  nie  zu- 
gelassen, und  vielleicht  sogar  nie  vor  ihnen  erhoben.  Zur  Ehre 
dieser  Gerichte  sei  hinzugefügt,  dafs  sic  den  Begriff  des  Verschuldens 
in  der  Regel  im  weitesten  Sinne  fafsten  und  auf  Entschädigung  er- 
kannten, wenn  der  Unternehmer  seinen  Verpflichtungen  auch  nur  aus 
blofser  Lhivorsichtigkeit  und  leichter  Fahrlässigkeit  nicht  nachge- 
kommen war.  Indessen  litt  dieser  Modus  der  Regelung  an  schweren 
Ucbelständen,  denen  auch  der  gute  VV’ille  der  Richter  nicht  abzuhclfen 
vermochte.  Vor  allem  war  nie  von  Schaden.sersatz  die  Rede,  wo 
dem  Werkunternehmer  und  den  Personen , für  welche  er  zu  haften 
hatte,  keinerlei  V^erschen,  auch  nicht  das  geringste,  zur  l^st  fiel. 
Deshalb  hatte  der  Arbeiter  allein  nicht  nur  die  <lurch  seine  Un- 
vorsichtigkeit, seine  Schuld  verursachten  Unfälle,  sondern  auch  den 
Zufall  zu  tragen.  Die  Beweislast  darübetj^  dafs  seinen  Unternehmer 
oder  seinen  direkten  Vorgesetzten  ein  Verschulden  treffe,  fiel  dem 
Arbeiter  oder  seinen  Vertretern  zu.  Nun  läfst  sich  aber  bekannt- 
lich der  Beweis  der  Ursachen  eines  Lmfalls  fast  stets  nur  schwer  und 
zuweilen  überhaupt  nicht  führen,  namentlich  wenn,  wie  es  beispiels- 
weise bei  Grubenkatastrophen  gescheiten  kann,  der  Schauplatz  des 
Unfalls  derart  zerstört  wird,  dafs  sich  der  frühere  Zustand  nicht 
mehr  herstellen  läfst.  Wie  schwierig  mufs  aber  eine  solche  Be- 
weisführung erst  für  den  verletzten,  invaliden,  mittellosen  ,\rbeiter 
.sein,  der  keinerlei  juristische  KcnntnLssc  hat,  für  die  Witwe,  die 
Wai.sen,  welche  der  Tot!  des  Familienhauptes  des  Unterhalts  be- 
raubte. 

Zwar  wurde  den  bedauerlichen  Konse<iuenzen  jener  unzuläng- 
lichen juristischen  .Sätze  hier  und  da,  und  häufig  sogar  in  der  Grofs- 
industric,  teilweise  dadurch  begegnet,  dafs  der  L’nternehmcr  seine 
Arbeiter  gegen  die  in  ihrer  Thätigkeit  möglichen  Unfälle  versichert 
hatte.  Die  Kollek-tivversicherung,  d.  h.  die  sämtliche  Arbeiter  eines 
Betriebes  umfa.ssende  Versicherung,  h.itte  seit  einigen  J.ahren  wesent- 
lich an  Bedeutung  gewonnen.  Neben  den  Versicherungsgesellschaften, 
welche  die  Unfallversicherung  als  (ieschäft  betreiben , waren  Ver- 
sicherungsvereine auf  (legenseitigkeit,  von  Untcrtichmcrn  gebildet, 
entstanden,  wie  der  Verein  der  Hüttenwerke  Frankreichs,  jener  der 
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Textilindustrien  u.  a.  Indessen  blieb  nach  wie  vor  eine  grofse  An- 
zahl von  Arbeitern  aufserhalb  des  Bereiches  der  X'ersichcrung,  und 
überdies  waren  die  von  den  (iesellschaften  und  Vereinen  in  Aus- 
sicht gestellten  Versicherungsbeträge  unzulänglich.  Endlich  waren 
nur  zu  oft  die  X'ersicherungspolicen  der  Gesellschaften  derart  ver- 
klausuliert, dafs  sic  in  sehr  vielen  Fällen  juristische  Zweifel  veran- 
lassen niulsten  und  infolgedessen  die  Ausübung  der  Rechte  des 
Unfallbetroftenen  in  hohem  Mafse  beeinträchtigten  oder  gar  un- 
möglich machten.  Kurzum  — wie  weit  die  Unfallversicherung  in 
Frankreich  sich  auch  entwickelt  haben  mochte,  so  genügte  sie 
doch  offenbar  nicht,  um  den  Mängeln  des  Rechtes  abzuhelfen. 

.Anscheinend  hat  vor  allem  die  dem  Unfallbetroffenen  auf- 
erlegte  Beweislast  die  .Aufmerksamkeit  der  Juristen  und  verschie- 
dener Parlamentsmitglieder  erregt.  Es  war  die  Umkehrung  der  Be- 
wcisla.st,  d.  h.  die  V'erpfiichtung  des  Unternehmers,  der  der  privat- 
rechtlichen Haftung  zu  entgehen  wünscht,  zu  beweisen,  dafs  tler 
Unfall  nicht  auf  sein  V'crschulden  zurückzuführen,  oder  sogar,  dafs 
der  Unfall  von  dem  Betroffenen  selbst  verschuldet  sei,  was  die  von 
einigen  Juristen  (Sainctelctte  in  Belgien,  Sauzet  in  FVankrcich)  ge- 
machten Versuche,  die  herkömmliche  Auslegung  des  Code  civil 
durch  eine  neue  zu  ersetzen,  im  .Auge  hatten.  Das  gleiche  Ziel  ver- 
folgten auch  die  ersten  Vorschläge  einer  Gesetzesrefornt,  welche  dem 
französischen  Parlament  unterbreitet  wurden.  Der  von  .Martin  N’adaud 
am  29.  Mai  i88o  der  Deputiertenkammer  vorgelegte  Fintwurf  hatte 
folgende  F'assung:  „Wird  jemand,  der  seine  Dienste  einem  anderen 
vermietet  hat,  bei  seiner  Dienstleistung  verletzt,  so  ist  der  Arbeit- 
geber voll  verantwortlich,  es  sei  denn,  er  beweise,  dafs  der  Unfall 
das  Ergebnis  eines  Verschuldens  des  Betroffenen  sei.“ 

Dieser  Gedanke  einer  Umkehrung  der  Beweisla.st  wird  jedoch 
bald  aufgegeben.  Die  Verfechter  einer  Reform  der  Gesetzgebung 
über  die  Unfallhaftpflicht  stellen  statt  seiner  die  neue  Theorie  der 
Berufsgefahr  auf.  Felix  Faurc  ist  es,  der  als  eister  die.se  Pheorie 
dem  französischen  Parlamente  unterbreitet.  .Sie  liegt  seinem  der 
Deputiertenkammer  am  ii.  F'ebruar  1882  eingereichten  Entwurf 
zu  Grunde.  In  seiner  Rede  am  8.  März  1883  äufserte  er  sich 
folgenderinafsen : „Es  handelt  sich  wegen  der  besonderen  X'erhält- 
nis.se,  unter  denen  sich  die  Arbeit  bethätigt,  um  die  Aufstellung 
folgenden  Prinzips:  Jedes  Unternehmen,  in  dessen  Betriebe  sich  ein 
l'nfall  ereignet,  mufs  die  Folgen  dieses  Unfalls  tragen.  Es  ist  dies 
vielleicht  ein  neuer  Grundsatz,  aber  er  beruht  jedenfalls  auf  der 
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Billigkeit  und  der  Erfahrung.  Ebenso  wie  ein  Unternehmen  die 
Gefahr  der  Abnutzung  und  der  Zerstörung  seines  Materials,  des 
Unbrauchbarwerdens  seiner  Werkzeuge,  die  Gefahr  eines  Brandes 
trägt,  privatrechtlich  und  in  so  mancher  anderer  Hinsicht  verant- 
wortlich ist,  so  muls  auch  ein  Unternehmen  die  Folgen  der  in 
seinem  Betriebe  sich  ereignenden  Unfälle  tragen."  Ein  vereinzeltes 
Beispiel  der  Anwendung  der  Berufsgefahr  konnte  übrigens  Felix 
Faure  schon  aus  dem  Code  de  commerce  anfuhren,  der  im  .Art.  262 
folgenden  Passus  enthält ; „Erkrankt  der  Matrose  während  der  Reise 
oder  wird  er  im  Dienste  des  Schiffes  verletzt,  so  erhält  er  Lohn, 
Verpflegung  und  Kur  auf  Kosten  des  Schiffes.“ ') 

F'elix  Faure  wollte  folglich,  dafs  der  .Arbeiter  auch  dann  ent- 
schädigt werde,  wenn  der  Unfall  nicht  auf  Verschulden  des  Unter- 
nehmers zurückzuführen  sei,  sondern  auf  höhere  Gewalt,  auf  das 
absichtslose  Verschulden  des  Arbeiters.  wollte  aber  nicht,  dafs 
dem  Arbeiter  oder  seinen  Vertretern  als  Ersatz  auch  nur  eines  der 
Rechte  genommen  würde,  welche  ihm  die  allgemeine  Bestimmung 
des  Art.  1382  Code  civil  für  den  Fall  zuerkennt,  d.afs  er  das  Ver- 
schulden des  Unternehmers  bcwei.sen  kann.  Von  dic.scr  Anschauung 
war  auch  die  Kommission  der  Deputiertenkammer  durchdrungen, 
wie  aus  ihrem  Bericht  vom  16.  Februar  1884  erhellt,  den  der 
Conseil prä.sident  1888  auf  der  Rednertribüne  verteidigte.*)  Wir 
sind  der  Meinung,  dafs  diese  Anschauung  richtig  war.  Freilich  ist 
unseres  Erachtens  die  eigentliche  Grundlage  der  Berufsgefahrtheorie 
in  dem  Satze  zu  suchen,  dafs  die  Arbeit  ihren  Mann  nicht  nur 
in  der  Zeit  der  Beschäftigung  und  Gesundheit  ernähren  müs.se, 
sondern  auch  dann  wenn  Arbeitslosigkeit,  Krankheit,  Alter  uiul 
namentlich  ein  Unfall  ihn  an  lohnbringender  Thätigkeit  hindert. 
Aber  es  ist  doch  offenbar  kein  triftiger  (irund  dafür  vorhanden, 
dem  Arbeiter  mit  der  teilweisen  V'erwirklichung  dieses  Ideals  gleich- 
zeitig die  Rechte  teilweise  zu  entziehen,  die  ihm  vordem  die  Grund- 
sätze des  gemeinen  Rechts  zuerkannten. 

Bedauerlicherweise  entfernte  sich  das  französische  Parlament, 

*)Tarbouricch,  la  rcsponsabiütc  des  accidents  dont  Ics  ouvriers  s«)nt  vic- 
times  dans  Icur  travail.  Paris  (Giard  & Bricre)  1S96,  S.  109  ff. 

*)  In  der  Sitzung  v(>m  26.  Mai  188S.  Vgl.  Tarbouricch  a.  a,  O.  S.  156,  An- 
merkung. Dieser  Autor  hebt  hervor,  dafs  Dcluttre  in  der  Sitzung  der  Deputierten- 
kammer  vom  5.  Juli  1888  äufsertc,  cs  sei  ein  Verbrechen,  den  Arbeiter  der  Wohllhat 
des  Art.  1382  zu  berauben. 
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im  I-^ufe  der  Ausgestaltung  des  neuen  Gesetzes  mehr  und  mehr 
von  dieser  anfänglichen  Auffassung  des  beruflichen  Risiko,  der 
Berufsgefahr,  und  geriet  unter  den  Einflufe  einer  Idee,  die  schliefs- 
lich  herrschend  wurde,  — der  Idee  eines  V’ergleiches,  eines 
auf  dem  Wege  des  Gesetzes  zu  schafil'enden  Kompromisses  zwischen 
den  Interessen  der  Unternehmer  und  jenen  der  Arbeiter.  In  diesem 
Sinne  fafstc  Cheyfson ')  die  Berufsgefahr  auf,  als  er  sagte : „Wär 
haben  hier  in  der  That  eine  Art  Vergleich,  der  — in  einer  Sache, 
wo  die  Haftung  nicht  klar  hervortritt  — von  jeder  der  beteiligten 
Parteien  ein  teilweises'  Xachgeben  im  Interesse  ihrer  Sicherstellung 
erheischt.  Sie  verzichten  in  gewissen  Fällen  auf  die  Vorteile  des 
gemeinen  Rechtes,  um  in  anderen  nicht  unter  ihm  zu  leiden.  Der 
-Arbeiter  wir<l  keine  volle  Entschädigung  des  erlittenen  Nachteils 
erhalten,  aber  er  wird  doch  wenigstens  stets  entschädigt  werden, 
anstatt  einer  gesetzmäfsigen  gerichtlichen  Abweisung  seiner  Klage 
zu  begegnen.  Ist  andererseits  der  Unternehmer  nicht  mehr  durch 
die  Verpflichtung  zum  Beweise  geschützt,  so  entgeht  er  den  Ge- 
fahren einer  Totalentschädigung,  mit  welcher  ihm  die  humanitäre 
Rechtsprechung  der  Gerichte  droht.  Kurzum,  die  Berufsgefahr  ist 
eine  Art  Abonnement,  ein  Ausgleich  zwischen  den  äufsersten  Kon- 
seejuenzen  des  gegenwärtigen  Systems.“ 

Dieser  Kompromifsgedanke  ist  der  eigentliche  Vater  des  Ge- 
setzes vom  9.  April  i8y8.  Einige  Tage  vor  der  entscheidenden  .Ab- 
stimmung, am  4.  März  1898,  erklärte  der  Berichterstatter  Thevenet 
im  Senat;  „Die  Idee  des  .Akkords  beherrscht  das  neue  Recht. 
Man  akkordiert  über  den  Unfall,  wie  über  die  Entschädigung  ak- 
kordiert  wird."  Kurz  ge.sagt,  das  Gesetz  von  1898  glaubt,  für  ge- 
wisse Unfälle  die  Grund.sätze  des  gemeinen  Rechtes  beseitigen  zu 
mü.ssen,  welche  sowohl  für  als  gegen  den  Arbeiter  sprechen.  Der 
.Arbeiter  geniefst  bei  tliesen  Unfällen  eine  Entschädigung,  ohne  den 
vom  gemeinen  Rechte  erforderten  Beweis  zu  führen,  aber  er  kann 
sich  nicht  mehr  auf  die  Grundsätze  des  gemeinen  Rechtes  berufen, 
um  eine  Totalentschädigung  dieser  Unfälle  zu  erhalten.  „Die  im 
vorhergehenden  Artikel  bezeichneten  .Arbeiter  und  .Angestellten“, 
erklärt  Artikel  2 des  neuen  Gesetzes,  „können  sich  für  .Anspirüche 
aus  Unfällen,  die  sie  bei  ihrer  .Arbeit  erleiden,  auf  keine  anderen 
Bestimmungen  stützen,  als  auf  jene  des  gegenwärtigen  Gesetzes.“ 
Wir  werden  in  den  folgenden  Zeilen  erörtern,  welche  Unfälle 

Auf  dem  Kongresse  zur  Beratung  der  t'nfallfragc,  Brüssel  1897. 


Digitized  by  Google 


294 


R a o u 1 J a y , 


die  Inanspruchnahme  der  Wohlthaten  des  Gesetzes  von  1898  zu- 
lassen, sodann  wie  die  Unfälle  entschädigt  werden,  und  endlich,  in 
welcher  Weise  die  den  Opfern  der  Unfälle  in  Aussicht  gestellten 
Entschädigungen  gewährleistet  sind.  Alle  prozessualen  Fragen 
werden  wir  im  Interesse  der  notwendigen  Küi-ze  unserer  .Abhand- 
lung beiseite  lassen  und  verweisen  in  Betreff  dieser  den  Leser  auf 
den  Text  des  Gesetzes.’) 


1. 

Das  Gesetz  von  i8g8  findet  nur  bei  Unfällen  Anwendung.  Es 
läfst  — bedauerlicherweise  — alle  Berufskrankheiten  aufser  Betracht, 
d.  h.  Krankheiten,  welche  durch  die  Ausübung  des  gewerblichen 
Berufes  verursacht  werden.  Aber  selbst  nicht  einmal  alle  L'nfälle 
fallen  unter  das  Gesetz.  Soll  infolge  eines  Unfalls  auf  Grund  des 
neuen  Gesetzes  ein  Entschädigungsanspruch  erhoben  werden,  so 
mufs  dieser  Unfall  ein  Arbeitsunfall  sein,  der  einem  .Arbeiter  oder 
•Angestellten  durch  Ausübung  der  .Arbeit  oder  aus  Veranlassung 
der  Arbeit  zuge.stofsen  ist.  Ferner  mufs  dieser  Unfall  eine  Unter- 
brechung der  Arbeit  von  mehr  als  vier  Tagen  im  Gefolge  gehabt 
haben.  Aufserdem  gel)en  nur  die  bei  gewissen  Arbeiten  vorge- 
kommenen L’nfälle  ein  Recht  auf  hintschädigung  nach  dem  (iesetze 
von  1898. 

.-Artikel  1 zählt  als  dem  neuen  Gesetze  unterworfen  auf  das 
Ifaugewerbe,  Hüttenwerke,  Fabriken,  Werften,  Transportunternehmen 
zu  AV'asser  und  zu  Lande,  Unternehmungen  zur  Be-  und  Entfrach- 
tung  von  Schiffen,  öffentliche  Niederlagen,  Bergwerke  und  (iruben- 
betriebc  über  Tag,  Steinbrüche  und  ferner  alle  Betriebe  oder  Be- 
triebszweige, in  denen  Sprengstoffe  hergestellt  oder  gebraucht  werden 
oder  in  denen  eine  Maschine  benutzt  wird,  welche  eine  andere  als 
Menschen-  oder  Tierkraft  bewegt. 

Trotz  dieser  .Aufzählung  sind  über  die  Tragweite  des  Gesetzes 
zwei  gewichtige  Fragen  aufgeworfen  worden.  Findet  das  neue  Ge- 
setz .Anwendung  auf  sämtliche  Industriebetriebe;  Lind  in  welchem 
Mafse  findet  es  .Anwendung  auf  l^ndwirtschaftsbetriebe  ? 

Vgl.  tirn  Wortlaut  iles  (icscl/cs  um!  der  bezügi.  Dekrete  in  der  Rubrik: 
tioclzgebung. 

*)  Auf  die  in  die  Musterrolle  eingeschriebenen  Seeleute  bezieht  sich  das  C»e- 
setz  Vom  9.  April  1898  nicht.  Durch  Gesetz  vt»m  21.  .April  1898  ist  eine  Sparkasse 
für  französische  Seeleute  gcschafTen  worden,  bei  welcher  die  ,.inscrits  maritimes** 
obligatorisch  gegen  die  Folgen  von  Untallen  versichert  sind. 
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[lält  man  sich  an  den  Wortlaut  des  Gesetzes,  so  könnte  cs 
scheinen,  als  ob  abgesehen  von  den  S|>eziell  genannten  Industrien 
oder  Unternehmungen  (wie  z.  B.  das  Baugewerbe,  die  Be-  und  Ent- 
frachtungsunternehmungen)  das  Gesetz  nur  Anwendung  finden  darf 
auf  die  Betriebe,  wo  von  einer  durch  nicht  lebendige  Kraft  be- 
wegten Maschine  Gebrauch  gemacht  wird  oder  wo  Sprengstoffe 
hergestellt  oder  benutzt  werden.  Man  hat  dieser  Auffassung  ent- 
sprechend behauptet,  daCs  das  Gesetz  unberücksichtigt  lasse 
„die  Gruppen  von  Arbeitern,  welche  sich  keiner  Maschinen 
bedienen".’)  Glücklicherweise  gestatten  die  Gesetzcsmaterialien 
eine  weitere  .-Xuslegung.  In  den  letzten  X’erhandlungen  wurde  an- 
erkannt, dafs  die  Aufzählung  des  .Art.  i nicht  als  abschliefsend  zu 
betrachten  sei,  dafs  man  dem  .Anwendungsgebiete  des  Gesetzes  die 
Werkstätten  wie  die  Hüttenbetriebe  un<l  Fabriken  unterwerfen 
könne.  Dieser  weiten  Au.slegung  hat  sich  der  I landeisminister  in 
seinem  Rundschreiben  vom  24.  .August  1899  angeschlossen,  in 
welchem  er  erklärt,  dafs  „jede  Industrie,  grofs  oder  klein,  dem 
Gesetze  untersteht“.  \fon  dieser  .Auslegung  sind  auch  die  bereits 
ergangenen  zahlreichen  Entscheidungen  des  Beratungsausschusscs 
für  .Arbeitcrunfallversicherung  durchdrungen,  welcher  durch  Ver- 
ordnung vom  28.  Februar  1899  im  Handelsministerium  einge.setzt 
wurde.  Wir  dürfen  hoffen,  dafs  sie  von  den  Gerichten  gleichfalls 
gebilligt  wird.  Jede  Unterscheidung  zwischen  Hütten-  und  F'abrik- 
betrieben  einer-,  und  Werkstätten  andererseits  wäre  offenbar  will- 
kürlich und  verkehrt.  *) 

Was  sodann  die  Anwendung  des  Gesetzes  vom  9.  .April  1898 
auf  die  I.andwirtschaft  betrifft,  so  ist  sie  verneint  worden,  da  in- 
zwischen ein  Gesetz  vom  30.  Juni  1899  ergangen  ist,  welches  die 
Anwendung  jenes  Gesetzes  auf  die  .Arbcitsunfälle  in  Landwirtschafts- 
betrieben regelt.  Diese  allgemeine  Regelung  läfst  nur  eine  einzige 
.Ausnahme  zu.  Sind  nämlich  die  Unfälle  veranlafst  durch  den  Ge- 
brauch von  Maschinen,  die  durch  unbelebte  Motoren  bewegt  werden, 
so  haftet  der  Unternehmer  des  Motors,  d.  h.  die  Fänzel-  oder  die 
Kollektivperson,  welche  den  .Motor  betreibt  oder  ihn  durch  .Angc- 

*)  Grüner  im  „HuUetin  du  Comitr  }>cfmancnt  des  accidents  du  travaU  et  des 
assuranrc.s  sociales,  1898.  S.  2. 

*)  Vgl.  Georges  Faulet,  directeur  de  )';issurance  et  de  la  prevoyance 
s<»ciales  au  mini-stfre  du  commerce,  Rapport  sur  la  loi  fran^aisc  d'assurance  cuntre 
les  accidents,  les  conditions  de  sa  mise  en  application ; rapport  fall  au  Congres 
international  des  accidents  du  travail  et  des  assurances  sociales.  1900,  S.  6 ff. 
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stellte  betreiben  läfst,  für  die  Entschädigungen,  welche  das  Gesetz 
von  1898  allen  von  solchen  Unfällen  bei  Ausübung  oder  aus  Ver- 
anlassung ihrer  Arbeit  betroffenen  Personen  zuerkennt,  wenn  sie  mit 
der  Handhabung  oder  mit  der  Bedienung  der  Motorc  beschäftigt 
waren ; und  zwar  erhalten  diese  Personen  die  Entschädigung  vom 
Unternehmer  auch  dann,  wenn  sie  — dies  ist  eine  Ausdehnung  der 
Bestimmungen  des  1898  er  Gesetzes — nicht  [,ohn-Arbeiter  oder  -An- 
gestellte des  L^nternehmers  waren.  Man  wollte  hierdurch  alle  Per- 
sonen schützen,  die  bei  der  Handhabung  der  Maschinen  behülfliclv 
sein  sollen,  — Gesinde,  Familienglieder,  Nachbaren  des  I.andwirt.s. 
Steht  der  Unfnllbctroffene  nicht  im  Lohne  oder  nicht  in  festem  Lohne, 
so  wird  die  Entschädigung  nach  dem  Tarife  des  Gesetzes  vom 
9.  April  1898  unter  Zugrundelegung  des  Durch.schnittlohnes  der  L;>nd- 
arbeiter  der  Gemeinde  berechnet.  Diese  Haftung  des  Unternehmer.s, 
der  eine  von  einer  unbelebten  Kraft  getriebene  landwirtschaftliche 
Maschine  benutzt,  ist  von  hoher  praktischer  Bedeutung.  Dessenun- 
geachtet bleiben  die  landwirtschaftlichen  Unfälle  im  engeren  Sinne 
des  Wortes  und  namentlich  alle  jene,  von  denen  die  mit  der  War- 
tung und  Führung  der  Haustiere  betrauten  Landarbeiter  betroffen 
werden,  aufserhalb  des  Bereiches  des  neuen  Gesetzes  und  einer  Ge- 
setzgebung unterworfen,  deren  Unzulänglichkeit  anerkannt  Lst.  Es 
ist  dies  eine  bedauerliche  Thatsache,  und  es  erscheint  eine  Re- 
form und  die  Ausdehnung  des  neuen  Gesetzes  in  dieser  Richtung 
äufserst  wünschenswert. 

Wie  weil  man  mit  dem  Prinzip  der  Berufsgefahr  gehen  könne, 
ist  eine  schwierige  Frage,  die  sich  jedem  Gesetzgeber  aufrlrängt,  der 
sich  für  dies  Prinzip  entschieden  hat.  Darüber  ist  man  einig,  dafs 
der  einen  Unfall  bewufst  Herbeiführende,  wenn  er  davon  betroffen 
wird,  sich  nicht  auf  diese  Berufsgefahr  beziehen  kann.  Die  Vor- 
schrift des  .Art.  20,  nach  welchem  „keine  der  durch  das  gegen- 
wärtige Gesetz  bestimmten  Entschädigungen  dem  Unfallbetroffenen 
zuerkannt  werden  kann,  der  den  L'nfall  geflissentlich  veranlafst  hat", 
war  nicht  angethan,  Schwierigkeiten  zu  machen.  Auch  darin  konnte 
man  ohne  weiteres  übereinstimmen,  dafs  man  dem  einem  Zufall  zu- 
zuschreibenden Unfall  jenen  gleichstellt,  der  auf  ein  leichtes  Ver- 
sehen des  davon  Betroffenen  zurückzuführen  ist.  Bei  den  modernen 
Verhältnissen  der  Industrie  wird  ein  solches  leichtes  V’cr.schen  oft 
unvermeidlich  sein.  Es  wird  zuweilen  sogar  — bekanntlich  hat  uns 
die  Statistik  der  Stunden,  in  denen  die  Unfälle  sich  ereignen,  einen 
mathematischen  Beweis  hierfür  liefern  können  — lediglich  die 
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Folge  sein  der  Verlängerung  der  Arbeitszeit,  der  körperlichen  und 
geistigen  Ermüdung,  welche  diese  V'erlängerung  mit  sich  bringt. 

Dagegen  verursachte  die  Regelung  der  Unfälle,  welche  auf  ein 
schweres  V'ersehen  des  betroffenen  .Arbeiters  zurückzuführen  sind, 
lange  Erörterungen  und  tiefgehende  Meinungsverschiedenheiten.  Im 
Jahre  1888  entschied  sich  die  .Abgeordnetenkammer  für  die  .Aus- 
dehnung der  Berufsgefahr  zur  Deckung  auch  des  groben,  schweren 
Versehen.s.  Im  Jahre  1890  wiederum  und  noch  1896  schlofs  der 
.Senat  die  durch  .schweres  \'er.sehen  des  Betroffenen  vorgekommenen 
Unfälle  von  dem  Gebiete  der  Berufsgefahr  völlig  au.s.  „Wir  glaubten,“ 
.sagte  der  Berichterstatter  über  den  Entwurf  1896  im  Senat,  „bei 
diesem  Gesetze  von  vornherein  den  Satz  aufstellen  zu  müssen,  dafs 
das  Prinzip  der  Berufsgefahr  mit  seinen  Kon.se(]uenzen  nicht  einzu- 
Ireten  habe,  wenn  der  Unfall  durch  schweres  V^ersehen,  sei  es  des 
.Arbeiters,  sei  es  des  Unternehmers  verursacht  wurde."  Es  standen 
hier  zwei  .Ansichten  einander  klar  und  unzweideutig  gegenüber. 
Weit  weniger  klar  ist  die  vom  französischen  Gesetzgeber  endgültig 
angenommene  Regelung  im  .Art.  20  des  Gesetzes  vom  9.  .April  1898. 
Die.se  Regelung  ist  ein  Kompromifs.  Das  schwere  V'ersehen  des  ' 
.Arbeiters  soll  nicht  zur  Folge  haben,  dafs  er  Jeden  .Anspruch  auf 
Entschädigung  einbüfst.  Liegt  schweres  V'ersehen  vor,  so  wird  das 
Gericht  lediglich  in  gewis.sen  Fällen  (wenn  der  Unfall  Tod  oder 
dauernde  Arbeitsunfähigkeit  herbeigeführt  hat)  die  Entschädigung 
verringern  können.  Es  mufs  übrigens  hervorgehoben  werden,  dafs 
das  französische  Gesetz  nicht  den  .Ausdruck  „schweres  V'ersehen", 
sondern  vielmehr  das  VV'ort  „unentschuldbares  V'ersehen"  gebraucht. 
„Das  Gericht  i.st  befugt“,  sagt  .Absatz  2 des  .Art.  20,  „falls  bewiesen 
wird,  dafs  der  Unfall  auf  unentschuldbares  V'ersehen  des  .Arbeiters 
sich  zurückführen  läfst,  die  im  Titel  I bestimmte  Rente  herab- 
zu.setzen." 

Der  .Ausdruck  wurde  1896  im  Senate  geprägt,  zu  einer  Zeit, 
als,  wie  wir  oben  bemerkten,  diese  Körperschaft  nicht  zuliefs,  dafs 
die  Berufsgefahr  das  schwere  V'ersehen  decke.  Der  Berichterstatter 
rechtfertigte  ihn  folgendcrmafsen : „Die  Kommission  fand  die  Worte 
„schweres  V'ersehen“  vor,  welche  in  der  früheren  Fa.ssung  des  Gc- 
.setzentwurfes  gebraucht  worden  waren.  Wir  waren  der  .Ansicht, 
dafs  der  Ausdruck  „schweres  V'ersehen“  unsere  .Auffassung  nicht 
genau  wiedergäbe,  dafs  er  nicht  hinlänglich  das  Versehen  kenn- 
zeichne, welches  seitens  des  Arbeiters  vorliegen  müsse,  damit  die 
Berufsgefahr  keine  .Anwendung  fände,  und  wir  haben  uns  daher  für 
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die  Formel  „unentschuldl)ares  V'ersehen“  entschieden.“  . . . Nachdem 
der  Handelsminister  von  der  Kommission  in  ihrer  Sitzung  vom 
28.  Februar  gehört  worden,  war  er  mit  uns  der  Ansicht,  dals  diese 
• Worte  die  Berufsgefahr  erweiterten  und  sie  keineswegs  einengten, 
dafs  sie  präziser  seien,  als  die  VV’orte  „schweres  V'ersehen“.  Die 
Senatskommission  betrachtete  somit  das  unentschuldbare  \'’ersehcn 
als  ein  ernsteres  wie  das  schwere  Versehen;  indessen  hat  man  in 
den  späteren  Beratungen  die  beiden  Ausdrücke  einander  gleich- 
gestellt. Die  Unterscheidung  wird  also  dem  Befinden  der  Gerichte 
anheimgegeben  sein.’) 

Betrachten  wir  nunmehr  die  X'orschriften  des  neuen  Gesetzes 
über  die  durch  Verschulden  des  Unternehmers  veranlafsten  Unfälle. 

Wie  wir  bereits  bemerkten,  hätte  man  die  durch  Verschulden 
des  Unternehmers  verursachten  Unfälle  un.seres  Erachtens  nach  wie 
vor  unter  der  Herrschaft  des  gemeinen  Rechts  belassen  können. 
Diese  Lösung  wäre  sehr  erwünscht  gewesen,  da,  wie  wir  sehen 
werden,  das  neue  Gesetz,  das  Gesetz  betr.  die  Berufsgefahr,  den  Un- 
fallbctrofifenen  nie  voll  entschädigt,  ihm  nie  volLständigen  Ersatz  der 
pekuniären  Folgen  des  Unfalls  gewährleistet,  keinen  vollständigen 
Ersatz,  den  die  Anwendung  der  bisherigen  Be.stimmungen  der  .Art. 
1382  ff.  des  Code  civil  ihm  hätte  bringen  können.  Wir  haben 
oben  bereits  erwähnt,  dafs  der  Begriff  der  Berufsgefahr  als  lediglich 
einer  V'crpflichtung  der  Industrie,  das  von  ihr  verursachte  Uebel 
gutzumachen,  in  den  Beratungen  des  französischen  Parlamentes  bald 
durch  den  Gedanken  eines  Vergleiches,  eines  durch  das  Gesetz  zu 
schliefsenden  Kompromisses  zwi.schcn  den  Interessen  des  Arbeiters 
und  denen  des  Unternehmers  verdrängt  wurde.  Dieser  Kompromifs 
mit  der  Berufsgefahr  konnte  .selbstverständlich  nicht  gestatten,  dafs 
die  durch  Verschulden  des  Unternehmers  sich  ereignenden  Unfälle 
dem  gemeinen  Recht  (mit  dem  Ansprüche  des  Arbeiters  auf  volle 
Entschädigung)  unterstellt  blieben;  er  mufste  mindestens  zur  .An- 
wendung gleicher  Regeln  für  die  durch  Verschulden  des  Unter- 
nehmers und  für  die  durch  Verschulden  des  Arbeiters  entstandenen 
Unfälle  führen.  Dafs  das  neue  Gesetz  dies  zuwege  gebracht,  ist 
billig  zu  bezweifeln. 


*)  N.icli  den  Uber  dicMen  l’unkt  bereits  crgangenco  GericliLscnlschcidungen 
M’hcincn  die  franKÖsi-seben  Gerichte  nur  höchst  selten  das  Vorliegen  eine»  unenl- 
Kchuldbaren  Versehens  sowohl  des  Unternehmers  wie  des  Arbeiters  rulasscn  r.u 
wollen. 
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Bei  leichtem  V'crsehen  des  Unternehmers  haftet  dieser  nur  für 
die  ^'esctzlich  fixierte  Schadloshaltung.  Wird  bewiesen,  dafs  der 
Unfall  auf  unentschuldbares  Versehen  des  Unternehmers  oder  derer 
zurückzuführen  ist,  durch  welche  er  sich  in  der  Betriebsleitung  ver- 
treten läfst,  so  erhöht  sich  die  Entsch<ädigungssumme  im  Falle  des 
Todes  oder  dauernder  Arbeitsunfähigkeit  des  Betroffenen,  wobei  in- 
dessen die  zuerkanntc  Rente  oder  die  Summe  der  zuerkannten 
Renten  im  Falle  der  gänzlichen  Arbeitsunfähigkeit  oder  des  Todes 
den  Betrag  des  Jahreslohncs,  im  Falle  teilweiser  Arbeitsunfähigkeit 
den  Betrag  der  durch  den  Unfall  verursachten  Lohnverringerung 
nhrht  übersteigen  kann. 

Warum  gestattet  man  den  Gerichten  nicht , den  Betrag  der 
Entschädigung  im  F'alle  unentschuldbaren  V^ersehens  des  Unter- 
nehmers beliebig  zu  erhöhen,  wenn  man  ihnen  gestattet,  sie  im 
Falle  unentschuldbaren  X'ersehens  des  Arbeiters  unbegrenzt  herab- 
zu.setzen  r Die  (ilcichheit  zwischen  Unternehmer  und  .Arbeiter 
i.st  al.so  nicht  überall  bcibehalten.  Hierzu  kommt  noch,  dals  die 
gesetzliche  Festlegung  eines  Höchstbetrages.  den  der  Richter  im 
F'alle  unentschuldbaren  X'ersehens  des  Unternehmers  nicht  über- 
schreiten darf,  zu  sehr  bedauerlichen  Konsequenzen  führen  kann, 
wenn  der  Unfallbctroffcnc  ein  jugendlicher  .Arbeiter  oder  Lehrling 
ist,  der  nur  eine  den  gewöhnlichen  Lohn  nicht  erreichende  Be- 
zahlung erhält.  Es  ist  mir  wohl  bekannt,  dafs  nach  .Art.  8 des  Gc- 
.setzes  vom  9.  .April  1898  „der  Lohn,  welcher  als  Grundlage  der 
F'eststcllung  der  einem  .Arbeiter  von  unter  sechzehn  Jahren  oder 
einem  Lehrling  zuzuerkennenden  Unfallentschädigung  dient,  nicht 
weniger  betragen  darf,  als  der  niedrigste  Lohn  der  in  dem  frag- 
lichen Betriebe  bc.scbäftigten  gesunden  Arbeiter  der  gleichen  Ka- 
tegorie." 

.Al>er  kann  sich  der  kräftige,  intelligente  jugendliche  .Arbeiter  und 
Lehrling,  der  eine  lange  und  schöne  Zukunft  vor  sich  hat,  auch  auf 
Grund  dieser  Vorschrift  nicht  über  ein  Gesetz  beklagen,  das,  wenn 
ein  unentschuldbares  X’ersehen  des  Unternehmers  ihm  durch  dauernde 
gänzliche  .Arbeitsunfähigkeit  diese  ganze  Zukunft  vernichtet  hat,  dem 
Richter  nicht  ge.stattet,  dem  jugendlichen  Arbeiter  eine  höhere 
Rente  zuzusprechen,  als  der  niedrigste  Lohn  der  in  demselben  Be- 
triebe beschäftigten  .Arbeiter  der  gleichen  Kategorie  beträgt? 

-Auch  von  einem  allgemeineren  Gesichtspunkte  betrachtet  er- 
scheint die  Regelung  des  Gesetzes  vom  9.  April  1898  in  betreff  der 
auf  grobes  Versehen  zurückzuführenden  Unfälle  tadelnswert.  Ohne 
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die  V^orzüge  irgend  eines  der  vorgcschlagenen  durchgreifenden 
Systeme  zu  besitzen,  vereinigt  sie  die  Mifsstände  beider  Systeme. 
Schliefst  man  die  durch  schweres  Verschulden  entstehenden  Ver- 
sehen von  der  Betriebsgefahr  aus,  so  kann  dies  zur  Folge  haben, 
dafs  Arbeiter  wie  Unternehmer  aufmerksamer,  sorgsamer  werden. 
Zum  mindesten  würde,  was  die  Unternehmer  anlangt,  welche  nicht 
unter  den  körperlichen  F'olgen  der  Unfälle  leiden,  eine  Regelung, 
die  ihren  Geldbeutel  in  dem  Falle,  wo  ein  Unfall  durch  ihnen  zu- 
zurechnendes  schweres  Versehen  entstanden  ist,  ernstlich  bedrohte, 
offenbare  und  bedeutsame  Vorzüge  haben  und  wirksam  zur  Ver- 
hinderung von  Unfällen  beitragen.  Eine  derartige  Wirkung  wird 
aber  nur  sehr  unvollkommen  mit  einem  Gesetze  erreicht,  das,  wie 
das  uns  vorliegende , selbst  im  Falle  schweren  Verschuldens  des 
Unternehmers  die  Flntschädigung  beschränkt,  welche  der  Richter 
dem  Unfallbetroffcnen  zuerkennen  darf. 

Sodann  hat  das  französische  Gesetz  wohl  auch,  wie  alle  jene 
Gesetze,  welche  die  Entschädigung  und  ihren  Betrag  mehr  otler 
minder  von  der  Unfallursache  abhängig  machen,  von  dem  mehr 
oder  minder  .schweren  Verschulden  der  Beteiligten,  den  Uebelstand, 
unabsehbare  Prozefschikanen  zu  ermöglichen,  die  mitunter  den  Zeit- 
punkt, wo  der  Betroffene  die  ihm  zukommende  Entschädigung  er- 
hält, unbestimmt  wie  lange  hinausschieben  können  und  ferner  in  die 
Beziehungen  zwischen  Unternehmer  und  .Angestellten  stets  einen 
gefährlichen  Keim  des  Unfriedens  hincintragen. ') 

II. 

■Auch  hinsichtlich  tler  F’eslsetzung  der  Entschädigungs.summe 
trägt  das  französische  Gesetz  das  von  uns  bereits  mehrfach  betonte 
(iepräge  eines  Kompromisses  zwischen  den  Interessen  des  .Arbeiters 
und  denen  des  Unternehmers.  Und  dies  zwar  in  zweierlei  Rich- 
tungen. Erstlich  ist  der  Betrag  der  Entschädigung  (abgesehen  da- 
von, wie  bereits  erwähnt,  dafs  der  Unfall  durch  unentschuldbares  \'cr- 
sehen  des  Arbeiters  oder  Unternehmers  entstanden  ist)  genau  durch 
das  Gesetz  bestimmt.  Es  ist  in  diesem  Punkte  dem  Richter  keinerlei 
Freiheit  des  Ermessens  gelassen.  Er  darf  sich  nicht  einmal,  wfe  cs 
im  I.aufe  der  Vorarbeiten  des  Gesetzes  vorgeschlagcn  worden  war, 
zwischen  einem  Höchst-  und  einem  Mindestbetrag  bewegen. 

Auf  die  Idee  eines  Kompromisses,  des  Akkordierens,  ist  meines 

’)  Vpl.  VaNssirt  et  N«u vion» Jacquet,  a.  a.  O.,  introduction  S.  XXV. 
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P>aclitens  auch  zurückzuRihren,  dafs  (abgesehen  von  dem  P'alle 
unentschuldbaren  Versehens  des  Unternehmers)  die  Entschädigung 
nie  soviel  betragen  darf  als  der  Lohn.  Es  soll  eben  jede  der  Par- 
teien ihren  Teil  an  den  Folgen  des  Unfalls  tragen. 

Der  Unternehmer  trägt  in  allen  Fällen  die  Kosten  für  Arzt  und 
Aixitheke,  und  gegebenenfalls  auch  die  Beerdigungskosten.  Letztere 
dürfen  den  Betrag  von  100  Fres.  nicht  übersteigen.  Was  die  Arztkosten 
betrifft,  so  ist  zu  unterscheiden,  ob  der  \>rletzte  von  einem  seitens 
des  Betriebsherrn  be.stimmten  Arzt  oder  von  einem  selbstgewählten 
behandelt  wird.  Im  ersteren  Falle  mufs  der  Unternehmer  das  Arzt- 
honorar in  .seinem  vollen  Betrage  bezahlen.  Im  zweiten  Falle  kommt 
der  l’nternehmer  nur  bis  zu  dem  Betrage  der  Summe  auf,  welche 
der  Friedensrichter  des  Kantons  den  in  jedem  Departement  für 
kostenlose  ärztliche  Behandlung  geltenden  Tarifen  gemäfs  festsetzt. 

.\bgesehen  von  den  Kosten  des  Arztes,  der  Apotheke  und  der 
Beerdigung  ist  die  Haftung  des  Unternehmers  eine  verschiedene, 
je  nachdem  der  Unfall  nur  zeitweilige  PTwerbsunfähigkeit,  dauernde 
völlige,  dauernde  teilweise  Pirwerbsunfahigkeit,  Tod  des  Betroffenen 
im  Gefolge  hat.  Im  Falle  zeitweiliger  LJnfähigkeit  hat  der  Unter- 
nehmer eine  tägliche  Pintschädigung  zu  zahlen,  welche  der  Hälfte 
des  zur  Zeit  des  Unfalls  verdienten  Lohnes  gleichkommt.  Wie 
bereits  bemerkt,  ist  diese  Entschädigung  erst  vom  fünften  Tage 
nach  dem  Unfall  zu  entrichten.  Vor  Gericht  wurde  öfters  schon 
die  P'rage  erörtert,  ob  die  Päitschädigung  bis  zur  Lohnhälfte  für 
die  Sonn-  und  P'eiertagc  wie  für  die  Arbeitstage  zu  zahlen  sei.  Die 
Mehrzahl  der  zu  unserer  Kenntnis  gelangten  Gerichtsentscheidungen 
verpflichten  den  Unternehmer,  die  Entschädigung  für  jeden  Tag 
ohne  .\usnahme  zu  zahlen.  Und  dies  entspricht  unserer  Ansicht  nach 
auch  dem  wahren  Willen  des  Gesetzes. 

Das  französische  Gesetz  macht  keinen  Unterschied,  ob  die  zeit- 
weilige PTwerbsunfähigkeit  eine  völlige  oder  eine  nur  teilweise  ist. 
Im  Laufe  der  Parlamcntsverhandlungen  wurde  behauptet,  dafs  die  teil- 
weise zeitweilige  Erwerbsunfähigkeit  in  der  Industrie  unbekannt  sei. 

Der  Unterschied  teilweiser  und  völliger  Erwerbsunfähigkeit  ist 
dagegen  von  Wichtigkeit,  wo  es  sich  um  dauernde  Unfähigkeit 
handelt.  Im  P'alle  völliger  dauernder  Unfähigkeit  erhält  der  Unfall- 
betroffene eine  leben.slängliche  Rente  gleich  zwei  Dritteln  des  Jahres- 
lohns. Ist  diese  Unfähigkeit  eine  nur  teilweise,  so  beträgt  die  Rente 
nur  die  Hälfte  der  durch  den  Unfall  herlreigeführten  Verminderung 
<les  Lohnes.  Die  Regelung  im  Falle  gänzlicher  dauernder  Unfähig- 
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keit  steht  offenbar  iin  Widerspruche  mit  jener  des  Falles  zeitweili^'cr 
oder  teihveiser  dauernder  Unfähigkeit,  da  der  Betroffene  im  ersteren 
l'alle  Ansprucli  auf  des  durch  den  Unfall  cingebüfsten  Lohnes 
hat,  in  den  beiden  anderen  Fällen  dagegen  nur  auf  die  Hälfte  dieses 
Lohnes.  Dieser  Widersiiruch  ist  vor  allem  das  Resultat  langdauern- 
der Meinungsverschiedenheiten  zwischen  Deputiertenkammer  und 
Senat,  sowie  der  Notwendigkeit  gegenseitiger  Konzessionen,  welche 
sich  beide  Körperschaften  machen  mufsten,  um  endlich  zum  Ziele 
zu  gelangen.  Man  hat  allerdings  v'ersucht,  eine  andere  Krklärung 
dieses  mindestens  auffälligen  W'iderspruches  zu  geben.  Ks  wurde 
darauf  hingewiesen,  dafs  im  Falle  zeitweiliger  Unfähigkeit  zur  Ent- 
■schädigung  pro  T,ig  auch  noch  die  Heilkosten  kämen.  Zur  Er- 
klärung dafür,  dafs  die  Entschädigung  im  Falle  teilweiser  dauernder 
Unfähigkeit  nur  die  Hälfte  der  Lohnverringerung  beträgt,  hat  man 
andererseits  die  Gefahr  <lcr  Simulation  geltend  gemacht.  „Sic 

werden  wohl  auch  gesehen  haben,"  sagte  Thevenet  in  seinem  denr 
Senat  1898  erstatteten  Berichte,  „dafs  in  diesem  Falle  der  Berech- 
nung der  erlittene  Lohnausfall  zu  Grunde  liegt.  Dieser  Ausfall  ist 
fcstzu.stellen,  was  häufig  nicht  leicht  .sein  dürfte,  denn  es  steht  zu 
befürchten,  dafs  Simulanten  versuchen  werden,  ihre  Erwerbsunfähig- 
keit zu  übertreiben." 

Hat  der  l'nfall  Tod  zur  E'olge  gehabt,  so  wird  ilen  nachbe- 
nannten Personen  vom  Todestage  an  unter  folgenden  Voraus- 
setzungen Rente  gewährt; 

A.  Fäne  lebenslängliche  Rente  im  Betrage  von  20  des 

Jahreslohnes  des  Unfallbetroffenen  dem  nicht  geschiedenen  oder 
von  Tisch  und  Bett  getrennten  überlebenden  Ehegatten,  wenn  die 
Ehe  vor  dem  Unfall  geschlo.sscn  wurde.  Geht  der  1,’eberlebende 
eine  neue  Ehe  ein,  so  verliert  er  das  Recht  auf  Bezug  der  Rente, 
doch  erhält  er  in  diesem  Falle  ein  Drittel  der  Rente  als  völlige  und 
endgültige  Entschädigung. 

B.  Den  ehelichen  und  den  vor  dem  Unfälle  anerkannten  un- 
ehelichen, Vater-  oder  mutterlosen  Kindern  unter  sechzehn  Jahren 
eine  nach  dem  Jahrcslohnc  des  Betroffenen  berechnete  Rente  von 
1 5 Proz.  des  Lohns,  wenn  nur  ein  Kind  vorhanden,  von  25  Proz., 
wenn  deren  zwei,  von  35  Proz.,  wenn  ihrer  drei,  und  von  40  Proz., 
wenn  deren  vier  oder  mehr  vorhanden.  Vater-  und  mutterlosen 
Waisen  wird  die  Rente  um  20  Proz.  des  Lohns  für  jedes  Kind  er- 
höht. Die  Gc.samtsumme  dieser  Renten  darf  im  ersteren  Falle 
40  Proz.  und  im  zweiten  60  Proz.  des  Lohnes  nicht  übersteigen. 
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C.  Hat  der  Betroffene  weder  einen  Ehegatten  noch  Kinder  im 
Sinne  von  Absatz  A und  B hinterlassen,  so  erhält  jeder  der  As- 
zendenten und  Deszendenten,  zu  deren  Unterhalt  er  verpflichtet 
war,  eine  Rente,  die  den  Aszendenten  lebenslänglich  und  den  Des- 
zendenten bis  zum  16.  Jahre  zu  zahlen  ist.  Diese  Rente  beträgt 
10  Proz.  des  jahreslohnes  des  Betroffenen,  indessen  soll  die  Ge- 
samtsumme der  dergestalt  gewährten  Renten  30  Proz.  nicht  über- 
steigen. jede  der  in  Absatz  Ci  vorgesehenen  Renten  wird  gegebenen- 
falls verhältnismäfsig  gekürzt. 

Wie  man  sieht,  sind  die  Renten  und  Pensionen  nach  dem  Jahres- 
lohne  des  Betroffenen  festgesetzt.  Jedoch  werden  nach  Art.  2 des 
Gesetzes  die  .■\rbeiter  und  .Ange.stellten , deren  Lohn  2400  Fres. 
übersteigt,  der  Wohlthaten  des  (Gesetzes  nur  bis  zu  diesem  Betrage 
teilhaftig.  Von  dem  überschiefsenden  Betrage  haben  sie  nur  .An- 
spruch auf  ein  Viertel  der  im  Art.  3 festgesetzten  Entschädigungen, 
es  sei  denn,  es  beständen  anderweitc  .Abmachungen  bezüglich  des 
Bruchteils. 

Diese  Bestimmungen  über  die  im  Todesfälle  des  Betroffenen  zu 
zahlenden  Entschädigungen  haben,  oft  wohl  nur  als  Vorwand,  Anlafs 
zu  den  heftigsten  .Angriffen  gegen  das  neue  Gesetz  gegeben.  Schon 
vor  der  endgültigen  Abstimmung  über  das  Ciesetz  haben  mehrere 
Handelskammern  und  namentlich  die  Pariser  die  Befürchtung  aus- 
gesprochen, dafs  die  fraglichen  Vorschriften  lediglich  eine  Begünstigung 
der  Unternehmer  sein  werden,  die  nur  Jungge.sellen  anstelltcn.  Die 
meisten  Urheber  dieser  Angriffe  scheinen  übersehen  zu  haben,  dafs, 
wie  Thevenet  bereits  in  seinem  tlem  Senate  1898  erstatteten  Berichte 
bemerkte,  schon  unter  der  Geltung  des  Code  civil  die  Gerichte  im 
Falle  der  Entstehung  des  Unfalls  durch  Schuld  des  Unternehmers  der 
Witwe  und  den  minderjährigen  Kindern  Unterstützungen  zuerkannten, 
welche  der  Unternehmer  doch  sicher  ebensowenig  zu  zahlen  hatte, 
wenn  der  .Arbeiter,  der  beim  Unfälle  den  Tod  gefunden,  nicht  ver- 
heiratet war.  Die  Linternchmer,  welche  mit  Rücksicht  auf  die  Vor- 
schriften des  Unfallgesetzes  vorzugsweise  unverheiratete  Arbeiter  an- 
stellen werden , dürften  meines  Erachtens  ziemlich  selten  sein.  Auch 
zeigt  die  Stati.stik,  dafs  die  tödlich  verlaufenden  LTnfälle  einen  nur  sehr 
geringen  Prozentsatz  der  Gesamtzahl  der  Arbeitsunfälle  ausmachen. 
Hinzuzufügen  ist  noch,  dafs  auch  für  die  Folge  Versicherungs- 
ge.sellschaften  und  -vereine  keinen  Unterschied  in  den  ihnen  zu 
?.ahlendcn  Prämien  machen  w'crden,  je  nachdem  die  Arbeiter  und 
.Angestellten  unverheiratet,  verheiratet  und  F'amilienväter  sind.  Man 
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sieht  höchstens  den  kleinen  Unternehmer,  der  nur  einen  oder  zwei 
Arbeiter  beschäftigt  und  sich  durchaus  nicht  versichern  will,  der- 
artigen Erwägungen  nachgeben,  und  dabei  erscheint  es  noch  frag- 
lich, ob  es  diesem  kleinen  Unternehmer  nicht  zum  eigenen  Vorteile 
gereichte,  ungeachtet  des  Unfallgesetzcs  den  verheirateten  Arbeiter 
anzustellen,  der  ihm  in  verschiedener  I linsicht  eine  bessere  Bürg- 
schaft bietet,  als  der  nichtverheiratete. 

Aehnliche  Ausstellungen,  wie  die  eben  erwähnten,  haben  die 
Bestimmungen  des  Gesetzes  bezüglich  des  Falles  veranlafst,  wo  der 
l’nfallbetroffene  Ausländer  ist.  Dieser  Fall  ist  folgendermafscn  ge- 
regelt. Ist  der  ausländische  Arbeiter  verletzt,  so  erhält  er  die 
gleichen  Entschädigungen,  wie  ein  französischer  .Arbeiter,  .solange 
er  auf  französischem  Boden  weilt.  Gicbt  er  diesen  Aufenthalt  auf, 
so  erhält  er  fortan  als  die  Unfallfolgen  endgültig  regelnde  Ent- 
schädigung ein  Kapital  von  dem  dreifachen  Betrage  der  Unfähig- 
keitsrente,  welche  ihm  zuerkannt  worden  war.  Stirbt  der  aus- 
ländische Arbeiter,  so  wird  wie  folgt  unterschieden:  Halten  sich 

seine  ge.setzlichen  Vertreter  zur  Zeit  des  Unfalls  auf  franzö.sischem 
Boden  auf,  so  bekommen  sie  die  gleiche  Entschädigung,  wie  die 
Vertreter  des  französi.schen  .Arbeiters;  ist  dies  jedoch  nicht  der  Fall, 
so  haben  sie  keinen  .Anspruch  auf  diese  Entschädigung. 

Eine  Uebercinkunft  der  Beteiligten,  welche  dem  Arbeiter  oder 
.seinen  Vertretern  das  Recht  nähme,  vom  Unternehmer  die  von  uns 
angeführten  Entschädigungen  zu  beanspruchen,  ist  im  Prinzip  aus- 
geschlossen. Nicht  einmal  nach  geschehenem  Unfälle  ist  eine 
derartige  Uebereinkunft  zulässig.  Fiine  Abmachung,  dafs  die 
l.cistung  der  Rente  aufgehoben  und  durch  eine  andere  Art  der 
Entschädigung  ersetzt  sein  solle,  würde  nur  so  lange  gelten,  als  die 
gegenseitige  Einwilligung  bestände.  Die  Anwendung  dieses  Grund- 
satzes würde  auch  dem  Unternehmer  verbieten,  von  den  Löhnen 
der  .Arbeiter  .Abzüge  für  die  Versicherungsprämien  zu  machen,  die 
er  zahlt,  um  sich  von  der  ihm  durch  das  1898er  Gesetz  auferlcgten 
Verpflichtungen  zu  befreien.  Jedoch  läfst  die  V^orschrift,  welche 
jede  den  gesetzliclien  Bestimmungen  über  den  Betrag  und  die 
Leistungsart  der  Entschädigung  entgegenstehende  .Abmachung  ver- 
bietet, gewisse  .Ausnahmen  zu.  Die  bemerkenswerteste  enthält 
Art.  5 und  6 des  Ge.setzes.  Die  betreffenden  Bestimmungen  ähneln 
den  Regeln  des  englischen  Gesetzes  vom  Jahre  1897  über  das 
„Contracting-out“.  Art.  5 setzt  voraus,  dafs  die  .Arbeiter  eines  In- 
dustriebetriebes einer  Unterstützungskasse  auf  Gegenseitigkeit  an- 
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jjehören,  welche  ihnen  im  Falle  der  Verletzung  durch  einen  Arbeits- 
unfall ärztliche  Behandlung,  kostenlose  Heilmittel  und  eine  tägliche 
Entschädigung  während  30,  60  oder  90  Tagen  gewährleistet.  Des- 
gleichen setzt  er  voraus,  dafs  der  Unternehmer  einen  Teil  der  Bei- 
träge zur  Unterstützungskasse  bestreitet,  der  durch  Einigung  zwischen 
l’nternehmer  und  .Arbeitern  festzusetzen  ist,  aber  keinesfalls  sich  auf 
weniger  als  ein  Drittel  der  gesamten  Beiträge  belaufen  darf.  Unter 
diesen  \"oraussetzungen  ist  der  Unternehmer  von  seinen  gesetzlichen 
Verpflichtungen  für  30,  60  oder  90  Tage  befreit.  Beträgt  jedoch 
die  Tagesentschädigung  seitens  der  Unterstützungskasse  auf  Gegen- 
seitigkeit weniger  als  die  Hälfte  des  täglichen  Lohnes  des  Betroffenen, 
so  ist  der  Betriebsherr  gehalten,  ihm  die  Differenz  zuzuzahlen.  Des 
weiteren  ist  zu  bemerken,  dass  sich  die  Unterstützungskasse  auf  Gegen- 
-seitigkeit  den  vom  zuständigen  Minister  genehmigten  Musterstatuten 
anpas.se,  damit  die  Entlastung  des  Unternehmers  eintrete.  Diese 
letztere  Forderung  rechtfertigte  der  Handelsminister  in  der  Senatsitzung 
vom  18.  März  1898  mit  folgenden  W’orten:  „W'arum  ist  man,  falls 
eine  Unterstützungskasse  auf  Gegenseitigkeit  vorhanden,  damit  ein- 
verstanden, wenn  ein  Unternehmer,  der  mindestens  ein  Drittel  der 
Beiträge  zahlt,  hiermit  die  Krankheitskosten  und  die  zeitweiligen 
Entschädigungen,  welche  er  vielleicht  bestreiten  mufs,  reichlich  ent- 
richtet zu  haben  glaubt  ? Allerdings  ist  es  eine  Thatsache,  dafs  bei 
den  meisten  der  zur  Zeit  bestehenden  Unterstützungskassen  auf 
Gegenseitigkeit  die  Krankheitskosten  und  zeitweiligen  Entschädi- 
gungen für  Unfälle  nicht  einmal  ein  Drittel  der  verfügbaren  Gelder 
betragen.  Unter  diesen  Umständen  und  im  Hinblick  auf  die  ge- 
wöhnlich angewandten  Statuten,  gegen  welche  sich  nicht  der  Vor- 
wurf erheben  läfst,  dafs  sie  unter  Rücksichtnahme  auf  mögliche  Um- 
gehungen aufgestellt  sind , würde  die  Bestreitung  eines  Drittels 
seitens  des  Unternehmers  hinreichen,  ihn  von  seiner  ganzen  Schuld 
aus  dieser  Art  Unfälle  zu  entlasten.“  Aber  wenn  das  Gesetz  an- 
genommen sei , könnten  doch  Umgehungen  zu  dem  Zwecke  Vor- 
kommen, die  Absichten  des  Gesetzgebers  zu  hintergehen.  „Nehmen 
wir  z.  B.  an,“  fuhr  der  Minister  fort,  „dafs  ein  Unternehmer  eine 
Unterstützungskasse  auf  Gegenseitigkeit  gegründet  hat,  nach  deren 
Statuten  die  Mittel  des  Vereins  fast  ausschliefslich  zur  Entschädi- 
gung bestimmt  sind,  während  in  den  Statuten  nichts  gesagt  ist  z.  B. 
über  den  Punkt  der  gewöhnlichen  Krankheitsgefahren.  Es  könnte 
dann  geschehen,  dafs  die  ganzen  oder  fast  die  ganzen  Mittel  dieses 
Vereins,  die  Zuschüsse  der  Ehrenmitglieder,  die  Beiträge  der  unter- 
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stützungsbercchtigtcn  Mitglieder,  Schenkungen,  vom  Drittel  des 
Unternehmers  zu  gescluvcigen,  dafs  all  dies  nach  dem  Wortlaut  des 
Art.  5 dazu  verwendet  würde,  den  Unternehmer  mögliehst  lange 
von  seiner  Verpflichtung,  dem  Unfallbetroffcnen  die  Krankheits- 
kosten  und  die  zeitweilige  Entschädigung  zu  zahlen,  zu  befreien ; 
dies  aber  hat  das  Gesetz  nicht  gewollt,  vielmehr  entschieden,  dafs 
auf  alle  Fälle  die  Gesamtheit  dieser  Kosten  vom  Unternehmer  zu 
entrichten  sei."  Kurzum,  die  Musterstatuten  sollen  nach  diesen  Er- 
klärungen verhüten,  dafs  die  Unter.stützungskasse  auf  Gegenseitigkeit 
dem  Arbeiter  nur  bei  Unfällen  hilft,  da  das  Gesetz  will,  dafs  sie 
auch  den  eigentlichen  Kranken  und  zwar  in  ausreichendem  .Mafse 
beistehe. 

Art.  6 des  Gesetzes  vertritt  dieselben  Grundsätze  wie  Art.  5. 
Er  regelt  ihre  besondere  Anwendung  auf  die  in  der  Minenindustrie 
durch  Ge.setz  vom  29.  Juni  1894  geschaffenen  Krankenkassen. 

Einige  mafsgebenden  Interpreten  des  neuen  Gesetzes  messen 
den  von  uns  vorstehend  Iwsprochenen  Bestimmungen  grofse  Be- 
deutung bei.  So  meint  Fontaine,  zur  Zeit  Direktor  des  .Arbeits- 
amtes im  Handelsministerium,  dafs  diese  V'orschriften  gestatteten, 
die  Mifsstände  zu  verhüten,  welche  daraus  entstehen  können,  dafs 
das  neue  Gesetz  sich  nicht  nur  mit  den  schweren  Unfällen  befafst, 
.sondern  auch  mit  einer  ganzen  .Anzahl  geringfügiger.  „Keine  Fän- 
richtung,“  .schreibt  er,  „ist  so  geeignet,  wie  die  Unterstützungskassen 
auf  Gegenseitigkeit , für  die  kurze  Arbeitslosigkeit  und  die  Kur- 
kosten zu  entschädigen , welche  durch  leichte  Unfälle  veranlafst 
wurden."  ') 


111. 

Der  Teil  des  Gesetzes  vom  9.  April  1898,  welcher  sich  mit  den 
Garantien  der  Zahlung  der  Entschädigungen  beschäftigt,  ist  zweifel- 
los der  neueste  und  eigenartigste. 

Der  Gesetzentwurf,  welchen  die  Deputiertenkammer  am  lO.  Juni 
1893  angenommen  hatte,  schuf  eine  Zwangsversicherung  auf  Gegen- 
seitigkeit für  alle  Unternehmer,  welche  weder  bei  der  Nationalversiche- 
rungskasse  eine  genügende  Kaution  hinterlegt,  noch  mit  anderen 
Industriellen  ein  Garantiesyndikat  gebildet  hätten,  des.sen  .Statuten 
von  der  Regierung  genehmigt  seien.  Diese  Zwangsversicherung  auf 
Gegenseitigkeit  sollte  in  Ka.ssen  für  die  einzelnen  Landesteile  einge- 

')  Kontainc  in  der  „Revue  polili<|ue  et  parlemenUire“.  Juli  1898. 
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richtet  sein  und  keinen  Fachcharakter  tragen.  Für  die  Ihiternehmer 
sollten  Bezirke  gebildet  werden,  deren  jeder  mehrere  Departements  zu 
umfassen  hatte.  Diese  Bezirke  waren  eingeteilt  in  Sektionen.  Die 
Sektionen  und  Bezirke  sollten  durch  /\us,schüsse  \erwaltet  werden, 
deren  Mitglieder  für  die  Sektionsausschü.sse  durch  die  der  Sektion 
angchörenden  Unternehmer,  und  für  die  Bezirksausschüsse  durch  die 
Mitglieder  der  Sektionsausschüssc  zu  wählen  gewesen  wären,  ln 
jedem  Jahre  waren  auf  die  dem  Bezirke  angehörenden  Unternehmer 
zu  verteilen  i.  die  Leitungen  zur  Bildung  des  Kapitals,  das  er- 
forderlich sein  wür<le  zur  Schaffung  der  im  vorhergehenden  Jahre 
eingetragenen  Renten  und  Pensionen,  2.  die  .Ausgaben  für  Rechnung 
des  Bezirks  zur  Bestreitung  von  Beerdigungskosten,  zeitweiligen  Ent- 
schädigungen, Ko.sten  für  Verwaltung  und  Einziehung  der  Beiträge. 
3.  die  Leistungen  zur  Schaffung  eines  Reservefonds,  des.sen  Betrag 
der  leitende  .Aus.schufs  jeden  Bezirks  alljährlich  fcstsetzen  sollte.  Die 
von  den  Unternehmern  aufgebrachten  Summen  .sollten  für  Rechnung 
des  Bezirks  an  die  Nationalversicherungskasse  gezahlt  werden. 

Der  Senat  wollte  diese  Regelung  nicht  annehmen,  ln  seinem 
dieser  Körperschaft  am  3.  April  1895  erstatteten  Berichte  erklärte 
sich  Poirrier  gegen  die  Zwangsversicherung  überhaupt,  „ein  gefähr- 
liches System,  dafs  in  lä.stiger  W'eise  die  staatliche  Fürsorge  an 
Stelle  der  privaten  setzt;"  insbesondere  sprach  er  aber  sich  gegen 
den  von  der  Kammer  angenommenen  V'ersicherungsmodus  aus.  Was 
ihm  durchaus  unannehmbar,  äufserst  bedenklich  an  diesem  System 
erschien,  war,  dafs  man  nicht  nur  die  zu  zahlenden  Renten  auf  die 
Mitglieder  der  Kasse  verteile,  sondern  auch  von  ihnen  die  Zuschüsse 
zum  Grundkapitale  der  Pensionen  fordere.  „Die  von  der  Kammer 
angenommene  Regelung  zeitigt  vor  allem  das  Resultat , dafs  sie 
der  Industrie  oft  sehr  notwendige  Summen  entzieht,  welche  dort 
verhältnismäfsig  nutzbringende  Verwendung  finden,  dafs  das  Kapital 
vcranlafst  wirti,  den  Staatskassen,  wo  bereits  die  Milliarden  der 
.Sparkassen  vergraben  liegen,  Hunderte  von  Millionen  und  bald  neue 
Milliarden  zuzuführen.“ 

Poirrier  und  die  Kommis.sion,  in  deren  Namen  er  sprach,  waren 
indessen  der  Ansicht,  es  sei  das  „Bedürfnis  vorhanden,  dem  Ar- 
beiter Garantien  dafür  zu  bieten,  dafs  er,  falls  ihm  ein  Unfall  zu- 
stofse,  mit  Sicherheit  auf  den  Genufs  der  ihm  gesetzlich  zuerkannten 
Rechte  rechnen  könne".  Doch  wäre  die  Kammer  zu  weit  gegangen. 
Sie  hätte  sich  nicht  nur  damit  befafst,  den  .Arbeiter  zu  schützen, 
ihn  gegen  alle  Möglichkeiten,  unter  denen  er  leiden  könnte,  sicher- 
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zustellen.  Sie  hätte  es  auch  übernommen,  den  Betriebsherrn  gegen 
seine  eigene  Unvorsichtigkeit  zu  schützen,  und  dies  war  nach  der 
Meinung  des  Senatsberichterstatters  im  Jahre  1895  zu  viel  des 
Guten.  Das  Gesetz  müsse  sich  in  seinem  Eingreifen  auf  den 
Schutz  der  Interessen  des  vom  Unfälle  betroffenen  Arbeiters  be- 
schränken. Es  sei  genug,  wenn  man  diese  Interessen  in  wirksamer 
Weise  sicherstelle. 

Der  Gesetzentwurf  über  die  Unfallentschädigungen  mufste  in- 
folgedessen noch  drei  Jahre  lang  auf  der  Tagesordnung  des  franzö- 
sischen Parlaments  bleiben.  Dessenungeachtet  tragen  die  endgültig 
Ge.sctz  gewordenen  Bestimmungen  über  die  Garantie  der  Ent- 
schädigungen das  Gepräge  der  1895  von  Poirricr  geäufserten  An- 
sichten.*) 

Die  \'’erfasser  des  Gesetzes  von  1898  haben  sich  zur  Aufgabe 
gestellt,  den  Unternehmern  die  gröfstmögliche  Freiheit  zu  ge- 
währen  und  gleichzeitig-  den  Arbeitern  als  Unfallentschädigungs- 
Berechtigten  oder  ihren  Rechtsnachfolgern  die  gröfstmögliche  Sicher- 
heit. Der  Unternehmer  braucht  nicht  versichert  zu  sein;  er  kann 
daher,  wenn  er  sich  versichert,  um  so  mehr  die  ihm  am  meisten 
zusagende  V'ersicherungsform  wählen.  Er  ist  nicht  einmal  ver- 
pflichtet, abgesehen  von  gewissen  Ausnahmefallen,  -)  das  die  Pen- 
sionen deckende  Kapital  einzuzahlen,  wenn  ihm  jene  obliegen. 

Was  die  dem  Arbeiter  gegebenen  Garantien  anlangt,  so  sind 
zu  unterscheiden  einerseits  die  Kosten  des  Arztes,  der  Apotheke, 
der  Beerdigung,  die  infolge  zeitweiliger  Erwerbsunfähigkeit  fälligen 
Entschädigungen,  und  andererseits  die  im  Falle  des  Todes  oder 
dauernder  Erwerbsunfähigkeit  zu  zahlenden  Entschädigungen.  Die 
Forderungen  der  ersteren  Kategorie  sind  lediglich  geschützt  durch 
ein  Vorzugsrecht  der  im  Art.  2101  Code  civil  bezeichneten  -■\rt, 
d.  h.  durch  ein  Gcneralpfandrecht  an  dem  beweglichen  Vermögen 
des  Schuldners,  welches  übrigens  subsidiär  auch  das  unbeweg- 
liche Vermögen  erfafst. 

Dagegen  hat  der  Arbeiter  keinerlei  Vorrecht  zum  Schutze 

*)  Vgl.  über  die  ParlamcnUarbcUcn  betreffs  der  beslimmungen  über  die  (Ja- 
rantie  der  Entschädigungen  Vassart  et  NuuvioR'Jacquet  a.  a.  O.,  S.  3S6  ff. 

*)  bclreff>  dieser  .\usnahmefallc  die  Art.  9,  28  Abs.  3 u.  4.  Unter  diesen 
Fällen  ist  namentlich  der  hervorzuheben,  in  welchem  der  Unternehmer  freiwillig 
oder  unfreiwillig  den  betrieb  seines  Gewerbes  aufgiebL  Aber  auch  hier  kann 
der  Unternehmer  statt  der  Einzahlung  des  Kapitals  gewisse  Sicherheiten  stellen, 
welche  das  Dekret  vom  28.  Februar  1899  fcsLsclzt.  Vgl.  Faulet  a.  a.  O.,  S.  30. 
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der  Zahlung  von  Renten  oder  Pensionen.  Das  vom  Arbeiter  er- 
strittene Urteil  hätte  nicht  einmal  ein  richterliches  Pfandrecht  zur 
Folge  an  dem  V'^ermögen  des  Unternehmers.  Die  Verfasser  des 
1898er  Gesetzes  waren  der  Meinung,  dafs  man  angesichts  der 
den  Arbeitern  als  Gläubigern  anderweit  gegebenen  Sicherheiten 
dem  Unternehmer  ohne  Bedenken  seinen  ganzen  ihm  zur  Ver- 
fügung stehenden  Kredit  belassen  könne.  Es  ist  nämlich  der 
Staat  selbst,  der  durch  Vermittelung  der  National  Altersversorgungs- 
ka.sse  sich  zum  eigentlichen  Bürgen  der  Zahlung  von  Renten  und 
Pensionen  macht,  welche  im  Falle  des  Todes  oder  dauernder  Er- 
werbsunfähigkeit zu  leisten  sind. 

Unfallbetroffene  oder  ihre  Rechtsnachfolger,  welche  keine 
Zahlung  der  ihnen  zuerkannten  rückständigen  Renten  und  Pen- 
sionen bei  deren  Fälligkeit  zu  erlangen  vermögen,  können  diese 
Zahlung  bei  der  National -Altersversorgungskasse  erhalten.’)  Hat 
die  National-.Altersversorgungskasse  ihrer  Verpflichtung  gemäfs  ge- 
zahlt, so  kann  sie  sich  behufs  Rückerstattung  an  den  Pension  oder 
Rente  schuldenden  Unternehmer  halten.  Ist  jedoch  der  Unternehmer 
versichert,  so  bestimmt  das  Gesetz  in  bemerkenswerter,  ausnahms- 
weiscr  Begünstigung  dieses  versicherten  Unternehmers,  dafs  die 
•National-Altersversorgungskasse  nur  Regrefs  an  den  Versicherer 
nehmen  kann.  Es  waren  auch  für  den  Fall  Vorkehrungen  zu  treffen, 
dafs  dieser  Regrefs  gegen  den  Unternehmer  oder  den  \’ersicherer 
keinen  Erfolg  hat.  Das  Gesetz  will  nicht,  dafs  dieser  Ausfall  end- 
gültig der  National-Altcrsversorgungskasse,  d.  h.  dem  Staate  zur 
Last  falle.  Zur  Deckung  dieses  .Ausfalles  hat  es  einen  Garantie- 
fonds geschaffen.  Die  Bildung  dieses  Garantiefonds  ist  in  Art.  25 
wie  folgt  vorgesehen : „Zwecks  Bildung  des  Spezial-Garantiefonds 
wird  von  den  in  Art.  I bezeichneten  Unternehmen  ein  Zuschlag 
von  vier  Centimes  zur  Patentgewerbe.steuer  erhoben.  Von  den 
Grubenbetrieben  wird  eine  Steuer  von  fünf  Centimes  pro  konzessio- 
nierten Hektar  erhoben." 

Diese  Regelung  war  zuerst  in  der  Deputiertenkammer  im 
Jahre  1897  von  dem  Handelsminister  Boucher  vorgeschlagen 
worden.  Boucher  vertrat  hierbei  denselben  Gesichtspunkt,  wie 
Poirrier  im  Jahre  1895  im  Senate.  F'ür  ihn  „handelte  es  sich 
vor  allem  darum,  die  Unfallbetroffencn  vor  der  Gefahr  der  Zah- 


*)  Uchcr  da»  Air  diesen  Fall  cinituschlagcndc  Verfahren  trifft  ein  Dekret  v«>m 
25.  Februar  1899  Bestimmungen. 
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lungsunfahigkeit  der  Itaftbarcn  Unternehmer  zu  schützen“.  „Wir 
hatten  also,"  fügte  er  hinzu,  „einzig  und  allein  mit  der  Gefahr  der 
Zahlungsunfähigkeit  zu  thun.  Werden  wir  nun  den  ganzen  unge- 
heueren .Mechanismus  der  obligatorischen  Staatsversicherung  deshalb 
ins  Werk  gesetzt  haben,  um  dieser  Ciefahr  zu  begegnen  ? Werden 
wir  zur  Deckung  wider  diese  (iefahr  die  Schaffung  von  Garantie- 
summen angeordnet  haben,  deren  gewaltige  Beträge  niclit  einmal  vor 
ihrer  Unzulänglichkeit  schützen  würden  ? Wäre  es  nicht  angebracht, 
vor  allem  diese  Gefahr  näher  ins  Auge  zu  fassen,  geschähe  cs  auch  nur, 
um  festzustcllen,  ob  es  nicht  möglich  sei,  ihr  mit  einem  geringeren 
Aufwand  von  Mitteln  entgegenzutreten?  Wir  besitzen  Anhaltspunkte, 
welche  uns  diese  Würdigung  erleichtern  können."  Boucher  bezog 
•sich  auf  die  deutsche  und  österreichische  Statistik,  nach  welcher  die 
Gefahr  der  Zahlungsunfähigkeit  der  versicherten  Unternehmer  be- 
treffs der  von  ihnen  an  die  Versicherungsorganisationen  zu  zahlenden 
l’rämicn  zwischen  3 und  6 gescliwankt  hat.  „Ich  wollte  nun, 
meine  Herren,“  fuhr  er  fort,  „eine  Gegenprobe  machen  und  ermitteln, 
ob  in  Frankreich  der  Durchschnitt  der  Zahlungsunfähigkeit  sich  den 
mitgeteilten  .Sätzen  nähere.  Das  von  mir  zu  diesem  Behufe  ein- 
geschlagene  V’crfahren  war  äufserst  einfach.  Ich  fiabe  die  Zahl  der 
Konkurse  und  gerichtlichen  Liquidationen  ermitteln  las.scn  und  hier- 
mit die  Zahl  der  Gewerbesteuer  Zahlenden  verglichen.  Im  Jahre 
1891  kamen  auf  1676069  Gewerbesteuer  Zahlende  8465  Konkurse 
oder  gerichtliche  Liquidationen,  also  kaum  5 "/„g.  . . . Die  .Anzahl 
der  der  Gewerbesteuer  Unterworfenen,  auf  welcher  meine  Rechnung 
basiert,  umfafst  sämtliche  Kleinhändler,  Schankwirte  u.  s.  w.,  und 
jedermann  weifs,  dafs  der  Prozentsatz  der  Zahlungsunfähigen  im 
Kleinhandel  höher  ist,  als  in  der  Indu.strie.  Dabei  ist  zu  berück- 
sichtigen, dafs  die  Konkurse  und  gerichtliclien  Liquidationen  .Aktiven 
übrig  lassen,  W'elche  in  den  mei.sten  Fällen  zur  Deckung  der  Unfall- 
entschädigungen  hingcreicht  hätten.  Aus  diesen  Thatsachen  erhellt, 
dafs  die  Wahrscheinlichkeit  der  Zalilungsunfäliigkeit  in  Handel  und 

Industrie  in  Frankreich  4 nicht  übersteigt Wir  haben 

nach  uns  vorliegenden  in-  und  ausländischen  Statistiken  und  nach 
den  Berechnungen  unserer  Sekretäre  unter  Zugrundelegung  des  Ko- 
effizienten der  in  unserem  Gesetze  vorgesehenen  Pauschal-Kntschä- 
digungen  veranschlagt,  dafs  die  ge.samten  Fmtschädigungen  nach  der  in 
den  Nachbarländern  festgcstellten  Durchschnittsgefahr  sich  auf  ungefähr 
72000000  l'rancs  jährlich  belaufen  können.  Setzen  wir  die  Gefahr 
der  Zahlungsunfähigkeit  auf  i Proz.  (lo''„„)  fest,  und  ich  wiederhole. 
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<lal's  sie  diese  Ziffer  nicht  erreicht,  dafs  sic  sehr  wahrscheinlich 
vier  oder  fünf  Zehntel  nicht  übersteipt,  aber  nehmen  wir  an,  dafs 
sie  I Proz.  beträgt,  so  wird  sich  die  Gesamtsumme  des  durch  die 
Steuer  aufzubringenden  Garantiefonds  gegen  die  Zahlungsunfähigkeit 

der  Unternehmer  auf  nur  720000  Francs  jährlich  belaufen Es 

leuchtete  daher  sehr  ein,  die  V'crpflichtung  zur  Unfallversicherung 
durch  die  V'erpflichtung  zur  Versicherung  gegen  Zahlungsunfähigkeit 
zu  ersetzen.  Wir  ermäfsigten  daher  alles,  was  im  Gesetze  obliga- 
torisch war,  von  lOO  auf  r,  wobei  wir  den  Staat  in  jeder  Hinsicht 
sicher  stellten  und  ihn  nach  dem  kaufmännischen  Ausdruck  ins 
„Pkiben“  setzten.“ 

Ohne  zur  Zeit  über  die  Regelung  der  Garantien  überhaupt, 
wie  sie  das  Gesetz  von  1898  festsetzt,  ein  Urteil  fallen  zu  wollen, 
wird  man  schon  jetzt  anerkennen  müssen,  dafs  der  Modus,  unter 
welchem  die  ausreichende  Speisung  des  zur  Deckung  der  Zahlungs- 
unfähigkeit bestimmten  Fonds  gesichert  werden  soll,  nicht  über  alle 
Kritik  erhaben  ist.  Erstens  ist  bereits  darauf  hingewiesen  worden, 
dafs  cs  unter  den  dem  neuen  Gesetze  unterstellten  Unternehmen 
solche  giebt,  die  weder  Gewerbesteuer,  noch  Bergwerksabgaben  be- 
zahlen, z.  B.  die  I^ndwirte,  welche  von  einer  leblosen  Kraft  be- 
wegte Maschinen  benutzen.  Ein  weiterer,  meines  Erachtens «chwer- 
wiegenderer  fcänwand  geht  dahin,  dafs  sich  zwischen  der  Gewerbe- 
steuer und  der  Unfallgcfahr  einer  Industrie  keinerlei  Beziehung  ent- 
decken läfst.  Der  Inhaber  einer  Textilfabrik,  in  welcher  nur  wenig 
oder  gar  keine  Unfälle  Vorkommen,  wird  wohl  ebenso  viel  Steuer 
bezahlen,  wie  jener,  der  das  gefährlichste  Gewerbe  ausübt.  Ebenso 
bezahlt  der  Unternehmer,  welcher  alle  möglichen  Vorsichtsmafs- 
regeln  getroffen  hat,  um  die  Anzahl  und  Schwere  der  Unfälle  zu 
verringern,  so  viel  wie  jener,  der  alle  diese  Mafsnahmen  unterläfst. 
Im  März  1898  hatte  Felix  Martin  dem  Senate  eine  wohldurchdachte 
Regelung  vorgeschlagen,  durch  welche  die  von  uns  hervorgehobenen 
Mifsstände  hätten  vermieden  werden  können.  Er  schlug  vor,  „von 
den  Unternehmern,  welche  im  Laufe  des  Jahres  infolge  von  Un- 
fällen zur  Zahlung  von  Renten  und  Pensionen  verurteilt  werden, 
einen  Zuschufs  von  so  und  so  viel  Prozent  des  die  betreffenden 
Renten  und  Pensionen  deckenden  Kapitals  zum  Garantiefonds 
einzufordern“.  Nähme  man  wie  der  Ifandelsminister  den  Satz  der 
Zahlungsunfähigkeit  mit  weniger  als  I Proz.  an,  so  konnte  man 
von  den  Unternehmern  i Proz.  des  Kapitals  fordern,  das  die  von 
ihnen  zu  leistenden  Renten  und  Pensionen  deckt.  Der  Beitrag 
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hätte  dann  in  hohem  Mafsc  wenigstens  der  Anzahl  und  der 
Schwere  der  in  jedem  Betriebe  vorkommenden  Unfälle  entsprochen. 

Das  Gesetz  von  1898  legt,  wie  wir  bereits  bemerkten,  kcinen> 
Unternehmer  die  l’flicht  auf,  eine  Versicherung  gegen  Unfälle  ein- 
zugehen. Es  glaubte  sich  jedoch  nichts  destoweniger  um  die  Be- 
dingungen kümmern  zu  müssen,  unter  denen  eine  solche  Ver- 
sicherung prakti.sch  wird.  Das  Gesetz  mufste  dies  um  .so  mehr, 
nachdem  es  bestimmt  hatte,  dafs,  wenn  der  Unternehmer  versichert 
sei  und  die  Nationalaltersversorgungskasse  statt  seiner  gezahlt  habe, 
diese  sich  nur  an  den  Versicherer  halten  könne.  Die  N'ationalkasse 
wird  hierdurch  thatsächlich  für  die  Zahlungsunfähigkeit  der  Ver- 
sicherung.sgesell.schaftcn  haftbar  gemacht.  Es  bestimmt  daher  zur 
V'crmcidung  die,ser  Zahlungsunfähigkeit  .-\rt.  27,  dafs  „die  Unfall- 
versicherungsgesellschaften auf  Gegenseitigkeit  oder  auf  fe.ste  Prämien 
der  L’eberwachung  und  Aufsicht  des  Staates  unterstehen  und  ge- 
halten sind,  Reserven  oder  Sicherheiten  unter  den  durch  Regierungs- 
verordnung festgesetzten  Bedingungen  zu  schaffen.  Der  Betrag  der 
Reserven  oder  Sicherheiten  haftet  pfandrechtlich  für  die  Zahlung 
der  Pensionen  und  Entschädigungen.  Die  Garantiesyndikate  unter- 
stehen der  gleichen  .Aufsicht,  und  eine  Regierungsverordnung  wird 
die  Bcrlingungen  ihrer  Errichtung  und  ihres  Geschäftsganges  fest- 
setzen". Durch  Dekret  vom  28.  Februar  1899  sind  besondere  Vor- 
•schriften  für  die  Gesellschaften  getroffen,  welche  auf  (iegenseitigkeit 
oder  auf  feste  Prämien  gegen  die  Gefahr  der  den  Tod  oder  dauernde 
Erwerbsunfähigkeit  herbeiführenden  Unfälle  versichern.  Diese  \’or- 
schriften  finden  keine  .Anwendung  auf  Gesellschaften,  welche  nur 
gegen  zeitweilige  Erwerbsunfähigkeit  versichern.  Dasselbe  Dekret 
setzt  auch  die  Bedingungen  fest,  welche  die  Garantiesyndikaie  er- 
füllen müssen. 

Die  meisten  Bestimmungen  des  Dekrets  haben  lediglich 
die  Sicherung  der  finanziellen  Zuverlässigkeit  der  Versicherungs- 
institute und  somit  den  Schutz  der  Interessen  der  National- 
altersversorgungskassc  im  .Auge,  l.ediglich  im  unmittelbaren  Inter- 
esse der  -Arbeiter  ist  wohl  aber  die  A'orschrift  des  Art.  1 1 des  De- 
kretes ergangen,  nach  welchem  die  Policen  erstens  wörtlich  die 
.Artikel  3,  9,  19  und  30  des  Gesetzes  vom  9.  April  1898  wieder- 
geben müssen.  Es  sind  dies  die  Bestimmungen  über  den  Ans.it/- 
der  gesetzlichen  Ent.schädigungssumme,  das  Recht  des  Unfallbe- 
troffenen,  zu  verlangen,  dafs  ihm  ein  Viertel  des  zur  Deckung  der 
Rente  erforderlichen  Kapitals  bar  ausbezahlt  werde,  die  Frist  für 
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die  Revision  der  Rente,  die  Nichtigkeit  der  gegen  das  Gesetz 
verstofsendcn  Abmachungen.  Zweitens  müssen  die  Policen  den 
Satz  enthalten,  dafs  den  berechtigten  Arbeitern  keinerlei  Verfalls- 
klausel entgegengesetzt  werden  kann. 

Zur  möglich.sten  Sicherung  ihrer  Leistungsfähigkeit  legt  das  De- 
kret vom  28.  Februar  den  Versicherungsgesellschaften  die  Verpflich- 
tung auf,  eine  Kaution  zu  leisten  und  eine  zahlenmäfsig  bestimmte 
Reserve  zu  bilden.  Letztere  soll  die  Zahlung  der  Rückstände  von 
Renten  und  Pensionen  gewährleisten,  die  itifolge  von  vorgekommenen 
und  geregelten  Unfällen  entstanden  sind.  Sie  mufs  sich  mindestens 
auf  den  Betrag  des  Kapitals  Ijelaufen,  das  die  infolge  von  tödlich 
verlaufenen  oder  dauernde  Arbeit.sunfahigkeit  herbeiführenden  Un- 
fällen zu  leistenden  Entschädigungen  und  Renten  deckt.  Es  sind  daher 
die  Gesellschaften,  welche  das  Ucckungskapital  der  Pensionen  und 
Renten  direkt  an  die  Nationalaltersversorgungskas.se  cinzahlen,  von 
der  Verpflichtung  zur  Bildung  dieser  Reser\-e  befreit.  Die  Kaution 
dient  dazu,  die  üquidation  der  noch  nicht  realisierten  Risiken  zu 
gewährleisten.  Sie  kann  übrigens  für  die  Versicherungsvereine  auf 
Gegenseitigkeit  ermäfsigt  werden,  wenn  diese  gewisse  Bedingungen 
erfüllen.  Für  ausländische  Gesellschaften  ist  sie  höher,  als  für  in- 
ländische. Das  Dekret  bestimmt,  in  welchen  Wertpapieren  die 
Kaution  und  die  Resers-e  bestehen  darf,  und  zwar  sind  die  bezüg- 
lichen V^orschriften  für  die  eine  und  für  die  andere  verschieden. 
Die  Kaution  ist  bei  der  öffentlichen  Depositenkasse  zu  hinterlegen, 
während  die  Reserve  im  Besitz  der  Versicherungsgesellschaft 
bleibt. ') 

Ferner  unterstellt  das  Dekret  vom  28.  Februar  1899  die  Ver- 
sicherung.sgeselLschaften  der  staatlichen  Ueberwachung  und  Aufsicht. 
Die  Ge.sellschaften  haben  den  Staatsbeamten  gewisse  Schriftstücke 
einzureichen,  welche  diesen  ermöglichen,  ihrer  Geschäftsführung  zu 
folgen ; zudem  werden  ihre  Geschäfte  ständig  von  Kontrollkommis- 
saren  überwacht.  Alljährlich  wird  vom  Handelsminister  vor  dem 
I.  Dezember  im  Journal  officiel  die  Liste  der  in-  und  ausländischen 
Gesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  oder  auf  feste  Prämien  veröffent- 
licht, welche  ihre  Thäligkeit  unter  den  vom  Gesetz  und  Dekret 
vorgesehenen  Bedingungen  ausüben. 

Im  Gesetze  von  1898  war  keine  Rede  mehr  von  der  Nationalvcr- 
sicherungskassc,  mit  welcher  man  sich  im  I.aufe  der  Vorarbeiten  des 


*)  Vgl.  betreffs  der  Kaution  und  Reserx  e Bellom  a.  a.  O.,  S.  i6S. 
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Geset/es  mehrmals  beschäftigt  hatte.  Bekanntlich  besteht  seit  1868  in 
Frankreich  eine  Nationalversicherungskasse  gegen  Unfälle.  Der  1 landels- 
minister  hatte  im  Senat  die  Reorganisation  dieser  Kasse  in  .Aussicht 
gestellt;  er  gedachte  mittels  dieser  Reorganisation  dieA'ersicherung  der 
Unternehmer  gegen  die  ihnen  durch  das  1898  er  Gesetz  auferlegten 
Verpflichtungen  zu  ermöglichen.  Noch  einige  Tage  vor  rler  end- 
gültigen Abstimmung  hatte  er  diese  .Ab.sicht  vor  der  Kommission 
der  Deputiertenkammer  wiederholt.  Indessen  verging  ein  Jahr, 
ohne  dafs  diese  Reorganisation  ins  Werk  gesetzt  wurde.  Kurz  vor 
dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes,  welches  anfänglich  auf  den  i.  Juni, 
dann  auf  den  i.  Juli  1899  festgesetzt  worden,  ging  jene  Zusage 
endlich  in  Erfüllung.  .Am  2.  Mai  1899  fafste  die  Deputiertenkammer 
eine  Resolution,  durch  welche  die  Regierung  aufgefordert  wurde, 
das  (iesetz  über  die  Arbeitsunfälle  .schleunigst  durch  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  über  die  Abänderung  des  Gesetzes  vom  li.  Juli 
1868  betreffend  die  .staatliche  National versichcrungskasse  zu  er- 
gänzen. In  der  .Sitzung  vom  2.  Mai  1899  hatten  verschiedene  De- 
])utierte  Klage  geführt  über  die  aufscrordentlich  hohen  Prämien  der 
Versicherungsgesellschaften,  über  die  Unmöglichkeit  namentlich  für 
die  kleinen  L’nternehnjer,  sich  unter  annehmbaren  Bedingungen  zu 
versichern.  Es  schien  daher  der  Kammermehrheit  am  geratensten 
oder  doch  als  schnellstes  Mittel,  den  kleinen  Unternehmern  die 
A'ersicherung  zu  erleichtern  und  vielleicht  auch  die  Gesellschaften 
zu  mäfsigeren  Forderungen  zu  veranlassen,  diesen  die  Konkurrenz 
der  staatlichen  Kasse  zu  schaffen.  Das  Gesetz  vom  24.  Mai  1899 
bestimmt  nunmehr,  dafs  sich  die  Wirksamkeit  der  Nationalversiche- 
rungskasse gegen  Unfälle,  welche  durch  Gesetz  vom  11.  Juli  1868 
errichtet  wurde,  auch  auf  die  Gefahren  erstrecken  soll,  welche  das 
Gesetz  vom  9.  .April  1898  betreffs  der  den  Tod  oder  völlige  oder 
teilweise  Erwerbsunfähigkeit  herbeiführenden  Unfälle  regelt.  Dafs 
die  staatliche  Kasse  die  Unternehmer  gegen  die  (iefahr  der  nur 
zeitweilige  Erwerbsunfähigkeit  veranlassenden  Unfälle  versichere, 
wollten  die  Verfasser  des  Gesetzes  nicht  gestatten.  Sie  befürchteten, 
dafs  die  Verwaltung  der  Kasse  nicht  imstande  sei,  die  Verletzten 
zu  kontrollieren,  ohnedem  dieser  Versicherungszweig  eine  zu  grofsc 
Last  würde.  „Die  Uebcrwachung  der  Folgen  derartiger  l’nfälle,“ 
sagte  der  Berichterstatter,  „ist  nur  den  V^ersicherungsvereinen  auf 
(iegenseitigkeit  oder  den  A'ersicherungsgesellschaften  möglich,  welche 
ein  direktes  Interesse  daran  haben,  eine  persönliche  Kontrolle  aus- 
zuüben." Mag  dies  nun  ein  stichhaltiger  (irund  sein  oder  nicht 
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(auf  den  ersten  Blick  erscheint  er  uns  nicht  ausschlaggebend),  so  ist 
doch  klar,  dafs  die  Beschränkung  der  Nationalkasse  auf  die  Gefahren 
der  schweren  Unfälle  ihrer  Thätigkeit  eine  enge  Grenze  zieht. 
Man  wird  kaum  einen  Unternehmer  finden,  der  sich  gleichzeitig 
für  die  schweren  Unfälle  bei  der  Xationalkasse  und  für  die  leichten 
bei  einer  Gesellschaft  versichert.  Und  andererseits  dürfte  es  nicht 
immer  Versicherungsvereine  auf  Gegenseitigkeit  geben,  die  in  der 
Lage  sind,  die  I.ast  dieser  kleinen  Unfälle  auf  sich  zu  nehmen.  — 

Hiermit  wären  wir  am  Ende  unserer  Skizze  des  französischen 
Gesetzes  von  l8y8,  in  welcher  wir  weder  auf  Einzelheiten  noch  auf 
Fragen  des  Verfahrens  näher  eingegangen  sind. 

Das  Gesetz  bedeutet  zw-eifellos  einen  Fortschritt  gegen  rlen 
früheren  Rechtszustand.  Es  hat  das  grofse  V’erdienst,  dafs  es  dem 
von  einem  .^rbeitsun falle  betroffenen  .Arbeiter  die  Zahlung  einer 
Entschädigung  gewährleistet.  Die  Erregung,  welche  seine  Verkün- 
digung unter  den  Industriellen  verursachte,  hat  sich  nach  .seinem 
Inkrafttreten  rasch  gelegt.  Die  Versicherungsgesellschaften  sahen 
sich  durch  die  Konkurrenz  veranlafst,  ihre  Tarife  erheblich  herab- 
zusetzen. 

Indessen  ist  das  Gesetz  unseres  Firachtens  durchaus  nichts  Voll- 
kommenes. Wir  hatten  gelegentlich  unseres  Ueberblickes  bereits 
Veranl.TSsung,  Kritik  an  verschiedenen  Bestimmungen  zu  üben,  die 
unserer  Ansicht  nach  einer  Aenderung  bedürfen. 

Zum  Schlüsse  noch  ein  Wort  über  die  im  Gesetze  getroflene 
Regelung  der  Garantien.  Als  hauptsächlicher  Mifsstand  dieser  Rege- 
lung erscheint  mir,  dafs  sie  nur  eine  Seite  eines  Problems  berück- 
sichtigt, welches  deren  mehrere  hat.  Ihre  Urheber  waren  der  Mei- 
nung, dafs  bei  der  Herstellung  dieser  Garantien  nur  ein  einziges 
Resultat  im  Auge  zu  behalten  sei,  dafs  es  genüge,  dem  Arbeiter 
durch  irgendwelche  Vorkehrung  die  Zahlung  der  gesetzlichen  Ent- 
schädigungen zu  gewährlei.sten.  Und  dieser  Gesichtspunkt  mufste 
in  der  That  der  leitende  sein.  War  er  der  einzige,  den  man  zu 
berücksichtigen  hatte?  Wir  glauben  es  nicht.  W'ir  halten  dafür, 
dafs  der  Gesetzgeber  namentlich  die  Pflicht  hatte,  sich  darum  zu 
bekümmern,  ob  die  von  ihm  geschaffene  Regelung  der  Garantien 
angethan  sei,  die  Interes.sen  der  nationalen  Industrie  zu  schützen. 
F>  hätte  die  Unternehmer  zwingen  müssen,  sich  zu  versichern,  ihnen 
die  Versicherung  unter  günstigen  Bedingungen  offerieren  müssen,  — 
unter  Bedingungen,  welche  die  Unternehmer  vor  allem  energisch 
zur  Verhütung  und  somit  zur  Verringerung  der  Unfälle  anhalten 


Digitized  by  Google 


^l5  Raoul  Jay,  Die  franrösUchc  Unfallvcrsichcrungsgcsctzucbunf». 


sollten.  Wir  befürchten,  dafs  diese  Resultate  durch  das  nunmehr 
geltende  Gesetz  nicht  erreicht  werden.  Unseres  Erachtens  hätte 
gerade  in  dieser  Richtung  eine  obligatorische  Fach-  und  Gegen- 
seitigkeitsorganisation der  Versicherung  unstreitig^  V'orzüge  gegen- 
über dem  System  des  1898  er  Gesetzes  gehabt.  Sie  würde  eine 
billigere  Versicherung  geschaffen,  sie  würde  die  Unternehmer  ver- 
anlafst  haben,  untereinander  ständige  und  wirksame  Kontrolle  zu 
üben. 

Uebrigens  scheint  die  von  uns  befürwortete  Form  der  Ver- 
•sicherung  jetzt  mehr  und  mehr  Verständnis  zu  finden.  So  spricht 
Guieyfse,  Berichterstatter  über  den  Gesetzentwurf  betreffend  Aus- 
dehnung der  Geschäfte  der  Xationalversicherungskasse  gegen  Un- 
fälle von  diesem  „rationellen  Prinzip  der  obligatorischen  Gegen- 
seitigkeitsversicherung der  Unternehmer,  für  welches  sich  jetzt 
diese  selbst  überzeugt  aussprechen,  nachdem  sie  ihm  früher  feindlich 
gegenübergestanden  hatten".  Fügen  wir  noch  hinzu,  dafs  diese 
obligatorische  Berufsorganisation  dem  Staate  eine  Aufgabe  erspart 
hätte,  die  er  nicht  zu  übernehmen  brauchte,  und  dafs  sie  vielleicht 
einen  Rahmen  geschaffen  haben  würde  für  die  weitere  Entwicklung 
<lcr  .\rbeiterver.sichcrung. 
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V olks  Wirtschaft. 

Auf  CJnmd  der  Berufs-  und  Gcwerbezählung  im  Deutschen  Reich  vom  I4.  Juni  1895. 

Von 

Prof.  Dr.  H.  RAUCHBERG 

in  Prag. 

L 

In  einer  Reihe  von  Abhandlungen  habe  ich  den  Lesern  dieses 
Archivs  die  Ergebnisse  der  Berufszählung  im  Deutschen  Reich  vom 
14.  Juni  1895,  sowie  der  damit  verbundenen  landwirtschaftlichen 
und  gewerblichen  Betriebsaufnahmen  vorgeführt.  *)  Aufgabe  der 
folgenden  abschliefsenden  Untersuchungen  Lst  cs,  aus  der  Fülle  der 
mitgeteilten  Materialien  die  für  die  wirtschaftliche  und  soziale  Ent- 
faltung des  Deutschen  Reichs  charakteristischen  Thatsachen  hervor- 
zuheben und  zu  einem  Gesamtbild  zu  vereinen.  Dadurch,  sowie 
auch  durch  die  Vergleichung  mit  den  Ergebnissen  der  Berufs-  und 
Gewerbczählung  von  1882,  wollen  wir  Einsicht  erlangen  in  die 
Entwicklungstendenzen  der  deutschen  Volkswirtschaft,  soweit  sie 
nämlich  durch  jene  grofsen  statistischen  Aufnahmen  erfafst  worden 
sind.  Und  wenigstens  hinsichtlich  der  wichtigsten  Strömungen  ist 
das  sicherlich  der  Fall. 

Rasch  und  kräftig  ist  die  Entwicklung,  die  zwischen  den  beiden 
Zählungen  von  1882  und  1895  liegt  und  sich,  vielleicht  sogar  noch  be- 
schleunigt, bis  in  die  Gegenwart  hinein  fortgesetzt  hat:  ein  in  mancher 
Hinsicht  grofsartiger  Aufschwung,  dessen  wir  uns  freuen  können,  da- 
neben allerdings  auch  manche  bedenkliche  Erscheinung,  wie  das  eben 
Zeiten  sprunghaften  Fortschritts  mit  sich  zu  bringen  pflegen.  Die  trei- 

*)  Archiv  für  soziale  Gcscligcbung  und  Statistik,  XIV.  Band  S.  227  Pf.  u.  603  C. 
XV.  Band  S.  123  ff.,  332  ff.  u.  554  ff.,  XVI.  Band  S.  142  ff.  Wenn  sich  im  Fol- 
genden Bändezahlen  ohne  nähere  Bezeichnung  des  Werkes  angemerkt  finden,  so 
sind  darunter  regelmäfsig  Bände  dieses  Archivs  zu  verstehen. 
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bende  Kraft  dieser  Bewegung  ist  der  Drang  des  deutsclien  V'olks  nach 
\'ermclirung  und  Ausbreitung,  nacli  möglichster  Entfaltung  sowohl  des 
generellen  als  auch  des  indiviiluellen  Lebens.  Hierauf,  dann  aber  auch 
auf  dem  richtigen  N’erhältnis  zwischen  genereller  und  individueller 
Entwicklung,  zwischen  V’olksvermehrung  und  Kulturentfaltung  be- 
ruhen ja  schliefslich  Geltung  und  Zukunft  der  Völker.  Eine  stete 
Bevölkerungsspannung  wird  durch  jenen  Drang  her\-orgcrufen  und 
zugleich  das  rastlose  Streben,  die  Grenzen  und  Möglichkeiten  des 
Unterhalts  zu  erweitern  und  vervielfältigen.  Jeder  Fortschritt  auf 
diesem  Wege  ist  bedingt  durch  den  Stand  der  Technik  und  den 
Grad  ihrer  wirtschaftlichen  Ausnutzung  durch  die  persönliche  Orga- 
nisation der  Volkswirtschaft  in  Berufsgliederung  und  sozialer  Schich- 
/tung.  Und  jede  .Aenderung  auf  diesem  Gebiete  wirkt  darüber  hinaus 
auch  in  politischer  und  allgemein  kultureller  Hinsicht  auf  den  ge- 
sellschaftlichen Lieberbau  ein.  V^olkszahl  und  Volkskultur,  die  phy- 
sische, wirtschaftliche  und  politische  Entfaltung  der  Völker  bedingen 
einander  gegenseitig,  und  jede  Erweiterung  des  Volkslebens  geht 
Hand  in  I land  mit  dessen  innerer  .Ausbildung. ')  V'on  diesem  Stand- 
punkte aus  gewinnen  selbst  die  blofsen  Bevölkerungszahlen  unserer 
F'Irhebungen  weitreichende  Bedeutung.  Was  lehren  sie? 

Die  beiden  Berufszählungen  von  1882  und  1895  umspannen 
eine  Periode  kräftiger  und  stets  rascher  fortschreitender  Volks- 
zunahme: die  Bev’ölkcrung  des  Deutschen  Reichs  ist  jährlich 
um  1,11  Prozent  gewachsen.®)  Für  die  Mitte  des  Jahres  1900  wird 
sie  auf  nahezu  56  Millionen  berechnet;  im  l,aufeder  letzten  75  Jahre 
hat  sie  sich  verdoppelt,  ein  .Aufschwung,  wie  ihn  die  Geschichte 
des  deutschen  Volks  vorher  niemals  verzeichnen  durfte.  Hierbei 
ist  es  von  höchster  Bedeutung,  dafs  die  Bevölkerungsbewegung 
immer  mehr  konservativen  Charakter  annimmt.  Nicht  so  sehr  durch 
die  Erhöhung  der  Geburtenzahl  ist  jene  Zunahme  zu  erklären,  als 
durch  die  Minderung  der  Sterblichkeit,  *)  durch  das  .Aufhören  der 

*)  G.  Sch  mol  1er,  Grundril's  der  alljjrmcincn  Volkswirtschnftslchrc.  I.  Leipzig 
1900  S.  »71  flT. 

•)  VkI.  den  XIV.  Band  S.  262. 

*)  Auf  je  looo  Einwohner  entfallen  durchschnittlich  jährlich 
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überseeischen  Auswanderung,')  durch  die  Verstärkung  des  Zuy.ugs 
aus  dem  Auslände.  V'^olle  Bewahrung  und  Kntfaltung  der  Volks- 
kraft bei  relativ'cr  Einschränkung  des  Bevolkerungswechsels,  Ver- 
stärkung des  individuellen  Daseins  gegenüber  dem  in  raschem 
Wechsel  aufgebrauchten  generellen,  bilden  die  nunmehr  gesichertere 
physi.schc  Voraussetzung  reicherer  Kulturentfaltung.  Diese  Aende- 
rung  der  Bevölkerungskapazität  ist  herbeigeführt  worden  durch 
die  Erhöhung  des  M e n s c h e n b e rl a r f s der  deutschen  Volkswirt- 
schaft. Früher  war  er  hinter  der  \V)lk.szunahme  zurückgeblieben ; 
nunmehr  ist  er  ihr  vorangeeilt.  Nicht  nur  in  der  Bevölkerungs- 
bewegung und  Wanderungsbilanz  zeigt  sich  das,  sondern  auch  in 
der  Steigerung  der  gesamten  Erwerbsarbeit ; in  der  Erhöhung  der 
Quote  der  Erwerbthätigen  gegenüber  den  Familienangehörigen  und 
Dienenden,  -)  in  dem  früheren  Beginn  und  späteren  Aufhören  der 
Berufsthätigkeit,  und  der  dadurch  bedingten  Zunahme  der  Kinder- 
und  Greisenarbeit,  in  der  stärkeren  Beteiligung  der  Frauen,  auch  der 
verheirateten , an  der  Ivrwerbthätigkeit,  “)  in  den  verhältnismäfsig 
geringen  Ergebnissen  der  Arbeitslosenzählung. ')  Konnte  noch  vor 
einer  Generation  die  chronische  Uebcrfiillung  des  Arbeitsmarkts 
unter  der  Formel  der  industriellen  Reservearmee  zu  einer  der  Haupt- 
.stützen  tler  sozialisti.schcn  Kritik  unserer  Gesellschaft.sonlnung  ge- 
macht werden,  so  bildet  ganz  im  (regen.satz  dazu  chronischer  .\r- 
beitcrmangel  die  .Signatur  der  Wirtschaftsperiode,  in  welche  die 
Berufs-  und  Gewerbezählung  von  1895  fällt.*) 


*)  Die  ühersccischr  Auswanderung,  welche  im  I.aufe  von  2 Generationen  mehr 
aU  4 Millionen  Deutsche  übers  Meer  entführt  (1S20 — 1899  rund  4.8  Millionen)  und 
noch  in  den  achtxiger  Jahren  jährlich  Uber  looooo  Menschen,  gekostet  hatte,  ist  in 
den  letzten  Jahren  unter  24000  Personen  jährlich  herabgegangen. 

*)  XIV.  Band  S.  269  f.,  XV.  Bd.  S.  124  u.  130. 

*)  XV.  Band  S.  334  ff. 

*)  XV.  Band  S.  337  f- 

*)  Damit  Ut  auch  meine  Stellung  zur  Hevölkerungsfragc  überhaupt  gekenn» 
reichnet.  In  jedem  gesunden  V’olke  ist  der  Vcrmchrungsdrang  eine  der  treibenden  Kräfte, 
wodurch  das  wirtächaftliche  und  soziale  Trägheitsmoment  überwunden  wird.  Völlige 
L’cbereinstimmung  zwischen  Volkszunahme  und  Wirtschaflscntfaltung  kann  freilich  nicht 
erwartet  werden,  ln  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  stockte  diese,  jene  ging 
fort:  daher  drohende  Uebervölkerung  und  der  .\nklang,  den  des  Maithus  Lehren 
fanden.  .\m  Ende  des  19.  Jahrhunderts  hatte  die  wirUchaAliche  Entwicklung  des 
Deutschen  Reichs  die  Volkszunahmc  bereits  überholt.  Mit  dem  Eintritt  des  Deutschen 
Reichs  in  die  Weltwirtschaft  ist  seine  Bevölkerungskapazität  in  der  That  unab- 
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Plin  so  gewaltiger  Umschwung  konnte  nur  herbeigeführt  werden 
durch  eine  tiefgreifende  Fortbildung  der  gesamten  Wirtschafts- 
organisation in  V^erbindung  mit  den  dadurch  bedingten  Umwäl- 


hüngig  grwortien  von  der  Nahrungsproduklion  der  heimatlichen  Scholle;  sie  hängt 
nunnn’hr  ab  von  der  Weltstellung  des  Kcichs  sowohl  in  w-irtschaftlichcr  wie  in 
poliliscluT  Hinsicht.  Unabsehbare  Entwicklungsmöglichkeiten  sind  damit  gegeben; 
freilich  wird  aber  auch  noch  eine  ganz  andere  Anspannung  aller  Kräfte  erforderlich 
sein,  um  sic  zu  verwirklichen.  Die  Drohung  mit  der  kurzen  Verdoppclungs|>criode 
des  deutschen  Volks  kann  uns  nicht  schrecken.  Jede  Berechnung  künftiger  Verdoppr« 
lungNpcrioden  mufs  sich  als  eine  trügerische  Prophezeiung  erweisen.  Ist  die  Volks- 
zunahme bedingt  durch  natürliche  Triebe  in  ihrer  Wechselwirkung  mit  der  gesamten 
sozialen  Entwicklung:  wer  vermöchte  da  alle  Möglichkeiten  zu  überblicken?  Wohl 
aber  können  wir  schon  jetzt  die  Ansätze  zu  einer  Verlangsamung  der  Volksbewegung 
enldecketi.  Dir  auf  S.  318  angcmerklcn  Zahlen  ergeben,  dafs  die  beschleunigte 
Volkszunahmc  des  letzten  Jahrzehnts  mehr  der  Minderung  der  Sterblichkeit  als  der 
Zunahme  der  (icburten  zuzusclireiben  ist.  Der  weiteren  Abminderung  der  Sterb- 
lichkeit sind  aber  schon  durch  die  Natur  enge  Grenzen  gezogen.  Je  mehr  infolge 
sozialer  und  hygienischer  Fortschritte  die  durchsclmittliche  Lebensdauer  der  natür- 
lichen sich  nähert,  desto  geringere  weitere  Fortschritte  sind  in  dieser  Richtung  mög- 
lich. und  desto  mehr  hängt  dann  die  Volkszunahmc  von  der  Geburtenziffer  ab.  Die 
tieburlenzHTer  aber  zeigt  in  der  .Mehrzahl  der  Kulturstaalen  trotz  der  erleichterten 
Familiengründung  und  des  reichlicheren  UnterhalLs  eher  sinkende  Tendenz;  so  auch 
im  Deutschen  Reich.  Während  bis  in  die  60  er  Jahre  jede  Aenderung  des  äufseren 
Nahrungsspielraums  und  der  Gelreideprcise  sofort  auf  die  Häufigkeit  der  Ehr- 
sclilieKungen  und  (icburten  zurUckwirkte,  ist  dieser  Zus4immenhang  nunmehr  gelockert. 
Darin  liegt  ein  Beweis  dafür,  dafs  nicht  mehr  die  blofse  Ni>tdurf\  des  Lebens  fiir 
den  Gang  der  Bevölkerung  mafsgebrnd  ist,  und  dafs  ihre  Spannung  nicht  mehr 
wie  früher  bis  an  die  üufserste  Grenze  der  Lxistenzmöglichkeit  reicht.  Sittliche 
und  KuUurfaktorcn  gewinnen  je  länger  je  mehr  Einflurs  und  wirken  retardierend. 
Infolge  dieser  (iestaltung  der  einzelnen  Elemente  der  Bcölkerungsbewegung  nimmt 
diese,  wie  bereits  oben  crw'ähnt,  einen  mehr  kon.sersaUven  Charakter  an ; die  Zu- 
nahme wird  langsamer,  die  gröf>cre  Volks/ahl  wird  durch  geringeren  Wechsel  er- 
stem, frühere  Eheschlicfsung  und  verlängerte  Lebensdauer  erweitern  die  Periode 
des  ehelichen  Zusammenlebens,  verlängern  die  Generalionsdauer  und  verstärken  so 
den  KamihenzusammenhaU,  freilich  ohne  gegen  andere  Strömungen  aufkommen  zu 
können,  die  ihn  hinwiederum  lockern.  So  wird  das  Volksleben  von  den  gleichen 
grof:«en  Prinzipien  beherrscht,  w'ic  alle  auMcigende  organische  Entwicklung:  Ver- 
»tärkung  des  individuellen  Lebens  gegenüber  dem  blofsen  Artdasein,  der  Individua- 
tion gegenüber  der  Generation  un<l  damit  auch  der  geistigen  und  kulturellen  Seite 
de»  menschlichen  Daseins  gcgcnü;l>er  der  rein  natürlichen.  Damit  erscheint  aber  die 
Uebervölkcrungsgcfahr  in  immer  weitere  Fernen  gerückt,  jedenfalls  in  solche,  die 
jenseits  des  Bereichs  unserer  Wirtschaftspolitik  gelegen  sind. 
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Zungen  in  der  Berufsgliederung  und  sozialen  Schichtung  des  ge- 
samten Volks.  Lieber  diese  sind  wir  durch  die  Berufszählung,  über 
jene  durch  die  landwirtschaftliche  und  gewerbliche  Betriebsaufnahme 
unterrichtet  worden.  Zwei  grundlegende  Thatsachen  spiegeln  sich  in 
ihren  Zahlen;  die  Fortschritte  in  der  arbeitsteiligen  Organi- 
sation der  deutschen  Volkswirtschaft  und  ihr  Eintritt  in 
die  internationale  .Arbeitsteilung  der  Weltwirtschaft, 
beide  dadurch  ermöglicht,  dafs  die  technischen  Errungenschaften, 
weche  das  19.  Jahrhundert  auszcichnen,  mit  klarer  Eiitsicht  und 
kühner  Entschlossenheit  ausgenützt  worden  sind,  um  die  deutsche 
.Arbeit  in  die  Richtung  höherer  gesellschaftlicher  Produktivität  über- 
zuleiten.  Und  es  ist  vielleicht  nicht  überflüssig  daran  zu  erinnern, 
dafs  dies  nur  dadurch  ermöglicht  ward,  dafs  auch  die  geistigen  und 
sittlichen  Voraussetzungen  hierfür  zutrafen : die  stille  Geistesarbeit 
der  Hochschulen  hat  die  von  der  Technik  zu  verwertenden  Ein- 
sichten errungen ; die  allgemeine  A'olksbildung  hat  es  ermöglicht,  die 
technischen  Konzeptionen  in  breitem  Umfange  praktisch  zu  ver- 
Avirklichcn;  die  straffere  Zucht  aber,  die  Uebung  beharrlicher  .An- 
spannung des  Willens,  die  Kunst,  sow’ohl  zu  befehlen  wie  zu  ge- 
horchen, die  Gewöhnung  strenger  Pflichterfüllung  haben  die  grofsen 
Organisationen  schaffen  geholfen,  denen  die  Führung  Zufällen  sollte. 
Und  welchen  Anteil  die  Wirtschaftspolitik  des  Reichs  und  der 
Bundes.staaten , insbesondere  auch  die  äufsere  Machtstellung  des 
Reichs  an  dieser  Entwicklung  haben,  läfst  sich  zwar  nicht  ziffern- 
mäfsig  belegen ; es  wird  aber  von  .Allen  freudig  empfunden,  denen 
der  innere  Zusammenhang  zwischen  den  geistig-sittlichen,  den 
■ökonomischen  und  den  politischen  Faktoren  im  Leben  der  Völker 
klar  geworden  ist. 

V’on  solchen  Kräften  getragen,  hat  die  deutsche  Volkswirtschaft 
zunächst  ihre  gesellschaftliche  Organisation,  durch  Produktions- 
teilung und  Berufsbildung  fortentwickelt.  Denn  noch  ist  die 
Ausbildung  der  volkswirtschaftlichen  Arbeitsteilung,  nicht  zum  Ab- 
schlufs  gelangt.  Fortwährend  lösen  sich  aus  der  früher  in  sich  ge- 
schlossenen Hauswirtschaft  neue  Verrichtungen  in  der  Form  der  Be- 
rufsbildung los  *),  teils  .solche,  die  zwar  schon  früher  ausgeübt,  aber 
von  der  Landwirtschaft  gleichsam  überdeckt,  nunmehr  als  Grund- 

*)  Dxs  Wort  Berufsbildung  im  Sinne  Büch  er  s gleichbedeutend  genommen 
mit  .'Xusbildung  neuer  Berufszweige,  neuer  Krwcrbsgelcgenhciten.  Vgl,  Bücher, 
.F.nlstehung  der  Volkswirtschaft,  2.  .‘Vufl.  S.  286. 

.Archiv  für  so*.  Gesetzgebung  u.  Statistik.  XVI.  21 
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läge  selbständigen  Erwerbs  über  die  Schwelle  des  Berufsbewufet- 
seins  treten,  teils  neue  Verrichtungen,  zu  denen  insbesondere  die 
aufstrebende  Industrie  den  landwirtschaftlichen  Nachwuchs  heranzu- 
ziehen weifs,  nachdem  sie  ihren  eigenen  bereits  aufgebraucht  hat. 
Stellt  sich  die.  Berufsgliederung  nach  dem  Hauptberuf  als  das  Er- 
gebnis dieser  bintwicklung  dar,  wie  es  zur  Zeit  der  Erhebung  in 
dem  Berufsgefühl  der  Bevölkerung  sich  spiegelte,  so  sind  die 
N ebener werbsdaten  vielfach  als  Symptome  der  noch  nicht 
abgeschlossenen  Berufsbildung  zu  deuten,  indem  bald  die  neu  er- 
griffene Beschäftigung,  bald  die  frühere,  aber  noch  nicht  völlig  auf- 
gegebene  als  Nebenberuf  auftritt.  Mit  dieser  Auffassung  stimmt  es 
überein,  dafs  die  Zahl  der  hauptberuflich  thätigen  Personen,  die  zu- 
gleich einen  Nebenerwerb  ausüben,  in  rascher  Abnahme  begriffen 
ist.  ’)  Dagegen  nehmen  noch  rascher  als  jene  Abnahme  verläuft, 
die  Fälle  zu,  in  welchen  Personen  ohne  eigenen  Hauptberuf,  ins- 
besondere Familienangehörige  und  unter  diesen  hinwiederum  haupt- 
sächlich Frauen,  nebenberuflich  sich  bethätigen.*)  Hier  tritt  der  Neben- 
erwerb .als  V'orbote  eigentlicher  Berufsarbeit  auf,  dort  i.st  er  vor 
ihr,  dem  Prinzip  einheitlicher  Berufsbildung  weichend,  im  Rückzug 
begriffen.  Nebenbei  sei  auch  daran  erinnert,  eine  wie  wichtige 
Rolle  die  Heimarbeit  als  die  Organisationsform  beginnender  Indu- 
strialisierung auf  diesem  Gebiete  spielt;  Weit  stärker  als  in  der 
sonstigen  Industrie  ist  in  der  Hausindustrie  der  Nebenerwerb  ver- 
treten“); in  den  von  der  Hausindustrie  zuerst  ergriffenen  und  durclv 
die  längste  Zeit  hindurch  beherrschten  Zweigen  der  Textilindustrie 
weicht  sie  vor  den  technisch  und  sozial  höheren  Betrieb-sorgani- 
sationen  zurück,  in  den  anderen  Gewerbegruppen  ist  sie  zumeist 
noch  im  V'ordringen  begriffen.“) 

Noch  viel  weiter  und  tiefgreifender  als  aus  jenen  Spuren 
der  Berufsbildung  zu  entnehmen,  hat  sich,  nach  dem  Hauptberuf 
bcrurteilt,  die  Berufsgliederung  des  deutschen  V'olks  ver- 
schoben. Die  Bewegung  fuhrt  durchaus  von  der  Landavirtschaft 
hinweg  zu  einer  erheblichen  Verstärkung  zunächst  der  Industrie, 
dann  aber  auch  des  Handels  und  Verkehrs,  sowie  des  öffentlichen 
Dienstes  und  der  freien  Berufe. 


■)  .\V.  »and  S.  153. 

*)  ebendas.  S.  159  f. 

‘i  XIV.  Band  S.  650. 

ebendas.  S.  653  u.  XVI.  Band  S.  19S. 
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Die  Wandlung  in  der  weltwirtschaftlichen  Stellung 
des  Deutschen  Reichs  aber,  die  man  wohl  hauptsächlich  im  Auge  hat, 
wenn  man  von  dem  Uebergang  zum  Industriestaat  spricht,  kann  frei- 
lich nicht  unmittelbar  aus  den  Zahlen  der  Berufsstatistik  entnommen 
werden,  sondern  erst  aus  der  Rückwirkung  der  geänderten  Berufs- 
gliederung auf  den  Gang  der  Produktion,  auf  die  Deckung  des 
heimatlichen  Bedarfs  und  auf  die  Kntwicklung  des  Aufsenhandels. 
Hierauf  gedenke  ich  S[>äter  noch  zurückzukommen ; ‘)  hier  will  ich 
nur  hervorgehoben  haben,  wie  sehr  die  äufsere  Stellung  der 
deutschen  V^olkswirtschaft  durch  ihre  innere  Entwicklung  bedingt 
ist.  Durch  die  gleichen  treibenden  Kräfte  werden  beide  hervor- 
gerufen und  weder  hinsichtlich  der  einen,  noch  hinsichtlich  der 
anderen  haben  wir  freie  Wahl. 

Die  Umbildung  der  Berufsgliederung  wird  durch  folgende  That- 
sachen  gekennzeichnet : Die  I^ndwirtschaft  hat  die  Zahl  ihrer  Er- 
werbthätigen  seit  1882  kaum  verändert.  Im  Hauptberuf  hat  sie 
um  ein  Geringes  zugenommen,  *)  im  Nebenerwerb  ist  sie  ent- 
schieden zurückgegangen,  sowohl  nach  Personen,  ®)  als  auch  nach 
Nebenerwerbsfällen  *)  gerechnet.  Hingegen  haben  die  hauptberuf- 
lich Erwerbthätigen  in  der  Industrie,  im  Handel  und  Verkehr,  im 
öffentlichen  Dienst  sehr  erheblich  zugenommen,  viel  rascher  als  es 
der  Vermehrung  der  Bevölkerung  überhaupt  entspricht.  Nahm 
1882  die  Landwirtschaft  die  erste  Stelle  in  der  Berufsgliederung 
ein,  .so  steht  ihr  nunmehr  die  Industrie  hinsichtlich  der  V’ertretung 
der  Erwxrbthätigen  gleich;  hinsichtlich  der  Berufszugehörigen  über- 
haupt, also  einschliefslich  der  Familienangehörigen  und  Dienenden, 
hat  sie  ihr  bereits  den  Vorrang  abgelaufen.  *)  Da  jedoch  die  l.and- 
wirtschaft  im  Nebenerwerb  noch  immer  ganz  ent.schieden  über- 
wiegt — 1895  entfallen  fast  drei  Viertel,  1882  sogar  vier  Fünftel 
aller  Nebenerwerbsfalle  auf  die  Landwirt.schaft  — , so  erscheint  ihre 
Vertretung  unter  Berücksichtigung  des  Nebengewerbs  erheblich 
höher.") 

Bewegt  sich  die  Entwicklung  auch  ganz  in  der  Richtung  der 
industriellen  und  kommerziellen  Berufe,  so  sind  doch  keine  Anhalts- 

*)  Vjjl.  weiter  unten  S.  365  ff. 

«)  XIV.  Band  S.  275  f. 

*)  XV.  Band  S.  153. 

*)  ebendas.  S.  158. 

*)  XIV.  Band  S.  275. 

•)  ebendas.  S.  284. 
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punkte  gegeben,  um  von  einem  Rückgang  der  I^ndwirtschaft  zu 
sprechen.  Die  Entwicklungstendenzen,  welche  die  landwirtschaft- 
liche Betriebszählung  ergeben  hat, ')  sind  vielmehr  im  allgemeinen 
Ix’friedigend,  und  die  Produktionsstatistik  zeigt  eine  beträchtliche 
Steigerung  der  Leistungsfähigkeit  der  deutschen  Landwirtschaft.  Eine 
Reflexwirkung  des  industriellen  Aufschwungs  nur  ist  es,  dafs  die  be- 
rufliche Bedeutung  der  Landwirtschaft  gemindert  erscheint.  Ihren 
Nachwuchs  hat  die  Landwirtschaft  allerdings  nur  soweit  festzuhalten 
vermocht  als  dies  zur  .Ausfüllung  der  Lücken  erforderlich  war.  Und 
auch  dabei  ist  vielfach  .Männer-  durch  Frauenarbeit,  die  .Arbeit  Voll- 
kräftiger durch  Kinder-  und  (ireiscnarbeit  ersetzt  worden.  Hiervon 
abgesehen,  hat  sich  die  ganze  Volkszunahme  des  Deutschen  Reichs 
den  anderen  Berufen,  mehr  als  3 Viertel  davon  allein  der  Industrie, 
zugewendet.  Der  starke  Menschenbedarf  der  Industrie  hat  nicht  nur 
ihren  eigenen  Nachwuchs  aufgebraucht,  sondern  auch  auf  den  Nach- 
wuchs der  I.andwirt.schaft  zurückgegriffen,  so  dafs  dieselbe  nunmehr 
einen  nicht  nur  relativ  sondern  sogar  ab.solut  geringeren  Bestand 
an  berufslosen  Familienangehörigen  aufwci.st  als  1882,  und  die  Ge- 
samtzahl ihrer  Berufszugehörigen  gesunken  ist.*)  Die  Ursache  davon 
haben  wir  darin  kennen  gelernt,  dafs  der  technische  Fortschritt  die 
Produktivität  der  industriellen  Arlxit  in  höherem  Mafsc  gesteigert 
hat  als  jene  der  landwirtschaftlichen.  In  der  That  ist  die  Stellung 
der  Industrie  der  modernen  technischen  Entfaltung  gegenüber  eine 
viel  günstigere  als  jene  der  Landwirtschaft : Die  Landwirtschaft 
gebunden  an  die  verfügbare  Bodenfläche,  beengt  durch  die  über- 
kommene und  nur  allmählichem  Wandel  zugängliche  Agrarverfa.ssung 
in  Besitz  und  Betrieb,  gerade  während  der  Zwischenzeit  zwischen 
den  beiden  Berufszählungen  bedrängt  durch  die  Konkurrenz  aus- 
wärtiger Länder  mit  äufserst  extensiver  Wirtschaftsweise.  Die 
Industrie  hingegen  getragen  von  einer  potentiell  unbeschränkten 
Ausbreitung.sfahigkeit,  leicht  beweglich,  stets  gerüstet  und  bereit, 
jeden  techni.schcn  Fortschritt  zu  verwerten,  jede  Errungenschaft  als 
Vorstufe  weiterer  Errungenschaften  auszunützen.  Leicht  begreiflich, 
dafe  die  Industrie  es  ist,  die  auf  die  Menschen  sowohl  wie  auf  die 
Kapitalien  die  stärkere  .Anziehungskraft  ausübt,  dafs  sie  die  höheren 
Löhne  und  Gewinne,  die  besseren  Arbeitsbedingungen  bieten  kann, 
dafs  sie  der  Bevölkerungsspannung  das  weitere  Ventil  öffnet,  und 


*)  Siche  darüber  unten  S.  336  ff. 

•)  XIV.  Band  S.  275,  XV.  Band  S.  134. 
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dafs  infolge  dessen  der  gesamte  Volkszuwachs  sich  ihr  und  den 
auf  ihr  beruhenden  distributiven  Gewerben  zuwendet.  ’)  Und  da 
die  industrielle  Produktionsteilung,  besonders  seitdem  sie  in  den 
weltwirtschaftlichen  Verkehr  übergreift,  immer  mehr  der  vermitteln- 
den Thätigkcit  des  Handels  bedarf,  so  sehen  wir  die  Berufsabteilung 
Handel  und  Verkehr  noch  rascher  anwachsen,  wie  jene  der  In- 
dustrie, wenn  auch  von  vorne  herein  in  engeren  Grenzen. 

So  hat  denn  die  Bevölkerungsspannung  nachgelas.sen,  die  sich 
früher  nur  durch  den  Abflufs  ins  Ausland  Luft  machen  konnte.  An- 
statt dessen  wetteifern  nunmehr  die  aufblühenden  Berufe  darin,  den 
Nachwuchs  der  minder  begünstigten  durch  bessere  Gewinnaussichten, 
höhere  Löhne,  leichtere  Arbeitsbedingungen  an  sich  zu  ziehen. 
Die  Folge  davon  ist  jene  Llmbildung  in  der  Berufsgliederung  des 
deutschen  Volks,  vermöge  welcher  eine  gröfsere  Quote  der  Lrwerb- 
thätigen  den  Berufen  von  relativ  höherer  gesellschaftlicher  Produk- 
tivität zugeführt  wird.  Denn  wodurch  sonst,  als  durch  die  höhere 
Produktivität  vermögen  .sic  erfolgreich  werbend  auf  dem  Kapitals- 
und .Arbeitsmarkte  aufzutreten  ? 

An  diesem  Aufschwung  hat  die  ganz  überwiegende  Mehrzahl 
der  von  der  Berufsstatistik  unterschiedenen  Berufsarten  teilgenommen : 
182  Berufsarten  haben  ihre  Berufszugehörigen  vermehrt;  nur  25 
haben  sic  vermindert , die  letzteren  zum  Teil  nur  aus  formalen 
Ursachen.  Aus  der  Fülle  der  V’eranlassungen,  die  bei  diesem  Auf 
und  Nieder  mitwirken,  haben  wir  in  Uebereinstimmung  mit  der 
soeben  vorgetragenen  Anschauung  als  die  durchgreifendste  den  Ein- 
flufs  der  mit  dem  technischen  Fortschritt  einhergehenden  .Arbeits- 
verschiebung hervorgehoben,*)  also  jene  Umbildung  der  Arbeits- 
organisation, wodurch  eine  relativ  gröfsere  Quote  der  ge.samten 
gesellschaftlichen  .Arbeit  auf  die  Herstellung  nicht  von  Endprodukten 
.sondern  von  Produktionsmitteln  verwendet  wird.  Diese  letzteren 
erleichtern  sodann  die  Herstellung  der  Gebrauchsgüter  so  sehr,  dafs 
dadurch  die  Produktivität  des  ganzen  Produktionsprozesse.s,  mithin 
der  gesellschaftlichen  Arbeit  überhaupt,  gesteigert  wird.  In  letzter 
Linie  ist  cs  also  doch  auch  hier  die  Umwälzung  der  Technik, 
welche  jene  Umbildung  der  Berufsorganisation  mit  sich  bringt. 

Wird  die  ganze  Entwicklung  getrieben  durch  den  Expansions- 
drang der  Bevölkerung,  so  mufs  sie  auch  ihrerseits  auf  die  Be^ 


')  XIV.  Band  S.  277  ff. 
*)  XIV.  B.ind  .S.  290  ff. 
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wegungderHevölkcrung  in  Zeit  und  Raum,  auf  Gencrationen- 
wechsel  und  Berufefolge,  auf  Dichtigkeit  und  Ansiedelungsverhältnissc 
zurückwirken.  Sie  wird  dieselben  im  Sinne  der  neuen  Berufsgliede- 
rung umbilden.  Der  Gebundenheit  der  feudalen  Ge.sellschaftsordnung 
entsprachen  erbliche  Berufsfolgc  und  Sefshaftigkeit.  Nur  langsam  ver- 
schoben sich  die  Grenzen  zwischen  den  grofsen  Berufegruppen,  und 
die.se  vermochten  ihren  Menschenbedarf  zumeist  durch  ihren  eigenen 
Nachwuchs  zu  decken.  Auch  die  örtlichen  VVirtschaftskreise  wirt- 
schafteten ganz  überwiegend  mit  ihrem  eingeborenen  Menschen- 
material, wenngleich  immer  ein  gewisser  Auftrieb  in  der  Richtung 
nach  der  höheren  Kultur:  vom  Lande  nach  der  Stadt,  von  der  Dind- 
wirtschaft  nach  dem  städtischem  Gewerbe,  von  diesem  aus  zu  den  ge- 
lehrten Berufen  vorhanden  gewesen  sein  mag.  .Mlcin  bei  der  Enge  und 
Gebundenheit  der  X'crhältnissc  mufste  er  doch  auf  verhältnismäfsig 
Wenige  beschränkt  bleiben : für  die  ganz  überwiegende  Mehrzahl 
war  schon  durch  die  (ieburt  .'\rt  und  Stätte  ihrer  Lebensarbeit  be- 
stimmt. Und  danach  hatte  sich  auch  die  natürliche  Bewegung  der 
Bevölkerung  gleichsam  von  selbst  eingestellt : innerhalb  der  einzelnen 
Berufe  und  örtlichen  Krei.se  wickelte  sich  der  Wechsel  der  Ciencra- 
tionen  in  sich  selbst  geschlossen  ab. 

Das  konnte  nicht  so  bleiben,  nachdem  die  Berufsgliederung 
des  deutschen  Volks  sich  umzubilden,  der  wirtschaftliche  Cliarakter 
der  einzelnen  (iebietc  sich  zu  differenzieren  begonnen  hatte.  Je 
rascher  und  weiter  diese  Bewegung  fortschritt,  desto  mehr  ent- 
fernte sie  sich  von  der  früheren  Ordnung  des  Bevölkerungs- 
wechsels, desto  gröfeere  Bevölkerungsspannungen  innerhalb  der 
einzelnen  Berufe  und  Gcbietsab.schnitte  mufsten  entstehen , und 
desto  lebhafter  der  Menschenaustausch  werden , welcher  die  Ab- 
gleichung bewirkt.  .An  die  Stelle  der  erblichen  Berufefolge  trat 
der  Berufswechsel  von  Generation  zu  Generation,  an  die  Stelle  der 
-Sefehaftigkeit  die  W’andcrbewegung.  Das  sind  die  beiden  grofsen 
Strömungen,  die  einander  vielfach  verstärkend  oder  durchkreuzend, 
immer  von  neuem  die  Uebercinstimmung  zwischen  der  Menschen- 
produktion dc.s  Volks  untl  dem  Menschenbedarf  der  \'olkswirtschaft 
herstellen.  In  der  gleichen  Richtung  wirkt  aber  auch  die  Um- 
bildung des  populationistischen  Charakters  der  einzelnen  Berufe  und 
Gebietsabschnittc.  Je  nachdem  sie  in  die  aufsteigende  oder  fallende 
Strömung  geraten  sind,  wird  auch  der  Wechsel  der  Generationen 
in  ihnen  beschleunigt  oder  verlangsamt,  ihre  eigene  Reproduktions- 
kraft gehoben  oder  gemindert.  Freilich  setzt  sich  das  nur  allmäh- 
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-lieh  durch,  viel  langsamer  als  die  — insbesondere  in  letzter  Zeit  fast 
sprunghafte  — wirtschaftliche  Evolution  es  erheischt.  .\och  bleibt  die 
.■\usgleichung  des  dadurch  her%'orgerufenen  Menschenbedarfs  haupt- 
sächlich auf  den  Berufswechsel  zwischen  Vater  und  Sohn  und  auf 
die  Wanderbewegung  angewiesen.  Aber  es  ist  doch  für  das  ganze 
\’olksleben  von  höchster  Wichtigkeit,  daGs  auch  die  natürliche  Volks- 
bewegung die  Tendenz  hat,  sich  der  grofsen  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Evolution  anzuschliefsen  und  den  geänderten  Lebens- 
bedingungen sich  anzupassen.  Wir  werden  später  sehen,  dafs  die 
überkommenen  Vorstellungen  von  der  Bedeutung  der  einzelnen  Be- 
rufszweige für  die  Tüchtigkeit  und  die  Wehrmacht  der  Nation  damit 
unhaltbar  geworden  sind.  *) 

Diese  Umbildung  des  gesamten  demographischen  Charakters 
•des  deutschen  Volkes  zu  erfassen,  dazu  reicht  freilich  die  Berufs- 
zählung für  sich  allein  nicht  aus.  *)  Aber  sie  bietet  doch  gewisse 
Anhaltspunkte,  welche  die  Entwicklungstendenzen  deutlich  erkennen 
lassen.  In  dieser  Hinsicht  ist  es  von  höchster  Wichtigkeit,  dafs  nicht 
mehr  die  1 .andwirtschaft,  sondern  die  Industrie  es  ist,  welche  so- 
wohl absolut,  als  auch  im  Verhältnis  zu  den  hauptberuflich  Er- 
werbthätigen  den  stärk.sten  Nachwuchs  aufzieht.  ”)  Dafe  das  nicht 
etwa  daraus  zu  erklären  sei,  dafs  der  Nachwuchs  der  I.andwirtschaft 
frühzeitiger  zur  Erwerbthätigkeit  überzugehen  pflegt  wie  jener  der 
Industrie,  erhellt  daraus,  dafs  die  Landwirtschaft  von  der  In- 
dustrie auch  hinsichtlich  der  Familienanp;hörigen  unter  14  Jahr 
übertroffen  wird,  *)  von  denen  doch  erst  die  wenigsten  hauptr 
beruflich  erw^erbthätig  sind.  *)  Diese  populationistische  Ueberlegen- 

')  Vgl,  weiter  unten  S.  328. 

*)  Ks  n)Uf«tc  daru  auch  die  Statistik  der  Itevölkcmngsbcwcgung  mitwirken. 
Hierbei  werden  jedoch  Beruf  und  soziale  Stellung  von  Reichs  wegen  gar  nicht,  in  den 
•«'inzelnen  Bundes.staaten  zumeist  nicht  genügend  berücksichtigt.  Wir  können  sie  da 
her  für  unser  Problem  leider  nicht  verwerten. 

’)  Vgl.  die  Uebers.  auf  S.  133  des  XV.  Bandes.  Von  der  laindwirLschaft 
wurden  9.8,  von  der  Industrie  aber  11,7  Millionen  Familienangehörige  angegeben. 
Auf  je  100  Krwerbthätige  entfallen  deren  in  der  lamdwirtscliaft  I19,  in  der  Industrie 
141,  im  Handel  und  Verkehr  t43. 

*)  In  der  Landwirtschaft  treffen  74,  in  der  Industrie  86,  im  Handel  und  Ver- 
kehr 80  Familienangehörige  unter  14  Jahr  auf  je  100  Frwerbthätige. 

*)  Nur  1 35  1 25  Erwerbthktige  der  laindwirtschaft  sind  unter  14  Jahr  alt.  Selbst 
•«'CJin  man  dieselben  durchaus  den  Familienangehörigen  zuzählte,  enttielen  deren  in 
der  latndwirtschaft  nur  76,4  auf  je  100  Firwerbthätige, 
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lieit  der  Industrie  erklärt  sieh  aus  den  Unterschieden  ihrer  Arbeits- 
verfassung gegenüber  der  I-andvvirtschaft.  *)  Die  Industrie  bietet  eher 
Gelegenheit  zur  Gründung  eines  eigenen  Haushalts  und  einer  Familie 
wie  die  Landwirtschaft  und  ist  daher  in  relativ  höherem  Mafse  von  den 
kräftigsten  Altersstufen  und  Verheirateten  besetzt,  insbesondere  in  der 
Arbeiterklasse.®)  Dazu  kommt  noch,  dafs  die  Quote  der  Verheirateten 
unter  den  landwirtschaftlichen  Arbeitern  im  Sinken,  unter  den  gewerb- 
lichen im  Steigen  begriffen  ist.  ®)  Bei  dem  Ucbcrgewicht  der  .Ar- 
beiter in  den  einzelnen  Berufsabteilungen  *)  ist  es  darnach  erklärlich, 
dafs  trotz  der  hohen  Ehestandsziffer  und  der  reichlichen  Familien- 
entfaltung der  selbständigen  Landwirte  die  Industrie  im  ganzen  ge- 
nommen bereits  den  stärkeren  Nachwuchs  stellt  wie  die  I.andwirt- 
Schaft.  Das  Schlagwort,  als  ob  der  Bauernstand  die  einzige  feste 
Stütze  der  V^olkskraft  und  Wehrmacht  wäre,  ist  veraltet.  Es  ge- 
hört mit  zu  den  verblassenden  historischen  Ruhmestiteln,  mit 
welchen  die  Landwirtschaft  ihre  ehemalige  Geltung  im  Staate  auf- 
recht zu  erhalten  sich  bemüht,  ln  Wirklichkeit  aber  hat  sie  den 
alten  Vorrang  verloren.  Nicht  nur,  dafs  die  Industrie  — von  Handel 
und  Verkehr  ganz  abgesehen  — mehr  Berufszugehörige  ernährt: 
die  gleichen  technischen  und  ökonomischen  Ursachen , die  ihren 
wirtschaftlichen  .Aufschwung  mit  sich  gebracht  haben,  haben  auch 
den  Druck  gemindert,  der  ihre  Familienentfaltung,  ihre  physische 
Vennehrung  hemmte.  Von  der  reicheren  Ergiebigkeit  ihrer  .Arbeit 
getragen,  haben  Industrie,  Handel  und  Verkehr  auch  hinsichtlich  der 
Volksvermehrung,  also -der  physischen  Erneuerung  und  Erw’eite- 
rung  der  Volkskraft,  die  Führung  errungen.  Es  liegt  mir  ferne 
die  Besetzung  der  einzelnen  Berufe  oder  sozialen  Klassen  in  mecha- 


*)  Die  gewerbliche  Arbeiterschaft  ist  der  landwirtschaftlichen  gege*nübcr  weder 
absolut  noch  anleilsweise  an  Zahl  erheblich  überlegen.  Und  doch  ernähren  die 
gewerblichen  Arbeiter  nahezu  7 Millionen  Familienangehörige , die  landwirtschaft* 
liehen  nur  3,1  Millionen.  Auf  je  100  gewerbliche  .\rbeiter  treffen  117,  auf  je  100 
landwirtschaftliche  Arbeiter  nur  56  Familienangehörige  unter  I4  Jahr. 

*)  Von  je  100  Krwerbthätigen  der  Landwirtschaft  stehen  38,  von  je  100  Kr- 
werblhätigen  der  Industrie  aber  49  im  Alter  von  20 — 40  Jahren,  speziell  unter  den 
.\rbritem  aber  42  in  der  Landwirtschaft  und  51  in  der  Industrie.  Verheiratet  sind 
unter  je  100  .\rbcitem'in  der  Landwirtschaft  29,  in  der  Industrie  aber  40. 

•)  XV.  Hand  S.  391. 

*)  5,6  Millionen  landwirtschaftliche,  6 Millionen  gewerbliche  Arbeiter.  Die 
Arbeiter  machen  in  der  Landwirtschaft  68,  in  der  Industrie  72  Prozent  der  haupl- 
beruflich  Krwcrblhiitigcn  aus. 


Digitized  by  Google 


Entwicklungstendenzen  der  deutschen  Volkswirtschaft. 


329 


nischer  W'eise  zum  Mafsstab  ihrer  politischen,  sozialen  oder  wirt- 
schaftlichen Geltung  zu  machen.  Aber  angesichts  des  Umstands, 
dafs  für  den  Bauernstand  seine  hohe  Zahl  und  sein  kräftiger  Nach- 
wuchs immer  als  ein  besonderes  Verdienst  in  Anspruch  genommen 
werden,  schien  es  nicht  überflüssig  darauf  hinzuweisen,  dafs  er 
in  beiden  Hinsichten  von  den  industriellen  .Arbeitern  überflügelt 
worden  ist.  Und  dafs  gerade  die  Arbeitcrkla.sse  es  ist,  deren 
rasche  Entfaltung  die  Indu.strie  zu  solcher  Bedeutung  erhoben  hat, 
ist  in  sozialpolitischer  Hinsicht  von  gröfster  Bedeutung.  In  diesem 
Zusammenhänge  ist  auch  an  in  früheren  Untersuchungen  über  die  Fa- 
milicnentfaltung  der  einzelnen  sozialen  Klassen  und  Wohlstandsstufen 
zu  erinnern.  Dort  halx;  ich  nachgewiesen,  dafs  die  Familienentfaltung 
mit  dem  Wohlstand  und  der  sozialen  Stellung  sich  hebt  bis  zu  den 
höheren  Stufen  des  Mittelstandes,  um  darüber  hinaus,  in  den  obersten 
sozialen  Schichten,  wieder  abzufallen.’)  Mit  Sicherheit  dürfen  wir 
darnach  annehmen,  dafs  jeder  Fortschritt  in  der  wirt.schaftlichen  und 
sozialen  I^ge  der  Industriearbeiter  deren  Familienentfaltung  auch 
fernerhin  begün.stigen  und  so  den  bereits  errungenen  V'orsprung 
vor  der  Landwirtschaft  vergröfsern  werde. 

Wie  gesagt,  geht  diese  Umbildung  der  Bevölkerung.sbewegung 
langsamer  von  statten  als  jene  der  wirt.schaftlichen  Verhältnisse  und 
der  darauf  beruhenden  Berufsgliederung.  So  entstehen  denn  jene  Bc- 
völkerungsspännungen  zwischen  den  einzelnen  Berufen  und  Gebiets- 
abschnitten, welche  nur  durch  den  Berufswechsel  der  Generationen 
und  durch  die  VV'andcrbewegung  ausgeglichen  werden  können.  Wie 
geschieht  das  ? Weder  die  eine  noch  die  andere  Bewegung  ist  von 
der  Berufszählung  direkt  erfafst  worden.  Aber  für  die  Beurteilung 
beider  ergeben  sich  daraus  Anhaltspunkte,  insbesondere  aus  den 
Unterschieden  zwischen  den  beiden  .Aufnahmen  von  1882  und  1895. 

Die  Abgleichung  erfolgt  zunächst  durch  den  Berufs  Wechsel. 
Fs  ist  zu  vermuten,  dafs  eigentlicher  Berufswechsel  in  der  Weise, 
dafs  Einer  seinen  bisherigen  Beruf,  in  dem  er  nicht  recht  vor- 
wärts gekommen,  aufgiebt,  um  sich  einem  ganz  anderen  Beruf 
zuzuwenden , von  dem  er  sich  Besseres  verspricht , .seltener  vor- 
kommt. Die  Regel  ist,  dafs  die  Kinder  nicht  mehr  den  Beruf  des 
Vaters  ergreifen,  wenn  er  zu  schlechte  Aussichten  bietet,  sondern 
einem  anderen,  emporblühenden  Beruf  sich  zuwenden.  Au.sgelöst 
wird  die  Bewegung,  wenigstens  dort,  wo  sie  am  breitesten  ist,  in 


’)  XV.  Band  S.  136  f. 
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der  Arbeiterklasse,  durch  die  Differenz  des  Arbeitslohnes  und  der 
Arbeitsbedingungen.  Deutliche  Spuren  davon  haben  wir  in  der 
Altersgliederung  der  einzelnen  Berufe  ausgeprägt  gefunden : in  der 
Uebersetzung  der  jüngeren  und  vollkräftigen  Altersstufen  bei  den 
aufstrebenden  Berufen,  in  der  entsprechenden  Depression  bei  den 
rückläufigen,  in  der  Uebcrfüllung  der  Lohnarbeit  wechselnder  Art 
durch  ältere  Leute  von  geminderter  Leistungsfähigkeit. ')  Diese 
charakteristischen  Unterschiede  in  dem  Altersaufbau  nach  Berufen 
sind  das  Ergebnis  einer  gesellschaftlichen  Auslese,  wodurch  der  heran- 
wachsenden  Generation  die  Plätze  in  der  Volkswirtschaft  angewiesen 
werden.  Und  weil  diese  im  Laufe  eines  Menschenalters  eine  andere 
geworden  ist  in  Technik  und  Betriebsorganisation,  so  kann  es 
nicht  W'under  nehmen,  wenn  die  Söhne  vielfach  zu  anderen  Berufen 
und  in  andere  Stellungen  kommen  wie  die  V^äter.  Der  Eintritt 
einer  neuen  Generation  in  das  Erwerbsleben  wird  so  zum  ent- 
scheidenden Wendepunkt  für  die  Umbildung  der  Berufsgliederung 
und  weiterhin  auch  der  sozialen  Schichtung.  Dafs  dabei  auch  mancher- 
lei .Schwankungen  Vorkommen , dafs  insbesondere  der  Uebertritt 
nicht  sofort  beim  Beginn  der  Erwerbarbeit,  sondern  erst  nach  er- 
folgtem Austritt  aus  dem  Militärdienst  erfolgt,  steht  von  vornherein 
zu  erwarten.  Es  wird  das  auch  dadurch  bestätigt,  dafs  die  rück- 
läufigen und  stationären  Berufe,  in  erster  Linie  die  Landwirtschaft, 
neben  der  Uebersetzung  der  älteren  .Altersstufen  oft  auch  eine  über- 
normal starke  Vertretung  der  untersten  aufweisen,  so  dafs  der  durch 
den  Uebertritt  zu  anderen  Berufen  bewirkte  Ausfall  hauptsächlich 
erst  vom  20.  Lebensjahr  an  bemerkbar  wird.  Daneben  findet  wohl 
auch  ein  lebhafter  Ausgleich  zwischen  Berufen  und  Betriebsformen 
statt,  welche  annähernd  gleiche  Vorbildung  voraussetzen.  So  haben 
. insbesondere  die  Untersuchungen  der  Gewerbezählung  über  die  Lehr- 
ling.shaltung  ergeben,  dafs  ein  erheblicher  Teil  der  vom  Handwerk 
ausgebildcten  Lehrlinge  späterhin  von  l'abriksbetrieben  aufgenommen 
werden,  womit  häufig  ein  Wechsel  der  Berufsbenennung,  wenn  auch 
nicht  der  thatsächlichen  Beschäftigung  verbunden  ist.®) 

Hand  in  Hand  mit  der  Umbildung  der  Berufsgliederung  geht 
die  Umbildung  der  örtlichen  V'erteilung  der  Bevölkerung. 
A'olksdichtigkeit  und  Ansiedlungsformcn  sind  ja  das  Ergebnis  einer 
zum  Teil  längst  entschwundenen  Wirtschaftsverfassung.  Aus  den 

')  XV.  K.ind  S.  380,  385  ff. 

»)  XVI.  lt.in<i  S.  175  IT. 
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örtlichen  Unterschieden  späterer  VVirtschaftsentfaltung  ergeben  sicli 
mithin  mehr  oder  minder  hart  empfundene  Spannungen.  Da  die 
natürliche  Bewegung  der  Bevölkerung  in  Geburt  und  Tod  viel  zu 
langsam  sich  vollzieht,  um  diese  Spannungen  zu  beheben,  so  er- 
folgt die  Abgleichung  hauptsächlich  durch  VV^egzug,  Uebersiedlung, 
VVanderbewegung.  Die  Berufszählung  hat  es  leider  unterlassen,  die 
Wanderungen  durch  die  Ermittlung  des  Geburtsorts  direkt  zu  er- 
fassen.') Nur  aus  der  raschen  Umbildung  der  örtlichen  Verteilung  der 
Bevölkerung  können  wir  darauf  zurückschliefsen.  Denn  die  Dichtig- 
keits-  und  .'\nhäufung.s\erhältnisse  sind  der  statistische  Ausdruck  der 
Bevölkerungskapazität  der  einzelnen  Gebietsabschnitte,  die  hinwieder- 
um durch  deren  ganze  Wirtschaftsweise,  voraus  durch  die  Agrarver- 
fassung und  gewerbliche  Betriebsorganisation,  bedingt  ist. 

Das  konservativere  Element  von  diesen  beiden  ist  die  .Agrarver- 
fassung. Konservativ  insofern,  als  sie  nur  allmählicher  Umbildung  zu- 
gänglich, den  (iang  der  Bevölkerung  auf  lange  Zeiten  hinaus  immer 
in  der  gleichen  W^eise  beeinflufst,  zunächst  natürlich  nicht  den  Gang 
der  ganzen,  sondern  nur  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung.  Die 
Untersuchungen  über  die  spezifische  Dichtigkeit  der  landwirtschaft- 
lichen Bevölkerung  haben  gezeigt,  wie  sehr  dieselbe  durch  die  Grund- 
besitzverteilung und  die  ländliche  Arbeitsverfassung  bedingt  ist.-)  Der 
Grofsbesitz  des  Ostens,  sowie  die  geschlossene  Folge  grofser  Bauern- 
güter des  Nordens  haben  die  Entwicklung  der  Bevölkerung  unter- 
bunden, indem  sie  die  Familiengründung  erschweren  und  die  .Aus- 
sichten auf  Erlangung  einer  selbständigen  Stellung  herabdrücken. 
Bei  relativ  hohen  Geburtenüberschüssen  mufs  in  solchen  Gegenden 
eine  starke  Bevölkerungsspannung  entstehen,  welche  sich  durch  den 
Uebergang  des  Nachwuchses  zu  anderen  Berufen  und,  da  dic.scr  zu- 
meist nicht  an  Ort  und  Stelle  zu  bewerkstelligen,  durch  Fortzug 
Luft  macht.  Der  Uebergang  zur  Industrie  ist  hier  in  der  Regel 
nur  möglich  durch  völlige  Loslösung  von  der  Heimat,  durch 
einen  gänzlichen  Bruch  mit  der  landwirtschaftlichen  A'crgangen- 
heit.  Ohne  Rückhalt  an  eigenem,- Grundbesitz  treten  die  Be- 
völkerungsüberschüsse des  Ostens  in  die  Reihen  des  Industrie- 
proletariats ein.  Hingegen  haben  die  Landesteile  mit  über- 
wiegendem landwirtschaftlichen  Kleinbetrieb  oder  mit  gemischter 
Grundbesitzverteilung  schon  an  und  für  sich  eine  dichte  landwirt- 


*)  XIV.  Hanil  S.  240. 
»)  XV.  Band  S.  567  ff. 
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schaftliche  Bevölkerung  herv'orgerufen,  deren  Ueberschüsse  zugleich 
das  Menschenmaterial  für  den  gewerblichen  Aufschwung  jener  Ge- 
biete abgaben.  Hier  vollzieht  sich  der  Uebergang  zur  Industrie  an 
Ort  und  Stelle,  vielfach  vorbereitet  durch  die  Ausbildung  der  Haus- 
industrie. Die  eigentliche  Industrie  zieht  sich  auf  das  Land  und 
sucht  die  dort  ansässigen  Arbeitskräfte  auf.  Häufig  findet  eine  glück- 
liche Mischung  von  I^ndwirtschaft  und  Industrie  in  der  Form  des 
Nebenerwerbs  statt.  Und  selbst  wo  die  Landwirtschaft  die  berufliche 
Bedeutung  bereits  verloren  hat,  bietet  doch  kleiner  Grundbesitz 
einen  höchst  wertvollen  Rückhalt  nicht  nur  in  wirtschaftlicher,  son- 
dern auch  in  hygienischer  und  sittlicher  Hinsicht.  Die  Tradition 
wird  nicht  unterbrochen,  die  Lebenshaltung  nicht  plötzlich  auf  eine 
neue  Basis  gestellt.  .Sondern  allmählich  gleitet  die  Bevölkerung  hin- 
über von  der  Landwirtschaft  zur  Industrie,  aus  der  alten  in  die  neue 
Zeit.  So  erweist  sich  der  landwirtschaftliche  Kleinbesitz  der  Be- 
völkerungsentwicklung förderlich,  der  Grofsbetrieb  hinderlich.  Um- 
gekehrt verhält  es  sich  in  der  Industrie;  hier  ist  es  gerade  die  Ent- 
wicklung zum  Grofslretriebc,  welche  den  .Arbeitern  die  Familien- 
gründung erleichtert  und  daher  auch  die  V'olkszunahmc  be- 
schleunigt.') Je  weiter  die  gewerbliche  Entfaltung  vorschreitet  und 
je  mehr  die  gewerblichen  Arbeiter  den  landwirtschaftlichen  gegen- 
über in  den  Vordergrund  treten,  desto  rascher  erfolgt  auch  die 
physische  Erneuerung  der  Bevölkerung.  Wenn  gleichwohl  die  Ge- 
burtenziffer im  ganzen  sinkende  Tendenz  zeigt,  so  beweist  da.s,  daCs 
andererseits  auch  die  retardierenden  Momente  immer  mehr  Einflufs 
gewinnen,  welche  die  thatsächliche  Volkszunahme  erheblich  hinter 
die  Grenzen  der  möglichen  zurückdrängen. 

Hohe  spezifische  Dichtigkeit  der  landwirtschaftlichen  Bevölke- 
rung, kräftige  Entfaltung  von  Gewerbe,  Handel  und  Verkehr,  und 
infolge  des  industriellen  Ueberbaus  auch  eine  erhebliche  Steige- 
rung der  Besiedlung  über  die  agrarische  Basis  hinaus,  sind  also  die 
Merkmale  einer  gesunden  und  kräftigen  Volksentwicklung,  wie  sie 
im  Westen  der  hübe  ganz  überwiegend  zutreffen  und  glücklicherweise 
bestimmend  gewesen  sind  für  die  Entwicklung  des  deutschen  Volks 
überhaupt.  Hingegen  hat  sich  die  Arbeitsverfassung  östlich  der  Elbe 
unfähig  gezeigt,  eine  derartige  Wirtschaftsentfaltung  zu  zeitigen, 
ja  auch  nur  die  Ueberschü.sse  der  Bevölkerung  festzuhalten:  der 
.Abstand  zwischen  den  Lebens-  und  .Arbeitsbedingungen  der  öst- 


*)  Vj»l.  d«*n  XV.  HantI  S.  643  ff. 
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liohen  Landwirtschaft  und  der  industriellen  Kultur  des  VV'estens 
hat  eine  Spannung  hervorgerufen , welche  schlielslich  zur  Ab- 
wanderung führen  mufste.  *)  Es  kann  jedoch  nicht  nachdrück- 
lich genug  hervorgehoben  werden,  dafs  gleichwohl  von  einer  Ent- 
wicklung des  flachen  I-andes  nicht  gesprochen  werden  kann,  weil 
jene  Abwanderung  aus  dem  Gcburtenüberschufs  schöpft  und  mit 
geringfügigen  Ausnahmen  nirgends  zu  einem  absoluten  Rückgang 
der  Volkszahl  geführt  hat.  Wohl  aber  hat  die  Volkszunahme  in 
den  einzelnen  Gebietsabschnitten  von  verschiedenem  wirtschaftlichen 
Charakter  ein  sehr  verschiedenes  Tempo  eingcschlagen.  In  den 
agrarischen  Gebieten  des  Ostens  wurde  sie  zurückgedämmt,  im 
Westen  beschleunigt,*)  und  so  haben  sich  tienn  auch  die  Unter- 
schiede in  der  Volksdichtigkeit  und  Ansiedlungsweise  sehr  ver- 
schärft. 

Die  gleiche  Ursache,  nämlich  die  Umbildung  der  Berufsgliede- 
rung in  Richtung  nach  der  Industrie,  hat  auch  die  Umbildung 
der  An  sie  dlungs  Verhältnisse  bewirkt.  Der  ganze  Volks- 
zuwachs der  Periode  1882 — 1895  ist  den  städtischen  Wohnplätzen 
mit  mehr  als  2000  Einwohnern  zu  statten  gekommen.*)  Hierbei 
sind  es  die  Kleinstädte  (mit  5000 — 20000  Einwohnern),  in  welchen 
tlie  Industrie  verhältnismäfsig  am  stärksten  hervortritt;  S7 u ihrer 
Bevölkerung  gehören  ihr  an  und  ein  Fünftel  der  gesamten  industri- 
ellen Bevölkerung  sitzt  in  Kleinstädten;  hingegen  ragen  Handel 
und  Verkehr  in  der  Berufsgliederung  der  Grofsstädte  am  meisten 
hervor.  Indem  der  Aufschwung  der  eigentlich  städtischen  Berufe 
ihrem  natürlichen  Nachwuchs  bei  weitem  voraheilt,  ruft  er  mit 


*)  Vgl.  Schumann,  Die  inneren  Wandlungen  in  Deutschland.  .\Ugem.  sla- 
tiMisches  Archiv  I.  Ud.  S.  503  ff.,  insbes.  S.  526  ff. 

*)  So  betrug  die  jährliche  Zunahme  der  Bevölkerung  in  Prozenten 


1816 — 55 

1855 — 95 

in  (.)st-  und  Weslprcufsen  . , 

2,08 

0.82 

in  Pommern 

2,28 

0.55 

in  Posen  

1.79 

0,78 

dagegen 

in  Westfalen 

1,1 1 

1.92 

im  Rheinland.  ...... 

1.47 

>.75 

im  Königreich  Sachsen  . . , 

1,81 

2.'4 

M.an  beachte,  dafs  die  Zuwachsprozcnle  in  der  ersten  Gruppe  von  Gchietsabschnitten 
erheblich  gefallen,  io  der  ersten  (»ruppe  gestiegen  sind. 
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seiner  kräftigen  Arbeitsnachfrage,  seinen  höheren  f.ohnversprechungcn 
und  vergleichsweise  lockenden  Arbeitsbedingungen  und  Lelrens- 
\ erhältnissen  den  Zug  vom  flachen  Lande  nach  der  Stadt  ins  Leben. 
Kine  dreifache  Bewegung  trifft  damit  zusammen : der  Wechsel  der 
Generationen,  der  Berufswechsel,  der  Uebergang  von  ländlicher  zu 
städtischer  Lebensweise.  Das  zwanzigste  Jahrhundert  trifft  bereits  die 
gröfsere  Hälfte  der  Bevölkerung  Deutschland  in  städtischen  Wohn- 
plätzcn  an.  Diese  Thatsache  ist  eine  der  wichtigsten  in  der  Eintwick- 
lung  des  deutschen  Volke.s.  Niemand  kann  übersehen,  welche  Fähr- 
lichkeiten  mit  der  V'erpflanzung  so  gewaltiger  Volksmassen  in  neue 
Lebensbedingungen  verbunden  sind:  sowohl  v'om  Standtpunkt  des 
Zuzugs-  wie  des  Wegzugsgebiets  aus  muss  sie  die  ernstesten  Be- 
denken erwecken.  Verliert  dieses  einen  V''olkszuwachs,  der  den 
Arbeitgebern  sehr  willkommen  gewesen  wäre,  so  steht  jenes  vor 
der  Aufgabe,  den  zumeist  aus  einer  niedrigeren  Kultur  hervorgehenden 
Zuzug  für  die  städtische  Kultur  zu  gewinnen  und  darüber  zu  wachen, 
dafs  keine  Unterbrechung  der  alten  städtischen  Kulturtradition  ein- 
trete. .Aber  wie  auch  immer  man  die  Bewegung  beurteilen  mag, 
das  Eine  darf  nicht  übersehen  werden,  dafs  sie  die  unvermeidliche 
F'olge  der  Volksentwicklung  einerseits  und  der  modernen  W'irtschafts- 
entfaltung  andererseits  ist : die  dadurch  hervorgerufenen  Spannungs- 
verhältnisse sind  es,  die  durch  den  Zug  nach  der  Stadt  ausge- 
glichen werden.  Das  ist  unvermeidlich.  Es  heifst  also  die  Trag- 
weite und  Tiefe  dieser  Bewegung  völlig  verkennen,  wenn  man  sie 
lediglich  auf  Genufs.sucht  des  Arbeiters,  auf  den  Hang  nach  der 
Ungebundenheit  des  städtischen  Lebens  zurückführt.  *)  Klare  Ein- 
sicht in  die  ökonomischen  Entwicklungstendenzen  kann  man  freilich 
nicht  bei  dem  Eänzelnen  voraussetzen,  der  die  Landwirtschaft  mit  der 
Industrie,  städtisches  mit  ländlichem  Leben  zu  vertauschen  im  Be- 
griffe steht.  .Aber  so  mannigfaltig  und  kraus  auch  die  individuellen 
Motivierungen  lauten  mögen,  dahinter  .steckt  doch  immer  die  auf 
den  Unterschieden  ihrer  Entwicklungsmöglichkeiten  beruhende  Ver- 
schiedenheit der  Bevölkerungskapazität  der  I^ndwirtschaft  einer.seits 
und  der  Industrie  andererseits.  Und  die  Spannung  mufs  schon 
einen  gewissen  Grad  erreicht  haben,  um  die  Wanderbewegung  aus- 
zulösen. Denn  das  Beharrungsvermögen  mufs  überwunden  werden, 
das  den  meisten  .Menschen  eigen,  unter  der  ländlichen  Bevölkerung 


*)  Ancrkiinnl  von  Nobbe,  A|jrarpoHlisclie  Pro?>l^mc,  Prcufsischc  Jahrbücher  ’ 
92.  Band  1898  S.  234. 
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in  der  Regel  besonders  entwiekelt  ist.  Nicht  leichtlich  lösen  sich  die 
Bande,  die  den  Heranwachsenden  an  Haus  und  Eltern,  an  die  Heimat, 
an  Feld  und  Wald  fesseln.  Der  Mensch  ist  ein  Produkt  seiner  Her- 
kunft und  Umgebung;  in  den  Verhältnissen,  in  die  er  hineingeboren, 
bewegt  er  sich  am  sichersten  und  freisten,  fühlt  er  sich  in  der 
Regel  am  wohlsten.  Ihn  davon  loszureifsen  und  in  eine  bis  dahin 
fremde  Welt  zu  verpflanzen,  dazu  bedarf  es  ernstlicher  Veranlassung, 
die  sich  in  kräftig  wirkende  Motive  umsetzt.  Eüne  dreifache 
Anpassung  mufs  durchgemacht  werden,  die  im  Leben  jedes 
Einzelnen  eine  schwere  Krisis  bedeutet:  Austritt  aus  der  Fa- 

milie, aus  dem  Beruf,  aus  der  ländlichen  Heimat:  Eingewöhnung 
in  neue  Hau.shaltsverhältnisse,  neuen  Beruf,  städtische  Lebensweise. 
Wie  viel  an  alter  Tradition  geht  damit  nicht  verloren,  wie  schwer 
mag  es  dem  also  Verpflanzten  fallen,  festen  Fufs  auf  neuem  Boden 
zu  fassen ! 

Die  Umbildung  der  Berufsgliederung  in  der  Richtung  nach 
der  Industrie  und  der  Ansiedelungsverhältnisse  in  der  Richtung 
nach  der  .Stadt  bedeutet  also  für  Millionen  Deutscher  einen  ge- 
fährlichen .Akklimatisationsprozefs.  Ihn  planmäfsig  zu  erleichtern 
und  zu  fördern  ist  eine  der  wichtigsten  aber  auch  der  schwierig.sten 
Aufgaben  der  Sozialpolitik.  Ein  Programm  hierfür  zu  entwickeln, 
i.st  hier  nicht  die  Stelle.  Aber  es  ist  wichtig,  sich  klar  darüber  zu 
werden,  wie  notwendig  der  Zug  nach  der  Stadt  mit  der  gesamten 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Entwicklung  verknüpft  ist,  und  welche 
.\ufgabcn  daraus  erwachsen.  Ich  habe  sie  schon  früher  mit  einem 
Schlagwort  zu  bezeichnen  versucht:  sie  machen  zusammen  das 
Stadtproblem  aus.  Es  be.steht  darin,  den  jährlich  anwachsenden 
.Millionen  städtischer  Bevölkerung  die  Bedingungen  für  die  Wahrung 
und  Eäitwicklung  voller  physischer  Kraft,  sittlicher  und  geistiger 
VVföhlfahrt  zu  schaffen,  um  zu  verhindern,  dafs  die  ländlichen  Kultur- 
elcmente,  dem  heimatlichen  Nährboden  entrückt,  verloren  gehen, 
ohne  durch  eine  andere  Kultur  abgelöst  zu  werden.  Nicht  mit 
einem  .Schlage  oder  durch  vereinzelte  Mafsnahmen  zu  lösen  i.st 
dieses  Problem,  sondern  es  durchdringt  alle  Gebiete  des  städtischen 
Lebens  und  fordert,  sie  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Akklimati- 
sation jener  Volksmassen  zu  betrachten,  welche  durch  die  Umbildung 
unserer  W'irtschaftsverfassung  mit  unwiderstehlicher  Gewalt  in  neue 
Lebensverhältnisse  versetzt  worden  sind.*) 


')  Hinsichtlich  der  Folgerungen,  die  sich  hieraus  für  die  I.ebcnsfiihigUeit  der 
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II. 

Die  bislier  erörterte  Umbildung  der  Berufsgliederung,  sowie 
der  gesamten  Bevölkerungsbewegung  setzt  sich  aber  nicht  unmittel- 
bar durch.  Sie  wird  ausgelöst  durch  gewisse  Veränderungen  in 
der  landwirtschaftlichen  und  gewerblichen  Betriebs- 
organisation, deren  Wirkung  andererseits  auch  eine  tiefgreifende 
Verschiebung  in  der  sozialen  Schichtung  des  deutschen  Volkes 
ist.  Denn  Betriebsorganisation,  Berufsgliederung  und  soziale  Schich- 
tung stehen  in  einem  engen  inneren  Zusammenhang.  Bei  ihrer 
Fortbildung  hat  ilie  Betriebsorganisation  und  zwar  in  erster  Linie 
jene  der  gewerblichen  Betriebe  die  Führung:  Die  Umbildung  der 
landwirtschaftlichen  Betriebe  und  ihrer  Arbeitsverfassung  ist  nur 
zum  Teil  bedingt  durch  die  Fintwicklung  der  I.andwirt.schaft  selbst, 
zum  Teil  erscheint  sie  als  eine  Refiexwirkung  der  Konkurrenz  des 
Gewerbes  auf  dem  Arbeitsmarkt. 

Was  nun  zunächst  den  Land  wirtschaftsbetrieb  anbelangt 
so  hat  die  Zahl  der  Betriebe  von  1882  bis  1895  zugenommen. 
Ein  Teil  des  Zuwachses  besteht  allerdings  aus  Betrieben  geringsten 
Umfanges  und  dürfte  aus  formalen  Ursachen  zu  erklären  sein.*)  Die 
Zunahme  der  Landwirtschaftsbetriebe  steht  in  Uebereinstimmung 
mit  der  von  der  Berufszählung  ermittelten  Vermehrung  der  selb- 
ständigen I .andwirte,  ®)  hingegen  in  W'iderspruch  zu  der  Abnahme 
der  nebenberuflich  betriebenen  I.andwirtschaftsbetriebe.  Doch  ist 
diese  letztere  zumeist  nur  dadurch  verursacht,  dafs  die  I^nd- 
wirte  mit  eigenem  Grundbesitz,  die  gleichzeitig  Taglöhncr  sind,  bei 
den  Berufszählungen  von  1882  und  1895  fonncll  verschieden  be- 
handelt worden  sind.’)  Dadurch,  sowie  aus  der  geminderten  be- 
ruflichen Bedeutung  des  I^ndwirtschaftsbetricbs  überliaupt  erklärt 
es  sich,  dafs  die  Zahl  der  selbständigen  Landwirte  nicht  uner- 
heblich hinter  jener  der  Landwirtschaftsbetriebe  zurückbleibt.  Ein 
guter  Teil  der  Landwirtschaftsbetriebe  kommt  eben  für  den  Inhaber 
weder  als  Haupt-  noch  als  Nebenerwerb  inlxrtracht.  *)  Das  ver- 
hielt sich  schon  1882  so;  seither  ist  jene  Quote  noch  gestiegen. 

städti.srlicn  und  der  ländlirhen  Bevölkerung  sowie  ihrer  Wehrkraft  ergehen,  ver- 
gleirhc  weiter  unten  S.  375  f. 

*)  XV.  Hand  S.  561. 

»)  XIV.  Hand  S.  638. 

»)  XIV.  Band  S.  637  und  XV.  B.and  S.  151. 

*)  XV.  Band.  S.  I49. 
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Haben  doch  die  Untersuchungen  über  die  Berufsverhältnisse  der 
Inhaber  von  Landwirtschaftsbetrieben  ergeben,  dafs  die  I^ndwirt- 
schaft  in  immer  weiterem  Umfange  von  einer  anderen  als  der 
agrarischen  Rerufsbasis  aus  betrieben  wird.  *)  Die  berufliche  Bedeu- 
tung der  Landwirtschaft  erscheint  also  nach  der  Berufszählung  nicht 
etwa  verkürzt,  wohl  aber  würde  sie,  nach  der  Zahl  der  Betriebe 
beurteilt,  sicherlich  überschätzt  werden.  V'oreilig  wäre  cs  jedoch, 
von  vorneherein  einen  Gegensatz  zwischen  Landwirtschaft  und  In- 
dustrie anzunchmen  und  in  den  Zahlen  der  Berufs-  oder  Betriebs- 
statistik das  Mals  ihrer  gegensätzlichen  Interessen  zu  erblicken. 
Vielmehr  ragen  landwirtschaftliche  Interessen  in  weitem  L'mfange 
in  die  anderen  Berufe  hinein,  teils  infolge  %'on  Besitzverhältnissen, 
teils  .als  gewerblicher  oder  sonstiger  Nebenerwerb  der  l^ndwirtc.  *) 

Eine  unbefangene  Beurteilung  des  Verhältnisses  zwischen  Land- 
wirtschaft und  Industrie  wird  stets  von  der  Thatsache  ausgehen,  dafs 
die  in  rascher  Ausbildung  begriffene  deutsche  Volkswirtschaft  ihre 
agrarische  Basis  objektiv  ungeschmälert  erhalten,  ja  sogar  erweitert 
und  vertieft,  darüber  aber  einen  mächtigen  industriellen  Ueberbau 
errichtet  hat.  Daher  der  relative  Rückgang  der  I -andwirtschaft  in 
der  Berufsstatistik,  gleichzeitig  aber  auch  die  vielfache  Durchkreuzung 
und  subjektive  Verknüpfung  von  landwirtschaftlichen  und  industriellen 
oder  kommerziellen  Elementen.  Wenn  früher  von  einer  geminderten 
beruflichen  Geltung  der  Landwirtschaft  die  Rede  war,  so  ist  das 
also  nicht  so  aufzufassen,  als  ob  in  der  deutschen  I.and\virtschaft 
Spuren  von  V’’erfall  zu  entdecken  wären.  Es  ist  nur  eine  Reflex- 
wirkung des  überaus  kräftigen  Aufschwungs  der  industriellen  und 
kommerziellen  Berufe.  Die  Betriebsorganisation  der  deutschen  Land- 
wirtschaft hat  sich  vielmehr  behauptet  und  im  grofsen  und  ganzen 
in  befriedigender  Welse  fortentwickelt.  D.as  Schwergewicht  liegt 
in  den  Betrieben  mittlerer  Gröfse;  sie  umfassen  41  Proz.  der 
Landwirtschaftsbetriebe  und  70  Proz.  der  gesamten  landwirt- 
schaftlich benutzten  Fläche.  Unter  allen  Gröfsenkategorien  der 
Betriebe  haben  sie  sich  seit  1882  am  kräftigsten  entwickelt,  sowohl 
auf  Kosten  der  geringeren  als  auch  insbesondere  der  höheren  (iröfsen- 
stufen.“)  Von  einer  Konzentrationstendenz  des  I.andwirtschafts- 
betriebs  kann  also  keinesfalls  die  Rede  sein.  Wohl  aber  ist,  ins- 

*)  XV.  Band  S.  570  ff. 

»)  XV.  Band  S.  155  ff. 

»)  XV.  Band  S.  559  ff.,  564  ff. 
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besondere  nach  den  Veränderunj^en  der  Pachtflächen,  anzunehmen, 
dnfs  eine  Tendenz  zur  Vergrolserung  der  Besitzeinheiten  bestehe.') 
Die  Entwicklung  in  den  beiden  grofsen  Gebieten  des  Deutschen 
Reichs,  die  einen  gegensätzlichen  landwirtschaftlichen  Charakter 
haben,  scheint  sich  in  entgegengesetzten  Richtungen  zu  bewegen : 
im  Norden  und  Osten  ist  es  insbesondere  der  Grofsbetrieb,  im 
Süden  und  Westen  der  Parzellcnbelricb,  auf  dessen  Kosten  die 
Mittelbetriebe  erweitert  worden  sind.  Wenn  im  Süden  und  Westen 
tlancben  auch  die  Grofsbetriebe  verstärkt  erscheinen,  so  ist  da.s  zu- 
meist aus  formalen  Ursachen,  insbesondere  aus  der  Pänbezichung  der 
h'orsthetriebe  zu  erklären.")  Eine  gcwis.se  Milderung  der  agrar- 
geographischen Gegensätze  kann  von  der  Fortdauer  dieser  Ent- 
wicklung erhofft  werden. 

Die  von  der  Unndwirt.schaftszählung  ermittelten  Daten  beziehen 
sich  zunächst  lediglich  auf  die  Betriebsverhältnis.se.  Es  kann  je- 
doch kein  Zweifel  darüber  bestehen,  dafs  sie  im  grofsen  und  ganzen 
auch  hinsichtlich  der  Besitzverhältnisse  zutreffen.  Stehen 
doch  86  Proz.  der  gesamten  Betriebsfläche  im  Eigentum  des  Wirtes. 
.-Mlcrdings  verwenden  unter  je  loo  Betrieben  59  neben  eigenem 
auch  fremdes  Land,  darunter  47  Pachtland,  zumeLst  aber  nur  zur 
Ergänzung  des  eigenen  Besitzes.  Im  allgemeinen  stehen  Häufigkeit 
und  P'lächenausstattung  der  Pachtbetriebe  im  umgekehrten  Verhält- 
nisse zur  Betriebsgröfse.“)  Die  gleichen  Entwicklungstendenzen, 
welche  die  Aenderungen  der  Gröfscnklassen  der  Betriebe  überhaupt 
beherrschen,  treten  auch  in  den  Verschiebungen  im  Pachtlande  seit 
1882,  hier  sogar  noch  auffälliger,  zu  Tage:  V’crstärkung  der  mittleren 
Betriebsklassen,  anteilsweise  gerechnet  auf  Kosten  der  Parzellen  und 
der  Grofsbetriebe,  absolut  genommen  auf  Kosten  dieser  letzteren 
allein.  Diese  Bewegung  hat  ihre  Wurzel  also  nicht  in  den  Besitz- 
verhältnissen, sondern  in  der  speziellen  Leistungsfähigkeit  der  ein- 
zelnen Betriebsklassen.  Gerade  beim  Pachtlande  tritt  das  mit  be- 
sonderer Deutlichkeit  hervor,  weil  die  Pachtungen  rascher  den  ge- 
änderten Bedingungen  sich  anzupassen  im  stände  sind  als  die  ent- 
sprechende Umbildung  des  Besitzes  vor  sich  zu  gehen  v-ermöchte. 

Ueber  die  Ursachen  dieser  Bewegung  hat  uns  die  landwirt- 
schaftlidie  Betriebszählung  nur  unvollkommen  unterrichtet,  da  sie 

*)  XV  Band  S.  581. 

*)  XV.  Band  S.  569  f. 

•)  XV.  Baml  S.  581  ff. 
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es  verabsäumt  hat,  das  Betriebspersonal  und  die  Krnteerträfre  in 
die  Erhebung  einzubezielien.  Dafs  die  Landwirtschaft  ihre  Arbeits- 
verfassung trotz  der  Konkurrenz  der  Industrie  auf  dem  Arbeitsmarkt 
im  grofsen  und  ganzen  unversehrt  erhalten  hat,  lehrt  die  Berufs- 
statistik.') Freilich  sind  dabei  die  Reservebestände  der  Familien- 
angehörigen gelichtet  worden,  und  es  mufsten  Frauen,  jugendliche  und 
ältere  Arbeit.skräfte  in  höherem  Mafse  eingestellt  werden.  Obwohl 
die  Ijindwirt.schaft  noch  immer  unter  allen  Berufen  sowohl  absolut 
wie  anteilsweisc  bei  weitem  am  meisten  F'amilienarbeit  verwendet, 
ist  doch  die  Vertretung  der  mitthätigen  Familienangehörigen  einiger- 
mafsen  zurückgegangen.  Der  Ausfall  ist  jedoch  reichlich  ersetzt 
worden  durch  Einstellung  von  landwirtschaftlichen  Knechten  und 
Mägden.  1 lingegen  ergiebt  sich  ein  sehr  erhebliclier  Ausfall  in  der 
Kategorie  der  landwirtschaftlichen  Taglöhncr  mit  Land,  vvelclier  nur 
zum  Teil  aus  formalen  L'rsachen  erklärt  werden  kann ; indem  nämlich 
1895  solche  Personen,  die  1882  noch  als  Taglöhner  galten,  wegen 
ihres  Grundbesitzes  als  selbständige  landwirte  gezählt  worden  sind.*) 

In  die.ser  Bewegung  des  landwirtschaftlichen  Betriebspersonals 
ist  eine  der  Ursachen  dafür  gelegen,  dafs  die  Bauernwirtschaften  dem 
(jrofsbetrieb  gegenüber  an  Boden  gewonnen  haben.  Denn  der  Grofs- 
betrieb  ist  es  vorzüglich,  der  auf  die  Taglöhncr  mit  kärglicher  Land- 
ausstattung angewiesen  ist,  also  auf  jene  Arbeiterkategorie,  welche 
den  stärksten  Ausfall  aufweist.  Hingegen  sind  die  Familien- 
angehörigen , die  nahezu  den  vierten  Teil  aller  Berufsthätigen  der 
l^ndwirtschaft  ausmachen,  ganz  überwiegend  in  Wirtschaften  von 
mittlerer  Gröfce  beschäftigt,  am  meisten  in  der  Gröfsenklasse  von 
IO — 50  ha,  in  den  eigentlichen  Bauernwirtschaften.  Der  Familien- 
zusammenhang hält  hier  auch  die  .Arbeitskräfte  zusammen;*)  auf 
fremde , in  Geld  gelohnte  Arbeitskräfte  siml  jene  Besitzkategorien 
viel  weniger  angewiesen.  Und  endlich  sind  es  wohl  hauptsäch- 
lich die  Bauernwirtschaften,  welchen  die  V’'erstärkung  der  Gesinde- 
haltung,  die  Vermehrung  der  Knechte  und  Mägde  zuzuschreiben 
ist.  während  die  Taglöhner,  deren  Rückgang  el>cn  erwähnt  wurde, 
zumeist  auf  gröfseren  Gütern  beschäftigt  werden.  Die  Arbeit.s- 
verfassung  des  mittleren  Betriebs  hat  also  die  Konkurrenz  der  In- 
dustrie auf  dem  Arbeitsmarkte  besser  bestanden  als  jene  des  Grofs- 

*)  Vgl.  oben  S.  323. 

»)  XIV.  Band  S.  637  ff. 

XIV.  Band  S.  635. 
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bctriebs.  Das  ist  eine  der  wesentlichsten  Ursachen  seiner  Bewährung 
und  seines  Fortschritts,  zugleich  aber  auch  ein  Zeichen  seiner  gröfseren 
I-eistungsfahigkeit  und  seines  höheren  sozialen  Werts.  Denn  was 
sonst  hätte  den  Bauernwirtschaften  die  bevorzugte  Stellung  auf  tlem 
Arbeitsmarkte  verschafft,  wenn  nicht  die  vergleichsweise  bessere 
Behandlung  der  Hilfsarbeiter.  Und  was  .sonst  hätte  sie  dazu  be- 
fähigt , wenn  nicht  die  — immer  nur  vcrgleichswei.se  — bessere, 
technisch  oder  ökonomisch  wirksamere  Verwendung  derselben  ? 

Neben  der  \'ermehrung  und  Erweiterung  der  mittleren  Betriebs- 
klassen haben  auch  die  kleineren  Parzellcnbctriebe  im  Ausmafsc  von 
5 .*\r  bis  I ha  sowohl  an  Zahl  wie  an  Fläche  zugenommen.  Hier 
spielt  eine  zweite  Gruppe  von  Verursachungen  mit,  welchen  die 
Bewahrung  und  Kräftigung  des  landwirtschaftlichen  Kleinbetriebs  zu 
danken  ist:  die  berufliche  \’erbindung  mit  der  Industrie.  Einer- 
seits wird  die  Lage  vieler  kleiner  Landwirte  dadurch  gel>cssert, 
dafs  sie  selbst  oder  ihre  F'amilienangehörigen  Nebenerwerb  im  Ge- 
werbe, Handel  oder  Verkehr  finden.^)  Andererseits  wird  der  Wert  eines 
eigenen  kleinen  Landwirtschaftsbetriebs,  mag  er  nun  auf  Besitz  oder 
Pachtung  beruhen,  von  den  Angehörigen  anderer  Berufe,  insbesondere 
auch  von  den  gewerblichen  Arbeitern  immer  besser  begriffen , so- 
dafs  eine  erhebliche  yuote  der  Parzellenbetriebc  von  einer  anderen 
Berufsgrundlage  aus  gehalten  wird.  *)  Die  Stellung,  welche  diese  bei- 
den Gruppen  von  Kleinbetrieben  in  dem  Konkurrenzkampf  der  ver- 
schiedenen Betriebsformen  und  -(iröfsen  cinnehmen,  hängt  nicht  so 
sehr  von  ihrer  technischen  Zweckmäfsigkeit  und  volkswirtschaftlichen 
Bewährung  ab,  als  wie  vnelmehr  von  ihrer  hauswirtschafllichen  Be- 
deutung für  den  Hetriebsinhaber.  Darin  liegt  ihre  -Stärke.  Sic  sind 
gleichsam  ausgelöst  aus  dem  Konkurrenzkämpfe  der  verschiedenen 
landwirtschaftlichen  Betriebsformen,  indem  sie  ganz  auf  dem  Boden 
der  Hauswirtschaft  stehen.  Erst  indirekt,  durch  den  beruflichen 
Charakter  des  Betriebsinhabers  hängen  sie  mit  dem  grofeen  Ganzen 
der  Volkswirtschaft  zusammen. 

Der  kleinere  und  der  mittlere  Grundbesitz  sind  also  sowohl  privat- 
wirtschaftlich als  auch  volkswirtschaftlich  wesentlich  anders  zu  beur- 
teilen, wie  der  überwiegend  für  den  Absatz  produzierende  gröfsere  und 
der  (irofsbetrieb.  Noch  überwiegen  im  Kleinbetrieb  die  hauswirtschaft- 
lichen Gesichtspunkte:  eigene  und  Familienarbeit,  eigene  Konsumtion, 


')  XV.  Band  S.  573. 

')  XV.  Band  S.  571  f. 
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nach  deren  Bedürfnissen  sich  die  Produktion  ohne  weiteres  richtet; 
weder  der  Preisfall  der  Produkte  noch  die  Steigerung  der  Arbeits- 
löhne vermögen  seinen  Bestand  ernstlich  zu  erschüttern,  ja  vielfach 
kommt  ihm  das  in  anderen  Berufen  erworbene  höhere  Geldeinkommen 
des  Wirts  zu  statten.')  Die  volkswirtschaftliche  und  gesellschaftliche 
Bedeutung  des  Kleinbetriebs  liegt  nicht  auf  dem  Markte,  sondern 
in  der  Kräftigung  der  Stellung  des  Wirts.  Je  mehr  der  Betrieb 
auf  dem  Boden  der  geschlos.senen  Hauswirtschaft  als  einer  Gemein- 
schaft sowohl  der  Produktion  wie  der  Konsumtion  steht,  je  mehr  er 
sich  in  rein  naturalwirtschaftlichen  Formen  bewegt,  je  weniger  er 
geldwirtschaftlich  betrieben,  kapitalistisch  ausgenutzt,  mit  dem  Ge- 
triebe der  Volkswirtschaft  verknüpft  wird,  desto  gesicherter  ist  sein 
Bestand  und  desto  mehr  .Aussicht  auf  Pirweiterung  besteht  vermöge 
der  Bedeutung  eines  derartigen  Rückhalts  für  den  Betriebsinhaber, 
der  wohl  auch  manche  aus  anderen  Quellen  stammende  Rücklage  in 
Grund  und  Boden  anzulegcn  wünscht. 

Daneben  mag  der  Kleinbetrieb  vor  dem  Grofsbetrieb  aber  auch  in 
technischer  Hinsicht  manchen  Vorzug  aufweisen ; Pligen-  und  Familien- 

*)  Wie  stark  sind  die  landwirtschaftlichen  Pr  od  uzen  t c n i n t ere  sse  n in  der 
gesamten  Volkswirtschaft  vertreten?  Lediglich  nach  der  Zahl  der  landwirtschaftlichen 
Bernfsthäligcn  oder  vollends  der  I ^ndwirtschaftsbetriche  beurteilt,  würden  sic  offenbar 
zu  breit  erscheinen.  Sobald  es  sich,  w*ie  z.  B.  in  der  Krage  der  Gelreidczölle.  um 
Interessengegensätze  zw'ischen  den  grofsen  Berufsabteilungen  handelt,  können  nur 
jene  Betriebe  in  Betracht  kommen,  welche  nennenswerte  Ueberschüsse  ftir  den  Markt 
(»roduzieren.  Beiseite  bleiben  die  geschlossenen  ländlichen  Wirtschaften,  welche  nur 
ihren  eigenen  Bedarf  decken;  die  Inhaber  der  Parzellenbctriebe  aber,  die  für  sich 
allein  eine  Familie  nicht  zu  ernähren  vermögen,  gehören  in  der  Regel  sogar  anderen 
Interessenkreisen  an.  Da  die  Frnteerträge  nach  Gröfsenklassen  der  Betriebe  nicht 
ermittelt  sind,  bleiben  w'ir  in  dieser  Hinsicht  auf  blofsc  .\nnalimen  angewiesen,  .^fit 
.Sicherheit  kann  angenommen  werden,  dafs  die  Parzellenbetriebe  unter  2 ha  keine 
L'eberscbUsse  fUr  den  Getreidemarkt  abgeben;  die  Ueberscliü.sse  der  Wirtschaften  im 
Au.smafse  von  z — 5 ha  sind  voraussichtlich  nicht  erheblich.  Betrachtet  man  als  Inter- 
essenten  die  Bclricbsinhabcr  samt  ihren  KamilienangcljÖrigen,  so  ist  der  interessierte 
Personenkreis  der  Betriebe  mit  mehr  als  5 ha  mit  6220227  und  der  Personenkreis 
der  Betriebe  mit  mehr  als  2 ha  mit  9003670  zu  beziffern.  (Vgl.  den  XV.  Bd.  S.  I35-^ 
Direkten  Vorteil  von  den  Gctreidezöllen  ziehen  demnach  höchstens  17,4  I’rozent, 
vielleicht  aber  nur  12,5  Prozent  der  Gcsamlbevölkerung,  im  übrigen  überwiegt  das 
Konsumcnleninleresse.  Dafs  die  gcldgelohnten  Arbeiter  der  kapitalisti-schen  gröfseren 
(.andwirtschaftsbetricbe  nicht  dem  Interesscnkreis  der  Produzenten  zuzuzählen  seien, 
hat  mit  m.  K.  überzeugenden  Gründen  Conrad  im  Handwörterbuch  der  Staatsw. 
2.  Aufl.  4.  Band,  .\rt.  Getreidezölle,  S.  343  dargethan. 


Digitized  by  Google 


342 


H.  Kauchbcrg, 


Wirtschaft  ermöglichen  eine  sorgsamere  Behandlung,  Individualisierung 
der  Wirtschaftsweise  je  nach  der  besonderen  Bodenbeschaffenheit  und 
Marktlage,  gröfscre  Intensität  der  Bebauung  und  Viehhaltung.  Die 
technischen  V'orzüge  der  Dezentralisation  des  Betriebs  sind  .schon  von 
vornehcrcin  durch  die  Besitzverhältnisse  gegeben;  gewisse  lohnendere 
Kulturen  werden  erst  dort  möglich , wo  das  eigene  Interesse  des 
Wirts  waltet;  das  sittliche  Gefühl  der  Unabhängigkeit  und  Selbst- 
verantwortung endlich  eifert  zur  Anspannung  aller  Kräfte  an.  Anderer- 
seits haben  manche  sonst  dem  Grofsbetrieb  eigene  Vorzüge  aufgehört, 
sein  ausschliefsliches  Privileg  zu  sein:  Die  höhere  Intelligenz  der 
Leitung  kommt  mit  der  Zunahme  der  Volksbildung  und  des  land- 
wirtschaftlichen Fachbildungs-  und  V’ereinswesens  auch  dem  Bauern 
stand  zu  statten;  durch  den  Fortschritt  des  Genossenschaftswesens 
oder  durch  sonstige  gemeinwirtschaftliche  Organisationen  vermag 
auch  der  Kleinbetrieb  die  V'orteile  kapitalistischer  Wirtschaftsweise 
sich  zu  verschaffen,  deren  Wirkung  übrigens  auf  dem  Lande  beein- 
trächtigt wird  durch  die  sinkende  Rentabilität  neuer  Kapitals-  und 
Arbeitszusatze'j,  durch  die  Minderwertigkeit  der  .Arbeit  elend  gelohnter, 
auf  niedriger  Kulturstufe  stehender  Taglöhner  und  durch  die  Rück- 
ständigkeit der  gesamten  Arbeitsverfassung.  Ueberdies  kommt  den 
kleineren  Betrieben  bei  weiten  am  häufig.sten  die  Benutzung  von 
Gemeindeland,  sowie  der  .Anteil  an  gemeinsamer  Nutzung  von  .All- 
mendgut,  von  Weide  oder  Wald,  zu  statten.’) 

Nicht  in  jeder  Hinsicht  können  für  diese  Auffassung  direkte 
Belege  aus  den  Ergebnissen  der  Landwirtschaftsstatistik  beigebracht 
werden.  Eigentlich  bedarf  es  solcher  nicht  mehr.  Denn  auch  in 
dem  Konkurrenzkämpfe  der  verschiedenen  Wirtschafts-  und  Betriebs- 
formen entscheiden  Tauglichkeit  und  Zwcckmäfsigkeit.  Hat  die  Be- 
triebszählung die  Tendenz  zu  stärkerer  Ausbildung  der  Betriebe 
mittlerer  Gröfse  erwiesen,  so  liegt  schon  darin  ein  Beweis  ihrer 
Ucberlegenhcit,  .sei  es  in  sozialer  oder  in  technischer  Hinsicht.  Die 
Vorzüge  der  Klein-  und  Mittelbetriebe  in  sozialer  Hinsicht:  familien- 
hafte  Arbeitsverfassung  und  mehr  hau.swirtschaftliche  wie  volkswirt- 
schaftliche Stellung  habe  ich  .schon  früher  dargethan.  Aber  auch 
für  ihre  technischen  Vorzüge  sprechen  die  statistischen  Ergebnisse. 

Zunächst  hat  die  in  Rede  stehende  Bewegung  die  Inten.sität 

*)  TnliT  dpr  Voraussetzung  stationärer  Technik  und  stationärer  Itetrirbsorgani- 
sation!  Technischer  oder  organisatorischer  Fortschritt  durchbricht  jedoch  das  rreselz 
der  sinkenden  Rentabilität  der  Ik>denpruduktion. 

•)  XV.  Hand.  S.  583  f. 
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der  gesamten  Landwirtschaft  erhöht.  Nicht  nur  dafs  die  Anbau- 
flächen erweitert  wurden  ’),  so  hat  der  Getreide-  und  Hackfruchtbau 
auch  anteilsweise  auf  Kosten  der  Brache  und  Ackerweidc  zuge- 
nommen.*) Nun  sehen  wir,  dafs  die  kleinen  und  mittleren  Betriebs- 
stufen es  sind,  welche  sich  durch  die  breiteste  landwirtschaftliche 
und  gärtnerische  Benutzung  ihrer  Betriebsfläche  auszeichnen.")  Es 
ist  daher  anzunehmen,  dafs  jene  Ausbreitung  der  Intensivkulturcn 
mit  verur.sacht  worden  sei  durch  die  oben  erörterte  V^erschiebung 
in  den  Gröfsenklassen  der  Betriebe.  Jedenfalls  sind  ihr  die  Fort- 
schritte in  der  Nutz  Viehhaltung  haupt.sächlich  zu  danken. 
.•\llerdings  ergeben  die  beiden  landwirtschaftlichen  Betriebszählungen 
von  1882  und  1895,  dafs  die  Viehbestände,  wenigstens  der  Stück- 
zahl nach,  etwas  langsamer  zugenommen  haben  wie  die  Bevölke- 
rung.*) Hingegen  wäre  nach  den  speziellen  Viehz.ählungen  der  V'ieh- 
stapel  beiläufig  im  gleichen  Mafse  angewach.sen  wie  die  Bevölkerung. 
Denn  auf  Rinder  umgerechnet  trafen  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
1883  43,7,  1892  44,4,  1897  44,3  Stück  Grofsvieh.  Iferücksichtigt 
man,  dafs  das  durchschnittliche  Lebendgewicht  bei  allen  erhobenen 
Vieharten  von  Zählung  zu  Zählung  gewachsen,  und  dafs  der  Umsatz 
— wie  aus  der  erhöhten  Quote  des  Jungviehs  geschlossen  werden 
kann  — rascher  geworden  ist,  so  kann  kein  Zweifel  darüber  bestehen, 
dafs  die  Fleisch  Versorgung  durch  die  heimatliche  Produktion  ver- 
bessert worden  sei,®)  wenngleich  sie  den  Bedarf  nicht  völlig  zu  decken 
vermag.  Den  Hauptanteil  an  diesem  Fortschritt  haben  die  klei- 
neren und  mittleren  Landwirtschaftsbetriebe.  Stand  die  Viehhaltung 
schon  von  vornherein  im  umgekehrten  Verhältnisse  zum  Betriebs- 
umfange, so  nimmt  überdies  der  spczifi.sche  Kapitalswcrt  des  Vieh- 

*)  Gegen  den  DurchschniU  der  Jahre  l88o — 189S  war  die  Anbaufläche  im  Jahre  . 

1880  189S 

niedriger  ( — ).  bzw.  hölicr  (-f-) 


bei  um  Prozente 

Weizen 54  + 2,3 

Gerste — 3.7  - 1,8 

Hafer — 3,4  +2.9 

Kartofleln 4,8  + 4,9 

RugK'n -f  '.2  +1,4 


’)  Die  dcuLwhc  VolkswirtschaU  am  Schlu.vsc  des  19.  JahrlmndcrU.  Herlin  1900. 

S.  40. 

>)  XV.  Band  S.  586  f. 

*)  XV.  Band  S.  589. 

Die  dcuUclic  Vidkswirlschafl  etc.  S.  54  f. 
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bestands,  d.  h.  die  auf  I ha  der  landwirtschaftlichen  Fläche  ent- 
fallende Kapitalsquote,  desto  rascher  zu,  je  kleiner  diese  Betriebe 
sind;  in  den  mittleren  Bauernwirtschaften  z.  B.  zwei-  bis  dreimal  so 
rasch  wie  in  den  Grofsbetricben.*)  Auch  die  Aenderungen  in  der 
Zusammensetzung  des  Viehstapels  haben  durchaus  eine  Erhöhung 
des  daduich  repräsentierten  Kapitalswerts  mit  sich  gebracht,  die  am 
meisten  den  mittleren  Betrieben  zu  statten  gekommen  ist.  Die  Er- 
folge lies  bäuerlichen  Betriebs  auf  dem  Gebiete  der  Viehzucht  sind 
also  durch  die  Betriebszählung  in  unzweifelhafter  Weise  dargethan 
worden.  Damit  hat  sie  zugleich  eine  der  wichtigsten  Ursachen  für 
seinen  Fortschritt  im  Grofsbetrieb  gegenüber  klar  gelegt. 

Hinsichtlich  der  \’erwcndung  landwirtschaftlicher  Ma- 
schinen nimmt  der  Grofsbetrieb  allerdings  die  erste  Stelle  ein. 
.Aber  für  seine  Leistungsfähigkeit  gegenüber  den  anderen  Betriebs- 
formen ist  das  nicht  entscheidend.  Abgesehen  davon,  dafs  die  Ma- 
schine in  der  Landwirtschaft  niemals  auch  nur  annähernd  die  Be- 
deutung erlangen  kann  wie  in  der  Industrie,  hat  unsere  hirhebung 
gezeigt,®)  dafs  manche  Arten  von  Maschinen,  so  insbesondere  die 
Drill-  und  Dreschmaschinen,  doch  schon  ziemlich  häufig  in  Betrieben 
geringeren  Umfangs  angewendet  und  insbesondere  durch  gemein- 
wirtschaftliche  Beschaffung  selbst  kleinen  Wirtschaften  zugänglich 
gemacht  werden. 

In  dem  wichtigsten  Punkte,  hinsichtlich  der  Ernteerträge 
der  einzelnen  Gröfsenklassen,  versagt  die  Statistik  freilich,  weil 
weder  die  Erhebung  von  1882  noch  jene  von  1895  die  Ernte- 
mengen einzelner  Betriebe  zu  erfragen  für  rätlich  hielt.®)  Wir 
werden  blofs  über  die  Erntemengen  iin  ganzen  unterrichtet,  die 
nach  den  .Anbauflächen  und  dem  abgeschätzten  Ertrage  pro  Hektar 
berechnet  werden.  Es  hat  sich  herausgestellt,  dafs  die  Ernte- 
schätzungen durch  die  Gemeinden,  welche  seit  1878  der  amtlichen 
•Statistik  zu  Grunde  liegen,  gegenüber  jenen  durch  landwirtschaft- 
liche .Sachverständige,  die  .seit  1899  als  mafsgebend  gelten,  nicht 
unerheblich  zu  niedrig  ausgefallen  sind.  Immerhin  lassen  dieselben 
erkennen,  dafs  sowohl  vermöge  der  erhöhten  spezifischen  Erträge 
als  auch  infolge  der  Erweiterung  der  .Anbauflächen  ein  sehr  erheb- 
licher Fortschritt  erzielt  worden  ist.  A'ergleicht  man  die  Erträge 

XV.  Hand  S.  594. 

*j  X\‘.  Hand  S.  596. 

»)  XIV.  Band  S.  249  f. 
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der  wichtigsten  Feldfrüchte  in  den  einzelnen  Jahren  der  Periode 
1880 — 1898  mit  dem  Durchschnitt  dieser  Periode,  so  zeigt  es  sich, 
dafs  die  Erträge  bis  zu  Beginn  der  neunziger  Jahre  mehr  oder 
minder  hinter  dem  Durchschnitt  zurückgeblieben  sind,  denselben  je- 
doch in  der  zweiten  Hälfte  der  l’eriode  nicht  unerheblich  über- 
treffen.') Ein  knapper  Au.sdruck  für  den  Fortschritt  läfst  sich  wegen 
der  Schwankungen  der  Fruchtbarkeit  von  Jahr  zu  Jahr  nicht  ge- 
winnen; je  nach  den  Jahren,  die  man  etwa  zu  Perioden  zusammen- 
fafst  und  einander  gegenüberstellt,  wird  der  Fortschritt  verschieden 
grofs  erscheinen.*)  Mag  auch  sein  Mafs  zweifelhaft  .sein,  so  kann 
an  der  Thatsachc  selb.st  nicht  gezwcifclt  werden,  dafs  die  Produk- 
tion der  wichtigsten  Feldfrüchte  im  Deutschen  Reich  zumindest 
ebenso  rasch  wenn  nicht  noch  rascher  gewachsen  sei  wie  dessen 
Bevölkerung,  so  dafs  die  für  den  Konsum  verfügbare  Menge  nicht 
nur  absolut,  sondern  auch  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  gerechnet 
zugenommen  hat.") 

In  den  beiden  Hauptzweigen  der  landwirtschaftlichen  Produk- 
tion, in  der  Produktion  von  vegctabili.schen,  sowie  von  animalischen 
Nahrungsmitteln  hat  die  deutsche  Landwirtschaft  somit  erhebliche 
Fortschritte  gemacht,  so  dafs  die  Bevölkerung,  selbst  wenn  wir  von 
der  Einfuhr  vorläufig  absehen,  gegenwärtig  reichlicher  versorgt  sein 
dürfte  als  zur  Zeit  der  Zählung  von  1882.')  Diese  Steigerung  der 
Produktion  ist  eingetreten,  obwohl  die  Zahl  der  Berufthätigen  in  der 
I .andwirtschaft  kaum  zugenommen  hat.  Der  Fortschritt  ist  also 
dadurch  erzielt  worden,  dafs  die  Produktivität  der  auf  Grund  und 
Boden  verwendeten  Arbeit  sich  erhöht  hat.  Auf  doppelte  Weise; 

')  Vgl.  .\nm.  auf  S.  343. 

Hallod,  DcuUchlands  wirt^haf^lichc  P^ntwicklun^*  seit  1870,  Jahrbücher  tür 
(Ic^ietzgcbung,  VerwaUung  und  VulkswirlÄchaft  24.  Jahrg.  1900  S.  497  schätzt  die 
Zunahme  der  Oetreideproduktion  während  der  letzten  beiden  Dezennien  sogar  auf 
36  Prozent.» 

*)  Prof.  Max  Delbrück  erklärt  in  seiner  Rede  über  die  deutsche  I.andwirt* 
Schaft  an  der  Jahrhundertwende  (Preufsische  Jahrbücher,  BamI  101  S.  193)  für  das 
zwanzigste  Jahrhundert  sogar  eine  weitere  Verdoppelung  der  landwirtschaftlichen 
Produktion  Deutschlands  für  möglich. 

*)  Von  der  im  Xl\’.  Hände  dieses  Archivs,  S.  281  ausgesprochenen  .Ansicht,  dafs 
die  Bevölkerung  des  Deutschen  Kelchs  rascher  zunehnie  als  seine  landwirtschaftliche 
Produktion,  bin  ich  infolge  der  mittlerweile  veröffentlichten  Materialien  und  Be- 
rechnungen zurückgekommen.  Vgl.  insbesondere  „Die  deutsche  Volkswirtschaft  am 
Schlüsse  des  19.  Jahrliunderts“  S.  198. 
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sowohl  durch  die  Erweiterung  der  Anbauflächen,  als  auch  durch 
die  Steigerung  ihrer  Ergiebigkeit.  Nach  diesem  Erfolge  beurteilt, 
ist  die  Umbildung  der  deutschen  I^ndwirtschafl  jedenfalls  als  ein 
organisatorischer  Fortschritt  zu  begrüfsen,  der  auch  der  technischen 
Entfaltung  förderlich  gewesen  ist.  Das  alles  trotz  der  verschärften 
Konkurrenz  der  anderen  Berufe  auf  dem  .'\rbeitsmarkte,  trotz  der 
Minderung  des  Nachwuchses  und  der  dadurch  bedingten  Aenderung 
in  der  Zusammensetzung  des  landwirtschaftlichen  .Arbeitspersonals. 
\'om  Standpunkte  des  Gesamtinteresses  aus  wird  man  diese  Ge- 
■staltung  der  Dinge  sicherlich  nicht  als  bedrohlich  bezeichnen  können. 


III. 

Aber  nicht  die  Landwirtschaft  sondern  die  Industrie  war  für 
die  Entfaltung  der  deutschen  Volkswirtschaft  im  letzten  Viertel  des 
19.  Jahrhunderts  bestimmend.  Der  industrielle  Aufschwung  i.st  dem 
landwirtschaftlichen  vorangeeilt,  und  wenn  wir  auch  auf  dem  Ge- 
biete der  1 Landwirtschaft  einen  solchen  feststellen  konnten,  so  sind 
die  Bedingungen  hierfür  erst  durch  die  auf  der  Industrie  beruhenden 
wirtschaftlichen  und  Kulturfortschrittc  erstellt  worden.  Und  auch 
die  Arbeitsverfassung  der  Landwirtschaft  hat  sich  nicht  frei  aus 
sich  selbst  heraus  entwickelt,  sondern  sie  erscheint  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  bedingt  durch  ihre  Verteidigungsstellung  auf  dem 
.Arbeitsmarkte  gegenüber  der  vordringenden  Konkurrenz  der  Industrie. 
Diese  letztere  ist  es  also,  welche  die  Führung  in  der  deutschen 
A'olkswirt.schaft  ergriffen  hat. 

Die  gewerbliche  Betriebszählung  zeigt  nun,  dafs  der 
grofsartige  industrielle  .Aufschwung  der  Periode  1882 — 1895  nicht  so 
sehr  auf  der  Vermehrung  der  Betriebe  selbst  beruht  als  vielmehr 
auf  deren  .Ausbildung  durch  die  Erweiterung  des  Betriebsumfanges, 
durch  die  Vermehrung  der  persönlichen  und  motorischen  .Ar- 
beit.skräfte  und  durch  die  Verstärkung  ihrer  Maschinenausrüstung. 
Mat  die  Zunahme  der  Betriebe  seit  1882  1 Prozent  kaum  über- 
schritten, so  beträgt  die  Vermehrung  ihres  Personals  nahezu  zwei 
Fünftel  des  Standes  von  1882.')  Die  Betriebsorganisation  hat  sich 
gekräftigt  und  in  der  Richtung  zum  Grofsbetrieb  sich  fortentwickelt 
Die  schwächsten  Organisationen:  Neben-  und  Alleinbetriebe  gehen 
zurück,  die  ersten  ebenso  wie  der  Nebenerwerb  infolge  der  strengeren 

*)  XVI.  Band  S.  143. 


Digitized  by  Google 


Kntwicklungsicndeozi'n  der  deutschen  Volkswirtschaft. 


347 


Ausbildung  der  Arbeitsteilung,*)  die  letzteren,  teils  dadurch,  dal's  sie 
in  die  Kategorie  der  Gehilfenbetriebe  aufgestiegen,  teils  dadurch,  dafs 
manche  von  ihnen  cingegangen  sind.  Der  Nachwuchs  aber  fügt  sich 
lieber  gröfseren  Betrieben,  wenn  auch  in  unselbständiger  Stellung,  ein.“) 
Diese  Bewegung  hat  sich  in  den  einzelnen  Gewerben  in  sehr  ver- 
schiedener Weise  durchgesetzt.  In  der  .Mehrzahl  der  Gewerbearten 
— in  124  von  242  — haben  die  Betriebe  auch  der  Zahl  nach  zu- 
genoinmen;  das  Betriebspersonal  aber  ist  in  der  ganz  überwiegenden 
Mehrzalil  der  Gewerbearten  erheblich  gewachsen : nur  etwa  der 

siebente  Teil  derselben  hat  in  dieser  Hinsicht  keinen  Fortschritt  ge- 
macht. In  vielen  Gewerben  haben  die  Betriebe  abgenommen,  die 
darin  beschäftigten  Personen  aber  zugenommen.  Demzufolge  hat 
sich  der  Betriebsumfang  so  sehr  erweitert,  dafs  die  durchschnitt- 
liche Personenzahl  eines  Gehilfenbetriebes  von  4,8  auf  6,0  gestiegen 
ist.  Entfielen  1882  noch  59  Prozent  des  Betriebspersonals  auf  Klein- 
betriebe, so  gehört  ihnen  jetzt  nur  noch  der  geringere  Teil  des  Bc- 
triebspersonals  an;  nahezu  24  Prozent  davon  sind  in  Mittelbetrieben, 
nahezu  30  Prozent  in  Grofsbetrieben  beschäftigt.  Fast  den  ganzen 
Men.schenstrom  haben  diese  letzten  beiden  Kategorien  aufgenommen, 
der  sich  in  der  Zwischenzeit  zwischen  den  beiden  Gewerbezählungen 
dem  Gewerbe  überhaupt  zugewendet  hat.  Immer  häufiger  werden 
die  Betriebe,  welche  Verrichtungen  verschiedener  Art,  zum  Teil  auch 
solche,  die  sonst  als  selbständige  Gewerbe  ausgeübt  worden  sind, 
zu  einheitlicher  Produktion  oder  doch  unter  einheitlicher  Leitung 
zusammenfassen.  Ragen  derartige  Gesamtbetriebe  auch  der  Zahl  nach 
nicht  besonders  hervor,  so  umfassen  sie  doch  fast  den  sechsten  Teil 
des  Gewerbepersonals  und  mehr  als  den  dritten  Teil  aller  mecha- 
nischen Triebkräfte.  An  der  Ausbildung  der  modernen  Riesen- 
betriebe — mit  mehr  als  lOCX)  Personen  — haben  sie  hervor- 
ragenden Anteil:  5,5  Prozent  des  (ievverbepersonals,  rund  20  Prozent 
der  Triebkräfte  gehören  bereits  dieser  obersten  Grö&cnstufe  an. 

Herrscht  solchermafsen  die  Tendenz  zur  Eirweilerung  des  Be- 
triebsumfangs in  der  Mehrzahl  aller  Gewerbcarten  vor,  so  kann 
daraus  doch  keineswegs  geschlossen  werden,  dafs  die  kleinen  Be- 
triebe durch  die  Konkurrenz  der  gröfseren  vernichtet  werden.  Das 
gleiche  ziffernmäfsige  Pirgebnis  kann  auch  dadurch  herbeigeführt 
worden  sein,  dafs  Kleinbetriebe  zu  Mittelbetrieben,  Mittelbetriebe 

>)  XVI.  Band  S.  I59lif. 

*)  ebenda«.  S.  1 7 1 ff. 
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zu  Grol'sbetrieben  sich  fortentwickelt  haben,  eine  Stufenfolge,  die 
ja  in  der  Geschichte  zahlreiclier  heutzutage  weltbekannter  Firmen 
wiedcrkchrt.  Und  in  der  That  haben  wir  gefunden , dafs  eine 
ganze  Reihe  v’on  Gewerben,  die  frülier  dem  zunftmäfsigen  Hand- 
werke angehört  haben,  gegenwärtig  durch  Unternehmungen  ver- 
schiedensten Umfangs  betrieben  werden,  so  dafs  handw'erksmäfsiger 
Kleinbetrieb  und  fabrikmäfsiger  Grofsbetrieb  durch  zahlreiche  Ueber- 
gangsstufen  mit  einander  verbunden  erscheinen.')  Eine  Art  Gegen- 
bewegung findet  statt;  nur  in  der  Minderzahl  der  Gewerbe  ist  der 
Kleinbetrieb  der  Konkurrenz  des  Grofsbetriebs  gegenüber  thatsäch- 
lich  zurückgewichen ; in  der  Mehrzahl  ist  er  allmählich  in  die 
höheren  Gröfsenkategorien  hineingewachsen.  Der  dadurch  veran- 
lafste  Ausfall  aber  ist  durch  das  Entstehen  neuer  Kleinbetriebe 
völlig  aufgewogen  worden,  so  dafs  man  1895,  absolut  genommen, 
mehr  Kleinbetriebe  zählen  konnte  wie  1882  und  mit  einem  stär- 
keren Personal.  Insbesondere  die  Organisation  für  die  Versorgung 
des  örtlichen  Bedarfs  hat  es  einer  Reihe  der  wichtigsten  Gewerbe 
ermöglicht,  die  Mehrzahl  des  Personals  noch  immer  in  Klein- 
betrieben zu  beschäftigen,  so  insbesondere  in  der  Kunst-  und 
Handelsgärtnerei,  Tierzucht  und  Fischerei,  Industrie  der  Holz-  und 
.Schnitzstoffe,  der  Nahrungs-  und  Genufsmittel , Bekleidung  und 
Reinigung,  der  Beherbergung  und  Erquickung,  im  Handelsgewerbe  etc. 
Hingegen  hat  die  örtliche  Betriebskonzentration  im  Bergbau  und 
Hüttenwesen,  in  der  chemischen  Industrie,  der  Textil-,  Maschinen- 
und  Papierindustrie  zu  ganz  überwiegender  Ausbildung  <les  Grofs- 
betriebs, ja  der  Rie.senunternehmungcn  geführt,  wobei  von  der 
Textilindustrie  abgesehen,  von  einer  Konkurrenz  des  Kleinbetriebs 
schon  vermöge  der  technischen  V'oraussetzungen  des  Betriebs  kaum 
die  Rede  sein  kann.  .Aber  auch  in  einer  Reihe  von  Gewerben,  worin 
Grofs-  und  Kleinbetrieb  Zusammentreffen,  haben  sich  beide  Betriebs- 
formen nicht  nur  ungeschmälert  nebeneinander  erhalten,  sondern 
auch  fortentwickelt.  In  manchen  Gewerben  hat  eine  Art  Produktions- 
teilung stattgefunden,  in  welcher  der  Kleinbetrieb  die  Produkte 
grofser  Fabriken  dem  Konsumenten  herrichtet  wie  z.  B.  der  Schlosser, 
der  kein  Schlofs  mehr  macht.-)  In  anderen  Fällen  hat  der  kleine 
Mann  zwar  den  Betrieb  gerettet,  aber  die  selbständige  Unternehmer- 

')  XVI.  Itaml  .S.  167  f. 

*)  (*.  Bücher,  Kcferat  über  die  Ilandwerkerlrage  in  den  Verhandlungen  des 
Vereins  für  Snrialpcditik.  1897.  56.  Band  iler  Schriften  S.  16  ff. 
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Stellung  aufgegeben:  sein  Gewerbe  ordnet  sich  einem  gröfseren  Be- 
triebe als  Hilfsbetrieb  ein,  oder  der  Absatz  der  W'aren  geht  an  ein 
Verlagsgeschäft  über,  das  eine  Reihe  von  formell  selbständigen  Be- 
trieben zu  einer  gröfseren  kaufmännischen  Unternehmung  zusammen- 
fafst.  Zunächst  vielleicht  blofs  als  Absatzorganisation,  gewinnt  es 
dann  auch  Kinflufs  auf  die  Richtung,  Technik  und  Arbeitsorgani- 
sation der  Produktion,  deren  Leitung  es  solchcrmafsen  an  sich  zieht. 

Wenn  von  einer  Konzentrationstendenz  der  modernen  Industrie 
gesprochen  wird,  so  bedeutet  das  also  nicht  etwa  Aufsaugung  des 
Kleinbetriebs  durch  den  Grofsbetrieb.  Der  Kleinbetrieb  hat  sich 
vielmehr  als  solcher,  also  generell,  ungeschmälert  erhalten;  ja  er 
hat  .sogar  einen,  wenn  auch  nur  mäfsigen  Fortschritt  erzielt.  Aber 
es  bedeutet  eine  rasche  Fortentwicklung  in  der  Richtung  zum 
Grofsbetrieb  durch  Erweiterung  ehemals  kleinerer  Betriebe  oder 
durch  grofse  Xeugründungen : dadurch  werden  das  Schwergewicht 
der  Produktion  und  die  Mehrzahl  der  (iewerbthätigen  in  Betriebe 
von  immer  gröfserem  Umfang  hinübergezogen.  Daneben  besteht 
jene  Konzentration  aber  auch  in  einer  engeren  \'erbindung  von 
formell  selbständigen  kleinen  Betrieben  mit  den  grofsen,  sei  es  in 
der  Form  der  Produktionsteilung  oder  der  Absatzorganisation.  Und 
das  bringt  uns  auf  den  nächsten  Gesichtspunkt:  auf  die  Ermitte- 
lungen über  die  Hausindustrie. 

Die  Hausindustrie  und  das  V'erlagssystem  sind  sowohl 
von  der  Berufs-  als  auch  von  der  Gewcrbezählung  aus  erfafst  worden.') 
Können  die  Angaben  aus  mehrfachen  Ursachen  zwar  nicht  ziffern- 
mäfsig  übereinstimmen,  so  lassen  sie  doch  erkennen,  dafs  von  einer 
durchgreifenden  Tendenz,  die  Hausindustrie  zum  fabriksmäfsigen 
Grofsbetrieb  weiterzubilden,  nicht  gesprochen  werden  kann.  Blofs 
in  der  Textilindustrie  ist  das  der  Fall,  in  jener  Gewerbegruppe,  wo 
die  Hausindustrie  als  Vorläuferin  des  Fabrikbetriebs  anr  frühesten 
ausgebildet  war  und  noch  jetzt  sowohl  absolut  als  auch  anteils- 
weise die  meisten  Hände  beschäftigt.  Hier  hat  die  Ueberlegcnheit 
der  technischen  Ausrüstung  des  Grofsbetriebs  die  Hausindustrie  um 
beiläufig  ein  Drittel  ihres  Bestandes  von  1882  herabgebracht,  wo- 
durch auch  die  gesamte  Hausindustrie  etwas  gemindert  erscheint. 
Hingegen  hat  die  hausindustrielle  Produktion  in  fast  allen  anderen 
Gewerbegruppen  mehr  oder  minder  erhebliche  Fortschritte  er- 
zielt und  sich  neben  oder  an  Stelle  des  Fabriksbetriebs  entwickelt. 


’)  XIV.  Hand  S.  647  ff.  und  XVI.  Band  S.  196  ff 
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Die  Erhebung  liat  auch  in  mancher  Hinsicht  die  sozialpolitischen 
Schwächen  der  Heimarbeit  klargelegt.  Und  gerade  wegen  diesen 
•Schwächen  ist  sie  manchem  Unternehmer  trotz  ihrer  technischen 
■Minderwertigkeit  erwünscht:  zu  vier  Fünftel  allein  arbeitend, 

und  räumlich  von  einander  getrennt  stehen  die  Hausindu-striellen 
dem  Unternehmer  vereinzelt  und  daher  hilflos  gegenüber;  da  die 
Heimarbeit  häufig  blofs  als  Nebenerwerb,  insbesondere  von  der  l.;ind- 
wirtschaft  aus  betrieben  wird,  oder  doch  auf  Grundbesitz  gestützt 
ist,  können  die  Löhne  selbst  unter  das  sonstige  Existenzminimum 
sinken ; die  familienhafte  Struktur  der  Gehilfenbetriebe,  die  häufige 
Verwendung  von  Kinder-  und  Frauenarbeit  v'erhindern  den  Auftrieb 
von  unten;  die  geringe  maschinelle  Ausrüstung  beeinträchtigt  die 
Leistungsfähigkeit,  und  die  starke  Beteiligung  der  Frauen  fügt  noch 
alle  diejenigen  .Momente  hinzu,  welchen  speziell  die  Herabdrückung 
der  weiblichen  Löhne  zuzuschreiljen  ist.  Zwischen  den  einzelnen 
hausindustriell  betriebenen  Gewerben  findet  eine  lebhafte  Gegen- 
bewegung statt : rascher  als  die  meisten  anderen  Gewerbe  nehmen 
die  einen  zu ; die  anderen  ab.  Das  erklärt  sich  daraus,  dafs  die 
Hausindu.strie  nur  geringe  Kapitalsfixierungen  erfordert  und  es  daher 
dem  Unternehmer  ermöglicht,  den  Betrieb  je  nach  der  Geschäfts- 
lage zu  erweitern  oder  einzuschränken : die  Schwankungen  der  Kon- 
junktur und  der  .Saison  treffen  den  .Arbeiter.  Im  allgemeinen  hat 
seit  1882  die  Zahl  der  Verlagsgeschäfte  zugenommen,  aber  ihr  L’m- 
fang  abgenommen.  Immerhin  spielen  sic  in  einer  Reihe  von  Ge- 
werben eine  sehr  beträchtliche  Rolle,  insbesondere  auch  den  Fabriks- 
bctricben  gegenüber.  ’)  Der  sozialpolitische  Fortschritt  dieser  letz- 
teren leidet  dann  unter  der  Konkurrenz  der  rückständigen  1 leim- 
.arbeit.  Den  mitunter  recht  komplizierten  Mechanismus  des  Verlag- 
systems  völlig  zu  erhellen  ist  unserer  Erhebung  übrigens  nicht  ge- 
lungen, obwohl  sie  von  drei  verschiedenen  Seiten  aus  angeklopft  hat. 

Alles  in  allem  genommen,  hat  die  fortschreitende  Entwicklung 
zum  gewerblichen  Grofsbetrieb  weder  dem  handwerksmäfsigen 
Kleinbetriebe  noch  der  Hausindustrie  die  Daseinsbedingungen  ver- 
kümmert. Mag  auch  der  fabriksmäfsige  Grofsbetrieb  technisch 
höher  stehen,  in  sozialer  Hinsicht  die  besseren  .Aussichten  bieten, 
er  ist  doch  weit  entfernt  davon,  sich  zur  .Alleinherrschaft  aufzu- 
schwingen.  Denn  die  deutsche  Volkswirtschaft  ist  nicht  in  allen 
ihren  Teilen  gleich  weit  vorgeschritten.  Die  einzelnen  Gebiets- 

>)  XVI.  Kami  .S.  202. 
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abschnitte,  Ost  und  West,  Stadt  und  Land,  ja  selbst  die  einzelnen 
(iewerbezweige  gehören  oft  sehr  verschiedenen  Entwicklungsstufen 
an;  alle  Zwischenglieder  der  gewerblichen  Entfaltung  vom  primi- 
tiven I landwerk  angefangen  bis  zum  modernen  Riesenbetrieb  finden 
sich  auch  heute  noch  nebeneinander  vor.  Während  der  moderne 
technische  und  soziale  Fortschritt  sowohl  in  der  Produktion  als 
auch  in  der  Absatzorganisation  die  Entstehung  und  Fortbildung 
von  Grofsbctricben  begünstigt,  sehen  wir  von  der  anderen  Seite 
her  noch  immer  neue  Menschenmassen  aus  der  bisher  mehr  oder 
weniger  geschlossenen  Hauswirtschaft  heraus  in  das  Getriebe  der 
Volkswirtschaft  übertreten.  In  immer  neuen  Schichten  können  wir 
Berufsbildung  und  Produktionsteilung  gleichsam  von  .“Anfang  an  ver- 
folgen. Und  immer  von  neuem  werden  dadurch  die  Voraus- 
setzungen ge.schaffen  für  das  Entstehen  handwerksmäfsiger  und 
hausindustrieller  Betriebe,  die  anderwärts,  von  einer  späteren  Ent- 
wicklungsstufe aus,  bereits  wieder  zu  höheren  Betriebs-  und  Orga- 
nisationsformen sich  umzubilden  im  Begriffe  stehen. 

Diese  Elntwicklung  äufsert  sich  auch  in  den  Rechtsformen 
der  Unternehmungen.')  Kollektivunternehniungcn  und  gemein- 
wirtschaftliche  Betriebe  ragen  durch  besonders  raschen  Fortschritt,  die 
erstcren  auch  durch  die  Erweiterung  des  Betriebsunifanges  hervor. 
Die  Einzcluntemchmungen  haben  seit  1882  um  50,  die  Kollektiv- 
unternehmungen aber  um  70  Prozent  zugenommen.  Unter  den 
Gehilfenbetrieben  nur  mit  5 Prozenten  vertreten,  umfassen  die  Kol- 
lektivunternehmungen doch  bereits  ein  Drittel  ihres  Personals.  Und 
unter  den  verschiedenen  Formen  der  Kollektivuntcrnchmungcn  haben 
insbesondere  die  wirtschaftlichen  Gesellschaften  und  Genossen- 
schaften an  Boden  gewonnen.  Der  Konzentration  des  Betriebs  steht 
hier  die  Teilnahme  weiterer  Krei.se  am  Besitz  und  Ertrag  gegen- 
über. Vollends  gilt  dies  von  den  öflentlichen  Betrieben.  .Aller- 
dings fällt  ein  wichtiger  Teil  der  öffentlichen  Betriebe,  sowohl  der 
gemeindlichen  als  auch  der  staatlichen  aus  dem  Grunde  aufserhalb 
des  Rahmens  der  Erhebung,  weil  sie  nicht  als  Pirwerb.sunterneh- 
mungen  anzusehen  sind.  ’)  ln  Wirklichkeit  haben  also  die  gemein- 
wirt.schaftlichc  Betriebsformen  noch  erheblich  gröfsere  Fortschritte 
erzielt  als  aus  den  Ziffern  unserer  Erhebung  zu  ersehen  ist.  Ebenso 

’)  .XVI.  Band  S.  151  ff. 

•)  Auch  die  Post-,  Telegraphen-  und  lüscnbahnbetriebc  sind  weggclasscn. 
Vgl.  darüber  den  XVI.  Band  S.  I47. 
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liegen  jenseits  des  Rahmens  der  Zählung  die  Ansätze  zu  einer  ein- 
heitlichen Organisation  ganzer  Gewerbezweige  in  der  Form  von 
Unternehmerverbänden  oder  sonstigen  industriellen  Interessenver- 
tretungen. 

Die  Fortbildung  zum  Grofsbetricb  hat  die  gewerbliche 
Arbeitsverfassung*)  nicht  unberührt  gelassen.  Infolge  der  Ab- 
nahme der  Alleinbetriebe  hat  sich  die  Zahl  der  Selbständigen  absolut 
vermindert;  hingegen  haben  die  Abhängigen  rasch  zugenommen, 
absolut  am  meisten  die  Arbeiter,  anteilsweise  der  Angestellten.  Alle 
Berufe  zusammen,  gehören  mehr  als  drei  Viertel  aller  neu  ins  Er- 
werbleben Eintretenden  der  Arbeiterklasse  an ; sie  umfafst  mehr 
als  die  Hälfte  aller  Erwerbthätigen,  speziell  im  Gewerbe  mehr  als 
zwei  Drittel.  Noch  rascher  war  die  Zunahme  bei  den  verschiedenen 
Kategorien  der  Angestellten,  insbesondere  in  den  mittleren  und 
Grofsbetrieben.  Je  gröfser  die  Betriebe  werden , desto  weniger 
Raum  bleibt  natürlich  für  den  selbständigen  Erwerb;  dafür  werden 
desto  mehr  Stellen  für  höher  (jualitizierte  und  besser  gelohnte 
Arbeitskräfte  geschaffen.  Ein  neuer,  auf  höherer  Technik  und  Be- 
triebsorgan.sation  beruhender,  besser  gesicherter  Mittelstand  tritt  so 
an  die  Stelle  von  zahlreiclien  bedrängten  Allein-  oder  Kleinmeistem. 

W’as  nun  speziell  die  Zusammensetzung  der  gewerblichen 
Arbeiterschaft  anbelangt,  so  nehmen  in  ihr  zunächst  die  mit- 
thätigen  Familienangehörigen  insofern  eine  Sonderstellung  ein,  als 
ihre  gewerbliche  Stellung  oder  Qualifikation  minder  deutlich  um- 
schrieben ist,  und  sie  durch  enge  Interes.sengemeinschaft  mit  dem 
Betriebsinhaber  verbunden  sind.  In  manchen,  von  der  Hauswirt- 
schaft unmittelbar  abzweigenden  Gewerbegruppen,  wie  Beherbergung 
und  Erquickung,  Industrie  der  Nahrungs-  und  Gcnufsmittel,  Handels- 
gewerbe, spielt  die  Familienarbeit  noch  immer  eine  beträchtliche 
Rolle.  .-Mlerdings  bleibt  die  I^ndwirtschaft  ihr  eigentliches  Gebiet.*) 
Im  allgemeinen  steht  die  Beteiligung  der  mitwirkenden  F'amilien- 
angehörigen  im  umgekehrten  V^erhältnisse  zum  Betriebsumfange. 
Ganz  überwiegend  weiblichen  Geschlechts,  sind  sie  in  der  Haus- 
industrie verhältnismäfsig  am  zahlreichsten  vertreten.  Die  Unter- 
scheidung zwischen  gelernter  und  ungelernter  Arbeit 
ist  in  etwas  willkürlicher  Weise  erst  im  I^ufe  der  Bearbeitung  ge- 
macht worden.  Für  die  eigentliche  Industrie  hat  sie  mehr  als  ein 


■)  XVI.  Band  S.  171  IT. 

’)  XIV.  Band  S.  634  IT.,  XV.  Band  S.  343. 
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Drittel  ungelernter  Arbeiter  ergeben,  während  dieselben  in  Handel 
und  V'erkchr  sogar  iiberwiegen.')  Fruchtbarer  hat  sich  die  von  der 
■(iewerbezählung  vorgenomniene  Kombination  zwischen  der  Art 
des  Betriebs  und  der  persönlichen  Beschäftigung  oder 
dem  Beruf  der  Arbeiter  erwiesen.  Je  gröfser  die  Betriebe,  desto 
häufiger  ist  die  Verwendung  betriebsfremder  .Arbeit,  also  von  Per- 
sonen , deren  persönlicher  Beruf  durch  den  Betrieb  nicht  mitbc- 
zeichnet  ist,  und  desto  verschiedenartigere  Thätigkeiten  werden  so 
zu  einheitlichen  Unternehmungen  zusammengefal'st.  Daraus  ergiebt 
sich  zugleich,  in  wie  weitem  .Ausmafsc  Beschäftigungen,  die  früher 
als  selbständige  Handwerke  bestanden,  nunmehr  auch  unselbständig 
im  Rahmen  von  anderen  Betrieben,  vorzüglich  von  Grofsbetrieben, 
ausgeübt  werden.-)  Der  .Aufschwung  des  Grofebetriebs  hat  also  auch 
der  früher  ausschliefslich  im  Handwerk  organisierten  gewerblichen 
Berufsarbeit  ein  neues  und  weites  Thätigkcitsfeld  erschlossen.  Die 
Einbufse  infolge  des  Rückgangs  des  Handwerks,  soweit  ein  solcher 
überhaupt  eingetreten  Ist,  erscheint  dadurch  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  aufgewogen. 

Endlich  hat  der  dringende  Bedarf  an  gewerblichen  Arbeits- 
kräften zu  zahlreicherer  Einstellung  von  jugendlichen®)  und 

*1  -\1V.  Band  S.  640. 

■I  XVI.  Band  S.  184. 

’l  Warum  die  .tngaben  der  Berufetatistik  Ulier  die  Kinderarbeit  weit 
liinler  der  Wirklichkeit  Zurückbleiben  müssen,  habe  ich  im  XV.  Bande  dieses 
.\rchivs , 8.  375  auseinanderjjesetzt.  Seither  sind  die  Krgebnisse  der  Spezial- 
erbebung  über  die  gewerbliclie  K i n <ler a r be i t autserhalb  der  Fabriken 
verbtfentlicht  worden,  welche  das  Keichsamt  des  Innern  im  Jahre  1898  veran- 
.staltet  hat.  (Vierteljahrshefte  zur  Statistik  des  Deutschen  Reichs,  I900  III.  S.  97  ff.) 
Währcml  die  Berufsstati.stik  nur  45375  gewerblich  thätige  Kinder  unter  14  Jahr 
ergeben  hatte,  beträgt  die  Zahl  derselben  nach  .\ngabe  der  I.ehrer  544283 
oder  6.53  auf  je  ic»  Vfrlkssehulpflichtige  Kinder.  Uertlich  hebt  sich  der  Prozent- 
Satz  dtT  gewerblich  thätigen  Schulkinder  oB  zu  aufserordentlicher  Höhe:  er  beträgt 
für  Berlin  12,83,  für  Sachsen  22.80,  für  Sachsen-Meiningen  16,40,  für  Sachsen- 
.Mtenburg  19,24,  filr  Sachsen-Koburg-Gotha  15,60,  für  Schwarzbiirg-Rudolstadt  16.42. 
Von  je  100  gewerbthätigen  Kindern  treffen  57,64  auf  die  eigentliche  Indu.strie,  25.52 
auf  .\ustragedienste , 6,75  auf  gewöhnliche  laiufdienste.  Ueber  die  Verhältnisse, 
unter  welchen  die  Kinderarbeit  sich  vollzieht,  liegen,  da  das  Rrich.samt  des  Innern 
es  verabsäumt  hatte,  ein  einheitliches  Fragen,schcroa  aufzustellen,  nur  aus  einzelnen 
Bundesstaaten  ,\ngaben  vor.  Ich  hebe  einige  Daten  für  Preufsen  heraus,  welche 
die  Frage  grell  beleuchten.  In  Preufsen  sind  von  je  100  erwerbenden  Kindern 
53-S  unter  12  Jahr,  24,3  stigar  unter  10  Jahr  alt  Bei  41,05  Prozent  der  Kinder 
Aichiv  für  loi.  Gesetzgebung  ü.  Statistik.  XVI.  23 
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weiblichen  Hilfskräften  geführt.  Während  in  den  kleinen 
und  mittleren  Betrieben  die  Zahl  der  eigentlichen  Lehrlinge 
jene  der  jugendlichen  Arbeiter  übertrifft,  ist  das  Verhältnis  in  den 
Grofsbetrieben  das  umgekehrte:  nieht  auf  die  individuelle  Aasbil- 
dung,  .sondern  auf  die  V^erwertung  der  Arbeitskräfte  kommt  es  hier 
in  erster  Linie  an.  Gewerbliche  Lehrlinge  kommen  zumeist  in  den 
Kleinbetrieben  v'or,  welche  den  alten  Handwerken  entsprechen,  hier 
oft  sehr  zahlreich  sowohl  im  Verhältnis  zu  den  Unternehmern  als 
auch  zum  übrigen  Personal.  Je  nachdem  die  gleichen  Berufe  auch 
in  anderen  Gewerben  Unterkommen  finden  oder  nicht,  deutet  diese 
Uebersetzung  mit  Lehrlingen  auf  die  erziehliche  Funktion  des 
Handwerks  oder  auf  blofse  Lehrlingszüchterei  hin. ') 

Auch  die  erhöhte  Teilnahme  der  Frauen  am  Krwerbleben 
erklärt  sich  aus  dem  gesteigerten  gewerblichen  Arbeitsbedarfe, 
welchem  der  männliche  Nachwuchs  nicht  mehr  genügt.-)  Rund  eine 
-Million  Frauen  sind  während  der  Zwischenzeit  zwisehen  den  beiden 
Berufszählungen  in  die  Krwerbarbeit  eingetreten:  teils  sind  ihnen 
neue,  erst  durch  den  gewerblichen  Fortschritt  erschlossene  Arbeits- 
gelegenheiten zugefallen,  teils  sind  sie  in  Stellungen  eingerückt, 
welche  die  Männer  als  zu  wenig  lohnend  aufgegeben  h.itten, 
so  insbesondere  in  der  Landwirt.schaft.  Vom  Standpunkte  der  ge- 
samten gesellschaftlichen  Entwicklung  aus  bedeutet  der  Fortschritt 
der  Frauenarbeit  nicht  etwa  ein  Zurückdrängen  männlicher  Thätig- 
keit,  sondern  nur  eine  feinere  Funktionsdifferenzierung  zwischen 
beiden  Geschlechtern,  also  einen  Fortschritt  der  techni.schen  .Arbeits- 
organisation, wobei  freilich  die  Auslese  häufig  in  der  Form  der 
Konkurrenz  beider  Geschlechter  um  die  Erlangung  gewisser  Arbeits- 
stellen stattfindet. 

.‘\ber  dieser  technische  Fortschritt  droht  in  sozialer  1 linsicht  zum 
Rückschritt  zu  werden  wegen  der  schweren  Schäden,  die  in  hygie- 
nischer und  allgemein  kultureller  Hinsicht  aus  der  raschen  Zu- 
nahme weiblicher  Gewerbthätigkeit  erwachsen.  Denn  die  Frauen- 

wülirl  ilic  Arbeit  nielir  als  3 Stunden  <ies  'l'ags,  in  der  Industrie  sogar  bei  56,06  Pro- 
zent. l’nd  unter  je  100  derartig  intensiv  besehäftigten  Kindern  arbeiten  50»54  sechs 
Tage  in  der  Woche,  6.89  sogar  7 Tage.  Auf  die  näheren  Details,  insbsonderc  aul 
die  einzelnen /weige  der  Kinderarbeit  eiozugehen,  ist  hier  nicht  der  Ort.  Der  prak- 
tische Werl  der  Erhebung  für  die  dringend  erforderliche  Regelung  der  Krage  liegt 
allerdings  hauptsächlich  in  diesen  DeUiilfeststcUungen. 

■)  XVI.  Hand  S.  *75  ff. 

«)  XV.  Band  S.  332  ff. 
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arbeit  hat  überwiegend  proletarischen  Charakter ; die  erwerbthätigen 
Frauen  stehen  zumeist  auf  den  untersten  Stufen  des  Arbeitsranges; 
wofern  sic  formell  selbständig  erscheinen,  sind  sic  es  doch  zumeist 
in  kümmerlichen  Alleinbetricben;  ihre  Arbeit  ist  in  der  Regel 
ungelernt,  und  mit  dem  steigenden  Umfange  der  Gewerbebetriebe 
wächst  nicht  nur  die  Quote  der  berufsmäfsigen  Arbeiterinnen  über- 
haupt, sondern  auch  speziell  der  eheweiblichen  Arbeit.')  Ist  die  ge- 
werbliche Frauenarbeit  im  Deutschen  Reich  zumeist  noch  im  F'ort- 
schreiten  begriffen,  so  zeigt  doch  das  Beispiel  Englands,  dafs  eine 
Rückbildung  derselben  eintritt,  sobald  der  soziale  Fortschritt  dem 
technischen  nachfolgt,  den  männlichen  Lohn  bis  zur  Höhe  des 
Familienbedarfs  steigert  und  so  den  Druck  mildert,  welcher  die 
Frau  aus  dem  Schofs  der  F'amilie  herausgeführt  und  in  die  F'abrik 
gezwungen  hat.  Der  .Ausfall  an  .Arbeitskräften  wird  auf  dieser 
Hintwicklungsstufe  aber  wettgemacht  durch  die  infolge  des  tech- 
nischen Fortschritts  gesteigerte  Produktivität  der  gesellschaftlichen 
.Arbeit.  Noch  aber  scheint  dieser  Zeitpunkt  in  der  Entwicklung  der 
deutschen  Volkswirtschaft  nicht  gekommen  zu  sein.®) 

Allerdings  läfst  die  rasch  zunehmende  Verwendung  und  die  ge- 
.steigerte  Leistungsfähigkeit  derMotoren  und  .Arbeitsmaschinen 
erkennen,  welch  aufserordentliche  Fortschritte  gerade  in  technischer 
Hinsicht  erzielt  worden  sind.*)  Pflegen  technische  und  soziale  Fort- 
schritte einander  gegenseitig  zu  bedingen,  so  kann  doch  kein 
Zweifel  darüber  bestehen,  dafs  in  der  neuesten  Wirtschaftsentfaltung 
Deutschlands  die  Technik  es  ist,  welche  die  Führung  hat.  In 
sozialer  Hinsicht  .sind  noch  lange  nicht  alle  durch  den  technischen 
Fortschritt  eröftneten  Möglichkeiten  ausgenützt.  Die  Harmonie 
zwischen  technischer  und  sozialer  Entwicklung  durch  Hebung  dieser 
letzteren  herzustellen,  das  ist  ja  eben  die  grofse  Aufgabe  unserer 
Zeit.  Weit  vorangceilt  ist  nach  den  Ergebnissen  der  Gewerbezählung 
von  1895  die  Zunahme  der  motorischen  Kräfte  und  der  .Arbeits- 
maschinen jener  des  Gewerbepersonals.  Blicken  wir  zwanzig  Jahre 
zurück,  so  haben  gegen  1875  die  Betriebe  um  13  Proz.,  ihr  Personal 
um  59  Proz.,  die  motorischen  Kräfte  aber  um  178  Proz.  zugenommen, 
so  dafs  die  Ausrüstung  der  einzelnen  Betriebe  und  Arbeiter  mit 
Motoren  gegenwärtig  eine  ungleich  reichlichere  ist.  Nach  einer 

*)  XV.  Band  S.  340  fr.;  insbes.  auch  S.  345  u.  392. 

*)  XV.  Band  S.  366  fr. 

*)  XVI.  Ban«!  S.  185  ff. 
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— allerdings  etwas  gewagten  — Schätzung,’)  entspricht  die  Arbeits- 
leistung der  1895  im  deutschen  Gewerbe  verwendeten  Motoren  der 
Muskelkraft  von  mindestens  82  Millionen  Menschen.  Im  Gewerbe 
sind  deren  10,2  Millionen  thätig.  Ihre  mechanische  Leistungsfähig- 
keit wird  also  durch  die  Unterstützung  der  motorischen  Kräfte  auf 
das  8-  oder  9 fache  erhöht.  Hierbei  treten  die  von  der  Natur  un- 
mittelbar beigestellten  Kräfte:  Wasser  und  VV’ind  gegenüber  den  Dampf- 
und  Wärmemotoren  immer  mehr  zurück.  Seit  1895  sind  in  dieser 
Richtung  noch  weitere  erhebliche  Fortschritte  erzielt  worden.  Seit- 
her haben  die  Dampfke.ssel  während  der  5 Jahre  bis  1899  in  Preufsen 
um  i6,6  Proz.  zugenominen;  im  Deutschen  Reich  haben  sie  sich 
seit  1875  reichlich  verdoppelt.-)  Der  glänzende  .Aufschwung  der 
elektrischen  Triebwerke,  der  die  insbc-sondcre  für  das  Klein- 
gewerbe wichtige  Möglichkeit  weitestgehender  Dezentralisation  mit 
sich  bringt,  liegt  zum  guten  Teil  bereits  diesseits  der  Gewerbe- 
z.ählung.  VV'ie  nicht  anders  zu  erwarten,  sind  die  gröfseren  betriebe 
stärker  mit  Motoren  ausgerüstet  als  die  kleinen : je  gröfser  der  Be- 
triebsumfang, desto  stärker  treten  die  mechani.schen  Arbeitskräfte 
gegenüber  den  men.schlichen  hervor.  Auch  die  aufserordent- 
liche  Zunahme  der  Arbeitsmaschinen  nach  Zahl  und  Leistungs- 
fähigkeit ist  erst  durch  jene  Entfaltung  tler  mech.anischen  Trieb- 
kräfte möglich  geworden,  wie  denn  diese  letzteren  ihren  gröfsten 
Nutzeffekt  nicht  unmittelbar,  sondern  erst  durch  die  Vermittlung 
der  Arbeitsmaschinen  abgeben.  Von  gröfster  Bedeutung  ist  es  da- 
bei, dafs  die  Fintfaltung  der  Maschinentechnik  die  .Aufnahmslahig- 
keit  der  einzelnen  Gewerbe  für  menschliche  Arbeitskräfte  keines- 
wegs beeinträchtigt  hat.  In  dem  V'erhältnis  zwischen  mecha- 
nischen und  menschlichen  Arbeitskräften  scheinen  vielmehr  diese 
letzteren  der  mafsgebende  Faktor  zu  .sein:  nicht  die  Maschinen  .sind 
es,  welche  die  Menschen  entbehrlich  machen;  sondern  in  dem 
raschen  industriellen  Aufschwung  hat  der  Mangel  an  menschlichen 
Arbeitskräften  in  vielen  Fällen  den  Uebergang  zur  M.aschinentechnik 
und  zum  mechanischen  Betrieb  oder  die  Erweiterung  desselben  mit 
sich  gebracht.’)  Jedenfalls  sind  seine  aufserordentlichen  Fortschritte 


*)  Gewrrhehand  des  Zählunpswcrks  S.  Jl8. 

•)  Die  deutsche  Volkswirtschaft  ctc.  S.  86. 

*)  i*ls  darf  jedoch  nicht  ülwrschen  werden,  dafs  gerade  die  mächtigsten  Ma- 
schinen huufig  Produktionszwecken  dienen,  welche  ohne  diese  Maschinen  ül>erhaupt 
nicht  verwirklicht  werden  könnten.  In  diesem  Falle  ruft  die  Maschine  erst  die  Pr«> 
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(Jurch  die  andauernd  günstige  I^gc  des  Arbeitsniarkts  wesentlich 
gefördert  worden. 

Dafs  durch  den  Einsatz  so  beträchtlicher  persönlicher  und  sach- 
licher Produktivkräfte  die  gewerbliche  Produktion  Deutsch- 
lands gewaltig  würde  vermehrt,  dafs  ferner  die  Produktivität  der 
hierin  beschäftigten  Arbeit  durch  den  technischen  und  organisatori- 
schen Fortschritt  erheblich  würde  gesteigert  werden,  war  von  vorne- 
hercin  nicht  anders  zu  erwarten.  Indessen  hält  es  schwer,  ein 
exaktes  Mafs  für  diesen  Fortschritt  aufzustellen.  Allerdings  hat  das 
Reichsamt  des  Innern  im  Jahre  1897  Erhebungen  über  die  Pro- 
duktion einer  .Anzahl  der  wichtig.sten  Industriezweige  veranstaltet. 
Die  Ergebnisse  dieser  Ermittlungen  wurden  zum  Teil  in  den  „Nach- 
richten für  Handel  und  Industrie"  veröffentlicht;  eine  übersichtliche 
Zusammenfas.sung  derselben  findet  sich  in  der  Veröffentlichung  des 
Kaiserl.  .statistischen  .^mts  über  die  deutsche  V’olkswirtschaft  am 
Schlus.se  des  19.  Jahrhunderts,  Abschnitt  V.  Allein  die  Angaben 
beziehen  sich  zumei-st  nur  auf  das  Jahr  1897,  und  auch  in  solchen 
Gewerbezweigen,  für  welche  die  Produktion  einer  längeren  Reihe 
von  Jahren  beziffert  werden  kann,  sind  doch  bis  zum  Jahre  1882 
zurückreichende  Daten  kaum  erhältlich.  Der  Fortschritt  bis  1895 
läfst  sich  darnach  kaum  bemessen.  Eine  weitere  Schwierigkeit 
liegt  darin,  dafs  die  Positionen  der  Produktion.s-  und  Handclsstatistik 
sich  nicht  mit  der  Gewerbeklassifikation  der  Betriebsstatistik  decken, 
.so  dafs  es  schwer  hält,  die  Beziehung  reinlich  herzustellen  zwischen 
den  Produktions-  oder  Ausfuhrmengen  und  den  Produktivkräften, 
welche  dieselben  hervorgebracht  haben.  Hin.sichtlich  einer  Reihe 
von  Gewerbearten  wird  ein  derartiger  Versuch  im  Gevverbeband 
des  Zählungswerks  unternommen.')  ln  der  überwiegenden  Mehr- 
zahl der  dortselbst  angeführten  Gewerbearten  hat  die  Zunahme  der 
Produktionsmengen  jene  der  gewerbthätigen  Personen  erheblich 
übertroffen,  am  meisten  in  der  Rübenzuckerfabrikation,  woselbst  die 
Personen  1882  bis  1895  um  41  Proz.,  die  Produktionsmengen  aber 
um  195  Proz.  zugenommen  haben.  Dafs  die  Zunahme  der  Produk- 
tion jene  der  darin  beschäftigten  Personen  so  auffallend  überflügelt 
hat,  ist  in  allen  derartigen  Fällen  zunächst  zu  erklären  aus  der 


duktinn  hcn'or.  Sic  konkurriert  dann  üt>erhaupt  nicht  mit  menschlichen  Arbeits- 
kräften, »nndern  erfordert  vielmehr  die  Kinsteilun);  neuer  .Arbeiter,  nicht  nur  2U 
ihrer  Anfertigung  sondern  auch  zu  ihrer  Bedienung. 

*)  Statistik  des  Deutschen  Reichs.  X.  K.  119.  Band  S.  165. 
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Steigerung  der  Produktivität  infolge  technischer  und  organisatori- 
scher Verbesserungen. 

.\nstatt  die  Beispiele  zu  häufen,  entnehme  ich  der  amtlichen 
■Statistik  die  Zahlen  über  Herstellung  und  Verbrauch  von  Kohle 
und  Päsen,  als  denjenigen  Gütern,  auf  welchen  die  sonstige  Pro- 
duktion zum  guten  Teil  beruht,  und  an  deren  P'ortschritt  sie  be- 
messen werden  kann: 


1. 

Gewinnung 

Inländische 

und  \*  er  Wendung 
N'erbrauch  im 

von  Kohlen 

Von  der  Verhrauchsmeng« 

im 

Produktion 

/C) 

llpcbict 

deckte  das 

lieferte  das 

Jahre 

Millionen 

'l'onncn 

.-luf  flcn 
Kopf  kp 

Inland  .\usland 

I*rozente  *) 

1882 

65.38 

62,82 

1.390 

100.9 

8.1 

1890 

89,29 

90.79 

1,836 

98.3 

11,8 

00 

103,96 

105,87 

2,028 

98,2 

1 1,6 

1899 

135,82 

136.69 

2,470 

99-4 

10,9 

2. 

f i 0 w i n n u n p 

un<l  Verwendung 

von  K 0 h c i 

s 1*  n 

1SS2 

3.36 

3.41 

75.4 

98.7 

8,6 

lSiK> 

4.65 

4.89 

99.1 

95.0 

5.7 

1895 

5.46 

5.43 

104.1 

100.0 

3.7 

1899 

8,13 

8,57 

154.9 

94,9 

7.9 

Produktion  und  V'erbrauch  von  Kohlen  wie  von  Eisen  haben 
sich  also  seit  1882  mehr  als  verdoppelt.  V'on  1882  bis  1895  ist 
die  Kohlenproduktion  um  59  Proz.  gestiegen,  und  zwar  die  Produk- 
tion von  Steinkohlen  um  52  Proz.,  die  Produktion  von  Braunkohlen 
um  87  Proz.;  das  Personal  der  Kohlenbergwerke  hat  aber  nur  um 
49,  bzw.  32  Proz.  zugenommen.  Die  Eisenproduktion  ist  von  1882 
bis  1895  um  62  Proz.  gestiegen.  Das  mit  der  Herstellung  von 
Eisen  und  Stahl  (einschliefslich  der  Eisendrahtzieher)  beschäftigte 
Personal  hat  aber  nur  um  13,7  Proz.  zugenommen.  Ja  das  Personal 
der  Eisenerzbergwerke  hat  sogar  um  3 1 Proz.  abgenommen,  während 
ihre  Förderung  um  40  Proz.  gewachsen  ist.  So  sehr  haben  hier 
Organisations-  und  Betriebsverbesserungen  die  Produktivität  der 
Arbeit  erhöht.  Liefse  sich  die  Untersuchung  auch  auf  alle  anderen 


*)  Prozcnlvcrliältnissr  dfr  inländisclien  Produktion  und  der  Einfuhr  zum  Ver» 
brauch  im  Ztdljjcbiet.  I)as  erslero  zeigt  an,  inwieweit  die  eigene  Produktion  den 
inländischen  Bedarf  zu  decken  vermochte,  wenn  auch  gleichwohl  darüber  hinaus 
Einfuhr  stattgefunden  hat. 
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Gewerbezweige  ausdehnen,  so  wäre  im  einzelnen  erweislich,  um 
wieviel  die  Fortschritte  der  Produktion,  sowie  die  Leistungen  der 
verteilenden  Gewerbe  der  Vermehrung  des  Betriebspersonals  vor- 
ausgeeilt sind.  Und  an  die  Stelle  des  naiven  Erstaunens  über  die 
kolossalen  Produktiensmengen,  über  den  Umfang  der  Warenbewe- 
gung und  Handelsumsätze,  über  die  Transportleistungen  zu  Was-ser 
und  Land  und  die  Zahlungsausgleichungen  durch  Banken  und  .\b- 
rechnungsstellen,  kurz  über  die  Gröfsenverhältnisse  der  deutschen 
Volkswirtschaft  würde  die  berechtigte  Genugthuung  über  die  tech- 
nischen und  organisatorischen  V'erbesserungen  treten,  die  einen  so 
gewaltigen  .Aufschwung  bei  einer  keineswegs  übcrnormalen  Ver- 
mehrung der  Bevölkerung  und  der  Arbeitskräfte  ermöglicht  haben. 

Aber  Produktion  ist  nicht  Selbstzweck.  Eine  wirkliche  V'er- 
be.sserung  der  wirtschaftlichen  l.age  und  der  I.ebenshaltung  der  Be- 
völkerung liegt  erst  dann  vor,  wenn  die  Vermehrung  der  Produktion 
und  die  Steigerung  der  Produktivität  zu  einer  entsprechenden 
Hebung  des  inländischen  V^erbrauchs,  zu  einer  reichlicheren 
und  verfeinerten  A'ersorgung  der  heimischen  Bevölkerung  geführt 
haben.  Xun  hat  ja  allerdings  der  Aufsenhandel  des  Deutschen 
Reichs  und  damit  auch  seine  Warenausfuhr  seit  1882  in  geradezu 
ungeahnter  Weise  sich  entwickelt.  Aber  noch  gröfsere  Fortschritte 
hat  der  innere  Verbrauch  gemacht.  Was  zunächst  die  P'ntwicklung 
des  Aufsenhandels  anbelangt,  so  betragen : 


der  Wert  d< 

•r  Waren- 

der  .Anteil  des  Deutschen 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Reichs  am  gc.samtcn 

Millionen 

Mark  *) 

.Aufsenhandel  *) 
Prozente 

1882 

3098 

3224 

10.3 

1890 

4 146 

3327 

10,9 

1895 

4 120 

3318 

10,8 

1898 

5 081 

3757 

n,3 

1899 

5483 

4207 

? 

Das  Deutsche  Reich  hat  also  immer  gröfseren  Anteil  an  dem 
internationalen  Handelsverkehr  genommen.  Einschliefslich  des  Edcl- 
metallverkehrs  betrug  Deutschlands  Spezialhandel  1899  10 152  Mill. 
Mark  oder  183  Mark  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung.  In  den 


M ohne  den  Edelmclallverkchr. 

d.  h.  an  der  VVertsumme  des  Aufsenhandels  aller  Staaten,  ftir  welche  sieh 
Angaben  im  Zählungswerke  S.  242  ff.  finden. 
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5 Jahren  1895  bis  1899  hat  sich  die  Einfuhr  um  26,6,  die  Ausfuhr 
um  2i,6Proz.  gehoben.  Der  deutsche  Aufsenhandel  wird  nur  noch 
vom  Handel  Grofsbritanniens  übertroffen,  der  sich  für  1899  ^uf 
1 5 638  Mill.  oder  387  Mark  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  be- 
ziffern läfst.  Hingegen  ist  der  Anteil  Grofsbritanniens  (ohne  die 
Kolonien  I am  internationalen  Handelsverkehr  1882  bis  1898  von 
19,7  auf  16,8  Proz.  zurückgegangen. 

Wäre  jene  Steigerung  der  deutschen  Gewerbekraft  und  Pro- 
duktion lediglich  zu  dem  Zwecke  erfolgt,  um  die  Warenmas.sen 
für  die  eben  dargestcllte  Erweiterung  des  Aufsenhandels  beizu- 
•schaffen,  so  wäre  ihr  Wert  wohl  sehr  zweifelhaft.  Allein  dem  ist 
nicht  so.  F.S  kann  mit  Sicherheit  angenommen  werden,  dafs  in  der 
ganz  überwiegenden  Mehrzahl  der  Gewerbe  die  Zunahme  der  Pro- 
duktion jene  der  Ausfuhr  um  ein  Beträchtliches  übertrifft,  und  mit- 
hin auch  dem  inneren  Verbrauch  in  sehr  erheblichem  Mafse  zu 
statten  gekommen  ist.  Ein  direkter  .Nachweis  hierfür  kann  aller- 
dings nur  hinsichtlich  jener  Zweige  geführt  werden , für  welche 
die  Produktion-sdaten  seit  einer  Reihe  von  Jahren  vorliegen.  Der 
Vergleich  mit  der  beschäftigten  Personenzahl  ergiebt  dann  die 
Kräftigung  der  Produktivität,  der  Vergleich  mit  Einfuhr  und  .Aus- 
fuhr die  Zunahme  des  inländi.schen  V'erbrauchs.  Von  der  Zunahme 
der  Produktivität  ist  bereits  die  Rede  gewesen.  Die  Hebung  des 
Verbrauchs  aber  läfst  sich  an  der  Produktion  der  Montanindustrie 
.sowie  an  einer  Reihe  von  Nahrungs-  und  Genufsmitteln  direkt  nach- 
weisen.  Zahlen  über  Produktion  und  Verbrauch  von  Kohlen  und 
Eisen  sind  .schon  früher  rnitgeteilt  worden.  ’)  In  letzterer  Hin- 
sicht führe  ich  als  Belege  an,*)  dafs  sich  in  den  Jahren  1890  bis 
1895  der  jährliche  Bierverbrauch  auf  den  Kopf  von  106  auf  124 
Liter,  der  Zuckerverbrauch  von  9,5  auf  12,4  kg  gehoben  hat.  Hin- 
sichtlich der  ganz  überwiegenden  Mehrzahl  der  Waren  bleiben  wir 
auf  den  indirekten,  aber  kaum  weniger  sicheren  Nachweis  angewiesen, 
der  darin  besteht,  dafs  in  einer  Reihe  der  wichtigsten  Industriezweige 
die  Zunahme  der  Ausfuhr  hinter  dem  Aufschwung  der  sachlichen 
und  persönlichen  Produktivkräfte  mehr  oder  weniger  zurückgeblieben 
ist.  Dazu  kommt  noch  zu  berücksichtigen,  wie  sehr  die  Produktivität 
der  gewerblichen  Arbeit  in  der  Zwischenzeit  zwi.schen  den  beiden  Ge- 
tverbezählungen  von  1882  und  1895  durch  technische  und  organisa- 

')  VrI.  oben  S.  358. 

•)  Aus:  Die  deutsche  Volkswirtschaft  am  Schlüsse  dc.s  19.  Jahrhunderte  etc, 
S.  199  ff. 
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torische  Verbesserungen  geholien  worden  ist.  Hätte  die  prozentuale 
Zunahme  des  Gewerbepersonals  mit  jener  der  Ausfuhr  auch  nur 
gleichen  Schritt  gehalten,  so  wäre  doch  noch  immer  jene  Erhöhung 
der  Produktivität  dem  inneren  Verbrauch  zu  statten  gekommen. 
Nun  ergiebt  aber,  wie  eben  bemerkt,  der  Vergleich  der  Zuwachs- 
prozente des  Gewerbepersonals  einerseits  und  der  Ausfuhr  anderer- 
seits, dafs  das  Personal  in  einer  Reihe  von  wichtigen  Gewerben 
sogar  noch  rascher  zugenommen  habe  wie  die  .Ausfuhr.  In  grofsei\ 
und  wichtigen  Gewerbegruppen  sind,  wenn  nicht  die  .Ausfuhrmengen, 
so  doch  die  .Ausfuhrwerte  trotz  der  gesteigerten  Produktion  sogar 
absolut  zurückgegangen,  so  z.  K.  in  der  Textilindustrie,  in  der  Leder- 
industrie, in  der  Industrie  der  Holz-  und  Schnitzstoffe,  der  Nahrungs- 
und Genufsmittel  u.  s.  w.  Ein  sehr  erheblicher  Teil  der  erhöhten 
Produktion  ist  demnoch  für  den  inländischen  Verbrauch  verfügbar 
geblieben : die  Versorgung  des  deutschen  Volkes  mit  den  von  ihm 
selb.st  produzierten  Gütern  ist  eine  reichlichere  geworden.*)  Dieser 
Fortschritt  ist  noch  höher  zu  veran.schlagcn  wie  der  oben  bezifferte 
.Aufschwung  des  Aufsenhandels. 


IV. 

Wir  .sehen  also,  wie  gewaltig  die  Leistungen  der  deutschen 
Volkswirtschaft  durch  die  P'ortbildung  der  Betriebsorganisation  ge- 
•steigert  worden  sind.  Noch  nach  einer  anderen  Richtung  hin  er- 
strecken sich  die  Wirkungen  dieser  Entwicklung ; auch  die  soziale 
Schichtung  des  deutschen  Volks  mufste  sich  den  Aenderungen  der 
4ietriebsorganisation  gemäfs  umbilden.  .Auch  in  dieser  Richtung  war 
die  gewerbliche  Entfaltung  in  erster  Linie  mafsgebend.  Die  Erweite- 
rung des  Betriebsumfanges,  die  Vermehrung  der  Kollektivunter- 
nehmungen und  der  gemeinwirt.schaftlichen  Betriebe,  das  Entstehen 
zahlreicher  Grofsbetriebe  mufste  die  Zahl  der  Abhängigen  gegenüber 
den  Selbständigen  erheblich  verstärken.  Mehr  als  zwei  Drittel  der 
Erwerbthätigen  gehören  der  Arbeiterbevölkerung  an  und  in  dieser 
sind  hinwiederum  die  gewerblichen  Arbeiter  am  zahlreichsten.  Im 
Verhältnis  zum  Stande  von  1882  haben  aber  die  Angestellten  am 

*)  Vgl.  darüber  W,  Sonibarl,  Entwickeln  wir  uns  zürn  Exportindustricslaalc? 
Soziale  Praxis  1S99  Nr.  24,  und  die  daran  sich  anschlicfscnde  Diskussion  zwischen 
So  m hart,  Oldrnbcrg,  Voigt  und  Borgius,  in  Nr.  2S — 31  der  Sozialen 
Prax»  Jahrg.  1899. 
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raschesten  zugenommen,  denn  durch  die  Erweiterung  und  Ausge- 
staltung der  Betriebe  ist  insbesondere  auch  eine  Reihe  von  höheren 
Stellen  für  die  technische  Leitung  oder  den  kaufmännischen  Vertrieb 
geschaffen  worden.  Alles  in  allem  genommen  haben  im  deutschen 
X^olke  die  Interessen  der  Arbeitnehmer  jenen  der  .'\rbeitgebcr  gegen- 
über erheblich  an  Umfang  gewonnen;  nur  in  der  Landwirtschaft 
war  die  Bewegung  eher  die  entgegengesetzte.') 

Die  Kla.ssenbildung  der  Berufsstatistik  nach  dem  Arbeitsrange  ist 
aber  eine  rein  formale.  Zu  besserem  Verständnis  der  sozialen  Gruppen 
sind  wir  vorgedrungen,  indem  wir  die  Schichten  der  Selbständigen, 
Angestellten  und  Arbeiter  weiterhin  in  ihre  Bestandteile  auflösten.  Für 
die  Selbständigen  ergab  sich  aus  dem  Umfange  ihrer  Betriebe,  dafs 
nur  etwa  1,5  Proz.  derselben  als  vermögend  gelten  können;  von  den 
anderen  Selbständigen  gehört  nach  der  Annahme  des  Zählungswerks 
die  gröfsere,  nach  meiner  Annahme  die  kleinere  Hälfte  zur  Mittel- 
klasse, alle  übrigen  sind  zur  unbemittelten  Klasse  zu  rechnen.  -) 
Die  Ange.stellten,  das  technische,  Aufsichts-  und  Rechnung.sper.sonal 
umfassend,  werden  durchaus  zur  Mittelklasse  gerechnet.  Unter  den 
.‘\rbeitern  nehmen  insbesondere  die  im  Betriebe  des  P'amilienhauptes 
mithelfenden  Familienangehörigen  gleichsam  als  P'olgeerschcinung  der 
familienmäfsigen  Betriebsorganisation  eine  Sonderstellung  ein.")  Im 
Nebenerwerb  viel  stärker  ausgebildet  wie  im  Hauptberuf,  tritt  die 
Familienarbeit  in  der  Landwirtschaft  am  meisten  hervor,  dann  aber 
auch  in  jenen  gewerblichen  Berufen,  die,  ohne  besondere  technische 
.Anforderungen  zu  stellen,  von  der  geschlossenen  Hauswirtschaft  ab- 
zweigen;  hier  bildet  sie  eine  der  Hauptformen  des  Frauenerwerbs. 
Im  Gewerbe  und  Handel  steht  die  Familienarbeit  im  umgekehrten' 
Verhältnisse  zum  Betriebsumfange,  in  der  Landwirt-schaft  ist  sic  am 
stärksten  in  den  Betrieben  mittleren  Umfangs  vertreten.  Der  weiteren 
Gliederung  der  Arbeiter  in  gelernte  und  ungelernte  konnten  wir 
wegen  der  Unsicherheit  der  Grundlagen  nur  sehr  bedingten  Wert 
zuerkennen.  Fast  der  dritte  Teil  der  .Arbeiter  würde  danach  der 
letzteren,  untersten  Schicht  angehören. 

Die  Zusammenfas-sung  der  Angaben  über  die  Besetzung  der 
einzelnen  sozialen  Klassen  ermöglicht  einen  Ueberblick  über  die 
soziale  Schichtung  des  deutschen  V'olks  überhaupt.  Werden  hierbei 


■)  XIV.  Hand  S.  6ll  ff. 
•)  XIV.  Hand  S.  630. 

■)  XIV.  Band  S.  632. 
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auch  die  Erwcrbtliätigcn  bezw.  Selbständigen  der  sonstigen  Berufs- 
abteilungen mit  in  Reclinung  gestellt,  so  entfallen  nach  der  Schätzung 
des  statistischen  Reichsamts  etwa  zwei  Drittel,  nach  meinen  Berech- 
nurtgen  vier  Fünftel  aller  Erwerbthätigen  und  beruflosen  Selb- 
ständigen auf  die  unbemittelte  Klasse.  Die  vermögende  Klasse  wäre 
übereinstimmend  nicht  über  1,5  Proz.  zu  veranschlagen,  die  Mittel- 
klasse nach  der  einen  Schätzung  auf  etwa  30,  nach  der  anderen  auf 
iS, 4 Proz.') 

Stärker  erscheint  die  Besetzung  der  oberen  sozialen  Schichten, 
wenn  auch  die  Familienangehörigen  ohne  eigenen  Hauptberuf  mit 
in  .Anschlag  gebracht  werden : den  Berufthätigen  der  höheren  so- 
zialen Schichten  ermöglicht  es  eben  ihr  reichlicheres  Einkommen, 
eine  gröfserc  .Anzahl  von  erwerblosen  Personen  zu  ernähren.")  Die 
Familienentfaltung  nimmt  daher  bis  in  die  höheren  Klassen  des 
Mittelstands  hinein  mit  der  Erweiterung  des  Betriebsumfangs  und 
der  Verbesserung  der  wirtschaftlichen  Lage  zu.  Die  obersten  so- 
zialen Schichten  haben  aber  hinwiederum  eine  geringere  Familien- 
entfaltung: üppiger  Wohlstand  scheint  hemmend  darauf  einzuwirken. 
Hiervon  abgesehen,  kann  die  Quote  erwerbloser  Familienangehöriger 
gewissermafsen  als  ein  .Ausdruck  für  die  soziale  Tragfähigkeit  der 
einzelnen  Berufe  und  Klassen  gelten.  Hierbei  ist  cs  von  besonderer 
Wichtigkeit,  dafs  diese  Quote  bei  den  industriellen  Arbeitern  un- 
gleich höher  steht  wie  bei  den  landwirtschaftlichen.  Die  V'erstärkung 
der  gewerblichen  Arbeiterschaft  gegenüber  der  landwirtschaftlichen 
ist  also  mit  eine  der  Hauptursachen  der  reichlicheren  Familienent- 
faltung des  deutschen  Volks,  und  sie  hat  wesentlich  dazu  beige- 
tragen, seine  Vermehrung  zu  beschleunigen. 

W'ir  sehen  also,  welch'  breiten  Raum  die  unbemittelten  Klassen 
im  A’olk-sleben  einnehmen,  und  wie  sehr  insbesondere  durch  die 
neueste  Wirtschaftsentwicklung  das  Uebergewicht  der  .Arbeiterklasse 
verstärkt  worden  ist.  Sozialpolitisch  bedenklich  kann  das  nur  Dem 
erscheinen,  der  in  der  formal  selbständigen  Berufsstellung  eine  Ge- 
währ höherer  sozialer  oder  kultureller  Entwicklung  erblickt.  .Aber 
doch  nur  sehr  zu  Unrecht!  Eine  derartige  Auffassung  gehört  mit 
zu  einer  ganzen  Reihe  von  Maximen,  welche,  auf  früheren  Wirt- 
schaftsstufen wohl  begründet,  ungeachtet  der  seither  eingetretenen 
Entwicklung  vermöge  des  geistigen  Trägheitsmomentes  bis  in  die 

’)  XV.  Band  S.  14 1 IT. 

•)  XV.  Band  S.  130  ft'. 
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Gegenwart  hinein  sicli  erlialten  liaben.  Jetzt  treffen  sie  nicht  mehr 
zu.  Zur  Zeit  der  Zunftverfas.sung  und  der  Grundherrlichkeit  konnten 
allerdings  die  Stellung  als  Meister  und  persönliche  Unabhängigkeit  als 
unumgängliche  Voraussetzungen  wohlständiger  Lebensführung  gelten. 
In  der  heutigen  Ge.sellschaftsordnung  hat  die  formell  selbständige 
Stellung  erheblich  an  Wert  verloren,  die  Stellung  der  Abhängigen  im 
gleichen  Mafsc  sich  gehoben.  Wenn  wir  die  Klasse  der  Selbständigen 
in  der  Industrie  abbröckeln  sahen,  so  hat  die  gewerbliche  Betricte- 
statistik  ergeben,  wie  viele  schwache  Elemente  sich  darunter  fanden, 
und  dafs  der  Rückgang  ganz  überwiegend  die  technisch  und  sozial 
gleich  dürftige  Gruppe  den  .Alleinmei.stcr  betrifft.  Zugleich  hat  sie 
gezeigt , wie  die  erweiterte  Betriebsorganisation  zahlreiche  neue 
Stellen  für  einen  neuen  Mittelstand  geschaffen  hat,  dessen  Entwick- 
lung nicht  mehr  von  der  Untcrnchmcrstcllung  und  der  formellen 
-Selbständigkeit  abhängt.  Und  endlich  läfst  die  Steigerung  der 
Produktion  und  die  Zunahme  des  inneren  Verbrauchs  keinen  Zweifel 
darüber  bestehen,  dafs  auch  die  Lebenslage  der  breitesten  und  für 
den  Verbrauch  mafsgebenden  Klasse,  nämlich  jene  der  Arbeiter  sich 
erheblich  gehoben  hat.  Engt  also  die  Fortbildung  der  Betriebs- 
organisation in  der  Richtung  des  Grofsbetriebs  von  vorneherein  die 
Möglichkeit  selbständiger  Stellung  ein,  so  erweitert  sie  dafür 
den  Wirkungskreis  der  formell  .Abhängigen,  und  hebt  zugleich 
mit  ihren  Funktionen  im  Produktionsprozefs  auch  ihr  Einkommen 
und  ihre  gesamte  Lebenshaltung.  Eine  Art  Gegenbewegung  zwischen 
den  einzelnen  sozialen  Schichten  findet  statt  sowohl  in  ihrem  Per- 
sonenbestande  als  auch  in  ihrem  Gesamtniveau.  Kräftiger  .Auftrieb 
durchzieht  die  sozialen  Schichten,  so  dafs  viele  Angehörige  unterer 
Schichten  im  Laufe  ihrer  Berufsthätigkeit  zu  höherem  .Arbeitsrang 
und  besserer  Berufs-stellung  gelangen;*)  aber  andererseits  sinken  auch 
manche  ehedem  Selbständige  infolge  der  geänderten  Betriebs- 
organisation in  die  Schicht  der  .-Abhängigen  herab.  .Als  unhaltbar 
erweist  sich  demnach  die  Ansicht,  als  ob  die  Arbeiterklasse  von  den 
anderen  sozialen  Schichten  scharf,  gleichsam  durch  einen  unüber- 
brückbaren .Abgrund  getrennt  dastünde.  Nicht  nur,  dafs  ein  fort- 
währender Austausch  zwischen  den  einzelnen  sozialen  Schichten 
stattfindet,  so  haben  sich  auch  die  Abstände  zwi.schen  ihnen  ver- 
mindert. Das  Niveau  der  unteren  Schichten  hat  sich  gehoben  und 
ein  neuer,  aus  .Angestellten  und  qualifizierten  .Arbeitern  bestehender 

')  XV.  Hand  S.  382  ff. 
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Mittelstand  ist  cmporgekommen,  dessen  Leistungen  und  dessen  gesell- 
schaftliche  Stellung  jene  der  absterbenden  Selbständigen-Kategorien 
in  mancher  Hinsicht  übertrefifen.  Die  ungeheuere  Bedeutung  dieser 
Thatsache  für  die  Zukunft  der  sozialpolitischen  Parteien  zu  ent- 
wickeln, ist  hier  nicht  der  Ort. 


V. 

So  vielseitig  und  mannigfach  ist  die  moderne  Entwicklung  der 
deutschen  Volkswirtschaft,  dafs  selbst  dieser  gedrängte  Ucbcrblick 
über  ihre  hauptsächlichen  Strömungen  allgemach  zu  einer  breiten 
Abhandlung  anwachsen  mufste.  Zwei  Thatsaclien  aber  treten  als 
die  für  die  ganze  Bewegung  mafsgebenden  vor  allen  übrigen  her- 
vor: die  mächtige  Förderung  des  gewerblichen  Ueberbaus,  welche 
der  Entwicklung  der  landwirtschaftlichen  Basis  erheblich  vorangecilt 
ist,  und  das  stärkere  Hervortreten  der  gewerblichen  Arbeiter  als  der 
stärksten  und  für  die  Volksbewegung  in  erster  Linie  mafsgebenden 
.Bevölkerungsgruppe. 

Wälirend  ich  diese  Entwicklung  im  grofsen  und  ganzen  als 
einen  gewaltigen  P'ortschritt  in  volkswirtschaftlicher,  .sozialer 
und  nationaler  Hinsicht  begrüfse,  ist  seit  Oldenbergs  gedanken- 
reicher Rede  über  Deutschland  als  Industriestaat  auf  dem  evangelisch- 
sozialen  Kongrefs  von  1897  zu  Leipzig')  eine  pessimistische 
■Auffassung  modern  geworden.  Deutschland  sei  auf  dem  Wege 
„reiner  Industriestaat"  zu  werden.  Hinsichtlich  seiner  Ernährung 
gcr.atc  es  in  immer  gröfsere  Abhängigkeit  vom  Auslände;  es  laufe 
Gefahr,  dafs  die  Lebensmittelzufuhr  abgeschnitten  werde  oder  dafs 
sie  mit  zunehmender  Entwicklung  der  Nahrungsländer  von  selber 
versiege.  Immer  schwieriger  lasse  sich  der  industrielle  Export, 
womit  die  Getreideeinfuhr  bezahlt  wird,  der  aufblühenden  Industrie 
jener  linder  gegenüber  aufrecht  halten.  Die  Sorge  um  die  Kon- 
kurrenzfähigkeit der  deutschen  Industrie  auf  dem  Weltmärkte  müsse 
die  Lage  der  Arbeiter  herabdrücken  und  die  Zunahme  der  gewerb- 
lichen und  städtischen  Bevölkerung  geführte  die  Lebenskraft  und 
Wehrhaftigkeit  der  Nation.  Und  die  Kassandrarufe  klingen  ge- 
wöhnlich entweder  in  ein  agrarLsches  oder  in  ein  Flottenpro- 
gramm aus.*) 

'i  Vcrbantllungcn  dr»  aclitm  evangcHsch-sozialcn  Kongresses.  IJöttingcn  1897 
S.  64  ff.  Vgl.  darüber  aueh  die  Bemerkungen  im  XIV.  Bande  dieses  Archivs  S.  281  ff. 

*)  Für  die  eine  Richtung  erwähne  ich  als  typisches  Beispiel:  C.  Baliod,  Die 
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Ich  halte  diese  Befürchtungen  für  sehr  übertrieben.  Zunächst 
ist  die  V'orstellung  abzuweisen,  als  hätte  Deutschland  infolge  seiner 
industriellen  Entwicklung,  also  um  mit  Oldenberg  zu  sprechen, 
auf  dem  Wege  zum  Industriestaat,  irgend  etwas  von  seinen  land- 
wirtschaftlichen Errungenschaften  verloren.  Die  agrarischen  Grund- 
lagen der  deutschen  V^olkswirtschaft  sind  nicht  nur  ungeschmälert 
erhalten  geblieben,  sondern  es  hat  sich,  wie  ich  weiter  oben  bereits 
dargethan  habe,*)  die  Betriebsintensität  wesentlich  erhöht : Kultur- 
flächen, Krnteerträgc,  Viehbestände  sind  erheblich  gewachsen,  und 
die  Umbildung  der  Betriebsformen  ist  diesem  Fortschritt  durchaus 
förderlich  gewesen.  Wenn  gleichwohl  zur  Deckung  des  vollen 
Xahrungsbedarfs  eine  nicht  unbeträchtliche  Getreideeinfuhr  erforder- 
lich ist,  so  erklärt  sich  dies  aus  der  ra.schen  .Steigerung  des  in- 
ländischen Konsums.  Indessen  hat  die  Einfuhr  lange  nicht  die  ent- 
scheidende Wichtigkeit  wie  man  uns  glauben  machen  will.  Die 
(Juote  der  hänfuhrmengen  ist  entschieden  überschätzt  worden.  Die 
Ursache  davon  liegt  in  der  Unsicherheit  der  Abschätzungen  über  die 
Ernteerträge.  Xachdem  das  Kaiserlischc  Statistische  Amt  die  Bericht- 
erstattung hierüber  reorganisiert  hat,  nimmt  cs  nunmehr  an,  dafs 
die  bisherigen  Erntezahlen  zu  niedrig  waren : für  Roggen  um  1 8 Proz., 
für  Weizen  um  12  Proz.,  für  Spelz  um  27  Proz.,  für  Gerste  um 
19  Proz.,  für  Hafer  um  21  Proz.,  für  Kartoffeln  um  17  Proz.  Für  die 
letzten  fünf  Jahre  würde  sich  demnach  die  Brotgetreidebilanz 
folgendermafsen  gestalten ; •) 
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GcM‘t/j*i*bunp , Vom'altung  und  \'olkswirtscliafl  22.  Jahrjj.  S.  885  ff-  (Vgl.  auch 
DruUrhlands  wirtschafllichr  Kntwicklung  seit  1870:  ebendas.  24.  Jahrg.  S.  493), 
als  HeUpiel  für  die  zweite  Richtung:  Paul  Voigt,  Deutschland  und  der  Weltmarkt 
in  Handels-  und  Machtpolitik.  l.  Hand  Stuttgart  1900  S.  135  ff.  Heide  in  ihrer 
Art  vortrrfTliclic  .Srln’ilcn. 

'i  Vgl.  oben  S.  337  ff. 

’}  Die  Ueutsclie  VulkswirtschafI  etc.  S.  197  f. 
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Für  den  menschlichen  Verbrauch,  also  nach  Abzug  der  für 
Futter-  und  industrielle  Zwecke  verwendeten  Mengen,’)  verbleiben 
im  Durchschnitt  der  19  Jahre  1880 — 1898  rund  180  kg.  Brotgetreide 
auf  den  Kopf,  im  Jahre  189899  über  201  kg.®)  Die  Quote  der 
Fleischeinfuhr  kann,  wenn  man  einen  jährlichen  Fleischverbrauch 
von  42  kg.  auf  den  Kopf  der  deutschen  Bevölkerung  annimmt,  auf 
ungefähr  ein  Zwanzigstel  des  Bedarfs  veranschlagt  werden.“)  .Man 
sieht,  drückend  ist  die  Abhängigkeit  vom  .Auslande  gerade  nicht. 
Und  dabei  bin  ich  der  Ansicht,  dafs  die  Ernte-  und  V'erbrauchszahlen 
noch  immer  hinter  der  Wirklichkeit  Zurückbleiben,  da  die  Auf- 
wendungen für  den  unmittelbaren  Hausbedarf  der  Produzenten  un- 
möglich vollständig  darin  enthalten  sein  können.  Und  in  den  — der 
Zahl  nach  überwiegenden  — Zwerg-  und  Kleinbetrieben  spielen  die- 
selben eine  grofse  Rolle.'*)  Ist  die  inländische  Produktion  wirklich 
gröfser,  so  stellt  die  Einfuhr  natürlich  eine  noch  geringere  Quote 
des  Betlarfs  dar. 

Uni  die  Aufbringung  dieser  Quote  braucht  uns  nicht  bange  zu 
sein.  Was  zunächst  die  Drohung  mit  der  Kriegsgefahr  anbelangt, 
so  ist  schon  nach  der  geographischen  Lage  des  Deutschen  Reichs 
nicht  anzunehmen,  dafs  es  in  einen  Krieg  verwickelt  werden  könnte, 
der  seine  Grenzen  nach  allen  Seiten  hin  absperrte,  Aufserdem  könnte 
die  mangelnde  Einfuhr  am  industriellen  und  F'utterverbrauch  ein- 
gebracht werden,  zumal  bei  der  kurzen  Dauer  moderner  Kriege.*) 
Ebensowenig  droht,  dafs  der  Export  aus  den  N'ahrungsländern  in- 
folge ihrer  eigenen  Volkszunahme  versiege,  oder  dafs  sie  infolge  der 
Entwicklung  ihrer  eigenen  Industrie  sich  weigerten,  deutsche  Industrie- 
produkte weiterhin  aufzunehmen.  Dafs  die  voraussichtliche  Flnt- 
wicklung  in  den  hauptsächlichen  Getreideexportländern  eher  die 


*)  hfi  Roggen  ’h,  bei  Weizen  der  Gesamtmenge. 

*)  Vjjl.  auch  Kurt  W i cd cn  fe  1 d , Die  Organisation  de.s  deutschen  Getreide*. 
handcU  und  die  Octreidepreishildunjj  im  19.  Jahrhundert.  Jahrb.  f.  (icsctzgebung  ctc. 
24.  Jahrß.  S.  636  ff, 

*)  Die  deutsche  Volkswirtschaft  de.  S.  56. 

*)  Ich  denke  dabei  hauptsächlich  an  den  Ertrag  der  Gartenwirtschaft  für  den 
Hausgebrauch.  .\uch  bleibt  die  zweite  und  mehrfache  Frucht  (aufser  Klee,  Luzerne 
und  (irummet)  bei  den  Zusamnien-slellungen  des  kais.  statistischen  .\mtes  unberück- 
sichtigt. 

. *)  Conrad,  Art.  Getrcidczöllc  im  Handwörterbuch  der  Slaatsw.  2.  .\urt. 

4.  Band  S.  345  ff. 
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«ntgegengesetzte  sein  werde,  hat  schon  Drill*)  dargethan,  und  es 
wird  hinsichtlich  Rufslands  neuerdings  durch  Bürgel*)  bestätigt. 

Freilich  wird  uns  vorgerechnet,  dafs  von  dem  Gesamtverbrauch 
der  deutschen  Volkswirtschaft  an  land-  und  forstwirtschaftlichen 
Produkten  der  gemäfsigten  Zone  einschliefslich  des  industriellen 
Verbrauchs  ein  Viertel  (Ballod),  wenn  nicht  gar  ein  Drittel  (Voigt) 
vom  Auslande  geliefert  werde.  .\’ur  für  eine  Einwohnerzahl  von 
22  Millionen  reiche  das  gegenwärtige  landwirtschaftliche  Funfki- 
ment  der  deutschen  Volkswirtschaft  aus.  Zwei  Fünftel  der  ge- 
werblichen Bevölkerung  hingen  vom  Auslande  ab.  *)  Ohne  mich 
in  die  Details  dieser  Aufstellungen  einzulassen,  frage  ich  da- 
gegen; Was  um  himmelswillen  soll  denn  ein  industrieller  Grofs- 
Staat  einführen,  wenn  nicht  ganz  überwiegend  Nahrungsmittel 
oder  Rohstoffe  für  industrielle  Zwecke?  Und  es  ist  nur  selbstver- 
ständlich, wenn  ein  erheblicher  Teil  dav'on  landwirtschaftlichen  Ur- 
sprungs ist  und  auch  in  der  gemäfsigten  Zone  produziert  werden 
könnte.  Wer  eine  derartige  Einfuhr  vennieden  wissen  will,  mufs 
überhaupt  gegen  die  Erweiterung  des  Aufsenhandels,  gegen  den 
Eintritt  des  Deutschen  Reichs  in  die  grofse  Produktionsteilung  der 
Weltwirtschaft,  gegen  die  Vermehrung  der  Bevölkerung  über  die 
durch  die  eigene  landwirtschaftliche  Produktion  gezogene  Grenze 
hinaus  sein.  Aber  dann  auch  gegen  die  (irofsmachtstellung,  welche 
heutzutage  nur  noch  die  Weltmacht,  nicht  mehr  der  Territorial- 
staat zu  behaupten  vermag.  Aber  das  kann  doch  nicht  wirklich 
<lie  Meinung  sein. 

Und  nun  vollends  die  Bedenken,  die  an  die  passive  Handels- 
bilanz des  Deutschen  Reichs  anknüpfen ! Dafs  es  nicht  auf  die 
Handelsbilanz,  sondern  auf  die  Zahlungsbilanz  ankommc,  und  dafs 
die  passive  Handelsbilanz  häufig  gewissermafsen  eine  Folgeerschei- 
nung der  aktiven  Zahlungsbilanz  sei  — denn  die  Schuldnerstaaten 
zahlen  hauptsächlich  mit  W’aren  — gehört  heutzutage  doch  zu  den 
allgemein  anerkannten  Wahrheiten.*)  Die  passive  Handelsbilanz  ist 
daher  ein  gemeinsames  Merkmal  aller  Grofsstaaten  von  überlegener 

*)  Robert  Drill,  Sol!  Deulsdiland  seinen  ganzen  Getreidebedarf  selbst  pro- 
duzieren? Münchener  volkswirlschafllichc  Studien.  Stuttg.  1S95. 

•)  Marlin  Bürgel,  Russisches  Getreide.  Jahrbuch  für  Gesetzgebung  ctc. 
24.  Jahrgang  S.  663  ff. 

*)  Voigt  a.a.  O.  S.  174. 

*)  V.  Scheel,  Artikel  Handelsbilanz  im  Handwörterbuch  der  Staatswis.scn* 
schäften.  2.  Aud.  4.  Band  S.  9S3. 
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AvirLschaftliclier  Kultur.  X’ermöge  der  höheren  Produktivität  ihrer 
Arbeit  und  ihrer  überragenden  Kaufkraft  vermögen  sie  sich  die 
Produkte  anderer  lündcr  eben  in  reichlicherem  Mafse  zu  verschaffen.') 
Ballod  meint  freilich,  nicht  auf  die  gesamte  Handels-  oder  Zah- 
lungsbilanz komme  es  an,  sondern  auf  die  Spezialbilanz  den  Nah- 
rungsstaaten  gegenüber.-)  Diese  stehe  schon  jetzt  entschieden  un- 
günstig. .Sie  werde  sich  noch  weiterhin  verschlechtern  und  damit 
auch  den  Bezug  der  in  Jenen  liindern  produzierten  Nahrungs- 
mittel und  Rohstoffe  in  Frage  stellen,  .sobald  sich  ihre  Industrie 
kräftige  und  sie  ihre  Schulden  abzustofsen  begännen.  Ich  vermag 
diese  Einschränkung  nicht  zu  begreifen.  Denn  selb,st  angenommen, 
die  von  Ballod  prophezeite  Entwicklung  träte  wirklich  ein,  wofür 
aber  durchaus  keine  .Anhaltspunkte  vorliegen,  so  findet  doch  auch  im 
internationalen  Zahlungsverkehr  eine  Art  Abrechnung  oder  Clearing 
statt,  wodurch  die  .Schulden  an  die  eine  Staatengruppe  mit  Forde- 
rungen an  eine  andere  beglichen  werden,  wenn  die  direkten  Gegen- 
forderungen dazu  etwa  nicht  ausreichen.  Schliefslich  ist  also  doch 
der  Stand  der  gesamten  Zahlungsbilanz  das  Entscheidende.  Und 
warum  dieser  sich  verschlechtern  sollte  ist  nicht  abzusehen.  Die  im 
Auslande  angelegten  deutschen  Kapitalien  und  die  daraus  fliefsenden 
Erträge,  sowie  die  Rhedereigewinnc  sind  vielmehr  in  rascher  Zu- 
nahme begriffen ")  und  wenn  auch  die  Einfuhr  sich  weit  rascher 
entwickelt  hat  als  die  .Ausfuhr,  so  wächst  doch  auch  diese  letztere 
in  rascher  Progression  an.*)  Die  Aussichten  der  deutschen  Industrie 
werden  uns  in  düsterer  Beleuchtung  vorgeführt,  die  .Möglichkeit 
einer  industriellen  Entwicklung  der  Nahrungsländer  dagegen  in 
grellem  Lichte  gezeigt.  Psychologisch  ist  das  leicht  begreiflich; 
denn  leichter  lassen  sich  die  Hindernisse  überblicken,  die  sich  auf 
ilem  geraden  Wege  entgegenstellen,  als  alle  Möglichkeiten  und 
Seitenwege  der  eigenen  weiteren  Entwicklung.  Aber  dürfen  wir 
deshalb  kleinmütig  an  dieser  Fortentwicklung  zweifeln? 

.Man  halte  mich  nicht  für  einen  blinden  Optimisten.  Die  Ge- 
fahren einer  überstürzten  industriellen  Entwicklung  verkenne  ich 
keineswegs.  Allein  sic  liegen  nicht  darin,  dafs  die  Pmtwicklung 

*)  Vgl.  V.  Halle,  Dcutsclilamls  wirtscluifllichc  Bedeutung  in  fremder  und 
hrimi-sdier  Beleuchtung.  Preufsische  Jahrbücher  Bd.  96  S.  21. 

*)  Jahrbuch  f.  Gesetzgebung  etc.  22.  Jalirg.  S.  894  iT.  bc.sonders  S.  900. 

*)  Vgl.  die  beiden  nenkscliriften  über  die  SeciDleresscn  des  Dcutsclien  Reichs. 

*)  Vgl.  die  auf  S.  359  mitgcteiltun  Zahlen. 

Archiv  für  lof.  üe»eU2ebuQg  u.  Statistik.  XVI.  24 
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eine  industrielle,  sondern  darin,  dafs  sie  überstürzt  ist.  Wenn  sich 
die  Produktion  auf  eine  möglichst  intensive  Ausnützung  von  Kon- 
junkturen zuspitzt,  verliert  sic  leichtlich  die  Fühlung  mit  dem  regel- 
mäfsigcn  Bedarfe;  es  droht  eine  Absatzkrisis  und  damit  auch  ein 
Rückschlag  in  der  industriellen  Entfaltung.  Aber  die  Ursache  liegt 
dann  nicht  in  dem  Mifsverhältnisse  zwischen  gewerblicher  und  land- 
wirtschaftlicher Entwicklung,  noch  weniger  in  <ler  Schwierigkeit, 
das  Defizit  des  Xahrungsbedarfs  im  .Auslände  zu  decken,  sondern 
einzig  und  allein  in  der  Industrie  selbst,  welche  um  hoher  Kon- 
junkturgewinne willen  mit  offenen  Augen  die  Gefahr  der  .Absatz- 
stockung auf  sich  nimmt.  .Absatzkrisen  scheinen  in  der  That  das 
Wachstum fieber  allzu  rasch  emporgetriebener  Industrie  zu  sein. 
Wenn  sic  in  letzter  Zeit  seltener  geworden  sind  als  zu  Beginn  der 
grofsindustricllen  Entwicklung,  so  deutet  das  doch  darauf  hin,  dafs 
die  industrielle  Organisation  gewisse  Fortschritte  gemacht  hat,  sei 
es  hinsichtlich  der  Regelung  der  Produktion  oder  des  .Absatzes. 
Aber  wegen  der  Möglichkeit  von  Rückschlägen  wird  man  doch 
nicht  die  P'ortbildung  selbst  verwerfen.  Wie  so  oft  auf  sozialem 
(iebiete  geht  die  Entwicklung  eben  auch  hier  nicht  in  gerader 
Linie,  .sondern  in  Pendelbewegungen  vor  sich.  Hat  die  Industrie  die 
Landwirtschaft  bi.shcr  gewaltig  überflügelt  und  ihr  den  Nachwuchs 
abgefangen,  so  würde  der  Rückschlag  oder  auch  nur  das  Stocken 
der  industriellen  Entfaltung  zahlreichere  Arl>eitskräfte  für  die  Land- 
wirtschaft frei  machen  und  so  eine  intensivere  agrarische  Pintwick- 
lung ermöglichen,  für  welche  die  durch  die  Industrie  geschaffene 
Volksverdichtung  die  Voraussetzungen  geschaffen  hat.  Denn  die 
industrielle  Entwicklung  ist  die  Ursache,  die  landwirtschaftliche  Pint- 
wicklung die  Folge  höherer  Kultur.  Piin  derartiger  Llmschwung 
würde  gewifs  Viele  hart  treffen;  die  deutsche  Volkswirtschaft  im 
ganzen  möchte  dadurch  vielleicht  an  innerer  Harmonie  gewinnen. 
N’orausgesetzt,  dafs  die  reichlichere  Durchsetzung  der  Landwirtschaft 
mit  .Arbeitskräften  von  der  höheren  industriellen  Lohnstufe  aus  erfolge, 
und  nicht  etwa  den  zur  üindwirt.schaft  zurückströmenden  .Arbeits- 
kräften jene  .alten  Lohn-  und  .Arbeitsbedingungen  aufgezwungen 
werden,  denen  sie  durch  den  Uebertritt  zur  Indu.strie  entfliehen 
wollten.  Besteht  also  immerhin  die  Möglichkeit  einer  Rückstauung 
des  Zuflusses  zur  Industrie  oder  sogar  einer  Rück.strömung  zur 
I .andwirt.schaft,  so  ist  es  besonders  zu  begrüfsen,  dafs  — wie  Neben- 
erwerb und  Grundbesitz  erkennen  la.sscn  — Viele  nur  erst  mit  dem 
einem  P'ufs  in  der  Industrie,  mit  dem  andern  aber  noch  in  der  Land- 
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Wirtschaft  stehen : sic  können  nun  auch  das  zweite  Bein  dahin  ziehen, 
wo  die  Stellung  die  gesichertere  ist. 

Nur  kurz  kann  ich  die  von  Oldenberg  erhobene  Einwendung 
berühren,  als  widerstritte  die  industrielle  Pintfaltung  der  sozialen 
Reform  und  der  wirtschaftlichen  Hebung  der  Arbeitcr- 
kla.sse.  Zu  einer  prinzipiellen  Auseinandersetzung  über  die  Be- 
ziehungen zwischen  .Arbeitslohn  und  Arbeitsleistung,  zwischen 
technischem  und  sozialem  Niveau  i.st  hier,  in  diesem  mehr  ge- 
legentlichen Zusammenhänge,  nicht  der  richtige  Ort.  Ein  Zweifel 
an  jenen  Wechselbeziehungen  scheint  nach  dem  gegenwärtigen 
-Stande  der  Frage  ')  allerdings  kaum  mehr  möglich  zu  sein.  In  der 
That  beruhen  Oldcnbergs  Bedenken  hauptsächlich  darauf,  dafs 
er  die  Bedeutung  der  Exportindustrie  für  die  Lage  der  Gesamt- 
industric  und  damit  auch  der  Industriearbeiter  erheblich  überschätzt. 
Denn  nur  an  den  fieibungsflächen  zwischen  der  deutschen  Volks- 
wirt.schaft  und  fremder  Industrie  vermöchte  der  niedrigere  Lohn 
der  Konkurrenzländer  überhaupt  auf  die  einheimischen  Arbeits- 
bedingungen zu  drücken.  Nun  haben  aber  schon  die  früheren  Unter- 
suchungen gezeigt,  dafs  die  industrielle  Entfaltung  des  Deutschen 
Reichs  in  erster  Linie  nicht  dem  Ex[>ort,  sondern  dem  inneren  Ver- 
brauch galt,  der  noch  erheblich  rascher  sich  entwickelt  hat,  wie  die 
.Ausfuhr.  Die  relative  Bedeutung  des  E.xports  für  die  deutsche 
Industrie  lallt;  mit  einer  geringeren  ihrer  Gesamtproduktion 

als  früher  konkurriert  sic  im  Auslände  mit  fremden  Industriepro- 
dukten. Daher  erscheint  auch  die  Rückwirkung  der  auswärtigen 
I’roduktionsbedingungen  auf  die  deutschen  eher  verringert  als  ver- 
gröfsert.  Die  bisherige  Entwicklung  ist  übrigens  gerade  die  ent- 
gegengesetzte,  wie  sie  Oldenberg  und  seine  .Anhänger  befürchten. 
Die  gesteigerte  I’roduktivität  der  gewerblichen  .Arbeit  ist  — wie 
schon  die  Zunahme  des  inländischen  Verbrauchs  beweist  — Hand 
in  Hand  gegangen  mit  einer  entschiedenen  Hebung  der  I-ebcnshal- 
tung  der  arbeitenden  Klassen.  Ich  will  hier  nicht  untersuchen,  was 
in  diesem  Komplex  von  Wechselbeziehungen  als  Ursache,  was  als 
Wirkung  zu  betrachten  ist.  Wir  haben  es  eben  thatsächlich  mit 
Weclischvirkungcn  zu  thun : der  techni.schc  P'ortschritt  erhöht  die 
Produktivität  und  ermöglicht  höhere  Löhne  für  wirksamere  Ar- 
beit ; die  dadurch  gebesserte  Lebenshaltung  hebt  die  Leistungs- 


*)  Ich  licrufc  mich  auf  die  bekannten  Untersuchungen  von  Brentano, 
i I c r k n c r und  Scliulze-Guevernilz. 

24* 
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faliigkcit  der  Arbeiter  auf  das  geforderte  neue,  höhere  Niveau; 
hoher  Arbeitslolin  und  mangelndes  Arbeitsangebot  zwingen  aber 
die  L'nternchmcr  arbeitsparende  technisclie  oder  organisatorische 
Neuerungen  cinzufuhren  und  auf  deren  stete  Ausbildung  bedacht 
zu  sein;  und  die  Folge  aller  dieser  Fortschritte  ist  es  hinwiederum, 
dafs  schliefslich  der  Arbeitslohn  eine  geringere  Quote  der  Ge- 
stehungskosten ausmacht  wie  vor  der  Einführung  jener  Verbesse- 
rungen, so  dafs  trotz  der  Steigerung  der  Löhne  und  der  Lebens- 
haltung der  Arbeiter  die  Gestehungskosten  fallen  und  die  Kon- 
kurrenzfähigkeit wächst.  Die  ilurch  den  organisatorischen  und  tech- 
nischen Fortscliritt  getragene  Industriecntfaltung  des  Deutschen 
Reichs  ist  somit  nicht  etwa  als  ein  Hemmnis,  sondern  vielmehr  als 
die  \'oraussetzung  des  sozialen  Fortschrittes  anzusehen.  Schon  um 
dieses  letzteren  willen  mufs  das  Deutsche  Reich  auch  alle  daraus 
sich  ergebenden  Konsequenzen  hinsichtlich  seiner  Wcltstellung  und 
.seiner  äufseren  Machtentfaltung  auf  sich  nehmen.') 

Aber  gerade  die  Grundlage  der  Machtentfaltung,  die  Wehr- 
kraft des  Deutschen  Reichs  soll  durch  die  Industrie  bedroht  sein. 
Wenn  auch  der  Nahrungsbedarf  Deutschlands  gesichert  sei , ohne 
dafs  cs  dazu  weitreichender  agrarpolitischer  Mafsnahmen  bedürfte, 
so  sei  ein  derartiges  Eingreifen  sie  doch  zu  fordern  namens  der 
»haltung  der  physischen  Tüchtigkeit  und  der  Wehrmacht  der 
Nation.  Denn  die  Landwirtschaft  sei  die  unversieglichc  Kraftquelle 
— nein  nicht  mehr  die  unversieglichc,  sondern  die  zu  versiegen 
drohende  Krafttiucllc ! — des  Volks ; immer  schwächer  müsse  diese 
Quelle  fliefsen,  je  geringer  die  Quote  der  Landwirtschaft  in  der  He- 
rufsglietlerung  werde,  je  gröCser  die  Quote,  welche  den  verderblichen 
Einllüsscn  der  Industrie  und  der  städtischen  I,ebcnswci.se  au.sgesctzt 
sei.  Damit  wären  wir  bei  den  viel  erörterten  Streitfragen  über  die 
Lebensfähigkeit  der  städtischen  und  der  ländlichen  Bevölkerung  und 
über  die  Bedeutung  der  Industrie  und  der  Landwirtschaft  für  die 
deutsche  Wehrkraft  angelangt.  Ich  wünsche  diese  Streitfragen  hier 
nicht  neuerdings  aufzurollcn,  sondern  nur  auszusprechen,  welche 
Stellung  darin  nach  den  Ergebnissen  unserer  Untersuchungen  ein- 
genommen werden  mufs. 

Als  einen  .\kklimati.sationsprozcfs  habe  ich  früher  den  Ueber- 

*)  Ausgvzeichiicle  Vcrlrvtunj»  dirsc!»  SUndpunkU  durch  Dr.  E.  Franc  kr: 
WeUpoUtik  Tind  So^ialrcforni  in  HandoU-  und  Machtpolitik  i.  Hand.  Stuttgart  19CX). 
iS.  85  ff.,  bes.  S.  loo  ff. 
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fjang  breiter  Volksmasseii  von  der  Landwirtschaft  zur  Industrie,') 
aus  ländlichen  in  städtische  [,ebens\’erliältnisse  bezeichnet.  Dadurch 
allein  erscheint  die  Landwirtschaft  sehr  im  Vorteil.  Denn  die  land- 
wirtschaftliche Bevölkerung  verbleibt  in  den ' Leben.svcrhältnis.sen  als 
deren  Produkt  sie  anzusehen  ist.  Der  .\npassungsprozefs  ist  hier  seit 
ungezählten  Generationen  vollendet.  Es  besteht  die  gröfstmögliche 
Uebereinstimmung  zwischen  dem  Menschen  und  den  natürlichen  Be- 
dingungen seines  Daseins.  Die  Krisis  einer  .-Vkklimatisation  bleibt 
erspart.  Und  cs  giebt  wohl  kaum  einen  Beruf,  welcher  der  körper- 
lichen I-intwicklung  so  förderlich  wäre,  wie  die  Landwirtschaft  mit 
ihren  periodisch  wechselnden  Beschäftigungen,  die  doch  zumeist  in 
der  freien  Natur  sich  abspielcn.  Wenn  gleichwohl  die  Ueberlegen- 
heit  der  ländlichen  Bevölkerung  nicht  besiegelt  ist,  und  die  Frage 
ihrer  gröfseren  körperlichen  Tüchtigkeit  nach  reiflicher  Prüfung  der 
Argumente  noch  immer  als  eine  offene  bezeichnet  werden  mufs, 
so  erhellt  daraus  ein  Doppeltes:  dafs  nämlich  erstens  die  thatsäch- 
liche  Entfaltung  und  Tüchtigkeit  der  ländlichen  Bevölkerung  hinter 
den  natürlichen  Entwickiung.smöglichkeitcn  zurückbleibt,  und  dafs 
zweitens  die  von  vorneherein  ungünstigere  Stellung  der  Städte  und 
der  Industrie  bis  zu  einem  gewissen  Grade  ausgeglichen  wird  durch 
ihre  be.ssere  wirtschaftliche  und  soziale  I-age.  .Ausgleichend  wirken 
hier  in  der  That  die  gleichen  .Momente,  welche  die  Umbildung  der 
gesamten  Berufsgliederung  zu  Gun-sten  der  Industrie  mit  sich  gebracht 
haben:  Technik  und  Arbeitsverfassung , Lohnniveau  und  Lebens- 
haltung fallen  zu  Gunsten  der  städtischen  und  gewerblichen  Be- 
völkerung in  die  Wag.schalc  und  wiegen  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  die  Ungunst  der  äufseren  Lebensverhältnisse  auf. 

.Aber  wie  auch  immer  die  Industrie  einerseits,  die  Landwirtschaft 
andererseits  auf  die  physische  Tüchtigkeit  der  Bevölkerung  einwirken 
mögen,  nicht  die  Berufsgliederung  des  Volks,  sondern  die  Gestaltung 
seiner  äufseren  Lebensverhältnis.se  liegt  in  unserer  Hand.  Die  X'erände- 
rungen  der  Berufsgliederung  beruhen  zumeist  auf  Faktoren,  welche 
durch  die  .staatliche  Wirtschafts-  und  Sozialpolitik  kaum  geändert  wer- 
den können : auf  dem  durch  den  Stand  der  Technik  bedingten  (trad  der 
Produktivität,  auf  der  Beschränktheit  des  Grunds  und  Bodens,  auf 
der  Grundbesitzverteilung  und  Arbeitsverfassung,  auf  den  freieren  und 


')  Nicht  direkter  l'ebergang  i.st  dumil  gemeint,  sondern  hauptsächlich  der  He. 
rufswcchsci  von  (icncration  zu  Gcncralion  infolge  des  Aufliorcns  der  erl>licl»en  He- 
rufsfttlge.  Vgl.  oben  S.  329  f. 
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rciclicren  Entwicklungsmöglichkciten  der  Industrie  und  der  durch 
Lohnniveau  und  Arbeitsbedingungen  regulierten  Abglcichung  der 
örtlichen  uud  beruflichen  Bevölkerungsspannungen.  Wir  haben  dabei 
keine  freie  Wahl.  Wohl  aber  ist  es  möglich,  in  die  äufseren  Lebens- 
verhältnisse der  gewerblichen  und  städtischen  Bevölkerung  einzu- 
greifen : den  .Akklimatisationsprozefs  der  neueintretenden  Elemente 
zu  fördern  und  planmäfsig  die  Bedingungen  herzustellen,  unter 
welchen  die  volle  körperliche  Rüstigkeit  auch  auf  dem  Boden 
städtischer  und  gewerblicher  Kultur  gewahrt  bleibt.  Ein  spezielles 
Programm  hierfür  aufzustellen  ist  hier  weder  der  Platz  noch  ist  es 
erforderlich.  Ist  doch  unsere  gesamte  po.sitive  Sozialpolitik  dem 
einen  grofsen  Ziele  zugewendet,  die  moderne  technische  Entfaltung 
und  Betriebsorganisation  zu  vereinbaren  mit  den  Bedingungen  höchst- 
möglicher physischer,  sittlicher  und  allgemein  kultureller  Entwick- 
lung. Je  weiter  die  praktLsche  .Sozialpolitik  auf  diesem  Wege 
fortschrcitet , destomehr  wird  sich  die  physische  Leistungsfähig- 
keit der  industriellen  und  städtischen  Bevölkerung  heben,  und  es 
scheint  mir  höchst  zweifelhaft  zu  sein,  ob  die  I^ndwirtschaft  ihre 
Ueberlegcnheit  in  dieser  Richtung  auch  fernerhin  wird  behaupten 
können.  Jedenfalls  wird  dieser  Weg  eher  zum  Ziele  zu  führen 
als  die  phantastischen  Projekte  innerer  Kolonisation  im  gröfsten 
Mafsstabe’),  so  sympathisch  ich  auch  für  meine  Person  allen  Be- 
strebungen gegenüber  stehe,  die  eine  weitere  X’erstärkung  des  Bauern- 
■stands  bezwecken. 

.Allein  nicht  nur  auf  die  Tüchtigkeit  der  Einzelnen  sondern  auch 
auf  die  Zahlenverhältnisse  kommt  es  bei  unserer  Frage  an.  Ein  stark 
dynamischer  Zug  geht  durch  die  moderne  staatliche  und  gesell- 
schaftliche Entwicklung.  Politische  und  wirtschaftliche  Machtstellung 
.sind  in  hohem  Mafsc  bedingt  durch  die  Zahl  der  Bevölkerung,  die 
das  Material  für  die  staatliche  und  wirtschaftliche  Organisation  bildet. 
Aehnlich  wie  in  der  organischen  Welt  bedingen  auch  hier  Gröfse 
und  innere  Struktur  einander  gegenseitig.  Ich  habe  früher  dargethan, 
dafs  erst  durch  die  gewerbliche  Entfaltung  freie  Bahn  gemacht  worden 
ist  für  den  Entwicklungsdrang  des  deutschen  Volks.  Ohne  jene  Ent- 
wicklung bliebe  die  Bevölkerung  des  Deutschen  Reichs  auf  den 
durch  die  .Agrarverfassung  gezogenen  engen  Rahmen  seiner  früheren 
Wirtschaftsstufe  beschränkt.  Und  damit  auch  seine  militärische 
Machtentfaltung.  Ueber  die  triviale  Thatsache  kommen  wir  nun 

*)  7..  B.  Hallod  im  Jahrb.  f.  GeseUgt-b.  ctc.  22.  Jahrg.  S.  233  IT. 
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einmal  nicht  hinaus,  dafs  die  zaiilreicherc  und  dichtere  Bevölkerung 
auch  mehr  Soldaten  stellt,  und  dafs  die  durch  die  industrielle  Knt- 
faltung  geförderte  Volkswirtschaft  die  reichlicheren  Mittel  hierfür  auf- 
bringt. Man  denke  sich  den  einzig  und  allein  durch  die  Industrie 
ermöglichten  Volkszuwachs  hinweg,  und  es  wird  sofort  klar,  welche 
Bedeutung  der  industrielle  Aufschwung  des  Deutschen  Reichs  für 
seine  V'olkskraft  und  Wehrmacht  hat.*) 

Dem  Prinzip  der  allgemeinen  und  gleichen  W'ehrpflicht  entspricht 
es,  dafs  im  Heere  alle  Berufsklas.sen  und  sozialen  Schichten  annähernd 
mit  dem  gleichen  Zahlenverhältnis.se  vertreten  sind,  wie  in  der  ge- 
samten Bevölkerung.  Wenn  auch  nicht  unmittelbar,  so  doch  durch 
ihren  Nachwuchs.  Die  Zahlen  der  beruflichen  und  sozialen  Gliederung 
enthalten  daher  zugleich  das  Mafs  der  Bedeutung  der  einzelnen  Be- 

*1  Vgl.  darüber  Hrentano  und  Kuczinski,  I)ic  hrulige  Grundlage  der 
«Icutsfhen  Wehrkraft.  -Münrhrner  vi»lk.swirlschafllirhe  Studien  \r.  35,  Stuttgart  1900. 
Ich  will  an  dieser  Stelle  niclit  in  die  Kontroverse  über  die  Tauglichkeitsquoten  der 
gewerblichen  und  der  landwirLschurtlichen  (icstellungspflichtigen  eingreifen.  Selbst 
wenn  die  Quote  der  Tauglichen  bei  der  I .and Wirtschaft  erheblich  stiirker  wäre, 
fiele  das  kaum  ins  Gew’icht  gegenüber  der  durch  absoluten  Zahlen  aus- 
gedrückten Medeulung  der  Industrie  für  die  Volkszunahme  und  damit  auch  für  den 
-militärischen  Nachw'uchs.  Aber  auf  einen  bisher  noch  nicht  genügend  gewürdigten 
Punkt  möchte  ich  doch  aufmerksam  machen.  Die  Hcrufswahl  erfolgt  gewöhnlich 
unter  rterücksichtigung  der  körperlichen  Eignung  für  den  gewählten  Heruf.  Mehr 
Körperkrafl  als  eine  grofsc  Anzahl  gewerblicher  Berufe  erfordert  die  Landwirtschaft. 
Sie  giebl  daher  den  schwächlichen  Teil  ihres  Nachwoichses  an  andere  Berufe  ab 
und  Iraciitct  den  kräftigeren  Teil  für  sich  zu  behalten.  So  ist  der  hohe  IVozentsatz 
<ler  l'ntauglichen  unter  den  Schneidern  oder  Zigarrcnarbeilern  nicht  clw’a  l»l«ifs  aus 
dem  ungünstigen  hygienischen  F.intlufs  des  Schneidergewerbes  oder  der  Zigarren- 
fabrikation zu  erklären,  sondern  vor  allem  daraus,  dafs  viele  .schwächlich  Veranlagte 
sich  jenen  (»ewerben  zuwenden,  die  keine  Anforderung  an  Körperkraft  stellen. 
<Janz  allgemein  gesprochen:  Die  geringere  Quote  der  Tauglichen  aus  gewerblichen 
Berufen  ist  zum  guten  Teile  eine  Folge  der  Auslese  bei  der  Berufswahl,  vermöge 
welcher  eine  höhere  Quote  körperlich  schlecht  Veranlagter  für  diese  Berufe  er- 
übrigt. In  vielen  Fällen  hängt  also  nicht  so  sehr  die  körperliche  Tüchtigkeit  vom 
HcruL  al«  wde  vielmehr  der  Beruf  von  der  körperlichen  Eignung  ab.  Dir  Qut»te 
der  Militärtauglichen  kann  daher  nicht  als  Mafsstab  tür  den  volkshygienischen  Wert 
der  einzelnen  Berufe  gelten.  • — Von  einem  ganz  anderen  Standpunkte  ausgehend, 
sieht  sich  auch  General  v.  Blume  in  seinen  Untersuchungen  über  „Iwundwärtschaft, 
Industrie  und  Handel  in  ihrer  Bedeutung  für  die  deutsche  Wehrkraft*  (Preufsische 
Jahrbücher  1900.  loi  Bd.  S.  I ff.)  veranlafsl,  der  Rekrutierungsstalistik  eine  sehr 
geringe  Bedeutung  für  diese  Frage  zuzugestehen. 
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rufsständc  für  die  Wehrmacht.  Dieser  Bedeutunjj  würde  man  often- 
bar  niclit  gerecht  werden , wenn  man  sie  nach  deti  Schlagwoitcu 
einer  überwundenen  Entwicklungsstufe  beurteilen  wollte. 

l’nd  das  gilt  von  allem  und  jedem.  .Alle  ']’hats<achen  der  modernen 
gesellschaftlichen  Entwicklung  wollen  aus  dieser  selbst  heraus,  in 
ihrem  inneren  Zusammenhänge  aufgefafst  und  bewertet  werden. 
Haben  wir  nur  den  Mut,  uns  mit  beiden  Eüfsen  auf  den  Boden  der 
neuen  Zeit  zu  stellen  und  ihren  .Anforderungen  nach  jeder  Rich- 
tung hin  gerecht  zu  werden.  Denn  die  gewaltige  Entwicklung, 
die  ich  in  tliesen  Untersuchungen  darzustellen  versucht  h.abc,  bleibt 
nicht  auf  das  wirtschaftliche  Gebiet  beschränkt.  W'urzclnd  in  den 
tiefsten  Trieben  des  Volks,  getragen  von  seinen  eigensten  Kräften, 
vorbereitet  durch  die  gesamte  bisherige  Kulturentfaitung,  mufs  diese 
Entwicklung  ihre  Wirkung  hinwiederum  erstrecken  auf  das  gesamte 
X'olksleben:  eine  neue  gesellschaftliche  (truppenbildung  mufs  sie 
herbeiführen , und  alle  Begriffe  umwerten , alle  .Anschauungen  um- 
bilden , die  auf  den  früheren  Ziuständcn  beruhen.  Wenn  die 
glänzende  Wirtschaftscntfaltung  in  weiten  Kreisen  Bangen  oder 
Unbehagen  erweckt,  so  beruht  das  darauf,  dafs  wir  ihr  mit  unseren 
Empfindungen,  mit  unseren  Volkssitten,  mit  unseren  Lebensan- 
schauungen noch  nicht  gefolgt  sind.  Lang.samer  als  Technik  und 
Wirtschaftsformen  ändern  sich  die  Menschen  und  ihre  innere  Kultur. 
Ein  Zwiespalt  zieht  durch  das  Leben  vieler,  dessen  Ernst  wir 
nicht  verkennen  dürfen.  Durch  den  Strom  der  modernen  Wirl- 
schaftsentfaltung  .sehen  sie  sich  in  neue  Verhältnisse  ge.schoben,  und 
sie  wurzeln  doch  in  den  alten.  Die  Traditionen  der  geschlossenen 
ländlichen  Hauswirtschaft  drohen  abzubrechen,  und  zugleich  nnt 
den  überlebten  gewerblichen  Betriebsformen  sterben  wertvolle  alte 
Kulturelcmente  ab.  Nun  gilt  cs,  in  neuen  Wirtschaftsformen  sich 
zurechtzufinden,  sie  mit  sittlichem  Gehalt  zu  erfüllen,  eine  neue 
Kultur  zu  gewinnen,  damit  das  Leben  trotz  der  glänzenden  Leistungen 
der  Technik  und  des  .Aufschwungs  der  Produktion  nicht  innerlich 
verarme.  Daher  ist  der  gesellschaftliche  Wert  der  Landwirtschaft 
trotz  ihrer  geminderten  beruflichen  Bedeutung  eher  gestiegen  als 
gesunken : in  der  raschen  Entwicklung  bedarf  cs  eines  konservativen 
Gegengewichtes,  welches  die  Kultur  früherer  Zeiten  in  die  ungewisse 
Zukunft  hinüberrette.  Und  ein  .solches  (legengcwicht  liegt  in  der 
l-andwirtschaft,  mag  sie  in  vielen  Fällen  auch  nur  in  Form  des 
.Nebenerwerbs  oder  des  berufslosen  Besitzes  von  der  Statistik  erfafst 
worden  sein. 
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Kinc  glänzende  wirtschaftliche  Pintfaltung  ist  es  fürwahr,  die 
zwischen  den  beiden  Berufszählungen  von  1882  und  1895  liegt. 
Und  in  eine  reiche  Zukunft  hinein  scheint,  weiter  verfolgt,  der 
W'eg  zu  (iihren,  an  welchem  jene  gröfsten  Leistungen  der  deutschen 
Statistik  gleichsam  als  Marksteine  stehen,  .^ber  indem  wir  uns 
mit  stolzer  Genugthuung  des  Errungenen  freuen,  müssen  wir  auch 
der  Gröfse  der  Aufgaben  uns  bewufst  sein,  die  für  die  Zukunft 
daraus  erwachsen.  Seitdem  die  industrielle  Entfaltung  des  Deutschen 
Reichs  die  Bevölkerung  über  den  durch  die  eigene  Landwirtschaft 
gezogenen  Rahmen  hinaus  vermehrt  hat,  i.st  es  genötigt,  auf  die 
Wahrung  seiner  weltwirtschaftlichen  Stellung  bedacht  zu  sein;  je 
weiter  diese  vom  V'ermehrungsdrang  des  deutschen  \’olks  ge- 
triel>ene  Entwicklung  fortsch reitet,  desto  mehr  gewinnt  jene  äufsere 
Stellung  auch  an  innerer  Bedeutung.  So  ist  die  innere  Wirtschafts- 
entfaltung mafsgebend  geworden  für  die  Welt.stellung  und  die  äufsere 
Politik  des  Reichs.  In  der  inneren  Entwicklung  aber  haben  die 
wirtschaftlich  - technischen  .Momente , wie  sic  im  kapitalistischen 
Produktionsinteresse  gelegen  sind,  bisher  die  P'ührung  gehabt.  Nun- 
mehr gilt  es,  die  durch  den  .-Aufschwung  der  Produktion  erschlosse- 
nen Möglichkeiten  höherer  sozialer  und  Kulturcntfaltung  zu  verwirk- 
lichen, um  dem  deutschen  Volksleben  die  innere  Harmonie  zwischen 
materieller  und  geistiger  Kultur  wieder  zu  gewinnen.  Und  ferner; 
eine  neue  soziale  Schichtung  des  deutschen  Volks  hat  die  neue  Be- 
triebsorganisation mit  sich  gebracht.  Neben  den  altet»  Schichten 
ist,  alle  anderen  an  Zahl  und  Ausbreitung  überragend,  die  Klasse 
der  Industriearbeiter  emporgewachsen  und  in  das  politische  Leben 
eingetreten.  Auch  innerhalb  ihrer  eigenen  politischen  Organi- 
sation scheint  der  doktrinäre  Standpunkt  unfruchtbarer  Negation 
gegenüber  der  bisherigen  staatlichen  Arbeit  nunmehr  überwunden  zu 
sein.  Unhaltbar  ist  er  in  der  That  von  dem  Augenblick  an  ge- 
wesen, als  es  sich  herausstellte,  dafs  zwischen  Unternehmern  iind 
.-Arbeitern,  zwischen  Be.sitzenden  und  Nichtbesitzenden  keineswegs 
eine  unüberbrückbare  Kluft  bestehe,  dafs  vielmehr  die  einzelnen 
sozialen  Klassen  durch  zahlreiche  Uebergangsstufen  mit  einander 
verbunden  seien,  und  dafs  zwischen  ihnen  ein  reger  Personen- 
austau.sch,  und  zwar  überwiegend  in  aufsteigender  Richtung  statt- 
finde. Ein  neuer  .Mittelstand  bildet  sich  durch  solchen  Auftrieb, 
und  er  rü.stet  sich,  die  politische  Rolle  des  alten  Mittelstandes  zu 
übernehmen,  des.scn  Reihen  durch  den  Uebergang  nach  zwei  Seiten 
hin  gelichtet  werden ; durch  das  Plntstehen  einer  neuen,  auf  gewerb- 
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lieber  Grundlage  beruhenden  Aristokratie,  und  durch  den  Rücktritt 
der  von  der  Gegen.strömung  Erfafsten  in  die  unteren  Schichten. 
Das  Bewufstsein  dieser  ihrer  Stellung  niufs  auch  auf  die  geistige 
Grundstiinmung  der  Arbeiterpartei  zurückwirken.  Der  ihr  eigene 
maCslose  Pessimismus  in  der  Beurteilung  der  gegenwärtigen  Gesell- 
schaftsordnung, der  nicht  minder  mafslose  Optimismus  inbezug  auf 
die  Möglichkeiten  der  Zukunft  müssen  einer  richtigen  Würdigung 
ihrer  that,sächlichcn  sozialen  Stellung  und  Fortentwicklung  weichen, 
wie  sie  von  der  Berufsstatistik  aufgezeigt  worden  ist. 

So  durchdringt  die  moderne  Entfaltung  der  deutschen  Volks- 
wirtschaft alle  Verzweigungen  des  Volkslebens  mit  ihren  Folgen. 
Keine  Umkehr  und  keinen  Stillstand  giebt  cs  auf  diesem  Wege. 
Denn  auch  das  Leben  der  Völker  i.st  beherrscht  von  dem  Drange 
nach  Entwicklung,  nach  Firweiterung  und  innerer  .Ausgestaltung. 
Stillstand  wäre  Rückschritt,  Verdrängung  durch  die  kräftiger  Vor- 
schreitenden  seine  Strafe.  Von  diesem  Standpunkte  aus  werden  wir 
die  Fortschritte  der  deutschen  Volkswirt-schaft  um  die  Wende  des 
Jahrhunderts  nicht  mit  Zagen  ob  ihrer  Gefahren,  sondern  mit  fester 
Zuversicht  für  die  Zukunft  begrüfsen.  Dahin  sind  die  Zeiten  stiller 
Beschaulichkeit,  selbstgenügsamer  Abgeschlossenheit.  .Aber  freilich, 
die  neue  Entwicklung  mufs  nicht  nur  nach  aufsen  gesichert,  son- 
dern auch  nach  innen  einheitlich  sein : alle  Seiten  des  X'olkslebens 
mufs  sie  umfassen,  wenn  anders  sie  ein  Volk  wirklich  zur  Blüte,  zur 
vollen  Entfaltung  seiner  Kräfte  und  .Anlagen  führen  soll.  Dem 
wirtschaftlich  technischen  Fortschritt  des  neunzehnten  Jahrhunderts 
mufs  noch  rascher  als  bisher  im  zwanzigsten  Jahrhundert  der  soziale 
Fortschritt  nachfolgcn,  um  die  Volkskultur  zu  innerer  Einheit  und 
Harmonie  zu  erheben.  So  wie  die  gröfsere  Differenzierung  der 
Berufszweige  und  Berufsstellungen  ihr  Gegengewicht  findet  in  der 
strafferen  Bctricbsorgani.sation  und  in  der  engeren  Verkettung  aller 
Einzelwirtschaften  zum  grofsen  Ganzen  der  deutschen  Volkswirt- 
schaft, so  gilt  es  nunmehr,  von  dieser  breiteren  und  gesicherteren 
Grundlage  aus  das  gesamte  Volk  mit  einer  einheitlichen  Kultur  zu 
durchdringen.  Dann  erst  bedeutet  die  moderne  Flntwicklung  der 
deutschen  V'olkswirtschaft  einen  Fortschritt  auf  dem  steilen  Wege 
nationaler  Gröfse,  dessen  Alle  froh  werden  dürfen. 
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Zur  Litteratur  der  Gewerkschaftsbewegung 
in  Deutschland. 

Von 

EDUARD  HERNSTEIN, 

in  London. 

Wäre  die  Litteratur  einer  Bewegung  ein  genauer  Mafsstab  ihrer 
faktischen  Stärke,  so  würde  man  mit  gutem  Fug  behaupten  können, 
dafs  Deutschland  heute  die  stärkste  Gewerkschafsbewegung  der 
Welt  besitzt.  Auf  einer  der  tiefsten  Stufen  aber  liätte  man  dann 
England  zu  suchen,  de.ssen  Gewerkschaftslitteratur  aufscrordentlicli 
eingeschrumpft  ist.  Die  reiclien  .Anregungen  des  Webbschen  Werks 
über  die  Theorie  der  (iewerkschaften  haben  keinen  nennenswerten 
Nachhall  gefunden,  keine  tiefergehende  Debatte  hervorgerufen.  N'ur 
hier  und  da  finden  sich  in  den  offiziellen  Publikationen  der  Gewerk- 
schaften Anzeichen  dafür,  dafs  das  Buch  auch  in  der  Welt  der  direkt 
beteiligten  .Arbeiter  Leser  gefunden  hat.  Aber  wie  die  Gewerk- 
schaftspresse  Englands  zumeist  in  wenig  mehr  als  Rechenschafts- 
berichten und  sonstigen  Rundschreiben  der  Gewerkschaftsvorstände 
besteht,  so  drehen  sich  die  Debatten  in  den  paar  umfangreicher 
angelegten  Gewerkschaftszeitschriften  in  den  meisten  Fällen  auch 
nur  um  Spczialfragcn.  \'on  einem  gröfseren  Interesse  für  Gewerk- 
.schaftsprobleme  allgemeineren  Charakters  ist  wenig  zu  verspüren. 
Die  einzelnen  (iewerkschaften  behandeln  ihre  Probleme  als  Sonder- 
angelegenheiten von  Fall  zu  Fall,  ein  Partikularismus,  dessen  Er- 
klärung wir  zum  grofsen  Teil  darin  zu  suchen  haben,  dafs  die 
brittischen  Gewerkschaften  seit  Dezennien  keinen  allgemeineren 
Kampf  um  ihren  sozialen  Status  zu  führen  hatten.  Die  auf  ihre 
Rechtsbeziehungen  bezüglichen  Fragen  werden  von  P'aehjuristen  in 
den  Gerichtssälen  ausgefochten,  und  ihr  sozialpolitischer  Status  ist 
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in  seinen  Grundzügen  so  stark  befestigt,  dafs  der  äufscre  Antrieb 
zu  Erörterungen  allgemeiner  Natur  fast  vollständig  fehlt.  In  dieser 
Hinsicht  ist  also  die  Thatsache,  dafs  die  I.itteratur  der  Gewerk- 
schaften Englands  heute  tiefer  steht,  als  die  anderer  I.ändcr,  h'olge 
und  in  gewissem  Sinne  auch  ein  Anzeiger  der  günstigeren  Position 
und  grölseren  Kraft  der  Bewegung  selbst.  .Aber  auch  nur  in  dieser 
Hinsicht.  Eine  allgemeine  Regel  läfst  sich  aus  diesem  gegensätz- 
lichen Verhältnis  nicht  ableitcn.  Wie  jeder  weifs,  ist  das  .*\n- 
schwellcn  der  Gewerkschaftslitteratur  in  Deutschland  nichts  weniger 
als  etwa  umgekehrt  ein  .Anzeiger,  dafs  die  Bewegung  selbst  hier 
schwach  wäre.  Es  ist  im  Gegenteil  Begleiterscheinung  eines  grofsen 
Wachstums  der  Bewegung.  Indefs  ist  ein  nennenswerter  Teil  dieser 
I.itteratur  zugleich  doch  wieder  Ergebnis  des  Umstandes,  dafs  der 
sozialpolitische  Status  der  Gewerkschaften  hier  weniger  be- 
festigt ist  als  dort. 

Es  bezieht  sich  dies  nicht  nur  auf  die  Frage  ihres  gesetzlich 
be.stimmten  Rechts,  sondern  auch  hinsichtlich  ihrer  Stellung  im 
politischen  Leben  der  Nation,  ihrer  Stellung  zu  den  politischen 
Parteien.  Von  vier  neuerdings  erschienenen  Schriften  über  dastie- 
werkschaftswesen,  die  dem  Schreiber  dieses  zur  Besprechung  vor- 
liegen, *)  befassen  sich  drei  hauptsächlich  mit  dieser  Frage,  und  dies 
dürfte  ziemlich  genau  das  Bild  der  ganzen  Gewerkschaftslitteratur 
des  Jahres  19CX)  wiederspiegeln.  Hinsichtlich  der  .Antworten,  die 
sie  auf  die  Präge  geben,  trifft  dies  weniger  zu.  Da  sind  sie  alle- 
samt auf  den  gleichen  Ton  gestimmt.  Was  der,  politisch  die 
äufserstc  Linke  repräsentierende  Bebel  darüber  sagt,  sagt  der,  hier 
die  äufserste  Rechte  vertretende  .Sombart  auch  — „nur  mit  ein 
bischen  andern  Worten“.  Beide,  und  nicht  minder  die  Gewerk- 
schaftler Hue  und  Legien,  sind  darin  einig,  dafs  die  Gewerkschaften 
nicht  auf  religiöse  oder  politische  Parteien  eingeschworen  oder  gar 
solchen  als  Organisationen  einvcrleibt  werden  sollen.  Im  Gegensatz 

*)  Augut  Bobei,  Ocwcrkscliiiflsbewugung  und  politisrlie  Parteien.  32  S. 
Stuttgart,  DicU,  I<K>o. 

Otto  Hue,  Neutrale  oder  parteiische  Gewerkschaften.  Ein  Beitrag  zur  (ic- 
werksrhaftsfrage  und  zugleich  eine  Geschichte  der  deutschen  Bergarheiterbewegung. 
157  S.  Bochum,  H.  Möller,  1900. 

.Carl  Legien,  Die  deutsche  Gewerkschaftsbewegung.  18  S.  Berlin,  Verlag 
der  SozialiNtischen  Monatshefte,  1901. 

Werner  Sombart,  Prof.  Dennoch!  .\os  Theorie  und  Geschichte  der  ge- 
wcrk^chaftlichen  ArbeiterbcM'egung.  12t  S.  Jena,  Gu.slav  FUchcr,  1900. 
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ZU  einer  Richtung  innerhalb  der  Sozialdemokratie  und  verschiedenen 
aotisozialdemokratischcn  Parteien  befürworten  sic  sämtlich  ent- 
schieden die  Freihaltung  der  Gewerkschaften  vom  politischen  oder 
religiösen  Parteicharakter  — eine  Sache,  für  die  verschiedentlich  der 
Name  „Neutralisierung  der  Gewerkschaften"  gebraucht  worden  ist, 
der  aber,  weil  lediglich  negativ,  sehr  verschiedene  Auslegungen  zu- 
läl'st  und  daher  vielfach  das,  was  mit  ihm  wirklich  gemeint  war 
und  er  vernünftigerweise  auch  nur  bedeuten  kann,  selbst  bei  solchen 
Leuten  in  X'erruf  gebracht  hat,  die  im  Grunde  auch  nicht  viel 
Anderes  wollen.  Eine  Arlreitergewerkschaft,  die  nicht  eine  blofse 
Unterstützungska.sse  i.st,  kann  nur  in  bedingtem  Sinne  „neutral“  sein. 

Verfasser  dieses  hat  schon  bei  Besprechung  des  Kulemannschen 
Werkes  über  die  Gewerkschaftsbewegung  in  dieser  Zeitschrift  der 
Auffassung  entgegenzutreten  gehabt,  welche  die  Gewerkschaften  als 
eine  Art  anti.sozialistisches  Opiat  hinstellt.  (Vgl.  Archiv  XV^  S.  742.) 
Allerdings  sind  starke  Gewerkschaften  mit  gewi.ssen  .Anschauungen 
vom  Gang  der  sozialen  Entwicklung  unvereinbar,  die  in  sozia- 
listischen Kreisen  einst  stark  verbreitet  waren  und  heute  noch 
eine  kleine  .Anhängerschaft  haben.  Aber  nicht  minder  unvereinbar 
sind  sie  u.  a.  mit  den  Tendenzen  der  mafsgebenden  Elemente  fast 
aller  antisozialLstischen  Parteien,  ganz  be.sonders  auch  der  Zentrum.s- 
partei  und  der  evangelisch-sozialen  Bewegung  in  Deutschland.  Diese 
Parteien  vertreten  zuletzt  Gesellschaftsschichten,  deren  Interessen  auf 
die  Dauer  immer  wieder  mit  denen  der  vorwärt.sstrebenden  .Arbeiter 
aufeinanderstofsen.  Daher  sehen  wir  denn  auch  in  Deutschland 
— wie  überall,  wo  ähnliche  Parteiungen  bestehen  — die  aus  Ideologie 
oder  Demagogie  es  mehr  mit  den  Arbeitern  haltenden  Vertreter 
solcher  Parteien  über  kurz  oder  lang  mit  der  eignen  Partei  in  Konflikt 
geraten.  In  greifbarster  Wei.se  stellt  sich  diesen  Leuten  dann  die 
Unmöglichkeit  herau.s,  die  Intere.ssen  der  wirklichen  .Mandatare  ihrer 
Partei  noch  länger  zu  \'ertreten  und  doch  zugleich  sich  das  \’er- 
trauen  der  .Arbeiter  zu  erhalten.  Dieser  Moment  tritt  fiaihcr  oder 
später  ein,  je  nachdem  die  politische  .Arbeiterbewegung  stark  oder 
schwach  ist,  gröfseren  oder  geringeren  Einflufs  im  öftentlichen 
Leben  ausübt,  aber  er  kommt  überall.  .Aehnlich  mit  denjenigen 
Vertretern  sozialistischer  Doktrinen,  die  von  einem  einzelnen  .Allheil- 
mittel, einer  einzelnen  Form  der  .Aktion,  die  Heilung  aller  Schäden 
erwarten.  Sie  küntien,  sofern  das  .Allheilmittel  nicht  gerade  das 
Gewerkschaftswesen  selbst  wäre,  ihm  keine  aufrichtigen,  und  alle- 
.samt  ihm  keine  dauernd  förderlichen  Freunde  sein.  In  diesem 
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Punkt  hat  Sombart  durcliaus  Rcclit,  wenn  er  auf  S.  64  seiner  Schrift 
sagt,  die  Voraussetzung  einer  gedeihlichen  Entwicklung  der  (ie- 
werkschaftsbewegung  sei  die  „Ueberwindung  des  sozialpolitischen 
Utopismus". 

Wenn  er  aber  hinzufügt;  „wie  sie  sich  langsam  bei  uns  zu 
vollziehen  begonnen  hat",  so  ist  das  schon  weniger  richtig.  Die 
Ueberwindung  gewisser  utopistischer  .Anschauungen  in  den  Reihen  ^ 
der  deutschen  Sozialdemokratie  hat  in  Deutschland  nicht  erst  neuer- 
dings „langsam  begonnen,“  sondern  ist  ein  Prozefs,  der  — wie 
Sombart  ganz  gut  weifs  — schon  seit  Dezennien  vor  sich  geht  und 
nur  durch  das  Sozialistengesetz  eine  zeitweilige  Unterbrechung  erlitten 
hat.  Sombart  führt  auf  S.  58  ff.  selbst  die  Beweise  dafür  an.  Aber 
eine  leidige  Vorliebe  für  rhetorische  Effekte  verleitet  ihn  hier  und 
anderwärts  dazu,  Sätze  zu  schmieden,  die  zwar  einer  gewissen  Ge- 
dankenreihe einen  plastischen  Abschlufs  geben,  aber,  ohne  gerade 
Unwahrheiten  zu  enthalten,  doch  beim  Hörer  oder  Leser  falsche 
Vorstellungen  erwecken. 

Es  ist  dies  der  Hauptfehler  der  Sombartschen  Schrift.  -Aus 
Vorträgen  bestehend,  die  vor  einem  gemischten  Publikum  gehalten 
wurilen,  trägt  sie  die  Schwächen  wie  die  \’orzüge  ihres  Verfassers 
sehr  deutlich  zur  Schau.  Sombart  ist  ein  glänzender  Redner  oder 
versteht  es  wenigstens,  glänzende  Reden  abzufassen.  .Aber  aus 
dem  Glanz  wird  je  nachdem  leicht  ein  .Schillern,  das  den  Ein- 
druck gefallsüchtiger  Schönrednerei  erweckt,  des  Hinwegtänzelns 
über  unbequeme  Seiten  eines  Themas.  Wenn  Sombart  z.  B.  auf 
Seite  92  und  93  den  Gedankei)  entwickelt,  dafs  an  eine  völlige  .Aus- 
■schaltung  des  Unternehmertums  noch  auf  eine  gute  VV'eile  nicht  zu 
denken  sei,  so  wird  ihm  soweit  kaum  irgend  jemand  widersprechen, 
der  wirtschaftliche  Probleme  nach  wirtschaftlichen  Kriterien  zu 
untersuchen  gewohnt  ist.  Und  doch  bekommt  es  Sombart  fertig, 
auch  hinsichtlich  dieses  Punktes  durch  rhetorische  Pirouetten  MiCs- 
trauen  und  Widerspruch  hervorzurufen.  Dafs  cs  noch  ziemlich  lange 
Privatunternchmungen  geben  wird,  steht  auCser  Frage  oder  hat 
mindestens  eine  sehr  hohe  VV'ahrscheinlichkeit  für  sich.  Wie  will 
aber  Sombart  den  Beweis  liefern,  dafs  „das  kapitalistische  Wirt- 
schaftssystem intensiv  wie  extensiv  noch  auf  Jahrhunderte 
hinaus  im  X'ordringen  begriffen“  sei?  Es  ist  eine  bcwcislccre,  und 
aufserdem  Tür  das  behandelte  Thema  höchst  gleichgültige  Behaup- 
tung. Kein  Mensch  wirtl  seine  Stellung  zu  den  Gewerkschaften  von 
dem  abhängig  machen,  was  jenseits  der  dritten  der  nachkommenden 
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Generationen  etwa  noch  zu  erwarten  ist.  Aber  die  Rlietorik  des 
Vortrages  braucht  vollklingende  Wendungen,  und  so  werden  aus 
Generationen  Jahrliunderte,  aus  dem  Fortbestand  von  Privatunter- 
nehmungen der  Fortbestand  des  kapitalistischen  Wirtschafts- 
systems, und  Sombart  „will  auch  der  .'\ussicht  froh  werden,  noch 
recht  lange  geniale  Unternehmer,  königliche  Kaufleute  als  Pfadfinder 
ökonomischen  Fortschritts  an  der  Spitze  unseres  Wirtschaftslebens 
neben  den  fast  gleichwertigen  Tantieniedirektorcn  der  grofsen  Aktien- 
gesellschaften und  den  Leitern  unserer  sta.atlichen,  städti.schen  und 
genossenschaftlichen  Wirtschaften  zu  sehen".  (.S.  93.)  Jedem  das 
Seine;  aber  eine  etwas  weniger  tiefe  Reverenz  vor  der  Loge  der 
Comte-Carlyle’schen  Indu.striehauptleute  hätte  es  auch  gethan.  Sie 
hat  auf  S.  91  als  Gegenstück  eine  nicht  minder  übertriebene  Diatribe 
gegen  einen  Tj’pus  von  .Agitatoren,  der,  wenn  er  überhaupt  in  der 
Wirklichkeit  je  existiert,  doch  niemals  in  der  sozialistischen  .Agi- 
tation eine  nennenswerte  Rolle  gespielt  hat.  Gegen  „Zerrbilder 
politi.scher  .Agitatoren“  p.athetisch  vom  Leder  zu  ziehen,  das 
hätte  Sombart  füglich  der  Klasse  von  Littcraten  übcrlas.sen  können, 
die  diese  „Zerrbilder"  erfunden  halien.  Es  kann  einer  sehr  uto- 
pistische,  sehr  sektiererische,  sehr  wilile  Vorstellungen  von  der 
sozialen  Revolution  haben,  ohne  desh.alb  notwendig  ein  „seichter, 
hirnloser  Schwätzer"  sein  zu  müssen,  und  es  kann  einer  selbst  ein 
solcher  Schwätzer  sein,  ohne  darum  ein  „fauler  Kerl"  und  zu 
„jeder  Arbeit  .aufser  der  Parteiagitation  verdorben"  zu  sein. 
Solche  Häufung  von  .Scheufslichkeiten  ist  zu  unreal,  .als  dafs  es 
einem  ernsten  N'ationalökonomen  anstünde,  mit  ihr  zu  operieren. 
Zudem,  so  richtig  cs  ist,  dafs  die  Gewerkschaftsbewegung  ein 
Korrektiv  gegen  gewisse  .Auswüchse  bildet,  denen  jede  aus- 
schliefslich  politische  Arbeiterbewegung  ausgesetzt  wäre,  so  ist  es 
zugleich  nicht  minder  richtig,  dafs  die  Gewerkschaftsbewegung  eben- 
falls ihre  „Zerrbilder“  hat,  zu  deren  Ausrottung  es  eines  Korrektivs 
bedarf,  wie  es  die  politische  .Arbeiterbewegung  liefert.  Sombart 
erkennt  dies  selbst  an,  er  hält  die  .\'ur-Gewerksch.aftlerei  für  ein 
LJnding.  Wenn  dem  aber  so  ist,  wozu  denn  das  Spiel  mit  dem 
Kinderschreck? 

W'ir  haben  bei  dieser  Seite  des  Sombartschen  Buches  etwas 
länger  verweilt,  weil  sie  ihm  .Angriffe  zugezogen  h.aben,  die  nicht 
minder  übertrieben  waren,  wie  die  kritisierten  und  einige  ähnliche 
Stellen  bei  Somb.art.  Wir  halten  es  für  nur  in  der  Ordnung,  dafs 
sie  von  der  sozi.alistischen  l'resse  einmütig  zurückgewiesen  wurden ; 
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aber  wer  sic  als  wcsentlicli  für  die  Tendenz  der  Sonibartsclierv  V'or- 
träge  erklärt,  der  beurteilt  diese  unseres  [Trachtens  grundfalsch. 
Sachlich  geben  die  Vorträge  ein  im  ganzen  durchaus  zutreffendes 
Hild  von  der  Entwicklung  des  (icwcrkschaftswesens  in  England  und 
Deutschland,  und  was  Sombart  von  der  Mission  der  Gewerkschaften 
in  Gegenwart  und  Zukunft  sagt,  kann  mit  einigen  Einschränkungen 
jeder  verständige  Ockonom  und  jeder  .Sozialist  unterschreiben,  der 
nicht  den  vollständigen  Zusammenbruch  der  gegebenen  Wirtschafts- 
ordnung schon  vor  der  l'hür  sieht  oder  des  Glaubens  ist,  dafs  er 
durch  eine  politische  Erhebung  erzwungen  werden  könnte.  Den 
gerügten  I-'ehlcrn  der  Schrift  entsprechen  grofse  V'orzüge:  eine  leb- 
hafte, p.ickendc  D.irstcllung,  die  eine  hinreifsende  ]>ropagandistische 
Wirkung  auszuüben  vermag;  sichere  Mei.stcrung  und  geschickte  .-\n- 
ordnung  des  Stoffes;  die  Kunst,  die  grofsen  (icsichtspunkte  des 
Themas  in  den  Vordergrund  zu  stellen  und  nicht  vom  Kleinkram 
überwuchern  zu  lassen,  wozu  dann  noch  die  .Sachkenntnis  des  ge- 
schulten E'achmanncs  kommt. 

hVeilich,  wesentlich  Neues  bietet  die  Sornbartschc  Schrift  nirgends; 
wer  die  .Aufstellung  neuer  Sätze  zum  Kriterium  seines  Urteils  nimmt, 
vor  dem  wird  sie  keine  (inadc  finden  können.  Es  ist  hinsichtlich 
tler  {iewcrkschaftstheoric  .Ausmünzung  schon  vorliegenden  Materials, 
was  .Sombart  darbictet.  .Mehr  will  er  nach  seinem  Vorwort  nicht 
geben,  und  viel  mehr  hätte  er  nicht  geben  können,  selbst  wenn  er 
cs  gewollt  hätte.  N’ur  wer  sich  über  das  A'crhältnis  von  Theorie 
und  Praxis  einer  Hcwegung  im  Unklaren  ist,  kann  erwarten  oder 
verlangen , dafs  jemand  heute  erschütternd  neue  ( iedanken  über 
die  allgemeine  -Seite  des  (icwerkschaftswcscns  zum  Besten  gebe. 
Seine  grofsen  Perspektiven  sind  vielmehr  fast  alle  .schon  in  der 
ersten  Epoche  seiner  Pintfaltung  spekulativ  ausgemalt  worden;  kaum 
eine  Möglichkeit  der  (iewerkschaften,  die  nicht  .schon  in  dem  ersten 
und  zweiten  Drittel  des  neunzehnten  Jahrhunderts  vorhergcs.igt 
worden  wäre.  Den  N'achgekomnienen  obliegt  im  wesentlichen  nur 
die  Korrektur  jener  Spekulationen,  die  .Ausfüllung  der  Pros|)cktc  auf 
( irund  des  inzwi.schcn  aufgehäuften  Erfahrungsmatcrial.s.  Die  Wissen- 
schaft i.st  fa.st  immer  gegen  die  Spekulation  im  Nachzug  und  oft 
eine  Reaktion  gegen  die  kühnen  .Au.sflüge  jener.  Das  monumentalste 
Werk  des  modernen  Sozialismus,  das  Marxsche  „Kapital“,  liefert 
dafür  das  schlagendste  Beispiel.  Je  weiter  cs  in  der  wissenschaft- 
lichen .-Analyse  vorwärts  schreitet,  um  so  mehr  erscheint  cs  als 
.Antiklimax  gegen  die  grofsziigigen  (icilankcnflügc  der  Sozialisten, 
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die  vor  Marx  sclirieben.  „Das  „Kapital“?  Hm,  eine  V'^erarbeitung 
von  Fabrikinspektionsberichten'',  soll  einer  von  ihnen  seinerzeit 
gesagt  haben.  Der  Name  thut  nichts  zur  Sache,  der  Ausspruch 
aber  kennzeichnet  die  utopistische  Denkweise  des  Betreffenden. 

Es  ist  Sombart  sehr  verargt  worden,  dafs  er  nicht  nur  dem 
strengen  I.assalleanismus,  sondern  auch  dem  strengen  Marxismus 
eine  zu  beschränkte  .“Auffassung  vom  Gewerkschaftsvvesen  und  seinen 
Aufgaben  nachsagt,  hides  mit  Unrecht.  Freilich,  die  grundlegen- 
den Gedanken  des  Marxismus  schliefsen  jede  buchstabenmäfsige 
Orthodoxie  aus,  so  dafs  nichts  den  Marxisten  prinzipiell  hindert, 
jede  Krfahrungsthatsache  hinsichtlich  der  Gewerkschaftsfunktionen 
vollauf  zu  würdigen.  Aber  es  sind  nicht  die  allgemeinen  Prinzipien, 
sondern  gewisse  Anwendungen,  die  den  strengen  Marxisten 
machen.  .So  hinsichtlich  unseres  Themas  eine  weitgehende  Ueber- 
ordnung  des  politischen  über  den  rein  wirtschaftlichen  Kampf  und 
eine  sehr  zugespitzte  Auffa.ssung  des  Begriffs  „Kla.s.senkampf".  Es 
liegt  auf  der  Hand,  dafs  von  einem  gewissen  Punkt  ab  beide  .Auf- 
fassungen einer  Würdigung  gegebener  Möglichkeiten  der  Gewerk- 
.schafsbewegung  im  Wege  stehen.  In  einem  Interview  aus  dem 
•Anfang  der  neunziger  Jahre  erklärte  Fr.  Engels  vom  Sozialdemo- 
krati.schen  Bund  in  England  und  der  Sozialistischen  .Arbeiterpartei 
in  Newyork,  sie  hätten  es  fertig  bekommen,  aus  dem  Marxismus 
ein  .Sektendogma  zu  machen.  Das  bezog  sich  gerade  auf  die  da- 
malige Haltung  dieser  Organisationen  gegenüber  der  Gewerkschafts- 
bewegung — auf  A'crsuche,  der  Letzteren  Direktiven  zu  geben,  die 
dem  Bedürfnis  der  politischen  Bewegung  entsprachen,  wie  die  Leiter 
dieser  es  zu  jener  Zeit  verstanden.  .Aber  die  so  Angegriffenen 
wollten  durchaus  nicht  zugeben,  dafs  sie  Marx  falsch  interpretierten, 
und  an  Sätzen  von  Marx,  auf  die  sie  sich  zur  Not  berufen  konnten, 
fehlt  es  auch  nicht. 

Wenn  indes  Engels,  und  darin  sicher  als  berufener  Dolmetsch 
der  Grundgedanken  von  .Marx,  der  Gewerkschaftsbewegung  gegen- 
über eine  freiere  Auffassung  vertrat,  so  gilt  das  doch  in  der  Haupt- 
sache nur  für  die  taktische  Frage.  Sonst  interessierten  die  Ge- 
werkschaften ihn  wohl  als  Kampforgane,  aber  nur  sehr  mäfsig  als 
Verwaltungskörper  im  Wirtschaftsorganismus  tler  Gesellschaft.  Daher 
auch  seine  Gleichgültigkeit  gegenüber  denjenigen  ihrer  Probleme, 
die  in  dieses  Gebiet  fallen.  Ihre  .Analyse  konnte  nur  von  Leuten 
geliefert  werden,  die  andere  .Anschauungen  vom  Gang  der  nächsten 
Entwicklung  hegten,  wie  er  und  Marx.  Kein  Marxist,  ob  streng 
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oder  weitherzig,  hätte  1897  das  Buch  der  Webbs  über  die  Theorie 
und  Praxis  der  Gewerkvereine  schreiben  können,  trotzdem  dieses 
Buch  kaum  an  irgend  einem  Punkt  in  grundsätzlichem  Gegensatz 
zu  den  Hauptsätzen  des  Marxismus  steht.  Es  hätte  ihm  der  Blick, 
das  Interesse  für  viele  dort  erörterte  Fragen  gefehlt,  sie  wären  ihm 
als  zu  unwesentlich  erschienen,  sich  mit  ihnen  abzugeben  — als 
„Flohknackerei",  um  ein  von  Engels  für  solche  Beschäftigung  ge- 
wähltes Wort  zu  gebrauchen. 

Und  doch  liegt  dieses  Buch  auf  der  Entwicklungslinie  der- 
jenigen Gesellschaftslehre,  zu  der  auch  der  Marxismus  gehört  und 
deren  Höhepunkt  er  zu  seiner  Zeit  repräsentierte.  Es  geht  über 
ihn  hinaus,  es  durchbricht  einige  seiner  Sätze,  aber  dies  in  Lieber- 
einstimmung  mit  der  Entwicklung  und  im  Einklang  mit  den  allge- 
meinen Sätzen  der  marxistischen  (ieschichtsphilosophie.  Die  wirk- 
liche Bewegung  ist  eben  soweit  fortgeschritten,  dafs  die  alte  Aus- 
füllung des  Gerüsts  nicht  mehr  genügt  und  teils  ergänzt,  teils 
völlig  geändert  werden  mufs.  Was  vorher  als  Kleinigkeitskrämerei 
erschien,  erhält  jetzt  wirkliche  Bedeutung,  wird  eine  wichtige  Frage 
des  praktischen  Kampfes.  Man  könnte  eine  ganze  Stufenleiter  der 
sozialistischen  Auffassungen  der  fiewerkschaftsbewegung  zusammen- 
stellen, von  der  negierenden  Haltung  der  stark  utopistischen  Ge- 
nossenschafts.sozialisten  an,  über  die  von  den  Chartisten,  den  Blan- 
qui.sten  und  Marx-Engels  in  ihrer  ersten  Epoche  eingenommene 
.Stellung,  welche  die  Gewerkschaften  nur  als  rebellische  Koalitionen 
kennt,  hinweg  zu  der  Auffassungsweise,  die  in  den  Beschlüssen  der 
Internationale  zum  Ausdruck  kommt,  und  so  fort,  bis  zu  der 
fabischen  .Auffassung,  die,  soweit  sie  nicht  speziell  englLsche  .Sonder- 
entvvicklungen  wiederspiegelt , immer  mehr  Verbreitung  auf  dem 
Festlandc  findet.  Eine  genauere  Untersuchung  wird  ergeben,  dafs 
dieser  Entwicklungsgang  der  .Auffassungen  sich  mit  geringen  Ab- 
weichungen in  fast  allen  I.ändern  wiederholt,  entsprechend  dem 
realen  Stand  der  Bewegung  daselbst,  und  dafs  daher  seine  einzelnen 
Phasen  nicht  als  zufällige  Erscheinungen  zu  betrachten  sind,  sondern 
in  einer  gewissen  Gesetzmäfsigkeit  wurzeln. 

Das  ursprüngliche  V^erhältnis  der  gewerkschaftlichen  zur  politi- 
schen .Arbeiterbewegung  ist  in  den  verschiedenen  IJindern  ver- 
schieden. ln  England  haben  die  Mehrzahl  der  (iewerkschaften,  eine 
verhältnismäfsig  kurze  Epoche  ausgenommen,  — während  der  wir  in 
der  .Arbeiterpresse  Debatten  über  politische  und  unpolitische  Ge- 
werkschaften begegnen,  die  uns  merkwürdig  anhcimeln  — sich  des 
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formgerechten  Anschlusses  an  politische  Parteien  enthalten,  aber 
sehr  häufig  an  politischen  Aktionen  teilgenommen.  In  Frankreich 
sind  die  Gewerkvereinc  bis  in  eine  ziemlich  junge  Vergangenheit 
fast  nur  politisierende  Vereine  beruflichen  Charakters  gewesen,  die 
ihre  gewerkschaftlichen  Leistungen  auf  schöne  Beschlüsse  be- 
schränkten. Wenig  besser  stand  es  lange  Zeit  in  Belgien,  viel  besser 
dagegen  in  Dänemark,  obwohl  dort  die  Gewerkvereine  in  engster 
Verbindung  mit  der  sozialdemokratischen  Partei  stehen.  In  Deutsch- 
land stritten  zu  Anfang  drei  Parteien  um  die  Schutzherrschaft  über 
die  aufkommende  Gewerkschaftsbewegung,  und  jede  hat  denn  auch 
längere  Zeit  einen  Flügel  derselben  stark  beeinflufst.  Sombart 
verspricht,  den  Beweis  zu  liefern,  dafs  die  sozialdemokratische  Vor- 
mundschaft die  Entwicklung  der  Gewerkschaften  in  Deutschland 
aufgehalten  habe.  Sieht  man  aber  von  der  widerspruchsvollen 
Haltung  ab,  die  der  Allgemeine  Deutsche  .Arbeiterverein  längere 
Zeit  in  diesem  Punkte  eingenommen  hat,  und  gewissen  schädigenden 
Rückwirkungen  der  Zersplitterung  der  Kräfte,  wie  sie  die  politische 
Zersplitterung  mit  sich  brachte,  so  dürfte  der  Beweis  sehr  schwer 
zu  erbringen  sein.  Die  sozialdemokratische  Parteibewegung  hat  der 
Gewerkschaftsbewegung  lange  Zeit  mindestens  soviel  gegeben  als 
sie  ihr,  angesichts  des  politischen  und  wirtschaftlichen  Entwicklungs- 
standes, nehmen  konnte,  selbst  wenn  man  zugiebt,  dafs  ihre  Doktrin 
längere  Zeit  die  Gewerkschaften  von  .Ausnutzung  mancher,  ihnen 
son,st  vielleicht  offenstehender  Möglichkeiten  abgchaltcn  hat.  Wäre 
dem  nicht  .so,  so  müfsten  die  Hirsch-Dunkerschen  Gewerkvereine, 
denen  keine  doktrinären  Bedenken  solcher  Art  im  W^ege  standen, 
ganz  andere  Fortschritte  gemacht  haben,  als  sie  wirklich  aufzuweisen 
haben.  Die  Ge.schichte  dieser  Gewerkvereinc,  rlie  das  grofse,  fast 
unglaubliche  Kunststück  fertig  bekommen  haben,  von  der  1878  er- 
folgten Unterdrückung  ihrer  Konkurrenten  einen  fast  minimalen 
Vorteil  zu  ziehen,  mahnt  hier  zur  Vorsicht.  Schliefslich  hat  die 
deut.sche  Gewerkschaftsbewegung  in  den  33  Jahren  seit  Einführung 
der  Koalitionsfreiheit  es  auf  einen  Stand  gebracht,  der  den  Ver- 
gleich mit  dem  Stand  <ler  brittischen  Gewerkvereinc  nach  gleicher 
Dauer  der  Koalitionsfreiheit  auch  dann  sehr  wohl  aushält,  wenn 
man  den  inzwischen  vollzogenen  Unterschieden  in  der  wirtschaftlichen 
Entwicklung  etc.  volle  Rechnung  trägt. 

Es  ist  aber  selbstverständlich,  dafs  mit  dem  Wachstum  der 
Gewerkschaft-sbewegung  der  Einflufs  der  politischen  .Arbeiterpartei 
auf  sie  notwendigerweise  seinen  Charakter  ändern  mufs,  ohne  dafs 

25* 


Digitized  by  Google 


388 


Kduard  Itcrnstcin. 


er  deshalb  zu  verschwinden  braucht.  Erst  wenn  sie  eine  gewisse 
Stärke  erlangt  haben,  können  Gewerkschaften  eine  Reihe  ihrer 
wirtschaftspolitischen  Funktionen  systematisch  in  Angriff  nehmen. 
Bis  dahin  hängt  ihre  Aktion  völlig  von  der  Konjunktur  und  ähn- 
lichen äufseren  Zufälligkeiten  ab,  und  ist  dann  auch  meist  ele- 
mentarisch, weist  sie  auf  Hilfe,  Ratschläge  etc.  Aufsenstehender  an. 
Wer  die  ungeschriebene  (ieschichte  der  Gewerkschaften  nicht  kennt, 
wird  nie  ein  zutreffendes  Bild  von  dieser  Phase  der  Bewegung 
geben.  Ist  eine  (jewerkschaft  aber  stark  genug,  als  etablierte  Macht 
den  Unternehmern  gegenüberzutreten  und  mit  deren  Verbänden 
als  Macht  zu  Macht  zu  verhandeln,  dann  können  ihr  Aufsenstehende 
selten  etwas  über  den  Stand  der  ihre  Industrie  betreffenden  Dinge 
sagen,  was  sie  nicht  selbst  sehr  viel  be.sser  weifs.  Dann  sucht  sie 
keinen  Rat,  braucht  sie  keinen  Rat,  und  würde  sie  das  Aufdrängen 
eines  solchen  als  unpassende  Einmischung  meist  sehr  übel  auf- 
nehmen. Dann  lockert  sich  ihr  formeller  Zu.sammenhang  mit  der 
jiolitischen  Partei,  wo  ein  solcher  vorher  bestand,  von  selbst,  und 
auch  der  unpersönliche  Zusammenhang  durch  das  Bindeglied  der 
Führer  wird  bald  hier,  bald  da  einmal  unterbrochen.  Versuche, 
dieser  Entwicklung  der  Dinge  durch  das  Mittel  politischer  Ab- 
stempelung der  Gewerkschaften  vorzubeugen,  werden  als  grundver- 
fehlt bezeichnet  werden  müssen.  .Alle  bisherige  Erfahrung  spricht 
dafür,  dafs  sic  eher  zur  Verschärfung  als  zur  Milderung  der  Gegen- 
sätze führen,  solche  nicht  unterdrücken,  sondern  im  Gegenteil  da, 
wo  sie  vorher  nicht  bestanden,  erst  gerade  ins  Leben  rufen  würden. 
I )ie  „Verselbständigung“  der  Gewerkschaften  ist  die  natürliche  Folge 
des  Wach.stuins  der  Bewegung.  Doktrinärer  Eigensinn  kann  sie 
beschleunigen,  eine  kluge  und  weitherzige  Taktik  den  Moment  der 
formalen  Lösung  des  Bandes  hinausschieben,  aber  die  Sache  selbst 
i-^t  unvermeidlich,  wenn  die  Bewegung  über  die  Epoche  der,  nur 
durch  spasmodische  .Ausstände  unterbrochenen  grundlegenden  Pro- 
paganda hinaus  ist.  Selbst  in  Dänemark  sollen  sich  schon  .Anzeigen 
dafür  cin.stellcn. 

Was  Deutschland  betrifft,  so  hat  sich  die  Strömung  innerhalb 
der  .'Sozialdemokratie,  welche  den  Gewerkschaften  gern  einen  poli- 
tischen Parteicharakter  bcigelegt  hätte,  als  eine  nur  kleine  Minder- 
heit der  Partei  erwie.scn.  Die  grofse  .Mehrheit  will  von  der  schon 
längst  beobachteten  T.aktik  wohlwollender  Nichteinmischung  nicht 
abgehen.  War  diese  Taktik  lange  Zeit  durch  die  Pra.\is  der  richter- 
lichen und  verwaltenden  Behörden  vorgezeichnct,  so  wird  sie  jetzt 
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auch  als  die  sachlich  angemessenste  anerkannt.  Rückhaltlo.s  spricht 
dies  August  Bebel  in  seiner,  oben  aufgeführten  Broschüre  aus, 
der  ebenfalls  ein  Vortrag  zu  Grunde  liegt.  Bebel  ist  Gegner  neu- 
traler (iewerkschaften , wenn  neutral  sozialpolitische  Farblosigkeit 
heifsen  soll,  er  ist  aber  zugleich  entschiedener  Gegner  der  Ten- 
denz, die  Gewerkschaften  zu  blofsen  Anhängseln  der  politischen 
Arbeiterpartei,  bezw.  der  Sozialdemokratie  als  Partei  zu  machen. 
Es  ist  sehr  interessant,  dafs  der  Mann,  dessen  politischer  Scharfblick 
so  oft  über  doktrinäre  Einflüsse  gesiegt  hat,  den  deutschen  Ge- 
werkschaften dieselbe  Parole  zuruft,  die  seit  Jahren  in  der  englischen 
Gewerkschaftswelt  mafsgebendc  Geltung  hat : keine  Parteipolitik 
in  den  Gewerkschaften  1 Einen  anderen  Sinn,  als  den  Bebel  damit 
verbindet,  hatte  das  Motto;  „Xo  party  politics"  im  Grunde  auch  in 
den  englischen  Gewerkschaften  nie.  Sie  haben  immer  .sich  das 
Recht  Vorbehalten,  zu  politischen  und  sonstigen  allgemeinen  Fragen 
Stellung  zu  nehmen,  und  ihre  Einseitigkeiten  sind  nicht  die  Frucht 
dieser  Parole,  sondern  der  eigenartigen  politischen  und  wirtschaft- 
lichen Entwicklung  Englands. 

Als  ein  Gegenstück  zur  Bebelsclicn  Broschüre,  die  einen  sehr 
interessanten  Abrifs  der  Entwicklung  der  in  der  deutschen  Sozial- 
demokratie herrschenden  .Auffassung  der  tiewerkschaft.sfrage  giebt, 
ist  die  Broschüre  Karl  Legiens  zu  betrachten.  Sic  ergänzt  und 
bestätigt  sie  von  der  Gew'erkschaftsseite  her.  Nichts  veranschau- 
licht die  Hoffnungslosigkeit  etwaiger  V’ersuche,  die  grofsen  zentrali- 
sierten Gewerkschaften  zur  .Annahme  einer  parteipolitischen  Firmen- 
tafel zu  bewegen,  eindringender,  als  die  ruhige  Art,  wie  der  Sekre- 
tär der  Generalkommission  dieser  Gewerkschaften  mit  wenigen 
Worten  über  die  Sache  hinw’eggeht,  er,  der  doch  zugleich  sehr 
entschieden  hervorhebt,  dafs  die  Gewerkschaften,  die  er  vertritt,  vor 
allen  anderen  Parteien  in  der  Sozialdemokratie  ihre  politische  Ver- 
tretung erblicken.  Als  ganz  aul'ser  Frage  stellt  er  fe.st,  dafs  sie  so- 
wohl politisch  wie  religiös  keiner  Partei  verschrieben  sind,  dafs  der 
Arbeiter,  der  ihnen  beitritt,  sich  dadurch  keiner  politi.schen  Partei 
oder  Religionsgemeinschaft  (oder  antireligiö.sen  Verbindung)  ver- 
pflichtet. Wie  die  Broschüre  Bebels  ein  absolutes  Vertrauen  in  die 
siegreich  werbende  Kraft  des  sozialistischen  Gedankens  in  der  .Ar- 
beiterwelt atmet,  so  die  Legiens  unl)cdingtes  Vertrauen  in  die 
Wachstumskraft  der  Gewerkschaftsbewegung.  Und  wohl  versteht 
man  dies  Vertrauen,  wenn  man  liest,  dafs  die  deutsche  Gcw'erk- 
schaftsbewegung  in  den  22  Jahren  von  1877  bis  1899  sich  von 
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3'/j  Proz.  auf  lö'  j Proz.  der  in  Frage  kommenden  industriellen 
Arbeiterschaft  gehoben  hat.  Nach  Legien  gehörten  1899  von 
5529785  industriellen  .Arbeitern  Deutschlands  864350  den  ver- 
schiedenen gewerkschaftlichen  Organisationen  an;  die  weitaus  grofse 
Mehrheit  davon,  nämlich  580473,  den  neutralen  oder  bes,scr,  freien 
zentralisierten  tiewerkschaften.  Seine  Schrift  ist  trotz  ihrer  Kürze 
ungemein  informierend,  man  merkt  es,  dafs  sie  vom  Verfasser  der 
musterhaften  Jahresberichte  über  den  Stand  der  deut.schen  Gewerk- 
schaftsbewegung herrührt.  Die  Hauptzüge  der  Geschichte,  Ver- 
fassung, Taktik  und  Bestrebungen  der  Bewegung  werden  in  knapper, 
präziser  Darstellung  vorgeführt.  Durch  die  .Angaben  Legiens  über 
die  (irundsätze  der  tiewerkschaften  inbezug  auf  Normierung  der 
Beiträge,  Arbeitslosenunterstützung,  Streiks,  Tarifgemeinschaften  etc. 
wird  der  Wandel,  der  sich  in  dieser  Beziehung  in  den  Anschau- 
ungen der  deutschen  (iewerkschafter  vollzogen  hat,  ohne  aufdring- 
liche Kommentare  sachgemäfs  gekennzeichnet.  Die  Schrift  ist  in 
dieser  und  anderer  Hinsicht  geradezu  ein  kleines  Lehrbuch  der  Ge- 
werkschaftsbewegung, und  es  ist  zu  bedauern,  dafs  sie  nicht  durch 
Untertitel  oder  Randtitel  auch  die  äufsere  .Ausgestaltung  eines  solchen 
erhalten  hat. 

Wenn  Bebel  und  Legien  die  Gevverkschaftsfrage  mehr  von  allge- 
meinen Gesichtspunkten  aus  erörtern,  so  zeigt  Otto  Hue  an  einem 
bestimmten  Beispiel  aus  der  Praxis  die  Notwendigkeit,  die  (iewerk- 
.schaften  parteipolitisch  neutral  zu  halten.  Die  Bergarbeiterbewegung 
Deutschlands  hat  Dezennien  hindurch  immer  wieder  ihre  Organi- 
sationen zusammenschmelzen  sehen , weil  bald  von  der  einen  und 
bald  von  der  anderen  Seite  her  Parteifragen  politischer  oder  reli- 
giöser Natur  in  sie  hineingetragen  wurden.  Es  gilt  dies  vornehm- 
lich von  den  rheinisch-westfälischen  Bergbau-Revieren , wo  der 
(legensatz  zwischen  Protestanten  und  Katholiken  noch  eine  so 
grofse  Rolle  spielt  und  den  Geistlichen  beider  Konfessionen  einen 
aufscrgewöhnlich  .starken  Kinflufs  auf  die  .Arbeiterschaft  sichert.  Es 
sind  nach  Hue's  Schilderung  in  der  Regel  auch  Geistliche  gewesen, 
welche  den  Zankapfel  in  die  Gewerkschaftsbewegung  geworfen 
haben,  während  selbst  so  radikale  Sozialdemokraten  wie  der  einst 
so  viel  genannte  W.  Ha.sselmann , unter  den  gegebenen  Verhält- 
nissen für  strenge  Neutralität  der  Gewerkschaften  eintraten,  die 
übrigens  auch  V\'.  Liebknecht  seinerzeit  dem  .Sächsischen  Berg- 
arbeiterverband eindringlich  ancmpfahl.  .Aber  wenn  die  Geistlichen 
und  ihre  Presse  meist  die  .Angreifer  waren,  so  wurden  auch  auf  der 
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anderen  Seite  Verstöfse  gegen  das  Prinzip  der  parteipolitischen  Neu- 
tralität begangen,  und  so  ward  das  Werk  der  Zersplitterung  der 
Bewegung  ungemein  erleichtert.  Es  bestehen  heute  vier  verschiedene 
Organisationen  deutscher  Bergarbeiter,  zwei  davon  ausdrücklich 
konfessionellen  Charakters,  und  nur  dem  beharrlichen  Festhalten 
des  auf  dem  Boden  der  zentralisierten  Gewerkschaften  stehenden 
Berg-  und  Hüttenarbeiter -Verbandes  an  den  Bedingungen  politisch 
und  religiös  neutraler  Gewerkschaftspraxis  ist  es  zuzuschreiben,  dafs 
wenigstens  für  eine  .Anzahl  rein  gewerkschaftlicher  Zwecke  — 
Knappschaftswahlen  etc.  — ein  kollegialischcs  Zusammengehen  mit 
den  konfessionell  organisierten  Bergleuten  erzielt  werden  konnte. 
Es  ist  sehr  interessant,  auf  S.  9091  bei  Hue  nachzulescn,  wie  tief- 
religiös der  Durchschnittsbergmann  ist,  selbst  wenn  er  keine  Kirchen 
besucht  und  mit  Geringschätzung  von  den  Geistlichen  spricht.  Eis 
giebt  aber  keine  gewerkschaftlichen  Aufgaben,  für  die  der  Berg- 
mann, welches  auch  seine  religiöse  Ueberzeugung  ist,  nicht  ge- 
wonnen oder  erzogen  werden  konnte.  So  hat  denn  der  Verband 
durch  taktvolles  V'orgehen  es  erreicht,  dafe  er  heute  wenigstens  die 
relativ  stärkste  Bergarbeiter-Organisation  Deutschlands  ist.  Er  zählte 
Ende  19c»  33  000  Mitglieder,  der  (katholisch)christliche  (iewerk- 
verein  (Sitz  Essen)  25CXXD,  der  .Siegerländer  christliche  (iewerkverein 
(.Sitz  Siegen)  12  5<X)  und  der  in  Beuthen  (Oberschlesien)  domizilierte, 
hauptsächlich  aus  katholischen  Bergarbeitern  bestehende  „Verein  zur 
gegenseitigen  Hilfe"  1 5 OOO  Mitglieder.  Es  untersteht  keinem  Zweifel, 
dafs  er,  durch  keinerlei  klerikale  und  ähnliche  Vormundschaft  be- 
engt, weit  mehr  als  die  anderen  Organisationen  zur  Erfüllung  der 
verschiedenen  gewerkschaftlichen  Funktionen  befähigt  ist,  und  dafs 
ihm  daher  immer  mehr  die  führende  Rolle  für  die  ganze  Bewegung 
zufallen  mufs.  Wie  vorher  entwickelt,  ist  die  X’ormundschaft  von 
Klerikern  und  ähnlichen  Elementen  eine  Sache,  die  fiaiher  oder 
später  notgedrungen  wird  fallen  müs.sen,  genau  wie  in  England 
die  Positivisten  im  Verlaufe  der  Bewegung  den  Eänflufs  über  die 
Gewerkschaften  verloren  haben,  trotzdem  er  von  ihnen  sehr  viel 
unparteiischer  und  mit  gröfserer  Rücksicht  auf  die  gewerkschaft- 
lichen .Aufgaben  ausgeübt  wurde,  wie  der  der  meisten  katholischen 
und  evangelischen  Theologen.  Der  Zeitpunkt  würde  aber  um  so 
mehr  hinausgeschoben  werden,  je  mehr  der  Bergarbeiterverband 
selbst  einen  parteipolitischen  Charakter  annähme. 

Begreiflicherweise  wendet  sich  denn  auch  Hue  mit  grofser  . 
Lebhaftigkeit  gegen  diejenigen,  welche  von  den  Gewerkschaften 
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eine  Bekennerschaft  zur  Sozialdemokratie  verlangen.  Insbesondere  ist 
es  Kautsky,  gegen  den  er  seine,  übrigens  durchaus  höfliche  Kritik 
richtet.  Kautsky  hatte  in  der  „Neuen  Zeit"  eine  Reihe  von  Artikeln 
gegen  die  Neutralität  der  Gewerkschaften  veröffentlicht,  und  dabei 
Argumente  ins  Feld  geführt,  die  Hue  als  hinfällig  nachzuweisen 
sucht  und  nach  Ansicht  des  Schreibers  dieser  Zeilen  auch  that- 
sächlich  widerlegt.  Niemand,  der  die  Huesche  Schrift  mit  ihren 
interessanten  Angaben  über  die  Geschichte  der  deutschen  Berg- 
arbeiter-Bewegung liest,  wird  sich  der  Krkenntnis  verschliefsen 
können,  dafe  die  parteipolitische  Neutralität  eine  Lebensbedingung 
für  die  Ausbildung  einer  starken  Bergarbeiterorganisation  in  Deutsch- 
land ist. 

Aber  aus  den  weiter  oben  ausgeführten  Gründen  wird  sie  als 
Faktum  auch  eine  unvermeidliche  Folge  des  Wachstums  der  Be- 
wegung sein.  Führer  einer  starken,  leistungsfähigen  Gewerkschaft 
können  sich  von  politischen  und  sonstigen  „.Aufsenseitern"  nicht 
Vorschriften  machen  lassen,  wie  sie  sich  in  der  Gewerkschaft  ver- 
halten sollen.  Es  ist  das  sozusagen  ein  Gesetz  der  sozialpolitischen 
Dynamik.  Die  ganzen  theoretisicrenden  Debatten  über  die  Neutralität 
der  Gewerkschaften  waren  im  (irundc  überflüssig.  Sie  stehen  auf 
einem  Register  mit  den  Debatten  über  die  Frage:  Lokal  vereine 
oder  zentralisierte  Gewerkschaften.  In  den  Anfängen  der  Bewegung 
und  solange  besondere  politische  Verhältnisse  die  Lokalvereinc  be- 
günstigen, ist  die  Frage  von  Bedeutung,  später  aber,  und  wenn  jene 
Fesseln  fallen,  drängt  die  natürliche  Gewalt  der  Dinge  hier  und  dort 
zu  denjenigen  Formen,  die  die  Zusammenfassung  der  Kräfte  mit 
gröfster  Sicherheit  verbürgen.  So  werden  denn  auch  die  Gewerk- 
schaften um  so  neutraler,  je  stärker  und  umso  stärkere  Faktoren 
sozialistischer  hintwicklung,  je  „neutraler"  sie  werden.  — 
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in  Cronbcrg  im  Taunus. 

In  den  deutschen  Arbeitersekretariaten  hat  sich  die  moderne 
Arbeiterdemokratie  das  interessante  Problem  gestellt : ein  eigen- 
artiges, seinen  Interessen  angepafstes  Rechtsinstitut  mit  vollständiger 
Volkskontrolle  zu  schaffen.  Vor  unseren  Augen  entwickelt  sich  ein 
sachverständiges,  sich  dem  Rechtsschutz  und  der  Rechtsbelehrung 
der  Massen  widmendes  Beamtentum,  das  von  den  Arbeitern  gewählt 
und  in  allen  seinen  Handlungen  überwacht  wird. 

Es  gab  bisher  genug  Personen,  die  sich  vorzugsweise  dem 
Rechtsschutz  der  ärmeren  Bevölkerung  widmeten,  die  Rechtskonsu- 
sulcnten.  Diese  Konsulenten  unterstehen  aber  nicht  der  Volks- 
kontrolle. Das  \'olk  redet  bei  diesem  Institut  der  Rechtskonsulenten 
kein  entscheidendes  Wort  in  die  so  wichtigen  Fragen  hinein:  Wie 
.sind  die  rechtsbeflissenen  Personen  für  ihren  Beruf  vorgebildet, 
welche  Ansprüche  dürfen  sie  für  ihre  Thätigkeit  geltend  machen, 
wie  füllen  sie  ihren  Posten  aus? 

In  den  deutschen  Arbeitersekretariaten  ist  eine  feste  Verbindung 
zwischen  den  organisierten  .\rbeitermassen  und  den  Rechtsauskunft 
erteilenden  Sekretären  geschaffen.  Die  Gewerkschaften,  aus  deren 
Kassen  hauptsächlich  die  Gehälter  der  Sekretäre  fliefsen,  haben 
durch  ihre  Leistungen  einen  gegründeten  Anspruch  auf  die  Dienste 
der  Sekretäre.  Sie  wi.ssen,  dafs  ihnen  ihre  Beamten  für  alle  ihre 
amtlichen  Handlungen  Rechenschaft  zu  geben  haben.  Der  Sekretär 
wird  das  Gefühl  der  Verantwortlichkeit  gegenüber  seinen  Auftrag- 
gebern niemals  los.  Der  Arbeiteranwalt  spürt  überall  seine  Anwalts- 
kammer,  seine  Aufsichtskommission,  und  gar  leicht  ist  eine  Be- 
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schwerclc  an  diese  Kommission  gebracht.  Der  Arbeitersekretär 
wurzelt  völlig  in  der  Arbeiterklasse.  Er  lebt  und  webt  in  den  An- 
schauungen und  Empfindungen  dieser  Klasse.  Er  tritt  dieser  nicht, 
wie  heute  vielfach  der  Staatsbeamte,  als  besonderer  Standesmensch 
gegenüber.  Es  ist  von  wesentlicher  Bedeutung  für  die  glatte  Er- 
ledigung der  Sekretariatsgeschäfte,  dafs  die  Arbeiter  eine  Person 
mit  dem  Sekretariatsposten  bekleiden,  die  ganz  in  der  Gedanken- 
und  Gefühlswelt  des  Proletariats  heimisch  ist. 

Der  .Arbeitersekretär  stützt  sich  seinerseits  auf  die  grofsen  und 
niachtgcbictcndcn  Gewerkschaften.  Mit  Hilfe  dieser  Organi.sationen 
kann  er  leichtsinnige  und  elirvergessene  Arbeiter  zur  Erfüllung  ihrer 
X’erpflichtungen  heranziehen.  ln  .Alimentationssachen  z.  B.  liehen 
die  Gewerkschaften  wiederholt  dem  Frankfurter  Arbeitersekretariat 
ihre  Unterstützung.  Je  mehr  sich  die  gewerk.schaftlichen  und  politi- 
.schen  .Arbeiterorganisationen  auswachsen,  umso  mehr  Einfiufs  gewinnt 
der  .Arbeitersekretär  auf  die  Regelung  der  Rechtsbeziehungen  der  Ar- 
beiter. Durch  seine  Machtstellung  kann  das  Arbeitersekretariat  zahl- 
reiche Streitigkeiten  schlichten.  Es  wird  sich  nach  und  nach  in  der 
organisierten  .Arbeiterschaft  der  Brauch  befestigen,  dafs  sie  zuerst 
ihrem  Sekretariat  ihre  Rechtsstreitigkeiten  zur  Prüfung  unterbreitet. 
Das  heifst  eine  kolossale  Zeit-  und  Geldcrsparnis  für  die  unbe- 
mittelten Klassen,  die  sich  häufig  in  ganz  unsinnige  Pozesse  stürzen. 
Viele  Strafsachen,  Beleidigungen,  Körperverletzungen  etc.  kann  ein 
umsichtiges  und  Achtung  einflöfsendes  Arbeitersekretariat  aus  der 
Welt  schaffen.  Beträgt  sich  bei  der  Regelung  der  Rechtsstreitig- 
keiten unter  den  organisierten  .Arbeiten  ein  Teil  unvernünftig  oder 
moralisch  unanständig,  so  ruft  der  Sekretär  zur  Schlichtung  der 
Rechtskonflikte  die  Hilfe  der  Organisationen  an.  Diese  verhängen 
unter  Umständen  gegen  einen  pflichtvergessenen  und  ehrlosen 
.Arbeiter  die  Strafe  des  .Ausschlus.scs.  Das  Sekretariat,  das  sich  auf 
die  organisierten  Massen  stützt,  ist  kein  machtloses,  in  der  leeren 
Luft  errichtetes  Institut.  Es  hat  in  den  Gewerkschaften  einflufs- 
reichc  Zwangsvollstreckung.sorganc  zur  Hand.  Eine  enge  Verbin- 
dung des  Sekretariats  mit  den  .Arbeiterorganisationen  ist  für  die 
Wirksamkeit  des  Instituts  von  grundlegender  Bedeutung.  Rechts- 
auskunftsstellen, die  von  gemeinnütziger  .Seite  geschaffen  sind,  senken 
ihre  Wurzeln  nicht  so  tief  in  die  .Arbeiterschaft  wie  die  .Arbeiter- 
sekretariate. Diese  sind  aus  der  eigenen  Kraft  der  Arbeiterschaft 
hervorgegangen  und  erhalten  von  dieser  ihren  .Arbeitsplan  und 
funktionieren  ganz  im  Interesse  und  unter  Aufsicht  des  Proletariats. 
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Kbcn  weil  die  gemeinnützigen  Rechtsauskunftsstellen  keine  ausge- 
sprochenen Arbeiterinstitute  waren,  lehnten  die  Arbeiter  vielfach 
ihre  Beteiligung  an  diesen  Stellen  ab.  Den  Unterschied  zwischen 
einer  gemeinnützigen  Auskunftsstelle  und  einem  .-^rbeitersekretariate 
prägte  der  Vertreter  des  Frankfurter  Instituts  für  Gemeinwohl, 
Herr  Karl  von  Mangoldt  einmal  sehr  klar  und  scharf  in  folgenden 
Worten  aus:  „Ein  Arbcitersekret.ariat  kann  nur  die  Aufgabe  haben, 
die  besonderen  Interessen  der  Arbeiter  als  Klasse  zu  pflegen,  ganz 
wie  die  Handelskammer  und  Landwirischaftskammer  die  Interessen 
der  entsprechenden  Berufskreise;  eine  Auskunfts-stclle  dagegen  soll 
in  erster  Linie  die  Rechte  und  Beschwerden  einzelner  Personen  und 
kcine.swegs  nur  der  Arbeiter  verfolgen.  Ein  Arbeitersekretariat  wird 
daher  passend  auch  von  der  .Arbeiterklas.se  in  der  Hauptsache  ge- 
tragen und  geleitet;  eine  Auskunftsstelle  mufs,  wenn  sie  nicht  von 
vornherein  die  Interessen  derer,  V'on  denen  sie  in  Anspruch  ge- 
nommen wird,  schädigen  will,  den  Charakter  der  Unparteilichkeit 
tragen  und  wird  daher  passend  von  gemeinnütziger  Seite  oder  auch 
von  Seite  der  Gemeinde  unter  Kontrolle  der  Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer  errichtet  und  geleitet.“ 

In  den  Industriestädten  wollten  sich  die  Arbeiter  Institute  zur 
Förderung  ihrer  Interessen  schaffen,  und  deshalb  gründeten  sie 
Arbeitersekretariate. 

Die  Sekretariate  sind  so  recht  von  dem  drängenden  Bedürfnis 
der  .Arbeiterschaft  nach  Rechtsschutz  ins  Leben  gerufen  worden. 
Die  letzten  Dezennien  des  verflossenen  Jahrhunderts  brachten  uns 
zahlreiche  .Arbeitcr.schutzbcstimmungen  und  die  umfangreiche  und 
komplizierte  .Arbeiterversicherungsgesetzgebung.  Nun  greift  die 
Arbeiterversicherung  in  die  Lebensschicksale  von  Millionen  deutscher 
Arbeiter  ein.  .Alljährlich  bringen  Tausende  und  .Abertausende  von 
deutschen  Proletariern  schwere  Verwundungen  vom  Schlachtfeld 
der  Industrie  heim.  Diese  Invaliden  sollen  nun  geschickt  ihre 
Rentenansprüche  gegenüber  den  Berufsgenossenschaften  vertreten, 
ln  allen  Berufsgenossenschaften  sind  wohl  unterrichtete,  völlig  in 
der  .Arbeiterversicherung  geschulte  Beamte  thätig.  Und  diesen 
Männern,  denen  jeder  Fehler  in  der  Begründung  einer  Unfallsache 
sofort  auffallt,  treten  häufig  Arbeiter  gegenüber,  die  nicht  imstande 
sind,  einige  Sätze  folgerichtig  aneinander  zu  reihen.  Sie  treffen  in 
ihren  Eingaben  garnicht  den  Kern  ilirer  Unfallsache  und  tragen 
dort  ganz  nebensächliche  Umstände  vor. 

Von  Arbeitern,  die  von  schwerer  Arbeitslast  ermüdet,  in  später 
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die  Hauptarbeitslast.  Dieser  sieht  bald  ein,  dafs  er  unmöglich  neben 
.seiner  Erwerbsarbeit  die  ihm  übertragenen  Geschäfte  in  befriedigender 
Weise  erledigen  kann.  Er  müfs  sich  auf  Stunden,  auf  Tage  von 
seiner  Berufsarbeit  loslösen,  und  er  darf  mit  Recht  für  die  Auslalle 
an  Lohn  eine  Fintschädigung  v’crlangen.  So  zeitigt  denn  das  Leben 
selbst  zwei  Einrichtungen  von  grundlegender  Bedeutung:  die  aus- 
schliefsliche  Uebertragung  bestimmter  Geschäfte  auf  eine  Person 
und  die  Besoldung  für  ihre  Dienstleistungen.  Fän  Beamtentum  mit 
eigenartigen  sozialpolitischen  Aufgaben  ist  im  Entstehen  begriflfen, 
aber  — und  darauf  liegt  der  Haiiptton  — erst  im  Entstehen  be- 
griffen. Der  beauftragten  Person  müssen  dauernd  bestimmte  Ge- 
schäfte übertragen  werden,  wenn  sie  sich  in  einen  Beamten  wandeln 
soll.  L'nd  dieser  Schritt  nach  vorwärts  wird  gar  bald  gethan.  Der 
ständige  Wechsel  in  den  beauftragten  Personen  erzeugt  zahllose 
Stockungen  in  der  Erledigung  der  Geschäfte.  Mit  jeder  neuen 
Person  hat  immer  wieder  eine  neue  F>ziehungsarbeit  einzusetzen. 
Das  bedeutet  aber  eine  zwecklose  Ausgabe  von  Lehrgeldern.  Und 
daher  mufs  man  sich  wohl  oder  übel  zur  ständigen  Anstellung  einer 
Person  verstehen.  Der  Beamte  ist  jetzt  geschaffen. 

Der  Beamte  mufs,  da  er  besonders  als  Sachverständiger  das  zu 
bearbeitende  Gebiet  kennt,  eine  gewisse  Freiheit  zu  handeln  und 
zu  bestimmen  haben.  .Aber  er  ist  schliefslich  doch  nur  ein  Beauf- 
tragter und  hat  auf  die  Wün.schc  seiner  .Auftraggeber  zu  hören. 
.Seine  .Auftraggeber,  das  sind  eigentlich  die  breiten  Massen.  .Aus 
diesen  breiten  Mas.sen  geht  durch  Wahl  eine  besondere  Kommission 
hervor.  Sie  wächst  mit  dem  Sekretär  zu  der  Höhe  der  ihr  über- 
tragenen Aufgaben  emix>r.  Sie  ist  die  naturgemäfse  Aufsichts- 
kommission über  den  Beamten.  Und  daher  i.st  eine  gewisse  Stän- 
digkeit  in  der  Zu.sammensetzung  der  Kommission  geboten." 

Ohne  Auswahl  legt  zuerst  die  Arbeiterschaft,  d.as  zeigte  der 
Nürnberger  .Arbeitsplan,  zahlreiche  .-Aufgaben  auf  die  .Schultern  der 
Sekretäre.  Der  .Arbeitersekretär  soll  nicht  nur  ein  tüchtiger  Jurist 
und  gründlicher  Kenner  des  Arbeiterversicherungs-  und  des  Ver- 
waltungswesens .sein,  nein  er  soll  sich  auch  als  energischer  Gewerk- 
schaftsbeamter und  als  weitsichtiger,  statistische  Erhebungen  veran- 
•Staltender  Sozialforscher  bethätigen.  Der  Nürnberger  .-Arbeitsplan 
hat  sich  nicht  in  allen  reilen  durchführen  lassen,  und  er  ist  des- 
halb von  den  übrigen  Sekretariaten  vielfach  gekürzt  worden.  Immer- 
hiti  zeigt  er  noch  überall  eine  viel  zu  grofse  .Au.sdehnung. 

Damit  der  I.escr  einen  Einblick  in  die  vielseitige  Thätigkeit 
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des  Arbeitersekretärs  erhält,  entwerfen  wir  an  der  Hand  der  Sta- 
tistik des  Frankfurter  Arbeitersekretariats  eine  knappe  Skizze  von 
der  Gesamtarbeit  der  Sekretäre.  An  das  Frankfurter  .Arbeiter- 
sekretariat wandten  sich  im  Jahre  1899  über  16000  Personen  münd- 
lich und  schriftlich.  Die  Besucher  und  Fragesteller  wurden  nur 
mit  je  einer  Frage  in  die  Frequenzlisten  eingetragen.  Ueber  da.s 
umfangreiche  Gebiet  der  Arbeiterv'ersicherung  wünschten  allein 
3608  Personen  Auskunft  und  zwar  über  1723  Unfall-,  1045  Kranken- 
versicherungs-  und  840  Invaliditätssachen.  In  zahlreichen  Briefen 
wurden  die  Berufsgenossenschaften  an  die  Erfüllung  ihrer  gesetz- 
lichen V'erpflichtungen  erinnert.  Eine  beträchtliche  Zeit  nahm  die 
•Anfertigung  der  Berufungs-schriften  und  der  Rekurse  in  Unfallsachen 
in  .Anspruch.  Ueber  den  Inhalt  und  die  Form  ihres  .Arbeit.sver- 
trages  besprachen  sich  mit  den  Sekretären  162  Personen  und  937 
über  Entlassungs-  und  Kündigungsstreitigkeiten.  1306  Personen 
holten  sich  Rat  über  die  Rechtmäfsigkeit  der  von  ihnen  erhobenen 
Lohnforderungen  ein.  Die  sich  aus  der  .Akkordarbeit  ergebenden 
Streitfragen  führten  192  Personen  in  das  Sekretariat.  Dann  trugen 
27s  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  dem  Institut  ihre  Klagen  über  die 
von  ihren  Prinzipalen  ausgestellten  .Arbeitszeugnisse  vor.  Zahlreiche 
Briefe  wurden  mit  den  Unternehmern  im  Interesse  einer  schnellen 
und  friedlichen  Beilegung  der  Recht.sstreitigkeiten  gewechselt.  Die 
Sekretäre  legten  dann  eine  Reihe  von  Gesindestreitigkeiten  durch 
eine  umständliche  Korrespondenz  friedlich  bei.  In  vielen  h'ällen 
brachten  die  „Herrschaften"  den  rückständigen  Lohn  selbst  in  das 
Sekretariat  und  änderten  die  wahrheitswidrigen  Dienstzeugnisse  um. 
Es  nahmen  mit  den  Sekretären  68  Personen  über  Konzessionssachen 
und  157  über  die  Lösung  des  Wandergewerbescheins  und  der  Le- 
gitimationskarte Rücksprache.  Pän  Riesengebiet  umfafsten  die  Fragen 
aus  dem  bürgerlichen  Recht:  aus  dem  Personen-  und  Vereinsrecht, 
aus  den  Schuld\'erhältnis,sen  aus  dem  Kauf,  dem  Darlehn,  der 
.Miete,  der  Pacht,  ferner  aus  dem  Besitz-  und  Eigentumsrecht,  aus 
dem  Familien-  und  dem  Erbrecht.  Bei  Forderungen  aus  Darlehns- 
verträgen erstrebten  die  Sekretäre  V'ergleiche  zwischen  den  (iläu- 
bigern  und  Schuldnern.  215  Personen  legten  den  Sekretären  Fragen 
aus  dem  Vereinsrecht  vor.  Es  wurden  zahlreiche  Vereinsstatuten 
gemäfs  den  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  umge- 
arbeitet. Mit  Streitigkeiten  aus  den  Mietverträgen  kamen  1333  Per- 
sonen in  das  Sekretariat.  Die  Sekretäre  vermittelten  vielfach  zwischen 
den  Mietern  und  .Aftermietern.  1 57  Personen  mufsten  sie  über 
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die  von  diesen  eingegangenen  Lebensversicherungsverträge  belehren. 
In  die  .Ab/ahlungsverträge  von  187  Personen  nahmen  sie  Einsicht. 
Lieber  einige  wichtige  Materien  aus  dem  Familienrecht  setzten  sie 
sich  mit  1115  Personen  auseinander.  Davon  unterbreiteten  ihnen 
325  Personen  Verlöbnis-  und  Eheschliefsungssachen , 195  Ehe- 

scheidungssachen, 298  .'Mimentations-  und  297  Vormundschafts- 
angelegenheiten. Die  Sekretäre  suchten  mit  den  beiden  Ehegatten 
über  ihren  bevorstehenden  Ehescheidungsprozefs  in  Unterhandlungen 
zu  treten,  damit  die  durchaus  notwendig  gewordenen  Ehescheidungen 
unter  möglich.ster  wirtschaftlicher  Schonung  beider  Teile  und  schnell 
zu  Ende  geführt  werden.  In  Ehescheidungssachen  stellten  sie  .'An- 
träge auf  .'\nberaumung  von  Sühneterminen.  Sie  fertigten  Armen- 
rechtsgesuchc  an,  damit  den  Ehegatten  zur  unentgeltlichen  Ver- 
tretung ihrer  Rechte  ein  .\nwalt  zur  X’erfügung  gestellt  würde. 
Die  Ehelichkeitserklärungen  und  Namensänderungen  der  aufser  der 
Ehe  erzeugten  Kindern  bereiteten  den  Sekretären  viele  Mühe.  In 
hervorragendem  Mafse  wurden  sic  durch  Alimentationsklagen  be- 
lastet. Eine  grofse  soziale  Aufgabe  erwächst  dem  .Arbeitersekretariat 
aus  der  thatkräftigen  Wahrnehmung  der  Rechte  der  armen  vater- 
losen Kinder.  Zahlreiche  Schreiben  wurden  im  Interesse  dieser 
Kinder  an  die  Vormundschaftsgerichte  gesandt,  und  eine  stattliche 
Reihe  von  .Armenrechtsgesuchen  fertigten  die  Sekretäre  in  .Alimen- 
tationssachen an.  Ihnen  legten  ferner  die  Besucher  des  Sekretariats 
viele  Fragen  aus  dem  Gebiete  des  Strafrechts  vor.  -An  einzelnen 
\’ergehen  und  X'erbrechen  kamen  zur  Sprache;  Widerstand  gegen 
die  Staatsgewalt,  Meineid,  falsche  .Anschuldigung,  Vergehen  gegen 
die  Religion,  V'ergehen  und  V'erbrechen  wider  die  Sittlichkeit,  Be- 
leidigung, Körperverletzung,  Diebstahl  und  Unterschlagung,  straf- 
barer Eigennutz,  Sachbeschädigung  und  zahlreiche  Uebertretungen. 
Der  Rat  der  Sekretäre  wurde  allein  in  362  Beleidigungssachcn  ein- 
eingeholt. Das  Institut  bemühte  sich,  die  BeleidigungskUigen  durch 
die  Versöhnung  der  feindlichen  Parteien  im  Keime  zu  ersticken, 
und  es  erzielte  in  vielen  P'ällen  die  Zurücknahme  der  Beleidigungen. 
In  Körperverletzungssaehen  suchten  die  Sekretäre  durch  Rück- 
sprache mit  beiden  Parteien  die  unheilvollen  Folgen  der  strafbaren 
Handlungen  von  den  L’rhebern  denselben  abzuwenden. 

Es  trugen  dem  Sekretariate  285  Personen  Schulangelegenhciten, 
68  kommunale  Armenunterstützungssachen,  76  Personen  Eisenbahn- 
verwaltungsachen vor.  Die  .Aufnahme  Reichsdeutscher  in  den 
preulsischen  Staatsverband  leiteten  die  Sekretäre  durch  Gesuche 
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um  Ausstellung  von  „Staatsangehörigkeitsausweisen“  an  die  Bezirks- 
ämter ein.  In  Militärsachen  fertigten  sie  Reklamation  um  Befreiung 
vom  Militärdienste  und  um  Dispensation  von  Reserveübungen  an. 
Sie  stellten  Anträge  auf  Unterstützung  der  Familien  ' der  Uebenden 
bei  den  Ortsbehörden.  In  Steuersachen  fafsten  sie  Reklamationen 
ab.  In  Schulsachen  legten  sie  Be.schwerden  über  ungerechtfertigte 
Schul-strafen  und  Ueberschreitungen  des  Züchtigungsrechtes  ein. 
Zahlreiche  Anträge  über  die  Ein-  und  Ausschulung  der  Schulkinder 
stellten  sie  an  die  Schuldeputationcn. 

Auf  dem  Gebiete  der  Civilprozcfsordnung  erteilten  die  Sekretäre 
192  Personen  über  Prozefskosten,  178  über  das  Armenrecht,  142 
über  Pfändungssachen,  75  über  den  Offenbarungseid  Auskunft.  Das 
Verfahren  in  Zahlungsbefehlssachcn  kam  häufig  im  Sekretariate  zur 
Erörterung.  In  Strafprozefssachen  befragten  sich  die  Sekretariats- 
besucher über  die  Ladung  von  Zeugen,  über  die  Haussuchung,  über 
die  Nebenklage.  In  Strafvollstreckungssachen  arbeiteten  die  Sekre- 
täre zahlreiche  Gesuche  um  .Aufschub  der  Strafvolfstreckung  aus. 

ln  Frankfurt  versah  der  Sekretär  Gräf  neben  seiner  Beschäftigung 
als  Arbeitersekretär  noch  die  Tliätigkeit  eines  Gewerk.schaftsbcamten. 
Er  registrierte  die  wichtigsten  Vorkommnisse  auf  dem  Gebiete  der 
Gewerkschaftsbewegung  und  stand  den  Verbänden  mit  Rat  und 
Thal  zur  Seite,  ln  zahlreichen  V’ersammlungen,  die  sich  mit  Lohn- 
fragen beschäftigten,  hielt  er  Referate.  Pir  schrieb  überdies  noch 
die  Berichte  über  die  Gewerbegerichtsverhandlungen. 

Ein  riesiges  .Arbeitsfeld  haben  die  heutigen  Sekretariate  zu  durch- 
ackem.  Noch  hat  keine  genaue  Abgrenzung  der  eigenartigen  Ge.schäfte 
der  Arbeitersekretariate  stattgefunden.  Die  Sekretariate  machen 
daher  heute  noch  einen  gewissen  unfertigen  Eindruck.  Ihr  eigent- 
liches Wesen  tritt  noch  nicht  klar  und  deutlich  genug  her\’or. 
Und  doch  kann  man  eigentlich  über  dieses  Wesen  nicht  mehr  recht 
im  Zweifel  sein,  wenn  man  sich  die  Thatsachc  vergegenwärtigt, 
dafs  90  Prozent  der  Geschäfte  der  .Arbeitersekretäre  in  der  Aus- 
kunftserteilung in  Rechts- , Vcrwaltungs-  und  Versicherung.ssachen 
bestehen.  Die  .Arbeitersekretariate  haben  eben  die  bc.sondere  .Auf- 
gabe der  Rechtsbelehrung  und  des  Rechtsschutzes  der  Arbeiter  zu 
erfüllen.  Und  durch  die  Beschränkung  der  Arbeitersekretariate  auf 
dieses  Gebiet  können  diese  .Arbeiterin.stitute  nur  gewinnen.  Man 
verlange  doch  nicht  mehr  von  einem  .Arbciter.sekretär  wie  von 
einem  Rechtsanwalt.  W'ohin  sollte  es  führen,  wenn  die  Rechts- 
anwälte noch  in  ihren  Sprechstunden  mit  den  verwickeltsten  sozial- 
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politischen  Fragen  beschwert  würden?  Der  Arbeitersekretär  soll 
aber  mit  dem  Juristen  noch  den  Gewerkschaftsbeamten,  den  Sozial- 
forscher und  Sozialstatistiker  verbinden. 

Schon  jetzt  treten  überall  Tendenzen,  die  für  die  Arbeiter- 
sekretariate ein  bestimmtes  Thätigkeitsfeld  reservieren  wollen,  mit 
Händen  greifbar  hervor.  Die  Gewerkschaften  entreifsen  den  Sekre- 
tariaten im  wachsenden  Mafse  die  gewerkschaftlichen  Arbeiten.  In 
Frankfurt  a.  M.,  in  .Stuttgart  schufen  die  Gewerkschaftskartelle  eigene 
Gcwerkschafts.sekretariatc.  In  den  grofsen  Städten  stellten  die  Starken 
Gewerkschaftsverbände  der  Metallarbeiter,  der  1 lolzarbeiter,  Maurer  etc. 
eigene  Beamte  zur  Erledigung  der  Gewerkschaftsarbeiten  an.  Hier 
bröckelt  also  ein  ganzer  .Arbeitszweig  von  der  bisherigen  Gesamt- 
thätigkeit  des  .Arbeitersekretärs  los.  Es  bricht  sich  hier  eine  .sehr 
wünschenswerte  .Arbeitsteilung  Bahn. 

Diese  .Arbeitsteilung  wird  weiter  um  sich  greifen.  Im  l.aufe  der 
Zeit  werden  zahlreiche  sozialpolitische  .Arbeiten  aus  den  Sekretariaten 
verwiesen  werden.  Die  sozialpolitischen  Untersuchungen,  die  bisher 
von  einzelnen  .Arbeitersekrelären  vorgenommen  wurden , gehören 
meist  nicht  zu  der  speziellen  Berufsthätigkeit  des  Arbeitersekretärs. 
Die.se  Untersuchungen  können  auch  von  anderen  sozialpolitischen 
Schriftstellern  veranstaltet  werden.  Zu  umfangreichen  sozialpolitischen 
Enqueten  hat  der  Arbeitersekretär  am  wenigsten  Zeit.  Für  diese 
fehlen  ihm  ferner  meist  die  nötigen  Mittel  und  die  geeigneten  .Mit- 
arbeiter. In  den  Arbeitersekretariatsberichten  brauchen  die  .Arbeiter- 
sekretäre mitunter  eine  erhebliche  Zeit  für  sozialpolitische  und 
historische  .Aufsätze  auf.  Diese  .Aufsätze  gehören  besser  in  die 
verbreiteten  Tageszeitungen  und  in  die  wissenschaftlichen  Zeit- 
schriften. Die  Behandlung  umfangreicher  sozialpolitischer  rheniata 
läfst  der  Sekretär  im  Interesse  der  besonderen  Aufgaben  des  In- 
stituts klüglich  beiseite.  Die  Sozialpolitik  hat  in  der  Arbeiterschaft 
schon  die  geeigneten  Organe  gefunden.  Die  Redakteure  der  poli- 
tischen und  gewerkschaftlichen  .Arbeiterzeitungen,  zahlreiche  freie 
Schriftsteller,  die  Abgeordneten  des  Reichstags  und  der  Landtage, 
die  Sekretäre  der  Gewerkschaften,  die  St.adtverordneten  und  Ge- 
meinde Vertreter,  sie  alle  bethätigen  sich  auf  dem  .sozi.alpolitischen 
Gebiete.  .Angesichts  der  geschäftlichen  Ucbcrlastung  der  Arbeiter- 
sekretariate ist  es  für  diese  Institute  von  entscheidender  Bedeutung, 
dafs  sie  von  alle  den  .Arbeiten,  die  ebenso  gut  und  vielleicht  noch 
besser  %'on  anderen  sozialpolitisch  geschulten  Elementen  angefertigt 
werden  können,  befreit  werden.  Die  Sekretariate  haben  eben  ein 
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besonderes  Thätigkeitsfeld  zu  bebauen : das  ist  die  Rechtsauskunfts- 
erteilung und  der  Rechtsschutz  der  Arbeiter.  Und  selbst  dieses 
Gebiet  umspannt  noch  eine  halbe  Welt.  Und  deshalb  wird  auch 
auf  diesem  kurz  über  lang  die  Arbeitsteilung  einzusetzen  haben.  Die 
Sekretäre  der  gröfseren  Irustitute  werden  unter  sich  die  .Arbeit  ge- 
schickt verteilen.  Dieser  Sekretär  wird  sich  vorwiegend  mit  Arbeiter- 
versicherungs-  und  Verwaltungssachen,  und  jener  mit  bürgerlichen 
Rechtsfällen  und  Strafsachen  beschäftigen.  Im  Interesse  der  Fort- 
entwicklung der  .Arbeitersekretariate  mufe  das  Bestreben  der  organi- 
sierten Arbeiterschaft  vor  allem  darauf  gerichtet  sein,  die  Sekretariate 
zu  reinen  volkstümlichen  Rechtsinstituten  fortzubilden. 

Nehmen  wir  an,  die  Arbeitersekretariate  h.aben  sich  auf  ihre 
eigenartige  .Aufgabe  beschränkt,  auf  die  Rechtsauskunftserteilung  und 
den  Rechtsschutz,  so  drängt  sofort  eine  zweite  ebenso  gewichtige 
Frage  auf  die  Entscheidung  hin:  welche  Elemente  sind  besonders 
zur  Bekleidung  der  Arbeitersekretariatsposten  geeignet?  Unzweifel- 
haft .Männer  mit  tüchtigen  Kenntnis.sen  auf  dem  Gebiet  der  Juris- 
prudenz und  des  .Arbeiterversicherungs-  und  des  Verwaltungswesens. 
In  s()äteren  Zeiten  werden  sich  vielleicht  akademisch  gebildete  .Männer 
besonders  für  den  .Arbeitersekretariatsposten  schulen.  Es  werden 
dann  gründlich  durchgebildete  Juristen  die  Stellungen  der  ersten 
Sekretäre  einnehmen.  Natürlich  müssen  diese  sich  völlig  in  die  .An- 
schauungen und  Empfindungen  der  Arbeiter  hineingelebt  haben. 
V'^orläufig  ist  jedoch  nicht  auf  den  Zuflufs  juristisch  geschulter  Männer 
zu  den  Sekretariaten  zu  zählen.  Die  Gehälter  sind  bisher  noch  zu 
gering  bemessen,  um  junge  Leute  mit  gediegenen  theoretischen  und 
praktischen  juristischen  Kenntni.ssen  an  die  Arbeitersekretariats- 
stellungen zu  fesseln.  Wir  müssen  also  vorläufig  mit  der  Thatsache 
rechnen,  dafs  die  gebildeten,  aufstrebenden  Elemente  der  Arbeiter- 
klasse vorzugweise  in  die  Sekretariatsposten  einrücken  werden.  Diese 
Elemente  haben  .sich  vielfach  in  der  Verwaltung  der  Krankenkassen 
eine  tüchtige  Kenntnis  der  Arbeiterversicherung  erworben.  Die  Vor- 
bildung die.ser  Männer  für  die  anderen  Sckrctariat.sgcschäfte  ist 
naturgemäfs  nicht  ausreichend.  Hier  hat  daher  die  Reform  der 
.Arbeitersekretariate  in  zweiter  Linie  einzusetzen. 

Der  künftige  .Arbeitersekretär  mufs  mindestens  6 bis  9 .Monate 
für  seinen  Beruf  vorgebildet  werden.  Es  ist  bedauerlich,  dafs  man 
sich  in  der  .Arbeiterschaft  noch  wenig  damit  beschäftigt  hat,  auf 
welche  .Art  und  Weise  die  gewählten  Sekretäre  am  besten  für  ihren 
Beruf  geschult  werden.  In  vielen  Fällen  machen  die  neu  ein- 
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gestellten  Sekretäre  vor  dem  Antritt  ihres  Postens  eine  acht-  bis 
vierzehntägige  Rundreise  durch  die  bestehenden  Sekretariate  und 
erhaschen  dort  einige  Brocken  bei  der  Auskunftserteilung.  Es  ist 
die  höchste  Zeit,  dafs  sich  die  Arbeiter  endlich  dazu  verstehen,  für 
ihre  Sekretäre  eine  regelmäfsige  Lehrzeit  festzusetzen.  Sie  zahlen 
ihren  Sekretären  das  Gehalt  und  senden  sie  mehrere  Monate  zu 
einem  flott  funktionierenden  Arbeitersekretariate.  Dort  wohnt  der 
Sekretär  mindestens  vier  Stunden  der  Auskunftserteilung  bei  und 
schreibt  sich  die  behandelten  wichtigsten  Fälle  auf.  Daheim  studiert 
der  Sekretär  diese  Fälle  an  der  Hand  der  inbetracht  kommenden 
Paragraphen  der  Arbeiterversicherung,  der  Gewerbeordnung,  des 
bürgerlichen  Gesetzbuches,  der  Zivilprozefsordnung  etc.  Er  zieht 
hierbei  die  Kommentare  fleifsig  zu  Rate.  Ferner  arbeitet  er  sämt- 
liche Akten  des  Sekretariats  durch,  namentlich  die  Unfallakten.  Er 
protokolliert  im  Sekretariate  die  Aussagen  der  Arbeiter  in  UnfalLs- 
sachen  und  übt  sich  dann  in  der  Ausarbeitung  von  Berufungen 
und  Rekursen.  Er  bittet  den  Sekretär  um  Durchsicht  seiner  .Aus- 
arbeitungen. Später  hilft  er  im  Sekretariat  in  den  Sprechstunden 
aus.  Auf  diese  Weise  lebt  sich  der  neu  gewählte  Sekretär  völlig 
in  seine  Berufsaufgaben  hinein.  Der  Sekretär  be.sucht  überdies 
fleifsig  die  Gewerbegerichte  und  zeichnet  sich  die  dort  behandelten 
interessanten  P'älle  auf  und  studiert  die  einschlägige  Litteratur.  Mit 
der  praktischen  Ausbildung  des  Sekretärs  sollte  seine  theoretische 
juristische  Schulung  Hand  in  Hand  gehen.  Im  scharfen  juristischen 
Durchdenken  der  einzelnen  Rcchtsfalle  mufs  er  sich  eine  gewisse 
Uebung  erwerben.  W'ünschenswcrt  wäre  es,  wenn  sich  juristisch 
gebildete  .Sozialpolitiker  darüber  aussprächen,  wie  die  Schulung  der 
Arbeitersekretäre  und  deren  Erzieliung  für  ihre  Berufsthätigkeit  aus- 
zugestaltcn  wäre. 

Mit  der  ersten  Schulung  des  Sekretärs  für  seine  Thätigkeit  ist 
natürlich  dessen  .Ausbildung  nicht  abgeschlossen.  Wenn  auf  irgend- 
einem Menschen  die  Verpflichtung  zur  fortgesetzten  Firweiterung 
und  Vertiefung  seiner  Bildung  ruht,  so  gilt  das  für  den  .Arbeiter- 
sekretär. Dieser  darf  gewissermafsen  niemals  die  Schulmappe  von 
der  Schulter  werfen.  Die  neuen  wichtigen  I-intscheidungen  des 
Reichsversichcrungsamtes  und  der  Gewerbegerichte  mufs  er  genau 
verfolgen.  Die  litterarischen  Haupterscheinungen  auf  dem  Gebiete  der 
Arbeiterversicherung  darf  er  nicht  ungele.sen  — wie  heute  meist  — 
der  Bibliothek  des  Sekretariats  cinordnen.  Die  .Aufsicht.skommissionen 
werden  im  Interesse  der  Fortentwicklung  ihrer  .Arbeiter.sekretariate 
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zur  Ciewährung  der  erforderlichen  Mufse  für  die  Studien  der  Sekretäre 
gedrängt  werden.  In  einigen  Sekretariaten  erstrecken  sich  die  Sprech- 
stunden der  Beamten  fast  über  den  ganzen  Tag.  Einige  süddeutsche 
.\rbeitersckretariate  (München,  Stuttgart)  haben  die  Sprechstunden 
der  Sekretäre  sehr  eingeschränkt.  Gerade  einige  Vormittags-  und 
Nachmittagsstunden  sollten  für  die  Anfertigung  wichtiger  Protokolle 
und  verwickelter  Berufungen  und  Rekurse  in  ünfallsachen  etc.  frei 
bleiben.  In  den  Sprechstunden  ist  der  Sekretär  häufig  nicht  in  der 
Lage,  alle  die  Einzelheiten  zu  erforschen , die  unter  Umständen  für 
den  erfolgreichen  .Ausgang  einer  Unfallsache  von  Gewicht  sind.  Die 
Sekretäre  haben  sich  deshalb  einige  freie  Stunden  für  ihre  Fort- 
bildung und  einige  Stunden  für  die  .Anfertigung  wichtiger  schrift- 
licher .Arbeiten  zu  erobern.  Leider  werden  den  Sekretären  heute 
noch  zahlreiche  Referate  über  politische  und  sozialpolitische  Themata 
von  der  .Arbeiterschaft  aufgebürdet.  Der  Stuttgarter  .Arbeitersekretär 
schreibt  in  seinem  Bericht,  dafs  er  neben  seiner  Beschäftigung  im 
Sekretariat  noch  eine  ziemlich  umfangreiche  agitatorische  Thätigkeit 
entfaltete,  „indem  er  in  47  V'^ersammlungen  in  .Stuttgart  und  aus- 
wärts Referate  hielt“  und  „ferner  an  zahlreichen  Sitzungen  und  Ver- 
sammlungen der  verschiedenen  Korporationen  geschäftlich  teilzu- 
nehmen  hatte.“  Der  Sekretär,  der  unermüdlich  an  der  Erweiterung 
seiner  Kenntnisse  arbeiten  kann,  wird  mit  vollen  Händen  den  .Ar- 
beitern das  zurück  geben  können,  tv.as  sie  ihn  an  Bildung  durch 
eine  weise  Einteilung  der  Arbeits-  und  Mufsestunden  gewinnen  liefsen. 
Der  .Arbeitersekretär  müfste  allerdings,  damit  seine  Studien  reiche 
Früchte  für  die  Arbeiterschaft  tragen  können , die  lehrreichsten , in 
der  Arbeiterversicherung-  und  Gewerbegerichlslitteratur  hervorge- 
hobenen F'älle  in  den  Arbeiterzeitungen  besprechen.  Die  Rubrik 
„Soziale  Rechtspflege“  sollte  in  alle  .Arbeiterzeitungen,  in  denen  sie 
bisher  noch  nicht  besteht,  eingeführt  werden.  Durch  die  Artikel 
des  Sekretärs  bekäme  die  Arbeiterschaft  einen  gewissen  E.inblick  in 
seine  Studien,  sie  kann  dann  ermessen,  ob  der  Beamte  seine  Mufse 
im  Dienste  der  .Arbeiterschaft  verwendet  oder  nicht.  Nach  unserer 
Meinung  hat  der  .Sekretär  die  .Arbeiterschaft  durch  kurze  Artikel 
über  wichtige  Rechtsfragen  fortgesetzt  aufzuklären.  Die  Arbeiter 
kommen  leider  häufig  erst  dann  in  das  Sekretariat,  wenn  sie  ihre 
Versicherungssachen  und  ihre  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  total 
verfahren  haben.  Der  Sekretär  hat  daher  eine  grofse  Lehrthätigkeit 
in  der  Zeitung  zu  entfalten , und  in  diesem  Sinne  schrieben  wir  in 
ersten  Frankfurter  Rechenschaftsbericht  des  Arbeitersekretariats: 
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„Unsere  Aufgabe  als  Arbeitersekretäre  mufs  vor  allem  sein:  die  aus 
der  Unkenntnis  der  Gesetze  entstehenden  Nachteile  von  unseren 
Auftraggebern  durch  rechtzeitige  Rechtsbclehrung  fernzuhalten.  In 
der  Oeffentlichkeit  vor  allem  mufs  der  Sekretär  belehrend  und  unter- 
weisend stehen.  Die  Vorbeugung  von  Krankheiten  kennzeichnet 
den  tüchtigen  Arzt,  die  Verhinderung  aiussichtsloser  Rechtskonfliktc 
den  brauchbaren  Sekretär.  Wirkliche  Fühlung  mit  den  breiten 
Massen  gewinnt  aber  der  Sekretär  nur  durch  den  .Anschlufs  an  eine 
Tageszeitung.  Seine  Worte  in  den  Versammlungen  dringen  stets 
nur  zu  einigen  Hundert  Zuhörern;  in  der  Zeitung  spricht  er  zu 
Tausenden. 

Diesem  hohen  Berufe  als  Lehrer  der  Massen  kann  er  jedoch 
nur  dann  nachleben,  wenn  er  seine  individuellen  Krfahrungen  mit 
den  in  wissenschaftlichen  Zeitschriften  gehäuften  Erfahrungen  ver- 
gleichen kann.  Dazu  fehlt  es  ihm  aber  heute  an  Zeit  und  noch- 
mals an  Zeit.  Er  lebt  geistig  aus  der  Hand  in  den  Mund.  Und 
wenn  wir  uns  diese  Thatsache  vor  Augen  führen  und  mit  ihr  zu- 
gleich die  Riesenaufgaben,  die  an  den  Sekretär  auf  allen  Rechts- 
und Verwaltungsgebieten  gestellt  werden,  dann  können  wir  uns  nicht 
des  Gefühles  erwehren,  dafs  wir  Sekretäre  erst  eine  wichtige  und 
allerdings  notwendige  Pionierarbeit  für  die  grofsen  zukünftigen,  ihre 
Aufgaben  völlig  erfassenden  Sekretariate  verrichten.“ 

Der  .Sekretär  hat  ein  vorzügliches  Lehrmittel  für  die  Schulung 
der  Massen  in  seinem  „Rechenschaftsberichte"  zur  Hand.  Der 
Rechenschaftsbericht  sollte  von  dem  Standpunkt  eines  Arbeiters  ge- 
schrieben sein,  der  sein  Recht  in  gewerblichen  Streitigkeiten,  in 
Unfallsachen  etc.  etc.  sucht.  Der  Rechenschaftsbericht  wird  dem 
Arbeiter  dann  grofse  Dienste  erweisen,  wenn  er  ihm  z.  B.  an  der 
Hand  praktischer  Beispiele  sein  ganzes  Verhalten  in  Unfallsachen 
vorschreibt.  In  dem  Bericht  des  Sekretärs  sollte  der  Arbeiter  stets 
die  für  ihn  wichtigsten  Paragraphen  der  Gewerbeordnung  an  einzelnen 
Exempcln  erläutert  finden.  Es  fliefsen  dem  Sekretär  aus  seiner 
Praxis,  aus  seinem  Studium  der  Gewerbegerichtsentscheidungen  so 
zahlreiche  neue  Beispiele  zu,  dafs  er  sich  in  keinem  Berichte  zu 
wiederholen  braucht. 

Der  statistische  Rechenschaftsbericht  setzt  sich  den  Zweck,  den 
Arbeitern  einen  Einblick  in  die  Gesamtthätigkeit  der  Sekretäre  zu 
gewähren.  Für  diesen  Zweck  ist  der  Bericht  meist  nicht  genug 
spezialisiert.  Die  Arbeitersekretäre  bringen  mitunter  die  zahlreichen 
und  so  vei-schieden  gearteten  Streitigkeiten  aus  dem  Lohnvertrage 
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in  eine  so  allgemeine  Rubrik  hinein  wie:  Differenzen  aus  dem  Arbeits- 
verhältnis. Es  ist  vom  allgemeinen  Interesse , festzustellen , welche 
Paragraphen  der  Gewerbeordnung  und  von  welchen  Parteien  diese 
verletzt  wurden.  Bei  der  Buchung  der  gewerblichen  Streitigkeiten 
soll  man  sich  eng  an  die  mafsgebenden  Paragraphen  der  Gewerbe- 
ordnung anlehnen.  Wir  hätten  dann  z.  B.  Differenzen  aus  dem 
.Arbeitsvertrage  wegen  unberechtigter  Entlassung  etc.  Es  ist  über- 
haupt eine  einheitliche  Buchung  der  Rechtsfälle  durch  die  Sekretäre 
dringend  geboten.  Anderenfalls  können  die  Berichte  der  ver- 
schiedenen Sekretariate  gar  nicht  miteinander  verglichen  werden.  Bei 
der  Eintragung  der  Rechtsfälle  in  das  Frequenzbuch  mufs  sich  der 
•Sekretär  an  die  gegebene  Gliederung  des  Rechtsstoffs  halten.  Bei 
den  bürgerlichen  Rechtsfällen  z.  B.  richtet  er  seine  Eintragungen 
nach  den  Titeln  des  bürgerlichen  Gesetzbuches.  Bei  der  Buchung 
der  Berufsstellung  der  -Sekretariat.sbesucher  kann  ihm  die  Reichs- 
gewerbestatistik als  Vorbild  dienen.  Die  so  allgemeinen  Rubriken 
wie  „Qualifizierte  .Arbeiter“  und  „Ungelernte  .Arbeiter"  geben  kein 
Bild  von  der  so  mannigfaltig  nach  Berufen  gegliederten  .Arbeiter- 
schaft, die  sich  um  Rat  und  Hilfe  an  die  Sekretariate  wenden.  Wir 
bringen  z.  B.  auf  Grund  der  Reichsgewerbestatistik  die  Klienten  des 
Sekretariats  in  die  einzelnen  Berufsgruppen  hinein  wie  die  Arbeiter 
der  „Industrie  der  Nahrung-  und  Genufsmittel".  Wir  tr.agen  in  unseren 
statistischen  Bericht  z.  B.  ein : .Arbeiter  der  „Industrie  der  Nahrungs- 
und-  Genufsmittel;  173  Bäcker,  98  Metzger,  198  Küfer“.  Das 
Münchener  .Arbeitersekretariat  hat  die  Sekretaruatsbesucher  sehr  gut 
nach  Berufsgruppen  gegliedert.  In  den  st.atisti.schen  Berichten  finden 
wir  die  Rubrik  „Ehefrauen".  Vielfach  kommen  diese  „Ehefrauen" 
im  Aufträge  ihrer  Männer.  Deshalb  sollte  eigentlich  der  Beruf  des 
Mannes  in  das  Freijuenzbuch  eingetragen  werden.  Man  halte  diese 
unsere  letzte  Ausstellung  an  den  Berichten  nicht  für  pedantLsch.  Die 
Gewerkschaften  verfolgen  sehr  aufmerksam  die  Feststellungen  der 
Sekretäre  über  die  Organisationsangehörigkeit  der  .Arbeiter.  Sie 
sehen  z.  B.  mit  Schmerzen,  wenn  die  von  ihnen  geschaffenen  .Sekre- 
tariate von  Männern  benutzt  werden , welche  alle  die  von  den  Ge- 
werkschaften erkämpften  A'orteile  und  alle  von  die.sen  geschaffenen 
Institute  benutzen,  die  aber  keinen  Heller  für  die  grofse  Gewerk- 
schaftsbewegung opfern.  Daher  kann  eine  Stati.stik,  die  nach  falschen 
Prinzipien  aufgenommen  ist,  unter  Umständen  verhängnisvoll  für  ein 
neu  geschaffenes  Arbeitersekretariat  werden. 

Der  .Arbeitersekretär  tritt  — nehmen  wir  an  — in  das  neu 
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eröflfnete  Institut  ein,  und  er  findet  nun  leider  nicht  die  nötigen 
Hilfemittel  für  eine  erspricfsliche  Thätigkeit  vor.  Wir  wollen  zu> 
nächst  das  nötigste  wissenschaftliche  Hilfsmittel  hervorheben:  die 
Bibliothek.  Bisher  hängen  die  Vorschläge  zur  Einrichtung  und 
Vervollständigung  der  Arbeitersekretariatsbikliotheken  zu  sehr  von 
dem  Bildungsgrad  und  den  persönlichen  Wünschen  der  einzelnen 
Arbeitersekretäre  ab.  Eine  ganze  Reihe  guter  Kommentare  zu  der 
Arbeiterversicherungsgesetzgebung,  zu  der  Gewerbeordnung  etc.  etc. 
müssen  zum  eisernen  Bestände  jeder  Sekretariatsbibliothek  gehören. 
Nach  unserer  Ueberzeugung  würde  es  auf  die  Fortentwicklung  der 
Sekretariatsbibliotheken  sehrerspriefslich  wirken,  wenn  die  erfahrensten, 
juristisch  geschulten  Sozialpolitiker  einmal  den  Katalog  einer  Muster- 
bibliothek für  Arbeitersekretariate  aufstellen  würden.  Beinahe  alle 
Sekretariatsbibliotheken  gewähren  bei  ihrer  Eröffnung  den  gleichen 
trübseligen  Anblick : überall  gähnen  uns  leere  Bücherfächer  an.  Erst 
jüngst  lasen  wir  in  dem  Rechenschaftsbericht  des  Mannheimer  Sekre- 
tärs, dafs  dieser  seine  Privatbibliothek  im  Sekretariate  aufgestcllt 
hat.  Es  ist  sicher  eine  grofse  Unterla.ssungssünde  der  .Arbeiterschaft, 
wenn  sie  ihre  Sekretariate  mit  ungenügenden  wissenschaftlichen  Hilfs- 
mitteln ausrüstet. 

Der  Sekretär  bedarf  zur  Unterstützung  seiner  schwierigen  und 
ausgedehnten  Thätigkeit  noch  zweier  wichtigen  Hilfsmittel : einer 
Schreibmaschine  und  eines  V'orrats  gedruckter  Formulare.  Die 
Schreibmaschine  fertigt  ihm  auf  einmal  drei  Exemplare  von  Be- 
rufungen und  Rekursen  in  Unfallsachen  an.  Das  bedeutet  eine  grofse 
Zeitersparnis  für  den  .Sekretär. 

Der  Sekretär  kann  sich  in  zahllosen  Fällen  nicht  mit  einer 
mündlichen  Auskunft  begnügen.  Seine  Klienten  führen  häufig  das 
falsch  und  mangelhaft  aus,  was  er  ihnen  anriet.  Die  Klienten  müssen 
womöglich  alle  Anordnungen  des  Sekretärs  schwarz  auf  weifs  nach 
Hause  tragen.  Die  Reklamationen  in  Steuer-,  Militär-  und  Schul- 
sachen können  zum  gröfsten  Teil  in  gedruckter  Form  den  Klienten 
vorgelegt  werden.  In  die  gedruckten  Formulare  werden  die  indivi- 
duellen Verhältnisse  des  Bittstellers,  des  Beschwerdeführers  eingetragen. 
Der  Bittsteller  braucht  dann  nur  die  Reklamation  nochmals  abzu- 
schreiben. Diese  Formulare  würden  die  Arbeit  des  Sekretärs  sehr 
erleichtern.  Bei  den  .Armenrechtsgesuchen  kann  der  .Antrag  auf 
Gewährung  des  .Armenrechts  zum  Schlufs  gedruckt  werden.  Die 
Formulare  mit  dem  Antrag  auf  Anberaumung  eines  Sühnetermins 
in  Ehesachen  erweisen  sich  als  sehr  nützlich.  In  Unfallsachen  sind 
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für  Berufungs-  und  Rekursscliriften  schon  brauchbare  Formulare 
im  Umlauf.  Das  Schreiben,  das  die  Beruf^enossenschaft  an  ihre 
gesetzlicheri  Verpflichtungen  erinnert,  kann  ebenfalls  zum  gröfsten 
Teil  gedruckt  werden.  Der  .Antrag,  der  die  Polizeibehörde  auf- 
tordert,  die  zu  Unrecht  einbehaltene  Quittungskarte  dem  Unter- 
nehmer abzunehmen,  kann  ebenfalls  in  gedruckter  Form  vorliegen. 
Das  Formularwesen  kann  zu  Gunsten  der  Entlastung  der  .Arbeiter- 
sekretäre noch  eine  grofse  Ausdehnung  erhalten.  Die  .Arbeiter- 
sekretäre sollten  einmal  Stellung  zu  dem  Formularwesen  nehmen 
und  V'^orschläge  zur  .Ausarbeitung  brauchbarer  Formulare  machen. 
Die  Sekretäre  könnten  sich  leicht  im  schriftlichen  Verkehr  mit- 
einander über  den  Inhalt  der  Formulare  einigen. 

Ein  ganze  Reihe  von  Reformen  — nehmen  wir  an  — wäre 
an  den  deutschen  .Arbeitersekretariaten  vorgenommen  worden ; die 
Sekretariate  hätten  sich  auf  ihr  eigentliches  Arbeitsgebiet,  auf  die 
Rechtsauskunft,  die  Rechtsbelehrung  und  den  Rechtsschutz  be- 
schränkt, die  Beamten  wären  in  genügender  Weise  für  ihren  Beruf 
vorgebildet,  die  Hilfsmittel  der  Sekretäre  für  ihre  anstrengende 
Beschäftigung  hätten  eine  erfreuliche  Vermehrung  erhalten  — ja 
wären  hiermit , um  diese  F’rage  handelt  es  sich  jetzt,  alle  Be- 
dingungen für  eine  erspriefsliche  Thätigkeit  der  Arbeitersekretäre 
gegeben?  Keineswegs!  Wieviel  Schreiberei  der  Sekretäre  stellt 
sich  heute  als  eine  nutzlose  Verschwendung  von  Tinte  und  Papier 
dar?  Die  Sekretäre  arbeiten  lange  Gesuche  und  Beschwerden  aus, 
und  diese  Gesuche  — sie  kommen  ja  von  „sozialdemokratischen 
Arbeitersekretariaten“  — werden  kaum  beachtet.  Das  erfolgreiche 
Wirken  des  .Arbeitersekretärs  hängt  im  hohen  Mafse  von  dem  Ent- 
gegenkommen der  Behörden  "ab.  Ein  telephonischer  Anschlufs  an 
das  Gewerbeinspektorat,  an  das  .Armenamt  etc.  etc.,  kurz  an  die 
staatlichen  und  städtischen  Verwaltungsbehörden  erspart  dem  Se- 
kretär mitunter  einen  halben  Tag  Arbeit.  Er  fördert  meist  die 
Interessen  der  Klienten  des  .Arbeitersekretariats  in  ganz  anderer 
Weise  als  der  schwerfällige,  schriftliche  A'erkehr.  Gerade  wie  die 
Behörden  so  haben  die  Sekretariate  die  Staatsangehörigen  gegen 
jede  V^erletzung  der  bestehenden  Rechtsordnung  zu  schützen.  In 
dieser  Hinsicht  deckt  sich  die  Arbeit  der  .Sekretäre  vielfach  mit 
der  Thätigkeit  der  Verwaltungs-  und  Regierungsbeamten.  Ein 
ständiger  V erkehr  zwischen  dem  Arbeiterinstitut  und  den  Behörden 
ist  im  Interesse  der  Durchführung  der  staatlichen  Gesetzgebung 
dringend  geboten.  Die  Beamten,  die  kurzer  Hand  jede  Verbindung 
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mit  (len  Arbeitersekretariaten  ablehnen,  haben  sich  im  Ernste  die 
Frage  vorzulegen,  ob  sie  nicht  durch  ein  derartiges  Verhalten  einen 
wesentlichen  Schaden  der  Staats-  und  Rechtsordnung  zufiigen,  zu 
deren  Schutz  sie  berufen  sind. 

Ein  Arbeitersekretariat  kann  überdies  — das  darf  niemals  ver- 
gessen werden  — die  Behörden  in  ihrer  Thätigkeit  wesentlich  ent- 
lasten. Den  Sekretären  werden  bestimmte  Beschwerden  zuerst  vor- 
getragen, und  in  ihrer  Hand  liegt  cs,  unberechtigte  Beschwerden 
sofort  \ on  der  Oberfläche  verschwinden  oder  diese  an  die  Behörden 
weiter  befördern  zu  lassen.  Man  stelle  sich  vor,  die  Arbeitersekre- 
tariate würden  eine  gewisse  Bosheitspolitik  gegenüber  den  Behörden 
betreiben,  so  hätten  die  Behörden  das  sehr  zweifelhafte  Vergnügen, 
von  Tausenden  von  Querköpfen  in  jedem  Jahre  belästigt  zu  werden. 

Die  süddeutschen  staatlichen  und  städtischen  Behörden  haben 
die  Notwendigkeit,  dafs  sie  mit  den  Sekretariaten  Hand  in  Hand 
arbeiten  müssen,  längst  cingcschen.  Schon  in  dem  ersten  Bericht 
des  Münchener  Arbeitersekretariats  finden  wir  folgende  Stelle  über 
die  Förderung  der  Sekretariatsthätigkeit  durch  die  Behörden : „Mit 
Befriedigung  mufs  konstatiert  werden,  dafs  im  allgemeinen  die  Be- 
hörden das  Arbeitersekretariat,  wo  immer  das  Erfordern  gestellt 
wurde,  in  seiner  Thätigkeit  erfolgreich  unterstützten.  Insbe.sondere 
mufs  anerkannt  werden,  dafs  sämtliche  Beamte  der  Regierung  von 
Oberbayern , die  Schiedsgerichts  - V'^orsitzenden , die  Beamten  des 
Magistrats  und  der  Polizeibehörde  auf  an  sie  gerichtete  telephoni.sche 
Anfragen  bereitwilligst  Auskunft  erteilten.  Jedenfalls  in  VTrkennung 
der  Aufgaben  des  Arbeitersekretariats  lehnten  im  Anfang  einige 
untere  Verwaltungsorgane  es  grundsätzlich  ab,  Beschwerden  tele- 
phonisch entgegenzunehmen.  Die  Beschwerdeführung  bei  den 
dienstlichen  Vorgesetzten  hatte  in  allen  Fällen  den  Erfolg,  dafs 
hierin  Abhilfe  getroffen  wurde.  Mehrfach  wurden  von  den  Schieds- 
gerichtsvorsitzenden Personen  in  Unfallsachen  an  das  .Arbeitersekre- 
tariat verwiesen.  Ebenso  l>edienten  .sich  Gemeindebehörden,  Amts- 
gerichte etc.  unserer  Vermittlung."  Der  Stuttgarter  .Arbeitersekretär 
läfst  sich  in  seinem  letzten  Rechenschaftsbericht  über  den  A’erkehr 
des  Sekretariats  mit  den  Behörden  folgendermafsen  vernehmen : 
„Der  Verkehr  mit  den  Behörden  war  wie  seither  ein  reger  und  hat 
auch  die  entgegenkommende  Haltung  derselben  gegenüber  dem 
•Sekretariate  keine  Aendcning  erfahren,  wenn  auch  bei  einigen  aus- 
wärtigen Stellen  hin  und  wieder  etwas  Bureaukratismus  in  den 
Kauf  genommen  werden  mufste."  Der  Mannheimer  Arbeitersekretär 
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erkennt  freudig  die  Unterstützung  der  Sekretariatsthätigkeit  durch  die 
staatlichen  und  städtischen  Behörden  an.  Er  schreibt  in  seinem 
Rechenschaftsbericht;  „Der  Verkehr  mit  den  Behörden  liefe  in  der 
Form  im  allgemeinen  nichts  zu  wünschen  übrig.  In  steigendem 
Mafee  wurden  Leute  von  den  Behörden  zur  VV’ahrung  ihrer  Inter- 
essen an  das  Sekretariat  gewiesen.  Namentlich  die  städtischen  Be- 
hörden haben  von  Anfang  an  dem  .Arbeitersekretariate  freundliches 
Entgegenkommen  bewiesen  und  durch  Veröffentlichung  der  Zahlen 
unserer  .Auskunftsthätigkeit  in  den  Statistischen  Monatsberichten  der 
Stadt  Mannheim  die  soziale  Bedeutung  unserer  Einrichtung  aner- 
kannt." Wann  werden  wir  in  den  Berichten  der  norddeutschen 
Arbeitersekretärc  ähnliche  anerkennende  Zeilen  über  das  Verhalten 
der  Behörden  zu  den  .Arbeitersekretariaten  lesen? 

Ein  Arbeitersekretariat,  das  in  den  breiten  Massen  wurzelt,  von 
sachverständigen,  mit  guten  wissenschaftlichen  Hilfsmitteln  ver- 
sehenen Beamten  geleitet  und  in  seiner  Thätigkeit  von  den  staat- 
lichen und  kommunalen  Behörden  gefördert  wird,  kann  eine  äufeerst 
einflufsreiche  Einrichtung  unseres  Rechtslcbens  werden.  Unentgelt- 
lich finden  in  den  Sekretariaten  ganze  Schichten  der  armen  Be- 
völkerung Rechtsbelchrung  und  Rechtsschutz.  Die  Sekretariate  ihrer- 
seits knüpfen  in  ihrer  Thätigkeit  an  eine  bestehende,  dem  Schutz 
der  unbemittelten  Klassen  dienende  In.stitution  an,  an  das  Armen- 
recht und  führen  mit  Hilfe  desselben  die  thatsächliche  Unentgelt-, 
lichkeit  der  Rechtspflege  für  einen  grofeen  Volksbestandteil  ein. 
Nach  der  deutschen  Civilprozefeordnung  kann  der  A'ermögenslose, 
der  sich  ein  Armutszeugnis  von  der  Ortsbehörde  hat  ausstellen 
lassen,  unentgeltlich  klagen,  wenn  die  beabsichtigte  Rechtsver- 
folgung nicht  mutwillig  oder  aus.sicht.sIos  erscheint.  Der  .Arbeiter- 
sekretär prüft  nun  eine  jede  ihm  vorgetragene  Rechtssache  sorg- 
fältig durch , weist  eine  völlig  aussichtslose  Sache  zurück  und 
unterstützt  die  begründeten,  erfolgversprechenden  Klagen  durch  wohl 
ausgearbeitete,  eingehende  .Armcnrcchtsgesuchc.  Bei  kleineren  aber 
zeitraubenden  Rechtskonflikten  strebt  der  Sekretär  vor  allem  eine 
V'ersöhnung  der  feindlichen  Parteien  an.  Seine  Bemühungen  werden 
meist  dann  einen  zufriedenstellenden  Ausgang  haben,  wenn  die 
.streitenden  Parteien  aus  organisierten  Arbeitern  bestehen.  Er  kann 
dann  in  vielen  Fällen  die  Hilfe  der  Organisationen  zur  Schlichtung 
von  Streitigkeiten  in  .Anspruch  nehmen. 

Das  .Arbeitersekretariat  ist  aber  nicht  nur  ein  Imstitut  zur  fried- 
lichen Beilegung  von  Rechtsstreitigkeiten  und  zur  energischen  Ver- 
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folgung  berechtigter  Klagen,  nein  es  ist  vor  allem  eine  Art  volks- 
tümlicher Rechtsschule,  die  durch  ständige  Belehrung  der  Massen 
der  Anstrengung  zweckloser  und  kostspieliger  Prozesse  vorbeugt. 
Und  in  letzter  Hinsicht  kann  das  Arbeitersekretariat  den  unbe- 
mittelten Volksklassen  einen  reichen  Segen  spenden.  Welche  ko- 
lossalen Geldsummen  können  diesen  Klassen  durch  die  Thätigkeit 
umsichtiger  Arbeitersekretäre  erspart  werden? 

Die  Avantgarde  der  deutschen  Arbeiterschaft,  das  organisierte 
Proletariat,  hat  vorläufig  die  Kosten  für  Arbeitersekretariate  auf  sich 
genommen.  Und  im  Interesse  der  Untersten  und  Aermsten  im  Volk 
wird  e.s,  durchglüht  von  einer  groCsherzigen,  altruistischen  Moral, 
dieses  Opfer  bringen.  Durch  diese  selbstlose  That  wird  e.s  den 
grofsen  sozialen  (iedanken  der  unentgeltlichen  Rechtspflege  für  die 
unbemittelten  Klassen  verwirklichen  helfen. 
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Das  Fabrikinspektorat  von  New  York  und  seine 
Stellung  zur  Arbeiterschutzgesetzgebung. 

Von 

FLORENCE  KELLEY, 

in  New  York. 

Obschon  das  Fabrikinspektorat  des  Staates  New  York  nicht  das 
älteste  ist  (älter  sind  die  von  Massachusetts,  New  Jersey  und  Ohio), 
so  ist  es  doch  infolge  der  grofsartigen  wirtschaftlichen  Entwicklung 
des  ersten  Industriestaates  und  der  dadurch  bedingten  mannigfachen 
Obliegenheiten  des  Amtes,  das  allerwicht igste  in  den  Vereinigten 
Staaten.  Es  wurde  im  Jahre  l886  durch  ein  Gesetz  ins  Leben 
gerufen,  das  den  Staatsgouverneur  ermächtigte,  einen  Inspektor  und 
einen  Hilfsinspektor  zu  ernennen  zunächst  nur  mit  dem  Recht, 
Fabriken  zu  be.suchen  und  zwei  dürftige  Bestimmungen  durchzu- 
liihren,  die  einen  engumgrenzten  Schutz  für  Kinder  und  jugendliche 
weibliche  Personen  bezweckten.  Seitdem  hat  sich  das  Amt  von 
Jahr  zu  Jahr  vergröfsert,  bis  es  vor  kurzem  erst  mit  der  Durch- 
führung einer  umfa.ssenden  und  weitgehenden  Arbeiter.schutzgesetz- 
gebung  beauftragt  worden  ist.  Seine  Jahresberichte  behandeln 
nicht  nur  die  Arbeitsverhältnisse  der  Fabriken  und  Werkstätten 
(einschliefslich  der  Bäckereien),  sondern  auch  die  der  Bergwerke 
und  aller  Unternehmungen,  soweit  bei  ihnen  die  Durchführung 
regelmäfsiger  wöchentlicher  Lohnzahlungen  in  Betracht  kommt. 

In  dem  ursprünglichen  Gesetz  (1886)  war  die  Ernennung  von 
Hilfsinspektoren  nicht  vorge.sehen.  Da  kein  Amtszimmer  zur  Ver- 
fügung gestellt  war,  mufste  der  Inspektor  seine  Wohnung  in 
New  York  als  solches  angeben,  und  der  zweite  Inspektor  dasselbe  in 
Buffalo  thun.  Die  Arbeit  und  die  Korre.spondenz  des  .Amtes  wurde 
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in  dem  ersten  Jahr  von  diesen  beiden  Beamten  erledigt.  Der  erste 
Jahresbericht,  der  im  Dezember  1886  erschien,  umfafste  nur  38  Seiten, 
in  denen  eine  grofse  Anzahl  Formulare  und  Zirkulare  wiedergegeben 
wurden,  die  die  Inspektoren  in  .Ausübung  ihrer  amtlichen  Pflichten 
gebraucht  hatten.  In  diesem  Berichte  erklären  sie:  „Wir  haben  nur  un- 
gefähr 3CX3  Fabriken  in  New  York  und  Brooklyn  in.spiziert  und  bei  der 
Mehrzahl  erfolgte  die  Inspektion  auf  Veranl.assung  von  Beschwerden“. 
An  einer  anderen  Stelle  erwähnen  sie  beiläufig,  dafs  sie  im  ganzen 
Staat  ungefähr  tausend  Fabriken  besucht  haben.  Der  Bericht  ent- 
hält keine  statistische  Angaben  und  verzeichnet  keinerlei  Verfahren 
gegen  Unternehmer  und  Eltern,  die  das  Gesetz  verletzt  hatten, 
obschon  zwei  Bäcker  angeklagt  waren,  Knaben  unter  16  Jahren 
länger  als  60  Stunden  in  der  Woche  beschäftigt  zu  haben  und 
diese  Fälle  im  Anfänge  des  näch.sten  Jahres  verhandelt  werden 
sollten. 

Weder  dieser  erste  Bericht,  noch  die  folgenden  enthalten  irgend 
eine  Mitteilung  über  die  Unterhaltungskosten  des  Amtes.  Diese 
lassen  sich  nur  aus  den  Bestimmungen  folgern,  die  in  den  aufein- 
anderfolgenden Gesetzen,  die  das  Personal  des  Amtes  vergröfsern, 
über  die  Inspektorengehältcr  gegeben  sind;  oder  aus  beiläufigen 
Bemerkungen  des  Inspektors,  die  sich  in  den  jährlich  wiederholten 
Empfehlungen,  die  Zahl  und  die  Gehälter  der  Hilfskräfte  zu  er- 
höhen, finden.  Nirgendwo  findet  man  eine  Angabe  über  Auslagen 
für  Reisen,  Gerichtsverfahren,  Drucksachen,  Porto  und  Telegramme, 
und  all’  die  anderen  mannigfaltigen  .'\usgabcn,  die  für  die  Kosten- 
summe und  die  Wirksamkeit  eines  Fabrikinspektorats  so  bedeutungs- 
voll sind. 

Das  Bemerkenswerteste  in  jenem  ersten  Bericht  war  eine  Reihe 
von  Vorschlägen,  die  die  Fabrikinspektoren  als  das  Resultat  ihrer 
Beobachtungen  formuliert  hatten.  Diese  V’orschläge  haben  der 
Gesetzgebung  als  provisorisches  Programm  gegolten.  Sie  sind  einer 
nach  dem  anderen  — wenn  auch  durchaus  nicht  in  ihrer  ursprüng- 
lichen Reihenfolge  — zum  Gesetz  des  Staates  New  York  erhoben 
worden,  und  sie  bilden  heute  einen  grofsen  und  wichtigen  Teil  der 
Arbeiterschutzgesetzgebung  des  ersten  Industriestaates  der  Union. 

Diese  X’orschläge  wäret»  die  folgenden : 

1.  Die  Durchführung  der  Schulpflicht  den  Polizeiorganen  zu 
übertragen. 

2.  Die  Beschäftigung  unter  14  Jahre  alter  Kinder  in  Handels- 
und Gewerbebetrieben  zu  verbieten. 
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3.  Schutzvorrichtungen  an  Treppen  anbringen  zu  lassen,  die 
von  weibliclien  Personen  benutzt  werden,  oder  in  deren 
Nähe  diese  arbeiten. 

4.  Den  Arbeitstag  für  Frauen  und  Minderjährige,  die  das 

- 18.  Lebensjahr  noch  nicht  erreicht  haben,  auf  lo  Stunden 

zu  beschränken. 

5.  Zu  verbieten,  dafs  .Maschinen,  während  sie  in  Bewegung 
sind,  von  Frauen  oder  noch  nicht  18jährigen  Personen  ge- 
reinigt werden. 

6.  Die  Mittagspause  wenigstens  auf  *4  Stunden  fcstzusetzen 
und  tlie  Inspektoren  zu  ermäclitigen,  in  besonderen  Fällen 
Ausnahmen  durch  P>Iaubnisscheine  zuzulassen. 

7.  Geeignete  Schutzvorrichtungen  für  .Aufzüge  und  Fahrstühle 
anzuordnen. 

8.  Anzuordnen,  dafs  Gummi.streifen  auf  Treppen  gelegt  werden, 
auf  denen  man  leicht  ausgleiten  kann. 

9.  In  Fabriken  und  Werkstätten  Sicherhcitsmafsrcgeln  gegen 
Feuersgefahr  vorzuschreiben. 

10.  Eine  Strafverschärfung  im  4.  Absatz  des  Gesetzes,  in 
welchem  das  Wort  „wissentlich“  zu  streichen  ist. 

11.  Die  Inspektoren  zu  ermächtigen,  ein  ärztliches  Zeugnis  für 
noch  nicht  sechzehnjährige  Kinder  zu  verlangen,  deren 
Körperkraft  für  gewLsse  Arbeiten  nicht  auszureichen  scheint. 

12.  Alle  Kinder,  die  in  Fabriken  und  Werkstätten  angetroffen 
werden,  als  Arbeiter  zu  betrachten. 

13.  Arbeitsverträge  zu  verbieten,  durch  die  den  .Arbeitern 
unter  gewissen  Bedingungen  der  Lohn  vorenthalten  werden 
kann. 

14.  Die  Zahl  der  Inspektoren  auf  12  zu  steigern,  einen  Schreiber 
anzustellen  und  für  .Amtsräume  zu  sorgen. 

1 5.  Getrennte  Wasserklosets  für  die  beiden  Geschlecliter,  in 
Fabriken. 

16.  Die  P’abriken,  in  denen  schmutzige  Arbeit  verrichtet  wird, 
anzustreichen  oder  zu  weifsen. 

17.  Den  Inspektoren  jeden  Unfall,  der  sich  in  den  Fabriken 
und  Werkstätten  ereignet,  sowie  den  Namen  des  Verletzten 
anzuzeigen. 

18.  Anzuordnen,  dafs  die  Fabrikthüren  nach  aufsen  hin  sich 
öffnen  und  dafs  sie  während  der  Arbeitszeit  nicht  ver- 
schlossen, verriegelt  oder  verstellt  sind. 
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Der  erste  \'orschlag  der  angenommen  wurde,  war  die  Forderung, 
die  Zahl  der  Inspektoren  zu  vermehren.  Es  geschah  dies  durch 
ein  Amendement,  das  die  Legislatur  von  1887  annahm.  Weitere 
Vermehrungen  erfolgten  durch  Amendements  in  den  Jahren  1890, 
1893,  1894,  1896,  1897  und  1899.  Im  Jahre  1900  wurde  ein 
Antrag  auf  Ernennung  von  fünfzig  unbesoldeten  Inspektoren  ein- 
gebracht, die  unter  Leitung  des  Fabrikinspektors  thätig  sein  sollten. 
Es  gelang  jedoch  nicht  ihn  durchzubringen.  Die  folgenden  Zahlen 
geben  einen  Lieberblick  über  das  Wachstum  des  .\mtes. 


Es  wurden  zu  Inspektoren  ernannt : 


Jahr 

1886 

1887 

1890 

■893 

1894 

1895 

1896 

1897 
1899 

Gesamtzahl 


Männer 

2 

8 

6 


Frauen 


S 

1 


5 


53 


Es  kamen  auf  Angestellte  Inspektoren 


1892 

374  366 

18 

IS93 

412237 

24 

1894 

465926 

25 

1895 

567994 

30 

1896 

537  702 

34 

r-. 

00 

623697 

3» 

1898 

680929 

38 

1899 

nicht  bekannt 

53 

Angestellte  auf  einen  Inspektor. 
20798 
17  t7& 

18637 
iS  933 
15814 
16413 
17919 


Abgesehen  von  der  in  vorstehender  Uebersicht  angegebenen 
■Anzahl  von  in  Fabriken  und  Werkstätten  beschäftigten  Arbeitern, 
h.aben  die  Inspektoren  noch  die  Angestellten  in  Bäckereien  und 
Grubenbetrieben  zu  überwachen.  Im  Jahre  1898  inspizierten  sie 
Bäckereien  mit  14812  und  Gruben  mit  4674  Angestellten.  Die 
-Anzahl  der  der  Obhut  je  eines  Inspektors  unter.stellten  Personen  ist 
auch  jetzt  noch  viel  zu  grofs  für  eine  wirksame  Ucberwachung. 

Das  .Amendement  vom  Jahre  1889,  durch  das  acht  Frauen  im 
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Anfang  des  Jahres  1890  zu  Hilfsinspektoren  ernannt  wurden,  ver- 
langte von  dem  Inspektor,  dafs  er  nicht  weniger  als  acht  Frauen 
anstelle;  das  Amendement  vom  Jahre  1893  beauftragte  ihn  nur, 
dafür  zu  sorgen,  dafs  das  Personal  des  Amtes  die  Zahl  25  nicht 
überschreite  und  dafs  hier\’on  nicht  mehr  als  10  Frauen  seien. 
Nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  ist  die  Stellung  der  Frauen  in 
dem  Amte  daher  weniger  sicher  nach  dem  Jahre  1893  als  vorher. 
Noch  heute  sind  nicht  ganz  zehn  Frauen  angestellt,  obschon  das 
Personal  durch  spätere  Amendements  von  25  auf  53  erhöht  worden 
ist.  Dieser  Umstand  scheint  darauf  hinzudeuten,  dafs  die  jetzige 
Verwaltung  der  Anstellung  der  weiblichen  Inspektoren  nicht  freund- 
lich gesinnt  ist.  Dafür  spricht  auch,  dafs  die  befähigte  Kandidatin, 
die  in  einem  früheren  Artikel  des  „Archivs“  erwähnt  worden  ist, ') 
noch  nicht  angestellt  ist,  obschon  sie  ihr  Examen  schon  vor  5 
Jahren  bestanden  hat,  und  die  Zahl  der  weiblichen  Inspektoren 
noch  nicht  das  im  Amendement  von  1893  festgesetzte  Maximum 
erreicht  hat. 

Bestimmungen  über  die  Arbeit  der  Frauen,  jugend- 
lichen Personen  und  Kinder. 

Da  die  Durchführung  des  Vorschlages  I eine  Gesetzgebung 
nötig  machte,  die  die  P'unktionen  des  Fabrikinspektorats  nicht 
berührte,  so  wird  jener  Vorschlag  in  diesem  .Artikel  nicht  weiter 
Ijcrücksichtigt  werden.  .Allerdings  sind  die  Gesetze  über  allgemeine 
Schulpflicht  von  1894  und  1895  erst  dadurch  möglich  geworden, 
dafs  die  Kinderarbeit  in  Fabriken  und  Werkstätten  immer  gröfsere 
Einschränkungen  erfuhr.  Diese  Einschränkungen  sind  daher  sehr 
beachtenswert. 

Das  P'abrikinspcktionsgcsetz  vom  Jahre  1886  enthielt  aufscr  den 
■Anordnungen  zur  Errichtung  des  .Amtes  nur  Bestimmungen  über 
die  Arbeitszeit  der  Frauen  und  Minderjährigen,  über  die  .Arbeits- 
bedingungen der  Kinder  und  über  die  Strafen,  die  sich  derjenige 
zuzog,  der  ihnen  zuwider  handelte.  Ueberdies  erhielten  diese  dürf- 
tigen Bestimmungen  eine  nachlässige  F'assung,  die  mit  grofsen 
Mängeln  behaftet  war.  Der  § i lautete : „Kein  unter  1 8 Jahre  alter 
Minderjähriger  und  keine  unter  21  Jahre  alte  Frau  soll  in  den  Ge- 
werbebetrieben dieses  Staates  länger  als  wöchentlich  60  Stunden 

*)  Ygl.  die  weibliche  Fabrikinspektion  in  den  Vereinigten  Staaten.  Von  Florcncc 
Kclley,  in  diesem  Archiv,  XI,  128  fg. 

Archiv  für  «ox.  Gesetzgebung  u.  Statistik.  XVI.  27 
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beschäftigt  werden,  es  sei  denn,  um  notwendige  Reparaturen  fertig 
/u  stellen."  Dieser  Paragraph,  der  die  Länge  des  einzelnen  Arbeits- 
tages nicht  festsetzte,  erhielt  erst  im  Jahre  1899  seine  gegenwärtige 
Fassung,  nachdem  einige  unglückliche  und  erfolglose  Versuche,  ihn 
zu  amendicren,  im  Jahre  1889  und  im  Jahre  1893  sowie  auch  im 
Jahre  1 897  vorausgegangen  waren.  Nach  1 5 Jähriger  Erfahrung  und 
nach  drei  Versuchen,  ein  Gesetz  zu  verfassen  und  zu  erlassen, 
durch  das  verhindert  werden  sollte,  dafs  Kinder  und  jugendliche 
weibliche  Personen  während  der  Nacht  oder  länger  als  10  Stunden 
an  einem  Tage  und  mehr  als  6 Tage  in  einer  Woche  arbeiten 
sollten,  erhielt  das  Gesetz  die  jetzt  gültige  P'assung,  welche  ver- 
bietet, dafs  weibliche  Personen  irgend  welchen  Alters  länger  als 
IO  Stunden  innerhalb  24  Stunden  in  einer  Fabrik  oder  Werkstätte 
beschäftigt  werden. 

Die  anderen  Hauptmängel  des  ursprünglichen  Gesetzes  waren, 
dafs  die  Strafbestimmung  das  Wort  „wissentlich“  enthielt,  und  dafs 
keine  .^Itersbcscheinigung  für  Kinder  von  14 — 16  Jahren,  deren  Be- 
schäftigung gesetzlich  gestattet  war,  vorgeschrieben  wurde. 

Von  diesem  unbedeutenden  .Anfang  an  besteht  die  Geschichte 
der  Kinderarbeit-Gesetze  aus  unausgesetzten  Bemühungen,  auf  direk- 
tem untl  indirektem  Wege  die  Beschäftigung  derjenigen  Kinder  zu 
verhindern,  die  das  gesetzlich  be.stimmte  .Alter  noch  nicht  erreicht 
haben.  Wir  werden  sehen , wie  ein  Ge.setzentwurf  nach  dem 
anderen  angenommen  und  mit  der  besten  Absicht  durchgeführt 
wurde,  wie  jeder  neue  .Schritt  von  neuen  Hoffnungen  begleitet  war, 
dafs  endlich  das  Ziel  erreicht  werden  möge,  bis  zuletzt  ein  höchst 
verwickeltes  System  aufgebaut  wurde,  dessen  Erfolg  immer  noch 
zweifelhaft  ist.  Die  Schwierigkeit  liegt  darin,  dafs  für  die  im  Aus- 
land geborenen  Kinder  keine  Geburtsscheine  vorliegen  und  für  die 
im  Inland  geborenen  auch  nicht  immer.  Um  die.sem  Mangel  ab- 
zuhelfen, hat  man  nach  und  nach  die  eidesstattliche  Erklärung,  das 
Gesundheitsattest,  die  Bildungsprüfung  und  das  gegenwärtige  System, 
das  alle  drei  umfafst,  gefordert.  Leider  ist  in  der  Ausstellung  der 
Gcburt.sscheine  im  ganzen  Staat  keine  grofse  Besserung  eingetreten, 
aufscr  in  der  Stadt  New  A'ork  und  einigen  wenigen  anderen  grofsen 
Städten.  Es  ist  daher  immer  noch  nötig,  in  irgend  einer  Weise 
Eltern  davor  zu  bewahren,  meineidig  zu  werden,  um  ihren  Kindern 
Arbeit  zu  verschaffen. 

ln  ihrem  ersten  Bericht  vom  Dezember  1886  bemerken  die 
Inspektoren : „Die  Zahl  der  Eltern,  die  einen  .Meineid  begehen 
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wollten,  um  ihre  Kinder  in  die  Fabriken  schicken  zu  können,  war 
erstaunlich  grofs,  und  die  Kleinen  waren  gewöhnlich  gut  abge* 
richtet,  um  den  Eid  ihrer  Eltern  zu  bestätigen.  Kleine  Knaben 
und  Mädchen,  die  nicht  älter  als  zehn,  elf  oder  zwölf  Jahre  sein 
konnten,  behaupteten  steif  und  fest,  über  13  Jahre  alt  zu  sein. 
Viele  Xotare,  die  den  Eltern  den  Eid  über  das  Alter  der  Kinder 
abgenommen  haben,  verdienen  scharfen  Tadel.  Nachlässigkeit  in 
der  .Ausfüllung  der  Formulare  war  nicht  ihr  schlimmstes  Vergehen. 
In  vielen  Fällen  bestand  ein  offenbares  Einverständnis  in  der  V'er- 
letzung  des  Gesetzes  zwischen  den  Eltern  und  den  Notaren,  be- 
sonders wenn  diese  im  Dienst  der  betreffenden  Firma  standen  oder 
ihr  als  .Mitglied  angehörten." 

In  jedem  einzelnen  der  1 3 Berichte  bis  zu  jenem  vom 
Januar  1899  wiederholt  sich  die  Beschwerde  gegen  Eltern  und 
Notare  oder  andere  Beamte,  die  sich  zur  Umgehung  des  Gesetzes 
die  Hand  reichen.  Im  ersten  Jahre  (1886)  wurden  einige  Eltern 
angeklagt,  in  der  .Angabe  des  Alters  ihrer  Kinder  falsch  geschworen 
zu  haben;  eine  Verurteilung  konnte  wegen  Beweismangels  nicht 
erfolgen.  Soweit  meine  Erfahrung  reicht,  ist  es  niemals  gelungen, 
Eltern  dieses  V'ergehens  zu  überführen. 

Im  Jahre  1887  wurde  ein  .Amendement  angenommen,  wonach 
der  Vater  ein  Affidavit  abgeben  mufste,  de.s.sen  Form  genau  vor- 
geschrieben war,  und  das  den  Namen,  Tag  und  Ort  der  (jeburt 
des  unter  16  Jahre  alten  Kindes  enthalten  mufste.  Dieses  .Affidavit 
sollte  in  der  Fabrik  oder  Werkstätte  niedergelegt  werden,  ehe  das 
Kind  an  die  Arbeit  ging.  Es  war  ferner  vorgeschrieben,  dafs  die 
Namen  aller  Kinder  im  Alter  zwischen  13  und  16  Jahren  in  ein  Re- 
gister eingetragen  werden  sollten,  und  auf  Wunsch  der  Inspektoren 
mufsten  Affidavit  und  Register  vorgelegt  werden.  Die  ursprüngliche, 
mangelhafte  Strafklausel  wurde  beibehalten,  es  wurde  aber  noch  eine 
Klaasel  hinzugefügt,  die  eine  Strafe  von  wenigstens  < 20  und  höchstens 
S 100  für  Uebertretung  irgend  einer  Vorschrift  desGe.sctzes  bestimmte. 
Eis  entstand  ein  Rechtsstreit,  der  in  der  Weise  aufgelö.st  wurde, 
dafs  die  einzige  Strafe,  die  einem  A'ater  in  jenem  Jahr  aufcrlcgt 
worden  war,  wieder  erlassen  wurde.  Dagegen  wurden  mehrere 
Arbeitgeber  mit  5 20,  $ 25  und  ^ 50  wegen  Uebertretung  des  Kinder- 
arbeitschutzgesetzes  bestraft. 

In  dem  zweiten  Bericht  vom  Januar  1888  wird  ilie  Beschwerde 
über  die  Geburtsscheine  wiederum  erhoben,  und  die  Inspektoren 
sagen:  „Es  ist  ungemein  schwierig,  den  Geburtstag  der  Kinder  in 

27* 
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diesem  Staat  zu  ermitteln  und  Angaben  des  Affidavits  nachzuprüfen, 
wenn  die  Kinder  nicht  in  irgend  einer  Kirche  getauft  sind."  An 
einer  anderen  Stelle  desselben  Berichts  jedoch  heifst  es : „Das  Affidavit, 
das  von  Eltern  verlangt  wird,  die  ihre  Kinder  in  Arbeit  geben 
wollen,  hat  falsche  Altersangaben  verhindert.  Viele  grofse  Fabri- 
kanten haben  die  Erfahrung  gemacht,  dafs  die  Eltern  sehr  häufig 
willens  waren,  zu  sagen,  dafs  ihre  Kinder  1 3 Jahre  alt  seien,  dafs 
sie  sich  aber  weigern,  ihre  schriftliche  Erklärung  eidlich  zu  bekräf- 
tigen. Doch  giebt  es  noch  immer  Eltern,  die  falsch  schwören,  um 
Arbeit  für  ihre  Kinder  zu  erhalten." 

In  dem  dritten  Bericht  vom  Januar  1889  bemerken  die  In- 
spektoren: „Wir  glauben,  dafs  nur  wenige  unter  13jährige  Kinder 
in  den  Gewerbebetrieben  dieses  Staates  beschäftigt  sind,  und  dafs 
alle  diese  eidlich  bestätigte  Affidavits  haben,  dafs  .sic  über  13  Jahre 
alt  sind.  Es  ist  unmöglich,  falschen  Eid  zu  verhindern.  Doch  ist 
die  Einforderung  der  Affidavits,  die  Registrierung  und  das  Aus- 
hängen der  Namen  aller  noch  nicht  16jährigen  Kinder  zahlreichen 
Fabrikanten  so  lästig,  dafs  sie  cs  sich  zur  Regel  gemacht  haben, 
keine  Kinder  unter  16  Jalirc  zu  beschäftigen.“ 

Die  Klagen  über  die  falschen  Eide  der  F.ltcrn  werden  fort- 
gesetzt trotz  der  Amendements  von  1889  und  1890.  Wenn  diese 
•Amendements  sich  auch  nicht  direkt  mit  dem  Uebel  befafsten,  so 
ermächtigten  sie  doch  die  Inspektoren,  aus  Fabriken  und  Werk- 
stätten Kinder  zu  entfernen,  die  so  klein  oder  so  unwissend  sind, 
dafs  sie  wahrscheinlich  das  gesetzliche  .Arbeitsalter  noch  nicht  er- 
reicht haben.  Durch  diese  Amendements  erhielt  das  Gesetz  folgende 
Fassung:  „Kein  unter  14  Jahre  alles  Kind  soll  in  den  Gewerbe- 
betrieben dieses  Staates  beschäftigt  werden.  Kein  unter  16  Jahre 
altes  Kind,  das  einfache  englische  Sätze  weder  lesen  noch  schreiben 
kann,  soll  aufser  in  den  Schulferien  der  Stadt  oder  des  Ortes,  worin 
es  wohnt,  in  gewerblichen  Betrieben  beschäftigt  werden.  Der  Fabrik- 
inspektor, sein  Assistent  und  die  Hilfsinspektoren  sind  berechtigt, 
ein  ärztliches  Zeugnis  über  körperliche  Taugliclikeit  zu  verlangen, 
falls  die  Kinder  für  die  .\rbeit,  die  sie  zu  verrichten  haben,  nicht 
kräftig  genug  erscheinen;  und  sie  sind  ferner  berechtigt,  die  Be- 
schäftigung der  Minderjährigen,  die  ein  solches  Zeugnis  nicht  er- 
halten können,  zu  verhindern." 

Die  Bestimmung  des  Gesetzes,  die  die  Inspektoren  befugte,  ein 
Tauglichkeitsattest  für  die  Kinder  zu  verlangen,  die  ihnen  für  die 
•Arbeit  zu  sclnvach  zu  sein  schienen,  scheint  weniger  genützt  zu 
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haben,  als  man  erwartet  hatte;  denn  sie  wird  kaum  noch  erwähnt. 
Dagegen  hat  sich  die  „Analphabetenklausel"  in  der  Praxis  ganz 
vortrefflich  bewährt.  Ueber  die  Analphabeten  sagen  die  Inspektoren 
in  ihrem  i.  Bericht,  1886  folgendes:  „Die  Unwissenheit  ist  wirk- 
lich besorgniserregend.  Viele  tausend  Kinder,  die  hier  zu  Lande 
-geboren  oder  in  früher  Kindheit  hierher  gebracht  wurden,  können 
nicht  schreiben,  fast  ebenso  viele  können  nicht  lesen  und  andere 
tausende  können  nicht  viel  mehr  als  ihren  eigenen  Namen  schreiben. 
In  Europa  geborene  Kinder,  die  kürzlich  einwanderten,  sind  weit 
besser  unterrichtet  als  die  Kinder,  die  in  unserem  Staat  ge- 
boren und  erzogen  sind.  Sehr  wenige  in  Amerika  geborene  Kinder 
konnten  ihr  Geburtsjahr  angeben,  den  Staat  nennen,  in  dem  sie 
lebten,  oder  den  Namen  ihrer  Heimatstadt  buchstabieren.  Zahlreiche 
Kinder  hatten  gerade  die  gesetzliche  Schranke  des  13.  Jahres  über- 
schritten, die  .schon  fünf  und  sechs  Jahre  in  Fabriken  gearbeitet 
hatten  und  niemals  in  der  Schule  gewesen  waren." 

In  dem  vierten  Bericht  v'om  Januar  1890  heifst  es:  „Viele  tausend 
jugendliche  Personen  arbeiten  heute  in  Fabriken,  die  weder  lesen 
noch  schreiben  können,  obschon  sie  in  der  Nachbarschaft  freier 
Schulen  geboren  und  erzogen  worden  sind,  .“ändere  haben  eine  so 
unbedeutende  Bildung,  dafs  sie  keinerlei  praktischen  Nutzen  für  sie 
hat.  Das  Amendement  des  § 4,  das  die  Beschäftigung  unter  16- 
jähriger  Kinder  verbietet,  die  einfache  englische  Sätze  weder  lesen 
noch  schreiben  können,  ist  erst  seit  drei  Monaten  in  Kraft,  also  seit 
dem  Herbstbeginn  der  Schulen.  Diese  Zeit  ist  natürlich  zu  kurz, 
als  dafs  man  sich  schon  ein  ungefähr  zutreffendes  Urteil  über  seine 
Wirkung  bilden  könnte.  Die  Durchführung  dieses  Paragraphen  hat 
aber  seine  Notwendigkeit  bewiesen,  täne  grofse  Zahl  Knaben  und 
Mädchen  wurde  geprüft,  aus  der  Fabrik  genommen  und  in  die 
Schule  ge.schickt.  Unter  ihnen  waren  nicht  nur  Analphabeten, 
sondern  viele  Kinder,  die  Deutsch,  Polnisch,  Italieni.sch,  Französisch, 
also  ihre  Muttersprache  lesen  und  schreiben  konnten.  Die  Fabri- 
kanten würdigen  die  Bedeutung  dieses  Gesetzesparagraphen,  und 
sie  prüfen  gewöhnlich  die  Kenntnisse  derjenigen,  auf  die  er  sich 
bezieht,  ehe  sie  ihnen  .Arbeit  geben.“  In  dem  fünften  Bericht  vom 
Januar  1891  sagt  der  Inspektor:  „Der  .Abschnitt  des  Gesetzes,  der 
fordert,  dafs  unter  16  Jahre  alte  Kinder  einfache  englische  Sätze 
lesen  und  schreiben  können,  hat  unter  Fabrikanten  und  denkenden 
Personen  überhaupt  allgemeine  Billigung  gefunden.  Allerdings  ist 
die  .Arbeit  der  Inspektoren  dadurch  vermehrt  worden;  denn  jedes 
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Kind,  das  wirklich  oder  augenscheinlich  unter  i6  Jahre  alt  ist,  mufs 
an  dem  Ort,  wo  es  in  Arbeit  ist,  und  in  Gegenwart  des  Inspektors 
darthun,  dafs  es  im  Besitz  elementarer  Kenntnisse  der  englischen 
Sprache  ist.  Ich  kenne  keine  Bestimmung,  die  für  die  Kinder  dieses 
Staates  so  wohlthuend  gewirkt  hat,  wie  diese  Forderung  im  Fabrik- 
inspektions-Gesetze.  In  einigen  Städten  des  Staates  ist  es  ein  be- 
deutender Mifsstand,  dafs  zahlreiche  Einwanderer  zusammenwohnen, 
die  fremde  Idiome  sprechen  und  die,  selbst  wenn  sic  cs  wünschten, 
keine  Gelegenheit  haben.  Englisch  zu  lernen.  Sie  gründen  eigene 
Schulen,  worin  Englisch  nicht  gelehrt  wird,  weil  sic  glauben,  dafs 
die  Kinder  im  Verkehr  mit  den  .‘\merikanern  .sich  eine  Kenntnis 
ries  Engli.schen  aneignen  werden,  die  ausreicht,  um  eine  gewöhnliche 
und  notwendige  Unterhaltung  zu  führen.  Die  Prüfung  in  den  Fabriken 
hat  in  hohem  Grade  die  Wirkung  gehabt,  dafs  diese  l.eute  sich  mit 
der  Sprache  und  den  Gesetzen  des  lindes  vertraut  machen."  Noch 
im  Jahre  1893  wurden  90  analphabetische  Italiener  aus  einer 
Fabrik  der  Stadt  New  York  bei  der  Eröffnung  des  Schuljahres  im 
September  genommen.  In  dem  neunten  Bericht  vom  Januar  1895 
verzeichnen  die  Inspektoren  den  Erlafs  eines  neuen  und  strengeren 
Schul])flichtgesetzes,  das  ihre  Arbeit  langsam  vorbereitet  hatte.  Durch 
das  Verbot,  analphabetische  Kinder  in  F'abriken  und  W’erkstätten  zu 
beschäftigen,  hatte  das  Kinderarbeitschutzgesetz  den  Geldwert  der 
analphabetischen  Kinder  für  ihre  P'amilien  vermindert,  hatte  daher 
habgierigen  Eltern  jeden  Antrieb  genommen,  sie  von  der  .Schule 
fern  zu  halten  und  hatte  die  Fabrikanten  daran  gewöhnt,  ohne  die 
Arbeit  dieser  Kinder  fertig  zu  werden;  es  hatte  auch  auf  pflichtver- 
gessene Schulbehörden  einen  indirekten  Druck  ausgeübt.  Schulgelegen- 
heiten  für  viele  tausend  Kinder  zu  schaffen.  In  dieser  Weise  hatte 
jenes  X'erbot  sehr  viel  dazu  beigetragen,  den  Widerstand  gegen  ein 
allgemeines  Schulpflichtgcsetz  zu  vermindern.  Im  Jahre  1895  forderten 
die  Inspektoren  die  Entlassung  von  238  gänzlich  ungeschulten  Kin- 
dern. In  ihrem  zehnten  Bericht  vom  Januar  1896  wird  gesagt: 
„D.as  Analphabetentum  mag  noch  bis  zu  einem  gewis,scn  Umfange 
bestehen,  aber  es  bildet  nicht  mehr  die  Regel  unter  den  Minder- 
jährigen, die  in  gewerblichen  Betrieben  arbeiten."  Dieser  Jubelruf 
wird  aber  sofort  durch  folgende  Worte  wieder  herabgestimmt;  „In 
tausenden  von  Fällen,  in  denen  ungeschulte  Kinder  auf  .Anordnung 
der  Inspektoren  entlassen  wurden,  stellte  cs  sich  heraus,  dafs  sic 
aus  Mangel  an  Schulgclegenhciten  nicht  in  die  Schule  gehen  konnten. 
Es  gilt  das  besonders  für  die  östliche  Seite  der  Stadt  New  York, 
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wo  eine  grofse  vom  Ausland  jüngst  eingewanderte  Bevölkerung 
wohnt,  die  eine  andere  als  die  englische  Sprache  reden.“ 

Merkwürdig  und  interessant  sind  die  sich  widersprechenden 
Aussagen  über  das  Alter  der  Kinder,  das  nach  den  Behauptungen 
der  einen  Seite  durch  die  Wirkungen  des  Gesetzes  erhöht  worden 
sei,  während  auf  der  anderen  Seite  die  Klagen  über  meineidige 
Eltern  und  mitschuldige  Notare  nie  verstummen.  Zweifellos  sind 
beide  Seiten  im  Recht;  denn  die  Kinder  der  intelligenteren  und 
gewissenhafteren  Eltern  genielsen  den  Schutz  des  Gesetzes  und 
werden  später  in  die  Fabrik  geschickt  als  die  Kinder  derselben 
Klasse  vor  dem  Erlafs  des  Gesetzes;  während  gerade  die  Kinder, 
die  am  meisten  des  Schutzes  bedürftig  sind,  ihn  infolge  der  Un- 
bildung und  Habgier  ihrer  Eltern  nicht  erhalten. 

In  dieser  Hinsicht  richten  sich  die  Anklagen  weit  weniger 
gegen  die  Arbeitgeber  als  gegen  die  Eltern  und  die  Notare.  Nach- 
dem alle  Mittel,  durch  die  das  .^rbeitsalter  auf  14  Jahre  erhöht 
werden  sollte,  erprobt  waren  (Verbot  der  Kinderarbeit  unter  diesem 
■Alter,  Beibringung  des  .Alters-.Affidavits,  das  Register,  Gesundheits- 
attest, Aushängen  der  Namen  in  den  l'abriken,  und  die  Elemen- 
tarprüfung), sagen  die  Inspektoren  in  ihrem  fünften  Bericht 
(Januar  1891):  „die  gewerbliche  Beschäftigung  sehr  junger  Kinder 
hat  in  diesem  Staat  fast  ganz  aufgehört.  Nach  unseren  Gesetzen 
kann  kein  unter  14  Jahre  altes  Kind  gewerblich  beschäftigt  werden. 
Dieses  Verbot  wird  mit  .Ausnahme  einer  gewissen  Klasse  in  der 
Stadt  New  York  von  den  Unternehmern  gewöhnlich  eingehalten. 
.Seit  dem  Erlafs  des  Gesetzes  sind  die  Unternehmer  fast  einmütig 
für  seine  strenge  Durchführung  eingetreten,  und  wir  erhalten  zu 
diesem  Zwecke  von  ihnen  schätzenswerte  Förderung  und  Hilfe". 
In  dem  siebenten  Bericht  (Januar  1893)  heifst  es;  „der  .Abschnitt 
des  Gesetzes,  der  die  .Arbeit  der  unter  14jährigen  Kinder  in  Fa- 
briken und  Werkstätten  verbietet,  wird  im  allgemeinen  befolgt. 
Es  sind  im  Laufe  des  Jahres  verhältnismäfsig  wenige  Uebertretungen 
dcs-selben  uns  zur  Kenntnis  gebracht  worden;  es  scheint,  dafs 
unter  den  Unternehmern  die  Absicht  der  Uebertretung  überhaupt 
nicht  vorhanden  ist".  Im  neunten  Bericht  vom  Januar  1895  wird 
bemerkt : „Das  Ucbel  der  Kinderarbeit  ist  im  .Staate  New  A'ork  fast 
gänzlich  beseitigt  worden."  Der  zehnte  Bericht  vom  Januar  1896 
sagt:  „Die  Arbeitgeber  erweisen  sich  vorsichtiger  als  je  gegen 
Kinder  zweifelhaften  .Alters". 

.Aber  in  demselben  zehnten  Bericht  vom  Januar  1896  erscheint 
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wieder  die  alte  Klage  über  die  falschen  Affidavits  und  die  Gewissen- 
losigkeit der  Notare,  die  den  hltern  bei  ihrer  Ausstellung  helfen. 
Die  Inspektoren  sagen:  „Die  Unachtsamkeit  einzelner  Notare  und 
die  augenscheinlich  kriminelle  Absicht  anderer  in  Ausstellung  falscher 
Affidavits,  durch  die  die  Eltern  das  Alter  ihrer  Kinder  eidesstattlich 
angeben  und  die  bei  dem  Arbeitgeber  hinterlegt  werden  müssen, 
che  er  Kinder  in  dem  Alter  zwischen  14  und  16  Jahren  anstellen 
kann,  hat  hier  und  dort  dazu  geführt,  dafs  unter  14  Jahre  alte 
Kinder  beschäftigt  wurden.  Unter  dem  gegenwärtigen  System  ist 
es  für  den  Inspektoren  schwierig,  wenn  nicht  unmöglich,  derartige 
Gesetzcsverletzungen  zu  verhindern.  Wird  den  Notaren  die  falsche 
Angabe,  die  sie  beglaubigt  haben,  vorgehalten,  so  lehnen  sie  jede 
Verantwortlichkeit  ab  und  werfen  die  Schuld  auf  die  Eltern.  Sie 
behaupten,  dafs  es  ihnen  nicht  obliege,  sich  selbst  einigermafsen 
darüber  zu  vergewissern,  dafs  die  Angaben  des  Affidavits  auf  Wahr- 
heit beruhen;  oder  die  Eltern  zu  warnen,  dafs  eine  falsche  .Angabe 
über  das  Alter  ihrer  Kinder  Meineid  sei  und  als  solcher  bestraft 
werde ; oder  ein  Kreuzverhör  darüber  anzustcllcn,  ob  sie  die  Wahr- 
heit ausgesagt  haben“. 

In  demselben  Jahre  erhielt  das  Gesetz  die  Fassung,  in  der  cs 
im  Anhang  zu  diesem  Artikel  erscheint.  Nach  dem  jetzigen  Ge- 
setze müssen  die  Eltern  immer  noch  den  Geburtstag  und  Geburts- 
ort der  Kinder  eidlich  bescheinigen,  ehe  es  mit  gewerblicher  Arbeit 
beginnen  kann;  aber  das  .Affidavit  mufs  jetzt  nicht  nur  bei  dem 
Arbeitgeber  niedergelegt  werden,  sondern  auch  bei  dem  Sekretär  des- 
jenigen Grafschaftsgericht.s,  in  dessen  Bezirk  das  Kind  wohnt.  Das 
Affidavit  ist  jetzt  nur  die  Grundlage  eines  Zeugnisses,  das  Angaben 
von  zwei  oder  mehreren  amtlichen  Persönlichkeiten  enthält,  die  das 
Kind  gegen  die  Möglichkeit  eines  elterlichen  Meineides  schützen 
sollen.  Dieses  Zeugnis  wird  von  der  lokalen  -Sanitätsbehörde  aus- 
gestellt (oder  von  einer  dazu  von  der  Behörde  bestimmten  Person). 
Es  enthält,  wenn  möglich,  Geburtstag  und  Geburtsort  des  Kindes, 
und  es  beschreibt  so  genau  wie  möglich  die  Haarfarbe,  die  Augen- 
färbe,  die  Gröfee,  das  Gewicht  und  besondere  Gesichtsmerkmale 
des  Kindes.  Es  erklärt,  dafs  die  -Sanitätsbehörde  (oder  andere,  von 
ihr  dazu  bestimmten  Personen)  sich  überzeugt  hat,  dafs  das  Kind 
körperlich  tauglich  ist,  die  Arbeit,  die  es  übernehmen  will,  zu  leisten, 
und  dafs  das  angegebene  Geburtsdatum  richtig  ist.  Läfst  sich  dieses 
Datum  nicht  feststellen,  so  mufs  die  genannte  Behörde  erklären, 
dafs  nach  ihrer  besten  Ueberzeugung  das  Kind  das  vierzehnte 
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Lebensjahr  überschritten  hat.  Schliefslich  wird  das  Zeugnis  nicht 
eher  ausgestellt,  ehe  der  Sanitätsbeamte  nicht  auch  die  Gewifsheit 
gewonnen  hat,  dafs  das  Kind  eine  Schule  besucht  hat,  in  der  die 
elementaren  englischen  Fächer  wie  Lesen , Schreiben , Rechnen, 
englische  Grammatik  und  (xeographie  gelehrt  werden,  oder  dafs 
das  Kind  einen  gleichwertigen  L’nterricht  aufserhalb  der  Schule  er- 
halten hat.  Der  Schulbesuch  muls  ein  Schuljahr  umfafst  haben, 
d.  h.  so  viele  Tage,  wie  die  Volksschule  des  Bezirkes,  in  dem  das 
Kind  wohnt,  während  des  letzten  Schuljahres  geöffnet  war.  .^Is 
Beleg  hierfür  gilt  eine  Bescheinigung  des  Schuldirektors  über  den 
Schulbesuch  oder  des  Privatlehrers  über  den  Unterricht  des  Kindes, 
die  auf  Wunsch  ausgefertigt  wird.  Zwischen  dem  ersten  und  zehnten 
Tage  jedes  Monats  hat  die  lokale  Sanitätsbehörde  dem  Fabrik- 
inspektor eine  Liste  der  Kinder  einzuhändigen,  denen  Atteste  aus- 
gestellt worden  sind,  und  die  aufserdem  das  Datum  und  den  Ort 
der  Geburt,  die  Augen-  und  Haarfarbe,  Gröfse,  Gewicht  und  be- 
sondere Gesichtsmerkmale  dieser  Kinder  enthält. 

Der  Zweck  dieser  weitläufigen  Anordnung  ist,  die  Notare  der 
Kontrolle  der  lokalen  Sanitätsbehörde  und  des  Privatlehrers  oder 
Schuldirektors  und  diese  wiederum  der  der  Fabrikinspektoren  zu 
unterwerfen.  In  dem  ersten  Bericht  nach  diesem  Erlafs  erwartet 
der  Inspektor  eine  bedeutende  Verbesserung  als  Wirkung  desselben 
(11.  Bericht,  Januar  l8gi).  Er  sagt:  „Bis  zum  30.  November  1896 
war  dem  Amt  von  den  verschiedenen  Sanitätsbehörden  berichtet 
worden,  dafs  2548  neue  Atteste  bewilligt  worden  waren.  Diese  Zahl 
umfafst  aber  nicht  die  Kinder,  denen  .Atte.ste  vor  dem  29.  September 
1896  aiBgestellt  waren,  da  diese  sämtlich  von  dem  Fabrikinspektor 
schon  vorher  angenommen  waren.  Die  Beteiligten  werden  durch  diese 
neue  X’crfügung  in  keiner  Weise  belästigt.  Sie  können  alle  nötigen 

.Arbeiter  dieser  Art,  die  das  gesetzliche  Alter  hinter  sich  haben, 

erlangen.  Auf  die  Frage  des  Inspektors:  „Beschäftigen  Sie  Kinder 

zwischen  14  und  16  Jahren  in  Ihrer  Fabrik?“  erfolgt  häufig  eine 

durchaus  verneinende  Antwort.“  Der  Inspektor  sagt  sogar  folgendes: 
„Höchst  erfreulich  ist  die  Uebereinstimmung  zwischen  den  Sanitäts-, 
Jschul-  und  Fabrikbehörden  inbetreff  der  Durchführung  dieser  wich- 
tigen (iesetzesbestimmung.“  Entmutigend  i.st  es  daher,  wenn  wir 
in  dem  nächsten  Bericht  (12.  Bericht,  Januar  1898)  folgendes  lesen; 
,,In  mehreren  Fällen  hat  sich  herausgestellt,  dafs  lokaler  Einfiufs 
mächtig  genug  war,  Kindern  .Atteste  zu  verschaffen,  um  sic  dadurch 
gegen  jede  weitere  Belästigung  zu  schützen.  In  zwei  Fällen  waren 
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wir  genötigt,  den  Beamten,  die  die  Gesundheitsatteste  au.szustellen 
hatten,  Verhaftung  anzudrolien,  wenn  sie  nicht  mit  der  Ausstellung 
offenbar  ungesetzlicher  Atteste  einhielten.“  An  einer  anderen  Stelle 
desselben  Berichtes  heifst  es : „Die  Gesamtzahl  der  analphabetischen 
Kinder  — d.  h.  der  unter  löjcährigen  Kinder,  die  einfache  englische 
Sätze  weder  lesen  noch  schreiben  konnten  — beträgt  162.  Die 
Gesamtzahl  der  Kinder,  die  unter  dem  gesetzlichen  Alter  von 
14  Jahren  in  Arbeit  gefunden  wurden,  beträgt  139.“  Die  That- 
sache,  dafs  die  ungesetzliche  Beschäftigung  jedes  einzelnen  dieser 
301  Kinder  die  Unwirksamkeit  dieses  komplizierten  Registrierungs- 
apparates für  jeden  dieser  Fälle  bedeutet,  scheint  der  Aufmerksam- 
keit des  Inspektors  entgangen  zu  sein. 

Die  Strafe,  die  auf  der  ersten  Uebertretung  des  Kinderarbeit- 
schutzgesetzes ruht,  beträgt  mindestens  $ 20  und  höchstens  i lOO. 
Bei  Wiederholung  derselben  erfolgt  eine  Strafe  von  wenigstens  $ 50 
und  höchstens  ^ 100  oder  höchstens  30  Tage  Gefäognis,  oder  (Jeld- 
strafe  und  (iefangnis  zusammen.  Bei  dem  dritten  X'^ergehen  wird 
der  Schuldige  mit  mindestens  ^ 250  oder  mit  höchstens  60  Tage 
Gefängnis,  oder  mit  Geldstrafe  und  Gefängnis  zusammen  bestraft. 
Es  findet  sich  jedoch  keine  Bestimmung  darüber,  ob  diese  Strafen 
auch  die  lokalen  Sanitätsbeamten,  die  Schuldirektoren  und  Privat- 
Ichrer  treffen,  die  auf  Verlangen  jedem  Kinde  die  nötige  Bescheinigung 
zur  Ausstellung  eines  .‘\ttestes  kostenfrei  geben  müssen,  wenn  es 
gesetzlich  dazu  berechtigt  ist.  Es  ist  ihnen  ausdrücklich  verboten, 
irgend  welche  Bezahlung  dafür  anzunehmen.  Die  bisherige  Er- 
fahrung hat  bewiesen,  dafs  einige  dieser  lokaletT  Behörden  das  Ge- 
setz nicht  befolgen.  Da  aber  der  Fabrikinspektor  sich  damit  be- 
gnügt hat,  den  Schuldigen  mit  der  gerichtlichen  Belangung  zu 
drohen,  ohne  jemals  seine  Drohung  auszuführen,  so  liegt  kein  Rechts- 
fall mit  einer  richterlichen  Entscheidung  vor.  Es  ist  daher  zweifel- 
haft, ob  nicht  jetzt  zu  dem  ursprünglichen  Uebel  der  gewissenlosen 
Notare  noch  ein  weiteres  Uebel  hinzugekommen  ist,  in  der  Ver- 
teilung der  Verantwortlichkeit  unter  Notaren,  Schuldirektoren  und 
Privatlehrer,  lokale  Gesundheitsbehörden  und  Hilfsfabrikinspektoren. 
Es  ist  eine  notwendige  Voraussetzung  der  wirkungsvollen  Durch- 
führung des  Gesetzes,  dafs  alle  diese  Personen  in  intelligenter  Weise 
Zusammenarbeiten. 

Ein  interessantes  Streiflicht  wird  auf  das  Bestreben,  für  arbeitende 
Kinder  den  Besitz  der  Elementarkenntnis  der  englischen  Sprache  zu 
verlangen,  durch  folgende  Nationalitäten  - Tabelle  geworfen,  die  die 


Digitized  by  Google 


Das  Kabrikiospcktorat  von  New  York  eie. 


427 


Zahl  der  Kinder  enthält,  denen  in  den  Jahren  1896  und  1897 
nisse  ausgestellt  waren.  Die  Zahlen,  aus  denen  diese  Tabellen  zu- 
sammengesetzt sind,  finden  sich  in  dem  elften  und  zwölften  Bericht 
(Januar  1897  und  1898).  Die  Höhe  der  Intelligenz  der  Eltern  (und 
auch  der  I.okalbehörden,  die  diese  Zeugnisse  au-sgestellt  haben)  er- 
giebt  sich  daraus,  dafs  Bezeichnungen,  wie  Europa,  Afrika  u.  s.  w., 
als  Nationalitäten  gelten.  Das  Fabrikinspektionsamt  selb.st  unter- 
scheidet in  seinem  Bericht  zwischen  Bayern,  Pommern  und  Deutsch- 
land und  zwischen  Böhmen  und  Oesterreich ! 


Geburtsländer  der  Kinder,  denen  Atteste  ausgestellt  wurden. 


Länder  1896 

1S97 

Länder 

1896 

1897 

Amerika  1825 

8671 

Belgien 

I 

8 

England  67 

165 

Holland 

1 1 

22 

Irland  87 

30 

Schweden 

9 

43 

Schottland  9 

31 

Norwegen 

— 

1 1 

Wales  3 

3 

Kulslantl 

188 

443 

Kanada  70 

178 

Polen 

18 

140 

Deutschland  146 

564 

Finnland 

— 

t 

Bayern  — 

3 

Spanien 

I 

— 

Pommern  1 

— 

Griechenland 

— 

I 

Oesterreich  45 

143 

Türkei 

— 

1 

Ungarn  41 

70 

Arabien 

— 

1 

Böhmen  8 

25 

Palästina 

— 

1 

Rumänien  16 

23 

Europa 

l 

1 

Galizien  3 

— 

Afrika 

— 

1 

Italien  44 

225 

Argentinien 

— 

I 

Frankreich  6 

44 

Brasilien 

1 

3 

Schweiz  4 

25 

auf  hohem  Meere  1 

l 

Im  zehnten,  elften,  zwölfter 

1 und  dreizehnten  Bericht  findet  sich 

folgende  Statistik  der  Kinder 

unter  l6  Jahren, 

die  in 

jedem  In- 

spektionsjahr  in  den  Fabriken 

bei  der  .Arbeit  angetroffen  wurden. 

Jahr 

Knaben 

Mädchen  zu.sanimen 

1887 

75>4 

6695 

14  2CK1 

1888 

9485 

8953 

18314 

1889 

8198 

7 1 16 

‘5314 

1890 

7694 

6975 

14699 

1891 

9470 

8025 

17495 

1S92 

7475 

6630 

14105 

1893 

7204 

6660 

13864 

1894 

6556 

5980 

12536 

1895 

6831 

7013 

>3854 

1896 

5609 

6501 

12  100 

1897 

5397 

5777 

1 1 174 

1898 

6000 

7025 

13025 
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Aus  dieser  Tabelle  ergiebt  sich,  dafs  die  Gesamtzahl  der  ge- 
werbsthätigen  Kinder  in  dem  Zeitraum  von  1892  bis  1898  nicht  ge- 
stiegen ist.  In  keinem  dieser  Jahre  aber  war  sie  so  hoch  wie  im  Jahre 
1887,  als  diese  Statistik  zum  ersten  Mal  aufgestellt  wurde.  Bei  der 
Beurteilung  der  .Abnahme  in  den  Gesamtzahlen  der  Kinder,  die  in 
den  Jahren  1896  und  1897  beschäftigt  waren,  sind  verschiedene 
Punkte  zu  berücksichtigen.  Im  Jahre  1896  liefsen  sich  zuerst  die 
Wirkungen  der  allgemeinen  Schulpflicht,  die  am  i.  Januar  1895  in 
Kraft  trat,  beobachten.  Natürlich  mul’ste  sie  <len  Bestimmungen, 
die  die  Beschäftigung  der  unter  14jährigen  Kinder  untersagte,  einen 
besonderen  Nachdruck  verleihen ; denn  die  allgemeine  Schulpflicht 
verlangt,  dafs  jedes  unter  14jährige  Kind  an  jedem  Tage  des  Jahres, 
an  welchem  die  V'olksschule  der  Stadt  oder  des  Bezirks,  in  dem 
das  Kind  wohnt,  offen  ist,  die  Schule  besuche.  Man  durfte  daher 
wohl  eine  Verminderung  der  Zahl  derjenigen  Kinder  erwarten,  die 
wirklich  noch  nicht  14  Jahre  alt  waren,  die  aber  auf  (jrund  falscher 
Affidavits  in  Arbeit  standen.  In  jenem  Jahr  traten  auch  die  neuen 
Kinderarbeitschutz-Bestimmungen  des  Fabrikinspektionsgesetzes  in 
Kraft,  wodurch  cs  sich  auch  zum  Teil  erklärt,  dafs  die  Zahl  der 
Kinder,  die  in  den  Jahren  i8g6  und  1897  Inspektoren  in  Fa- 

briken und  Werkstätten  angetrofien  wurden,  in  1898  sich  vermindert 
hat.  L'm  die  Zahlen  aber  richtig  zu  würdigen,  darf  auch  ein  anderer 
Umstand  nicht  übersehen  werden.  Es  mufsten  nämlich  der  faktische 
Leiter  des  Inspektorats,  Mr.  John  Francy,  der  seit  der  Gründung 
desselben  im  Jahre  1886  Assistent-Inspektor  gewesen  war  und  gleich- 
falls der  Oberinspektor  Mr.  James  Connally  ihr  Amt  niederlegen, 
tän  neuer  Oberinspektor,  Mr.  Daniel  O’Leary,  übernahm  seine 
.•\mtsgeschäfte  am  i.  Mai  1896.  Nach  einem  solchen  Wechsel  in 
der  Leitung  des  Inspektorats,  dessen  .Anlafs  politischer  Natur  war 
(Mr.  O'Leary  ist  ein  aktiver  Republikaner,  während  Mr.  Francy 
Demokrat  war),  ist  es  sehr  natürlich,  dafs  die  Nachforschung  nach 
den  Kindern,  die  immer  die  schwierigste  .Aufgabe  des  In.spektorats 
bildet,  eine  Zeit  lang  etwas  nachliefs;  denn  die  neuen  Hilfsinspektoren, 
die  der  Oberinspektor  ernannt  hatte,  waren  unerfahren  und  solche  alte 
erfahrene  Hilfsinspektoren,  die  im  .Amt  geblieben  waren,  waren  infolge 
des  Fersonalwechsels  etwas  demoralisiert  worden.  Jedenfalls  mufs 
jede  .Angabe,  dafs  die  Zahl  der  in  .Arbeit  gefundenen  Kinder 
sich  \crmindert  habe,  sorgfältig  geprüft  werden;  denn  es  sind  mög- 
licherweise viele  Kinder  in  .Arbeit,  ohne  dafs  sie  gefunden 
werden.  .Aber  ,selb.st  wenn  man  diese  Möglichkeit  zugesteht  und 
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inbetracht  zieht,  so  läfst  sich  doch  mit  Sicherheit  annehmen,  dafs 
die  38  Inspektoren,  die  im  Jahre  1898  das  Personal  des  Amtes 
bildeten,  und  die  13025  Kinder  in  Arbeit  gefunden  haben,  infolge 
ihrer  gröfseren  Zahl  eher  in  der  I-age  sind,  das  ganze  Gebiet  zu 
umfassen  und  daher  alle  Kinder,  die  in  Arbeit  sind,  auch  wirklich 
zu  finden,  als  die  zehn  Inspektoren,  die  im  Jahre  1888  18314  Kinder 
entdeckt  hatten. 

Die  Wahrscheinlichkeit,  dafs  die  Gesamtzahlen  der  in  .Arbeit 
gefundenen  Kinder  verhältnismäfsig  korrekt  sind,  wird  noch  dadurch 
bestätigt,  dafs  der  Prozentsatz  der  Kinder  im  Vergleich  mit  der 
Gesamtzahl  aller  Arbeiter  im  Laufe  sechs  aufeinanderfolgender  Jahre, 
in  die  der  .Amtswechsel  fällt,  beständig  gesunken  ist.  Diese  Prozent- 
sätze sind: 


Jahr 

Brshäftigtr 

l’crsoncn 

Kinder  von 
14 — 16  Jahren 

Prozent 

1898 

680929 

13025 

1,9» 

1897 

623697 

11  174 

1.78 

1890 

537  702 

12  100 

2.25 

1895 

567994 

13854 

2,45 

1894 

465926 

1 2 536 

1,69 

1893 

412237 

13864 

3,86 

1892 

374366 

14 105 

3,80 

Der  vierzehnte  Jahresbericht  befindet  sich  gegenwärtig  noch 
beim  Staatsdrucker  und  Buchbinder  und  dürfte  noch  einige  Zeit 
auf  sich  warten  lassen.  In  einem  .Aushängebogen  indessen  fanden 
wir  folgende  wichtige  Stelle : „Im  Laufe  des  Jahres  stellte  das  Amt 
20  191  in  Fabriken  und  VV'erkstätten  im  ganzen  Staate  beschäftigte 
Kinder  im  .Alter  von  14  bis  16  Jahren  fest."  Es  ist  dies  die  gröfste 
Anzahl  von  Kindern,  die  je  in  den  Berichten  angegeben  worden. 
Indessen  enthalten  die  Aushängebogen  keine  Angabe  der  Gesamt- 
zahl beschäftigter  Personen,  wefshalb  man  sich  nicht  überzeugen 
kann,  ob  der  Prozentsatz  der  Kinder  überhaupt  zugenonimen  hat. 
Die  sehr  auffällige  Zunahme  in  der  Anzahl  der  beschäftigten  Kinder 
mag  zum  Teil  auf  die  im  August  1899  erfolgte  Abstellung  von 
fünfzehn  neuen  Inspektoren  zurückzuführen  sein,  da  neue  Beamte 
in  der  Regel  sehr  eifrig  bemüht  sind,  beschäftigte  Kinder  ausfindig 
zu  machen. 

Es  ist  bedauerlich,  dafs  auf  die  A’erteilung  der  Kinder  unter 
die  verschiedenen  Gewerbszweige  des  Staates  N'ew-York  niemals 
geachtet  worden  ist;  denn  es  läfst  sich  nun  nicht  n<achweisen,  ob  eine 
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etwaige  Abnahme  der  Kinder  gerade  in  den  Gewerben  stattgefunden 
hat,  in  denen  sic  am  meisten  zu  wünschen  wäre.  Im  Staate  Illinois 
sind  in  den  Jahren  1893 — 97  die  Kinder  in  der  Weise  aufgenommen, 
dafs  ihre  Verteilung  in  den  verschiedenen  Gewerbezweigen  ersichtlich 
ist.  Es  liefs  sich  daher  die  öffentliche  Aufmerksamkeit  auf  die 
Zweige  lenken,  die  sie  besonders  nötig  hatten,  und  die  Zahl  der 
Kinder,  die  in  den  Schlachthöfen  Chicagos  und  in  den  Gla.shüttcn 
des  Staates  beschäftigt  waren,  liefs  sich  in  dieser  Weise  in  jenen 
Jahren  bedeutend  verringern.  Die  Zahl  der  in  den  Schwitzhöhlen 
beschäftigten  Kinder  ist  aber  weniger  gefallen  als  in  vielen  ver- 
hältnismäfsig  unschädlichen  Gewerben,  obschon  die  gröfsten  .An- 
strengungen gemacht  wurden,  das  (iesetz  in  jenen  Schwitzwerk- 
stätten zur  Durchführung  zu  bringen.  Es  läfst  sich  hieraus 
schlicfsen,  dafs  weitere  Ge.setze  im  Interesse  der  Kinder  nötig  .sind. 
Eine  solche  Gewerbestatistik  wäre  besonders  für  die  Stadt  Xew 
York  noch  weit  wertvoller  als  für  Illinois,  weil  die  Gewerbe  und 
besonders  das  Kleidergewerbc  der  Schwitzer  dort  in  viel  gröfsercra 
Mafs.stabe  betrieben  werden. 

Es  ist  schon  erwähnt  worden,  dafs  in  dem  ersten  Jahre  seiner 
Thätigkeit  das  Inspektorat  gegen  zwei  Bäcker  vorgegangen  ist,  die 
beschuldigt  waren,  zwei  Knaben  länger  als  60  Stunden  wöchentlich 
beschäftigt  zu  haben.  Im  Anfang  des  Jahres  1887  wurde  ein  jeder 
zur  Zahlung  von  5 50  und  der  Prozefskosten  verurteilt.  Damit  fing 
eine  Reihe  von  45  gerichtlichen  Verfolgungen  an,  die  gegen  Unter- 
nehmer, die  unter  13jährige  Kinder  beschäftigt  hatten,  o<ier  gegen 
Eltern,  die  diese  Beschäftigung  geduldet  hatten,  oder  wegen  Be- 
schäftigung Minderjähriger  länger  als  60  Stunden  wöchentlich,  oder 
wegen  Fehlens  eines  .Affidavits  angestrengt  wurden.  Von  diesen 
Fällen  endeten  17  mit  einer  \'erurteilung  zu  ^ 20.  < 25  oder  $ 50 
Strafe.  Im  Laufe  des  Jahres  aber  trat  die  gerichtliche  Verfolgung 
in  ein  .Stadium,  die  alle  diejenigen,  die  mit  der  Durchführung  der 
.Arbeiterschutzgesetzgebung  beschäftigt  waren,  entmutigen  mufste. 
Das  gerichtliche  Verfahren  war  von  den  Inspektoren  glücklich  durch- 
geführt worden  und  das  Gericht  hatte  die  durch  das  Gesetz  vor- 
geschriebene Strafe  auferlegt,  der  .Angeklagte  aber  legte  bei  einer 
höheren  Instanz  Berufung  ein  und  bis  zur  Fintscheidung  dieses 
höheren  Gerichtes  konnte  die  endgültige  Verurteilung  des  Schuldigen 
nicht  erfolgen.  Mehrere  Prozesse  begannen  im  F'ebruar  1887  und 
schwebten  noch  nach  Verlauf  von  zwei  Jahren  im  Dezember  1888; 
und  nur  fünf  Strafen  wurden  aufcrlegt  im  Jahre  1888.  In  solch' 
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einem  Berufungsfalle  steht  die  Rechtsgültigkeit  des  Gesetzes  selbst 
in  Frage,  und  bis  diese  Frage  entschieden  ist,  sind  die  unteren  Ge- 
richte natürlich  nicht  geneigt,  irgend  welche  Entscheidungen  zur 
Durchführung  des  Gesetzes  zu  treffen.  Im  Jahre  1889  wurden  jedoch 
die  l'älle  zu  Gunsten  des  Gesetzes  und  des  Amtes  entschieden; 
von  dieser  Zeit  an  bis  Mai  1896  wurden  ernstliche  Uebertretungen 
des  Gesetzes  gerichtlich  verfolgt  und  der  Hilfsinspcktor  Francy  trat 
dabei  selbst  als  Anwalt  und  Ankläger  auf.  Seit  1896  sucht  man 
aufser  in  den  schlimmsten  Fällen  das  gerichtliche  Verfahren  zu  ver- 
meiden; und  der  Inspektor  führt  in  seinem  zwölften  Jahresbericht 
(Januar  1898)  die  verminderte  Zahl  der  Prozesse  als  Beweis  dafür 
an,  dafs  kein  Anlafs  dazu  vorlag.  Fine  eigentümliche  Schlufsfolge- 
rung ! 

Von  den  ursprünglichen  19  Vorschlägen,  die  die  Inspektoren 
in  ihrem  ersten  Bericht  (1886)  gemacht  hatten,  sind  alle,  soweit 
sic  .sich  auf  die  Kinder  bezogen,  mit  .Ausnahme  des  zwölften  zu 
Gesetzen  erhoben  worden.  Die.ser  zwölfte  Vorschlag  wollte,  dafs 
jedes  Kind,  das  in  einer  Fabrik  oder  VVerkstätte  beschäftigt  oder 
unbeschäftigt  angetroffen  wird,  als  .Arbeiter  zu  betrachten  sei.  Im 
Jahre  1891  wurde  eine  Bestimmung  angenommen,  die  in  den  ur- 
sprünglichen Vorschlägen  nicht  enthalten  war,  und  die  verbot,  dafs 
noch  nicht  15jährige  Kinder  Fahr.stühlc  bedienen,  und  dafs  noch 
nicht  18jährige  Minderjährige  P'ahr.stühle  bedienen  sollten,  die  mit 
einer  grofseren  Geschwindigkeit  als  200  Fufs  in  der  Minute  betrieben 
werden.  Dies  ist  die  einzige  besondere  Bestimmung,  die  zum  Schutz 
und  zur  körperlichen  Sicherheit  der  ge.setzlich  beschäftigten  Kinder 
getroffen  ist,  welche  son.st  unter  die  allgemeinen  .Arbeiterschutzgesetze 
fallen.  Der  Bericht  der  Inspektoren  vom  Januar  1898  enthält  nur 
folgenden  V^orschlag,  der  sich  besonders  auf  die  Kinder  bezieht: 
„Läfst  sich  überhaupt  ein  Mangel  in  unseren  geltenden  Gesetzen 
entdecken,  so  ist  es  der,  dafs  es  Kindern  erlaubt  ist,  an  gefährlichen 
Maschinen  zu  arbeiten.  Das  Strafgesetzbuch  verbietet  wohl  eine 
derartige  Be.schäftigung  der  Kinder,  aber  mit  der  Durchführung 
dieses  Verbotes  ist  keine  amtliche  .Stelle  beauftragt.  Nach  unserer 
.Ansicht  sollte  das  P'abrikinspcktorat  die  Befugnis  dazu  erhalten.  Die 
Zahl  der  dem  Inspektorat  berichteten  Unfälle,  von  denen  jugend- 
liche Personen  betroffen  werden,  die  bei  der  Berlienung  der  Maschine 
häufig  A^erletzungen  erleiden,  die  sie  zum  lebenslänglichen  Krüppel 
machen,  läfst  diesen  Vorschlag  annehmbar  erscheinen."  Eine  be- 
sondere Unfallstatistik  für  jugendliche  Personen  wäre  ebenso  wie 
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eine  allgemeine  Arbeitsstatistik  der  Kinder  als  ein  grofser  Fortschritt 
zu  betrachten.  Bis  jetzt  giebt  es  nichts  Derartiges. 


Die  nocli  nicht  21  Jahre  alten  weiblichen  Personen  und 
die  noch  nicht  l8  Jahre  alten  männlichen  Personen. 

Wir  haben  die  Kntwicklung  der  Kinderarbeitschutzgesetzgebung 
von  der  Gründung  des  Fabrikinspektorats  durch  das  Gesetz  \’om 
Jahre  l886  bis  zum  Ende  des  Jahres  1898  verfolgt,  und  wir  haben 
ge.sehen,  dafs  nach  der  Ansicht  des  Inspektors  zum  Schutze  noch 
nicht  löjähriger  Kinder  nur  noch  der  Erlafs  eines  Gesetzes  zu 
wünschen  übrig  bleibt,  das  die  Beschäftigung  dieser  Kinder  an  ge- 
fährlichen Maschinen  verbietet. 

Wir  können  uns  daher  jetzt  zu  der  Betrachtung  derjenigen  Vor- 
schläge des  ersten  Berichtes  (1886)  wenden,  die  die  Beschäftigung 
der  noch  nicht  18  jährigen  Minderjährigen  und  der  weiblichen  Personen 
betreffen.  Um  die  zum  Schutze  dieser  Arbeiter  bestimmten  Ge- 
setze wirksamer  zu  gestalten,  machten  die  Inspektoren  die  Vor- 
schläge 3,  4,  5,  6 und  16.  In  jenem  ersten  Bericht  nahmen  sie 
einen  Standpunkt  ein,  den  sie  seither  nie  verlassen  haben,  von  dem 
aus  sie  es  als  notwendig  betrachten,  dafs  alle  Schutzbestimmungen, 
die  für  die  noch  nicht  21  jährigen  weiblichen  Personen  erlassen  werden, 
für  die  Gesamtheit  der  Arbeiterinnen  gelten  sollen.  Diese  Forderung 
hat  erst  1899  Gesetzesform  erlangt,  jedoch  nur  in  soweit  jene 
.sich  auf  die  Länge  des  Arbeitstags  bezieht.  Das  einzige  Gesetz, 
das  zum  besonderen  Schutz  der  Gesundheit  der  gewerbsthätigen  .Ar- 
beiterinnen bestimmt  war,  welches  die  Inspektoren  im  Gesetzbuch 
des  Staates  New  York  vorfanden,  stammte  aus  dem  Jahre  1881  und 
hatte  folgenden  Wortlaut: 

„.Artikel  i.  Jeder  LInternehmer  im  Handel  und  Gewerbe  hat 
die  Pflicht,  für  seine  weiblichen  .Angestellten  Sitzgelegenheiten  zu 
besorgen  und  immer  bereit  zu  halten,  und  zu  erlauben,  dafs  diese 
.Angestellten  davon  Gebrauch  machen,  soweit  cs  zur  Erhaltung  ihrer 
Gesundheit  erforderlich  ist. 

Artikel  2.  Jeder  Unternehmer,  der  dieses  Gesetz  Übertritt, 
macht  sich  eines  Vergehens  schuldig." 

Dieses  Gesetz  war  nie  durchgeführt  worden,  und  viele  Unter- 
nehmer hatten  von  seiner  Existenz  keine  Kenntnis.  Die  Inspektoren 
machten  den  .Anfang  mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  und 
des  .Artikels  i des  Fabrikgesetzes  \om  Jahre  1886,  das  die  Be- 
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schäftigung  der  Knaben  und  jugendlichen  Arbeiterinnen  auf  6o  Stunden 
wöchentlich  beschränkt.  Auf  die  fehlerhafte  Fassung  dieses  Artikels 
haben  wir  schon  hingewiesen. 

Ueber  die  Wirkung  dieser  mangelhaften  Bestimmung  auf  die 
Verkürzung  der  Arbeitszeit  sagen  die  Inspektoren  in  ihrem  ersten  Be- 
richt vom  Dezember  1886;  „Nach  unserer  besten  Schätzung  sind  un- 
gefähr 75000  Personen,  die  früher  6 1 — 100  Stunden  arbeiten  mufsten, 
davon  berührt  worden.  Diese  Personen  waren  hauptsächlich  in  dem 
Baumwolle-,  Seide-,  Wolle-  und  Textilgewerbe  thätig,  aber  auch 
diejenigen,  die  in  Druckereien,  Bäckereien,  Schuh-  und  Zigarren- 
werkstätten, in  vielen  kleineren  Betrieben  und  Werkstätten  be- 
schäftigt waren,  empfanden  den  Nutzen  dieses  Gesetzes.  Wir  haben 
nicht  sechs  Unternehmer  gesprochen,  die  sich  über  diese  Bestimmung 
des  Gesetzes  be.schwerten.  Sie  erklärten,  dafs  die  Verkürzung  der 
Arbeitszeit  im  allgemeinen  keine  Abnahme  der  Produktion  bewirkt 
hätte.  Die  durchschnittliche  V'erkürzung  der  Arbeitszeit  in  den  oben 
genannten  Gewerben  betnig  ungefähr  5 Stunden  wöchentlich  für 
jede  Person,  ohne  dafs  dadurch  das  V'erhältnis  zwischen  Arbeit- 
geber und  Arbeiter  irgendwie  gestört  wurde.“ 

In  einigen  Fabrikstädten  wurde  durch  gegenseitige  Ueberein- 
kunft,  namentlich  in  der  Textilindustrie,  die  Arbeitszeit  in  der  Weise 
geregelt,  dafs  die  Arbeiter  den  Sonnabend  .Nachmittag  frei  hatten. 
Obschon  diese  Regelung  in  einigen  Fällen  von  den  .Arbeitern  selbst 
gefordert  worden  war,  glauben  wir,  ihren  Nutzen  bezweifeln  zu 
sollen.  Ks  ist  nicht  so  sehr  die  tägliche  vernunftgemäfse  Arbeit, 
die  die  Gesundheit  angreift,  als  die  lange  Dauer  unausgesetzter  An- 
strengung, die  den  Organismus  schwächt  und  zerstört.  In  den  heifsen 
Sommermonaten  sind  elf  Stunden  Arbeit  an  fünf  Tagen  der  Woche 
zu  anstrengend  und  es  würde  allen  damit  gedient  sein,  wenn  der 
.Arbeitstag  auf  zehn  Stunden  beschränkt  würde.  Soll  der  Sonnabend 
Nachmittag  frei  bleiben,  so  sollen  die  anderen  Wochentage  nicht 
deswegen  verlängert  werden.  .An  einigen  Orten  wird  der  .Sonnabend 
Nachmittag  in  der  Weise  wieder  eingebracht,  dafs  die  Mittagspause 
auf  30  Minuten  beschränkt  wird.  Auch  das  können  wir  nicht 
billigen.  Fine  Stunde  ist  nicht  zu  lang  für  das  Mittagsmahl;  und 
es  sollten  mindestens  45  .Minuten  dafür  übrig  sein.  Ein  Amendement 
des  Gesetzes  ist  in  Vorschlag  gebracht  worden,  wodurch  der  In- 
spektor das  Recht  erhalten  soll,  Erlaubnisscheine  für  kürzere  Mittags- 
paasen  auszustellen,  wo  es  durch  die  Art  der  .Arbeit  und  das 
Interesse  der  .Arbeiter  geboten  zu  sein  scheint. 

Archir  für  »oz.  Geselzgebung  u.  Statistik.  XVI.  28 
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In  ihrem  zweiten  Bericht  (Januar  l888)  finden  sich  folgende 
Bemerkungen  über  die  anfänglichen  Wirkungen  des  Gesetzes:  „In 
Glashütten  und  Papierfabriken  war  es  gebräuchlich,  15-  bis  l8jährige 
Knaben  als  Handlanger  anzustellen,  die  an  7 Tagen  in  der  Woche 
12  Stunden,  also  84  Stunden  wöchentlich  arbeiten  mufsten.  Das 
hat  vollständig  aufgehört,  und  soweit  gleichaltrige  Knaben  heute 
noch  zu  dieser  Arbeit  verwendet  werden,  ist  ihre  Arbeitszeit  auf 
8 Stunden  täglich  oder  56  Stunden  wöchentlich  beschränkt  worden, 
ohne  dafs  ihr  Lohn,  soweit  wir  ermitteln  konnten,  deswegen  ver- 
mindert worden  ist.  Lithographische  Anstalten  und  Buchdruckereien 
lassen  in  gewissen  Jahreszeiten  Ueberzeit  arbeiten,  aber  es  geschieht 
nicht  häufig,  dafs  Minderjährige  oder  Arbeiterinnen,  denen  es 
das  Gesetz  verbietet,  dazu  herangezogen  werden.  Die  Unternehmer 
zw'eier  lithographischer  Anstalten  wurden  verhaftet,  weil  sie  Minder- 
jährige länger  als  60  Stunden  beschäftigt  hatten,  und  einer  von 
ihnen  wurde  verurteilt.  In  den  Bäckereien  ist  im  ganzen  Staat 
eine  ganz  entschiedene  Besserung  eingetreten,  die  zweifellos  durch 
die  Bestrafung  zweier  Bäcker  im  Anfang  des  Jahres  bewirkt 
worden  ist. 

„Wollen  die  Fabrikanten  jetzt  L^eberzeit  arbeiten  las.sen,  so  be- 
schäftigen sie  eine  zweite  Schicht,  die  nicht  immer  so  viele  Ar- 
beiter umfafst  wie  die  regelmäfsige  Belegschaft  des  Betriebes,  aber 
doch  genug,  um  diese  abzulösen  und  die  wöchentliche  Arbeitszeit 
von  60  Stunden  einzuhalten,  ln  dieser  Weise  hat  eine  gröfsere 
Zahl  Arbeiter  Beschäftigung  gefunden.  Wir  sind  durch  Unter- 
redungen mit  Arbeitern  und  Arbeiterinnen  überzeugt  worden,  dafs 
das  Gesetz  beliebt  ist;  besonders  die  Frauen  vvün.schen,  dafs  es  auf 
alle  über  21  Jahre  alten  Arbeiterinnen  ausgedehnt  werden  möge. 
Diese  müssen  oft  .spät  in  die  Nacht  hinein  arbeiten,  während  ihre 
jüngeren  Schwestern  nach  Hause  gehen  dürfen.  Sie  fordern,  dafs 
das  Alter  in  die.ser  Beziehung  keinen  Unterschied  machen  sollte, 
aber  da  das  Gesetz  ihren  Widerstand  gegen  Ueberzeit  nicht  unter- 
stützt, wagen  sie  nicht  offen  dagegen  aufzutreten.  Aus  mehreren 
Orten  ist  uns  mitgeteilt  worden,  dafs  die  Fabrikanten  bisweilen 
ihre  unter  21  jährigen  Arbeiterinnen  bestimmen,  sich  für  älter  als 
21  Jahre  auszugeben,  um  sich  (d.  h.  die  F'abrikanten)  dadurch  zu 
schützen,  falls  die  Inspektoren  die  Betriebe  während  Ueberzeitarbeit 
besichtigen  sollten.  Die  Arbeiterinnen  müssen  die  Unwahrheit 
sagen,  wenn  sie  ihre  Stelle  behalten  wollen,  und  die  Inspektoren 
können  in  solchem  Falle  nichts  ausrichten.  Würde  das  Gesetz 
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ämtliche  weibliche  Personen  umfassen,  so  würde  diesem  un- 
würdigen Zustand  ein  Ende  gemacht  werden.  Wir  machen  daher 
den  Vorschlag,  zu  verbieten,  P'rauen  nach  9 Uhr  abends  in  einem 
gewerblichen  Betriebe  zu  beschäftigen.  Eine  Umfrage  bei  Ar- 
beiterinnen, die  12  bis  15  Stunden  in  Druckereien,  Zuckerfabriken, 
Spinnereien  und  anderen  Fabriken  beschäftigt  waren,  hat  ergeben, 
daGs  die  Frauen,  die  eine  so  lange  Arbeitszeit  hatten,  leichter  ner- 
vösen .Anfallen  und  Schwächezuständen  ausgesetzt  waren,  als  die, 
die  den  Normalarbeitstag  von  10  Stunden  hatten,  und  dafs  jene  in 
der  Regel  am  Schlufs  des  Jahres  nicht  so  viele  Stunden  gearbeitet 
hatten,  als  die,  die  nicht  so  sehr  überarbeitet  waren.“ 

.Auf  die  gröfsten  Schwierigkeiten  traf  die  Durchführung  des 
Gesetzes  in  den  Gewerben,  die  unter  dem  Schwitzsystem  betrieben 
wurden.  Die  Inspektoren  berichten  ausführlich  über  die  A'ersuche, 
die  sie  angestclit  haben,  um  Schwitzunternehmer,  die  sich  gegen 
das  Gesetz  vergangen  hatten,  zur  V^erantwortung  zu  ziehen.  Danach 
.sind  die  Aussagen  der  .Arbeiterinnen  durchaus  unzuverlässig,  die 
gewöhnlich  zu  Gunsten  des  Unternehmers  ihr  Zeugnis  abgaben, 
wenn  sie  auch  vor  der  Untersuchung  der  Inspektoren  direkt  ent- 
gegengesetzte  Mitteilungen  gemacht  hatten.  Es  wiederholt  sich  hier 
in  anderer  Form  dieselbe  Erfahrung,  die  allen  Inspektoren  mit 
ihrem  Einschreiten  gegen  die  ungesetzliche  Beschäftigung  der  Kinder 
gemacht  haben.  Die  tüchtigen  und  wahrheitstreuen  Arbeiterinnen 
erhalten  den  Schutz  des  Gesetzes,  während  diejenigen,  die  seiner 
am  dringendsten  bedürfen,  die  elenden  Opfer  des  Schwitzsystems, 
ihn  infolge  ihrer  unwahren  Aussagen  entbehren  müssen. 

In  dem  dritten  Bericht  (Januar  1889)  bemerken  die  Inspektoren: 
„Wir  glauben,  dafs  das  60-Stunden-Gesetz  im  allgemeinen  während 
des  letzten  Jahres  befolgt  worden  ist.  Allerdings  läfst  die  Gröfse 
des  Bezirks,  der  jedem  Hilfsinspektor  zugewiesen  ist.  es  zu,  dafs  an 
einzelnen  Orten  Gesetzesübertretungen  Vorkommen.  Es  ist  auch 
nicht  immer  leicht,  den  .Schuldigen  zu  überführen,  da  die  Arbeite- 
rinnen aus  P'urcht  vor  Entlassung  vorgeben,  dafs  sie  von  der  Ueber- 
zeit-Arbeit  keinerlei  Kenntnis  haben.  Gewöhnlich  wird  ein  Extra- 
stundenlohn für  die  Ueberzeit  bezahlt,  der  höher  ist  als  der  ge- 
wöhnliche Tagelohn.  Die  Unternehmer  sind  der  Ansicht,  dals  das 
Gesetz  in  der  Hochsaison  in  ihrem  besonderen  Interesse  aufser  Kraft 
gesetzt  werden  müs.se,  und  sie  fühlen  sich  verletzt,  wenn  man  ihnen 
erklärt,  dafs  sie  sich  dem  Gesetz  jederzeit  — in  der  Saison  und 
aufser  der  Saison  — zu  fügen  haben.  Die  F'olge  der  Durchführung 
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des  Gesetzes  war  die,  dafs  viele  Leute,  die  sonst  arbeitslos  ge- 
wesen wären,  Beschäftigung  gefunden  haben,  und  wir  wissen,  dafs 
in  mehreren  Fällen  neue  Gebäude  und  neue  Maschinen  errichtet 
wurden  und  die  Zahl  der  Arbeiter  vermehrt  wurde,  in  denen  früher 
das  Mehrprodukt  durch  die  gewöhnliche  Arbeiterschaft  des  Nachts 
hergestellt  wurde.  Es  sind  uns  nur  selten  Klagen  der  Fabrikanten 
hierüber  zu  Ohren  gekommen,  und  da  das  Gesetz  jetzt  allgemein  im 
ganzen  Staat  und  auch  in  anderen  Industriestaaten  durchgeluhrt 
wird,  nimmt  man  es  hin  wie  jeden  anderen  Geschäftsgebrauch." 

Wie  in  dem  vorhergehenden  Bericht,  so  wird  auch  jetzt  offen 
zugestanden,  dafs  das  Gesetz  in  den  Schwitzwerkstätten  der  Stadt 
New  York  nicht  durchgeführt  wird.  Die  Gründe  hierfür  sind,  dafs 
das  Beweismaterial  zur  Ueberführung  der  Schuldigen  nicht  zu  er- 
langen ist,  und  dafs  die  Zahl  der  Inspektoren  (Januar  1889)  zur 
Besichtigung  dieser  Werkstätten  nicht  ausreicht. 

Um  ein  Amendement  zu  dem  Gesetz  zu  erlangen,  bemerken 
die  Inspektoren ; „Wenn  ein  gesetzlicher  Feiertag  oder  ein  anderer 
Anlafs  einen  Zeitverlust  herbeiführt,  so  wird  er  gewöhnlich  in  der 
Weise  wieder  eingebracht,  dafs  an  den  übrigen  Tagen  der  VV'oche 
um  so  länger  gearbeitet  wird.  Es  wird  dadurch  zwar  nicht  der 
Buchstabe,  wohl  aber,  wie  wir  behaupten,  der  Sinn  des  Gesetzes 
verletzt.  Der  Unternehmer  begeht  ein  Unrecht,  der  einen  Knaben 
oder  ein  junges  Mädchen  zwingt,  spät  in  die  Nacht  hinein  zu  arbeiten 
und  ihnen  in  dieser  Weise  ihre  regelmäfsige  Ruhe  und  FTholung 
raubt,  weil  ein  gesetzlicher  Feiertag  die  Arbeit  der  Woche  unter- 
brochen hat.  Wir  empfehlen  daher  die  Annahme  einer  Bestimmung, 
die  den  Arbeitstag  der  weiblichen  Personen  und  Minderjährigen 
auf  zehn  Stunden  beschränkt,  die  verhindert,  dafs  sie  an  irgend 
einem  Tage  länger  arbeiten,  es  .sei  denn,  um  an  dem  letzten  Tage 
der  Woche  einen  kürzeren  .‘\rbeitstag  zu  erhalten." 

In  dem  4.  Bericht  (Januar  1890)  sagen  die  Inspektoren:  „Vor 
dem  5.  Juli  1889  war  der  Stundenzahl  des  einzelnen  .Arbeitstages 
keine  gesetzliche  Schranke  gesetzt.  Die  Folge  war,  dafs  der  Sinn 
des  Gesetzes  häufig  verletzt  wurde,  indem  von  allen  Arbeitern  ein- 
schliefslich  der  Minderjährigen  Arbeit  von  übermäfsiger  Dauer  ver- 
langt wurde,  ohne  dafs  die  gesetzlich  erlaubten  60  .Arbeitsstunden 
in  der  Woche  überschritten  wurden.  So  konnte  es  sich  ereignen, 
dafs  24  Stunden  ununterbrochen  gearbeitet  wurde,  und  dafs  die  er- 
forderliche Stundenzahl  dann  von  anderen  Tagen  der  Woche  ab- 
gezogen wurde.  Um  eine  solche  Verletzung  der  Materie  des  Ge- 
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selzes  unmöglich  zu  machen,  wurde  es  in  der  letzten  Session  dahin 
geändert,  dafs  die  l^nge  des  Arbeitstages  fiir  jugendliche  weibliche 
Personen  und  Minderjährige  auf  zehn  Stunden  beschränkt  wurde, 
und  dals  eine  Verlängerung  des  Arbeitstages  nur  dann  zugelassen 
werden  solle,  wenn  dadurch  eine  V'^erkürzung  des  letzten  Arbeits- 
tages der  Woche  bezweckt  werde.  Das  Gesetz  verbot  aufserdem, 
zu  fordern  oder  zu  gestatten,  dafs  Minderjährige  nach  9 Uhr  abends 
oder  vor  6 Uhr  morgens  arbeiten.  Die  Erfahrung  der  Unternehmer, 
die  früher  ihre  Fabriken  66  und  72  Stunden  wöchentlich  in  Betrieb 
hatten,  geht  dahin,  dafs  die  im  Jahre  1886  vorgenommenc  gesetzliche  Be- 
schränkung der  Arbeitswoche  auf  60  Stunden  die  Produktivität  ihrer 
Arbeiter  in  keiner  Weise  vermindert  hat , sondern  dafs  ebensoviel 
wenn  nicht  mehr  Ware,  als  in  der  längeren  Arbeitswoche  von  ihnen 
hergestellt  werden.  Dagegen  hat  die  Verminderung  der  .Arbeits- 
stunden bewirkt,  dafs  die  Arbeiter  beständiger  und  zufriedener  ihre 
Pflicht  erfüllen  und  infolgedessen  überhaupt  bessere  Leistungen  er- 
zielen.“ Derartige  Erklärungen  sind  den  Inspektoren  von  vielen 
Unternehmern  gemacht  worden,  die  ursprünglich  der  Annahme  des 
Gesetzes  feindlich  gegenüberstanden.  „In  den  fünf  Monaten,  seitdem 
das  Verbot,  unter  21jährige  Arbeiterinnen  und  unter  18jährige 
Knaben  in  der  Zeit  von  9 Uhr  abends  bis  6 Uhr  Morgens  zu  be- 
schäftigen, in  Kraft  ist,  haben  mehrere  Hundert  jugendliche  Arbeite- 
rinnen und  Arbeiter  aufgehört,  die  ganze  Nacht  oder  spät  in  die  Nacht 
hinein  zu  arbeiten.  Sie  haben  dadurch  selbst  keinen  V^erlust  er- 
litten, da  dieselben  Firmen  sie  jetzt  am  Tage  und  des  Nachts  ältere 
Arbeiter  beschäftigen." 

In  diesem  Bericht  wird  wiederum  darauf  hingewiesen,  dafs  das 
Gesetz  sich  in  den  Schwitzwerkstätten  nicht  durchführen  läfst: 
„Diese  Werkstätten  liegen  so  zerstreut  und  sind  so  zahlreich,  dafs  zu 
ihrer  Inspektion  allein  das  ganze  Personal  des  Amtes  aufgeboten 
werden  müfste." 

In  dem  fünften  Bericht  (Januar  1891)  sagt  der  Inspektor: 
„ — Ich  kann  mit  Genugthuung  feststellen,  dafs  das  Gesetz 
ausser  in  den  Kleiderwerkstätten  des  Schwitzsystems  fast  durchweg 
befolgt  worden  ist.  Jeder  bedeutende  Unternehmer  in  diesem 
Staate,  der  früher  66  und  mehr  Stunden  Arbeit  in  der  Woche  ver- 
langte, hat  seine  F'abrik  jetzt  60  und  weniger  Stunden  in  Betrieb. 
Sie  erklären  ferner,  dafs  der  Arbeitsertrag  in  derselben  Zeit  nicht 
gesunken,  sondern  gestiegen  ist.  Diese  Produktionssteigerung  ist 
nicht  durch  den  schnelleren  Betrieb  der  Maschinen  erzielt  worden. 
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sondern  mutmafslich  durch  die  höhere  Zufriedenheit  und  die  durch 
Ruhe  gestärkte  Kraft  der  Arbeiter.  Wenn  wir  von  einzelnen 
Fällen,  in  denen  aufeerordcntliche  Ansprüche  an  die  Fabrik  gestellt 
werden,  absehen,  ist  uns  von  einem  Versuch,  das  Gesetz  zu  über- 
treten, nichts  bekannt  geworden,  ln  jedem  Falle  aber,  in  dem 
irgend  eine  Entschuldigung  für  die  Absicht,  Ueberzeit  arbeiten  zu 
lassen,  vorgebracht  würde,  haben  wir  regelmäfsig  und  dringend  alle 
Beteiligten  gewarnt,  dafs  sie  dadurch  ein  schleuniges  und  energisches 
Verfahren  gegen  sich  herausfordern  würden.  Diese  Warnungen 
haben  bewirkt,  dafs  fast  alle,  die  gewillt  waren,  auch  nur  vorüber- 
gehend das  alte  System  wieder  einzuführen,  davon  Abstand  ge- 
nommen haben.  Wo  diese  abschreckende  Wirkung  nicht  erreicht 
wurde,  wurden  die  betreffenden  Personen  verhaftet  und  vor  Gericht 
gebracht.  Gewöhnlich  wurden  sie  zu  Geldstrafen  verurteilt  und 
sind  sic  nicht  rückfällig  geworden.  Ich  betrachte  die.se  Bestimmung 
des  Gesetzes  als  seinen  wichtigsten  und  notwendigsten  Bestandteil, 
und  glaube,  dafs  der  Nutzen,  den  sie  bewirkt  hat,  nicht  in  Zahlen 
abgeschätzt  werden  kann.“ 

Diese  hoffnungsvolle  Aussicht  wird  aber  .sofort  wieder  getrübt 
dadurch,  dafs  in  jedem  Jahresbericht  die  Erklärung  wiederkehrt, 
dafe  die  Schwitzwerkstätten  dem  Gesetz  nicht  unterworfen  werden 
können. 

In  dem  siebenten  Bericht  (Januar  1893)  bemerken  die  Inspektoren : 
„Die  Bestimmung,  die  die  wöchentliche  Arbeitszeit  der  noch  nicht 
21  jährigen  Arbeiterinnen  und  unter  1 8jährigen  Arbeiter  auf  60  Stunden 
beschränkt,  wird  allgemein  in  den  gewöhnlichen  gewerblichen  Be- 
trieben befolgt.  Sie  wird  möglicherweise  nur  dann  verletzt,  wenn 
in  einzelnen  Gewerbszweigen  sich  die  .‘\ufträgc  be.sonders  stark  an- 
häufen. In  einem  solchen  Falle  benutzen  die  Unternehmer  den 
Vorteil,  der  ihnen  aus  der  Gröfse  des  Gebiets,  das  die  Inspektoren 
zu  kontrollieren  haben,  erwächst,  und  wodurch  die  Entdeckung  des 
V'ergehens  wahrscheinlich  nicht  sehr  leicht  erfolgen  dürfte.  Die  Ar- 
beiter selbst  führen  nicht  gern  Beschwerde,  da  die  Unternehmer 
gewöhnlich  sich  ihr  Schweigen  durch  höheren  Lohn  erkaufen.  In- 
dessen wird  Ueberzeitarbeit  jetzt  selten  verlangt,  man  macht  es  sich 
vielmehr  zur  .Aufgabe,  eine  gröfsere  Regelmäfsigkeit  der  Produktion 
anzustreben,  um  in  dieser  Weise  den  Ansprüchen  der  Hochsaison 
genügen  zu  können.  Aufeerdem  geht  die  Tendenz  der  Zeit  dahin, 
eine  kürzere  Arbeitswoche  als  60  Stunden  herbeizuführen ; sie  tritt 
besonders  in  den  Städten  hervor,  .seitdem  der  Sonnabend  gesetzlich 
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zu  einem  halben  Feiertag  gemacht  worden  ist.  Während  des  Som- 
mers wird  der  halbe  Feiertag  am  Sonnabend  \'on  Unternehmern 
wie  von  Arbeitern  als  Wohlthat  empfunden,  und  wir  konnten  im 
Sommer  1892  beobachten,  dafs  eine  gröfsere  Anzahl  Firmen  als  je 
zuvor  ihren  Angestellten  den  halben  Feiertag  gewährten.  Einige 
bezahlten  den  vollen  Lohn  für  den  Tag;  andere  bezahlten  für  drei 
Viertel  des  Tages,  und  nur  wenige  zogen  den  Lohn  für  den  halben 
Tag  ganz  ab.  In  der  Stadt  Xew  York  betrachten  fast  alle  Gewerbe 
■mit  wenigen  .*\usnahmen  55\a  Stunden  als  Arbeitswoche ; sie  lassen 
9*/j  Stunden  an  fünf  Tagen  der  Woche  arbeiten  und  9 Stunden 
am  Sonnabend  aufser  des  Sommers.  In  der  Stadt  New  York  ist 
die  Arbeitszeit  in  denselben  Gewerben  kürzer  als  sonstwo  im  Staate, 
und  der  lialbe  Feiertag  am  Sonnabend  wird  regelmäfsiger  einge- 
halten. Eine  .'\usnahmc  bilden  nur  die  Schwitzwerkstätten.  Die 
Inspektoren  versuchen  das  Gesetz  in  diesen  Werkstätten  für  die 
Minderjährigen  durchzuführen,  sie  können  aber  die  .Arbeitszeit  der 
Erwachsenen  nicht  beschränken. 

„In  Brooklyn,  Buffalo,  Rochester,  Syracusc,  .Albany  und  Troy 
wird  die  .Arbeitswoche  im  allgemeinen  zu  59  .Stunden  gerechnet, 
und  im  Sommer  wird  der  Sonnabend  immer  mehr  zu  einem  halben 
Feiertag  gemacht,  ln  den  kleineren  Städten  wird  60  Stunden  .Arbeit 
verlangt,  und  wo  der  halbe  Feiertag  beobachtet  wird,  wird  der 
.Ausfall  der  Arbeitszeit  der  anderen  Tage  hinzugefügt,  ln  den  Dörfern 
wird  der  halbe  Feiertag  am  Sonnabend  nur  selten  gegeben.“ 

In  dem  achten  Bericht  ijanu.ar  1894)  heilst  es;  „Die  Tendenz 
der  Zeit  verlangt  einen  kürzeren  .Arbeitstag  für  alle  .Arbeiterklassen. 
Die  vom  Staat  und  von  mehreren  Städten  beschäftigten  .Arbeiter 
haben  den  gesetzlichen  .Achtstunden-Tag  erhalten,  und  diejenigen 
Gewerkvereine,  die  hauptsächlich  von  Männern  gebildet  werden, 
agitieren  für  die  Einrichtung  des  Achtstunden-Tages;  und  einigen 
von  ihnen  ist  er  schon  bewilligt  worden.  .Aber  die  Frauen,  die  ein 
stets  wachsendes  Element  unseres  gewerblichen  Lebens  bilden,  und 
die  Kinder,  die  ein  Recht  auf  jeden  möglichen  gesetzlichen  Schutz 
haben,  lassen  sich  nicht  organisieren,  um  eine  Kürzung  ihrer  Arbeits- 
zeit zu  erlangen.  Das  Gewerbe  der  Zigarrenherstellung  ist  ein  Bei- 
spiel dafür,  wie  sehr  die  gesetzliche  Hilfe  nötig  ist,  um  für  Frauen 
und  Kinder  denselben  .Arbeitstag  zu  erhalten  wie  für  die  Mitglieder 
der  Gewerkvereine.  Der  Gewerkverein  der  Zigarrenmacher  hat  seit 
mehreren  Jahren  den  .Achtstunden-Tag  für  seine  Mitglieder  durch- 
gesetzt, wozu  der  bei  weitem  gröl'ste  Teil  der  .Arbeiter  des  Gewerbes 
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gehören.  Die  Frauen  und  Kinder  aber,  die  in  dem  Gewerbe  be- 
schäftigt sind  und  die  in  demselben  den  niedrigsten  Lohn  erhalten, 
müssen  für  dieselben  Arbeitgeber  2 Stunden  täglich  länger  arbeiten. 
Ihre  Arbeit  ist  ebenso  mühsam  wie  die  der  Zigarrenmacher,  für  sie 
aber  noch  gesundheitsschädlicher  als  für  diese.  Die  Frauen  und 
Kinder  können  nur  durch  die  Gesetzgebung  die  Hilfe  erhalten,  die 
ihre  Natur  und  die  bestehenden  Arbeitsverhältnisse  für  sie  fordern.“ 

In  dem  neunten  Bericht  bemerken  die  Inspektoren : „Die  Durch- 
führung dieser  Gesetzesklausel  bestimmt  zum  grofsen  Teil  die  Ar- 
beitszeit derjenigen,  die  das  gesetzliche  Alter  schon  überschritten 
haben.  Es  zeigt  sich  das  besonders  dort,  wo  die  Minderjährigen 
einen  grofsen  Prozentsatz  der  Arbeiter  ausmachen,  da  die  jugend- 
lichen Personen  gewöhnlich  in  bestimmten  .Abteilungen  des  Betriebes 
ausschliefslich  beschäftigt  werden.  Sobald  sie  nach  dem  Gesetze 
aufhören  müssen  zu  arbeiten,  müssen  auch  die  anderen  Abteilungen 
des  Betriebes  geschlossen  werden.  In  dieser  Weise  kommt  das 
Gesetz  vielen  .Arbeitern  zugute,  für  die  es  eigentlich  nicht  be- 
stimmt ist.  Die  Legislatur  wird  wiederum  ersucht,  die  Arbeitszeit 
der  jugendlichen  .Arbeiterinnen  und  der  Kinder  noch  mehr  zu  ver- 
kürzen. Die  wohlthätigen  Folgen,  die  sich  aus  der  Beschränkung 
ihrer  Arbeitszeit  auf  6o  Stunden  wöchentlich  ergeben  und  die  ihre 
Zahl  um  lO — i5®/o  vermindert  hat,  liegen  für  alle  praktischen  Per- 
sonen offen  zu  Tage.“ 

ln  dem  zehnten  Bericht  (Januar  I8g6)  fordern  die  Inspektoren 
die  Einsetzung  einer  legislativen  Kommission,  um  die  Arbeitszeit  zu 
untersuchen  und  um  eine  weitere  Kürzung  des  Arbeitstages  im 
Staate  New  A'ork  zu  veranlassen.  In  demselben  Jahr  wurde  die 
Reinhart-Kommission  zur  Erforschung  der  Arbeitsverhältnisse  der 
Frauen  und  Kinder  ernannt.  Viele  Aenderungen  des  Fabrikgesetzes 
aus  dem  Jahre  1897  wurden  durch  die  Ergebnisse  und  die  Vor- 
schläge dieser  Kommission  veranlafst.  Eine  gesetzliche  Kürzung 
der  Arbeitszeit  aber  hat  erst  im  Jahre  1899  stattgefunden. 

Die  folgende  Tabelle  enthält  die  Zahl  derjenigen  Arbeiter,  die 
unmittelbar  von  den  Bestimmungen  des  Gesetzes,  das  die  Arbeits- 
zeit der  unter  21jährigen  Arbeiterinnen  und  der  unter  18jährigen 
Arbeiter  beschränkt,  betroffen  wurden.  Sie  giebt  auch  die  Zahl 
der  über  21  jährigen  Arbeiterinnen  und  der  über  18  jährigen  Arbeiter 
an,  die  in  jedem  Jahr  beschäftigt  waren.  Es  ist  dabei  bemerkens- 
wert, dafs  die  Gesamtzahl  der  Arbeiter,  auf  die  das  Gesetz  An- 
wendung fand,  in  keinem  Jahr  ICXDOOO  betragen  hat;  die  höchsten 
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Zahlen  waren  7978g  im  Jahre  1895  und  80262  im  Jahre  1897, 
während  die  Zahl  sämtlicher  gewerbthätiger  Arbeiter  im  Jahre  1 894 
und  jedem  folgenden  Jahre  mehr  als  eine  halbe  Million  ausmacht, 
wie  sich  aus  der  folgenden  Tabelle  ergiebt.  Diese  gröfsere  Zahl 
hat  einen  indirekten  Vorteil  aus  dem  Gesetz  gezogen,  das  zum 
Schutz  der  verhältnismäfsig  kleinen  Zahl  der  jugendlichen  Arbeite- 
rinnen und  Arbeiter  erlassen  war.  Denn  die  Thatsache  läfst  sich 
nicht  bestreiten,  dafs  die  fast  allgemeine  Annahme  des  Zehnstunden- 
Tages  in  allen  Gewerben  des  Staates  New  York  eine  Folge  des  ge- 
setzlichen Arbeitstages  für  jugendliche  Arbeiter  und  .Arbeiterinnen 
ist,  den  die  Staatslegislatur  im  Jahre  1886  eingefuhrt  hat. 

Arbeiter,  die  unmittelbar  und  mittelbar  von  dem 
Zehnstu  nden-Gesetz  betroffen  wurden. 

Unmittelbar  betroffen  wurden  Mittelbar  betroffen  wurden 

Jahr  Arbeiterinnen  Arbeiter  Arbeiterinnen  Arbeiter 

unter2l  Jahrealt  unter  iSJahrealt  überai  Jahrealt  Über  l8  Jahrealt 


1897 

59779 

20483 

124089 

419346 

i8g6 

53997 

18902 

105  2^ 

359574 

1895 

57  7« 

22067 

117090 

371  115 

1894 

49  2S0 

19785 

101  382 

295479 

>893 

48954 

19986 

897.54 

257  543 

1892 

48468 

19281 

82  784 

223833 

1891 

48774 

22293 

91 779 

259  224 

1890 

40118 

19878 

76308 

191574 

1889 

35341 

20547 

66  723 

156596 

1888 

39200 

18625 

64987 

153  590 

1887 

21  661 

12049 

43  163 

92574 

Um  den  Zehnstunden-Tag  nicht  als  eine  Illusion,  sondern  als 
Wirklichkeit  erscheinen  zu  lassen,  sind  von  Zeit  zu  Zeit  be.sondere 
Bestimmungen  erlassen  worden,  wovon  die  erste  vom  Jahre  1887 
folgenden  Wortlaut  hat : „ln  diesem  Staate  soll  die  Mittagspause  in 
den  gewerblichen  Betrieben  mindestens  eine  Dauer  von  45  Minuten 
haben.  Der  Fabrikinspektor,  sein  Vertreter  oder  die  Hilfsinspektoren 
sind  befugt,  in  besonderen  b'ällen  Erlaubnisscheine  zur  Verkürzung 
der  Mittagspause  auszustellen;  ein  solcher  Erlaubnisschein  soll  an 
dem  Haupteingang  der  h'abrik  an  sichtbarer  Stelle  ausgehängt 
werden,  er  kann  jederzeit  nach  dem  Ermessen  des  Inspektors  für 
erloschen  erklärt  werden,  und  soll  nur  in  solchen  Fällen  ausgestellt 
werden,  wo  ein  genügender  Anlafs  dazu  nachgewiesen  werden  kann." 
Im  Jahre  1892  wurde  die  Mittagspause  durch  Amendement  auf 
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6o  Minuten  ausgedehnt;  und  im  Jahre  1893  wurde  die  folgende 
Klausel  hinzugefugt : „Wo  es  gestattet  oder  \’erlangt  wird,  dafs  Ar- 
beiter nach  6 Uhr  abends  länger  als  eine  Stunde  Ueberzeit  be- 
schäftigt werden,  soll  ihnen  nach  6 Uhr  eine  Kssenspause  von 
mindestens  20  Minuten  erlaubt  werden."  Die  Amendements  vom 
Jahre  1897  haben  an  dieser  Bc.stimmung  nichts  Wesentliches  ge- 
ändert. Da-s  Gesetz  hat  daher  die  Eissenspause  in  einer  Weise 
geregelt,  wie  sie  die  Inspektoren  in  ihrem  ersten  Bericht  selbst  nicht 
zu  hoffen  wagten  (vgl.  V'^orschlag  Nr.  6). 

Im  Jahre  1899  beseitigte  der  gesetzgebende  Körper  die  Be- 
schränkung der  vorerwähnten  Bestimmungen  auf  Frauen  unter  ein- 
undzwanzig Jahren  und  genehmigte  die  nachstehenden  V'orschriften, 
welche  auf  Frauen  jeden  Alters  Anwendung  finden.  Bedauerlicher- 
weise druckt  sich  das  Gesetz  so  unklar  aus,  dafs  man  eigentlich 
nicht  recht  weifs,  wa.s  es  sagen  will.  Es  ist  den  Inspektoren  auf 
Grund  seiner  Bestimmungen  nicht  möglich,  energisch  einzuschreiten, 
und  in  Wahrheit  können  die  Frauen  zu  jeder  Stunde  arbeiten,  die 
dem  Unternehmer  beliebt.  Dies  ist  um  so  bedauerlicher,  als  der- 
selbe gesetzgebende  Körper  Vorschriften  über  die  Arbeitszeit  ge- 
wisser Kategorien  von  männlichen  Arbeitern  bcschlofs,  die  jedwede 
Unklarheit  ausschlicfsen.  Zur  bes.seren  Veranschaulichung  dieses 
Gegensatzes  mögen  nachstehend  wörtlich  die  Bestimmungen  be- 
treffend F'raucn  und  Kinder  und  sodann  jene  über  die  .Arbeitszeit 
erwachsener  männlicher  Fereonen  folgen ; 

§ 77.  Arbcilszcil  für  M i n d e r j ä h r i p c und  Frauen. 

Minderjährige  unter  achtzehn  Jahren  und  Frauen  dürfen  in  irgend 
welchen  Fabriken  dieses  Staates  vor  sechs  Uhr  morgens  oder  nach  neun 
Uhr  abends  an  irgend  einem  Tage,  oder  langer  ab»  zclin  Stunden  täglich 
oder  sechzig  Stunden  wöchentlich  nicht  beschäftigt  werden,  cs  sei  denn 
zwecks  Abkürzung  der  Arbeitsdaucr  am  letzten  Wochentage ; desgleichen 
ist  es  verboten,  die  genannten  Personen  wöchentlich  während  einer  An- 
zahl von  Stunden  zu  beschäftigen,  welche  einen  Durchschnitt  von  mehr 
uU  zehn  Stunden  täglich  von  der  f Gesamtzahl  der  .Arbeitsstunden  ergiebt. 
In  jedem  Räume,  wo  diese  Personen  beschäftigt  sind,  ist  an  einer  in  die 
.\ugcn  fallenden  Stelle  ein  gedrucktes  Plakat  anzubringen,  das  die  tägliche 
Arbeitszeit  an  jeden  Wochentag  für  die  genannten  Personen  und  ferner 
beginn  und  F.nde  dieser  /eil  angiebt.  Jedoch  dürfen  diese  Personen  ihre 
Arbeit  auch  cr.st  nach  dem  dort  festgesetzten  Anfang  beginnend  und 
ebenso  vor  dem  festgesetzten  Schlüsse  einstellen ; es  darf  aber  von  ihnen 
keine  andere  als  die  dort  bestimmte  .\rb«  il  in  der  Fabrik  verlangt  werden. 
Die  in  dem  Plakat  angegebenen  /eiten  dürfen  nach  Beginn  der  Arbeit 
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am  ersten  Wochentage  ohne  Zustimmung  des  Kahrikinspektors  nicht  ge* 
ändert  werden.  (.Vbänderung  durch  Kapitel  192  der  Gesetze  von  1S99I. 

§ 78.  Aenderung  der  .Arbeitszeit  von  Minderjährigen 
und  Frauen. 

Soll  oder  darf  ein  Minderjähriger  unter  achtzehn  Jahren  oder  eine 
Krau  behufs  Abkürzung  der  Arbeitszeit  am  letzten  Wochentage  in  einer 
Fabrik  länger  als  zehn  Stunden  täglich  arbeiten,  so  hat  der  sie  beschäf- 
tigende Unternehmer  dem  Fabrikinspektor  dies  unter  Angabe  der  ge- 
forderten oder  gestatteten  täglichen  .Arbeitsstunden,  sowie  der  Zeit,  wann 
die  geforderte  oder  gestattete  Verlängerung  aufliören  soll,  schriftlich  mit- 
Zuteilen;  desgleichen  ist  dem  Inspektor  schriftliche  Mitteilung  zu  machen, 
wann  die  Verlängerung  thatsächlich  aufgehbrt  hat.  Fin  Verzeichnis  der 
Namen  der  dergestalt  beschäftigten  Personen  nebst  .Angabe  der  Ueberzeit, 
sowie  der  Tage,  an  welchen  diese  Ueberzeit  gearbeitet  wurde,  ist  im 
Bureau  der  Fabrik  aufzusteilen  und  dem  Fabrikinspektor  auf  Verlangen 
vorzuzcigen.  (.Abänderung  durch  Kapitel  192  der  (Jesetze  von  1899.) 

Es  ftdgcn  nunmehr  die  männliche  Erwachsene  betreffenden  Vor- 
schriften. 

§ 3.  Die  Stundenanzahl  der  täglichen  .\rbcitszcit. 

Die  gesetzliche  tägliche  .Arbeitszeit  hat  für  sämtliche  Klassen  von  .An- 
gestellten in  diesem  Staate  acht  Stunden  zu  betragen;  au.sgenommen 
sind  solche  .Angestellte,  welche  mit  landwirtschaftlichen  und  häuslichen 
•Arbeiten  beschäftigt  werden,  s<»weit  nichts  anderweit  durch  (icsrtz  be- 
stimmt ist.  Einer  Uebereinkunft  jedoch,  durch  welche  eine  längere  .Ar- 
beitszeit gegen  höhere  Vergütung  ausbedungen  w'ircl,  steht  dieser  Para- 
graph nicht  entgegen;  fiir  Arbeiten,  welche  durch  oder  für  den  Stiat 
oder  eine  Gemeinde  oder  durch  Unternehmer  oder  Subunternehmer  in 
deren  AuHrag  hcrgeslclU  werden,  gilt  diese  Ausnahme  nicht.  Jeder  Ver- 
trag mit  dem  Staate  oder  einer  Gemeinde,  dessen  .Xusführung  die  Be* 
Schädigung  von  Arbeitern  oder  Handwerkern  veranlassen  kann,  soll  eine 
Festsetzung  dahin  enthalten,  dafs  kein  .Arbeiter  oder  Handwerker  im 
Dienste  des  Unternehmers,  Subunternehmers  oder  einer  anderen  Person, 
welche  die  Vertragsleistung  ganz  oder  teilweise  ausfülirt  oder  auszufUhren 
sich  verpflichtet,  weder  freiwillig  noch  von  den  ihn  beschäftigenden  Per- 
sonen vcranlafst,  länger  als  acht  Stunden  an  einem  Kalendertage  arbeiten 
darf,  ausgenommen  in  Fällen  aufserordentlichen , durch  Feuer,  Ueber- 
.schwemmung  oder  (iefahr  für  Leben  und  Eigentum  verursachten  Notstandes. 

§5.  Arbeitszeit  im  Betriebe  von  Strafsenb ahnen  und 
Strafscn-Hoch  bahnen. 

Im  Betriebe  aller  im  Eigentum  oder  unter  X’crwaltung  von  Gesell- 
schaften stehenden  Strafsenbahnen  und  Strafsen-Hochbahnen  jedweder 
Triebkraft,  deren  Hauptlinicn  oder  deren  Routen  gröfstrnteils  innerhalb 
der  Gemeindegrenzen  von  Städten  mit  über  hunderttausend  Einwohnern 
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liegen,  sollen  zehn  aufeinanderfolgende  Stunden,  mit  Ein.Hchlufs  einer  halb- 
stündigen Mittagspause,  die  tägliche  Arbeitszeit  bilden.  Es  soll  keinem 
Angestellten  einer  solchen  (»escllschaft  gestattet  sein,  mehr  als  in  zehn 
aufeinanderfolgenden  Stunden,  mit  Einschlufs  einer  halbstündigen  Mittags- 
pause, innerhalb  eines  Tages  von  vierundzwanzig  Stunden  zu  arbeiten, 
oder  der  GesellschaA,  ihn  Uber  diese  Zeit  zu  bcschäAigcn.  L’cberstunden- 
arbeit  ist  nur  bei  Unglücksfallcn  und  bei  unvermeidlichen  Betriebsstörungen 
gegen  besondere  Vergütung  gestattet. 

§ 6.  Arbeitszeit  in  Ziegeleien. 

ln  Ziegeleien,  die  Gesellschaften  gehören  oder  von  sulchen  betricbKrn 
werden,  sollen  zehn  Stunden,  ausschlicfslich  der  notw’endigen  Essenspausen, 
einen  gesetzlichen  Arbeitstag  bilden.  Keine,  eine  Ziegelei  besitzende  oder 
lietreibende  Gesellschaft  darf  von  ihren  Angestellten  verlangen,  an  irgend 
einem  Tage  über  zehn  Stunden  zu  arbeiten,  oder  mit  der  Arbeit  vor 
sieben  Ehr  morgens  zu  beginnen.  ICs  ist  indessen  den  .Angestellten  und 
Cnlernehmem  gestattet,  besondere  l'cbcrcinkünfte  bezüglich  Ueberstunden 
untl  Arbeit  vor  »irl>en  Uhr  morgens  gegen  besondere  Vergütung  zu  treffen. 

§ 7.  Regelung  der  Arbeitszeit  Im  Betriebe  von  Eisen- 
bahnen und  Hochbahnen. 

Im  Betriebe  von  Eisenbahnen  und  Hochbahnen  innerhalb  dieses 
Staates  sollen  zehn  .\rhcit.sstunden  innerhalb  zwölf  aufeinanderftdgender 
Stun<len  die  gesetzliche  tägliche  Arbeitszeit  bilden , au.sgenommcn 
dort,  wo  das  Meilengeldersystem  eingeführt  ist.  Auf  Uel>erstundenarbeil 
von  seiten  der  Zugführer,  Lokomotivführer,  Heizer  und  Bremser  bei  Un- 
fällen oder  infolge  von  Unfällen  entstandenen  Störungen  findet  dieser 
i’uragraph  keine  Anwendung.  Jedem  Angestellten  ist  für  jede  derart 
über  die  erwähnten  zehn  Stunden  an  einem  Tage  gelcistelc  Mehr- 
stunde aufser  seinem  Tagclohn  eine  Wrgütung  von  mindestens  einem 
Zehntel  desselben  zu  zahlen.  Eine  Einzelperson  oder  eine  (teseUschaff, 
welche  eine  ganz  oder  teilweise  in  diesem  Staate  gelegene  Eisenbahnlinie 
von  drcilsig  Meilen  Länge  und  darüber  betreibt,  soll  nicht  gestatten  oder 
verlangen,  dafs  ein  Zugführer,  Lokomotivführer,  Heizer  oder  Bremser, 
welcher  irgendwie  vierundzwanzig  Stunden  hintereinander  thätig  war, 
seinen  Dienst  wieder  antrete,  oder  irgendwelche  Arbeit  verrichte,  bevor 
er  eine  mindestens  achtstündige  Ruhepause  genossen. 

Nach  obigen  Bestimmungen  der  1899  er  Gesetze  haben  ge- 
wisse Arbeiter  den  gesetzlichen  Achtstundentag,  andere  wieder  den 
gesetzlichen  Zehnstundentag;  auch  sind  die  Rechte  der  betreffenden 
Arbeiter  auf  diese  gesetzlichen  Vergünstigungen  von  den  Gerichten 
anerkannt  werden.  Die  Frauen  d.igegcn,  welche  bezüglich  der 
Durchführung  der  Ge.sctzc  zu  ihren  Gunsten  von  dem  Einschreiten 
der  F'abrikinspektoren  abhängen,  haben  keinerlei  sic  schützende 
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Gerichtsentscheidung  über  die  Bedeutung  der  aufserordentlich  un- 
klaren V^orschriften , welche  im  Gesetzbuche  stehen,  ihnen  aber 
nichts  helfen. 

Der  4.  X^orschlag,  der  das\'’erbot  enthält,  dafs  noch  nicht  18  jährige 
Minderjährige  und  Arbeiterinnen  in  Bewegung  befindliche  Maschinen 
reinigen,  erhielt  im  Jahre  1889  gesetzliche  Kraft;  der  Vorschlag 
wurde  nur  dadurch  geändert,  dafs  vor  „.Arbeiterinnen“  die  Worte 
„noch  nicht  21  jährige"  eingeschoben  wurden.  Diese  Bestimmung 
gilt  noch  heute,  aber  die  Berichte  enthalten  keinerlei  Mitteilung 
über  ihre  Wirksamkeit. 

Der  3.  und  16.  Vorschlag  wurden  infolge  einer  .Agitation,  die 
einerseits  aus  sanitären  und  moralischen  Rücksichten,  andrerseits 
aber  zu  dem  bestimmten  Zweck,  die  gewerbsthätige  Frauenarbeit 
zu  vermindern,  unternommen  wurde,  zum  Gesetz  erhoben.  Diese 
Vorschläge  bezogen  sich  nur  auf  die  weiblichen  Personen  jeden 
Alters.  Die  beständige  Zunahme  in  der  Zahl  der  beschäftigten 
Arbeiterinnen  zeigt,  dafs  trotz  der  abschreckenden  Wirkung,  die 
diese  Bestimmungen  ausgeübt  haben  mögen,  die  Unternehmer  nicht 
verhindert  worden  sind,  weibliche  Arbeitskräfte  in  immer  gröfserer 
Zahl  zu  verwenden.  Der  3.  Vorschlag  wurde  im  Jahre  1887  von 
der  Legislatur  zu  folgender,  sehr  verständiger  Bestimmung  erweitert, 
die  für  alle  Betriebe,  in  welchen  .Arbeiter  oder  .Arbeiterinnen  beschäftigt 
werden,  gilt : „In  allen  gewerblichen  Betrieben  sollen  auf  allen  Treppen 
geeignete  und  widerstandsfähige  Geländer  angebracht  werden ; und 
überall,  wo  der  Inspektor  es  für  nötig  hält,  sollen  die  Stufen  dieser 
Treppen  in  allen  derartigen  Betrieben  in  ausreichender  Weise  mit 
Gummistreifen  belegt  werden,  die  zur  gröfseren  Sicherheit  der  in 
den  Betrieben  beschäftigten  Personen  befestigt  werden  mü.ssen.  Die 
Treppen  müssen  an  den  Seiten  und  am  Knde  in  geeigneter  VV'eise 
geschützt  sein,  und  alle  Thüren,  die  zu  derartigen  oder  in  derartige 
Fabriken  führen,  sollen  so  eingerichtet  werden,  dafs  sie,  wenn  irgend 
möglich,  sich  nach  aufsen  hin  öffnen  lassen,  und  sie  sollen  in  der 
Arbeitszeit  weder  verschlossen,  noch  verriegelt  oder  sonst  fest  ge- 
schlossen werden.“ 

Dieselbe  Legislatur  (1887)  gab  dem  16.  Vorschlag  folgende 
gesetzliche  Form : „Wo  Arbeiterinnen  beschäftigt  werden,  sollen  ein 
zum  Waschen  geeigneter  Raum  und  V\’asserklosets  vorhanden  sein; 
die  Klosets  für  die  Arbeiterinnen  sollen  von  denen  für  die  Arbeiter 
getrennt  sein  und  sollen  in  gehöriger  Weise  geschützt,  ventiliert 
und  immer  rein  gehalten  werden".  Im  folgenden  Bericht  (De- 
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zembcr  1887)  bemerkt  der  Inspektor;  „In  den  gröfseren  gewerblichen 
Betrieben  sind  gewöhnlich  VV''aschzimmer  für  die  Arbeiterinnen  vor- 
handen, aber  in  Fabriken,  die  nur  wenige  Frauen  beschäftigen,  sind 
sie  nicht  vorhanden.  Im  allgemeinen  scheinen  die  Unternehmer  die 
Ansicht  zu  hegen,  dafs  dem  Gesetz  schon  Genüge  geschehen  ist, 
wenn  die  Klosets  auch  nur  durch  eine  dünne  Bretterwand  getrennt 
sind.  Es  gilt  das  besonders  von  den  Werkstätten  der  Zwischen- 
meister in  gewissen  Gewerbszweigen,  wie  der  Herstellung  künstlicher 
Blumen,  Straufsenfedern , Po.samenteric  u.  s.  w.  und  in  der  An- 
fertigung von  Kleidern  und  Mänteln  für  grofse  Konfektionsfirmen. 
Diese  Zwischenmeister  haben  hauptsächlich  im  östlichen  Stadtteile 
frühere  Wohnungen  gemietet  und  sie  in  Werkstätten  umgewandelt.“ 
Im  ersten  Jahre  nach  dem  Erlafs  dieser  Bestimmung  war  nur  ein 
Fall  vorgekommen,  in  dem  gerichtliches  V'erfahren  eingeschlagen 
werden  mufste.  Nachdem  das  Gericht  in  diesem  Falle  eine  Strafe 
von  20  und  sofortige  Befolgung  des  Gesetzes  verfügt  hatte,  haben 
die  Inspektoren  die  anderen  Unternehmer  ohne  die  Umstände  und 
Kosten  des  gerichtlichen  Verfahrens  zur  Unterwerfung  unter  das 
Ge.setz  bereit  gefunden.  In  dem  folgenden  Bericht  (12.  Januar  1889) 
erklären  die  Inspektoren,  dafs  der  vierte  Teil  der  besichtigten  Fa- 
briken in  einem  durchaus  schlechten  .sanitären  Zustand  gefunden 
wurden;  die  Klosets  waren  von  den  Arbeitsräumen  durch  Wände 
oder  I hiiren  getrennt,  die  nicht  hoch  genug  waren,  um  an  die 
Decke  zu  reichen.  Die  lokalen  -Sanitätsbcainten  waren  in  kleinen 
Städten  nicht  hinreichend  mit  klarer,  gesetzlicher  Autorität  aus- 
gestattet, und  die  geringe  Autorität,  die  sie  besafsen,  wufsten  sie 
aus  Furcht  vor  dem  Einflufs  reicher  Fabrikanten  nicht  zu  benutzen.  Die 
Inspektoren  machten  in  jenem  Bericht  einen  Vorschlag,  der  den 
ursprünglichen  ergänzt,  und  der  seither  Ge.setz  geworden  i.st;  „Wir 
empfehlen  die  Annahme  eines  Amendements,  das  die  Fabrik- 
inspektoren ermächtigt,  einen  Sachverständigen  anzustellen,  der  die 
sanitäre  Kanali.sation  zu  besichtigen  hat  und  dessen  X'orschläge  zu 
befolgen  .sind.  Wir  glauben,  dafs  auf  diesem  Wege  gesunde  Arbeits- 
räume für  Fabrikarbeiter  in  kleinen  .Städten  und  Dörfern  am  besten 
zu  erlangen  sind.  Die  .Ausgaben  solcher  Besichtigung  sind  dem 
Eigentümer  zur  Last  zu  legen.“  \’ier  Jahre  (7.  Bericht  Jan.  1893) 
später  bemerken  sie  folgendes : „Die  Durchführung  der  Gesetzes- 
klausel,  die  die  Anlage  geeigneter  und  gesonderter  Waschzimmer 
und  Klosets  für  die  beiden  Geschlechter  fordert,  hat  sich  dort  .am 
schwierigsten  gestaltet,  wo  Räumlichkeiten,  die  früher  als  Miets- 
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Wohnungen  von  Familien  benutzt  wurden,  in  Werkstätten  umge- 
wandclt  worden  sind,  und  wo  es  schwer  hält,  gesonderte  Klosets 
anzulegen.  Wir  haben  indessen  nicht  nachgelassen,  die  Beobachtung 
dieser  sehr  gesunden  Bestimmung  des  Fabrikgesetzes  zu  fordern 
und  können  einen  Fortschritt  nach  dieser  Richtung  feststellen. 
Wir  haben  in  994  Fällen  die  .Anlage  be.sonderer  Klosets  angeordnet; 
76  Unternehmer  mufsten  gesonderte  Zugänge  zu  den  Klosets  ein- 
richten; 513  Unternehmern  ist  der  Auftrag  gegeben,  die  Klosets 
zu  reinigen,  zu  ventilieren  oder  zu  erneuern."  Seit  1893  scheint  die 
Sorge  für  diesen  Teil  der  Fabriken  und  Werk.stätten  sich  von  selbst 
zu  verstehen  und  es  ist  nur  noch  selten  davon  die  Rede.  In  den 
Fabriken,  die  in  den  letzten  Jahren  gebaut  wurden,  i.st  die  Be- 
stimmung ohne  weiteres  durchgeführt  worden;  nur  in  den  Werk- 
stätten, die  ursprünglich  als  Wohnungen  eingerichtet  waren,  be- 
steht die  alte  Schwierigkeit  noch  immer  fort. 

Nicht  weniger  bedeutsam  als  das,  was  das  Inspektorat  für  den 
sanitären  fkrhutz  der  .Arbeiterinnen  vollbracht  hat,  ist  das,  was  cs 
in  dieser  Beziehung  unterlassen  hat  und  was  gewöhnlich  als  not- 
wendig neben  jenen  Mafsregeln  erachtet  wird.  So  fehlt  z.  B.  jede 
Bestimmung  für  den  be.sonderen  Schutz  der  verheirateten  Arbeite- 
rinnen. Man  ist  stets  von  dem  Gesichtspunkt  ausgegangen,  dafs 
verheiratete  Frauen  im  Hause  thätig  sind  und  von  ihren  Männern 
erhalten  werden,  und  hieraus  erklärt  sich  zum  Teil  die  besondere 
Gesetzgebung  zu  (iunsten  der  noch  nicht  21jährigen  Arbeiterinnen. 
Man  nahm  an,  dafs  die  Mädchen  ungefähr  in  diesem  Alter  heiraten 
und  dann  ihre  gewerbliche  Thätigkeit  aufgeben.  Nach  der  vorher- 
gehenden Tabelle  ist  diese  Annahme  aber  durchaus  unbegründet. 
Denn  die  Zahl  der  über  2 1 jährigen  F'rauen,  die  die  Inspektoren  im 
Jahre  1898  in  Arbeit  getroffen  haben,  ist  mehr  als  zweimal  .so  grofs 
als  die  der  unter  21jährigen:  142450  gegen  67715.  Es  giebt  nicht 
einmal  eine  Statistik  der  verheirateten  Arbeiterinnen  in  irgend  einem 
Staate  der  Union.  So  grofs  die  Zahl  der  gewerbthätigen  verhei- 
rateten Arbeiterinnen  auch  sein  mag,  so  ist  ihre  Be.schäftigung  doch 
niemals  als  eine  Frage  betrachtet  worden,  die  wichtig  genug  wäre, 
dals  die  Gesetzgebung  sich  damit  befassen  sollte.  Doch  macht  es 
die  starke  V’ermehrung  der  über  21  jährigen  Arbeiterinnen,  die  in 
den  Jahren  1894 — 1897  stattgefunden  hat,  wahr.sclieinlich,  dafs  diese 
Frage  sich  bald  fühlbar  machen  wird;  cs  sei  denn,  dafs  diese  V’er- 
mehrung ein  Zeichen  dafür  sei,  dafs  das  Heiratsalter  der  Arbeite- 
rinnen sich  erhöht  habe,  oder  dafs  sie  überhaupt  nicht  heiraten. 
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Die  vorhergehenden  Tabellen  enthalten  die  Statistik  der  be- 
schützten  Klassen  (der  noch  nicht  16jährigen  Kinder,  der  noch 
nicht  18jährigen  Arbeiter  und  der  noch  nicht  21  jährigen  Arbeite- 
rinnen), die  folgende  Tabelle  enthält  die  Gesamtzahl  der  Arbeiter 
beiderlei  Geschlechts,  die  von  den  Inspektoren  in  jedem  Jahr  in 
Arbeit  gefunden  wurden.  Von  1895  an  .sind  die  in  Bäckereien 
beschäftigten  Tersonen  eingeschlossen,  und  seit  1897  jene  in  Gruben- 
betrieben beschäftigten. 


Arbeiter 

Arbeiterinnen 

Jahr 

jedes  Alters 

jedes  Alters 

Gesamtzahl 

1898 

490350 

210  165 

700415 

1897 

439697 

1 83  868 

623697 

1896 

378476 

159226 

537702 

1895 

393182 

174812 

567994 

1894 

315264 

150662 

465926 

189.? 

277529 

138  708 

412237 

1892 

143114 

131  252 

374366 

1891 

281 517 

'40553 

422070 

1890 

21 1 452 

1 16426 

327878 

1889 

177  143 

100064 

277  207 

1888 

172215 

104  187 

276402 

1887 

104623 

64824 

169447 

Wenn  wir  die  Statistik  der  mehr  beschützten  Klassen  mit  der 
der  weniger  beschützten  nach  den  Tabellen  dieses  Artikels  ver- 
gleichen, so  ergiebt  sich,  dafs  die  Zahl  der  am  meisten  beschützten 
Klasse,  der  noch  nicht  töjährigen  Kinder,  seit  l888  nur  gestiegen 
ist,  von  14209  im  Jahre  1887  (wo  die  Zahl  bekanntlich  zu  niedrig 
ist)  und  von  18314  im  Jahre  1888  auf  20191  im  Jahre  1899  die 
Zahl  der  noch  nicht  18  jährigen  Knaben  hat  sich  unbedeutend  ver- 
gröfsert  (von  18625  1888  auf  22133  in  1898),  mehr  dagegen 

die  der  noch  nicht  21  jährigen  Arbeiterinnen  (von  39200  in  1888  auf 
65715  in  1898).  Dagegen  hat  sich  die  Zahl  der  über  21  jährigen 
Arbeiterinnen  fast  verdoppelt  (64987  in  1888  gegen  133100  in 
1898),  und  die  Zahl  der  erwachsenen  Arbeiter,  der  am  wenigsten 
beschützten  Klasse,  ist  von  153590  auf  490  250  gestiegen,  hat  sich 
also  seit  1888  mehr  als  verdreifacht.  Es  läfst  sich  dagegen  ein- 
wenden, dafs  diese  \'crmehrung  nicht  auf  eine  thatsächliche  Zu- 
nahme der  arbeitenden  Personen  schliefsen  läfst,  sondern  eine  Folge 
der  sorgfältigeren  Zählung  seitens  einer  gröfseren  Anzahl  Inspektoren 
sein  mag.  Da  aber  die  sich  be.ständig  vergröfsernde  Zahl  der  In- 
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spektoren  seit  dem  Erlafs  des  ursprünglichen  Gesetzes  im  Jahre 
1886  beständig  bemüht  gewesen  ist,  die  Zugehörigen  der  be- 
schützten Klas.sen  zu  entdecken,  so  läfst  sich  annehmen,  dafs  die 
Statistik  verhältnismäfsig  genau  ist,  während  die  grofse  Zunahme  in 
den  Zahlen  der  erwachsenen  Arbeiter  und  Arbeiterinnen,  über  die 
in  den  letzten  Jahren  berichtet  worden  ist,  sich  aus  der  sorgfältigeren 
Zählung  der  .sich  vermehrenden  Inspektoren  erklären  mag,  da  in  der 
ersten  Zeit  die  Inspektoren  sich  weniger  um  die  Ermittlung  dieser 
Klassen  als  um  die  der  beschützten  Klassen  bemüht  haben.  Es  ist 
zu  bedauern,  dafs  eine  andere  fortlaufende  Statistik,  die  man  zur 
Vergleichung  heranziehen  könnte,  nicht  vorhanden  ist,  und  es  sind 
daher  die  Zahlen,  die  uns  zur  Verfügung  stehen,  einer  um  so 
schärferen  Kritik  zu  unterwerfen.  Wenn  wir  auch  alle  diese  Ein- 
würfe gelten  lassen,  und  wenn  wir  die  Fehlergrenze  noch  so  weit 
ziehen,  so  sind  wir  doch  zu  dem  Schlufs  berechtigt,  dafs  die  Mafe- 
regcln  des  Gesetzes  nicht  nur  die  -Arbeiter  während  ihrer-  Beschäf- 
tigung  beschützt  haben , .sondern  dafs  sie  auch  die  Unternehmer 
von  der  Beschäftigung  der  durch  sie  beschützten  Personen  einiger- 
mafsen  abgeschreckt  haben. 
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GESETZGEBUNG. 

ENGLAND. 

Die  Arbeiter-Unfallentschädigungs-Gesetzgebung 
in  England. 

Von 

EDUARD  BERNSTEIN, 

in  r.ondon. 

Sieht  man  von  der  Frage  der  Beschäftigungsdauer  erwachsener 
männlicher  .Arbeiter  ab,  so  ist  kaum  ein  Punkt  der  Arbeitsgesetz- 
gebung in  England  so  lange  vom  Standpunkt  des  abstrakt  aufge- 
fafsten  wirtschaftlichen  Liberalismus  aus  gesetzgeberisch  behandelt 
worden,  wie  die  Frage  der  Schadloshaltung  des  .Arbeiters  für  L’n- 
fälle,  die  ihm  in  der  Ausübung  seines  Berufes  zustofsen.  Bis  1880 
ging  die  Gesetzgebung  und  die  Rechtsprechung  von  dem  Gedanken 
aus,  dafs  der  .Arbeiter  bei  Eingehung  seines  Arbeitsvertrages  als 
freier  Wirtschafter  handle,  der  das  mit  seiner  Arbeit  verbundene 
Risiko  — die  „Berufsgefahr"  — beim  V'ertragsschlufs  gekannt  und  in 
selbständiger  Entschliefsung  auf  sich  genommen  habe.  Demgemäfs 
sprach  sie  ihm  nur  dann  einen  Anspruch  auf  Entschädigung  zu, 
wenn  der  Arbeitsherr  sich  solcher  groben  Verstöfse  oder  Vernach- 
lässigungen schuldig  gemacht  hatte,  die  ihm  nach  den  Grundsätzen 
des  gemeinen  Rechts  auch  gegen  jeden  Fernstehenden  entschädigungs- 
pflichtig gemacht  haben  würden.  .Mehr  noch,  die  Rechtspraxis  stellte 
den  Arbeiter  schlechter  als  den  der  Unternehmung  F'ernstehenden, 
indem  sie  den  Recht.sbegrift  der  gemeinsamen  Beschäftigung  („com- 
mon employment")  bildete  und  den  Grundsatz  aufstellte,  dafs  für 
Verstöfse  etc.  einzelner  .Arbeiter  der  Arbeitsherr  wohl  Aufsen- 
stehenden  gegenüber,  nicht  aber  den  Arbeitern  verantwortlich  sei, 
die  im  gleichen  Arbeitsverhältnis  zu  ihm  ständen  wie  jene,  bezw. 
in  einem  und  demselben  Unternehmen  beschäftigt  seien.  VV'as  der 
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im  gleichen  Unternehmen  thätige  Arbeitskollege  verschuldet  hatte, 
dafür  sollte  der  Arbeitsherr  dem  verletzten  Arbeiter  gegenüber 
nicht  verantwortlich  sein. 

Es  ist  unschwer  einzusehen,  dafs  die  Argumentierung,  auf 
der  dieser  Rechtsgrundsatz  beruht,  formal  unanfechtbar  ist,  wenn 
man  die  Prämisse  des  Arbeiters  als  freien  Wirtschafters  unein- 
geschränkt gelten  läfst.  Und  wie  der  Recht^undsatz  in  Ge- 
richtshöfen zustande  gekommen  war,  so  wurde  ihm  von  Richtern 
auch  die  weiteste  .'\nwendung  gegeben,  die  sich  mit  der  ihm  zu 
Grunde  gelegten  Voraussetzung  nur  vereinbaren  läfst. ')  Nicht  nur 
der  gewöhnliche  Nebenarbeiter,  sondern  auch  der  Werkführer,  ja, 
selbst  der  Betriebsdirektor  wurden  vom  Gesctzesausleger  als  im 
„gemeinsamen  .^rbeitsverhältnisse"  mit  dem  Lohnarbeiter  stehende 
„Kollegen"  des  letzteren  behandelt,  weil  .sie  beim  gleichen  Arbeits- 
herrn  wie  dieser  für  das  gleiche  L'nternehmen  gegen  Bezahlung  an- 
gestcllt  waren.  Die  formalistisch  geschulten  Juristen  argumentierten 
in  diesem  Punkt  gerade  so,  wie  einige  politische  Oekonomen,  für 
die  der  mit  lOOOO  Mark  jährlich  honorierte  Betriebsdirektor,  weil 
er  kein  selbständiger  Unternehmer  ist,  gerade  so  gut  zum  Proletariat 
gehört,  wie  der  mit  looo  Mark  und  darunter  entlohnte  Lohnarbeiter. 

Bezeichnenderweise  war  es  in  England  eine  liberale  Regierung, 
welche  in  diese  streng  manchesterliche  Au.slegung  der  Rechts- 
beziehung zwischen  .Arbeitsherrn  und  .Arbeiter  zuerst  entschieden 
Bresche  legte.  Unter  dem  Ministerium  Gladstone,  dessen  Partei  im 
April  1880  mit  Hilfe  der  .Arbeiter  einen  aufserordentlich  grofsen 
Wahlsieg  erfochten  hatte,  kam  am  7.  November  desselben  Jahres 
ein  Haftpflichtgesetz  zustande,  das  den  Rechtsgrundsatz  der 
„gemeinsamen  Beschäftigung“  zwar  nicht  prinzipiell  aufhob,  wohl 
aber  wesentlich  einschränkte. 

Da  dieses  Gesetz  — Employers  Liability  .Act.  1880  (,Act.  43, 
44  Vict.  ch.  42)  — bereits  in  dieser  Zeitschrift  besprochen  worden 
ist,  *)  kann  auf  seine  eingehende  Kennzeichnung  hier  verzichtet 

*)  .Whnlich  wie  cs  nach  cnglischrm  Recht  einem  (»c.schäftstcilhaher  lange  Zeit 
nicht  möglich  war,  seinen  Kompagnon  wegen  Unterschlagung  etc.  gerichtlich  zur 
Verantwortung  zu  ziehen. 

•)  Vgl.  Same  Moore,  <lic  englische  HaftpflidUgesetzgebung,  Archiv  Hd.  I S.  572  IT- 
Die  Kämpfe  der  englischen  Arbeiter  um  ein  wirksamc.s  Haftpriiehtgesetz  sind  ein- 
gehend und  mit  scharfer  Charakteristik  geschildert  von  Sidney  und  Ikatrice  Webb 
im  achten  Kapitel  des  ersten  Bandes  von  „Theorie  und  Praxis  der  englischen  Gc- 
werkvereinc“  (Stuttgart,  Dictz). 
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werden.  Die  wichtigste  Neuerung  des  Gesetzes  bestand  darin,  dafs 
cs  die  mit  höherer  Autorität  und  Verantwortung  betrauten  Betriebs- 
angestellten, wie  Betriebsleiter,  Werkmeister,  Vorarbeiter,  sowie  die 
Fälle,  wo  Arbeiter  durch  direkte  Anordnung  solcher  Personen  Hand- 
lungen verrichteten,  die  den  Unfall  herbeiführten,  von  der  Regel 
der  gemeinschaftlichen  Beschäftigung  ausnahm  und  die  Arbeitsherrn 
haftbar  machte,  da,  wo  durch  die  Nachlässigkeit  etc.  solcher  Per- 
sonen Arbeiter  zu  Schaden  gekommen,  diesen  oder  ihren  Hinter- 
bliebenen eine,  das  dreifache  des  Jahreseinkommens  des  Beschä- 
digten nicht  überschreitende  Kntschädigung  zu  zahlen.  Durch  Spe- 
zialbestimmungen aller  Art  wurden  aber  Schlupflöcher  offen  ge- 
lassen, die  es  dem  Arbeitsherrn  ermöglichten,  seine  Verantwortung 
erheblich  einzuschränken,  und  der  Umstand,  dafs  die  Frage  der 
Haftbarkeit  in  Streitlallen  vor  Gericht  ausgefochten  werden  mufete, 
das  Prozefsverfahren  in  England  aber  sehr  kostspielig  ist,  machte 
es  den  Arbeitern  oft  sehr  schwer  und  vielfach  sogar  unmöglich, 
das  ihnen  nach  dem  Gesetz  Zukommende  auch  wirklich  zu  er- 
langen, und  legte  ihnen  selbst  da,  wo  sie  ihr  Recht  erstritten,  einen 
hohen  Tribut  an  die  Zunft  der  Juristen  auf.  Eine  andere  Folge 
des  Gesetzes  war,  dals  nun  viele  Unternehmer  dazu  übergingen, 
Betriebsversicherungskassen  einzurichten  und  an  die  Arbeiter  das, 
im  Weigerungsfälle  Verlust  der  Stelle  nach  sich  ziehende  N’erlangen 
zu  stellen,  diesen  Kassen  beizutreten  und  einen  Vertrag  zu  unter- 
zeichnen, kraft  des.sen  sic,  unter  Berufung  auf  die  ihnen  aus  der 
Betriebskasse  zufallenden  Vergünstigungen,  auf  Anrufung  des  Haft- 
pflichtgesetzes gegen  ihre  Arbeitsherrn  ein  für  allemal  Verzicht 
leisteten.  Dadurch  dafs  das  Gesetz  an  den  oben  geschilderten  Rechts- 
grundsätzen prinzipiell  festhielt,  gab  es  jenen  Verträgen,  durch 
welche  die  .Arbeiter  sich  aus  den  Leistungen  des  Haftpflichtgesetzes 
herauskontrahierten,  seine  ausdrückliche  Anerkennung.  Das  Haft- 
pflichtgesetz von  1880  statuierte  rechtlich  nur  ,\usnahmen  von 
einer  Ausnahme.  Es  befreite  die  von  ihm  beschützten  .\rbeiter 
von  der  Last  des  Grundsatzes  von  der  gemeinsamen  Beschäftigung 
und  stellte  sie  ihren  Arbeitshern  inbezug  auf  die  Entschädigungs- 
frage wieder  als  „freie  Wirtschafter“  auf  den  Boden  des  gemeinen 
Rechts,  in  die  gleiche  Position,  die  in  der  Entschädigungsfrage 
jeder  beliebige  Aufsenstehende  einnahm , nur  dafs  die  Höhe  der 
P'ntschädigung  bei  ihnen  ganz  anders  begrenzt  war  wie  bei  jenem, 
l’nter  solchen  Umständen  war  es  nur  logisch,  dafs  sie  wie  jeder 
Privatmann  auch  Verträge  mit  dem  .Arbeitsherrn  abschliefsen  durften. 
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durch  welche  sie  von  vornherein  sich  mit  ihm  darüber  verglichen, 
welche  Entschädigungen  er  ihnen  in  bestimmten  Verletzungslallen 
zu  zahlen  habe.  Es  steht  auch  aufser  Frage,  dafs  sie  in  den  meisten 
Fällen  dabei  keine  geringere  Entschädigung  erhielten  als  wenn  sie 
diese  \’’erträge  nicht  eingegangen  wären. 

Wenn  trotzdem  die  organisierten  englischen  Arbeiter  bald  leb- 
haft sich  gegen  die  Zulässigkeit  des  „Hera  usk  o n t ra  h iere  ns“ ‘) 
auflehnten  und  lieber  auf  die  Zurücknahme  von  zwei,  eingestan- 
denermafsen  allerhand  Verbesserungen  enthaltenden  Regierungsvor- 
lagen — den  Entwurf  des  konservativen  Ministers  Matthews  von 
1890  und  den  Entwurf  des  liberalen  Ministers  Asquith  von  1893/94 
— bestanden,  als  sich  damit  zu  bescheiden,  dafs  es  auch  nur  in  ab- 
geschwächter Form  fernerhin  ge.setzlich  zulässig  .sein  sollte,  so  ist 
es  bekannt,  dafs  die  Gründe  für  diese  Opposition  in  der  sehr  ver- 
ständlichen Gegnerschaft  der  Gewerkschaften  und  freien  Hilfskassen 
gegen  Betriebskassen  irgend  welcher  Art  zu  suchen  sind,  aber  mit 
der  eigentlichen  Haftpflicht  selbst  wenig  zu  thun  haben.  Die  .As- 
quith’sche  Vorlage  von  1893  94  wollte  den  Gewerkschaften  that- 
sächlich  alles  geben,  was  sie  auf  ihren  Kongressen  verlangt  hatten ; 
Aufhebung  des  Rechtsgrundsatzes  von  der  gemeinsamen  Bc.schäfti- 
gung,  bezw.  des  Einw.mds  von  der  dem  Arbeiter  vorher  bekannten 
Berufsgefahr,  verbesserte  Entschädigungsbedingungen  und  .Ausschlufs 
des  Herauskontrahierens.  Aber  die  liberale  Regierung  konnte  dem 
Entwurf  nicht  ohne  die  Zustimmung  des  Hauses  der  Lords  Gesetzes- 
kraft verschaffen,  und  dieses  bestand  darauf,  dafs  mindestens  solche 
Verträge,  bezw.  Betriebsunfallkassen  zugela.ssen  werden  sollten,  die 
von  den  beteiligten  Arbeitern  in  geheimer  Abstimmung  mit  zwei- 
drittel .Mehrheit  selbst  gutgeheilscn  würden;  bei  denen  sich  die  .Ar- 
beiter materiell  mindestens  so  gut  ständen  wie  bei  dem  Gesetz 
selbst,  und  für  die  kein  Beitrittszwang  bestehe  (d.  h.  die  Beschäfti- 
gung des  Arbeiters  nicht  vom  Beitritt  zur  Kasse,  vom  llerauskon- 
trahieren  abhängig  gemacht  werde).  Selbst  in  dieser  so  abge- 
schwächten F'orrn  erklärten  die  Arbeitervertreter  im  Parlament  die 
Zulassung  des  „Herauskontrahierens“  für  unannehmbar,  und  es  ge- 
schah auf  ihr  Verlangen,  dafs  Minister  Asquith  seine  V^orlage  zu- 
riiekzog. 

’)  Es  scheint  mir  richtiger,  das  cnglisch<’  Wort  „Contracting  out“  wie  oben 
zu  übersetzen*  als,  wie  dies  andererseits  geschehen,  mit  „Freikontrahieren“,  da  sich 
die  Arbeiter  bei  diesen  Verträgen  in  eine  stärkere  Gebundenheit  zu  begeben  pflegten, 
als  sic  die  dabei  aufser  Kraft  gesetzten  Osetzesbestimmungen  Iredeuteten. 
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Schon  in  dieser  Debatte  stellte  der  jetzige  Kolonialminister 
Chamberlain,  damals  Hauptführer  der  unionistischen  Opposition,  der 
Asquith'schen  Vorlage  den  bereits  früher  in  Aufsätzen  und  Vor- 
trägen von  ihm  vertretenen  Gedanken  eines  allgemeinen  Un- 
fallentschädigungsgesetzes gegenüber.  Nachdem  die  W'ahlen 
von  1895  die  unionistische  Koalition  ans  Ruder  gebracht  hatten, 
war  es  denn  auch  Mr.  Chamberlain,  der  in  dieser  Sache,  obwohl 
sie  nicht  in  seine  ministerielle  Amtssphäre  fiel,  gesetzgeberisch 
die  Initiative  ergriff.  In  der  Frühjahrssession  1897  brachte  er  im 
Parlament  eine  „Arbeiterentschädigungsvorlage“ 
ein  und  vertrat  sie  in  den  auf  sie  bezüglichen  Debatten  mit 
der  ihm  eigenen  Energie  und  Schärfe  gegen  eine  Opposition, 
die  auf  keiner  Seite  mit  solcher  Bitterkeit  geführt  wurde,  wie  von 
einer  Gruppe  auf  den  Regierungsbänken  sitzender  konserv’ativen 
Abgeordneten.  So  leidenschaftlich  waren  die  Vertreter  der  äufser- 
sten  Rechten  der  Regierungspartei  gegen  die  V'orlage  entflammt, 
dals  eines  der  einflufsreichsten-Mitglicder  dieser  Gruppe,  der  Marquis 
of  Londonderry,  demonstrativ  seine  V'^erbindung  mit  einem  konser- 
vativen Klub  löste,  dessen  Präsident  er  war.  Auf  der  anderen  Seite 
ward  der  Chambcrlainschen  Vorlage  sehr  warme  Unterstützung  von 
Mitgliedern  der  äufsersten  Linken  der  liberal-radikalen  Opposition 
zu  teil,  und  selbst  die  Kritik,  welche  die  Führer  der  Opposition  an 
ihr  übten,  war  eine  sehr  gemäfsigte.  Mr.  .^squith  legte  in  Ueber- 
einstimmung  mit  einem  Teil  der  .Arbeiterabgeordneten  eine  I.anze 
für  Festhalten  am  Prinzip  der  Haftpflicht  als  einem  Kampfmittel 
gegen  Vcrnachlä-ssigung  der  Sicherheitsmafsregeln  von  seiten  der 
Unternehmer,  bezw.  als  Mittel  der  Verhütung  von  l^nfallen  ein,  die 
bei  der  Cliamberlainschen  Bill,  die  kurzweg  dem  .Arbeitsherrn  Ent- 
schädigung für  jeden  Unfall  im  Betrieb  auferlegt,  der  nicht  durch 
absichtliches  und  grobes  Verstofsen  des  betreffenden  .Arbeiters  selbst 
verursacht  ward,  sehr  mit  Unrecht  hintenangesetzt  worden  sei. 
Ein  nicht  sehr  stichhaltiger  Einwand,  da  von  einer  spezifisch  un- 
fallverhütenden Wirkung  der  Haftpflicht  im  Gegensatz  zur  Entschä- 
digung  in  der  Pra,\is  wenig  bekannt  ist.  Besser  waren  die  Ein- 
wände von  Asquitli  gegen  die  übertriebene  Begrenzung  der  Ent- 
schädigungsansprüche, die,  selbst  für  den  Anfang  übermäfsige  Be- 
schränkung des  Geltungsbereiches  des  Gesetzes  und  eine  Reihe 
technischer  Mängel.  \^erschiedenen  der  von  rechts  und  links  er- 
hobenen Einwände  zeigte  sich  .Mr.  Chamberlain  entgegenkommend 
und  stimmte  entsprechenden  Veränderungen  zu,  in  der  Hauptsache 
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aber  ging  die  Vorlage  so  durch,  wie  er  sie  eingebracht  hatte,  und 
ward  am  6,  August  1897  Gesetz,  das  vom  1.  Juli  1898  ab  in  Kraft 
getreten  ist. 

Die  bemerkenswertesten  Eigenschaften  dieses  Gesetzes  sind; 

1.  Es  spricht  — Abschnitt  I — dem  Arbeiter  für  jeden  Be- 
triebsunfall Anspruch  auf  Entschädigung  zu,  der  nicht 
durch  grobes  und  absichtliches  Vergehen  des  \'erletzten  selbst  her- 
beigefuhrt  ward.  Den  Beweis  für  letzteres  hat  der  .Arbeitsherr  zu 
erbringen.  Der  Arbeiter  ist  damit  der  ihm  bis  dahin  obliegenden 
kostspieligen,  umständlichen  und  ihn  und  seine  Zeugen  in  ihrem 
Arbeitsverhältnisse  gefährdenden  .Aufgabe  enthoben,  behufs  Geltend- 
machung seiner  Entschädigungsberechtigung  gegen  seinen  Arbeits- 
herm  klagbar  vorzugehen. 

2.  Es  erweitert  dadurch,  dafs  es  — Absatz  8 von  § 2 des 
Abschnitts  7 — dem  Begriff  „.Arbeiter"  eine  weitere  Deutung  giebt 
als  das  alte  Gesetz,  den  Kreis  der.  Entschädigungsberech-, 
tigten  nicht  unbedeutend.  Nach  dem  Gesetz  von  l88o  war  nur 
der  sog.  Handarbeiter  „.Arbeiter“  im  Sinne  des  Gesetzes,  nach  dem 
vorliegenden  Gesetz  umfafst  der  Begriff  auch  Buchhalter,  Schreiber 
und  sonstige  Kommis,  .Aufseher,  V'orarbeiter  u.  s.  w. 

3.  Mit  seinen  Bestimmungen  über  das  .Schiedswesen  und  den 
Rechtsgang  im  Fall  von  Uneinigkeit  über  die  Entschädigungshöhe 
— .Abschnitt  i,  2,  .sowie  .Anlage  2 — verbilligt  und  verein- 
facht es  das  Rechtsverfahren  für  beide  Teile. 

4.  Eis  gestattet  zwar  noch  immer  das  „Herauskontrahieren", 
aber  unter  Bedingungen  — .Abschnitt  3 — welche  den  Reiz 
desselben  für  die  Unternehmer  und  seine  Gefahren  für  die 
Arbeiter  wesentlich  verringern. 

5.  Es  setzt  den  Grundsatz  der  gemeinsamen  Verant- 
wortung bei  gemeinsamer  Beschäftigung,  wenn  nicht  bis 
auf  den  letzten  Punkt,  so  doch  in  der  Hauptsache  aufs  er 
Kraft  und  sichert  den  .Arbeiter  durch  genaue  -Bestimmungen 
darüber,  wer  der  entschädigungspflichtige  .Arbeitsherr  ist,  gegen 
Gelerlei  sonst  mögliche  Umgehungen  der  Entschädigungs- 
pflicht. 

Diesen  Vorteilen,  welche  das  Gesetz  den  .Arbeitern  im  Ver- 
gleich mit  den  einschlägigen  Bestimmungen  der  vordem  die  Haft- 
pflicht regelnden  Gesetzen  bietet,  stehen  aber  erhebliche  Mängel 
gegenüber. 

I.  Die  Höchstbeträge  der  zu  gewährenden  Eintschädigungen 
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(Anlage  i,  Absatz  i)  — 300  Pfd.  als  höchstes  Pauschal  und  I Pfd. 
Strlg.  als  höchste  VVochenzahlung  — müssen  entschieden  als  viel 
zu  niedrig  bezeichnet  werden. 

2.  Die  Erlaubnis  (Anlage  i,  Absatz  131,  statt  der  normierten 
VVochenzahlung  eine  einmal  zu  zahlende  Pauschalabfindung 
zu  vereinbaren,  kann  als  Verleitung  wirken,  die  Vorteile  einer 
regclmäfsig  cinlaufenden  Pension  zu  gunsten  irgend  welcher  zwei- 
felhaften Unternehmung  oder  Spekulation  preiszugeben. 
Diese  Verführung  ist  um  so  gröfser,  als  das  Gesetz  dem  Entschä- 
digungsberechtigten zwar  gewisse  Vorrechte  auf  die  Masse  eines 
bankrotten  und  die  Hinterlassenschaft  eines  mit  Tode  abgegan- 
genen Arbeitsherrn  einräumt,  ihn  aber  für  Fälle,  wo  Masse  oder 
Hinterlassenschaft  faktisch  null  oder  gleich  null  oder  mit  \'iclcn 
gleichmäfsig  berechtigten  Forderungen  belastet  sind,  keinerlei 
Sicherung  gewährleistet. 

3.  Dadurch  dafs  das  Gesetz  das  Haftpflichtgesetz  von  1880  nicht 
widerruft,  — .Abschnitt  1,  § 2,  Absatz  6 — es  dem  Verletzten  vielmehr 
freistellt,  das  Letztere  anzurufen,  wenn  er  glaubt,  bei  ihm  besser 
fortzukommen,  ist  Anlafs  und  .Antrieb  zu  allerhand  Pro- 
zessen gegeben,  die  vermieden  werden  konnten,  wenn  die  nur 
mäfsig  höheren  Sätze,  die  das  alte  Haftpflichtgesetz  für  bestimmte 
Fälle  vorsieht,  in  das  neue  Gesetz  mit  übernommen  worden  wären. 

4.  Die  Bestimmung  — Abschnitt  i,  § 2,  .Absatz  c — , dafs  der 
V^erletzte  keinen  .Anspruch  auf  Entschädigung  hat,  wenn  er  durch 
groben  und  absichtlichen  V'erstofs  die  V'erletzung  selbst 
verschuldet  hat,  mufs  ebenfalls  als  eine  Quelle  von  Prozessen 
bezeichnet  werden,  deren  Nutzen  sehr  problematisch  ist,  die  aber 
viel  unnütze  Kosten  mit  sich  bringen  und  vielfach  Arbeiter  um 
das  ihnen  von  Rechtswegen  zukommende  verkürzen  können.  Sie 
fehlte  denn  auch  in  Mr.  Chamberlains  Vorlage  und  ist  erst  auf 
.Antrag  des  Hauses  der  Lords  in  das  Gesetz  hineingebracht  wor- 
den. Ein  Rest  des  von  vielen  Juristen  verworfenen  Rechtsgrund- 
satzes der  „Fahrlässigkeits-Mitschuld“  („oontributary  negligence"),  hat 
sie  sofort  die  lebhafte  Opposition  von  Reformern  aller  Art  gegen 
sich  heraufbeschworen,  die  das  \''erlangen  stellen,  die  Entschädigungs- 
frage von  jeder  Schuldfrage  getrennt  zu  behandeln.  Fän 
in  der  Frühjahrssession  1898  im  Haus  der  Gemeinen  verhandelter 
Antrag  des  konservativen  .Abgeordneten  Forwood,  den  Rechtsgrund- 
satz der  „gemeinschaftlichen  Beschäftigung"  ausdrücklich  für  nicht 
statthaft  zu  erklären,  erhielt  zur  zweiten  Lesung  eine  Mehrheit  von 
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215  gegen  59  Stimmen.  Als  er  aber  am  15.  Juli  1898  zur  Spezial- 
beratung kam,  ward  er  von  einem  anderen  Konservativen,  dem  Abge- 
ordneten Tomlinson  (Vertreter  für  Preston)  „totgeredet",  d.  h.  durch 
eine  Rede  bis  zum  .Ablauf  der  für  bestrittene  Anträge  bestimmten 
Zeit  für  diesen  Tag  und  damit  faktisch  für  die  ganze  Dauer  der 
Tagung  der  Möglichkeit  einer  Schlufsabstimmung  beraubt.  Die 
Thatsache  ward  im  Bericht  der  parlamentarischen  Gewerkschafts- 
komites  an  den  Allgemeinen  Trade  - Unionskongrefs  von  Bristol 
(September  1898)  scharf  gerügt. 

5.  Die  Zulassung  der  Sonderverträge,  bezw.  des  „Herauskontra- 
hierens"  mufs  trotz  der  gegen  ihren  Mifsbrauch  gerichteten  Vor- 
schriften ebenfalls  als  ein  Mangel  des  Gesetzes  bezeichnet  worden. 
Wohl  mögen  diejenigen  nicht  Unrecht  haben,  welche,  wie  der  sehr 
angesehene  englische  Jurist,  Sir  Fred.  Pollock,  der  Ansicht  sind,  dal's 
Arbeiter  wie  Unternehmer  die  Bedeutung  der  Sonderverträge  — 
die  Kinen  ihre  Gefahren  und  die  .Anderen  ihren  Nutzen  — sich 
übertreiben. ')  Aber  jedenfalls  sind  sie,  wie  die  Erfahrung  gezeigt 
hat,  als  .Mittel  der  V'ersicherung  entbehrlich  und  einer  generellen 
Regelung  derselben  eher  im  W'cge  als  förderlich,  während  keine  gc- 
sc\zliche  F'ormel  die  Ausübung  eines  erheblichen  moralischen  und 


')  Nach  AVebl),  ..Theorie  etc.“  Hc!.  1,  S.  338  sind  bis  189697  aufser  bei 
Eisenbahnen  und  Bergwerken  nur  sehr  wenige  Eällc  von  S<^ndcpverträgen  bekannt 
gewesen,  und  bildete  auch  in  diesen  beiden  (ieschättazwcigca  das  Herauskontra* 
hiercD  die  Ausnahme.  — Die  Zahl  der  seil  Inkrafttreten  des  neuen  Gesetzes  bis 
Ende  »899  beim  Kegistrieramt  angeracldeten  und  gutgeheifkenen  Betriebs-  oder 
Sooderver»>icherungen  l>elief  sich  auf  49  mit  zusammen  133454  Angestellten,  Davon 
wAcn 

2 Eisenbahngcscllschaften  mit  41174  .\nge.stellten 

27  Bergwerke  „ 72695  „ 

18  Fabriken  I9115  „ 

2 Steinbrüche  „ 470  „ 

Zusammen  49  Vntemehmungen  mit  133  454  Arbeitern. 

Aber  nicht  alle  .Angestellten  hatten  den  Sonderrertrag  iinter/eiehnet.  Ende  1898 
entfielen  auf  110008  -Angestellte  von  32  Unternehmungen,  die  Hetriebskassen  an- 
gemeldet  halten,  10004!  Mitglieder  der  Betriebskassen,  d.  h.  II  Proz.  der  .An- 
gestellten waren  den  Kassen  nicht  beigetreten.  Die  Zahl  der  Arbeiter,  die  nach 
dem  neuen  Gesetz  entschädigungsbercchligl  waren,  wird  auf  6 Millionen  geschätzt. 
Von  ihnen  hatten  also  allerhöchstens  2 Proz.  mit  Sonderverträgen  zu  thun.  Vgl. 
die  amtliche  „Statistics  of  Proccedings  under  the  Workmens  Compensalion  act.“ 
London,  Eyrc  & Spottiswuode,  1900  p.  7 u.  8. 
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in  seinen  Wirkungen  materiellen  Zwanges  zum  Beitritt  in  die  Kassen 
unbedingt  verhindern  kann. 

6.  Die  Bestimmung,  dafs  erst  von  der  dritten  Woche  nach  er- 
folgtem Unfall  ab  Entschädigung  zu  zahlen  ist,  ist  dem  deutschen 
Gesetz  nachgebildet,  das  zwar  noch  eine  längere  Karenzzeit  festsetzt, 
aber  für  diese  Zeit  einer  anderen  Agentur  die  Fürsorge  für  den 
Verletzten  überträgt.  Da  solche  .Agentur  in  England  als  obligato- 
rische Versicherung  nicht  besteht,  fehlt  der  Festsetzung  der  Karenz- 
zeit jede  technische  Grundlage,  ganz  abgesehen  davon,  dafs  sie  auch 
ungerecht  ist  und  in  vielen  Fällen  grofse  Härten  für  die  Betroffenen 
mit  sich  bringt.  — 

Dies  die  wesentlichsten  sachlichen  .Mängel  des  Gesetzes.  Dafs 
es  vorläufig  nur  einen  Teil  der  abhängigen  erwerbsthätigen  Bevöl- 
kerung umfafst,  kann  als  kein  prinzipieller  Mangel  bezeichnet  werden. 
Die  Regierung  gab  von  vornherein  zu,  dafs  diese  Beschränkung  nur 
eine  zeitweilige  sein  solle  und  begründete  sie  mit  dem  Hinweis 
auf  die  Notwendigkeit,  erst  Erfahrungen  zu  sammeln,  wie  sich 
sich  das  Gesetz  in  der  Praxis  bewähre.  In  der  letzten  Tagung  des 
abgelaufenen  Parlaments  hat  sie  denn  auch  ein  Ergänzungsge- 
setz vorgelcgt  und  zur  .Annahme  gebracht,  das  die  Landarbeiter 
in  den  Kreis  der  Entschädigungsbercchtigten  einbezieht,  und  so  diesen 
um  gut  anderthalb  Millionen  Menschen  erweitert.  Bemerkenswert 
i.st,  dafs  so  heftig  die  Opposition  gegen  das  ursprüngliche  Gesetz 
war,  so  wenig  Gegncrsch.aft  sich  gegen  seine  .Ausdehnung  auf  die 
Landwirtschaft  geltend  machte.  In  fast  harmonischer  Stimmung 
ward  das  Gesetz  in  sehr  kurzer  Zeit  von  beiden  Häusern  des  Par- 
laments durchberaten  und  erledigt.  Es  zeichnet  sich  durch  eine 
anerkennenswerte  Klarheit  und  Kürze  aus.  ^ 

Vom  Hauptgesetz  kann  man  das  nicht  stigen.  Es  zieht  durch 
dieses  ein  Dualismus;  der  Geist  des  praktischen  Geschäftmannes 
und  der  Geist  des  bedenklichen  Juristen,  und  wo  sich  diese  beiden 
Geister  vermählen,  giebt  es  allerhand  Mifsgeburten.  Mr.  Chamber- 
lain,  der  schon  als  P'abrikant  das  gewerbliche  Schiedswesen  sehr 
kultiviert  hatte,  und  seitdem  vielfach  von  .Arbeitern  und  Fabrikanten 
als  .Schiedsrichter  angerufen  worden  ist,  hat  durch  die  Bestimmung, 
dafs  freie,  zu  gleichen  Teilen  aus  .Arbeitern  und  Fabrikanten  be- 
stehende gewerbliche  Ausschüsse,  sowie  Schiedsmänner  für  die  Er- 
ledigung von  Entschädigung-sstreitigkeiten  zuständig  sein  sollen, 
diese  so  viel  als  möglich  den  kostspieligen  Gerichtshöfen  entziehen 
wollen.  .Aber  dadurch,  dafs  er,  um  Widerstände  zu  überwinden,  aller- 
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hand  Bestimmungen  in  das  Gesetz  nahm,  die  nicht  über  das  wie- 
viel sondern  über  das  ob  der  Entschädigungspflicht  grundsätz- 
lichen Zweifel  offen  lassen,  und  selbst  die  Anrufung  des  alten 
Haftpflichtgesetzes  in  das  Belieben  der  Klagenden  stellte,  hat  er  es 
bewirkt,  dafs  mindestens  zunächst  das  Gesetz  den  Juristen  von  Fach 
in  diesen  Punkten  mehr  zu  thun  gegeben  hat,  als  sie  vordem  hatten. 
Die  Zahl  der  Prozesse  um  Entschädigungen  für  gewerbliche  Un- 
fälle hat  sich  anfangs  sehr  vermehrt,  wozu  allerdings  auch  die  gerade 
da,  wo  es  sich  um  Feststellung  der  Zuständigkeiten  handelt,  oft 
sehr  lässige  Ausdruckweise  des  Gesetzes  nicht  wenig  beiträgt.  Das 
Gesetz  zeigt  die  guten  und  die  schlechten  Seiten  seines  Schöpfers; 
seinen  starken  Sinn  für  praktische  Bedürfnisse  und  sein  mangel- 
haftes Gefühl  für  alles  Formale.  Aber  der  Berufsjurist  kann  und 
wird  sich  über  formale  Mängel  nicht  so  leicht  hinwegsetzen  wie  der 
Praktiker  des  gewerklichen  Lebens.  Er  hat  das  Gesetz,  wie  es  da- 
steht, an/.uwenden  und  fragt  sich  daher  nicht  nur,  wie  seine  Sätze 
verstanden  werden  können,  sondern  auch,  und  obendrein  in  erster 
Linie,  wie  sie  folgerichtig  verstanden  werden  müssen.  Unter  diesem 
Gesichtspunkte  sind  Sätze  wie  z.  B.  Absatz  3 des  vierten  Abschnitts 
dieses  Gesetzes  wahre  Herausforderungen  zu  Prozessen. 

Uebrigens  ist  es  eine  alt  - eingewurzelte  Eigentümlichkeit  der 
englischen  Gesetzgebung,  dafs,  solange  keine  richterliche  Au.slegung 
neuer  Gesetze  oder  Gesetzesparagraphen  vorliegt,  diese  für  das 
Publikum  Mysterien  sind.  Die  .Angriffe  auf  das  Gesetz,  dafs  es  die 
Prozesse  vermehrt  statt  vermindert  habe,  sind  daher  sehr  übertrieben. 
Es  hätte  in  dieser  Hinsicht  besser  sein  können  als  es  ist,  aber  sein 
erstes  Jahr  kann  unmöglich  als  typisches  Beispiel  gelten.  Und 
zwar  um  so  weniger,  als  dies  ein  in  den  .Annalen  der  englischen  In- 
dustrie fast  beispiellos  lebhaftes  Geschäftsjahr  war.  .Aufserdem  ist 
nicht  zu  vergessen,  dafs  es  die  Fälle,  wo  Entschädigung  zu  zahlen 
ist,  gegen  das  alte  Haftgesetz  aufserordentlich  vermehrt  hat,  und 
schon  deshalb  die  V'ermehrung  der  Entschädigungsprozesse,  was 
ihre  absolute  Zahl  anbetrifft,  sehr  irreführend  ist.  Dafs  sie  sich 
relativ  zur  Zahl  der  Entschädigungsansprüche  bezw.  der  gcz.ahlten 
Entschädigungen  vermehrt  habe,  kann  nicht  gesagt  werden  und  ist 
auch  meines  VV'issens  nicht  gesagt  worden. 

Eine  Statistik  über  dies  Verhältnis  besteht  nicht.  Die  durch 
freie  Vereinbarung,  private  Versicherung,  freie  Ausschüsse  erledigten 
Entschädigungsfälle  kommen  nicht  zur  Kenntnis  des  Registrieramts, 
noch  existiert  irgend  eine  andere  Stelle,  welche  Daten  hierüber 
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sammelte.  Nur  über  die  vor  die  Gerichte  gebrachten  Fälle  giebt 
es  eine  Statistik,  aber  sie  bilden  nur  einen  sehr  geringen  Prozent- 
satz des  Ganzen.  Für  den  Grubenbetrieb  geben  die  Berichte  der 
Hilfskassen  für  Bergarbeiter  — „Miners  Relief  .Societies",  — die  den 
deutschen  Knappschaftskassen  entsprechen,  die  Möglichkeit,  das  V'er- 
hältnis  der  eingeklagten  zu  den  nichteingeklagten  Entschädigungs- 
fällen  zu  berechnen.  Wie  in  dem,  weiter  oben  in  der  Note  citierten 
amtlichen  Bericht  über  die  Ausübung  des  Gesetzes  im  Jahre  1899 
auf  Seite  10  mitgetcilt  wird,  wird  die  Zahl  der  Unfälle  von  Berg- 
arbeitern, die  eine  mehr  als  vierzehntägige  Arbeitsunfähigkeit  zur 
Folge  hatten,  für  dieses  Jahr  auf  mindestens  70000  berechnet.  Da- 
von kamen  vor  die  Gerichte; 

128  Kiillr  mit  .\nrufung  dc.s  neuen  (ie^cUes 
2 „ „ .,  alten  Haftpflichtgcselzes. 

Noch  nicht  ein  Prozefs  auf  je  500  Unfälle!  Bemer- 
kenswert ist  dabei,  wie  stark  im  Bergbau  das  neue  Gesetz  das  alte 
1 laftpflichtgesetz  in  den  Hintergrund  gedrängt  hat. 

In  den  anderen  Berufen  i.st  die  Zahl  der  prozes-sierten  Entschä- 
digungsfälle und  der  .Anrufung  des  alten  Haftpflichtgesetzes  verhält- 
nismäfsig  gröfser.  Es  liegt,  sagt  der  Bericht,  (irund  vor  zur  An- 
nahme, dafs  die  vom  Ministerium  des  Innern  vor  Inkrafttreten  des 
(iesetzes  aufge.stellte  Berechnung,  wonach  jährlich  1 50000  Unfälle 
nach  dem  neuen  Gesetz  entschädigungspflichtig  werden  würden, 
„eher  zu  niedrig  als  zu  hoch  greift“.  Eine  Bemerkung,  die  sofort 
einlcuchtet,  wenn  man  bedenkt,  dafs  die  Bergarbeiter  mit  ihren 
70000  Unfällen  kaum  den  achten  Teil  der  vom  Ge.sctz  von  vorn- 
herein geschützten  .Arbeiter  ausmachen.  „.Selbst  bei  .Annahme  dieser 
Zahl,“  fährt  der  Bericht  fort,  „ist  jedoch  das  \''erhältnis  der  prozes- 
sierten Fälle  geringer  als  ein  Prozent".  Es  wurden  nämlich  1899 
alles  in  allem  1217  Unfallsklagen  gerichtlich  entschieden,  davon  IO41 
von  Richtern  und  ilie  andern  von  gerichtlich  ernannten  Schiedsrichtern 
oder  durch  Vergleich.') 

Folgende  weitere  .Angaben  des  Rechenschaft.sberichts  für  1899 
werden  hier  noch  von  Interesse  sein. 

\'on  den  999  in  England  und  Wales  gerichtlich  entschiedenen 
Fällen  gingen  753  zu  gunsten  der  Kläger,  d.  h.  der  Arbeiter,  und 
246  zu  gunsten  der  A’erklagtcn  aus. 

In  219  gerichtlich  verhandelten  Fällen,  wo  die  Verletzung  den 

*)  l'rficcrdinns,  pp.  13,  27,  33. 
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Tod  zur  Folge  gehabt  hatte,  wurden  im  Durchschnitt  rund  173  Pfd. 
Strlg.  pro  Fall  Entschädigung  bewilligt.  Fast  genau  dieser  Betrag 
— nämlich  173  Pfd.  14  Sh.  5 P.  — ward  auch  im  Durchschnitt  in  . 
solchen  Fällen  als  Entscliädigung  an  Hinterlassenc  bewilligt,  die 
aufsergerichtlich  erledigt,  deren  P-ntschädigungsverträge  aber 
zur  Registrierung  angcmeldet  wurden. 

Die  Gesamtzahl  der  Schlichtungen,  die  1899  zur  amtlichen  Ein- 
tragung angemeldet  wurden,  war  763.  Davon  w'aren ; 

ScbUchtungcn  durch  freie  Vereinbarung . . . 651 

„ Ausschüsse 89 

„ „ frei  ernannte  Schiedsrichter  23 

763 

Dies  sind  aber  nur  ein  sehr  geringer  Teil  der  aufsergerichtlichen 
Schlichtungen,  und  namentlich  von  den  Schlichtungen  durch  .Aus- 
schüsse werden  vorläufig  noch  die  wenigsten  zur  amtlichen  Ein- 
tragung angcmeldet. 

Von  418  gerichtlich  cnt.schicdenen  Fällen,  wo  Wochenzahlungen 
zugesprochen  wurden,  bezogen  sich  169  auf  völlige  und  249  auf 
partielle  Arbeitsunfähigkeit.  Die  Durchschnittswochenzahlung  für 
die  ersteren  war  10  Sh.  1 1 Pence,  die  für  die  letzteren  9 Sh.  2 Pence. 

Für  92  nichttödliche  Verletzungen,  die  vor  Gericht  kamen, 
wurden  Pauschalzahlungen  verabfolgt.  Ihr  Gesamtbetrag  war  2954  Pfd. 
II  Sh.,  d.  h.  ein  Durchschnitt  von  32  Pfd.  2 Sh.  4 Pence  pro  Fall. 
Für  58  nichttödliche  X'crletzungen,  für  die  aufsergerichtlich  Pauschal- 
zahlungen vereinbart  und  zur  Eintragung  angemeldet  wurden,  wurden 
zusammen  rund  2677  Pfd.  Strlg.,  d.  h.  im  Durchschnitt  etwas  über 
46  Pfd.  bezahlt.  Mit  bezug  auf  diesen  Punkt  hebt  der  Bericht  her- 
vor, dafs  cs  im  Interesse  der  Ueberwachung  der  Wirkungen  des  Ge- 
setzes überaus  wünschenswert  sei,  genauere  Statistiken  betreffs  seiner 
zu  haben,  da  „die  grofsc  Gefahr  besteht,  dafs  Arbeiter  unter  dem 
Druck  momentaner  Not  ihr  Recht  für  eine  Summe  von  weit  ge- 
ringerer Höhe  als  dessen  wirklicher  Wert  au.stauschcn".  (S.  lO.) 

Sehr  gering  war  die  Zahl  der  Fälle,  wo  die  ärztlichen  Sach- 
verständigen, die  das  Gesetz  — Anlage  2,  § 13  — vorsieht,  in 
Anspruch  genommen  wurtlen.  Die  Zahl  solcher,  vom  Staatssekretär 
ernannten  Sachverständigen  war  Ende  Dezember  1899  in  England 
und  Wales  205,  in  Schottland  78,  in  Irland  38.  V'^on  Richtern, 
Au.sschüssen  und  Schiedsrichtern  wurden  aber  im  ganzen  nur  43  mal 
(31  in  England  und  Wales,  9 in  Schottland,  3 in  Irland)  solche  Sach- 
verständige in  Anspruch  genommen. 
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An  Berufungsgerichte  kamen  in  England  54  Fälle,  d.  h. 
vier  Prozent  der  vor  ersten  (Grafschafts-)Richtern  verhandelten  Fälle. 
Davon  wurden  23  15)  von  Arbeitern  und  31  (12)  von  Arbeitsherren 
eingereicht.  Die  in  Klammern  beigegebenen  Zahlen  zeigen  die  er- 
folgreichen Berufungen  an.  Von  69  Berufungsfällen  für  das  ganze 
Vereinigte  Königreich  bezogen  sich  nicht  weniger  als  26  auf  die 
Frage,  ob  die  Beschäftigung  des  Arbeiters  zu  denjenigen  gehöre, 
auf  welche  das  Gesetz  Anwendung  finde,  13  auf  die  Bedeutung  der 
Worte  „aus  Ursache  und  im  Laufe  der  Beschäftigung“,  7 auf  die 
Bedeutung  der  Worte  „grober  und  absichtlicher  Verstofs“,  6 auf  die 
Frage,  wer  zu  den  „Angehörigen"  zu  rechnen  sei.  — 

Soweit  der  Bericht. 

Werfen  wir  nach  allem  Vorgeführten  noch  einmal  einen  Ge- 
samtüberblick auf  das  Gesetz,  so  lautet  das  Ergebnis,  dafs  es  zwar 
eine  erhebliche  Verbesserung  gegen  den  vor  ihm  herrschenden  Zu- 
•stand  gebracht  hat,  aber  sonst  noch  durchaus  als  unfertig  bezeichnet 
werden  mufs;  unfertig  in  der  Au.sdehnung  sqines  Geltungsbereichs, 
unfertig  in  der  Durchführung  des  Entschädigungs-  oder  Versicherungs- 
gedankens, unfertig  hinsichtlich  der  Organe  für  die  Durchführung 
und  Überwachung  seiner  Bestimmungen  und  die  .Sicherstellung  der 
zuerkannten  Entschädigungen.  In  allen  diesen  Punkten  steht  es 
hinter  der  deutschen  L’nfallversicherung  zurück,  v'or  der  es  jedoch 
die  wesentlich  geringere  Karenzzeit  und  den  unbureaukratischen  Geist 
seiner  Bestimmungen  voraus  hat.  Seine  Ausdehnung  auf  die  heute 
noch  aufserhalb  seines  Geltungsbereichs  stehenden  Berufsangestellten, 
wie  Seeleute  und  Fischer,  .Arbeiter  in  Kleingewerbe,  Hausindustrie, 
und  den  noch  nicht  berücksichtigten  Zweigen  des  Verkehrswesens, 
Laden  angestelltc  und  Dienstboten,  ist  indes  ein  von  keiner  Seite  be- 
strittenes Postulat.  .Aber  immer  stärker  verbreitet  sich  auch  die  Pir- 
kenntnis,  dafs  das  Gesetz  inbezug  auf  Organisation,  Sicherstellung, 
Abmessung  der  Entschädigungen  des  .Ausbaues  bedarf  und  durch 
die  Entschädigung  bezw.  Versicherung  der  Arl>eitsinvaliden  ergänzt 
werden  mufs. 

Was  insbesondere  die  organisierten  Arbeiter  Englands  betrifft, 
so  stellten  sie  sich  zwar  zuerst  dem  neuen  Gesetz  sehr  mifstrauisch 
gegenüber  und  hätten  ihm  das  Haftpfiiehtgesetz,  wie  es  Mr.  .Ast)uith 
1893  eingebracht  hatte,  unbedingt  vorgezogen.  Aber  schon  auf  dem 
allgemeinen  Trade-Union-Kongrefs  v'on  1898  hielt  ihm  der  Kongrefs- 
Vorsitzende,  J.  O'Grady,  eine  warme  Verteidigungsrede,  und  ward 
eine  Resolution  angenommen,  wonach  der  Kongrefs 


Digitized  by  Google 


Ed.  Bernstein,  Die  Arheiter-UnfaUcntschadigungs-Gesetzgcbung. 


„wälircnd  er  dem  Arbeiter-Entschädigungsgesetz  von  1 897 
seine  prinzipielle  Unterstützung  leiht,  entschlossen  ist,  alles 
zu  thun,  seine  Mängel,  nämlich  seine  begrenzte  Anwendung 
auszubessern,  und  aus  seiner  Bestimmung  den  Grundsatz  der 
fahrlässigen  Mitschuld  und  das  Recht  des  Herauskontra- 
hierens  auszumerzen“. 

Auf  dem  folgenden  Kongrefs  (Plymouth  1899)  wurde  eine  Reso- 
lution angenommen,  welche  die  vorstehend  erwähnten  Punkte  dahin 
erweitert,  dafs  dem  Gesetz  aufserdem 

„eine  Klausel  eingefügt  werden  soll,  die  den  verletzten  .Ar- 
beitern 50  Prozent  ihres  Wochenlohnes  sicherstellt,  be- 
rechnet nach  dem  Durchschnitt  des  Standardlohns,  den  sie 
bei  Vollzeit- Arbeit  verdienten  und  wobei  in  die  Durchschnitts- 
berechnung der  52  Wochen  die  durch  Krankheit,  Unfälle, 
Ferien  oder  Be.schäftigungsmangel  verlorene  Zeit  nicht  ein- 
gerechnet werden  soll.  Ferner  dafs  die  Entschädigungsbe- 
träge vom  Tage  des  Unfalles  beginnen,  die  Herauskontra- 
hierungen  abgeschafft  und  die  F-inschränkungen  des  Gesetzes 
von  1894  über  die  Anmeldung  von  Unfällen  für  das  Gesetz 
keine  Wirkung  haben  sollen“. 

Während  diese  Forderungen  kasuistisch  sich  an  das  Gesetz 
halten  wie  es  ist,  gehen  die  in  dem  Pamphlet  des  Fabiervereins 
über  das  neue  Gesetz  formulierten  Verbesserungsvorschläge  von 
radikaleren  Gesichtspunkten  aus.  Sie  verlangen,  dafs  der  Staat 
die  Entschädigungen  zahle,  und  zwar  unter  allen  Um- 
ständen in  Form  einer  Pension,  und  dass,  wo  fahrlässige  oder  sonstige 
Schuld  der  .Arbeitsherren  vorliegt,  er  sich  bei  diesen  .schadlos  hält, 
die  Kosten  für  andere  Unfälle  aber  mittels  allgemeiner  Steuern 
deckt.  Auf  diese  Weise  werde  die  .Abwälzung  der  Versicherungs- 
kosten auf  die  Konsumenten  vermieden  und  die  Anrufung  von 
Schiedsgerichten  etc.  überflüssig  gemacht.  Inbezug  auf  die  Ver- 
werfung der  .Ausnahmen  stimmen  die  Vorschläge  der  Fabier  mit 
denen  der  Gewerkschaftskongresse  überein. 

Schliefslich  sei  noch  bemerkt,  dafs  die  Belastung  der  Industriellen 
durch  die  Entschädigungs|)flicht  weit  hinter  den  Sätzen  zurückge- 
blieben ist,  welche  die  Gegner  des  Gesetzes  bei  dessen  Beratung 
prophezeit  hatten.  Die  Versicherungsprämie  macht  im  Durchschnitt 
nur  einen  Bruchteil  von  einem  Prozent  des  I.ohnsatzes  aus. 

')  The  Workmens  Compensatiun  .\ct.  Whal  il  means  and  how  to  makt  usc 
it.  Fabian  Tract  No.  82.  London  1898. 
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Wir  geben  nunmehr  den  Text  des  Gesetzes  und  lassen  im 
unmittelbaren  Anschlufs  daran  auch  den  Text  des  kurzen  Ergän- 
zungsgesetzes von  1900  folgen.  Eines  besonderen  Kommentars 
bedarf  letzteres  nicht.  Mit  bezug  auf  einen  Punkt,  der  nicht  ver- 
standen werden  könnte,  findet  der  Leser  einen  erklärenden  Zusatz 
dem  Text  des  Gesetzes  in  Klammern  angefügt.  Erklärende  Zwischen- 
bemerkungen, die  vom  Uebersetzer  herrühren,  sind  stets  in  eckige 
Klammern  gesetzt. 


Oesetx  xur  Verbesserung  der  Gesetzgebung  über  die  Entschädigung  von 
Arbeitern  für  Unfälle  im  Arbeitsverbältnis. 

(Workmens  Cttnipon^ation  Act,  1897) 

60  u.  61  Vict.,  Ch.  37 
[6.  August  1897;. 

Durch  der  Königin  höchst  erhabene  Majestät  u.  s.  w.  u.  s.  w.  sei  wie  folgt 
verfügt. 

I.  Haftbarkeit  gewisser  .\rbcilsherrn  gegenüber  Arbeitern 
für  Bcsch.adigungen.  I.  Wenn  einem  .Arbeiter  in  einer  Beschäftigung,  für 
welche  dieses  Gesetz  gilt,  aus  Ursache  und  im  Laufe  dieser  Beschäftigung  eine  Ver- 
letzung erwächst,  so  soll  sein  .Arbeitsherr  („employer“)  unter  dem  nachfolgend  er- 
wähnten Voraussetzungen  haftbar  sein,  ihm  nach  Mafsgabc  der  ersten  .Anlage  zu 
diesem  Gesetz  Kntschädigung  zu  zahlen. 

2.  Mit  dem  Beding,  dafs 

a)  der  ArbeiUherr  auf  Grund  dieses  Gesetzes  für  keine  Verletzungen  haftbar 
sein  soll,  die  den  Arbeiter  nicht  für  die  Zeit  von  mindestens  zwei  Wochen 
aul'scr  Stand  setzen,  den  vollen  Lohn  in  der  .Arbeit  zu  verdienen,  in  der  er 
beschäftigt  war. 

b)  wenn  die  Verletzung  durch  die  persönliche  Nachlässigkeit  oder  absichtliclic 
Handlung  des  .Arbeilslierrn  oder  irgend  einer  Person  verursacht  war.  ftir 
deren  'l'hun  oder  Unterlassen  der  Arbeitsherm  verantwortlich  ist,  nichts  in 
diesem  (rcsetz  die  allgemcingesetzlichc  („civil“)  Haftbarkeit  des  Arbeitsherrn 
beeinträchtigen,  sondern  cs  dem  Arbeiter  in  solchem  Kall  nach  seiner  Wahl 
frcistchen  soll,  entweder  Entschädigung  auf  Gnmd  dieses  Gesetzes  zu  ver- 
langen, oder  diejenigen  Schritte  zu  thun,  die  ihm  vor  Inkrafttreten  dieses  Ge- 
setzes tiffen  standen ; der  .Arbeitsherr  soll  aben  nicht  hnftl)ar  sein,  dem  Ar- 
beiter tür  Unfälle,  die  ihm  auf  Grund  und  im  Laufe  der  Beschäftigung 
zustossen,  sowohl  von  diesem  Gesetz  unabhängige  als  auch  zugleich  die  von 
ihm  vorgeschriebene  Kntschadiguug  zu  zahlen,  und  er  soll,  ausser  wo  es  sich 
um  solche  persönliche  Nachlässigkeit  oder  absichtliches  Thun  wie  vorher- 
bemerkt handelt,  keinen  Mafsnahmen  unterworfen  sein,  die  nicht  in  diesem 
Ge»eU  vorgesehen  sind. 
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c)  wenn  bewiesen  wird,  dafe  die  Verletzung  eines  Arbeitern  dem  ernstlichen 

und  absichtlichen  Verstofsen  (misconducl)  dieses  Arbeiters  geschuldet  ist,  jede 

für  diese  Verletzung  geforderte  Fntschadigung  abgewiesen  werden  soll. 

3.  Wenn  bei  irgend  welchen,  auf  Grund  dieses  Gesetzes  erfolgenden  Ver- 
handlungen sich  Kragen  erheben  hinsichtlich  der  Haftbarkeit,  Fntschadigung  nach 
diesem  Gesetz  zu  zahlen  (einschlicfslich  von  Fragen  darüber,  ob  die  Bc-schäftigung 
eine  solche  ist,  für  welche  dieses  Gesetz  gilt),  oder  über  den  Betrag  oder  die  Dauer 
der  nach  diesem*  Gesetz  zu  leistenden  Entschädigung,  so  soll  die  betreffende  Frage, 
wenn  nicht  durch  gegenseitige  Vereinbarung  geschlichtet,  unter  Zugrundelegung  der 
Bestimmungca  der  ersten  Anlage  zu  diesem  Gesetz  und  nach  Mafsgabc  der  zweiten 
Anlage  zu  diesem  Gesetz,  durch  Schiedsspruch  geschlichtet  werden. 

4.  Wenn  innerhalb  der,  weiterhin  in  diesem  Gesetz  für  die  Einleitung  von 
[prozessualischem]  Vorgehen  abgegrenzten  Frist  Klage  erhoben  worden  ist.  um  für 
eine,  durch  irgend  welchen  Unfall  verursachte  Verletzung  Fntschadigung  unabhängig 
von  diesem  Gesetz  zu  erlangen,  und  in  solchem  Klageverfahren  entschieden  w’orden 
ist,  dafs  die  Verletzung  eine  solche  ist,  ftlr  die  der  Arbeitsherr  nach  derartigem  Ver- 
fahren nicht  haftbar  ist,  dafs  er  aber  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  haftbar 
sein  w'ürde,  Entschädigung  zu  zahlen,  so  soll  die  Klage  abgewiesen  werden;  aber 
der  Gerichtshof,  von  dem  die  Klage  geprüft  wurde,  soll,  wenn  der  Kläger  cs  wünscht, 
dazu  übergehen,  die  betreffende  Entschädigung  selbst  festzusetzen,  und  es  soll  ihm 
freistehen,  von  solcher  Entschädigung  alle  Kosten  abzuziehen,  die  nach  seinem  Be- 
finden dadurch  entstanden  sind,  dafs  der  Kläger  Klage  erhob,  statt  gcmäfs  diesem 
(iesetz  vorzugeben. 

Bei  jeclem  [Klage-]  Verfahren  auf  Grund  dieses  Unterabschnitts  soll  der  Ge- 
richtshof, wenn  er  die  Entschädigung  feslsetzt,  eine  Urkunde  über  die  von  ihm  zu- 
gesprochene Entschädigung  und  die  von  ihm  getroffenen  Bestimmungen  über  Abzüge 
für  Kosten  [dem  Klagcfülirendcn]  aushändigen,  und  solche  Urkunde  soll  die  Kraft 
und  Wirkung  eines  auf  (^rupd  dieses  Gesetzes  gefällten  Schiedsspruchs  haben. 

5.  Keine  Bestimmung  dieses  Gesetzes  soll  irgend  ein  [gerichtliches]  Verfahren 
auf  Erhebung  von  Geldstrafen  gcmäfs  den  Gesetzesbestimmungen  über  Bergwerke 
und  Fabriken,  oder  die  Verfügung  solcher  Strafen  beeinflussen,  doch  wenn  über 
irgend  eine  solche  Bufsc  oder  einen  Teil  einer  solchen  zum  Vorteil  der  verletzten 
Person  verfügt  worden  ist,  so  soll  der  so  verfügte  Betrag  bei  .\bmessung  der  nach 
diesem  Gesetz  [zuzuerkennenden]  Entschädigung  in  Anrechnung  gebracht  werden. 

[Es  betrifft  dies  die  Ftraf-Entschädigung  („penal  compensation“)  auf  Grund  des 
§ 82  des  Fabrikgesetzes  von  1878  und  des  § 13  des  Fabrikgesetzes  von  1895 
Ed.  B.] 

*2.  Fristen  für  die  zu  ergreifenden  Mafsnahmen.  1.  Auf  Grund 
dieses  Gesetz  erhobene  Klagen  auf  Entschädigung  für  V’crlctzungen  sollen  nicht  zu- 
lässig sein,  wenn  nicht  der  Unfall  so  zeitig  zur  .\nzeigc  gebracht  wurde,  als  dies 
nach  seinem  Eintreten  möglich  war  und  bevor  der  Arbeiter  freiwillig  die  Beschäf- 
tigung,  bei  der  er  verletzt  wurde,  verliefs,  und  wenn  nicht  der  .Anspruch  auf  Ent- 
schädigung hinsichtlich  solchen  Unfalls  innerhalb  von  sechs  Monaten  nach  dem  Ein- 
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treten  des  Unfalles,  der  die  Vcrlctiung  rnr  Folge  hatte,  oder,  im  Todesfälle,  innerhalb 
von  sechs  Monaten  nach  erfolgtem  Tode  erhoben  woirde.  Dies  stets  mit  der  F.in- 
Schränkung,  dafs  das  Fehlen  solcher  Anzeige  oder  irgend  welche  Fehler  oder  Unge- 
nanigkeiten  in  solcher  kein  Hindernis  der  Aufrcchtcrhaltung  solches  Klageverfahrens 
sein  soll,  wenn  es  sich  bei  der  Verhandlung  über  die  Pestimmung  des  Anspruchs 
hcrausstcllt,  dafs  der  Arbeitsherr  durch  das  Fehlen,  die  Fehler  oder  die  Ungenauig- 
keiten nicht  in  seiner  Verteidigung  benachteiligt  wurde,  oder  dafs  dieses  Fehlen, 
oder  die  Fehler  und  die  Ungenauigkeiten  durch  Irrtum  ödere  andere  entschuldbare 
(„reasonablc“)  Ursachen  bewirkt  worden  war. 

2.  .\nzeigen  hinsichtlich  von  Verletzungen,  die  unter  dieses  Gesetz  fallen 
sollen  den  Namen  und  die  Adresse  der  verletzten  Person  angeben  und  in  gewöhn- 
licher Umgangs.<(prache  die  Ursache  der  Verletzung  und  das  Datum,  an  welchem  sie 
erfolgte,  angeben,  und  .sollen  dem  Abeitsherrn  oder,  w’enn  mehr  als  ein  Arbeiishcrr 
da  ist,  einem  dieser  Arbeilshcrrn  zugcslcllt  werden. 

3.  Die  Zustellung  der  .\nzeige  kann  durch  ihre  persönliche  oder  vermittelte 
Abgabe  in  der  Wfdinung  oder  dem  Geschän.slokal  der  Person,  der  sic  zugestellt 
werden  soll,  erfolgen. 

4.  Die  Anzeige  kann  auch  durch  die  Post  mittels  eingeschriebenen,  an  die 
Person,  der  sie  zuzustcllen  ist,  und  deren  zuletzt  bekannt  gewordene  Wohnung  oder 
Gcschäftslokal  adressierten  Brief  zugestellt  werden,  und  sie  soll,  wenn  durch  die 
Post  zugestellt,  als  an  dem  Zeitpunkt  zugestellt  gelten,  an  dem  der  sie  enthaltende 
Brief  im  gewöhnlichen  Poslverkehr  ausgefolgt  worden  wäre,  und  bei  der  Beweis- 
führung für  die  Zustellung  solcher  Anzeige  soll  es  genügen,  wenn  bewiesen  wird, 
dafs  die  Anzeige  ordentlich  adre.ssicrt  und  eingeschrieben  war. 

5.  Wo  der  Arbeitsherr  eine  inkorporierte  oder  uninkorporiertc  Vielheit  (,,body*‘) 
von  Personen  ist,  mag  die  Zustellung  der  Anzeige  auch  durch  Abgabe  oder  mittels 
ihrer  Uebersendung  durch  die  Post  in  einem  an  den  Arbeitsherrn  adressierten  ein- 
geschriebenen Brief  in  dem  Büreau,  oder,  wenn  mehrere  Hürcaus  vorhanden  sind, 
in  einem  der  Küreaus  solcher  Körperschaft  geschehen. 

3.  DasHcrauskontrahicren.  i.  Wenn  der  Regbierführer  für  die  freien 
Hilfskasscn  nach  erfolgter  Einholung  der  Ansichten  des  Arbeitsherrn  und  der  Ar- 
beiter bescheinigt,  dass  irgend  eine  Stiftung  („scheme“)  behufs  Entschädigung.  Unter- 
stützung („benefit“)  oder  Versicherung  der  von  einem  Arbeilshcrrn  irgendwie  be- 
schäftigten Arbeiter,  gleichviel  ob  die  Stiftung  andere  .\rbeitehcrrn  und  deren  Arbeiter 
cinschiiefst  oder  nicht,  im  Ganzen  sich  für  die  .Arbeiter  insgesamt  und  ihre  .Ange- 
hörigen nicht  weniger  günstig  stellt  als  die  Pe.stimmungcn  dieses  Gesetze,  so  darf 
der  Arbeitsherr  bis  zum  Widerruf  dieser  Bescheinigung  mit  jedem  dieser  Arbeiter  einen 
Vertrag  eingehen,  dafs  die  Bestimmungen  der  Stiftung  an  die  Stelle  der  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  treten  .sollen,  und  daraufliin  soll  der  Arbeiishcrr  nur  nach  Mafsgabe 
der  Stiftung  haftbar  sein,  aber  aufscr  in  dem  vorentwickelten  Fall  soll  dieses  Gesetz 
unbeschadet  jcdwelchcn  entgegenstehenden  V'ertrages,  der  nach  Inkrafttreten  dieses 
Gesetzes  geschlossen  wurde,  in  Anwendung  kommen. 

2.  Der  RegibterfUhrer  darf  eine  Bescheinigung  ausstcllen,  die  nach  Ablauf  eines 
begrenzten  Zeitraums  von  nicht  unter  fünf  Jahren  zu  verfallen  hat. 
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3.  Keine  Stiftung  darf  in  dieser  Weise  durch  Bescheinigung  anerkannt 
werden,  die  eine  Verpflichtung  für  die  Arbeiter  enthält,  wonach  es  eine  Bedingung 
ihrer  Anstellung  ist,  dafs  sie  der  Stiftung  beitreten. 

4.  Wird  beim  Vorsteher  des  Registrieramts  für  die  freien  Hilfskassen  von  den 
Arbeitern  irgend  eines  Arbeitsberm  oder  für  sie  Beschwerde  geführt,  dafs  die  Be- 
stimmungen irgend  einer  Stiftung  alles  in  allem  der  Körperschaft  der  Arbeiter  solches 
Arbeitsherrn  und  ihren  Angehörigen  nicht  langer  so  günstig  sind,  wie  die  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzes,  oder  dafs  die  Bestimmungen  solcher  Stiftung  verletzt 
worden  seien,  oder  dafs  die  Stiftung  nicht  gerecht  verwaltet  wird,  oder  dafs  ge- 
nügende Gründe  für  Widerrufung  der  Bescheinigung  bestehen,  so  soll  der  Vorsteher 
des  Registrieramts  die  Beschwerde  untersuchen  und,  wenn  er  sich  überzeugt  hat, 
dafs  guter  Grund  für  solche  Beschwerde  vorlicgt,  die  Bescheinigung,  wenn  der  Be- 
schwerdegrund nicht  beseitigt  wird,  widerrufen. 

5.  Wenn  eine  Bescheinigung  widerrufen  wird  oder  verfällt,  so  sollen  etwaige 
Geldbeträge  oder  Wertpapiere,  die  für  die  Zwecke  der  Stiftung  bestimmt  waren,  in 
der  Weise  verteilt  werden,  wie  dies  zwischen  dem  Arbeitsherrn  und  den  Arbeitern 
vereinbart  oder,  im  Falle  einer  Meinungsverschiedenheit,  vom  Registerführer  für  die 
freien  Hilfskassen  angeordnet  wird. 

6.  Uebcrall,  wo  eine  Stiftung  in  der  bezeichneten  Weise  bescheinigt  worden 
ist,  soll  cs  Pflicht  des  Arbeitsherm  sein,  alle  solche,  auf  die  Stiftung  bezüglichen 
Fragen  zu  beantworten  und  Abrechnungen  cinzuliefern,  wie  sic  vom  Registerführer 
für  die  freien  Hilfskassen  gestellt  oder  gefordert  werden. 

7.  Der  Vorsteher  des  Registrieramts  für  die  freien  fiilfskassen  soll  seinem 
Jahresbericht  die  F.inzclheitcn  Über  die  auf  dieses  Gesetz  bezüglichen  Mafsnabmen 
des  Registerführers  cinfügen. 

4.  Kontrakte  vo n Z w isch c n- U n ter neh mern.  Wo  in  irgend  einem 
Geschäftsbetrieb,  für  den  dieses  Gesetz  gilt,  die  Unternehmer,  wie  sic  im  Nach- 
folgenden definiert  sind,  mit  irgend  einer  Person  die  .Ausführung  irgend  welcher 
Arbeit  von  seiten  oder  unter  Leitung  solches  Kontraktunternehmers  kontraktlich  ver- 
einbaren und  die  Unternehmer,  wenn  solche  Arbeit  von  direkt  von  ihnen  beschäf- 
tigten Arbeitern  ausgeführt  würde,  haftbar  wären,  den  betreffenden  Arbeitern  nach 
diesem  Gesetz  auf  Grund  jeden  Unfalls,  der  infolge  oder  im  I..aufc  ihrer  Beschäftigung 
eintrifft,  Kntschädigung  zu  zahlen,  so  sollen  die  Unternehmer  haftbar  sein,  jedem  bei 
der  Ausführung  der  Arbeit  beschäftigten  Arbeiter  jede  Kntschädigung  zu  zahlen,  die 
dem  .Arbeiter  (ob  gemäfs  dieses  Gesetzes  oder  bei  persönlicher  Vernachlässigung 
oder  absichtlichem  Vorgehen  unabhängig  von  diesem  Gesetz)  von  solchem  Kontrakt- 
Unternehmer  zu  zahlen  ist,  oder  zu  zahlen  wäre,  wenn  solcher  Konlraktunlemchmcr 
ein  .Arbeitsherr  wäre,  auf  den  dieses  Gesetz  zutrifft. 

Dies  mit  dem  Beding,  dass  die  Unternehmer  von  jeder  anderen  Person,  die 
unabhängig  von  diesem  Abschnitt  haftbar  gewesen  wäre,  sollen  Entschädigung  bean- 
spruchen dürfen. 

Dieser  Abschnitt  soll  auf  keinen  Kontrakt  mit  irgend  einer  Person  für  die 
Ausführung  irgend  welcher  Arbeit  von  seiten  oder  unter  Leitung  solcher  Kontrakt- 
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Unternehmer  gelten,  die  zu  dem  Gewerbe  oder  Geschält,  das  von  solchen  Cnter- 
nehmern  beziehentlich  betrieben  wird,  nur  in  beiläufiger  oder  zufälliger  Kezichung 
steht  und  keinen  'integrierenden?]  Teil  oder  I*rozefs  in  ihm  bildet. 

5.  Entschädigung  der  Arbeiter  im  Kalle  von  Bankerott  des 
Arbeitsherrn.  I.  Wo  irgend  ein  Arbeitsherr  aut  (»rund  dieses  Gesetzes  haftbar 
wird,  Entschädigung  inbezug  auf  irgend  einen  Unfall  zu  zahlen,  und  inbezug  auf 
den  Betrag,  der  einem  Arbeiter  gemäfs  solcher  Haftbarkeit  zukommt,  Anspruch  auf 
irgend  welche  Summe  an  Versicherer  hat,  soll,  im  Kall  dafs  der  .\rbeitshcrr 
bankerott  wird  oder  mit  seinen  (»laubigem  eine  Abfindung  oder  einen  Vergleich 
trifft,  oder,  wenn  der  Arbeitsherr  eine  Osellschaft  ist,  dafs  die  Gesellschaft  in 
Ufjuidation  getreten  ist,  der  Arbeiter  eine  erste  [Vorzugs-]  Korderung  auf  die 
bczcichnete  Summe  für  den  derart  [ihm]  zukommenden  Betrug  haben,  und  der  Richter 
des  GrafschaftsgerichLs  darf  die  Versicherer  anweisen,  solche  Summe  auf  den  Namen 
des  Registrators  solchen  Gerichtshofs  an  die  Postsparkassen  einzuzahlen,  und  an- 
ordnen,  dafs  sic  angelegt  und  verwendet  werde  nach  Mafsgabe  der  Bestimmungen 
der  ersten  Anlage  hierzu  über  die  Anlegung  irgend  welcher  als  Entschädigung  zucr- 
kannten  Summe  in  der  Postsparkasse,  und  jene  Bestimmungen  sollen  demgemäfs  io 
Anwendung  kommen. 

2.  Hei  der  Anwendung  dieses  Abschnitts  auf  Schottland  sollen  die  Worte 
„einen  ersten  Anspruch  haben  auP‘  bedeuten:  „ein  Prioritätsrecht  haben  auf'. 

6.  Schadlushaltung  gegenüber  Dritten.  Wo  die  Verletzung,  für 
welche  nach  diesem  (»csclz  Entschädigung  zu  zahlen  ist,  unter  Umständen  verursacht 
wurde,  die  einer  anderen  Person  als  dem  Arbcilsherrn  eine  gesetzliche  Vcrpriichlung 
auferiegen,  dafür  Schadloshaltung  zu  zahlen,  mag  der  Arbeiter,  nach  seinem  Be- 
lieben, entweder  gegen  jene  Person  gerichtlich  auf  Schadloshaltung  oder  gegen 
seinen  Arbeitsherro  auf  Entschädigung  gemäfs  dieses  Gesetzes,  aber  nicht  gegen 
beide  Vorgehen,  und  wenn  Entschädigung  auf  Grund  dieses  (jcsctzes  gezahlt  wird, 
soll  dfj  Arbeitsherr  Anspruch  auf  Schadloshaltung  von  seiten  der  bczeichneten  anderen 
Person  haben. 

7.  Bereich  der  Anwendung  des  Gesetzes  und  Erklärung  der 
Ausdrücke  und  Begriffe,  l.  IMese.s  (»esetz  soll  nur  für  Beschäftigung  durch 
Unternehmer,  wie  sic  hier  weiterhin  bezeichnet  werden,  auf,  in  oder  hei  einer  Eisen- 
bahn, Kabrik,  Grube,  einem  Bruch  oder  Ingenieur-Betrieb  gelten,  sowie  für  Beschäf- 
tigung durch  Unternehmer,  wie  sie  hier  weiterhin  bezeichnet  werden,  auf,  in  oder 
bei  irgend  welchem  Bau,  der  dreifsig  Kufs  Höhe  übersteigt  und  entweder  mit  Hilfe 
eines  (»erüsts  errichtet,  ausgebessert  oder  abgeris.sen  wird,  oder  bei  dem  durch 
l)ampf-,  Wasser-  oder  andere  mechanische  Kraft  getriebene  Maschinen  für  den  Zweck 
der  Errichtung,  Ausbesserung  oder  Niederreifsung  desselben  verwendet  werden. 

2.  In  diesem  (»eselz  — 

bedeutet  „Kisenl)ahn"  die  Eisenbahn  irgend  welcher  Kistnbahn-(^sell- 
schaft,  auf  die  sich  das  (»esefz  von  1873  über  die  Regelung  der  Eisenbahnen 
bezieht,  und  schliefst  schmalspurige  Bahnen  („light  railways“)  ein.  die  aut 
Grund  des  Gesetzes  von  1896  Über  schmalspurige  Bahnen  erriclitcl  worden 
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sind;  und  [die  Worte]  „Eisenbahn“  und  „Eisenbahn-Gesellschaft“  haben  die- 
selbe Bedeutung  wie  in  den  genannten  Gesetzen  von  1873  und  I896; 

hat  „Fabrik“  dieselbe  Bedeutung  wie  in  den  Fabrik-  und  Werkstätten- 
Gesetzen  von  1878  bis  1891,  und  schliefst  lerner  alle  Docks,  Werften,  Lade- 
stellen [„quais“],  Speicher,  Maschinenwerke  und  Betriebsanlagcn  ein,  auf  welche 
irgend  eine  Bestimmung  der  Fabrikgeselzc  durch  das  Fabrik«-  und  Werk-^ 
slätten-Gesetz  von  1895  ausgedehnt  ist,  sow’ie  jede  durch  Dampf-,  Wasser- 
ader sonstige  mechanische  Kraft  betriebene  Waschanstalt ; 

bedeutet  „Grube“  jedes  Grubenwerk,  auf  welches  das  Gesetz  von  1887 
über  die  Regelung  der  Kohlenbergwerke,  oder  das  Gesetz  von  1872  über  die 
Regelung  von  mctallbergcnden  Gruben  zutriftt; 

bedeutet  „Bruch“  jeden  Bruch  im  Sinne  des  Bruch-Gesetzes  von  1894; 
bedeutet  „Ingenieur-Betrieb“  jedwclchen  Betrieb  der  Errichtung,  Aen- 
derung  oder  Ausbesserung  von  Eisenbahnen,  Häfen,  Docks,  Kanälen  oder 
Abzugs -(Kanalisations-)  Anlagen,  und  schliefst  jedes  sonstige  Werk  ein,  für 
dessen  Errichtung,  Aenderung  oder  Ausbesserung  Maschinen  verwendet  werden, 
die  durch  Dampf-,  Wasser-  oder  andere  mechanische  Kraft  getrieben  werden; 

bedeutet  „Unternehmer“  im  Falle  einer  Eisenbahn  die  Eisenbahn-Ge- 
sellschaft; im  Falle  einer  Fabrik,  eines  Bruchs  oder  einer  Waschanstalt  den 
Inhaber  derselben  im  Sinne  der  Fabrik-  und  Werkstätten-Gesetze  von  I878 
bis  1895;  im  Falle  einer  Grube  den  Eigner  derselben  im  Sinne  des  Gesetzes 
von  1887  über  die  Regelung  der  Kohlenbergwerke  oder  des  Gesetzes  von 
1872  über  die  Regelung  metallbcrgendcr  Gruben,  je  nach  der  Natur  des 
Falles,  und  im  Falle  eines  Ingenieur-Betriebs  die  Person,  welche  die  Errich- 
tung, Aenderung  oder  Ausbesserung  unternommen  hat;  und  im  Falle  von 
Bauten  die  Personen,  welche  die  Errichtung,  Ausbesserung  oder  das  Nicder- 
reifsen  unternehmen ; 

schliefst  „Arbeitsherr“  jede  inkorporierte  oder  nichtinkorporierte  Körper- 
schaft von  Personen  ein,  sowie  den  gesetzlichen  persönlichen  Vertreter  eines 
dahingeschiedenen  Arbeitsherrn ; 

schliefst  , .Arbeiter“  jede  Person  ein,  die  in  einer  Beschäftigung,  für 
welche  dieses  Gesetz  gilt,  ob  in  Handarbeit  oder  anderswie  thätig  ist,  und 
ob  ihr  [Anstellungs-]  Vertrag  aul  Dienst,  Lchrlingschaft  oder  sonstiges  lautet, 
ausdrücklich  oder  stillschweigend,  mündlich  oder  schriftlich  abgeschlossen  ist. 
Jeder  Hinweis  auf  einen  Arbeiter,  der  verletzt  wurde,  soll,  ira  Fall  der  Ar- 
beiter tot  ist,  einen  Hinweis  auf  seinen  gesetzlichen  persönlichen  Vertreter 
oder  seine  Angehörigen  oder  andere  Personen,  an  w'clche  Entschädigung  zu 
zahlen  ist,  einschliefsen ; 

bedeutet  ,, Angehörige“  • — 

a)  in  England  und  Irland  solche  Mitglieder  der  Familie  des  Arbeiters,  wie 
sie  im  Gesetze  von  1846  über  tödliche  Unfälle  bezeichnet  sind,  und  die 
ganz  oder  teilweise  auf  den  Erwerb  des  Arbeiters  zur  Zeit  seines  Todes 
angewiesen  waren;  und 
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b)  in  Scholtland  diejenigen  der  nach  schutüsebem  Gesetz  zur  Klage  wider 
den  Arbeitsherrn  auf  EntsebUdigung  oder  Schmerzensgeld  für  den  Tod 
- des  Arbeiters  berechtigten  Personen,  die  zur  Zeit  seines  Todes  ganz  oder 

teilweise  auf  den  Verdienst  des  Arbeiters  angewiesen  waren.*) 

3.  Ein  Arbeiter,  der  in  einer  Fabrik  angcstellt  Ut,  die  eine  SchiffsbauwerH 
ist,  soll  nicht  aus  dem  blofsen  Grunde  von  diesem  Gesetz  ausgenommen  sein,  dafs 
der  Unfall  aufserhalb  der  Werft  bei  jciner  Arbeit  auf  einem  Fahrzeug  in  einem 
Dock,  Flufs  oder  Flutgewässer  in  der  Nähe  der  Werft  statttand. 

8.  Anwendung  auf  Arbeiter  im  Dienst  der  Krone  [Staatsbe* 
trieb  u.  a.].  I.  Dieses  Gesetz  soll  sich  nicht  auf  Personen  erstrecken,  die  im 
Flotten*  oder  Militärdienst  der  Krone  stehen,  sonst  aber  für  jede  Beschäftigung  von 
seiten  oder  unter  der  Krone  gelten,  ftir  welche  dieses  Gesetz  gelten  würde,  wenn 
der  Arbeitsberr  eine  Privatperson  wäre. 

2.  Das  Schatzamt  mag  durch  einen  dem  Parlament  unterbreiteten  Erlafs  für 
die  Zwecke  dieses  GcscUes  seinen  unter  Abschnitt  i des  Pensionsgesetzes  von  1887 
ausgestellten  Erlafs  abändern,  und  mag,  unbeschadet  jedwelchcr  Bestimmung  in 
jenem  Gesetz  oder  jedes  solchen  F.rlasses  einen  Stiftungsplan  so  entwerfen,  dafs 
er  vom  Führer  des  Registers  der  freien  Hilfskassen  gcmäfs  diesem  Gesetz  gutge* 
heifsen  werden  kann. 

9.  Bestimmung  über  bestehende  Verträge.  Jeder  bei  Inkrafttreten 
dieses  Gesetzes  bestehende  Vertrag,  durch  den  ein  Arbeiter  auf  irgend  ein  Recht 
auf  Entschädigung  vom  .\rbcitshcrm  fUr,  ihn  infolge  und  im  Laufe  seiner  Beschäf* 
ligung  zustoi'sende  Verletzung  verzichtet,  soll  für  die  Zwecke  dieses  Gesetzes  nicht 
als  über  den  Zeitpunkt  hinaus  fortdauernd  betrachtet  werden,  an  welchem  der 
Dienstvertrag  des  Arbeiters  enden  würde,  wenn  die  .Ankündigung  der  Beendigung 
desselben  bei  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  erfolgt  wäre. 

10.  Datum  des  Inkrafttretens  des  Gesetzes  und  kurzer  Titel. 
1.  Dieses  Gesetz  soll  am  ersten  Juli  eintausendachtbundertundachlundncunzig  in 
Wirksamkeit  treten. 

2.  Dieses  Gesetz  mag  als  das  Arbeiter-EnUchädigungsgesetz  von  1897  zitiert 
werden.  — 


Anlagen. 

Erste  Anlage. 

Abstufung  und  Bedingungen  der  Entschädigung. 

1.  I-)cr  Betrag  der  Entschädigung  gcmäfs  diesem  Gesetz  soll  bestehen 
a)  wo  die  Verletzung  Tod  herbeifUhrt 

I.  wenn  der  Arbeiter  irgend  welche  Angehörige  hinterläfst,  die  zur  Zeit 
seines  Todes  völlig  auf  seinen  Verdienst  angewiesen  waren , in  einer 

*}  E&  sind  das  in  beiden  Fällen  der  Ehemann  oder  die  Ehefrau,  die  Kinder, 
Enkel,  Eltern,  Grofseltern  o4ler  Geschwister. 
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Summe  von  gleicher  Höhe  wie  sein  Verdienst  in  der  HcschäAigung  bei 
dem  gleichen  Arbeitsherrn  während  der  drei,  der  V'erleliung  unmittelbar 
vorhergehenden  Jahre  oder  in  der  Summe  von  1 50  Pfund , welche 
dieser  Summen  jedesmal  die  gröfsere  ist,  aber  in  keinem  Falle  mehr 
als  300  Pfund ; mit  der  Bedingung,  dafs  der  Betrag  irgend  welcher,  gemäfs 
diesem  Gesetz  gemachten  wöchentlichen  Zahlungen  von  der  betreffenden 
Summe  abgezogen  werden  soll,  und  wenn  die  Dauer  der  Beschäftigung 
des  Arbeiters  bei  dem  erwähnten  Arbeitsherrn  kürzer  war  als  drei  Jahre, 
so  soll  der  Betrag  seines  Verdienstes  während  der  erwähnten  drei  Jahre 
als  156  mal  seines  Durchschnittwochenvcrdienstes  während  der  Dauer 
seiner  wirklichen  Beschäftigung  unter  dem  erwähnten  Arbeitsherrn  ge* 
rechnet  werden ; 

II.  wenn  der  Arbeiter  keine  solche  .Angehörigen  hintcrlüfst.  aber  irgend  welche 
Angehörigen  hinterlälst,  die  zur  Zeit  seines  Todes  teilweise  auf  seinen  Ver* 
dienst  angewiesen  waren,  in  solcher,  in  keinem  Falle  den  nach  den  vor- 
hergehenden Bestimmungen  zahlbaren  Betrag  übersteigenden  Summe,  hin- 
sichtlich deren  vereinbart  oder,  mangels  einer  Vereinbarung,  im  Schieds- 
verfahren auf  Grund  dieses  Gesetzes  bestimmt  werden  mag,  dafs  sic  an- 
gemessen sei  und  der  Benachteiligung  der  besagten  Angehörigen  ent- 
spreche; und 

111.  wenn  er  keine  Angehörigen  hinterläfst,  io  den  vernünftig  bemessenen 
Kosten  seiner  ärztlichen  Behandlung  und  Beerdigung,  die  zehn  Pfund 
nicht  übersteigen  sollen. 

b)  wo  die  Verletzung  völlige  oder  teilweise  UcOihigkeit  zur  Arbeit  zur  Folge 
hat.  nach  [Ablauf^  der  zweiten  Woche  während  der  Dauer  seiner  betreffenden 
.Arbeitsunfähigkeit  eine  Wochcnzahlung  von  nicht  mehr  als  fünfzig  Prozent 
seines  DurchschnitUwochenverdienstcs  während  der  vorhergehenden  zwölf 
Monate,  wenn  er  solange  beschäftigt  worden  war.  wenn  aber  nicht,  dann 
für  irgend  welchen  geringeren  Zeitraum,  während  dessen  er  in  der  Beschäf- 
tigung desselben  Arbeitsherrn  stand ; diese  Wochenzahlung  soll  ein  Pfund 
nicht  überschreiten. 

a.  Bei  Festsetzung  der  Höhe  der  Wochenzahlung  soll  auf  den  Unterschied 
Rücksicht  genommen  werden  zwischen  dem  Betrag  des  durchschnittlichen  Wochen- 
verdienstes des  Arbeiters  vor  dem  Unfall  und  dem  Durchschnitlsbctrag,  den  er  nach 
dem  Unfall  zu  verdienen  imstande  ist,  und  auf  solche,  nicht  in  Löhnen  bestehende 
Bezahlung,  die  er  von  dem  .Arbeitsherm  mit  bezug  auf  seine  Wrlelzung  während 
der  Dauer  seiner  Arbeitsunfähigkeit  etwa  empfängt. 

3.  Wo  ein  Arbeiter  einen  Unfall  gemeldet  hat,  soll  er,  wenn  dies  vom  Ar- 
beitsherrn verlangt  wird,  sich  der  Untersuchung  durch  einen  ordnungsgemäfs  quali- 
fizierten, vom  /Vrbeitsherrn  gestellten  und  bezahlten  praktischen  Arzt  unterziehen  und 
wenn  er  sich  weigert,  sich  solcher  Untersuchung  zu  unterwerfen,  oder  sie  in  irgend 
einer  Weise  hemmt,  soll  sein  Recht  aul  Entschädigung,  sowie  jedes  prozessualische 
Verfahren  nach  diesem  Gesetz  mit  Bezug  auf  Kntschädigung  solange  unterbrochen 
werden,  bU  solche  Untersuchung  statttindet. 
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4.  Die  Zahlung  soll  im  Todesfälle  an  die  gesetzlichen  persönlichen  Vertreter 
des  Arbeiters  geschehen,  oder,  wenn  er  keinen  gesetzlichen  persönlichen  Vertreter 
hat,  zum  Vorteil  oder  ftir  den  Vorteil  seiner  Angehörigen,  oder,  wenn  er  keine  An- 
gehörigen hintcriäfst,  an  die  Person,  der  die  Kosten  geschuldet  sind ; und  wenn  sic 
an  den  gesetzlichen  persönlichen  Vertreter  gemacht  ist,  soll  sie  von  ihm  zum  Vorteil 
oder  für  den  V’orteil  der  Angehörigen  oder  anderer,  gcmäfs  diesem  Gesetz  dazu  be- 
rechtigter Personen  ausgczahlt  werden. 

5.  Jede  Frage  darüber,  wer  ein  Angehöriger  ist,  oder  über  den  Betrag,  der 
jedem  Angehörigen  zu  zahlen  ist,  solh,  mangels  einer  Verständigung,  durch  Schieds- 
verfahren gemäl's  diesem  Gesetz  geschlichtet  werden. 

6.  Die  einem  Angehörigen  als  Entschädigung  zugesprochenc  Summe  kann 
nach  Vereinbarung,  oder  nach  Anordnung  des  Ausschusses  oder  anderen  Schieds- 
richters angelegt  oder  anderweitig  für  den  Vorteil  der  Person,  der  sic  zukommt, 
verwendet  werden. 

7.  Jede  Summe,  hinsichtlich  deren  vereinbart  oder  von  dem  Ausschufs  oder 
Schiedsrichter  angeordnet  worden  ist,  dass  sie  angelegt  werden  soll,  kann  ganz  oder 
teilweise  von  dem  Registcrfiihrer  des  Grafschaftsgerichts  in  seinem  Namen  als  Re- 
gisterführer bei  der  Po.stsparkassc  angelegt  worden. 

8.  Jede  so  anzulcgcndc  Summe  kann  roiUcls  Kauf  einer  .Annuität  (Leibrente)  von 
der  Verwaltung  der  Nationalschuld  durch  die  Postsparkasse  angelegt  werden,  oder 
vom  Gcneralposlmeister  als  eine  Einlage  auf  den  Namen  tles  Registerführers  als 
solchen  angenommen  werden,  und  die  Bestimmungen  irgend  welchen  Gesetzes  oder 
Reglements  binsichtlicli  des  Hochstbetrags  von  Finlagcn  bei  der  Sparkasse  und  der 
vom  Einleger  abzugebenden  Erklärung  sollen  für  solche  Summen  nicht  in  .Anwendung 
kommen. 

9.  Kein  Teil  irgend  eines,  in  dem  Namen  des  Registerführers  irgend  eines 
Grafschaftsgerichts  bei  der  Postsparkasse  gemäfs  diesem  (»esetz  angelegten  Geld- 
betrags soll,  aufser  auf  (irund  einer  vom  Schatzamt  oder  vom  Richter  des  Graf- 
scbaftsgerichts  dem  Generalposlmcislcr  erteilten  V’^ollmacht,  ausbczahlt  werden. 

10.  JedwHchc  Person,  die  von  irgend  welchem,  in  einer  Postsparkasse  gc- 
mafs  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  angelegten  (icldbetragc  Vorteil  zieht,  darf 
nichtsdestoweniger  in  einer  Postsparkasse  oder  anderen  Sparkasse  in  ihrem  eigenen 
Namen  ein  Konto  eröffnen,  ohne  irgend  welchen  Strafen  ausgesetzt  zu  sein,  die 
irgend  welches  Gesetz  oder  Reglement  mit  Bezug  auf  die  Eröffnung  von  Konten  in 
zwei  Sparkassen  oder  von  zwei  Konten  in  derselben  Sparkasse  festsetzt. 

11.  Jeder  Arbeiter,  der  wöchentliche  Zahlungen  auf  Grund  dieses  Gesetzes 
enipfängt,  soll,  wenn  vom  Arbeitsherrn  oder  von  irgendwelcher  anderen  Person,  von 
der  der  Arbeitsberr  auf  Schadloshaltung  Anspruch  hat,  aufgefordert,  sich  von  Zeit 
zu  Zeit  der  Untersuchung  durch  einen  vom  Arbeitsherrn  oder  solcher  anderen  Person 
gestellten  und  bezahlten  ordnungsgemäfs  qualifuirten  praktischen  Arzt  unterziehen  ; 
aber  wenn  der  Arbeiter  etwas  gegen  die  Unter.suchung  durch  diesen  praktischen 
Arzt  cinzuwenden  hat,  oder  mit  dem  Zeugnis  dieses  Arztes  Uber  seinen  Zustand, 
wenn  es  ihm  mitgeteilt  worden,  unzufrieden  ist,  so  mag  er  sich  für  die  Untersuchung 
einem  der  praktischen  Aerzte  stellen,  die,  wie  in  der  zweiten  Anlage  zu  diesem  Ge- 
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seu  uusgeführt.  für  die  Zwecke  dieses  (jcsetzes  angcstcllt  sind.  Und  das  Zeugnis 
dieses  praktischen  Arztes  über  den  Zustand  des  Arbeiters  zur  Zeit  der  Untersuchung 
soll  dem  Arbeitsherrn  und  dem  Arbeiter  ausgehiindigl  werden  und  entscheidende 
Beweisaufnahme  über  diesen  Zustand  sein.  Wenn  der  Arbeiter  versteigert,  sich 
solcher  Untersuchung  zu  unterziehen  oder  sie  in  irgend  einer  Weise  hemmt,  so  soll 
sein  Keclil  auf  solche  Wochenzahlung  unterbrochen  werden,  bis  solche  Unter- 
suchung stattgefunden  hat. 

12.  Jede  Wochenzahlung  kann  auf  Verlangen  entweder  des  ArbeiLsherrn  oder 
des  Arbeiters  neu  geprüft  werden  un<l  kann  auf  Grund  stdeher  Nachprüfung  beendet, 
verringert  oder,  mit  Berücksichtigung  des  oben  vorgesehenen  Hdchslbetrags  erhöht 
werden,  und  der  Zahlungsbetrag  soll,  falls  keine  Einigung  statthndet,  durch  Schieds- 
verfahren gemäfs  diesem  Gesetz  festgesetzt  werden. 

13.  Wo  irgend  eine  Woclicnzahlung  nicht  weniger  als  sechs  Monate  lang  fort- 
dauernd geleistet  worden  ist,  kann  die  Verpflichtung  zu  ihr  auf,  vom  Arbeitsherrn 
oder  für  ihn  ge.stellten  .\nlrag  durch  Zahlung  eines  F*auschalhetrags  abgelöst  werden, 
der,  falls  keine  Einigung  statthndet,  durch  Schiedsverfahren  nach  diesem  (Jesetz  be- 
stimmt werden  soll,  und  betreffs  dieser  Pauschalsunmie  kann  der  Ausschufs  oder 
der  Schiedsrichter  annrdnen,  dafs  sie  angelegt  oder  anderweitig  gemäfs  dem  oben 
Iiargelegtcn  untergebracht  werde. 

14.  Keine  Wochcnzahlung  oder  behufs  ihrer  Ablösung  bezahlte  Summe  soll 
Übertragen,  belegt  oder  beschlagnahmt  werden  können,  noch  sollen  sie  durch  Utille) 
Gesetzeswirkung  auf  andere  Personen  übergehen  oder  irgend  eine  E«irderung  gegen 
sic  geltend  gemacht  werden  können. 

15.  Wo  ein  nach  diesem  Gc.sctz  begutachteter  Stiffungsplan  die  Zahlung  von 
Entschädigungen  durch  eine  freie  Hilfskassc  Vorsicht,  sollen  die  Bestimmungen  der 
Klausel  zum  ersten  Unterabschnitt  von  Abschnitt  8,  sowie  Abschnitt  16  und  Ab- 
schnitt 41  des  Gesetzes  von  1896  über  die  freien  Hilfskassen  nicht  für  solche  Ka.ssen 
in  Hinblick  auf  sulche  Stiftung  gelten. 

16.  Bei  Anwendnng  dieser  Anlage  inbezug  auf  Schottland  bedeutet  .,Kcgister- 
führcr  des  Grafschaftsgerichts“  „Schreiber  des  GrafschafUsheriffs“  und  „Richter  des 
Grafschaflsgcrichts“  — „Sheriff.“ 

27.  Bei  der  Anwendung  dieses  Gesetzes  mit  Bezug  auf  Irland  sollen  die  Be- 
Mimraungen  des  Gesetzes  von  1877  über  die  Grufschaflsbearoten  und  Gerichtshöfe 
(Irlands)  hinsichtlich  von  Geld , das  gemäfs  jenem  Gesetz  in  der  rostsparkasse 
hinterlegt  wird  für  Geld  in  Anwendung  kommen,  das  auf  (»rund  dieses  Gesetzes  in 
der  Postsparkasse  angelegt  ist.“ 


Zweite  Anlage. 

Schiedsverfahren. 

Die  folgenden  Bestimmungen  sollen  für  die  Schlichtungen  jeder  .Angelegenheit 
gelten,  die  nach  diesem  Gesetz  durch  Schiedsverfahren  zu  regeln  ist. 

I.  Wenn  irgend  ein  Ausschufs,  der  einen  Arbeitsherrn  und  seine  Arbeiter 
vertritt,  mit  der  Vollmaclit  besteht,  Fragen  mit  Bezug  auf  dieses  Gesetz  in  Sachen 
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des  Arbeitsberrn  und  der  Arbeiter  zu  regeln,  soll  die  Angelegenheit,  wenn  nicht 
eine  der  beiden  Parteien  Einspruch  erhebt,  mittels  schriftlicher  .Knkündigung  der 
anderen  Partei  angezeigt  werden  bevor  der  .Xusschufs  zur  Beratung  der  Sache  Zu- 
sammentritt, durch  Schiedsverfahren  solchen  .Ausschusses  geschlichtet  oder  von  ihm 
nach  seinem  Befinden  einem  Schicdsvcrlahren,  wie  im  Folgenden  vorgesehen,  über- 
wiesen werden. 

2.  Wenn  eine  der  beiden  Parteien,  wie  bemerkt,  dagegen  ist,  oder  kein  solcher 
.Ausschufs  besteht  oder  der  Ausschufs  die  Sache  so  überweist  oder  innerhalb  drei 
Monaten  vom  Datum  der  Erhebung  der  Forderung  an  keine  Schlichtung  der  Sache 
zustande  bringt,  soll  die  Sache  von  einem  einzelnen  Schiedsrichter,  über  den  die 
Parteien  einig  geworden  sind,  oder,  wenn  keine  Einigung  stattfindet,  vom  Richter 
des  Grafschaftsgerichts  gemäfs  dem  von  der  Gerichtsordnung  vorgescbricbcncn  Ver- 
tuhren,  oder,  wenn  in  England  der  Lord-Kanzler  dazu  A'ollmacht  erteilt,  von  einem, 
von  solchen  Grafschaftsgerichts-Richlcr  ernannten  einzelnen  Schiedsrichter  geschlichtet 
werden. 

3.  Jeder  vom  Grafschaftsgerichts-Richter  ernannte  Schiedsrichter  soll  für  die 
Zwecke  dieses  Gesetzes  alle  Vollmachten  eines  GrafschafLsgerichts-Richtcrs  haben 
und  soll  aus  Geldmitteln  bezahlt  werden,  die  vom  Parlament  gemiifs  den  vom  Scliatz- 
amt  auszuarbeitenden  Regeln  au.sgeseUt  werden. 

4.  Das  Gesetz  von  1889  über  das  Schiedsverfahren  soll  für  kein  Schiedsverfahren 
auf  Grund  dieses  Gesetzes  gellen ; aber  ein  Schiedsrichter  darf,  wenn  er  dies  für  ange- 
bracht hält,  irgend  eine  Rechtsfrage  der  Entscheidung  durch  den  GrafschaflsgcrichU- 
Richtcr  unterbreiten,  und  der  Entscheid  des  Richters  über  irgend  eine  Rechtsfrage,  sei 
es  auf  Grund  solcher  ünterbreitung  oder  in  jeglichem  Falle,  wo  der  Richter  selbst  die 
Sache  nach  diesem  Gesetz  regelt,  soll  endgültig  entscheiden,  wenn  nicht  innerhalb 
der  Zeit  und  in  Uebereinstimroung  mit  den  Bedingungen,  wie  die  Satzungen  des 
höchsten  Gerichtshofs  vorschreiben,  eine  der  beiden  Parteien  an  das  Berufungsgericht 
appelliert;  und  der  Grafscbaftsgcrichts-Richtcr  oder  der  von  ihm  ernannte  Schieds- 
richter sollen  für  die  Zwecke  eines  Schiedsverfahrens  gemäfs  diesem  Gesetz  die- 
selben Vollmachten  lür  die  Erwirkung  des  Erscheinens  von  Zeugen  und  die  Er- 
bringung von  Urkunden  haben,  als  ob  der  Entschädigungsanspruch  durch  Klage  im 
Grafschaftsgericht  erhoben  worden  wäre. 

5.  Ciericbtssatzungen  dürfen  Bestimmungen  treffen  für  das  Erscheinen  [Ver- 
tretung] irgend  einer  Partei  beim  Schiedsverfahren  auf  Grund  dieses  Gesetzes  durch 
irgendwelche  andere  Person. 

6.  Die  [Bestimmungen  über  die]  Kosten  ftir  und  mit  Bezug  auf  das  Schieds- 
verfahren und  die  damit  verbundenen  Mafsnahmen  sollen  der  freien  Knischeidung 
des  Schiedu’ichters  unterstehen.  Die  Kosten  sollen,  ob  vor  einem  Schiedsrichter 
oder  im  Grafschaft-sgcricht  [verhandelt  wird],  die  von  den  Gcrichlssatzungcn  vor- 
geschricbenen  (jrenzen  nicht  Übersteigen  und  in  der  Weise,  wne  diese  Satzungen  cs 
vorschreiben,  abgeschätzt  werden. 

7.  Im  Falle  dc.s  Todes  eines  Schiedsrichters  oder  seiner  Weigerung  oder  Un- 
fähigkeit zu  amtieren  darf  ein  Richter  des  Sitzung  hakenden  (.)bcrgericbts  aut  An- 
rufung einer  der  beiden  Parteien  einen  neuen  Schiedsrichter  ernennen. 
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8.  Wo  der  Betrag  der  Entschädigung  nach  diesem  Gesetz  ermittelt  worden, 
oder  irgend  welche  wöchentliche  Zahlung  abgeändert  oder  irgend  welche  andere 
Frage  auf  Grund  dieses  Gesetzes  entweder  durch  einen  Ausschufs  oder  durch  einen 
Schiedsrichter  oder  durch  Vereinbarung  entschieden  sein  wird,  soll  ein  Schriftstück 
darüber  in  der  von  den  Gerichtssatzungen  vorgeschriebenen  Weise  von  dem  be- 
sagten Ausschufs  oder  Schiedsrichter  oder  von  irgend  einer  interessierten  Partei  dem 
Registerführer  des  Grafscbaftsgerichls  für  den  Distrikt,  in  dem  irgend  welche  zu 
solcher  Kntschädigung  berechtigte  Person  wohnt,  zugeschickt  werden ; derselbe  'Re- 
gislcrführer]  soll,  nach  Mafsgabe  solcher  Salzungen,  solches  Schriftstück,  nachdem 
er  sich  von  seiner  Echtheit  überzeugt  hat.  in  ein  besonderes  Register  ohne  Gebühren 
eintragen,  und  danach  soll  das  besagte  Schriftstück  für  alle  Zwecke  wie  ein  Graf- 
schaftsgerichtserkenntnis Gesetzeszwang  haben.  Mit  dem  Vorbehalt,  dafs  der  tiraf- 
schaftsgerichts-Richter  zu  irgend  einer  Zeit  solches  Register  berichtigen  darf. 

9.  Wo  irgend  eine  unter  dieses  Gesetz  fallende  Sach«  in  einem  Grafschafts- 
gericht oder  von,  an  oder  vor  dem  Richter  oder  Registerführer  eines  Grafschafts- 
geriebts  zu  besorgen  ist,  soll  sie,  wenn  nicht  die  entgegengesetzte  Absicht  ein- 
leuchtet,  nach  den  Gerichtssatzungen  von,  an  oder  vor  dem  Richter  oder  Register- 
führer des  GrafschaftsgcrichU  bezw.  im  (/rafschaftsgcrichts  desjenigen  Distrikts  be- 
sorgt werden,  wo  alle  beteiligten  Parteien  wohnen,  oder,  wenn  sic  in  verschiedenen 
Distrikten  wohnen,  des  Distrikts,  in  welchem  der  Unfall  passierte,  durch  den  die 
besagte  Sache  herbeigeführt  wurde,  jedoch  ohne  eine  etwaige  Ueberweisung,  wie  sie 
durch  die  Gerichtsordnung  vorgesehen  ist,  auszuschliefscn. 

10.  Die  einem  GrafschaftsgcrichU-Richter  oder  einem  von  ihm  ernannten 
Schiedsrichter  aus  diesem  Gesetz  erwachsenden  Pflichten  sollen,  nach  Mafsgabe  der 
Gerichtsordnung,  einen  Teil  der  Pflichten  des  (frafschaftsgerichts  bilden,  und  die 
Beamten  des  Gerichts  sollen  demgemäfs  handeln , und  (Gerichtsordnungen  mögen 
aufgesetzt  werden  sowohl  ftir  jeden  Zweck,  für  welchen  dieses  Gesetz  Gerichts- 
Ordnungen  zu  machen  erlaubt,  als  auch  überhaupt  für  die  Inkraftsetzung  dieses  Ge- 
setzes, soweit  es  das  Grafschaftsgericht  oder  einen  vom  Richter  des  Grafschafb- 
gerichts  ernannten  Schiedsrichter  und  die  Verhandlungen  in  dem  («rafschaftsgcricht 
oder  vor  einem  solchen  Schiedsrichter  betrifft,  und  diese  (ierichtsordnungen  mögen 
in  England  von  den  fünf  Richtern  des  Grafschaftsgerichts  abgefafst  werden,  die 
unter  Abschnitt  164  des  Gesetzes  von  1888  über  die  (»rafsehafUgerichtc  für  die  Ab- 
fassung  von  Gerichtsordnungen  bestimmt  sind,  und  sollen,  wenn  vom  Lordkanzler 
stHUchweigend  anerkannt,  wie  von  jenem  Abschnitt  vorgesehen,  ohne  jede  weitere 
Zustimmung  volle  Wirkungskraft  haben. 

M.  Keine  (ierichtsgebühr  soll  von  irgend  einer  Partei  mit  Bezug  auf  irgend 
ein  Verfahren  im  Grafschaftsgericht  auf  Grund  dieses  Gesetzes  vor  erfolgtem  Spruch 
zu  zahlen  sein. 

12.  Jede  als  Entschädigung  zuerkannto  Summe  soll  gegen  Empfangsbeschei- 
nigung der  Person,  der  sic  auf  (»rund  irgend  eines  Vertrags  oder  Erkenntnisses  zu 
zahlen  ist,  ausgczahlt  w'erdcn,  und  ihr  Rechtsberater  oder  .\gent  soll  nicht  be- 
rechtigt sein,  auf  Grund  seiner  Kostenrechnung  den  zugesprochenen  Betrag  cinzu- 
fordem  oder  ein  Retentionsrecht  auf  ihn  geltend  zu  machen  oder  irgend  w'cichea 
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Betrag  von  ihm  abzuzichen,  aufscr  diejenige  Summe,  die  vom  Schiedsrichter  oder 
vom  (*rafschaft«gcrichts*Richtcr  auf  Antrag  von  seiten  einer  der  beiden  Parteien: 
den  Betrag  der  dem  besagten  Rechtsberater  oder  Agenten  zu  bestimmen,  [dem 
Agenten]  zugesprochen  worden  ist;  diese  Summe  soll  nach  dem  Schiitzungsmab»sUb 
und  dem  Kostentarif,  die  von  den  GcsichlssaUungen  vorgeschrieben  sind,  zugemessen 
werden. 

13.  Der  SlaaUsckrclär  kann  gesetzlich  qualiiiziertc  praktische  Aerzlc  ftir  die 
Zwecke  dieses  Gesetzes  anslcUen,  ui^d  jeder  Ausschufs,  jeder  Schiedsrichter  oder 
Richter  mögen  nach  Mafsgabe  der  vom  Staatssekretär  und  dem  Schatzamt  ge» 
troffenen  Bestimmungen  jeden  solchen  praktischen  Arzt  beauftragen,  über  irgend 
eine  Sache,  die  für  irgend  eine  im  Schiedsverfahren  sich  erhebende  Frage  wesent- 
lich scheint,  Bericht  zu  geben;  und  die  Kosten  sulchen  praktischen  Arztes  sollen, 
nach  Mafsgabe  der  Vorschriltcn  des  Schatzamts,  aus  vom  Parlament  auszusetzenden 
Geldern  bezahlt  werden. 

. 14.  Bet  der  .Anwendung  dieser  Anktge  auf  Schottland 

a)  soll  „ShcrifP'  für  „Grafschaftsgerichtsrichtcr“,  „Sheriffgerichl"  für  „GrafschafU- 
gericht“,  „Prozefs“  für  „Klage“,  „SherifFclcrk“  für  „Registerführer  des  Graf- 
schaltsgerichts“  und  „act  ot  sederunt“  filr  „Gerichtsordnung“  gesetzt  werden; 

b)  kann  jeder  Schiedsspruch  oder  Vertrag  über  Entschädigungen  mit  Bezug  auf 
dieses  Gesetz  rechlmäfsig  in  die  Bücher  von  Rat  und  Sitzung  oder  Shcriflf- 
gcrichlsbücher  lür  die  Ausführung  eingetragen  werden,  und  sollen  sic  in 
gleicher  Weise  zwangsmäfsig  durchführbar  sein,  wie  ein  eingetragenes  Schieds- 
dekref ; 

c)  soll  jede  .\nrufung  des  Sheriffs  als  Schiedsrichter  summarisch  dcrgeslall  ge- 
hört, geprüft  und  entschieden  werden,  wie  dies  in  Abschnitt  52  des  Gesetze* 
von  1876  über  die  Sheriffgcrichte  in  Schottland  vorgesehen  ist;  ausgenommen 
nur,  dafs  die  Parteien  durch  irgend  welche  Personen,  die  sie  schriftlich  be- 
vollmächtigt haben  ftlr  sic  zu  erscheinen,  vertreten  sein  können.  Dies  vor- 
behaltlich der  Erklärung,  dafs  es  jeder  der  beiden  Parteien  innerhalb  der  Zeit 
und  in  ITebereinslimmung  mit  den  Bedingungen,  die  durch  die  GerichU- 
satzungen  vorgeschrieben  sind,  zustehen  soll,  den  SherifT  zu  ersuchen,  über 
irgend  eine  von  ihm  entschiedene  Rechtsfrage  Auskunft  zu  geben;  un<l  seine 
Entscheidung  darüber  mag  in  solchem  Falle  jeder  der  beiden  Abteilungen 
des  obersten  Gerichtshofes  vorgclcgl  werden,  die  sic  hören,  endgültig  über 
sic  beftnden  und  dem  .Sheriff  mit  Kcchtsbelchrung  darüber,  wie  das  Urteil 
zu  fällen  ist,  zuriieksenden  mögen. 

15.  Die  Paragraphen  4 und  7 dieser  .Anlage  sollen  keine  Geltung  für  Schott- 
land haben. 

16.  Bei  der  Anwendung  dieser  .Anlage  auf  Irland  soll  den  Ausdruck  „Graf- 
kchaftsgerichts-Richler“  den  bcstalllen  Richter  irgend  welcher  Stadt,  ob  bischuffich 
^Cily“)  oder  sonstige  Stadlgcmeinde,  einschlicfsen. 

• 4 
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Arbeiter>Ent8CbädigungBgetetx  von  tgoo. 

(Workmen^  Compensation  Act.  1900) 

63  u.  64  Viel.  ch.  22. 

[30.  Juli  1900.] 

Ein  Gesetz  für  <He  Ausdehnung  der  Wohltlialcn  des  Arbeitcr- 
Fntschädigungsgesetz  von  1897  auf  landwirtschaftliche  .\rbciter. 

Durch  der  Königin  höchst  ausgezeichnete  Majestät  etc.  etc.  sei  verfügt  wie 

lolgt: 

1«  1.  Ausdehnung  des  (jcsetzcs  von  1S97  auf  die  Land  Wirt- 
schaft. Von  Inkraflretcn  dieses  Gesetzes  ab  und  später  soll  das  Arbeiter- 
ElnUchädigungsgesetz  von  1897  für  Arbeiter  gellen,  die  in  der  I.andwirtschafl  von 
irgend  einem  .Xrheitsherrn  beschäftigt  werden,  der  gewohnheiLsmafsig  einen  oder 
mehr  Arbeiter  in  solcher  Thäligkeit  beschäftigt. 

2.  Wo  Irgend  solcher  Arbeitsherr  mit  einem  Zwischenunternehmer  („Con- 
tractor“)  die  Ausführung  irgend  welcher  Arbeit  in  der  I^andwirtschafl  durch  diesen 
Zwischcnunlcrnchmer  oder  unter  ihm  vereinbart,  soll  der  vierte  Artikel  des  .\rbciter- 
Fntschädigungsgesetzes  von  1897  mit  Bezug  auf  jeden  bei  der  betreffenden  Arbeit 
beschäffigten  Arbeiter  ebenso  gellen  als  wenn  der  Arbeitsherr  ein  Unternehmer  im 
Sinne  jenes  Gesetzes  wäre. 

Dies  mit  der  Bedingung.  <lafs  wo  der  Zwischenunlernohnier  Maschinen,  die 
durch  mechanische  Kraft  getrieben  werden,  für  Dreschen,  Pflügen  oder  andere  land- 
wirtschaftliche Arbeit  selbst  stellt  und  anwendel,  er,  und  er  allein,  haftbar  sein  soll, 
gemäfs  diesem  (icselz  jedwedem  von  ihm  bei  solcher  .\rbeit  beschänigten  Arbeiter 
Entschädigung  zu  zahlen. 

'Wie  anderwärts,  gtcbl  cs  in  England  vielfach  aut  Dörfern  Unternehmer, 
die  Kraftmaschinen  halten  und  sic  für  die  betreffenden  Saisonarbeiten  der 
Reihe  nach  an  Bauern  verpachten,  bezw.  diese  Arbeiten  für  die  Bauern  mit 
ihren  eigenen  (iehilfcn  au.sfUhrcn  oder  durch  diese  ausfUhren  lassen.  Solche 
Maschinenbesilzer  sollen  also,  obwohl  sie  gegebenenfalls  formell  nur  die 
Konlraktunternehmer  der  Bauern  sind,  als  die  haftbaren  Arbeltshcrren  der 
von  ihnen  beschäftigten  Arbeiter  angesehen  werden. 

Nach  dem  Zensus  von  189t  wurden  damals  in  England  und  Wales  4675. 
in  Schottland  198  solcher  Besitzer  landwirtschaftlicher  Maschinen  samt  Ge- 
hilfen gezählt.  Ed.  B.j 

3.  Wo  irgend  ein  Arbeiter  von  demselben  Arbcilsherrn  hauptsächlich  in  land- 
W'irtschaftlichcr,  nebenbei  oder  gelegentlich  aber  in  anderer  Arbeit  beschäftigt  wird, 
soll  dies  Gesetz  auch  für  die  Beschäftigung  des  .Arbeiters  mit  solch  anderer  .\rbeit 
gelten. 

Der  Ausdruck  „landwirtschaftlich**  schliefet  Gartenbau.  Walükultur  und  den 
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Gebrauch  von  Boden  für  jede  Art  Bewirtung  ein,  einschliefslich  der  Haltung  und 
Aufzucht  von  Vieh,  Geflügel  oder  Bienen  und  der  Kultur  von  Früchten  und  Gemüsen. 

2,  Kurzer  Titel.  Dies  Gesetz  mag  als  das  .Arbcitcr-Entschädigungsgcsctz 
von  1900  citiert  werden  und  soll  als  zum  Arbciter-Entschädigungsgesetz  von  1897 
gehörig  angesehen  (gelesen)  werden,  und  dieses  und  jenes  Gesetz  mögen  zusammen 
als  die  Arbeiter-F.ntschädigungsgesestzc  von  1897  und  1900  citiert  werden. 

3*  Datum  des  Inkrafttretens.  Dieses  Gesetz  soll  mit  dem  ersten  Juli 
rintausendneunhundertundeins  in  Kraft  treten. 


\ 
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FRANKREICH. 

Gesetz  vom  9.  April  1898 

über  die  Haftung  für  Unfälle,  von  denen  die  Arbeiter 
in  ihrer  Thätigkeit  betroffen  werden.*) 

Der  Präsident  der  Republik  verkündet  das  nachstehende  Gesetz,  nachdem  es 
vom  Senate  und  der  Abgeordnetenkammer  angenommen  worden. 

Erster  Titel. 

Die  Entschädigung  der  Unfälle. 

•\rt.  I.  Unfälle,  welche  durch  die  Arbeit  oder  anläfslich  der  Arbeit  den  Ar- 
beitern oder  Angestellten  im  Baugewerbe,  in  Hüttenwerken,  Eabriken,  Werften, 
Transportunternehmungen  zu  Wasser  und  zu  I^nde,  in  Be-  und  Entladungsbctrieben, 
öffentlichen  Niederlagen,  in  Bergwerken  unter  und  über  Tag,  Stcinbrüchcn  und  ferner 
in  jedem  Betriebe  oder  Teil  eines  Betriebes,  wo  Sprengstoffe  hergestellt  oder  benutzt 
werden,  oder  in  welchem  von  einer  nicht  durch  Menschen-  oder  Tierkraft  bewegten 
Maschine  Gebrauch  gemacht  wird,  zustofsen,  gewähren  dem  vom  Unfälle  Betroffenen 
oder  .seinen  Vertretern  ein  Recht  auf  eine  dem  Inhaber  des  Unternehmens  obliegende 
Entschädigung,  vorausgesetzt,  dafs  die  vom  Unfälle  veranlafste  Arbeitsunterbrechung 
länger  als  vier  Tage  gedauert  hat. 

Arbeiter,  die  in  der  Kegel  für  sich  allein  arbeiten,  w'erden  durch  das  zufällige 
Zusammenarbeiten  mit  einem  oder  mehreren  anderen  Arbeitern  dem  gegenwärtigen 
Gesetze  nicht  unterstellt. 

Art.  2.  Die  im  vorhergehenden  Artikel  bezcichneien  Arbeiter  und  Angestellten 
können  sich  für  Ansprüche  aus  Unfällen,  die  sie  bei  ihrer  Arbeit  erleiden,  auf  keine 
anderen  Bestimmungen  stützen  als  auf  jene  des  gegenwärtigen  Gesetzes. 

Die  Arbeiter,  deren  Jabreslohn  zweitausend  vierhundert  Kranes  (2400  Er.)  über- 
steigt, werden  der  Wohlthaten  dieser  Bestimmungen  nur  bis  zu  diesem  Betrage  theil- 
haftig.  Für  den  Ueberschufs  haben  sie  nur  einen  .\nspruch  auf  ein  Viertel  der  im 
Artikel  3 festgesetzten  Renten  oder  Entschädigungen,  es  sei  denn,  es  bestehen  ander- 
weite  Vereinbarungen  bezüglich  der  Bruebziffer. 

•)  V*gl.  zur  Beurteiluug  dieses  Gesetzes  und  der  folgenden  Drckrcte  etc.  die 
Abhandlung  von  Prof.  Raoul  Jay  über  die  französische  Unfallversichcrungsgcsctz- 
gebuog  in  diesem  Hand  des  Archivs,  S.  289  fg. 
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Art.  3.  In  den  in  .Art.  I vorgesehenen  Fällen  hat  der  Arbeiter  oder  Ange- 
stellte einen  .Anspruch 

bei  völliger  und  dauernder  F.rwerbsunfähigkeit  auf  eine  Rente  gleich 
^wei  Dritteln  seines  Jahreslohns, 

bei  teilweiser  und  dauernder  F.rwerbsunfähigkeit  auf  eine  Rente  gleich 
der  Hälfte  der  durch  den  Unfall  herbeigeführten  Lohneinbul’se, 

bei  zeitweiliger  Erwcrbsunlähigkeil  auf  eine  Tagesentschädigung  gleich 
der  Hälfte  des  zur  Zeit  des  Unfalles  verdienten  Lohnes,  wenn  die  .\rbeiU 
Unfähigkeit  mehr  aU  vier  Tage  und  vom  ftinfteu  Tage  ab  gedauert  hat 

Hat  der  Unfall  den  Tod  zur  Folge,  so  wird  den  nachhenannten  Personen  vom 
Todestage  ab  eine  Pension  unter  folgenden  Redingungen  gewährt: 

A.  FÜnc  Lebensrente  gleich  2oProz.  des  Jahreslohnes  des  Unfallbetroffencn  dem 
nicht  geschiedenen  oder  von  Tisch  und  Hett  getrennten  Überlebenden  Ehegatten, 
vorausgesetzt,  dafs  die  Ehe  vor  dem  Unfälle  ringegangen  ist. 

Beim  Eingehen  einer  neuen  Ehe  verliert  der  Ueberlebende  den  Anspruch  auf 
die  vorstehend  genannte  Rente;  cs  wird  ihm  alsdann  das  Dreifache  dieser  Rente 
als  Gesamtabfindung  gewahrt. 

R.  Den  ehelichen,  oder  vor  dem  Unfall  anerkannten  unehelichen,  vater-  oder 
mutterlosen  Kindern  unter  16  Jahren  eine  Rente  von  15  Proz.  des  Jahrcslohncs 
des  UnfallbelroffencD,  wenn  nur  ein-  Kind,  von  25  Proz.  dieses  Lohnes,  wenn  deren 
zwei,  von  35  Proz.,  wenn  deren  drei,  und  von  40  l^oz.,  wenn  ihrer  vier  und  mehr 
vorhanden.  Bei  vater-  und  mutterlosen  Waisen  erhöht  sich  die  Rente  für  jedes 
Kind  auf  20  Proz.  des  Lohnes. 

Der  Gesamtbetrag  dieser  Renten  darf  im  ersteren  Falle  40  Proz.,  im  zweiten 
60  Proz.  des  Lohnes  nicht  übersteigen. 

C.  Hai  der  UnfallbctrolTenc  weder  Ehegatten  noch  Kinder  im  Sinne  von  .Ab- 
satz .A  und  B hinterlassen , so  erhalt  jeder  der  von  ihm  zu  unterhaltenden  .Aszen- 
denten und  Des/rndenten  eine  Rente,  die  dem  Aszendenten  lebenslänglich,  dem 
Deszendenten  bis  zum  16.  Lebensjahre  gezahlt  wird.  Diese  Rente  beträgt  lo  Pro/, 
des  Jalireslohnes  des  Unfallbetroffenen,  ohne  dafs  jedoch  der  Gesamtbetrag  der 
solchergestalt  gewährten  Renten  30  Proz.  übersteigen  darf. 

Jede  der  im  .Absatz  C vorgesehenen  Renten  wird  gegebenenfalls  verhUltnis- 
mäfsig  gekürzt.  Die  auf  Grund  des  gegenwärtigen  Gesetzes  festgesetzten  Renten 
sind  vierteljählich  zahlbar;  sie  sind  unübertragbar  und  der  Zwangsvollstreckung  nicht 
unterworfen. 

Unfallbetroffcne  ausländische  .Arbeiter,  welche  ihren  .Aufenthalt  auf  franzö- 
sischem Gebiete  aufgeben,  erhalten  als  Gesamtabfindung  ein  Kapital  vom  drei- 
fachen Betrage  der  ihnen  zuerkannten  Rente.  Die  Vertreter  eines  ausländischen  Ar- 
beiters erhallen  keinerlei  Entschädigung,  wenn  sie  zur  Zeit  des  Unfalles  sich  nicht  auf 
französischem  Boden  aufhielten. 

Art.  4.  Der  Betriebsinhaber  trägt  aufserdem  die  Kosten  des  Arztes,  der  Arzneien 
und  der  Beerdigung^  Diese  Iclzlcren  dürfen  .sich  auf  höchstens  loo  Francs  belaufen. 

Was  die  Kosten  für  .Arzt  und  Arzneien  anlangl.  so  trägt  der  Betriebsinhabrr. 
falls  der  Unfallbetroffcne  sich  selbst  einen  .Arzt  gewählt  hat,  diese  nur  bis  zu  dem 
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vom  Kricdcnsrichtcr  des  Kantons  grmäfs  dem  in  jedem  Departement  geltenden 
Tarife  für  kostenlose  ärztliche  Hehandlung  festgesetzten  Betrage. 

An.  5.  Die  Betriebsinhaber  können  sieb  für  die  ersten  dreifsig,  sechzig  oder 
neunzig  Tage  vom  Unfälle  ab  von  der  Verpflichtung,  den  Unlallbetroflfcnen  die  Kranken- 
kosten und  die  zeitweilige  KnUebädigung  und  auch  nur  einen  Teil  dieser  Entschädi- 
gung, wie  dies  nachstehend  vorgesehen,  zu  zahlen,  befreien,  wenn  sie  nachweisen: 

1)  dais  sie  ihre  Arbeiter  in  UnterstUtzungsvercine  auf  Gegenseitigkeit  auf- 
nehmen  liefsen  und  einen  Teil  der  Beiträge  leisten,  der  durch  gemeinsame 
Abmachung  und  im  Einklang  mit  den  vom  zuständigen  Minister  genehmig- 
ten Musterstatuten  fcstznsetzen  ist,  jedoch  nicht  unter  einem  Drittel  der 
Beiträge  betragen  darf ; 

2)  dafs  diese  V'ercine  ihren  Mitgliedern  im  Falle  von  Verletzungen  für  dreifsig, 
sechzig  oder  neunzig  Tage  Verpflegung  durch  Arzt  und  Arznei  sowie  eine 
Tagesentschädigung  gewährleisten. 

Beträgt  die  von  dem  Vereine  gewährte  Tagescntschädigung  weniger  als  der 
tägliche  Lohn  des  Betroffenen,  so  hat  der  Betriebsinhaber  ihm  die  Differenz  hinzu- 
zuzahien. 

Art.  6.  Die  Unternehmer  von  Bergwerken,  (Jrubenhetrieben  über  Tage  und 
SteinbrUchen  können  sich  von  den  im  vorhergehenden  .Artikel  erwähnten  Kosten 
und  Entschädigungen  befreien,  wenn  sie  an  die  in  diesen  Unternehmungen  auf  Grund 
des  Gesetzes  vom  29.  Juni  1894  begründeten  Unterstülzungskassrn  oder  -vereine 
einen  Jahreszusefaufs  leisten. 

Der  Betrag  und  die  Bedingungen  dieses  Zuschusses  müssen  von  dem  V’creine 
anerkannt  und  vom  Minister  der  öffentlichen  .\rbeilen  genehmigt  sein. 

Diese  beiden  Vorschriften  finden  Anwendung  auf  alle  anderen  Betriebsinhaber, 
die  zu  gunsten  ihrer  Arbeiter  gcmäfs  Titel  III  des  Gesetzes  vom  29.  Juni  1894  be- 
sondere UnterstüUungskassen  eingerichtet  haben.  Die  vorstehend  vorgesehene  Ge- 
nehmigung hinsichtlich  dieser  Kassen  Ut  vom  Minister  für  Handel  und  Industrie  zu 
erteilen. 

Art.  7-  Der  Unfullbetroffcnc  oder  seine  Vertreter  behalten,  unabhängig  von 
den  .Ansprüchen  aus  dem  gegenwärtigen  Gesetze,  anderen  Urhebern  als  dem  Unter- 
nehmer oder  seinen  Arbeitern  und  Aufsehern  gegenüber  den  Anspruch  auf  Ersatz 
des  ihm  verursachten  Schadens  gemäfs  den  Hestinimungen  des  gemeinen  Rechtes. 

Die  hierdurch  erlangte  Entschädigung  entlastet  in  eiern  geschuldeten  Betrage 
den  Belriebsinhabcr  von  den  ihm  obliegenden  Verbindlichkeiten.  Der  Anspruch 
gegen  haftbare  Dritte  kann  sogar  vom  Betriebsiohaber  auf  seine  tiefalir  in  Stell- 
vertretung des  Unfallbetroffcncn  oder  seiner  Rechtsnachfolger  verfolgt  werden,  wenn 
diese  veisäumcn,  es  zu  thun. 

Art.  8.  Der  Lohn,  welcher  als  Grundlage  der  Feststellung,  der  einem  Arbeiter 
über  sechzehn  Jahre  oder  einem  Lehrling  zuzuerkennenden  Unfallentschädigung 
dient,  darf  nicht  weniger  betragen,  als  der  niedrigste  Lohn  der  in  dem  fraglichen 
Betriebe  beschäftigten  gesunden  Arbeiter  der  gleiciicn  Kategorie.  Indessen  daif  im 
Falle  zeitweiliger  Erwerbsunfähigkeit  dir  Entschädigung  eines  .\rbeitcrs  unter  i6  Jalmn 
den  Betrag  seines  Lohnes  nicht  übersteigen. 
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Art,  9.  Ist  die  Lebensrente  endgültig  geregelt,  so  kann  der  t’nfaUbelroffenc 
nach  Ablauf  der  im  .Artikel  19  vorgesehenen  Revisionsfrist  verlangen,  dafs  ihm 
höchstens  ein  Viertel  des  zur  Bildung  dieser  Rente  notwendigen  Kapitals,  nach  den 
von  der  .Altersversorgungskasse  fiir  UnfallbctrofTene  aufgcstellten  Tarilen  berechnet, 
bar  ausbczahlt  werde. 

Er  kann  ferner  verlangen,  dafs  dieses  Kapital  ganz  oder  abzüglich  des  soeben 
erwähnten  Betrags  bis  zu  einem  Viertel  dazu  verwendet  werde,  eine  auf  seine  Person 
gestellte  und  bis  zur  Halite  auf  seinen  Ehegatten  Übertragbare  Lebensrente  zu 
bilden,  ln  diesem  Falle  wird  die  Rente  insoweit  vermindert,  als  sich  aus  dieser 
Ucbcrlragbarkeit  keinerlei  vermehrte  Belastung  des  Betriebstnhabers  ergiebt. 

Leber  derartige  Gesuche  entscheidet  das  Gericht  in  der  Beratungskammer. 

Art,  10.  Unter  dem  Lohne,  welcher  als  Grundlage  der  Feststellung  der  Rente 
dient,  ist  die  thalsächliche  Vergütung  zu  verstehen,  die  der  in  dem  Betriebe  be- 
schäftigte Arbeiter  während  der  letzten  zwölf  Monate  vor  dem  Unfälle  in  Geld  oder 
Naturalien  erhalten  bat. 

Hinsichtlich  der  weniger  als  zwölf  Monate  vor  dem  Unfälle  beschäftigten  Ar- 
beiter ist  darunter  zu  verstehen  die  thatsächlichc  Vergütung,  welche  sie  seit  ihrem 
Eintritt  in  den  Betrieb  erhalten  haben,  zuzüglich  der  durchschnittlichen  Vergütung, 
welche  die  .Arbeiter  derselben  Kategorie  während  des  zur  Verv’ollstündigung  der 
zwölf  .Monate  erforderlichen  /.eilraumes  erhielten. 

Ist  die  Arbeit  keine  ununterbrochene,  so  wird  der  Jahreslohn  berechnet  sowohl 
nach  der  während  der  Beschäftigungszcit  erhaltenen  Vergütung,  als  nach  dem  Ver- 
dienst des  Arbeiters  im  übrigen  Teil  des  Jahre.s. 

Zweiter  Titel. 

Anzeige  und  Untersuchung  der  Unfälle. 

Arh  II.  Jeder  Unfall,  der  eine  Arbeitsunfähigkeit  veranlafste,  ist  innerhalb 
achtundvierzig  Stunden  vom  Betriebsinhaber  oder  seinen  Geschäftsrührern  dem  Ge- 
meindevorsteher anzuzcigen,  der  darüber  ein  Protokoll  aufnimmt. 

Diese  Anzeige  mufs  Namen  und  Adresse  der  Zeugen  des  Unfalles  enthalten. 
Ihr  beizufügen  ist  eine  ärztliche  Bescheinigung,  welche  den  Zustand  des  Betroffenen, 
die  wahrscheinlichen  Folgen  des  Unfalles  und  die  Zeit  angiebt,  zu  welcher  es  mög- 
lich sein  wird,  dessen  endgültiges  Ergebnis  zu  kennen. 

Die  Anzeige  kann  auch  vom  Betroffenen  oder  seinen  Vertretern  erstattet  werden. 

Dem  die  .Anzeige  Erstattenden  wird  vom  Gemeindevorsteher  Empfangsbestätigung 
über  die  .Anzeige  sowie  Über  die  ärztliche  Bescheinigung  erteilt. 

Der  tJemeindevorslcher  hat  unverzüglich  den  Divisions-  oder  Departrmenls- 
Arbeitsinspektor  oder  den  zuständigen  mit  der  Uel>erwachung  des  Betriebes  heauf- 
Iraglen  Ingenieur  von  dem  Unfälle  zu  l>enachrichtigcn. 

Der  Artikel  15  des  Gesetzes  vom  2.  November  1S92,  sowie  der  .Artikel  Ji  des 
Gesetzes  vom  12.  Juni  1893  finden  in  den  vom  gegenwärtigen  Gesetze  vorgesehenen 
Fällen  keine  Anwendung. 

Art.  12.  Hat  die  Verletzung  nach  der  ärztlichen  Bescheinigung  voraus-sichtlich 
den  Tod  oder  dauernde  völlige  oder  teilweise  .Arbeitsunfähigkeit  zur  Folge,  so  über- 
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mittelt  der  Gemeindevorsteher  AbschriA  der  Anzeige  und  der  ärztlichen  Bescheini- 
gung unverzüglich  dem  Friedensrichter  des  Bezirks,  in  welchem  sich  der  Unfall  er- 
eignete. Binnen  vicrundzwanzig  Stunden  nach  F.mpfang  dieser  Benachrichtigung 
leitet  der  Friedensrichter  eine  Untersuchung  ein,  um  festzustellen : 

!.  Ursache,  Art  und  Umstände  des  Unfalls; 

2.  die  betroffenen  Personen  und  den  Ort,  wo  sie  sich  befinden; 

3.  die  Natur  der  Verletzungen ; 

4.  die  Rechtsnachfolger,  welche  gegebenenfalls  Entschädigung  beanspruchen 
können ; 

5.  den  Tageslohn  und  den  Jahreslohn  der  Betroffenen. 

- Art-  13.  Die  Untersuchung  ist  kontradiktorisch  in  den  in  Art.  35,  36,  37,  38 
und  39  der  Zivilprozefsordnung  vorgeschriebenen  Formen ; sic  findet  statt  in  An- 
wesenheit der  beteiligten  Parteien,  oder  cs  müssen  diese  als  dringlich  durch  einge- 
schriebenen Brief  geladen  sein. 

• Der  Friedensrichter  hat  sich  zu  dem  vom  Unfälle  Betroffenen  zu  begeben, 
wenn  diesem  die  Anwohnung  der  Untersuchung  nicht  möglich  ist. 

Erscheint  ihm  die  ärztliche  Bescheinigung  nicht  genügend,  so  kann  der 
Friedensrichter  einen  Arzt  zur  Untersuchung  des  Verletzten  bestimmen. 

Auch  kann  er  einen  Sachverständigen  zur  Anwohnung  der  Untersuchung 
ernennen. 

Die  Ernennung  von  Sachverständigen  findet  jedoch  nicht  statt  in  den  regierungs- 
seitig überwachten  Betrieben,  desgleichen  nicht  in  den  staatlichen,  welche  der  Be- 
aufsichtigung durch  eine  von  ihrer  Leitung  verschiedenen  Behörde  unterliegen,  und 
ferner  nicht  in  den  StaaUansUiltcn,  in  welchen  .Arbeiten  ausgefUhrt  werden,  deren 
Geheimhaltung  im  Interesse  der  öffentlichen  Sicherheit  geboten  ist.  ln  diesen  ver- 
schiedenen Fallen  haben  die  mit  der  Ucbcrwachung  oder  .Aufsicht  dieser  Anstalten 
oder  Betriebe  beauftragten  Beamten  und,  soweit  Grubenbetriebe  inbetracht  kommen, 
die  behufs  Wahrung  der  Sicherheit  der  Arbeiter  Delegierten  dem  Friedensrichter  ein 
Exemplar  ihres  Berichtes  zwecks  BeiAigung  zum  Protokoll  einzureicben. 

Abgesehen  von  Fällen  thatsachlichcr  Unmöglichkeit,  die  im  Protokoll  gehörig 
festzustellen  sind,  mufs  die  Untersuchung  in  kürzester  Frist  und  spätestens  binnen 
zehn  Tagen  seit  dem  Unfälle  abgeschlossen  sein.  Der  Friedensrichter  benachrichtigt 
die  Parteien  durch  eingeschriebenen  Brief  von  dem  Schlüsse  der  Untersuchung,  so- 
wie von  der  Nicdcrlcgung  des  V’crhandlungsprotokolls  bei  der  Gcrichlsschrcibcrci, 
wo  sie  innerhalb  einer  Frist  von  fünf  Tagen  davon  Kenntnis  nehmen  und  sich 
eine  AbschriA  ausferügen  lassen  können,  die  dem  Stempel  und  dem  Enregistre- 
ment  nicht  unterliegt.  Nach  Ablauf  dieser  fünAägigen  Frist  werden  die  Akten  der 
Untersuchung  dem  Präsidenten  des  ZivilgerichU  des  .Arrondissements  cingercicht. 

Art.  14.  Hetrieb-sinhaber  oder  ihre  GcschäAsRlhrer,  welche  den  Bestimmungen 
des  Artikel  1 1 zuwiderhandcln,  werden  mit  einem  bis  fünfzehn  Francs  bestraA. 

Tritt  im  gleichen  Jahre  ein  Rückfall  ein,  so  kann  die  Strafe  von  sechzehn  bis 
auf  dreihundert  Francs  erhöht  werden. 

Der  Artikel  463  des  Code  penal  findet  auf  die  durch  den  gegenwärtigen 
Artikel  vorgesehenen  Uebertretungen  Anwendung. 

31* 
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Dritter  Titel. 

/.ustancligkcit.  — Gerichtsbarkeit.  — Verfahren.  — Revision. 

Art.  15.  Streitigkeiten  zwischen  Unfallbelroffcnen  und  Betrielrsinhabcrn  wegen 
Bcerdigungs*  und  Krankenkosten,  sowie  zeitweiligen  Kntschadigungen  werden  in 
letzter  Instanz  vom  Friedensrichter  des  Hezirks,  in  welchem  der  Unfall  vorgekomraen. 
entschieden,  wie  hoch  sich  auch  der  Anspruch  belaufen  möge. 

Art  16.  Wegen  der  Übrigen  vom  gegenwärtigen  Gesetze  vorgesehenen  Fait- 
schädigungen  ladet  der  Präsident  des  .ArrondisscmentsgerichU  binnen  fünf  Tagen 
nach  Einreichung  der  Akten  den  Retroffenen  oder  seine  Rechtsnachfolger,  sowie  den 
Belriebsinhaber,  der  sich  vertreten  lassen  k.Tinn. 

Einigen  sich  die  beteiligten  Parteien,  so  wird  die  Entschädigung  endgültig 
durch  Verfügung  des  Präsidenten  festgesetzt,  welcher  diese  Einigung  beurkundet. 

Einigen  sic  sich  nicht,  so  w*ird  die  Sache  an  das  Gericht  verwiesen,  das  im 
summarischen  Verfahren  gemäfs  Titel  24  Huch  2 der  Zinlprozefsordnung  beschliefsU 

Ist  die  S;tche  nicht  spruchreif,  so  setzt  das  Gericht  seinen  Heschlufs  aus,  und 
die  zeitweilige  Entschädigung  wird  bis  zur  endgültigen  Entscheidung  w'eiter  bezahlt. 
Das  Gericht  kann  den  Betriehsinhaher  zur  Z;ihlung  eines  vorläufigen  Betrages  ver* 
urteilen ; die  Entscheidung  hierüber  ist  vollstreckbar,  ungeachtet  sie  der  Berufung 
unterliegt. 

Art  17.  Die  auf  Grund  des  gegenwärtigen  Gesetzes  ergangenen  Urteile  unter- 
liegen der  Berufung  nach  den  Vorschriften  des  gemeinen  Rechts.  Die  Berufung 
mufs  jedoch,  w'cnn  das  Urteil  nach  .Anfaören  der  l'artcien  ergangen,  binnen  fünfzehn 
Tagen  nach  dessen  Datum,  und,  w*cnn  cs  ein  Versäuranisurteil,  hinnen  vierzehn 
1'agen  nach  dem  Tage,  an  welchem  kein  Einspruch  mehr  erhoben  w'crdeii  kann,  ein- 
gelegt w'erdcn. 

Der  Einspruch  kann  wider  das  gegen  eine  Partei  ergangene  Versaunmisurteil 
nicht  mehr  eingelegt  werden,  w*enn  dieses  zugestellt  und  nach  Zustellung  eine  Frist 
von  fünfzehn  Tagen  abgelaufcn  ist 

Der  (Gerichtshof  entscheidet  innerhalb  eines  Monats  nach  Einreichung  der  Ht*- 
rufungsvorschrilt  im  dringlichen  Verfahren.  Die  Parteien  können  gegen  das  Be- 
rufungsurtcil  Nichtigkeitsbcschw’erden  erheben. 

Art  18.  Die  im  gegenwärtigen  Gesetze  vorgesehene  EnUchädigungsklage  ver 
jUhrt  binnen  einem  Jahre,  vom  'Page  des  Unfalles  an  gerechnet. 

Art  19.  Der  .Antrag  auf  Revision  der  Entschädigung  auf  Grund  einer  Ver- 
schlimmerung oder  einer  Besserung  des  Zustandes  des  Betroffenen  oder  auf  (Grund 
seines  Todes  infolge  der  Nachwirkungen  des  Unfalles  kann  während  dreier  Jahre 
seil  der  zwischen  den  Parteien  slattgefundenen  Einigung  oder  seil  der  endgültigen 
Entscheidung  gestellt  werden. 

Die  Urkunde  über  eine  Pension  wird  dem  lUirotVenen  erst  naeh  .\blauf  von 
drei  Jahren  ausgehändigt 

Art  20.  Keine  der  durch  das  gegenwärtige  Gesetz  l>cstimmten  Entschädi- 
gungen kann  dem  Betroffenen  zuerkannt  werden,  der  den  Unlall  gcriissentlich  %cr- 
anlafst  hat. 
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Das  Gericht  ist  befugt,  falls  bewiesen  wird,  dafs  der  Unfall  auf  unenlschuld' 
bares  Versehen  des  Arbeiters  sich  rurücktlihren  läfst,  dfe  im  Titel  I bestimmte 
Rente  herabzuseüren. 

Wird  bewiesen,  dafs  der  Unfall  auf  ein  unentschuldbares  Versehen  desArbeit- 
gel>crs  oder  derer,  durch  welche  er  sich  in  der  Leitung  vertreten  läfst,  zurückzu- 
führen  ist,  so  j(ann  die  Entschädigung  erhöht  worden,  wobei  jedoch  die  Rente  oder 
der  Gesamtbetrag  der  zuerkannten  Renten  sjjwohl  die  Verminderung,  als  den 
Betrag  dt‘s  Jabrcslohns  nicht  übereteigen  darf. 

Art.  21.  r>ic  Parteien  können  jederzeit  nach  Feststellung  des  Betrages  der 
dem  Unfall  betroffenen  schuldigen  Entschädigung  beschliefsen,  dafs  die  Leistung  der 
Pension,  solange  sie  hierüber  einig  sind,  durch  jede  anden^'eite  Art  der  Entschädi- 
gung aufgeholien  oder  ersetzt  werde. 

.\bgeseben  vtm  dem  in  Art.  3 Absatz  .\  vorgesehenen  Falle  kann  die  Pension 
durch  Zahlung  eines  Kapitals  nur  ersetzt  werden,  wenn  sie  hundert  Francs  nicht 
übersteigt. 

Art.  22.  Die  \Vf»hllhat  des  gerichtlichen  Amirnrechts  wird  dem  Unfall- 
iHrlrufifencn  oder  seinen  Rechtsnachfolgern  nach  erfolgter  Beglaubigung  des  Proku* 
rutors  der  Republik  in  vollem  Umfange  gewährt. 

Zu  diesem  Behufe  reicht  der  Präsident  des  Gerichts  dem  Prukurator  der 
Republik  innerhalb  dreier  Tage  nach  dem  im  .\rt.  16  vorgesehenen  Erscheinen  der 
Parteien  vor  Gericht  einen  Auszug  dt*s  Protokolls  über  die  Nichteinigung  ein, 
welchem  er  die  in  der  Sache  vorliegenden  SchrifUlückc  anfügt. 

Der  Prokuralor  der  Republik  verfährt  nach  Vorschrift  des  .Vrt.  13  2 fl.) 

des  (iesclzes  vom  22.  jannar  1851. 

Die  Wuhlthat  des  gerichtlichen  .\rmcnrechls  erstreckt  sich  im  vollen  Umfange 
auf  die  Instanzen  vor  dem  Friedensrichter,  auf  alle  hiandlungen  der  Zwangsvoll- 
streckung in  das  bewegliche  und  unbewegliche  Vermögen,  sowie  auf  jede  durch  die 
Vollstreckung  der  gerichtlichen  Entscheidungen  s'emnlafste  Streitigkeit 

Vierter  Titel. 

Garanticcn. 

•Vrt.  23.  Die  Forderungen  des  Unfallbetroflcncn  »nlcr  seiner  Rechtsnachfolger 
für  Kosten  von  .\rzt,  .-\rzneicn  und  Beer<ligungs-,  sowie  der  infolge  zeitweiliger  Ar- 
beisunfähigkeit  zucrk.-innten  Entschädigungen  sind  geschützt  durch  das  V«>rzugsrecht 
des  Art  2101  Code  civil  und  werden  dort  unter  Nr.  6 eingeschaltet. 

Die  /.ahlung  der  Entschädigungen  für  dauerde  .Xrheitsunfähigkeit  oder  für  Un- 
fälle mit  tötlichem  .Xu.sgange  ist  nach  den  Bestimmungen  der  folgenden  Artikel 
geschützt. 

.Art.  24.  Bei  Zahlungsunfähigkeit,  sei  es  des  haAbaren  Betriebsinhabers  oder 
der  Versicherungsvereine  auf  feste  Prämien  oder  auf  Gegenseitigkeit  oder  der 
(iarantiesyndikate,  welche  alle  ihre  Mitglieder  solidarisch  zur  .Xufbringung  der  ihnen 
infolge  von  Unfällen  mit  tötlichem  .Xusgange  oder  mit  nachfolgender  dauernder 
Arbeitsunfähigkeit  obliegenden  fälligen  Entschädigungen  verpflichten,  wird  deren 
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Zahlung  den  Hctciligtcn  durch  Vcrmilllung  der  .‘\Ucrsvcrsorgungskassc  auf  Grund 
eines  Spczialgaranlicfonds  gewährleistet,  welcher,  wie  nachstehend  bestimmt,  ge- 
schaffen w'ird  und  dessen  V'crw’altung  der  genannten  Kasse  untersteht. 

Art  25.  Behufs  Bildung  des  Spezialgaranticfonds  wird  von  den  in  .\rt.  I be- 
reichnelcn  Unternehmungen  ein  Zuschlag  von  vier  Centimes  zur  Patcnlgcwerbesteucr 
erhoben.  V'on  den  Grubenbclricben  wird  eine  Steuer  von  fünf  Centimes  pro 
konzessionierten  Hektar  erhoben. 

Diese  Steuerbeträge  können  je  nach  Bedürfnis  durch  das  Finanzgesetz  erhöht 
oder  herabgesetzt  werden. 

Art.  26.  Die  nationale  Altersversorgungskasse  hat  einen  KUckerstattungs- 
anspruch  gegen  die  haftbaren  Betriebsinhaber,  für  deren  Rechnung  Beträge  den  vor- 
stehenden Bestimmungen  entsprechend  von  ihr  bezahlt  wurden. 

Ist  der  Betriebsinhaber  versichert,  so  geniefst  sic  behufs  Rückerstattung  der 
von  ihr  verauslagten  Beträge  das  Vorrecht  des  Art.  2102  des  Code  civil  für  die 
vom  Versicherer  geschuldete  F.ntschädigung  und  hat  dann  keinen  Rückansprucli 
gegen  den  Belricbsinhaber. 

Durch  Regierungsverordnung  werden  die  Kinrichlung  und  der  Geschäftsgang 
des  der  Nationalallersversorgungska.ssc  durch  die  vorstehenden  Bestimmungen  über- 
tragenen DiensUweiges  festgesetzt  werden,  und  namentlich  die  Formen  des  Regresses 
gegen  die  haftbaren  Betriebsinhaber  oder  die  Versichcrungsvcrcinc  und  Garantie- 
Syndikate,  und  ferner  die  Bedingungen,  unter  denen  die  Unfallbctroffencn  oder  ihre 
Rechtsnachfolger  zur  Erhebung  ihrer  Entschädigungen  bei  der  Nationalkasse  zuge- 
lassen sind. 

Gerichtliche  Faitscheidungen  haben  ein  Vorzugsrecht  nur,  wenn  sic  zu  gunsten 
der  Regrefs  gegen  die  Bclriebsinhaber  oder  Versicherungsgesellschaften  nehmenden 
Altersversorgungskasse  erlassen  sind. 

.'\rt.  27.  In-  oder  ausländische  Unfallversicherungsgcscllschaften  auf  Gegen- 
seitigkeit oder  auf  feste  Prämien  unterstehen  der  Ueberwachung  und  Aufsicht  des 
Staates  und  sind  gehalten,  Reserven  oder  Sicherheiten  unter  den  durch  Regierungs- 
verordnung festgesetzten  Bedingungen  zu  schaffen. 

Der  Betrag  der  Reserven  oder  Sicherheiten  haftet  pfandrcchUich  für  die  Zah- 
lung der  Pensionen  und  Entschädigungen. 

Die  Garantiesyndikate  unterstehen  der  gleichen  Aufsicht,  und  eine  Regierungs- 
verordnung wird  die  Bedingungen  ihrer  Errichtung  und  ihres  Geschäftsganges 
fcstsctzcn. 

Dic  Kosten  jeder  Art,  welche  die  Ueberwachung  und  Aufsicht  mit  sich  bringen, 
sind  zu  decken  mittels  verhältnismäfsiger  Beiträge  zur  Summe  der  Reserven  oder 
Sicherheiten  und  werden  für  jede  Gesellschaft  oder  jeden  V'ercin  alljährlich  durch 
Erlafs  des  Ilandelsministers  festgesetzt. 

Art.  28.  Die  Einzahlung  des  die  auf  Grund  des  gegenwärtigen  Gesetzes  zu- 
erkanoten  Pensionen  deckenden  Kapitals  kann  von  den  Verpfliciitetea  nicht  verlangt 
werden. 

Jedoch  können  die  Verpflichteten,  welche  sich  mit  einmaliger  Leistung  be- 
freien wollen,  das  die  Pensionen  deckende  Kapital  an  die  Natiooalaltersvcrsorgungs- 
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kassc  zahlen,  welche  zu  diesem  Behufc  binnen  sechs  Monaten  nach  Verkündigung 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  einen  Tarif  der  Sterblichkeit  der  Unfallbelroffenen  und 
ihrer  Rechtsnachfolger  aufzustellcn  hat. 

Gicht  ein  Bclriebiinhabcr  sein  Unlemcbmen,  sei  cs  freiwillig  oder  durch  Todes- 
fall, gerichtliche  Liquidation  oder  Konkurs,  oder  durch  Abtretung  des  Betriebes  auf, 
so  wird  das  die  ihm  obliegenden  Renten  deckende  Kapital  in  vollem  Umfange 
fällig  und  ist  an  die  Nationalaltersversorgungskasse  einzuzahlen.  Dieses  Kapital 
wird  am  Tage  seiner  Fälligkeit  nach  dem  im  vorigen  Absätze  in  .Aussicht  genommenen 
Tarife  festgesetzt. 

Indessen  kann  dem  Betriebsinhaber  oder  seinen  Rechtsnachfolgern  die  Ein- 
zahlung dieses  Kapitals  erlassen  werden,  falls  sic  Garanticen  leisten,  welche  durch 
Regierungsverordnung  zu  bestimmen  sind. 

Fünfter  Titel. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

Art.  29.  Protokolle,  Bescheinigungen,  Beweisaufnahmen,  Zu-slellungen,  Urteile 
und  andere  Schriftstücke,  die  auf  Grund  oder  in  Ausfdluiing  des  gegenwärtigen  Ge- 
setzes aufgenomraen  oder  ausgestellt  werden,  werden  kostenlos  ausgefertigt,  stempel- 
frei  beglaubigt  und  kostenlos  enregistriert,  soweit  die  Enrcgislrcmentsform  erforder- 
lich ist  ' 

Die  Festsetzung  der  Vergütungen  der  Gerichtsschrciber  der  Friedensgerichte 
für  ihre  Beiwohnung  und  Abfassung  der  Beweisaufnahmen,  Protokolle,  Bescheini- 
gungen, Zustellungen,  Urteile,  .Absendung  cingt*schricbcncr  Briefe,  Auszüge,  Nicdcr- 
legung  des  Vcrhandlungsprolokolls  in  der  Gerichlsschrciherci.  sowie  für  alle  durch 
Anwendung  des  gegenwärtigen  Gesetzes  vcranlafslen  Handlungen,  und  ferner  der 
Kosten  der  Beförderung  zum  Unfallbetroffencn  und  der  Untersuchung  an  Ort  und 
Stelle  geschieht  durch  eine  binnen  sechs  Monaten  nach  Verkündigung  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  zu  erlassende  Verordnung. 

Art.  30.  Jede  dem  gegenwärtigen  Gesetze  entgcgcnstchcndc  Vereinbarung  ist 
in  ihrem  ganzen  Umfange  nichtig. 

Art  31.  Die  Belriebsinhabcr  sind  bei  einer  Geldstrafe  von  einem  bis  fünf- 
zehn Francs  verpflichtet,  in  jeder  Arbeitsstätte  das  gegenwärtige  Gesetz,  sowie  die 
zu  seiner  .Ausführung  erlassenen  V\'rordnungen  durch  Anschlag  bekannt  zu  geben. 

Im  Rückfalle  während  desselben  Jahres  beträgt  die  Geldstrafe  sechzehn  bis 
hundert  Francs. 

Die  Uebertretungen  der  V’orschriften  der  Art.  II  und  31  können  von  den 
Arbeitsinspektoren  fcstgc.stclll  werden. 

Art  32.  .An  den  Gesetzen,  V’erordnungcn  und  Wrfügungen  betreffend  die 
Pensionen  der  in  den  Marinewerkstältcn  beschäftigten  Arbeiter,  Lehrlinge  und  Tage- 
arbeitcr,  sowie  der  .Arbeiter  in  den  zum  Ressort  des  Kriegsministcriums  gehörenden 
VVaffenfahriken  wird  nichts  geändert. 

Art  33.  Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  erst  drei  Monate  nach  der  amtlichen 
V'eröffcntlichung  der  behufs  seiner  Ausführung  zu  erlas.sendcn  Regierungsverordnungen 
in  Kraft 
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Art.  34.  t'cbcr  die  .Anwendung  des  gegenwärtigen  GeseUos  in  Algier  und  den 
Koloniecn  wird  eine  Regierungsverordnung  Bestimmungen  treffen. 

Das  gegenwärtige  Gesetz,  beraten  und  angeni^ramen  vom  Senat  und  der  De- , 
putiertenk.immcr,  wird  als  Staatsgosetz  jkusgefiihrt. 

Geschehen  zu  Paris,  dm  9.  .April  1898. 

Felix  Faure. 

Im  Namen 

des  Präsidenten  der  Republik. 

Der  Minister  für  Handel,  Industrie,  Posten  und  Telegraphen. 
Henry  Boucher. 

Der  Minister  des  Innern.  Der  Minister  der  öffentlichen  Arlicitcn. 

Louis  Barth ou.  .\.  Turrcl. 

Der  Siegelbewahrer. 

Minister  der  Justiz  und  des  Kultus. 

V.  Milliard. 


Dekret  vom  28.  Februar  1899.  Zur  Ausführung  des  ArtikeU  26  de«  Oesetses 
vom  9.  April  1898. 

Der  Präsident  der  französUchen  Republik  verordnet  hierdurch  auf  Grund  des 
vom  Minister  fiir  Handel,  Industrie,  Posten  und  Telegraphen  erstatteten  Berichtes, 
auf  Grund  der  vom  Minister  der  Finanzen  unterm  5.  Dezember  1898  und  2i.  Ja* 
nuar  1899  erstatteten  Gutachten,  auf  Grund  des  Gutachtens  de.s  Ministers  der  Justiz 
vom  29.  Oktober  1898,  auf  (irund  des  (Gesetzes  vom  9.  April  1898  und  namentlich 
des  Absatz  3 des  Art.  26,  welcher  besagt:  (folgt  der  AVortlaul),  auf  Grund  des  Ge- 
setzes vom  20.  Juli  1886  und  des  Dekretes  vom  28.  Dczembcri886,  und  nach  An- 
hörung des  Staatsrates: 

Krster  Titel. 

Bedingungen,  unter  welchen  die  l’nfallbctroffcnen  oder  ihren  Rechtsnachfolgern  der 
.\nspruch  auf  Zahlung  ihrer  Kntschädigungen  zuzuerkennen  ist. 

.Art.  I.  Jeder  Gläubiger  einer  auf  Grund  des  Art.  16  des  Gesetzes  vom 
9.  April  infolge  eines  Unfalls  mit  tödlichem  Ausgange  oder  nachfolgender  dauern- 
der Arbeitsunfähigkeit  liquidierten  Kntschädigung , der  bei  ihrer  Fälligkeit  keine 
Zahlung  der  ilm»  schuldigen  Beträge  erhallen  konnte,  lial  hiervon  dem  Vorsteher 
der  Gemeinde  seines  W<»hnortes  Mitteilung  zu  machen. 

.Art.  2.  Die  Mitteilung  ist  enlw’cdcr  vom  Gläubiger  der  Entschädigung  oder 
seinem  gesetzlichen  Vertreter,  oder  durch  einen  Beauftragten  zu  machen;  sic  ist 
völlig  kostenfrei. 

.Art.  3.  Die  Mitteilung  mufs  enthalten: 

1.  Namen,  Vornamen,  .Aller,  Staatsangehörigkeit,  Personenstand,  Beruf,  Wohn- 
sitz des  Gläubigers  der  Entschädigung. 

2.  Namen  unt!  Wohnsitz  dc.s  haftbaren  Belricbsinliabcrs  oder  Bezeichnung 
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und  Angabe  des  SiUes  der  VersichcrungsgcscUscbaft  f»der  des  Garantie* 
Syndikats,  welches  an  seiner  Stelle  die  Schuld  hätte  berichtigen  müssen ; 

3.  Art  der  Entschädigung  un<l  Betrag  der  beanspruchten  Forderung; 

4.  die  Verfügung  oder  das  Erteil,  kraft  dessen  der  Gläubiger  den  Anspruch 
erhebt; 

5.  Gegebenenfalls  Namen,  \*«»rnamcn,  Beruf  und  Wohnsitz  des  gesetzlichen 
Vertreters  des  Gläubigers  oder  des  Beauftragten. 

.\rt.  4.  Die  Mitteilung  ist  vom  Gemeindevorsteher  schriftlich  aufzunehmen  und 
Vom  Erklärenden  zu  unterschreiben. 

Der  Vorsteher  fügt  ihr  alle  Schriftstücke  bei,  welche  ihm  von  dem  Beschwerde- 
führer zwecks  FcsUtellung  des  Grundes  der  Forderung,  ihrer  späteren  Aenderungen 
sowie  der  Zahlungsverweigerung  des  Schuldners,  des  Betriebsinhabers,  der  Vcrsiclie- 
rungsguscllscharton  oder  des  <}aranUesyndikats  übergel>en  worden  sind. 

. Art.  5.  t'eber  den  Empfang  der  Erklärung  und  der  ihr  beigefügten  Schrift- 
stücke erteilt  der  X'orslehcr  dem  Erklärenden  Bestätigung. 

Die  Erklärung  nebst  <len  zu  ihrer  Begründung  beigefügten  Schriftstücken  wird 
vom  Vorsteher  dem  (jencraldirektor  der  Depositen-  und  Konsignalionskas.se  binnen 
vierundzwanzig  Stunden  Übermittelt. 

Art.  6.  Der  Generaldirektor  der  Depositen-  un<l  Kon.signationskassc  übermittelt 
binnen  vierundzwanzig  Stunden  nach  ihrem  Empfange  die  Akten  dem  Friedens- 
richter des  W*»hnortes  des  Schuldners  mit  der  .Aufforderung,  die.scn  durch  ein- 
grschricl>encn  Brief  dringlidi  vorzuiaden. 

Art.  7.  Der  Schuldner  oder  sein  Vertreter  hat  an  c|cm  vom  Kichler  be- 
stimmten Tage  vor  diesem  zu  erscheinen. 

Kr  wird  alsdann  mit  der  gegen  ihn  erhobenen  Beschwerde  bekannt  gemacht. 

l’ehcr  die  vom  Erschienenen  abgegebenen  Erklärungen  nimmt  der  Friedens- 
richter ein  Protokoll  auf,  welches  von  jenem  zu  unterzeichnen  ist. 

•Art.  8.  Bestreitet  der  Erschienene  weder  die  Richtigkeit,  noch  den  Betrag  der 
Forderung,  so  fordert  ihn  <ler  Friedensrichter  auf,  entweder  in  seiner  Ciegenwart 
seinen  Verpflichtungen  nachzukommen,  oder  dem  Beschwerdeführer  den  geschuldeten 
Betrag  mittels  Posümw'eisung  zu  übermitteln  und  dem  Gerichlsschreiber  die  Be- 
scheinigung über  diese  Sendung  zuzustellen. 

Dieser  .Aufforderung  ist  spätestens  am  zweiten  'I'age  nach  <lem  Erscheinen 
des  Schuldners  vor  dem  Friedensrichter  nachzukf)mnH'n. 

l'el>cr  die  Zahlung  der  K«»slcn  des  Termins  entscheidet  der  Friedensrichter. 

Gegchencnfalls  stellt  er  in  seinem  Protokoll  die  Befreiung  des  Schuldners  fest. 

•Art.  9.  Erkennt  der  Schuldner  die  Richtigkeit  und  den  Betrag  seiner  Schuld 
an,  erklärt  aber,  nicht  zu  ihrer  sofortigen  Berechtigung  imstande  zu  sein,  so  ist  der 
Friedensrichter  berechtigt,  wenn  die  angegebenen  (Iründc  Berücksichtigung  ver- 
dienen, ihm  zur  E>füllung  seiner  Schuld  eine  Frist  zu  gewähren,  die  einen  Monat 
nicht  übersteigen  darf. 

ln  diesem  Falle  konstatiert  das  vom  Friedensrichter  aufgenommene  Protokoll 
im  Hinblick  auf  die  im  .Art.  13  vorgesehene  sofortige  Zahlung  die  Anerkennung  der 
Schuld  seiten.s  des  Schuldners  und  die  von  ihm  übernommene  Verpflichtung,  inner- 
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halb  der  ihm  gcwährlcn  Frist  seine  Schuld  zu  berichtigen,  und  zwar  durch  ihre 
Zahlung  an  den  Kassierer  der  Depositen'  und  Konsignationskasse  in  Paris  oder  an 
die  Vertreter  der  Kasse  in  den  Departements,  oder  auch  durch  eine  Postanweisung 
an  den  Gcneralkassiercr  in  Paris. 

Art.  IO.  Erklärt  der  F.rschienenc  dem  Beschwerdeführer  den  angegebenen 
Betrag  entweder  gar  nicht  oder  nur  teilweise  zu  schulden,  so  vermerkt  der  Friedens- 
richter in  seinem  Protokoll  die  gänzliche  oder  teilweise  Weigerung  der  Zahlung, 
stiwie  die  hierfUr  angegebenen  Gründe. 

Hinsichtlich  der  Berichtigung  des  nicht  bestrittenen  Itetrages  ist  nach  den  Vor- 
schriften der  Artt.  8 und  9 zu  verfahren,  wobei  alle  Rechte  bezüglich  des  .Mehrbe- 
trages Vorbehalten  bleiben. 

Art  11.  Erscheint  der  geladene  Schuldner  an  dem  festgesetzten  Tage  nicht 
vor  dem  Friedensrichter,  so  leitet  dieser  innerhalb  der  darauffolgenden  acht  Tage  eine 
Untersuchung  ein,  um  festzustellen : 

1.  oh  der  geladene  Schuldner  seinen  Wohnsitz  verändert  hat; 

2.  ob  er  seinen  Betrieb  aufgegeben  hat.  sei  es  freiwillig,  sei  cs  durch  dessen 
Abtretung,  sei  es  infolge  von  Konkurs  oder  gerichtlicher  Liquidation.  — > 
und  in  diesem  Falle,  wer  der  Konkursverw'alter  oder  Liquidati»r  ist.  — 
sei  es  durch  Tod  — und  wenn  dies  der  Fall,  wer  ihn  als  Erbe  vertritt 

ln  dem  vom  Friedensrichter  aufzunchmenden  Protokoll  ist  das  Nichterscheinen 
des  Schuldners  und  das  Ergebnis  der  Untersuchung  zu  vermerken. 

Art.  12.  Binnen  zwei  Tagen  nach  der  sofortigen  Zahlung  des  Schuldners  oder 
nach  seinem  Erscheinen  vor  dem  Friedensrichter  in  dem  Falle,  wo  er  Zahlung  ver- 
weigerte oder  einen  Aufschub  erlangte,  oder  nach  .Abschlufs  der  im  vorstehenden 
Artikel  erwähnten  Untersuchung  übermittelt  der  Friedensrichter  dem  Generaldirektor 
der  Depositen-  und  Konsignationskasse  die  .Akten  und  fügt  ihnen  das  von  ihm  auf- 
genommene  Protokoll  an. 

Art.  13.  Nach  Empfang  der  .Akten  übermittelt  der  Generaldirektor  der  Depo- 
siten- und  Konsignationskassc,  wenn  aus  dem  vom  Friedensrichter  aufgenommenen 
Protokoll  sich  ergiebt,  dafs  der  Schuldner  seine  VerpHichlung  nicht  V»estritten,  sic  in- 
dessen nicht  berichtigt  hat,  oder  wenn  die  angegebenen  GrUnde  für  die  Zahlungs- 
verweigerung als  nicht  zu  berücksichtigende  erscheinen,  dem  Beschwerdeführer  sofort 
bar  oder  durch  Postanweisung  die  von  diesem  zu  fordernde  Summe.  Desgleichen 
Übermacht  er  dem  Gerichtsschreiher  des  Friedensgerichts  den  Betrag  seiner  Aus- 
lagen und  Gebühren.  * 

Ebenso  ist  zu  verfahren,  wenn  der  Schuldner  nicht  vor  dem  Friedensrichter 
erschienen  ist,  und  die  Beschwel-de  des  Gläubigem  der  Entschädigung  gerechtfertigt 
erscheint. 

.Art.  14.  Erscheinen  die  vom  vorgcladenen  Schuldner  vor  dem  Friedensrichter 
vorgebrachten  (iründc  seiner  Zahlungsverweigerung  stichhaltig,  oder  erweist  im  Falle 
seines  Nichterscheinens  die  vom  Kntschädigungshcrechligten  gelührtc  Beschwerde  sich 
als  nicht  genügend  begründet,  so  schickt  der  Genen»ldirektor  der  Depositen-  und 
Konsignationskasse  dem  Beschwerdeführer  die  von  ihm  eingereichten  .Akten  durch 
Vermittlung  des  Gemeindevorstehers  wieder  zurück,  und  Uberläfst  cs  ihm,  Klage 
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gegen  seinen  angeblichen  Schuldner  nach  den  Regeln  des  gemeinen  Rechts  zu  er* 
heben. 

Der  Betrag  der  Auslagen  und  Gebühren  des  üerichlsschreibcra  wird  in  diesem 
Falle  durch  d^n  Generaldirektor  berichtigt  und  auf  den  Garantiefonds  verrechnet. 

Zweiter  Titel. 

Vom  Regrefs  der  AUersversorgungskasse  wegen  Rückerstattung  ihrer  Vorschüsse  und 
wegen  Finziehung  der  fälligen  Kapitalien. 

Art.  15.  Der  Regirfs  der  National-.AItersversorgungskassc  wird  auf  Ersuchen 
und  Betreiben  des  (iencraldirektors  der  Depositen-  und  Konsignationskassc  unter  den 
in  nachstehenden  Artikeln  angegebenen  Bedingungen  geführt. 

Art.  16.  Binnen  fünf  Tagen  nadi  geschehener  Zahlung  an  den  Fntschädigungs- 
berechtigten  und  an  den  Gcrichtsschreiber  des  Friedensgrrichls  gemäfs  Art.  13 
und  14  oder  nach  Ablauf  der  im  Art.  9 vorgesehenen  Frist,  und  wenn  die  Be- 
richtigung innerhalb  dieser  Frist  nicht  erfolgte,  benachrichtigt  der  (ieneraldirektor 
der  Depositen-  und  Konsignation.skasse  den  Schuldner  durch  eingeschriebenen  Brief 
von  der  für  seine  Rechnung  geschehenen  Zahlung. 

Dieser  eingeschriebene  Brief  enthalt  zugleich  die  Mitteilung,  dafs,  falls  der 
Schuldner  den  Betrag  der  bes:ihlten  Summe  nicht  binnen  vierzehn  Tagen  in  einer  der 
im  letzten  .Absatz  des  Art  9 angegebenen  Formen  zuriickerslatlet  habe,  dessen  Bei- 
treibung im  Rechtswege  verfolgt  w*erde. 

Art.  17.  Nach  .Ablauf  der  im  zweiten  Absatz  des  vorstehenden  .\rt.  16  ange- 
gebenen Frist  wird  von  dem  Generaldirektor  der  Depositen-  und  Konsignationskas.se 
gegen  den  Schuldner,  der  »ich  seiner  Verpflichtung  nicht  entledigt  hat,  ein  Zwangs- 
befehl behufs  Einziehung  der  Forderung  ausgestellt 

Art  18.  t)ieser  von  dem  Generaldirektor  der  Depositen-  und  Konsignations- 
kasse erlassene  Zwangsbefehl  w'ird  vom  Friedensrichter  des  Wohnsitzes  des  Schuld- 
ners beglaubigt  und  für  vollstreckbar  erklärt. 

Er  wird  durch  Vermittlung  des  Gerichlsdieners  zugestcllt. 

-Art.  19.  Die  Vollstreckung  des  Zwangsbcfehls  kann  nur  unterbrochen  werden 
durch  einen  vom  Schuldner  erhobenen  Einspruch,  welcher  eine  an  den  General- 
direktor der  Depositen-  und  Konsignation$ka.sse  gerichtete  l^adung  vor  das  Zivil- 
gericht de»  Wohnsitzes  des  Schuldners  enthält. 

Art  20.  Das  Verfahren,  welches  der  Einspruch  gegen  die  V'ollstreckung  zur 
Folge  hat,  richtet  sich  nach  den  in  .\rt.  65  des  Gesetzes  vom  22.  Frimairc  des  Jahres 
VII  über  das  Enregistrement  bestimmten  Formen  und  Fristen. 

.Art.  21.  Die  Prozefs-  und  Gerichlskosten  des  Verfahrens,  zu  denen  der  mit 
seinem  Einspruch  abgew'icscnc  Schuldner  verurteilt  W'orden  ist,  werden  vom  General- 
direktor der  Depositen-  und  Konsignationskasse  mittels  einer  auf  sein  Verlangen 
festgesetzten  und  von  dem  Gerichtspräsidenten  für  vollstreckbar  erklärten  Koslen- 
aufstellung  eingezogen. 

.Art  22.  Ist  das  Deckungskapital  einer  Pension  nach  den  Bestimmungen  des 
Art  28  des  Gesetzes  vom  9.  April  1898  infolge  von  Konkurs  des  Schuldners  oder 
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gegen  ihn  cingclcileter  gerichtlicher  Liquidation  fällig  geworden,  so  beantragt  der 
Generaldirektor  der  Depositen-  und^  Kunsignation.skassc  als  Vertreter  der  National- 
Allcrsversorgungskasse  Aufnahme  in  die  Gläubigertiste  in  Höhe  seiner  Forderung. 

In  diesem  Falle  ist  nach  den  Vorschriften  der  Art.  491  des  Code  de 
c<immercc  und  des  Gesetzes  vom  4.  März  1899  über  die  gerichtliche  Liquidation  zu 
verfahren. 

Art.  23.  Wird  das  Kapital  rlurch  einen  der  im  Art.  28  des  Gesetzes  vom 
9.  .April  1898  angegebenen  Umstände,  abgesehen  von  Konkurs  oder  gerichtlicher 
I.iquidation  fällig,  so  mahnt  der  Generaldirektor  der  Depositen-  und  K<insignations- 
kasse  den  Schuldner  oder  seine  Vertreter  durch  eingeschriebenen  Hrief,  innerhalb  zwei 
Monaten  nach  Empfang  dieses  Briefes  die  Einzahlung  des  fälligen  Kapitals  bei  der 
National-.Altersversorgungskasse  zu  bewirken,  cs  sei  denn,  cs  werde  nachgewiesen, 
dafs  die  durch  das  zur  Ausführung  des  Art.  28  oben  genannten  Gesetzes  erlassene 
Dekret  vorgc.schriebcncn  Garanliccn  geleistet  sind. 

Art.  24.  Wird  die  F.inzahlung  innerhalb  der  zweimonatlichen  Frist  nicht  l>c« 
w'irkt,  oder  werden  die  erforderlichen  Garantieen  innerhalb  dieser  Zeit  nicht  geleistet, 
so  geschieht  die  Beitreibung  unter  den  in  Arlt.  17  bis  21  des  gegenwärtigen  Dekrets 
angegebenen  Voraussetzungen  und  Formen. 

.Art.  25.  .Abgesehen  von  den  in  «»bigen  Bestimmungen  festgesetzten  Fristen, 
kann  der  Generaldirektor  der  Depositen-  und  Konsignationska.ssc  dem  Schuldner 
jeden  .Aufschub  oder  alle  Zahlungserleicliterungen  bewilligen. 

Der  Generaldirektor  kann  mit  dem  Schuldner  einen  Vergleich  srhlicfscn. 

Dritter  Titel. 

Organisation  des  (»aranücfonds. 

.\rt.  26.  Ueber  den  durch  die  .Vrtt.  24  und  25  des  Gesetzes  vom  9.  .April 
1898  geschaffenen  (»arantiefonds  ist  in  den  Hüchem  der  r)epo.silen-  und  Kon- 
signationskas.se  ein  besonderes  Konto  zu  fuhren. 

.Art.  27.  Ueber  den  allgemeinen  Geschäftsgang  des  in  den  .Artt.  24  bis  26  des 
Gesetzes  vom  9.  .April  1898  angeordneten  Garantiefonds  ist  dem  Prä.sidenlcn  der 
Republik  vom  llandclsminister  alljährlich  Bericht  zu  erstatten,  der  im  jounial  offt- 
ciel  verdffenllichl  wird. 

.Vrt.  28.  Die  Einnahmen  des  Garantiefonds  umfassen 

j.  die  Zuschüsse  von  seilen  des  Staats.srhatzcs,  welche  den  Betrag  der  nach 
.Art.  25  des  Gesetzes  vom  9.  .April  1898  cingezogenen  Steuern  darslcllen: 

2.  die  Einzahlungen,  w'clche  die  Schuldner  von  ICntschädigungen  unter  den 
im  ersten  und  zweiten  Titel  des  gegenwärtigen  Dekretes  vorgesehenen 
Bedingungen  leisten ; 

3.  die  Erträgnisse  und  Zinsen  sowie  der  Gewinn  aus  der  Einlö.sung  der  ge- 
mäfs  .Art.  30  des  gegenwärtigen  Dekretes  erworbenen  Werte; 

4.  die  Zinsen  des  in  .Abs.  2 desselben  Artikels  vorgesehenen  Hüs-sigen 
Fonds. 
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Art.  29.  Die  Ausgaben  des  (/arantiefonds  umfassen: 

1.  die  den  Entschädigungsberechtigten  gezahlten  Keträge ; 

2.  die  auf  besondere  Bücher  bei  der  Nalional-Altcrsversorgungskasse  einge- 
zahlten Beträge,  welche  die  nach  Art.  28  Abs.  3 des  Gesetzes  vom 
9.  April  1898  fälligen  Pensionskapitalicn  darstellcn ; 

3.  die  Enkoslenbeträgc  jeder  Art,  welche  mit  der  GcschulUverwallung  des 
Garantiefi)nds  verknüpft  sind. 

Art  30.  Die  Mittel  des  Garantiefonds  sind  unter  den  im  Art  22  des  Ge- 
setzes vom  20.  Juli  1886  vorgeschricbenen  Bedingungen  zu  verwenden. 

Die  zur  Sicherung  der  Thäligkeil  des  Garanliefonds  aU  notwendig  erachteten 
Beträge  werden  mit  dem  Zinsfufs  verzinst,  wie  er  dir  Kontokorrente  bei  der  De- 
positen- und  Konsignalionskasse  in  den  Cicschäftsbüchem  des  Staatsschatzes  ange- 
nommen ist. 

.\rt  31.  Der  Minister  für  Handel,  Industrie,  Posten  und  Telegraphen,  der 
Minister  der  Finanzen  und  der  Siegelbewahrer,  Minister  der  Justiz,  werden,  soweit 
cs  jeden  angehl,  mit  der  .\usfuhrung  des  gegenwärtigen  Dekretes  beauftragt,  das 
im  Journal  ofheiel  der  französischen  Republik  veröffentlicht  und  dem  Bulletin  des 
lois  eingefUgt  wird. 

Geschehen  zu  Paris,  am  28.  Februar  1899. 

Emil  L o u b e t. 

Im  .Namen  der  Präsidenten  der  Republik: 

Der  Minister  für  Handel,  Industrie,  Posten  und  Telegraphen 
Paul  D c 1 o m b r c. 

Der  Minister  der  Finanzen  Der  Siegelbewahrer,  Minister  der  Justiz 

P.  Pcylral.  (icorges  I.cbrel. 


Dekret  vom  28.  Februar  1899  zur  Ausführung  des  Artikels  27  des  Gesetzes 
vom  9.  April  1898. 

Der  Präsident  der  französischen  Republik  verordnet  hierdurch  auf  Grund  des  vom 
Minister  für  Handel,  Industrie,  Posten  und  Telegraphen  erstatteten  Berichtes  auf 
Grund  dc.s  Gutachtens  des  Ministers  der  Finanzen  vom  5.  Dezember  1898,  auf 
(«rund  der  Gesetzes  vom  9.  April  1898  und  namentlich  des  .\rt.  27,  welcher 
lautet:  (folgt  der  Wortlaut),  auf  Grund  endlich  des  Dekrets  vom  22.  I.anuar  1868 
Uber  die  Errichtung  von  Versicherungsgesellschaften  und  nach  Anhörung  des 
Staatsrates : 

Erster  Titel. 

Versicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  oder  auf  feste 

Prämien. 

Erstes  Kapitel. 

Kautionen  und  Reserven. 

Art  I.  Sämtliche  Gesellschaften,  welche  im  Sinne  des  (Gesetzes  vom  9.  April 
189S  auf  Gegenseitigkeit  oder  fe:»lc  Prämien  gegen  die  Gefahr  von  .\rbcitsunfallen 
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mit  tödlichem  Ausgange  oder  mit  nachfolgender  dauernder  Erwerhsuntahigkeit  ver« 
sichern,  unterliegen  hinsichtlich  dieses  Risikos  den  Bestimmungen  des  gegenwärtigen 
Titels, 

Art.  2.  Unabhängig  von  den  in  den  Artt.  2 und  4 des  Dekretes  vom  22.  Ja* 
nuar  1868  angeführten  Garantieen  und  der  zahlenmäfsig  bestimmten  Reser^'e  haben 
die  französischen  oder  ausländischen  Aklicn-V'ersichcrungsgesellschaflen  auf  feste 
Prämien  die  vorgängige  Erlegung  einer  Kaution  nachzuweisen,  welche  auf  der  vom 
Minister  nach  Anhörung  des  im  nachstehenden  .^rt.  16  vorgesehenen  Beratungsaus- 
schusses  bestimmten  Grundlage  festgesetzt  wird  und  nach  Art.  27  des  Gesetzes 
pfandrechtlich  für  die  Zahlung  der  Pensionen  und  Entschädigungen  baflet. 

Art.  3.  Die  Kaution  ist  binnen  vierzehn  Tagen  nach  der  Bekanntgabe  der  Ent* 
schlicfsung  des  Ministers  bei  der  Depositen*  und  Konsignationskassc  in  Wert- 
papieren, wie  sic  im  Abs.  3 des  nachstehenden  -ArL  8 aufgefuhrt  sind«  zu  steilen. 
Sie  unterliegt  einer  alljährlichen  Reviaion.  F>ie  Wertpapiere  werden  noch  dem  mitt- 
leren Kurse  an  der  Pariser  Börse  am  Tage  ihrer  Hinterlegung  in  Anschlag  gebracht. 

Art.  4.  Die  Kaution  wird  an  dem  Orte  geleistet,  wo  die  GesellschaA  ihren 
HaupUitz  hat,  und  zwar  unter  den  Bedingungen,  welche  die  Uber  die  Hinterlegung 
beweglicher  Werte  geltenden  Gesetze  und  Verordnungen  bestimmen. 

Die  Zinsen  der  hinterlegten  Werte  können  von  den  Gesellschaften  bezogen 
werden.  Desgleichen  ira  Falle  der  P'inlösung  von  Inhabcrpapicren  mit  Prämien  oder 
Losen  die  Differenz  zwischen  dem  Einlösungsbctragc  und  dem  mittleren  Kurse  der 
Pariser  Börse  am  für  die  Einlösung  des  gezogenen  Wcrtpapiercs  festgesetzten  Tage. 

Der  Einlösungshetrag  mufs  nach  Abzug  dieser  Differenz  sofort  wieder  zum  .An- 
kauf \on  im  .Abs.  3 des  Art.  8 bczeichnctcn  Werten  im  Auftrag  der  Gesellschaft 
oder  von  Amtswegen  von  Slaatsrentcn  verwendet  werden,  wenn  die  Gesellschaft 
nicht  innerhalb  vierzehn  Tagen  nach  durch  eingeschriebenen  Brief  erfolgter  Mit- 
teilung seitens  der  Depositen-  und  Konsignationskassc  von  der  Einlösung  .\uftrag 
gegeben  hat. 

Da.s5clbc  hat  mit  den  (»oldcrn  zu  geschehen,  welche  aus  seitens  der  (icscll- 
schaft  verlangten  Veräufserungen  von  Papieren  herrühren. 

Art.  5.  Die  hinterlegten  Wertpapiere  oder  die  als  Ersatz  dieser  Wertpapiere 
erworbenen  können  nur  zurückgcforderl  werden, 

1.  wenn  die  fällige  Kaution  für  das  laufende  Jahr  zu  einem  niedrigeren  Be- 
trage als  dem  des  vorhergehenden  Jahres  festgesetzt  worden  ist  und  bU 
zum  Betrage  der  Differenz, 

2.  wenn  die  GeselUchafl  bei  der  Nalional-Allcrsversorgungska.sse  die  Deckungs- 
kapitalien der  versicherten  Kenten  und  Entschädigungen  cingezahlt  hui  und 
nachweist,  dafs  sic  ihren  Verbindlichkeiten  vollständig  nachgekommen  isL 

In  beiden  Fällm  Entscheidung  des  Handclsminislcrs  erforderlich, 

.Art.  6.  Die  Versicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  unterliegen,  abge- 
sehen von  den  im  Art.  29  des  Dekrets  vom  22.  Januar  1868  vorgesehenen  Garantieen, 
den  Vorschriften  der  vorstehenden  Artt.  2,  3,  4 und  5. 

Indessen  ist  die  von  ihnen  zu  stellende  Kaution  auf  die  Hälfte  herubzusetzen 
für  die  Gesellschaften,  deren  Statuten  bestimmen : 
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1.  Dafs  die  Ge^Ilschaft  nur  gegen  sämtliche  oder  einen  Teil  der  im  Art  3 
des  Gesetzes  vom  9.  April  bczcichnelcn  Gefahren  versichern  darf; 

2.  dafs  die  Gesellschaft  ausschliefsltch  entweder  die  Arbeiter  eines  einzigen 
Berufes,  oder  die  Arbeiter  von  Berufen  ein  und  derselben  Industriegruppe 
versichert,  und  zwar  auf  Grund  einer  zu  diesem  Behufc  vom  Minister  für 
Handel  nach  Anhörung  des  Beratungsausschusscs  aufgcstclltcn  Klassen* 
einteilung ; 

3.  dafs  der  llocbstbetrag  der  jährlichen  Beisteuer,  welche  auf  jedes  Mitglied 
behufs  Zahlung  der  Unfallentschädigungen  entfällt,  mindestens  das  Doppelte 
der  durch  seinen  Vertrag  für  die  Versicherung  aller  Gefahren  festgesetzten 
Gesamtprämic,  und  das  Dreifache  der  Teilprämie  erreicht,  welche  vom 
Handelsminister  nach  Anhörung  des  Heratungsausschusses  für  die  gleichen 
Berufe  und  ftir  die  im  Art.  23  des  Gesetzes  angegebenen  Gefahren  be- 
stimmt wird. 

Art.  7.  Die  .Aktien-Versirherungsgescllschaften  auf  feste  Prämien  und  die  Ver- 
sicherungsgesellschaften auf  Gegenseitigkeit  haben  bei  Beginn  des  zweiten  Geschäfts- 
jahres die  Schaffung  einer  mathematischen  Reserve  nachzuweisen,  deren  Mindcslwert 
den  Betrag  der  Deckungskapitalien  der  infolge  von  Unfällen  mit  tödlichem  Aus- 
gange oder  mit  nachfolgender  dauernder  Erwerbsunfähigkeit  zu  leistenden  Kenten 
und  Kntschädigungen  erreicht. 

Art.  8.  Der  Betrag  der  mathematischen  Reserve  wird  alljährlich  nach  An- 
hörung der  Gesellschaft  vom  Handeisminister  zu  der  von  ihm  bestimmten  Zeit  fest- 
gesetzt. Diese  Reserve  verbleibt  in  den  Händen  der  Gesellschaft.  Sie  kann  nur 
unter  folgenden  Bedingungen  geschaffen  werden: 

1.  Zu  zwei  Dritteln  mindestens  der  jährlichen  Festsetzung  in  Staatspapieren 
oder  staatlich  garantierten  Papieren,  in  kurswerlrn  und  voll  eingczahltcn 
Obligationen  der  Departements,  Gemeinden  und  Handelskammern,  in 
Pfandbrief-  und  Gemcindeobligationcn  des  Credit  foncier; 

2.  bis  zum  Betrage  eines  Drittels  höchstens  der  jährlichen  Festsetzung  in 
in  Frankreich  gelegenen  Immobilien  und  in  ersten  Hypotheken  auf  diesen 
Immobilien  zur  Hälfte  höchstens  ihres  Schätzungswertes; 

3.  bis  zu  einem  in  vorstehend  genanntem  Drittel  enthaltenen  Zehntel  in  in- 
dustriellen Kommanditen-Antensscheinen  oder  in  Anleihen  an  Industrie- 
unternehmen von  notorischer  /Zahlungsfähigkeit. 

Behufs  der  Im  .\bs.  1 des  gegenwärtigen  Artikels  vorgesehenen  FeslscUung 
werden  die  bcw'cglichen  Werte  nach  ihrem  .Anschaffungspreise  veranschlagt.  Fällt 
ihr  Gesamtwert  um  mehr  als  ein  Zehntel  dieser  Preise,  so  verpflichtet  ein  Erlafs  des 
I landclsministcrs  die  Gesellschaft,  die  Differenz  innerhalb  einer  mindestens  zwei- und 
höchstens  fünfjährigen  Frist  durch  neue  Papiere  zu  decken.  Die*  Immobiliarwerte 
werden  nach  ihrem  Kauf-  oder  Selbstkostenpreise  veranschlagt;  die  Hypothekenan- 
leihen,  die  Kommanditcn-Anteilschcinc  oder  die  .Anleihen  an  IndustricgeselLschaAen 
nach  den  in  amtlichen  Notierungen  angegebenen  Preisen. 

.Art.  9.  Besorgen  die  in  den  obigen  Artt  2 und  6 bezeichncten  Gesellschaften 
die  Leistung  der  nach  Art.  3 des  Gesetzes  vom  9.  .\pril  1898  für  Unfälle  mit  töd- 
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liebem  Ausgange  oder  nachfolgender  dauernder  Arbeitsunfähigkeit  zu  begicicliendcn 
Renten  und  (Entschädigungen  nicht  selbst,  und  bewirken  sic  die  Einzahlung  des 
Deckungskapitals  dieser  Renten  und  Entschädigungen  an  die  National-AUersver* 
surgungskosse,  so  tritt  die  Verpriichlung  zur  Schaffung  einer  mathematischen  Reserve 
für  sic  nicht  ein. 

Zalilcn  diese  Gesellschaften  unter  den  oben  angegebenen  Bedingungen  nur 
einen  Teil  des  fraglichen  DeckungskapitaU  ein,  so  wird  ihre  mathematische  Reserve 
entsprechend  herabgesetzt. 

Zweites  Kapitel. 

Henufsichtigung  und  Kontrolle. 

.\rt.  IO.  Die  im  .Art  I hczeichneten  Gesellschaften,  welclic  gegen  andere  Ge- 
fahren als  solche  aus  dem  Gesetze  vom  9.  .April  1898  fUr  den  Kall  des  Todes  oder 
dauernder  Erwerbsunfähigkeit  versichern,  oder  welche  gegen  diese  und  aufserJem 
gegen  ähnliche  Gefahren  im  .Auslunde  versichern,  haben  ftir  die  mit  diesen  Ge- 
fahren in  Frankreich  verbundenen  Geschäfte  einen  besonderen  Dienstzweig  und  ein 
besonderes  Buchkonto  einzuriohlen. 

.\rt  II.  Sämtliche  Gesellschaften  haben  dem  Mandelsminii*tcr  auf  direktem 
Wege  zehn  Exemplare  aller  von  ihnen  versandten  oder  benutzten  Reglements,  Tarife, 
Holicen,  I’rospcklc  und  Druckschriften  einzurcichen. 

Die  Policen  müssen 

1.  wörtlich  die  ArU.  3.  9,  19  und  30  des  Gesetzes  vom  9.  .April  1898 
wiedergeben ; 

2.  den  Satz  enthalten,  dafs  den  berechtigten  .\rbcitern  keinerlei  Verfallklausel 
entgegengesetzt  werden  kann ; 

3.  feslsclzen,  dafs  die  Verträge  in  vollem  l'mfangc  hintällig  w'crden,  falls  die 
Gcsellsch.aft  die  durch  das  Gesetz  und  das  gegenwärtige  I>ckret  festge- 
setzten Bedingungen  nicht  erfüllt 

.\rt  12.  Die  Gesellschaften  haben  dem  HandeLsminister  zu  den  von  ihm  be- 
.stimmten  Daten  cinzusenden : 

1.  Einen  eingehenden  Jahresbericht  über  ihre  Geschäftsthäligkeit  mit  ffnun- 
zicllen  und  statistischen  rebersichten,  die  unter  den  durch  Minislcriallvc- 
schlufs  nach  Anhörung  des  Beratungsausschusscs  festgesetzten  Bedingungen 
anzufugen  .sind.  Dieser  Bericlit  ist  vtm  den  betreffenden  GesclUchaften 
auf  Verlangen  an  jedermann  gegen  einen  Betrag  von  nicht  über  einen 
Franc  abzugeben. 

2.  Die  Zu.sanimcn.stel)ung  der  versicherten  Löhne,  sow’ie  der  Kenten  und  Knt- 
!H'hä<lig«ingen  betreffs  der  im  .\rt.  1 bczrrrhneten  Gefahr,  und  ferner  »llc 
anderen  Aufstellungen  <»dcr  handschriftlichen  Dokumente  welche  der 
.Minister  für  die  .Ausübung  der  Ktmtrolle  für  erforderlich  erachtet 

Art  13.  Sie  unterstehen  der  dauernden  L'ebcrwachung  der  Kontrollkommis^rc 
unter  der  Verwaltung  des  Handclsininisters,  und  können  aufserdem  durch  jede  zu 
diesem  Bchufc  speziell  vom  Minister  beauftragte  Person  kontrolliert  werden. 
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Art.  14.  Die  Knntrollkommissare  werden  unter  den  durch  den  Handels- 
minister nach  Anhörung  de»  Beratunpsausschussc*  fcstpeselrten  Bedingungen  an- 
gestellt 

Sie  leisten  einen  Kid  auf  Bewahrung  der  Geschänsgeheimnisse , welche  ihnen 
hei  Ausübung  ihrer  Thaligkeit  bekannt  werden. 

Sie  .sind  fiir  bestimmte  i^eiten  bei  den  Ge.sellschaflen  beglaubigt,  welche  sie 
tu  Uber\s’achon  haben. 

Sie  kontrollieren  am  SiUc  der  Gesellschaften  den  Stand  der  Versicherten  und 
der  versicherten  Lohne,  die  eingegangenen  Verträge,  die  Geschäftsbücher  und 
•Papiere,  die  Kasse,  das  Portefeuille,  die  Berechnung  der  Reserven  und  alle  Kontrolh 
unterlagen,  welche  geeignet  sind,  entweder  die  Geschäfte  fcsUustclicn,  aus  denen 
sich  Verpflichtungen  für  die  Gesellschaften  ergeben,  oder  die  ordnungsmafsige  Aus> 
führung  sowohl  der  Statuten  als  der  im  Dekrete  vom  22.  Januar  1868,  im  gegen- 
wärtigen Dekrete  und  in  den  von  ihm  vorgesehenen  Ministerialerlassen  enthaltenen 
Vorschriften  darruthun. 

Sie  beschränken  sich  auf  diese  Kontrtdlen  und  Feststellungen  und  dürfen  den 
Gesellschaften  keinerlei  Au.skunft  erteilen  oder  ihrer  Geschäftstliätigkeit  nicht  hinder- 
lich sein. 

Sie  erstatten  dem  llandelsminister  Bericht,  der  allein  in  den  von  ihm  be- 
stimmten Formen  und  Fristen  die  erforderliche  .Abhilfe  anordnet. 

Art.  15.  .Auf  Grund  der  KontroUberichte  und  der  Gegenkontrollen,  welche 
er  von  AmUwegen  oder  auf  Verlangen  der  betreffenden  Gei»ellschafien  anordnen 
kann,  erstattet  der  Handelsministcr  dem  Präsidenten  der  Republik  alljährlich  einen 
Gesamtbericht  über  die  Lage  aller  seiner  Aufsicht  unlerw'orfcncn  Gesellschaften, 

Er  erteilt  gegebenenfalls  jeder  der  Gesellschaften  die  nötigen  Weisungen  mit 
dem  Ersuchen,  ihnen  nach/ukommen. 

Art.  16.  Es  wird  im  Handelsministerium  ein  .,Beratungsau.sschufs  für  Arbeits- 
unfallversicherung** eingesetzt,  dessen  Organisation  ein  Ministerialcrlafs  regelt. 

Dieser  Ausschufs  ist  in  allen  durch  das  gegenwärtige  Dekret  und  durch  die 
in  Ausführung  der  Artt.  26  und  28  des  Gesetzes  vom  9.  .April  1898  erlassenen 
Dekrete  vom  gleichen  Tage  bezeichncten  Fällen  zu  hören.  Der  Minister  kann  ihm 
alle  übrigen  auf  die  .Anwendung  des  genannten  Gesetzes  bezüglichen  Fragen 
überweisen. 

.Art.  17.  Das  Dekret  vom  22.  Januar  i868  findet  fortdauernde  Anwendung 
auf  die  durch  das  gegenwärtige  Dekret  betroffenen  (Gesellschaften  in  allen  seinen 
Vorschriften,  welche  diesem  nicht  entgegcnslehen. 

.Art.  l8.  .Alljährlich  stellt  der  Handelsministcr  nach  .Nnhörung  des  Beratungs- 
3U.sschus*es  vor  dem  i.  Dezember  eine  Liste  der  in-  und  ausländischen  Gesell- 
schaften auf  (Gegenseitigkeit  oder  auf  feste  Prämien  zusammen,  welche  unter  den  in 
.Art.  26  und  27  des  Gesetzes  vom  9.  .April  1898  und  im  gegenwärtigen  Dekret  vor- 
gesehenen Bedingungen  thatig  sind ; diese  Liste  wird  im  Journal  ofticicl  ver- 
öffentlicht. 

Art.  19.  Sobald  nach  Festsetzung  der  Kaution  unter  den  in  den  obigen 
Artt.  2 und  6 angegebenen  Bedingungen  jede  bestehende  Gesellschaft  bei  der 
Archiv  für  »Oz.  Gesetzgebung  u.  Statistik.  XVI.  32 
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Depositen-  und  Konsignationskassc  die  Einzahlung  des  Betragt  ^ dieser  Kaution  l>e- 
wirkt  hat,  wird  die  ErfüUung  dieser  Förmlichkeit  ini  Journal  ofttciel  aufAnordnung 
des  Handclsministcrs  bekannt  gemacht,  ohne  bis  zur  Veröffentlichung  der  ersten  im 
Art.  l8  vorgesehenen  Jahresgesamüiste  hiermit  zu  warten. 

Das  Gleiche  geschieht  später  gegenüber  den  Cfesellschaften,  die  nach  Ver- 
öffentlichung der  ersten  Jahresgesamüiste  gegründet  werden. 

Art.  20.  Die  ausländischen  Gesellschaüen  haben  heim  Handelsminister  und 
der  Depositen-  und  Konsignationskasse  einen  Agenten  zu  beglaubigen , dem  die 
l.eitiuig  sämUicher  in  Frankreich  geführten  Geschäfte  hinsichtlich  der  im  .*\rt.  1 be- 
zeichneten  V'ersicherungen  besonders  unterstellt  ist. 

Dieser  Agent  vertritt  allein  die  Gesellschaft  den  Verwaltungsbehörden  gegen- 
über. Er  mufs  seinen  Wohnsitz  in  Frankreich  haben. 

Zweiter  Tttel. 

G a r a n t i c s y n d i k a t e. 

.\rt.  21.  Die  im  Gesotz  vom  9.  .\pril  1898  vorgesehmen  Ganmliesyndikatc 
verpflichten  alle  ihre  Mitglieder  .solidan.seh  zur  Zahlung  der  Kenten  und  Entschädi- 
gungen. welche  auf  Grund  drs^ell>cn  Gesetzes  infolge  von  Unfällen  mit  lötlichem 
Ausgange  oder  mit  nachfolgender  dauernder  Krwerbsunlahigkeit  zu  leisten  sind. 

Die  Solidarität  endigt  erst,  wenn  das  Garantiesyndikal  seine  ThUtigkeit  völlig 
liquidiert  hat,  sei  es  direkt,  sei  cs  durch  Einzahlung  des  vollständigen  Deckungs- 
kapitals der  geschuldeten  Kenten  und  Entschädigungen  an  die  Nationaialters- 
versorgungskasse. 

Die  Liquidation  kann  eine  periodische  sein. 

Art.  22.  Diese  (jaranticsyndikate  mü.sscn  minde.stcns  5000  versicherte  .Vrbeitcr 
und  10  beteiligte  Ketriebsinliahcr  umfassen,  von  denen  5 mindestens  je  300  .Xrbeiter 
be.schuftigen. 

/ 

.Art.  23.  Die  Thiitigkcit  eines  jeden  Syndikats  wird  durch  Statuten  geregelt, 
welche  vor  Eröffnung  irgend  welcher  Geschäfte  der  Regierung  zur  Genehmigung 
einzureichen  sind. 

Es  wird  hierüber  durch  im  StaaUrat  ergebendes  r>ekret  bestimmt,  nachdem 
der  Handelsminisler  Bericht  erstattet  hat,  nachdem  ferner  der  Beratungsausschufs  für 
Arbeitsunfallversichcrung  gehört  und  endlich  Kenntnis  genommen  «nirde  von  den 
Unterzeichneten  Verhandlungen  und  den  Schriftstücken,  welche  die  in  den  vor- 
stehenden .\rtl.  21  und  22  angegebenen  Voraussetzungen  und  Erfordernisse  nachweisen. 

.\rt.  24.  I^as  die  Genehmigung  der  Sututen  verfügende  Dekret  regelt: 

1.  die  Belhätigung  der  Uebcrwacliung  und  Kontrolle  unter  den  gleichen 
Bedingungen,  wie  sic  Kapitel  2 des  ersten  Titels  des  gegenwärtigen 
Dekrets  fe.stsctzt ; 

2.  die  Bedingungen,  unter  denen  die  Genehmigung  widerrufen  werden  kann, 
.sowie  die  in  die.sem  Falle  zu  ergreifenden  Mafsnahmen  behufs  Einzahlung 
der  Dcckungskapitalien  der  laufenden  Fensittnen  und  Entschädigungen. 

•\rt.  25,  Die  Beiträge  zur  Bestreitung  der  Ucberwachungskosten  werden  nach 
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dem  Betrage  der  Kaution  festgesetzt,  welche  eine  Wrsicherungsgesellschaft  für  die 
gleiche  Ziffer  der  versicherten  Löhne  zu  leisten  hätte. 

Art  26.  Der  Minister  für  Handel,  Industrie,  Posten  und  Telegraphen^  sowie 
der  Minister  der  Finanzen  werden,  soweit  cs  jeden  angehl,  mit  der  .\usführung  des 
gegenwärtigen  Dekrets  beauftragt  welches  im  J<»urnal  officiel  der  französischen 
Republik  veröffentlicht  und  dem  Bulletin  des  lois  einvcrlcibt  wird. 

Geschehen  zu  Paris,  am  28.  Februar  1899. 

Emil  L o u b c t. 

Im  Namen  des  Präsidenten  der  Republik. 

I>er  .Minisler  für  Handel,  Industrie,  Posten  und  Telegraphen. 

Paul  Dclombrc. 

Der  Mini.stcr  der  Finanzen. 

P.  Pcytral. 


Dekret  vom  28.  Februar  1899  zur  Auafuhniag  des  Artikel  a8  dee  Geietzes 
vom  9.  April  1898. 

Der  Präsident  der  französischen  Republik  verordnet  hierdurch  auf  Grund  des 
vom  Minister  für  Handel,  Industrie,  Po.slen  und  Telegraphen  crstatleien  Berichts, 
auf  (irund  des  Gutachtens  des  Ministers  der  Finanzen  vom  2.  Februar  1899,  auf 
Grund  des  Gesetzes  vom  9.  .April  1898  und  namentlich  der  beiden  letzten  .Absätze 
seines  Artikels  28,  welche  lauten:  (folgt  der  Wortlaut),  auf  Grund  ferner  des  Dekrets 
vom  28.  Februar  1899  zur  Ausführung  des  Art  26  des  oben  genannten  Gc.sctics, 
und  namentlich  der  .Arlt.  22  bis  25  des  genannten  Dekrets  betreffend  die  Fälligketl 
der  Dcckungskapitalien  der  auf  Grund  des  Ge.sctzes  vom  9.  .\pril  1898  geschuldeten 
Pensionen,  auf  Grund  endlich  des  Dekrets  vom  gleichen  Tage  zur  .Ausführung  des 
Art  27  des  oben  genannten  fiesetzes.  und  namentlich  des  zweiten  Titels  betreffend 
die  vom  genannten  Gesetze  vorgesehenen  Garantiesyndikate  und  nach  .Anhörung  des 
Staatsrates : 

.Art.  1.  Gicbl  ein  Betriebsinhaber  sein  Unternehmen  in  den  im  vorletzten  .Ab- 
'satz  des  Art.  2$  des  Gesetzes  vom  9.  .April  1898  genannten  Fallen  auf,  so  können 
dieser  Betriebsinhaber  oder  seine  Rechtsnachfolger  von  der  Einzahlung  des  Ueckungs* 
kapilals  der  von  ihnen  zu  leistenden  Pensionen  an  die  Nationalaltersvcrsorgungskassc 
entbunden  werden,  wenn  sic  nachweisrn : 

1.  entweder  die  Einzahlung  dieses  Kapitals  an  eine  der  Gesellschaften,  welche 
Art.  18  des  Dekrets  vom  28.  Februar  1899  zur  Ausführung  des  Art.  27 
des  <»ben  genannten  Gesetzes  bezeichnet ; 

2.  oder  die  Eintragung  eines  Kentcntitcls  als  Nicl'sbraucli  auf  den  Namen 
der  Pcnsionsbcrechligten,  wobei  der  Betrag  der  Rente  mindestens  gleich 
dem  der  Pension  sein  mufs; 

3.  oder  die  Hinterlegung  bei  der  Depositen*  und  Kon.signalionskasse  von  im 
Absatz  3 des  .\rt.  8 oben  genannten  Dekrets  bezeichneten  Wertpapieren, 
welche  pfandrechtlich  für  die  Pensionen  haften.  Der  Wert  dieser 
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Papiere,  welcher  nach  dem  Durchschnittskurso  der  Pariser  Börse  am  Tage 
der  Hinterlegung  berechnet  wird,  mufs  der  höchsten  Ziffer  ciUsprechco, 
welche  das  andernfalls  an  die  AUersversorgungskasse  cinzurahlendc 
Deckungskapital  erreichen  kann.  Er  unterliegt  einer  erneuten  Feststellung 
je  nach  drei  Jahren  auf  Grund  des  jeweiligen  Wertes  der  Pensionen, 
wobei  der  Durchschnittskurs  der  Papiere  am  Tage  der  Feststellung  mafs> 
gebend  ist; 

4.  oder  die  MitgliedschaA  de.s  Betriebsinhabers  bei  einem  Garantiesyndikat 
welches  alle  seine  Mitglieder  solidarisch  verpflichtet  und  den  Betrag  der 
Pensionen  gewährleistet ; 

5.  oder,  im  Falle  der  Abtretung  des  Unternehmens,  die  vom  Ucbomchmer 
eingegangene  Verpflichtung  gegenüber  dem  Generaldirektor  der  Depositen- 
und  Konsignationskassc,  die  schuldigen  Pensionen  zu  entrichten  und  soH« 
darisch  mit  dem  Belnebsinhahcr  zu  haffen. 

Art.  2.  Die  zur  Anwendung  des  gegenwärtigen  Dekrets  erforderlichen  Mafs* 
nahmen  werden  durch  Erlasse  des  HandeUministers  nach  Anhörung  des  Beralungs- 
ausschusses  für  Unfallversicherung  getroffen. 

Art  3.  Der  Minister  für  Mandel,  Industrie,  Posten  und  Telegraphen,  sowie 
der  Minister  der  Finanzen  w'erden,  soweit  es  jeden  angeht,  mit  der  Ausführung  des 
gegenwärtigen  Dekrets  beauftragt,  welches  im  Journal  officiel  der  französischen 
Kepublik  veröffentlicht  und  dem  Bulletin  des  lois  eiiiverleibt  w'ird. 

Geschehen  zu  Paris,  am  28.  Februar  1899. 

Emil  Loubet 

Im  Namen  des  Prä.sidentcn  der  Kepublik, 

Der  Minister  für  Mandel,  Industrie,  Posten  und  Telegraphen. 

Paul  Dclombre. 

Der  Minister  der  Finanzen. 

P.  Pcytral. 


Ministerial-ErUfs  vom  i.  Mars  1899,  betr.  Einsetsung  eines  Bersttmgi* 
ausschusses  für  Arbeitsunfallversicberuog. 

Der  Minister  für  Mandel,  Industrie,  Posten  und  Telegraphen  verordnet  hier- 
durch auf  Grund  des  (jesetzes  vom  9.  April  1898  über  die  Haftung  für  Unfälie 
von  denen  die  Arbeiter  in  ihrer  Thäligkcit  betroffen  werden,  auf  tirund  des 
Dekrets  vj>m  28.  Februar  1899  zur  .Ausführung  des  Art.  27  des  genannten  Gesetze» 
und  namentlich  des  ersten  .Absatzes  des  Art.  16,  welcher  lautet  (folgt  der  Wortlaut), 
auf  eirund  des  Dekrets  vom  gleichen  Tage  zur  Ausfülirung  des  Art.  26  des  (tc- 
setzes,  auf  Antrag  de.s  Staatsratrs,  Direktor  der  .Arbeils*  und  Industricabteilung. 

Art.  !.  Der  Heratungsausschufs  für  Arbcitsunfailversichrrung,  welcher  im 
Handelsministerium  eingesetzt  wird,  besteht  aus  vierundzwanzig  Mitgliedern,  und 
zwar  sind  dies: 

1.  zwei  Senatoren; 

2.  drei  Depulierlc ; 
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3.  vier  Personen,  welche  auf  Grund  ihrer  juristischen  oder  statistischen  Kennt- 
nisse in  UnfalUachen  besonders  ernannt  werden; 

4.  drei  Mitglieder  des  Instituts  der  französichen  Aktuare ; 

5.  der  Aktuar  der  Depositen-  und  Konsignationskasse ; 

6.  ein  Mitglied  des  permanenten  internationalen  Ausschusses  des  Kongresses 
für  Arbeitsunfällc  und  Sozialversicherung; 

7.  der  Präsident  des  Scinc-Handclsgcrichls  oder  ein  von  ihm  abgeordneter 
Sektionspräsident ; 

8.  der  Präsident  der  Pariser  Handelskammer  oder  ein  von  ihm  abgeordnetes 
Mitglied  der  Kammer; 

9.  ein  Präsident  oder  Administrator  einer  Unfallversicherungsgesellschaft  auf 
Gegenseitigkeit; 

10.  der  Präsident  des  Syndikats  der  UnfallvcrsicherungsgcsclUchaften  auf  feste 
Prämien ; 

11.  ein  Arbcitcrmitglied  des  Obersten  Arbeilsrates ; 

12.  der  Präsident  eines  Arbeitcr-Fachvereins ; 

13.  der  Staatsrat,  Direktor  der  Arbeits-  und  Industrie-.Vbteilung  oder  in  seiner 
Abwesenheit  der  Subdircktor; 

14.  der  Direktor  des  .Arbeitsamts,  oder  in  seiner  Abwesenheit  der  Sub- 
dircktor ; 

15.  der  Direktor  des  Personals  des  Kechnungsamtes  und  de.s  technischen 
Unterrichts ; 

16.  der  I..eitcr  des  Sparkassen-,  Versicherungs-,  Altersversorgung*-  und  Genossen- 
schafts-Bureaus. 

Art.  2.  Die  vorstehend  unter  Ziffer  1 bis  4.  6,  9,  II  und  12  bezcichncten 
Mitglieder  werden  v«>m  Minister  auf  vier  Jahre  ernannt.  .Ausnahmsweise  findet  die 
erste  Erneuerung  der  Mitglieder  zur  Hälfte  nach  .Ablauf  von  zwei  Jahren  durch  Aus- 
losung Staat.  Die  ausscheidenden  Mitglieder  können  aufs  neue  ernannt  werden. 

Die  Ausschufsmitglieder,  welche  auf  Grund  einer  Eigenschaft  ernannt  wurden, 
sind  durch  andere  zu  ersetzen,  sobald  sic  tliesc  Eigenschaft  vcrlicren. 

Art.  3.  Der  Minister  ernennt  den  Präsidenten  aus  der  Zahl  der  Mitglieder  und 
bestimmt  die  Sekretäre. 

Bei  Stimmengleichheit  giebt  die  Stimme  des  Präsidenten  den  .Ausschlag. 

Art.  4.  Mit  besonderer  Ermächtigung  des  Ministers  kann  der  .Ausschufs  En- 
queten veranstalten  und  die  Personen  vernehmen,  welche  er  zur  Klärung  der  ihm 
unlcrbrcitclen  Kragen  für  geignet  hält. 

Paris  am  l.  März  1899. 

Paul  Delombrc. 

Anmerkung.  — Durch  Ministerialcriafs  vom  14.  Dezember  1899  W'urde  be- 
stimmt, dafs,  falls  die  Tagesordnung  des  Beratungsausschusses  die  Erörterung  tech- 
nischer Kragen  hinsichtlich  der  Kontrolle  der  Versicherungsgesellschaften  mit  sich 
bringe,  ein  vom  Leiter  der  Abteilung  für  Sozialversicherung  und  -Eürsorge  ernannter 
Kontrollkommissar  der  Sitzung  mit  l>eralcndcr  Stimme  beiwohnen  soll. 
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Das  Mikroskop,  das  Brillenglas,  der  Feldstecher  und 
das  Fernrohr  in  der  deutschen  Volkswirtschaftslehre. 

Von 

Dr.  HERMANN  LOSCH, 

in  Stuttgart. 

Vor  kurzem  ist  ein  Bucli  von  Karl  Bücher,  derzeit  Professor 
an  der  Universität  Lei])zig,  in  3.  Auflage  erschienen.*)  Dieses  Buch  ist 
nach  verschiedenen  Seiten  hm  für  die  deutsche  Gegenwart  von  grofser 
Bedeutung.  In  den  nachfolgenden  Zeilen  soll  jedoch  nur  eine  Seite 
etwas  näher  betrachtet  werden,  d.  h.  es  soll  die  Gelegenheit  benutzt 
werden,  einige  grundsätzliche  Fragen  aufzuwerfen. 

Um  mit  dem  „Anhang“  zu  beginnen,  den  Bücher  seinem  Buche  bei- 
gab, so  darf  er  sich  versichert  halten,  dafs  der  Schreiber  dieser  Zeilen  in 
keiner  Weise  die  Absicht  hegt,  irgendwie  „persönlich“  zu  werden,  wenn- 
schon hierzu  vielleicht  eine  gewisse,  später  kurz  zu  berührende  Veran- 
lassung nahe  läge.  Vielmehr  handelt  es  sich  um  recht  sachliche  und 
sehr  ernsthafte  Dinge.  „Ich  gehöre  noch“  — so  Karl  Bücher  auf 
S.  455  seines  Anhangs  — „zu  den  altmodischen  Leuten,  für  welche  die 
Wissenschaft  cs  blofs  mit  dem,  was  ist  und  was  war,  zu  thun  hat.“ 
Das  ist  ein  gutes  und  ein  ehrliches  Wort.  Ich  möchte  sofort  ohne  alle 
Einschränkung  aussprechen,  dafs  bezüglich  dessen,  was  war,  Karl 
Bücher  wohl  zu  den  glänzendsten  Vertretern  derjenigen  Richtung  der 
deutschen  Volkswirtschaftslehrer  gehört,  welche  die  wirtschaftliche  Verfassung 
der  Vergangenheit  durchzuforschen  und  aufzuhcllen  unternommen  haben 
bezw.  unternehmen.  Gerade  weil  dies  der  Fall  ist,  möchte  ich  ängst- 
lich vermeiden,  mit  ihm  in  eine  F.rörterung  darüber  einzutreten,  ob  es 
für  ihn  erforderlich  oder  ob  es  überhaupt  angezeigt  ist,  gewisse  „Worte“ 

*)  Die  Pnuteliung  <Icr  Volkswirtscliatt.  Vorträge  und  Vcrsuclic  von  Dr.  Karl 
BUchcr,  o.  Prof.  a.  d.  Universität  Leipzig.  3.  vertnclirle  und  verbesserte  .\uflage. 
Tübingen.  Laufip,  1901. 
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oder  „Begriffe“'  der  deufsclien  Sprache  und  der  Begriffskla%iatur  der- 
selben sicli  sozusagen  patentrechtlich  oder  gebrauchsmusterschützig  vor- 
zubchalten,  zu  „sichern“,  wie  dies  beispielsweise  auf  Seite  390  des  erwähnten 
Buches  geschieht.  Bei  sehr  vielen  Entdeckungen  und  Erfindungen  von  wirk- 
lich volkswirtschaftlicher,  ja  weltwirtschaftlicher  Tragweite  ist  es  bekannter- 
mafsen  vorgekommen,  dafs  die  Anteilscheine  geteilt  werden  mufsten, 
ja,  dass  dasselbe  beinahe  gleichzeitig  und  glaubhaft  unabhängig  von 
einander  aufgefunden  wurde.  Ohne  also  hierüber  eine  Untersuchung 
anstellen  zu  wollen  stehe  ich  nicht  an,  wegen  der  .sachlichen  und  formal- 
sprachlichen Bedeutung  dessen,  was  Karl  Bücher  über  das,  was  war,  in 
Wort  und  Schrift  der  deutschen  Volkswirtschaftslehre  gebracht  hat,  ihm 
eines  der  Palm-  bezw.  auch  Lorbeerreiser  neidlos  und  aus  vollem  Herzen 
zuzubilligen,  welche  auf  diesem  Gebiete  für  lebende  deutsche  Gelehrte 
verfügbar  sind,  obschon  ich  selb.st  glücklicherweise  hierüber  keinerlei 
Verfügungsrecht  mir  anmafsen  kann  oder  will. 

Etwas  zurückhaltender  jedoch  wird  man  sich  schon  auszusprechen 
genötigt  sein  bezüglich  dessen,  was  ist.  Hierfür  mag  zunächst  ein  Be- 
leg aus  dem  in  Rede  stehenden  Buche  beigebracht  werden,  nämlich  die 
Art,  wie  Karl  Bücher  Friedrich  List  citiert,  und  der  Gelehrte  möge  es 
nicht  übel  aufnehmen,  wenn  in  den  folgenden  Zeilen  auch  der  Humor 
zu  seinem  Rechte  kommt:  es  ist  nicht  bös  gemeint!  Nachdem  Bücher 
aus  dem  Hauptwerke  Friedrich  Lisls  einen  längeren  Abschnitt  heraus- 
genommen hat,  fährt  er  auf  S.  289  fort: 

„Schält  man  diese  .■\uscinandersetzungen  aus  der  geistvollen 
Rhetorik  des  grofsen  .Vgitators  heraus,  so  wird  man  finden,  dafs 
er,  wie  so  oft,  gegen  .\dam  Smith  ungerecht  geworden  ist." 

Ich  will  mich  nicht  auf  eine  geschichtliche  Darlegung  der  Ursachen 
einlassen,  welche  F'riedrich  List  zu  Anfang  unseres  Jahrhunderts,  als  es 
eine  „Volkswirtschaftslehre“  so  gut  wie  gar  nicht  gab,  bewogen  haben 
könnten,  seinem  Zeitalter  den  Eintlufs  und  die  Wirkung  von  .\dam 
Smith  für  die  deutsche  VolkswirtscJiaft  etwas  weniger  kühl  und 
mit  etwas  kleinerer  professoraler  Vornehmheit  und  Zurückhaltung  zu  schil- 
dern, als  er  es  vermutlich  nötig  zu  haben  geglaubt  hätte,  wenn  er  viel- 
leicht zufällig  nach  der  Begründung  des  deutschen  Zollvereins,  ja  viel- 
leicht nach  der  Gründung  des  deutschen  Reiches  zur  Zeit  der  Reichs- 
kanzlerschaft Otto  Bismarcks  in  Tübingen  oder  in  Leipzig  als  l’rofessor 
der  Volkswirtschaftslehre  zu  wirken  gehabt  hätte.  Für  eine  solche  Dar- 
stellung würden,  — so  fürchte  ich  — meine  geschichtlichen  Kenntnisse 
nicht  ganz  zureichen,  und  das  wäre  für  mich  und  für  andere  bedauerlich. 
Ich  möchte  daher  in  diesem  Falle  bei  der  Beweisführung  mich  auf  das 
beschränken,  was  ist.  Es  ist  auch  heute  noch  eine  Thatsache,  dafs 
Friedrich  List  lange,  ehe  die  ersten  Schienenstränge  von  Leipzig  nach 
Dresden  u.  s.  w.  gelegt  waren,  die  Entwicklung  des  deutschen  Eisenbahn- 
wesens nicht  nur  etwa  in  vagen  Umrissen  „gealjnt“  hat  — davon  ist 
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nach  den  vorliegenden  Schriflen  und  Aktenstücken  nicht  die  Rede  — > 
sondern  in  vollkommen  klaren  Zügen  vorausberechnet  und  gewufst 
hat.  Sein  geistiges  Auge  — eine  Brille  für  das  leibliche  trug  er  ja 
auch  — hatte  eben,  um  im  Bilde  zu  sprechen,  bereits  vor  2 bis  3 
Menschenaltem  die  Qualitäten  eines  der  allerbesten  Fernrohre  der  Neu- 
zeit, er  arbeitete  nicht  mit  dem  Mikroskop,  sondern  mit  dem  Makroskop, 
mit  anderen  Worten,  er  war  kein  Kärrner  in  der  Wissenschaft,  die  er 
pflegte,  sondern  so  eine  Art  von  König. ')  Vor  mir  liegt  in  diesem 
Augenblick  ein  Buch,  dessen  Titel  ich  nur  zu  nennen  brauclie,  um  dar- 
zuthun,  welche  Tragweite  dem  Scharfblicke  Friedrich  Lists  zukommt; 
es  ist : „Dr.  Strousberg  und  sein  Wirken  von  ihm  selbst  geschildert.  Mit 
einer  Photographie  und  einer  Eisenbahnkarte,  Berlin  1876."  Die  Proto- 
kolle des  preufsischen  I^dtags  und  des  deutschen  Reichstags  w'ürden 
in  den  einschlägigen  Materien  ganz  anders  lauten,  wenn  F'ricdricli  List 
beizeiten  mehr  „Schüler“  gehabt  hätte. 

Tritt  man  unter  diesen  Voraussetzungen  an  die  Aeufserung  Karl 
Büchers  über  Friedrich  List  heran,  so  kann  man  zunächst  die  Worte 
„geistvoll“  und  „grofs“  für  Friedrich  List  als  in  jeder  Hinsicht  richtig  gelten 
lassen,  wenn  aber  hierzu  die  Worte  „Rhetorik"  und  „Agitator“  kommen, 
so  mufs  man  stutzig  werden,  ll'enn  man  von  dem  wissenschaftlichen 
Hauptwerke  Friedrich  Lists  das  Wort  „Rhetorik"  und  von  seinem  prak- 
tischen Lebenswerke  das  Wort  „Agitator"  gebraucht,  so  mufs  man,  meine 
ich,  für  die  Gegenwart  doch  auf  dem  Gebiete  der  Volkswirtschaftslehre 
auf  einem  so  hohen  Stand|)unkte  stehen,  dafs  man  die  Werke  eines  List 
sozusagen  hinter  sich  hat.  F-s  könnte  mit  demselben  Rechte,  vielleicht 
mit  noch  gröfserem  Rechte  gesagt  werden,  wenn  Friedrich  l.ist  ein  Rhe- 
thoriker  und  ein  Agitator  war,  d.  h.  wenn  für  die  Gegenwart  seine 
Leistungen  mit  diesen  Beiworten  gekennzeichnet  werden  dürfen,  dann 
wäre  ein  Wilhelm  Roscher  ein  dürftiger  Kompilator,  ein  fleifsiger 
zwar,  aber  eben  doch  nur  ein  Sammler  und  Nummerierer  von  Lese- 
früchten  gewesen,  darm  wäre  auch  ein  Karl  Bücher  — ich  bitte  um 
Verzeihung  — nicht  etwa  ein  mit  Recht  angesehener  Professor  der 


')  Auch  ich  glaube  mit  W.  Sombarl,  dafs  Friedrich  l.ist  sich  das  Schema 
„eioes  regeimäfsigen  .Slufengangs  vom  Jägcrvolk  üIkt  die  Nr»madenv(‘dkrr  zum  Acker- 
bauvolk“  „für  seinen' Hausbedarf  zurecht  gemacht  hat.“  .Aber  die  licutschen  Volks- 
wärlschalhrlchrer  siditen  der  Vtirsehung  dafür  dankbar  sein,  dafs  ihnen  rler  .Altmeister 
auch  noch  etwas  zu  thun  übrig  gcla.ssi  n hat.  .Auch  ohne  einen  besonderen  Auftrag 
von  Friedrich  List  zu  haben,  mi'chtc  ich  doch  glauben,  in  seinem  Sinn  zu  handeln, 
wenn  ich  versichere,  dass  er  die  lange  nach  .seinem  Tode  angehaulte  ethnographische 
und  andere  Litteratur  gerne  dazu  Irenützt  hätte,  sein  „Schema"  einer  Revision  zu 
unterziehen,  zumal  da  es  ihm  weniger  um  die  Belehrung  der  Jäger,  Hirten  und 
Ackerbauer,  als  iler  .Ackerbau-,  Manufaktur-,  Handclsmenschen  seines  tieulschen 
Vaterlandes  zu  thun  war. 
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Volkswirtschaftslehre,  sondern  ein  empfindlicher  Schulmeister  der  Volks- 
wirtschaftsgeschichte, und  ein  Werner  Sombart  müfste  dann  als 
elegant  befrackter,  leichthin  tänzelnder,  geschickter  Impresario  des 
Marxismus  bezeichnet  werden,  welcher  zur  Zeit  von  Breslau  aus  seine 
Operationen  abwickelt. 

Bleiben  wir  aber  bei  — Friedrich  List.  Die  Nachkommen 
der  selben  l.eipziger  Geschäftsleute  und  Spitzen,  für  welche  Friedrich 
List  — unbeschadet  seiner  Thätigkeit  für  Aufstellung  des  bereits  er- 
wähnten „Schemas"  — seine  Schrift  „Uelrer  ein  sächsisches  Eisenbahn- 
system als  Grundlage  eines  allgemeinen  deutschen  Eisenbahnsystems  und 
insbesondere  über  die  Anlegung  einer  Eisenbahn  von  Leipzig  nach 
Dresden  11833)“  "nd  seinen  damaligen  „Aufruf  an  unsere  Mitbürger  in 
Sachsen“  geschrielien  hat,  und  die  ihm  als  Gegenleistung  dafür  — aller- 
dings nicht  nur  sie  allein  — in  der  allerkläglichsten  Weise  das  Leben 
sauer  gemacht  haben,  hätten  alle  Ursache,  wenn  sie  heute  ihre  „Leipziger 
Zeitung“  zur  Hand  nehmen  und  dann  und  wann  von  dem  Verhältnis 
der  kgl.  sächsischen  Staatseisenbahnverwaltwng  zur  kgl.  preufsischen 
Staatseisenbahnverwaltung  lesen,  ihre  Uelrerzieher  vom  Schrank  zu  holen, 
ihre  Hüte  aufzusetzen  und  bei  Herrn  Professor  Karl  Bücher  in  l^ipzig 
einen  Besuch  zu  machen,  um  ihm  die  Frage  vorzulegen : Weshalb,  Herr 
Professor  — zum  H . . . . Idonnerwetter ! — hat  denn  der  alte  Rhetoriker 
und  Agitator  Friedrich  List  seinem  „Büchle“  — gelesen  haben  wir  es 
natürlich  nicht,  noch  viel  weniger  verstanden  — vor  67  Jahren  einen 
so  verrückten  Titel  gegeben?  Dann  müfste  Herr  Professor  Karl  Bücher 
Ihnen  — strenge  genommen  — antworten : „Meine  Herren  1 ich  gehöre 
noch  zu  den  altmodischen  Leuten,  für  welche  die  Wissenschaft  es  blofs 
mit  dem  was  ist,  und  w.as  war,  zu  thun  hat.  List  war  ein  geistvoller 
Rhetoriker  und  ein  grofser  Agitator  und  die  kgl.  sächsische  Staatseisen- 
bahn ist.  Das  genügt  mir.  Ob  sie  sein  wird,  und  wie  und  was 
sie  sein  wird,  das  kann  Ihnen  wahrscheinlich  noch  nicht  einmal  mein 
Nachfolger  sagen;  dafs  sie  sein  soll,  darüber  werden  Sie  wohl  nicht 
im  Zweifel  sein!"  Die  Leipziger  werden  dann  heimgehen,  und  es  wird 
hoffentlich  keinem  einfallen,  weiter  darüber  zu  grübeln.  Da  ich  aber 
als  Landsmann  des  Friedrich  List  zugleich  Landsmann  von  Friedrich 
Schiller  bin,  so  frage  ich  mich : Warum  hat  wohl  Friedrich  Schiller  seine 
Vorlesungen  in  Jena  eröffnet  mit  der  Frage:  was  heifst  und  zu  welchem 
Ende  studiert  man  Universalgeschichte?  Wäre  es  nicht  vielleicht  er- 
spriefslich,  wenn  heute  einmal  irgend  ein  Professor  aufträte  und  eine 
Vorlesung  hielte  über  die  Frage:  w.as  heifst  und  zu  welchem  Ende  stu- 
diert man  V'olkswirtschaftsgeschichte  ? 

Im  allgemeinen  interessiert  den  Greis  das,  was  war,  den  Mann 
das,  was  ist,  und  den  Jüngling  das,  was  sein  wird.  Jedes  Vor- 
wiegen  des  geschichtlichen  Interesses  bedeutet  in  jeder  Wissenschaft, 
mag  sie  sein,  welche  sie  wolle,  etwas  Greisenhaftes.  Die  Zahl  derjenigen 
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Menschen,  welche  die  Zeit  haben,  in  die  Geschichte  gewissermafsen  mit 
Haut  und  Haaren  einzutauchen,  ist  gering.  Sie  wird  um  so  geringer 
sein,  je  zahlloser  die  Einzelheiten  dieser  Geschichte  sind  und  werden 
und  je  reicher  das  Leben  der  Gegenwart  um  uns  her  mit  allen  seinen 
.\nfordcrungen  sein  wird.  Es  ist  für  einen  jungen  Schiffsingenieur  weit 
wichtiger  zu  sehen,  wie  heute  ein  Schiff  gebaut  wird,  als  zu  wissen,  wer 
das  von  Robert  Eulton  konstruiert  hat.  So  hat  auch  die  Volkswirt- 
schaftslehre ein  weit  erheblicheres  Interesse  daran,  zu  lehren  und  zu  sagen, 
was  ist,  als  daran,  zu  sagen,  was  war.  Was  ist  nun? 

Hier  setzen  die  sachlichen  Schsvierigkeiten  ein.  Den 
„Hausfleifs“  Rumäniens,  Bosniens,  der  Herzegowina,  Galiziens  u.  s.  w.  in 
allen  Ehren,  — auch  dem  gemütlichen  Störer  Steierraarks  oder  des 
bayerischen  .Vllgäus  möchte  ich  kein  Haar  auf  seinem  Haupte  krümmen, 
mag  er  nun  ganzer  „Lohnwerker"  oder  gleichzeitig  etwas  „Preiswerker" 
sein.')  Allein  „unsere  jungen  Nationalökonomen  eher  zu  den  Russen, 
Rumänen  oder  Südslaven  auf  Studienreisen  zu  schicken“  (S.  i8i)  als 
etwa  nach  England  oder  nach  den  Vereinigten  Staaten  von  .Amerika, 
das  mutet  doch  etwas  seltsam  an;  und  nicht  nur  das,  es  könnte  viel- 
leicht sogar  gefährlich  werden.  Karl  Bücher  hat  einmal  über  Jünglings- 
leistungeii,  d.  h.  unvollkommene  l.eistungen  — ich  nenne  sie  absichtlich 
so,  um  nicht  mifsverstanden  zu  werden  — das  Wort  fallen  lassen , welches 
sich  auf  S.  213  des  vorliegenden  Buches  findet:  „Diese  kurzsichtige  wirt- 
schaftspolitische Studierstubenlogik  ist  nicht  neu.“  Wenn  ich  boshaft 
sein  wollte,  so  würde  ich  den  eben  erwähnten  Rat  an  die  jungen  National- 
ökonomen bezw.  au  ihre  Berater  mit  demselben  Satze  bgteichnen,  jedoch 
unter  Weglas.sung  des  Wortes  „nicht",  denn  dieser  Rat  ist  in  der  That 
neu.  Er  hat  ctwa.s  Groteskes,  Grofscs.  Er  ist  eingegeben  von  der  .Auf- 
fassung, als  ob  die  .Aufgaben  der  A'olkswirtschaftslehre  eines  Zeitalters 
völlig  losgelöst  wären  von  den  gleichzeitigen  Aufgaben  der  Volkswirt- 
schaftspolitik. -Mögen  die  Staatsmäirner,  ihre  vertragenden  und  nichtvor- 
tragendeu  Räte,  die  Zeitungen,  die  Politiker  aller  Schattierungen  mit 
ihren  unter  Kathedern  oder  sonst  gewonnenen  .Anschauungen  die  Ge- 
setzgebung noch  so  sehr  ipialen,  verpfuschen  oder  veredeln,  mögen  sie 
Handwerkergesetze,  Eahrikgesetze  u.  s.  w.  machen,  wie  sie  wollen,  — das 
ist  für  die  Wissenschaft  gleichgültig.  Sie  sendet  ihre  Jünger  zum  Studium 
des  Hauswerkers,  des  Störers  und  anderer  morphologisch  hochinteressanter 
Erscheinungen  nacli  Rumänien,  nach  Kleinasien,  nach  Thessalien  u.  s.  w., 
sie  beschäftigt  sich  in  erster  Linie  mit  dem  was  war,  in  zweiter  Linie, 
wenn  die  Zeit  dann  noch  reichen  sollte,  mit  dem  was  ist,  aber  beileibe 
nie  mit  dem,  was  sein  wird.  Es  ist  zwar  richtig,  dafs  „die  meisten 
Menschen  in  volkswirtschaftlichen  und  sozialen  Dingen  eine  sehr  be- 

*)  Icl»  vorilankc  difso  zutrctfcmlen  Begriffe  der  ersten  Auflage  des  Werkes  von 
Karl  Bücher,  „Uie  MnUtchung  der  VoIkswirlschu(r\ 
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Stimmte  Meinung  über  das  haben,  was  sein  soll,  viel  bestimmter  oft, 
als  über  das,  was  ist,"  (S.  177),  aber  das  kommt  hier  nicht  inbetracht. 
Es  handelt  sich  nicht  darum,  sich  eine  Meinung  darüber  zu  bilden,  was 
sein  soll,  sondern  ül)cr  das,  was  nach  der  Richtungslinic  des  Bestehenden, 
nach  der  Summe  des  Fertigen,  des  Aufkeimenden  und  Blühenden,  des  Ab- 
sterbenden  und  Lebenden  mit  gröfserer  oder  kleinerer  Wahrscheinlichkeit 
unter  Abwägung  aller  dieser  Momente  se  i n wird.  Das  ist  nicht  nur  ein 
lierechtigles  Moment  für  die  wissenschaftliche  Volkswirtschaftslehre,  son- 
dern das  ist  der  .Mittelpunkt  des  Ganzen.  Alle  die  fleifsigen  oder  faulen, 
die  begabten  oder  unbegabten  Jünglinge,  welche  ira  .Alter  von  18  bis  23 
Jaliren  zu  den  Füfsen  der  Volkswirtschaftslehrer  sitzen,  interessieren  sich 
vor  allem  für  das,  was  sein  wird,  da  sie  von  dem  ihnen  vorgetragenen 
Stoffe  später  einen  Gebrauch  machen  sollen.  Das  was  war,  das  was 
ist,  inteiAssiert  und  fordert  .sie  überhaupt  nur  insofern,  als  ihnen  die 
richtig  und  zutreffend  vermittelte  Kenntnis  davon  nützlich  und  erspriefs- 
lich  sein  kann  in  den  Zeiten,  die  für  sie  später  die  Gegenwart  sein 
werden.  Nicht  der  Stoff  dessen  was  war,  nicht  der  Stoff  dessen  was 
ist,  hat  für  .sie  an  sich  Wert,  sondern  die  Kunst  des  Lehrers,  die 
künftigen  Probleme,  in  denen  der  Vergangenheit  und  Gegenwart  aufzu- 
zeigen.  Und  das  ist  auch  das  Geheimnis  der  Unfruchtbarkeit  mancher  unserer 
Professoren  der  Volkswirtschaftslehre,  dafs  das  junge  Geschlecht  geistig 
ruckgratlos  den  Ideologieen  Solcher  gegenübersteht,  welche  schildern,  was 
„sein  soll.“  Es  ist  Ja  geradezu  stailnenswert,  welch  ungeheuren  Fänfiufs 
beispielsweise  Karl  .Mar.»;  und  der  Marxismus  auf  die  Jugend  gewonnen 
hat,  welch  ungezählte  Wählcrmasscn  der  Sozialdemokratie  zugehören, 
während  man  wohl  nicht  wird  behaupten  können,  dafs  ein  einziger  Lehrer 
der  Volkswirtschaftslehre  im  Deutschen  Reich  ausgesprochener  Mar.xianer 
sei  oder  die  A'erbreitung  des  Marxismus  sich  zum  Ziele  genommen  hätte. 
Weil  man  die  jungen  Leute  nicht  lehrt,  selbständig  aus  dem  was  ist, 
vermittelst  der  Hilfslinien  allgemein-logischen  und  geschichtlichen  Denkens 
zu  „konstruieren",  was  sein  wird,  was  vielleicht  sein  wird, 
vielleicht  sein  kann,  und  zu  erkennen,  was  unter  keinen  Uiiit 
ständen  sein  kann  nnd  daher  auch  nicht  sein  wird , deshalb  stürzen 
sie  mit  Eifer  auf  alle  Werke,  welche  zeigen,  was  sein  soll.  Weil  ihnen 
oft  die  natürliche  Logik  der  koexistenten  Thatsachen  vorenthaltcn  wird, 
deshalb  fallen  sie  unnatürlichen,  und  auf  unvollständiger  Induktion  be- 
ruhenden Spekulationen  anheim.  Nicht  diejenigen  Leute,  welche  sich 
strenge  an  an  das  hielten,  was  war,  halren  in  erster  Linie  die  Wendung 
innerhalb  der  Sozialdemokratie  hervorgebracht,  das  wirtschaftliche  I.elren 
selbst  hat  durch  seine  innere  und  äufsere  F’ntwicklung  weit  mehr  dazu 
gethan.  Fan  Eduard  Bernstein  hat  lediglich  das,  was  im  Jahr  1895  im 
Deutschen  Reiche  landwirtschaftlich  und  gewerblich  war,  unbefangen  auf 
sich  wirken  lassen  und  hat  den  Gesarotcindruck  davon  ausgesprochen, 
der  sich  in  ihm  gespiegelt  hat.  .Aber  es  giebt  auch  noch  andere  Zeugen, 
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welche  uns  eine  ungefähre  Vorstellung  von  demjenigen  beizubringen 
suchen,  was  sein  „wird“,  — in  diesem  Falle  allerdings  nicht  in  Reichs- 
dcutschland,  sondern  jenseits  des  atlantischen  Ozeans.  Wenn  beispiels- 
weise im  Senat  zu  Washington  der  Senator  Lodge  bei  Beratung  der 
Heeresvorlage  jüngst  sagen  konnte,  der  Handelskampf  mit  Europa  habe 
bereits  begonnen  und  könne  nur  enden  mit  einer  kommerziellen  und 
wirtschaftlichen  Suprematie  der  V'ereinigten  Staaten  über  die  ganze  Welt, 
so  genügt  es  nicht,  wenn  deutsche  Zeitungen  diesen  Redner  als  einen 
„grofsspurigen"  bezeichnen.  \'ielmehr  ist  es  von  allergröfster  Wichtigkeit, 
dafs  nicht  nur  die  an  den  deutschen  Hochschulen  befindlichen  Lehrer 
der  Volkswirtschaftslehre,  sondern  möglichst  weite  Kieise  im  ganzen 
deutschen  Volke  im  stände  sind,  zu  beurteilen,  ob  derartige  Worte  an- 
gesichts der  Thatsachen  wirklich  mehr  oder  weniger  gerechtfertigt  sind 
oder  nicht.  Das  Volk  der  Denker  und  Schulmeister  würde  blutwenig 
Nutzen  davon  haben,  wenn  es  glauben  würde,  mit  einer  genauen  Kenntnis 
von  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  armseligen  deutschen  Klein- 
städterei und  Kleinstaaterei  des  19.  Jahrhunderts  und  der  früheren  Jahr- 
hunderte bewaffnet  einstens  die  Durchfahrt  seiner  Schiffe  durch  den  zu 
erwartenden,  vermutlich  von  den  Vereinigten  Staaten  „kontrolierten“ 
Nicaraguakanal  erzwingen  zu  können  und  alle  sittlichen  Vorzüge  der 
Hausfleifsigen , der  Lohnwerker , der  Preiswerker  u.  s.  f.  würden  das 
deutsche  Volk  nicht  vor  der  wirtschaftlichen  Knechtschaft  bewahren 
können,  die  ihm  bevorstünde,  wenn  einmal  seine  Grofsindustrie  aus  dem 
Felde  geschlagen  wäre.  Ein  vom  atlantischen  bis  zum  grofsen  Ozean 
reichender  geschlossener  Markt  von  75  bis  100  Millionen  kaufkräftiger, 
durch  keinerlei  Vorurteile  einer  allzulangen  „Geschichte“  angekränkelter 
Köpfe  ist  etwas  wert  in  einem  Zeitalter,  in  welchem  die  Bodenfläche  für 
die  56  Millionen  Reichsdeutscher  allmählich  überall  zu  klein  werden 
will,  und  in  welchem  nicht  nur  die  Professoren  der  V'olkswirtschaftslehre, 
sondern  auch  noch  andere  Menschen  sich  den  Kopf  mit  einem  Dutzend 
verschiedener  Zolltarife  kleiner  und  kleinster  Stäätchen  beschweren  müssen, 
wenn  sie  über  die  Handelspolitik  der  Zentralm.acht  Westeuropas  in  Er- 
örterungen eintreten  wollen.  Ich  persönlich  schätze  Werke  wie  dasjenige 
von  Karl  Bücher  „Die  Bevölkerung  von  Frankfurt  am  Main  im  14.  und 
15.  Jahrhundert“  gewifs  sehr  hoch,  aber  ich  kann  mir  leider  trotzdem 
nicht  versagen,  die  Bewohner  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
deshalb  zu  beneiden,  weil  ein  W'erk  von  ähnlichem  Umfang  „über  die 
Bevölkerung  von  Chicago,  San  h’rancisco  u.  s.  w.  im  14.  und  15.  Jahr- 
hundert“ schon  durch  die  höhere  Vorsehung  der  Weltgeschichte  abge- 
schnitlen  ist.  Wie  schwer  tragen  wir  doch  an  unserer  Vergangenheit, 
und  wie  wenig  lernt  man  doch  aus  der  Geschichte  im  ^'ergleichc  zu 
dem,  was  man  aus  eigener  Erfahning  wohl  oder  übel  lernen  raufs. 

Aller  kehren  wir  nach  dieser  Zwischenbemerkung  zu  unserem  Gegen- 
stände zurück! 
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Nachdem  Karl  Bücher  ln  seinem  V.  Vortrag  über  den  „Nieder- 
gang des  Handwerks“  auf  Grund  der  Sammlungen  von  Einzeldar- 
stellungen des  Vereins  für  Sozialpolitik  ein  Urteil  sich  zu  bilden  ver- 
sucht hat,  sagt  er  u.  a.;  „Ich  halte  die  meisten  Handwerke,  die  über- 
haupt auf  dem  Lande  Boden  haben,  noch  für  absehbare  Zeit  gesichert" 
(S.  242),  nachdem  sodann  die  erforderlichen  Einschränkungen  gemacht 
sind,  sagt  er  „aufhalten  läfst  sich  nach  unserer  Ueberzeugung  der  ge- 
schilderte Prozefs  durch  die  Mittel  der  Gesetzgebung  nicht,  höchstens 
vielleicht  verlangsamen.  Ob  das  aber  ein  Glück  wäre?"  (S.  246), 
und  schliefslich  glaubt  er,  dafs  es  gewifs  nicht  leicht  zu  nehmen  sei, 
„wenn  jene  breite  Schicht  selbständiger  kleiner  Leute,  die  den  Kern  der 
alten  Stadtbcvolkerungen  bildete,  verschwindet  und  an  ihre  Stelle  eine 
zusammcnhangslose  Masse  abhängiger  E-xistenzen  tritt.  Es  ist  ein  Ver- 
lust für  die  Gesellschaft,  für  den  wir  auf  städtischem  Boden  zunächst 
keinen  Ersatz  finden"  (S.  248).  Ich  habe  ernstlich  versucht,  aus  diesen 
Zeilen  herauszulesen,  was  man  denn  nun  eigentlich  t h u n soll.  Herr 
Karl  Bücher  führt  mich  an  einen  geschwollenen  Bach,  der  bald  hier 
bald  dort  austritt,  Bäume  umreifst  u.  s.  w.  und  sagt  dann : „Sehen  Sie 
doch  diesen  Bach  an,  sein  Wasser  schadet  von  da  an,  wo  es  ausgetreten 
ist,  bis  dahin,  wo  kleinere  Erhebungen  ihm  nicht  hinzulecken  gestatten, 
allen  den  armen  kleinen  Gr.asblumen,  deren  Köpfchen  kaum  noch  über 
die  trübe  Flut  emporragen  und  hilflos  hin  und  her  schwanken,  das 
Wasser  reifst  fruchtbare  Erde  am  Bachesrande  weg  und  schwemmt  sie 
in  früher  trockenes  Land,  cs  reifst  F>len-  und  Weidenbäume  weg,  aber 
nicht  alle,  es  reifst  Stege  weg,  aber  nur  solche,  welche  es  wegzureifsen 
die  Kraft  hat.  Das  Wasser  dieses  Baches  kommt  von  jenem  Walde  dort, 
wo  ein  Wolkenbruch  niederging.  Sehen  Sie , wie  aus  vielen  kleinen 
Rinnsalen  sich  diese  Summe  bildet,  und  gewifs  wird  der  tosende  Wasser- 
bach auch  noch  die  nächste  Mühle  gefährden.  Das  Wasser  setzt  sich 
zusammen  aus  folgenden  Bächen  — “.  Inzwischen  aber  kommt  der  Landrat 
des  „Kreises“  und  fragt : Ja  mein  lieber  Herr,  wie  beugt  man  denn  dieser 
Geschichte  vor?  hätte  man  das  überhaupt  können?  und  was 
schlagen  Sie  für  die  Zukunft  vor?  Stauweiher?  he?  Ins  gewöhnliche  volks- 
wirtschaftliche Deutsch  übersetzt,  dürlte  hierüber  zu  sagen  sein,  dafs  die 
an  Stelle  der  breiten  Schicht  selbständiger  kleiner  Leute  tretende  Schicht 
keinerlei  „zusammenhangslose  Masse"  ist,  dafs  vielmehr  die  Zusammen- 
hänge zwischen  diesen  Massen  weit  engere  sind  als  zu  Zeilen  des  Lohn- 
werks und  Preiswerks.  Wenn  dies  noch  irgend  eines  Beweises  bedürfte, 
so  wäre  er  dadurcli  erbracht,  dafs  das  Mafs  von  Opferfreudigkeit,  welches 
bei  dem  heutigen  deutschen  Industriearbeilertum  Ireispielsweise  allein  in  den 
Gewerkschaften  aller  Art  entfaltet  wird,  sämtlichen  anderen  Schichten  als 
Vorbild  dienen  kann,  und  dafs  jeder,  welcher  die  Vorgänge  beim  Sich- 
Abspielen  der  W'ahlagitationen  mit  Ernst  und  Aufmerksamkeit  verfolgt, 
über  die  Anwendung  des  Wortes  „selbständig“  auf  die  Schichten  des 
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Kleinbürgertums  nur  bitter  wird  lächeln  können.  Da  treten  sie  auf,  jene 
Hausfleifsigen  und  Störer.  Jene  Handwerkerkreise  und  Verlagsanhängsel, 
jene  in  „kombinierter  Arbeitsthätigkeit"  reichlicheren  Lebensunterhalt 
Findenden,  und  wählen  jenes  kunterbunt  von  Männern,  welche  wir  in 
dem  neuen  Reichstagsgebäude  unter  der  Führung  des  Zentrums  sich  ver- 
sammeln sehen,  um  bald  über  jene,  bald  über  diese  Frage  Anträge  zu  stellen, 
Reden  von  ungeheurer  Länge  und  oft  noch  ungeheuerer  Inhaltslosigkeit 
zu  halten,  Gesetze  zu  machen,  welche  weder  Haus-,  noch  Lohn-,  noch 
Preis-,  noch  Verlags-,  sondern  in  der  Regel  Fabrikwerk  sind,  wenn  nicht 
eine  zielbewufste  nationale  Spitze  eingreift.  Und  die  deutschen  Lehrer 
der  Volkswirtschaftslehre  wären  noch  nicht  zu  der  Weisheit  vorgedrungen, 
dafs  der  nationale  Einheitsmarkt  innerhalb  der  Zollschranken  eine  einheit- 
liche, auf  die  Lebenserfolge  der  einzelnen  Reichsbürger  unmittelbar  sich 
stützende  Steuerunterlage  zur  notwendigen  Folge  haben  soll  und  raufs, 
wenn  nicht  die  Verwirrung  ein  Mafs  erreichen  soll,  dafs  alle  natürlichen 
und  friedlichen  Mitteln  nicht  mehr  helfen?  Sie  wären  noch  nicht  zu  der 
elementaren  Erkenntnis  weitergeschritten,  welche  der  divinatorische  Blick 
Bismarcks  schon  von  Friedrich  List  gelernt  hat,  dafs  def  Schutz  der 
nationalen  Arbeit  durch  Zollschranken  keine  nennenswerte  Erfolge  zeitigen 
kann,  wenn  nicht  durch  eine  nationale  Transportimlitik  der  innere  Markt 
wirklich  ein  innerer  Markt  wird  bezw.  geworden  i.st?  Die  sieben  parti- 
kularen Eisenbahnsysteme  arbeiten  um  die  Wette  daran,  die  Volkswirt- 
schaftspolitik des  Reichs  durch  eine  partikulare  h'inanzpolitik  lahm  zu 
legen,  und  die  volkswirtschaftliche  Verschmelzung  der  Gesamtinteressen 
zu  hindern.  Es  ist  wahr,  was  Karl  Bücher  von  den  unabgeklärten,  mit 
„seltsamer  Dringlichkeit"  gemachten  Bemühungen  jüngerer,  auch  volks- 
wirtschaftlich Denkcnwollendcr  sagt:  „es  ist  ja  immer  viel  leichter 
gewesen,  die  Dinge  zu  meistern,  als  sie  zu  verstehen." 
Aber  — und  das  mufs  mit  aller  Entschiedenheit  ausgesprochen  werden  — 
es  ist  nicht  minder  wahr,  dafs  es  immer  viel  leichter  gewesen 
ist,  gewisse  Dinge  zu  verstehen,  als  sie  zu  bemeistern. 
Es  müfste  streng  genommen,  für  Karl  Bücher  eine  grofse  Genugthuung 
sein,  wenn  die  Physiker  seit  James  Watt  immer  wieder  mit  grofscr  und 
unwidersprechlicher  Deutlichkeit  die'  Zeitgenossen  darauf  aufmerksam 
machen  würden , dafs  von  einem  Gefäfs  aus  Eisen , das  zu  mit 
W.isser  gefüllt,  und  mit  einem  genau  schliefsenden  Deckel  belegt  über 
brennendes  Feuer  gehalten  wird,  nach  einer  gewissen  Zeit  der  IJeckel 
durch  die  Kraft  des  Dampfes  gehoben  wird;  es  wäre  gewissermafsen 
der  Triumph  dieser  .Art  von  Physiker,  die  wissenschaftliche  Richtigkeit 
dieser  Thatsache  vorzuführen  zunächst  an  einem  ganz  kleinen  To])fe  von 
2 dm  Durchmesser  und  4 dm  Höhe,  sodann  an  einem  Topfe  von  4 dm 
Durchmesser  und  8 dm  Höhe,  ferner  an  einem  Topfe  von  8 dm  Durch- 
messer und  16  dm  Höhe  und  schliefslich  an  einem  Topfe  von  16  dm 
Durchmesser  und  32  dm  Höhe.  Man  könnte  den  ersten  Tojrf  dann 
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den  Hausnapf  des  Hausfleifses  nennen,  den  zweiten  Topf  denUeber- 
F e I d n a p f des  Störers,  den  dritten  den  Stadtnapf  des  Hand- 
werkers und  den  vierten  den  Territorialnapf  des  Verlegers, 
während  man  einen  fünften  Topf  von  den  unförmlichen,  32  dm  Durch- 
messer und  64  dm  Höhe  betragenden  Ausmessungen  den  National- 
napf  des  um  die  Vorherrschaft  ringenden  Grofsbetriebs  nennen  könnte, 
um  durch  gleichzeitige  Vorführung  dieser  fünf  Näpfe  *)  zu  beweisen,  dafs 
bei  allen  der  Dampf  die  Deckel  zu  heben  imstande  ist,  bezw.  war 
und  dafs  in  allen  Brei  gekocht  werden  konnte  und  noch  kann.  Die 
Frage  ist  nicht  die,  auf  welche  Weise  das  Wasser  zum  Kochen  gebracht 
wird,  sondern  die,  welcher  Brei  in  den  fünf  Töpfen  gekocht  wird, 
für  wen,  und  wie  viel,  wer  heizen  mufs  und  wer  den  Brei  zu 
essen  kriegt.  Die  Physiker  ihrerseits  haben  das  sehr  bald  erfafst.  Sie 
rangen  nach  der  zweckmäfsigsten  Konstruktion  des  Topfes,  nach  dem 
besten  Feuerungsmaterial,  das  \V  asscr  zum  Sieden  zu  bringen  u.  s.  w.  u.  s.  w. 
Sie  haben  in  vorwitzigen  und  daher  auch  vielfach  gänzlich  mifsglückten 
Versuchen  ein  heifses  Bemühen  gezeigt,  „die  Dinge  zu  meistern“.  Sie 
haben  eben  dadurch,  dafs  sic  sich  diese  Versuche  nicht  verdriefsen 
liefsen,  den  Drang  gezeigt,  mitzuwirkon  zu  dem  grofsen  Ziele,  „an  das 
wir  alle  glauben,  dem  Ziele,  die  Menschheit  immer  vollkommeneren  Da- 
seinsformen entgegenzuführen“  (S.  2 1 4),  und  es  ist  gewifs  nicht  seltsam, 
sonder  im  Gegenteil  ganz  begreiflich,  dafs  diejenigen  Rassen,  in  welchen 
derartige  Versuche,  „die  Dinge  zu  meistern“  am  leidenschaftlichsten  und 
am  hartnäckigsten  gemacht  worden  sind  und  gemacht  werden,  nämlich 
die  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  England  und  Deutschland 
Wohnenden  zu  denjenigen  gehören,  in  welchen  die  einzelnen,  durch- 
schnittlich betrachtet,  die  verhältnisraäfsig  „vollkommensten  Daseinsformen“ 
zeigen.  Die  „Störer"  im  bayerischen  Hochgebirge,  in  Tyrol,  in  Dalmatien 
und  Rumänien,  in  Kleinasien  und  sonstwo  werden  hoffentlich  nicht  den 

’)  Diese  „Napftheorie*'  scheint  auf  den  ersten  .\nblick  neu  zu  sein,  sie  ist  es 
aber  nicht.  Sie  mufs  bei  Behandlung  der  .Ausführungen  Friedrich  Lists  Uber  die 
sogenannte  ,,Be  v ö I k er  u n gs  k a pai  i t ä t“  zur  Firlauterung  dieser  Ausrührungen 
behandelt  werden.  Sie  enthält  auch  eine  gewisse  Einseitigkeit,  im  Urzustände 
fallen  Koch  topf  und  Fissnapf  sehr  i>ft  zu.sammen.  indem  der  Kochtopf  einfach 
auf  den  Tisch  gestellt  wird;  diese  Periode  könnte  man  auch  die  tcllerlosc  Zeit 
nennen.  Später  trennen  sich  Kochtupf  und  Fifsnapf;  erstcrer  wächst  sich  zum  Dampf- 
koehtopf  aus,  weil  sehr  viele  Menschen  gleichzeitig  e.sscn  wollen,  der  Fifsnapf  dagegen 
ist  der  Urahne  der  modernen  Suppen-,  Salat-,  Hummer-,  Majonaisen-  u.  s.  w.  Schüsseln, 
und  Teller.  Da  ich  diese  Fintwicklung  in. einer  kleinen  Anmerkung  leider  nicht  ge- 
nügend veranschaulichen  kann,  so  behalte  ich  mir  vor.  die  F'.ntwicklungsgeschichte 
ries  primitiven  Urkoch-  und  Efstopfcs  bis  zum  .Auftreten  des  N'ationalkoch-  und  Efs- 
topfes  unter  besonderer  Betonung  des  jeweiligen  Speisezettels  einerseits  der  Köche 
und  Köchinnen,  andererseits  der  Fätser  und  F,sserinncn  besonders  zu  behandeln. 
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Versuch  unternehmen,  jene  erstklassigen  Nationen  an  dieser  Arbeit  zu 
„stören“.  Ihre  „Vorherrschaft"  ist,  — wofern  sie  überhaupt  vorhanden 
war  — abgeiaufen,  und  sie  werden,  allerdings  an  sehr  „bescheidener 
Stelle"  mitzuwirken  fortfahren. 

Und  so  wollen  auch  svir  es  in  aller  Bescheidenheit  thun.  Wer  mit  dem 
Mikroskop  zu  beobachten  versteht,  der  warte  des  Mikroskopes  und  zeige 
der  Menschheit  die  staunenswerte  Mannigfaltigkeit  der  Welt  der  kleinsten 
Lebewesen.  Der  Ijiie  wird  sich  dankbar  freuen,  wenn  er  z.  B.  im  Palais  de 
roptique  in  der  Pariser  Weltausstellung  diese  muntere  Gesellschaft  aus 
den  Tiefen  der  Seinewasscr  herausgeholt  tausendfach  vergröfsert  an  der 
Papierwand  erblickt;  noch  dankbarer  aber  wird  er  sein,  wenn  derselbe 
Forscher,  der  ihm  diese  Untiere  in  ihrem  Leben  und  Treiben  vorführt, 
sie  aus  seinem  täglichen  Trinkwa.s.ser  ihm  möglichst  ferne  hält.  Auch 
das  ist  unbestreitbar,  dafs  derjenige,  welcher  die  Welt  durch  Brillen- 
gläser hindurch  ansicht,  oft  mehr  von  den  intimen  Reizen  der  l.and- 
schaft  l)emcrkt,  als  der  Indianer,  vor  dessen  Falkenauge  keine  Heu- 
schrecke im  Grase  der  Steppe  verborgen  bleibt.  VVer  mit  dem  Feld- 
stecher an  der  Schulter  Streifzüge  ins  Land  hinaus  unternimmt,  um 
Hügel  und  Flüsse,  Dörfer  und  Fabrikschlote  zu  mustern,  dessen  Blicke 
werden  selten  lange  und  genau  eindringend  auf  den  einzelnen  Gegen- 
ständen haften.  Wer  aber  in  einsamer  Höhe  dem  ganzen,  weiten  Fir- 
mamente seine  kostbarsten  Nachtstunden  geopfert  hat,  der  sei  umscrer 
Hochachtung  sicher.  Wenn  ein  solcher  .Mann  nach  mühevollen  Rech- 
nungen die  Verfinsterung  unseres  Tageslichtes  durch  den  anspruchsvollen 
Schatten  der  eigenen  Erdkugel  vorhergesagt  hat,  so  mufs  er  unserer 
wärmsten  Bewunderung  deshalb  würdig  sein,  weil  er  zugleich  lächelnd 
verkündete,  dafs  die  „Korona“  nur  wenige  zVugcnblicke  als  Lichts|ienderin 
.\lleinhetrscherin  sein  kann:  um  so  sieghafter  tritt  nach  der  vorülver- 
gehenden  Verfinsterung  das  grofse  und  lebenspendende  Gestirn  am 
Himmel  hervor.  — 

Es  ist  keine  Sch.ande,  kein  Genius  zu  sein,  denn  diese  sind  so  selten 
wie  die  grofsen  reinen  Diamanten,  aber  es  ist  unter  Umständen  gefähr- 
lich , wenn  grofse  entwicklungsgeschichtlich  sich  vorbereitende  Ver- 
schiebungen von  weltwirtschaftlicher  Tragweite  nicht  mit  demjenigen 
Ernste  utul  Nachdruck  signalisiert  werden,  die  ihnen  wirklich  zukommen, 
denn  wenn  es  einmal  zwischen  der  „neuen  Welt“  und  der  „alten  Welt“ 
zu  einem  Zusammenstofs  kommen  sollte,  so  wird  es  sich  für  die  letztere, 
— soviel  kann  mit  Sicherheit  jetzt  schon  gesagt  werden  — nicht  blos 
um  die  Registrierung  von  wissenschaftlich  zwar  interessanten,  aber  sonst 
harmlosen  — Sternschnuppenlallen  handeln.  — 

Wenn  also  Karl  Bücher  mit  dem  Mikroskrop  mtd  mit  der  in- 
folge häufigen  .^ktenlescns  erforderlich  gewordenen  scharfen  Brille  ar- 
beitet, so  soll  er  nicht  betrübt  sein,  wenn  ihm  auf  einem  Spaziergange 
der  muntere,  schlank-dahineilende  Werner  Sombart  begegnet,  welcher 
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voll  Interesses  mit  seinem  Feldstecher  neuester  und  eleganter  Konstruk- 
tion das  Leben  und  Treiben  der  Fabrikorte  und  ihrer  Bewohner  beob- 
achtet und  auf  den  in  tiefen  Gedanken  rtickwärtsschauenden  Bücher  bei 
der  Begegnung  den  Eindruck  eines  sorglosen,  oberflächlichen  Toüristen 
macht.  Sombart  aber  soll  nicht  glauben,  wenn  er  seinen  Feldstecher 
auf  den  Wanderer  richtet,  er  habe  es  hier  mit  einem  gewöhnlichen  Schul- 
meister zu  thun,  denn  er  ist  in  der  That  einem  hochverdienten  deutschen 
Universitätsprofessor  begegnet,  von  welchem  er,  trotz  seines  neumodischen 
F'eldstechers,  viel  lernen  kann. 

Beide  — und  mit  ihnen  der  Schreiber  und  Leser  dieser  Zeilen  — 
sollen  stets  bedenken,  dafs  das  Mikroskop  zwar  tief  in  das  Kleine  und 
Abgeme.sscne,  der  Feldstecher  rasch  und  leidlich  deutlich  in  die  Runde 
blicken  läfst:  beide  können  jedoch  einander  weder  entraten  noch 
einander  entbehrlich  machen  und  sollten  vereint  arbeiten. 

In  die  Geheimnisse  des  grofsen  Ganges  der  organischen  Weltkörper 
jedoch  blickt  man  weder  durch  das  Mikroskop  noch  durch  den  Feldstecher 
sondern  durch  die  scharf  geschliffene,  so  selten  absolut  vollommene  Linse 
des  Fernrohrs.  Ein  „volkswirtschaftliches  Fernrohr“  aber  mufs  heutzutag 
nicht  nur  von  Leipzig  nach  Berlin  „tragen“,  auch  nicht  nur  von  Wien 
nach  Madrid,  sondern  von  St.  Petersburg  bis  nach  New  York,  ja  bis 
San  Francisko  und  Tokio,  und  von  da  Uber  Peking  wieder  zurück  bis 
nach  St.  Petersburg. 


Archiv  für  sut.  Ge^etrgebung  u.  Statistik.  XVI, 


33 


Digiiized  by  Google 


Die  kommunalen  Arbeitsämter  der  Schweiz. 

Von 

O ITO  LANG, 

Kczirksricbtcr  in  Zürich. 

Seit  sich  die  Aussichten  für  das  Zustandekommen  einer  Arbeits- 
losenversicherung verschlechtert  haben  — in  der  letzten  Zeit  namentlich 
infolge  des  ungünstigen  Ergebnisses  der  Volksabstimmung,  in  welcher 
die  Stimmberechtigten  des  Kantons  llasel-Sladt  ein  Gesetz  bctr.  die 
Arbeitsloseuversicheruiig  mit  grofscm  Mehr  verwarfen  — , hat  man  an- 
gefangen, der  Arbeitsvermittlung  gröfscre  Aufmerksamkeit  zuzuwenden. 
Zur  Zeit  existieren  in  der  Schweiz  6 kommunale  Arbeitsämter,  die  zwar 
alle  nach  demselben  Typus  organisiert  sind,  aber  doch  sowohl  unter  sich 
als  auch  gegenüber  den  deutschen  Einrichtungen  einige  .Abweichungen 
aufweisen.  Die  nachfolgenden  Zeilen  enthalten  eine  kurze  vergleichende 
Darstellung  derselben. 

Ueber  den  Stand  des  Arbeitsnachweises  im  al  Ige  me  inen  sei  noch 
folgendes  vorausgeschickt : Die  eidgenössische  Gesetzgebung  hat  sich  bis 
jetzt  mit  diesem  Problem  nicht  beschäftigt.  Im  Juni  t894  wurde  zwar 
der  Uundesrat  durch  ein  Postulat  eingeladen,  zu  untersuchen,  „ob  und  in 
welcher  Weise  eine  Mitwirkung  des  Bundes  bei  Institutionen  für  öffent- 
lichen .Arbeitsnachweis  und  für  Schutz  gegen  die  Folgen  unverschuldeter 
Arbeitslosigkeit  möglich  und  gerechtfertigt  ist.“  Durch  ein  Kreisschreiben 
vom  30.  November  1894  ging  er  die  gröfseren  Berufsverbände  um  eine 
Begutachtung  des  Postulates  an.  Bis  jetzt  haben  der  Schweizerische 
Gewerbeverein  und  der  Schweizerische  Handels-  und  Industrieverein  zu 
der  Frage  Stellung  genommen ').  Dagegen  steht  das  Gutachten  des 

’)  „Hcrirlit  und  r.iitaclitrn  an  das  Schweiz.  Industrie-Departement  belr.  .Arbeits- 
losigkeit und  .Arbeitsnachweis;  erstattet  vom  ZentralvorsUind  des  schw'ciz.  tirwerbe- 
vercins.  Heft  .\IV  iler  gewerbl.  Zeitfragen,  Zürich  tSgb“  und  ,, Sparzwang,  .Arbeits- 
losenstatistik  und  .Arbeitsnachweis ; (jutachten  erstattet  an  das  Eidgen.  Industrie- 
Departement  vom  Vt)rort  Zürich  des  Schweiz.  Handels-  und  Industrievereins. 
Zürich  1899.“ 
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Schweizerischen  Arbeiterbundes  noch  aus.  Die  meisten  Kantone  haben 
die  Stellenvermittlung  als  konzessionspflichtiges  Gewerbe  erklärt  und  der 
Aufsicht  der  Ortspolizeibehörden  unterstellt.  Das  geschah  im  l>esonderen 
bezüglich  der  Stellenvermittlung  für  Dienstboten  durch  ein  am  1 3.  Februar 
1892  abgeschlossenes  Konkordat,  dem  bis  jetzt  die  Kantone  Bern,  Frei, 
bürg,  Waadt,  Wallis,  Neuenburg,  Genf  und  St.  Gallen  beigetreten  sind. 
Es  enthält  Bestimmungen  ül)er  die  Bedingungen  der  Konzession,  die 
Buchführung  und  die  Höhe  der  Einschreibegebühr.  Sehr  erheblich  ist 
die  Zahl  der  Facharbeitsnachweise,  die  zum  Teil  in  den  Händen  der 
.Arlieiter,  zum  Teil  in  den  Händen  der  Unternehmer  liegen,  zu  einem 
kleinen  Teil  von  l>eiden  gemeinsam  verwaltet  werden.  Nicht  wenig  V'er- 
mittlungcn  kommen  in  den  Wirtschaften  und  Herbergen  zustande,  in 
denen  nach  alten  Traditionen  die  zugereisten  Arbeiter  abzusteigen  pflegen. 
Der  altväterischen  Sitte  des  Uinschauens  hat  die  Agitation  der  Gewerk- 
schaften wenig  Abbruch  gethan ; in  allen  Jahresberichten  der  Arbeits- 
ämter wird  es  als  eines  der  Haupthindernisse  bezeichnet,  welches  den 
organisierten  Arl>eitsnachweisen  das  Leben  sauer  macht.  Die  Natural- 
verpflegungsstationen befassen  sich  ebenfalls  mit  dem  Arbeitsnachweis, 
haben  aber  nirgends  eine  grofse  Bedeutung  für  denselben  erlangt,  ob- 
gleich nach  den  Statuten  diejenigen  Reisenden  von  der  Unterstützung 
ausgeschlossen  sind,  welche  die  ihnen  angebotene  Arl^eit  nicht  annehmen. 
So  haben  beispielsweise  die  Verjiflegungsstationen  des  Kantons  Zürich  im 
Jahre  1898  nur  298  .Arbeitsgelegenheiten  vermittelt,  während  im  Ganzen 
48807  Gutscheine  ausgegeben  worden  sind.  Nach  den  Geschäftsberichten 
ist  der  Mifserfolg  namentlich  darauf  zurückzuführen,  dafs  die  Unternehmer 
Bedenken  tragen,  sich  von  den  V’erpflegungstationen  — deren  Verwalter 
übrigens  meist  wenig  V'erständnis  für  diese  Seite  ihrer  .Aufgabe  zeigen 
— Arbeiter  zuweisen  zu  las,sen. 

Kommunale  .Arbeitsnachweise  finden  sich  in  Basel,  Biel, 
Bern,  Genf,  Winterthur  und  Zürich.  Diejenigen  der  beiden  Städtekantone 
Basel  und  Genf  sind  durch  (besetze,  die  anderen  vier  durch  Gemeinde- 
verordnungen ir>s  Leben  gerufen. ') 

*)  Hasel;  Gesetz  betr.  das  öffentliche  .Arbeitsnachweisburcau  vom  10  .Aliirz  1892. 
tienf:  Gesetz  betr.  die  .Arbeitskammer  vom  19,  Okt.  1895  und  Keglemcnt  der 
.Arbeitskammer  vom  25.  Juni  1896.  Iticl:  Kc(;lcment  fiir  das  .Arbeitsnachweisburcau 
vom  8.  Juli  1892.  Bern:  Reglement  Uber  die  städti.sche  .Anstalt  für  .Arbeitsnach- 
weis und  die  Wrsicherungskasse  gegen  .ArbeitsUisigkeit  in  der  Gemeinde  Hern  vom 
8.  III.  1895.  AA'in  terthur:  Verordnung  betr.  die  Hinrichtung  und  Betrieb  einer 
.Anstalt  fUr  .Arbeitsvermittlung  sowie  betr.  Streitverniittlung  zwischen  .Arbeitgebern 
und  .Arbeitnehmern  vom  16.  Kehr.  1896.  Zürich:  A'erordnung  betr.  das  städtische 
.Arbeitsamt  vom  28.  .April  1900.  — L'cber  die  Frequenz  der  Arbeitsnachweise  siehe 
l>r.  K.  I’etcrmann,  Die  öffentlichen  Arbeitsnachweisbureaux  der  Schweiz  in  der  Zeit- 
schrift für  Schweiz.  Statistik  32.  Jahrg.  S.  279. 
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Was  ihre  Zweckbestimmung  anbelangt,  so  Ijeschränkt  sich  nur 
das  züricherische  Arbeitsamt  auf  die  Vermittlung  von  Arbeits-  und  Lehr- 
lingsstellen. Das  Arbeitsnachweisbureau  von  Basel  hat  statutengemäfs 
„auch  andere,  auf  das  Wohl  der  Arbeiterklasse  gerichtete  Bestrebungen, 
welche  mit  dem  Arbeitsnachweis  in  Verbindung  stehen,  zu  fördern.“  Es 
unterhält  ein  Dienstbotenheim,  welches  jährlich  5 — 600  Dienstboten  mit 
etwa  3500  V'erpflegungstagen  beherbergt.  Mit  dem  Arircitsnachweis  der 
Stadt  Bern  ist  eine  „V'ersicherungskasse  gegen  Arbeitslosigkeit“  verbunden, 
welche  bei  eintretender  .Arbeitslosigkeit  in  Verbindung  mit  den  Stadt- 
behörden den  Arlieitslosen  Arbeit  zu  verschaffen  sucht.  Der  Beitritt  zur 
Kasse  ist  ein  freiwilliger.  Sie  verlangt  einen  monatlichen  Beitrag  von 
50  Rp.  und  unterstützt  diejenigen  Mitglieder,  die  nach  sechsraonatlicher 
Zugehörigkeit  arbeitslos  werden,  mit  einem  Taggcld  von  i bis  2 
Franken.  Die  Arbeitskammer  der  Stadt  Genf  hat,  abgesehen  vom  .Arbeits- 
nachweis, die  Aufgabe,  den  Gewerkschaften  geeignete  Lokalitäten  für  ihre 
Sitzungen  zur  Verfügung  zu  stellen,  Lesesäle  einzurichten  und  zu  unter- 
halten und  den  Arbeitern  ülter  die  Lehrlingsverhältnisse  und  in  Haft- 
pflicht- und  Lohnstreitigkeiten  Auskunft  zu  erteilen.  Die  Verordnung  des 
von  der  Stadt  VN  interthur  eingerichteten  Arlteitsnachweises  überbindet  der 
Verwaltungskommission  die  Pflicht,  „Streitigkeiten  zwischen  Arbeitgebern 
und  .Arbeitnehmern  über  die  Bedingungen  einer  allgemeinen  Fortsetzung 
oder  Wiederaufnahme  der  .Arbeit  zu  schlichten.  Nach  Abschlufs  ihrer 
Vennittlungsthätigkeit  hat  sie  einen  kurzen  Bericht  über  den  Elrfolg  der- 
selben zu  veröffentlichen“.  Eine  ähnliche  Bestimmung  findet  sich  im 
Reglement  für  das  .Arbeitsnachweisbureau  in  Biel.  Weder  das  eine  noch 
das  andere  Arbeitsamt  hat  indes  bis  jetzt  Gelegenheit  gefunden,  eine 
schiedsrichterliche  Thätigkeit  zu  entfalten. 

Die  Verwaltung  ist  nach  dem  in  Deutschland  üblichen  Schema 
organisiert;  Die  laufenden  Geschäfte  sind  einem  Vorsteher  übertragen, 
die  Leitung  und  Aufsicht  einer  A'erwaltungskommission.  Die  Frage  nach 
der  Zusammensetzung  und  Wahlart  der  letzteren  ist  im  ganzen  mit  A’er- 
ständnis  gelöst.  Eine  Inirc.iukratischer  Organismus  würde  sich  gerade 
hier,  wo  es  gilt,  die  Beteiligten  zur  Mitwirkung  heranzuziehen  und  ihnen 
einen  Teil  der  A'eranlwortung  für  das  Gelingen  zu  ülierbinden,  am 
schwersten  rächen.  Die  1 1 gliedrige  Kommission,  welche  der  Genfer 
„.Arbeitskararacr“  vorsteht,  wird  ausschliefslich  von  den  Arl)citerl>eisitzem 
des  Gewerbeschiedsgerichtes  gewählt.  Das  Züricher  Statut  überträgt  die 
Wahl  zur  Hälfte  der  .Arbeiterurganis.-ition,  zur  anderen  Hälfte  den  A'er- 
bänden  der  Arbeitgeber,  wogegen  der  A'orsitzendc  vom  Stadtrat  aus  seiner 
Mitte  bezeichnet  wird.  Ganz  gleich  ist  das  A'erhältnis  in  Winterthur  ge- 
regelt. A'on  der  9gliedrigen  Kommission,  welche  das  Benier  .Arbeits- 
nachweisbureau leitet,  wählen  der  Stadr.at,  die  Organisation  der  Arbeiter 
und  diejenige  der  Arbeitgeber  je  drei.  Biel  hat  daneben  noch  der  „ge- 
meinnützigen Gesellschaft"  eine  V^ertretung  eingeräumt.  Nur  in  Basel 
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wird  die  ganze  Kommission  vom  Regierungsrat  gewählt,  doch  hat  er 
darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dafs  Arbeiter  und  Arbeitgeber  durch  je  drei 
Mitglieder  vertreten  sind.  Sitzungsgelder  werden  nur  in  Basel,  Genf  und 
Zürich  ausgerichtet,  in  der  Hohe  von  2 bezw.  3 Franks.  Der  Vorsteher 
des  .Arbeitsnachweises  wird  in  Genf  und  Winterthur  von  der  Verwaltungs- 
kommission gewählt,  an  den  anderen  Orten  von  der  Behörde  auf  unver- 
biiKÜichen  Vorschlag  der  Kommission. 

Die  Benutzung  des  Arbeitsnachweises  ist  in  Genf,  Winter- 
thur und  Zürich  unentgeltlich,  ln  Basel,  Bern  und  Biel  werden  Gebühren 
erhoben,  die  nach  Berufsarten  abgestuft  und  fiir  Arbeitgeber  etwas  höher 
bemessen  sind  als  für  .Arbeitgeber.  So  tetragen  beispielsweise  die  Ein- 
schreibegebühren in  Basel  Air  Erdarbeiter,  Handlanger,  Ausläufer,  Fabrik- 
arbeiter, Taglöhner  und  Taglöhnerinnen  20  Rp.,  Air  Handwerkerlehrlinge 
und  Gesellen  30  Rp.,  Air  Dienstboten,  Kellher,  Kellnerinnen,  Handels- 
lehrlinge und  Angestellte  50  Rp. ; für  .Arbeitgeber  ist  die  Gebühr  auf 
40  Rp.,  60  Rp.  und  I Frk.  erhöht.  Für  die  vollständige  Unentgeltlich- 
keit sprechen  triftige  Gründe  der  Billigkeit  und  Klugheit.  Das  Gemein- 
wesen hat  ein  so  grofses  Interesse  an  der  Bekämpfung  der  .Arbeitslosig- 
keit, dafs  es  die  Benutzung  des  .Arbeitsnachweises  nicht  durch  den  Be- 
zug einer  Gebühr  erschweren  sollte,  um!  das  um  so  weniger,  als  der 
Ertrag  derselben  doch  nicht  grofs  genug  ist,  um  Zuschüsse  ülK-rflüssig 
zu  machen.  Die  Betriebsrechnung  des  Berner  Arbeitsamtes  weist  bei 
2522  Arl>eitsangeboten,  2137  Nachfragen  und  1706  Vermittlungen  7420 
Frks.  60  Rp.  Auslagen  auf.  .An  Gebühren  wurden  1870  Frks.  60  R]>. 
eingenommen,  so  dafs  ein  Staatszuschufs  von  5550  Frks.  nötig  war.  Die 
Ausgaben  des  Arbeitsnachw’eises  in  Basel,  der  4835  Nachfragen  von 
Arbeitgebern  und  6099  Nachfragen  von  .Arlteitern  verzeichnet,  beliefen 
sich  auf  8157  Frks.,  die  Einnahmen  aus  Gebühren  auf  5643  Frks.  Die 
Subvention,  mit  der  die  Stadt  Genf  die  .Arbeitskammer  im  Jahre  1899 
unterstützte,  l>eträgt  i o 000  Frks. 

Das  bei  der  Arl>citsvermittlung  befolgte  Verfahren  ist  im  ganzen 
das  in  Deutschland  übliche.  Jedenfalls  ist  von  bemerkenswerten  Neue- 
rungen nichts  zu  berichten.  Im  besonderen  haben  die  beiden  schwie- 
rigsten Probleme;  Die  Vermittlung  von  Arbeitskräften  Air  die  Landwirt- 
schaA  und  die  V'erbindung  der  städtischen  Arbeitsämter  mit  den  privaten 
Arlreitsnachweisen,  namentlich  denjenigen  der  Unternehmerverbände  und 
der  Gewerkschaften  noch  keine  Lösung  gefunden.  Eine  organische  Ver- 
bindung der  schweizerischen  Arbeitsämter  unter  sich  ist  bis  zur  Stunde 
nicht  hergestellt,  obgleich  die  Statuten  von  Basel,  Biel,  Winterthur  und 
Zürich  „den  regelmäfsigen  Verkehr  mit  ähnlichen  Anstalten"  ausdrücklich 
vorschreiben.  Ebensowenig  haben  sie  Fühlung  mit  den  V^rpAegungs- 
stationen  der  Naturalverpflegung.  In  der  bevorstehenden  wirtschaftlichen 
Depression  mit  ihrem  starken  Ueberangebot  von  Arlteitskräften  ist  freilich 
auch  kein  Antrieb  Air  zentralisierende  Bestrebungen  enthalten. 
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Die  Frage,  wie  sich  das  Arbeitsamt  in  Fällen  von  Arbeitsein- 
stellungen zu  verhalten  hat,  hat  auch  in  der  Schweiz  viel  zu  reden 
gegeben  und  in  den  einzelnen  Statuten  verschiedene  Beantwortung  ge- 
funden. Diejenigen  von  Genf,  Basel  und  Bern  nehmen  zu  diesem  Falle 
gar  keine  Stellung.  Das  Arbeitsamt  von  Biel  „übernimmt  bei  allfälligen 
Arbeitseinstellungen  keinerlei  Arijeitsvermittlungen  der  betreffenden 
Branche,  es  sei  denn,  es  werde  von  Ireiden  Teilen  behufs  .Anbahnung 
einer  Verständigung  ins  Mittel  gezogen.“  In  Winterthur  „unterbricht  die 
Anstalt  im  Falle  einer  offenkundigen  Arbeitseinstellung  die  Arbeitsver- 
mittlung auf  Anordnung  der  Verwaltungskoramission.“  Diese  Bestimmung 
fand  bei  den  Unternebmem  den  heftigsten  Widerspruch.  .Als  sie  trotz- 
dem ins  Statut  aufgenommen  wurde,  rächten  sie  sich  dadurch,  dafs  sie 
den  Arbeitsnachweis  vollständig  ignorierten.  Der  „Handwerks-  und  Ge- 
werbeverein“  weigerte  sich,  die  ihm  übertragenen  Wahlen  in  die  Ver- 
waltungskommission  vorzunehmen,  .so  dafs  der  Stadtrat  dieselben  treffen 
mufste,  um  die  Kommi.ssion  beschlufsfähig  zu  machen.  Und  bis  zur 
Stunde  ist  die  k'requenz  des  Arlreilsnachweises  seitens  der  Unternehmer 
eine  sehr  dürftige.  Die  Erfahrung  hat  indes  auch  in  der  Scliweiz  tie- 
wiesen,  dafs  die  praktische  Bedeutung  der  „Strikeklausel“  weit  überscliätzt 
wprden  ist.  .Auf  den  Verlauf  der  Arbeitseinstellungen  ist  sie  ohne  jeg- 
lichen Einflufs  geblieben.  Dort  wo  sie  einmal  aufgenommen  worden  ist, 
macht  ihre  Beseitigung  Schwierigkeiten,  weil  aus  der  Zweckmäfsigkeits- 
frage  eine  Machtfrage  wurde.  Bei  der  Flinrichtung  neuer  Arbeitsnach- 
weise wird  die  Verständigung  kaum  mehr  auf  Schwierigkeiten  stofsen. 
-Als  das  Organisationsstatut  des  Züricher  Arbeitsamtes  in  der  Stadt- 
verordnetenversammlung beraten  wurde,  erklärten  sich  die  Vertreter  der 
Arbeiterschaft  mit  der  folgenden  Lösung  einverstanden : „Wenn  zwischen 
Arbeitgebern  und  Arbeitern  einzelner  Betriebe  oder  Berufe  Mifshellig- 
keiten  entstehen,  welche  zu  einer  .Arbeits-  oder  Betriebseinstelluug  führen 
können,  so  hat  das  Arbeitsamt  sofort  den  Stadtpräsidenten  um  Einleitung 
des  Vcrmittlungsverfahrens  zu  ersuchen.  Kann  durch  dasselbe  eine 
Einigung  nicht  erzielt  werden,  so  wird  das  .Arbeitsamt  dies  in  geeigneter 
Weise  in  seinem  Lokale  bekannt  machen,  seine  'l'hätigkeit  aber  ohne 
‘ weitere  Rücksichtnahme  auf  erfolgte  Arbeitseinstellungen  fortsetzen.“ 
Schon  im  Jahre  1898  hatten  die  in  der  „Züricher  Arbeitskammer“  ver- 
einigten Gewerkschaften  in  einem  Zirkular  ausgeführt:  „Immer  mehr  bricht 
sich  die  Ansicht  B.ihn,  dafs  die  bedingungslose  Einstellung  der  .Arbeit-s- 
vermittlung  Ijei  Lohnkämpfen  den  .Arbeiten  nicht  nur  nichts  nutzt,  son- 
dern Sch.aden  zufügt.  Sind  die  .Arbeiter  schlecht  organisiert  und  steht 
die  Mehrz.ahl  der  Berufsgenossen  aufserhalb  der  Organisation,  so  wird  mit 
der  Einstellung  der  Vermittlung  gar  nichts  erreicht.  Diejenigen  .Arbeiter, 
welche  sich  kein  Gewissen  daraus  machen,  Strikebruch  zu  begehen,  finden 
den  Weg  in  die  vom  Strike  betroffenen  Werkstätten  nach  wie  vor.  Nach 
einem  Strike  werden  die  Meister  eine  Vermittlungsanstalt  kaum  mehr 
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frequentieren,  welche  während  desselben  die  Vermittlung  ohne  weiteres 
einstellte/* 

Wii  lassen  zum  Schlufs  die  Verordnung  und  das  Betriebsreglement 
für  das^  Arbeitsamt  der  Stadt  Zürich  vom  28.  April  1900  im  Wortlaut 
folgen: 


Verordnung  betreffend  daa  Stidtiache  Arbeitaamt. 

(Vom  28.  April  1900.) 

.\rt.  I.  Das  Arbeitsamt  der  Stadt  Zürich  hat  die  Aufgal>c  der  unparteiischen 
Vermittlung  von  Arbeit  jeglicher  Art. 

kann  ihm  auch  dir  Vermittlung  von  Lehrlingsslellen  übertragen  werden. 

.Art.  2.  Die  Anstalt  zerrälll  in  eine  Abteilung  männliche  und  eine  solche 
fbr  weibliche  Personen. 

.Art.  3.  Die  Arbeitsvermittlung  geschieht  auf  Grund  der  eingehenden  Gesuche 
um  Arbeit  oder  Dienststellen  einerseits  und  um  Zuweisung  von  .Arbeitern  oder  .An- 
gcslclhen  anderseits.  Das  .Arbeitsamt  tritt  in  Verkehr  mit  andern,  insbesondere  aus- 
wärtigen .Arbeitsnachweisstcllen  und  trifft  geeignete  Vorkehren  zur  Beschaffung  von 
.Arbeitsgelegenheit. 

Die  Vermittlung  von  Arbeit  in  der  Stadl  ist  unentgeltlich ; flir  Vermittlung 
nach  auswärts  kann  durch  die  Kommission  eine  entsprechende  Gebühr  festgesetzt 
werden. 

.Art.  4.  Das  .Arbeitsamt  macht  dem  Statistischen  Amte  zum  Zwecke  statistischer 
Verarbeitung  Mitteilung  von  <lcn  Bewegungen  des  Arbeitsmarktes  in  den  verschie- 
denen Gewerben  und  Jahreszeiten  und  beteiligt  sich  an  Erhebungen  ül>er  die  Ver- 
hältnisse der  Arlwiter  und  .Arbeitgeber. 

.Art.  5.  Die  Leitung  der  Anstalt  liegt  unter  der  Aufsicht  des  Stadtrates  einer 
Kommission  von  15  Mitgliedern  ob,  welche  die  Bezeichnung  ..Verwaltungskommission 
des  Arbeitsamtes“  führt. 

Der  Vorsitzende  der  Kommission  wird  vom  Stadtrate  aus  .seiner  Mitte  be- 
zeichnet. Im  Verhinderungsfälle  wird  er  durch  ein  anderes  Mitglied  des  SUidtratcs 
vertreten.  Von  den  14  übrigen  Mitgliedern  wählt  der  Stadtrat  2:  je  6 Mitglieder 
und  je  2 Krsalzmunner  (Art.  7)  wählen  die  städtischen  Verbände  der  .Arbeitgeber 
und  der  Arbeiter.  Von  den  durch  die  letztem  gewählten  Mitgliedern  soll  je  eines 
dem  weiblichen  Gsschlechte  angehören.  Die  Mitglieder  der  Kommission  müssen 
Schweizerbürger  sein. 

E'ür  den  Fall,  da.ss  die  Organisation  der  Arbeitgeber  oder  diejenige  der  Arbeiter 
innerhalb  der  vom  Stadtrale  ge.stellten  Frist  die  ihr  zustchende  Wahl  von  Vertretern 
nicht  vornehmen  sollten,  wird  die  Wahl  aus  Angehörigen  der  betreffenden  Gruppe 
vom  Stadtrate  getroffen. 

Die  Aktuaritsgeschäfte  der  Kommission  werden  von  einem  Kanzlcibeamten 
derjenigen  .städtischen  Vcrwaltungsabteiluiig  besorgt,  welche  der  Vorsitzende  als 
Stadtrat  leitet. 
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Art.  6.  Die  .Amlsdauer  der  Kommission  beträgt  drei  Jahre  und  fallt  mii  der- 
jenigen der  städtischen  Behörden  zusammen. 

Art.  7.  Die  Kommission  versammelt  sich  ordcntUcherwelsc  jeden  zweiten 
Monat,  ausserordentlich,  wenn  der  V^orsilzeiidc  dies  anordnet  oder  mindestens  zwei 
Mitglieder  cs  schriftlich  verlangen. 

Sie  ist  beschlufsfähig,  wenn  wenigstens  die  Hälfte  der  Mitglieder  anwesend  sindu 

Wenn  Mitglieder  der  Kommission  verhindert  sind,  an  der  Sitzung  teilzunehmcn, 
so  sind  Ersatzmänner  der  betreffenden  Grujtjie  cinzuberufen.  Die  anwesenden  Mit- 
glieder sind  zur  Stimmabgabe  verpflichtet. 

Für  die  Bcschlufsfassung  sind  die  Bestimmungen  des  § 86d  des  Gemeinde- 
gesetzes mafsgebend. 

An.  8.  Die  Mitglieder  der  Kommission  beziehen,  den  V’orsiUenden  ausge- 
nommen, lür  jede  Sitzung  ein  Sitzungsgeld  von  Fr.  3. 

Uncntschuldigte  .Ahwesenhcil  wird  mit  einer  Hülse  von  Fr.  l belegt. 

.Art.  9.  Die  Obliegenheiten  und  Befugnisse  der  Verwaltungskommission  w’erden 
durch  ein  vom  Stadtratc  zu  erlassendes  Regulativ  umschrieben.  Soweit  das  Regu- 
lativ den  Entscheid  dem  Stadtrate  Vorbehalt,  steht  der  Kommission  das  Recht  der 
Antragstcllung  und  Begutachtung  zu. 

Art.  10.  /.ur  Führung  der  Geschäfte  des  Arbeitsamtes  wird  ein  Verwalter  be- 
stellt, dem  die  nötigen  Hilfskräfte  heizugeben  sind.  l>ic  Wahl  steht  auf  den  unver^ 
bindiieben  Vorschlag  der  Kommission  dem  Stadtrate  zu. 

Der  Verwalter  wohnt  den  Sitzungen  der  Vcrwaltungskommission  mit  beratender 
Stimme  bei. 

Die  Besoldung  de.s  Verwalters  beträgt  Fr.  3000  bis  4500,  diejenige  der  übrigen 
Angestellten  Fr.  1200  bis  3000. 

Die  Obliegenheiten  des  Verwalters  und  der  übrigen  AngcstcUien  werden  des 
nähern  durch  Regulative  geregelt,  die  der  Stadtrat  auf  den  Vorschlag  der  Kommission 
erläfst. 

.Art.  11.  bei  mifsbräuchlicher  Inanspruchnahme  des  Arbeitsamtes  kann  die 
Kommission  je  nach  der  Schw'erc  des  Falles  den  .Au&schlufs  des  Schuldigen  von  der 
Benutzung  des  Arbeitsamtes  auf  kürzere  oder  längere  Dauer  verfügen;  immerhin  hat 
sic  vor  dem  Entscheide  dem  .Angeschuidigten  Gelegenheit  zur  Vernehmlassung  zu 
gel>en. 

Gegen  solche  Entscheide  ist  die  Berufung  an  den  Stadtrat  zulässig,  die  Ein- 
sprache hindert  aber  den  vorläufigen  Vollzug  des  Beschlusses  nicht. 

Art.  12.  Wenn  zwischen  Arbeitgebern  und  .Arbeitern  einzelner  Betriebe  oder 
Bcrule  Mifshclligkeiten  entstehen,  welche  zu  einer  .Arbeits-  oder  Betriebseinsteilung 
fuhren  können,  so  hat  das  Arbeitsamt  sofort  den  Stadtpräsidenten  um  Einleitung 
des  Vermittelungsvcrfahrens  (V'erordnung  betreffend  Vermittlung  bei  .\rbcitsein- 
stellungcn,  Städtische  Amtliche  .Sammlung,  IV,  71)  zu  ersuchen. 

Kann  durch  das  Vermittlungsverfahren  eine  I’inigung  nicht  erzielt  w'crden,  so 
wird  das  .Arbeitsamt  dies  in  geeigneter  Weise  in  seinen  Lokalen  bekannt  machen, 
seine  Thätigkeit  aber  (ihnc  weitere  Rücksichtnahme  auf  erfolgte  Arbeitseinstellungen 
fortsetzen. 
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Art.  13.  Uic  Kosten  der  Krrichtung  und  des  Betriebes  des  Arbeitsamtes  trägt 
vorbelültlich  eines  aiHaüigen  StaatsfH'itragcs  die  Stadt 
Zürich,  den  24.  März  1900. 


Betriesreglement  fttr  das  Städtische  Arbeitsamt. 

(Vom  18.  Juli  1900.) 

Art.  I.  UuH  Städtische  Arbeitsamt  ist  zur  Kntgcgennahmc  von  Arbeitsnach- 
frugen  und  Arbcit.sangcbf»lrn  für  das  Publikum  geöffnet:  an  Werktagen  von  8 bis 
12Yi  I hr  vormittags  und  von  3 bis  6 L'hr  nachmittags.  An  Sonn*  und  Festtagen 
bleiben  die  lA>kale  dc.s  Arbeitsamtes  geschio.ssen. 

Art.  2.  nie  einlangenden  Nachfragen  nach  Arbeit  und  die  Angebote  von 
Arbeitsstellen  wertien  in  Listen  eingetragen,  welche  nach  Herufsarten  gesondert  und 
für  Arbeitgeber,  Arbeiter  und  Lehrlinge  je  getrennt  zu  führen  sind. 

Bei  (tcsuchcn  von  Arbeitern,  Wirtschaflsbedienstetcn,  Dienstboten  und  Lehr- 
lingen wird  eingetragen: 

Laufende  Nummer,  Tag  der  Anmeldung,  Name  (f  Jeschlcchts.  und  Vornamcb 
Heimatort,  Wohnort  und  Wohnung.  Cieburtsjahr,  Familienstand  (ledig,  verheiratet), 
letzte  Arbeitsstelle,  gesuchte  Beschäftigung  (Spezialität),  Tag  der  Kriedigung  der 
Nachfrage,  besondere  Bemerkungen  auf  Wuitsdi  des  Nachfragenden  (Lohnanspruch, 
wie  lange  arbeitslos  u.  s.  f.). 

Bei  Lehrlingen  noch:  Name  des  Vaters  und  bisheriger  Schulbesuch. 

Hei  (iesuchen  von  Arbeitgebern  sind  einzutragen. 

lainfende  Nummer,  Tag  der  .\nmeldung,  Name  und  Adresse.  Zahl  und  Beruf 
(Spezialität  des  Berufes)  der  gesuchten  .Arbeiter,  Tag  der  Kriedigung  des  (jesuches, 
besondere  Bemerkungen  (Hohe  des  gebotenen  Lohnes  u.  s.  f.). 

Art.  3.  Die  Eintr;igung  der  Gesuche  erfolgt  auf  (»rund  von  schriftlichen  oder 
mündlichen  .Anzeichen.  Formulare  zu  schriftlicben  .Anzeigen  werden  unentgeltlich 
abgegeben. 

-Art.  4.  Die  .Arbeitsuchenden  sollen  genau  über  ihre  Kigiiung  und  Leistungs- 
fähigkeit befragt  werden;  vorhandene  Zeugnisse  und  Schriften,  die  letztem  soweit 
cs  sich  um  neu  zugereiste  Personen  handelt,  sind  einzusehen.  Die  Kinhoiung  weiterer 
Erkundigungen  ist  ins  Ermessen  des  Verwalters  gestellt. 

Die  Zuweisung  von  .Arbeit,  soweit  solche  beim  Arbeitsamle  angebolen  ist,  er- 
folgt unter  Berücksichtigung  der  nötigen  Eignung  der  .Arbeitsuchenden  für  die 
anzuweisenden  Stellen  der  Reihenfolge  der  vorliegenden  .Anmeldungen  nach  und,  wo 
dies  nötig,  nach  eingeholter  Erkundigung  über  die  betreffenden  .Arbeitgeber. 

Die  A’erwaltung  des  Arbeitsamtes  darf  zwischen  Arbeitsuchenden,  welche  Fach- 
vereinen  angchören  und  solchen,  die  nicht  organisirt  sind,  keinen  Unterschied  machen. 
Dagegen  können  bei  Zuweisungen  von  Arbeit,  erforderliche  Eignung  vorausgesetzt, 
hier  niedergelassene  iVrsonen  oder  solche  mit  Kamilie  vor  auswärtigen,  neu  zuge- 
zogenen und  allcin.stchendcn  bevorzugt  w*erdcn. 

Art.  5.  Dir  Zuweisung  von  .Arbeitsuchenden  an  die  .Arbeitgeber  erfolgt  durch 
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offen«:,  den  Arbeitern  übergebene  Formulare.  Wird  der  Arbeitsuchende  eingestellt, 
so  hat  der  Arbeitgeber  denaselben  die  Arbeitsanweisung  abzunehmen,  auf  der  Rück* 
.Seite  den  Zeitpunkt  der  Einstellung  vorzumerken  und  das  ausgefiillte  Formular  datiert 
und  unterzeichnet  dem  Arbeitsamte  umgehend  franko  einzusenden. 

Art.  6.  Diejenigen  Arbeitgeber  und  .Arbeitsuchenden,  welche  das  Arbeitsamt 
in  .Anspruch  genommen  haben,  aber  nicht  befriedigt  worden  sind,  haben  bei  ander- 
weitiger Erledigung  ihrer  Gesuche  hiervon  sofort,  schriülich  oder  mündlich,  dem 
Arbeitsamte  Mitteilung  zu  machen. 

Art.  7.  .Alle  Arbeitsnachfragen  und  .Arbeitsangebote,  welche  nicht  innert 
14  Tagen  erledigt,  zurückgezogen  oder  erneuert  werden,  gelten  als  erloschen.  Die 
Erneuerung  hat  unter  Berufung  auf  die  erstmalige  .Anmeldung  (Name,  Datum  u.  s.  w.) 
zu  erfolgen. 

.Art.  8.  Barauslagcn  sind  dem  Arbeitsamte  von  den  Auffraggebern  zu  ver- 
güten ; im  übrigen  werden  für  die  Vermittlung  von  Arbeits-  und  .Arbeitergesueben 
auf  dem  Platze  Zürich  weder  Einschreibgebühren  noch  Taxen  verrechnet.  .Aus- 
wärtige .Arbeitgeber  bezahlen  eine  Einschreibgebühr  von  50  Kappen.  Schriftlichen 
.\nfragcn  an  das  .Arbeitsamt  ist  das  Rückporto  beizulcgen. 

Art.  9.  Auswärts  wohnende  .Arbeitgeber,  welche  das  .Arbeitsamt  benutzen, 
sind  verpflichtet,  für  die  ihnen  innert  Frist  von  14  Tagen  nach  erfolgter  Anmeldung 
zugewiesrnen,  mit  regelrechter  .Anweisung  versehenen  Arbeiter  die  Kosten  der  Hin- 
und  Rückreise  zu  vergüten,  wenn  die  angewiesene  Stelle  inzwischen  bereits  ander- 
weitig besetzt  wortlcn  ist. 

.Art.  10.  Das  Arbeitsamt  hat  die  in  den  Tugesblättcrn  erscheinenden  Anzeigen 
über  offene  Stellen  u.  s.  w.  zu  sammeln  und  sich  durch  l'mfragc  bei  den  .Arbeit- 
gebern sowie  bei  auswärtigen  .Arbeitsvernnttlungsstellcn  in  den  Stand  zu  .setzen,  den 
cingrhemien  Arbeit.sgcsuchcn  nach  Möglichkeit  zu  entsprechen. 

.\r1.  II.  Auf  dem  Bureau  des  .Arbeitsamtes  wird  ein  Beschwerdebuch  aufgelegt, 
in  welches  .\rbcUgcber  und  .Arbeiter  aliräliigc  Wünsche  odfer  Beschwerden  betreffend 
die  Arbeitsvermittlung  und  den  Betrieb  des  Arbeitsamtes  eintragen  können. 

An.  12.  Dieses  Reglement  tritt  soffirl  in  Kraft. 

Zürich,  l8.  Juli  1900. 
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Beiträgt  zur  neuesten  Handelspolitik  Deutsehlands.  Herausgegeben  vom 
Verein  für  Sozialpolitik.  Erster  und  zweiter  Band  (Schriften 
des  X^ereins  Bd.  90  und  91).  Leipzig  igoo  und  1901. 

Ob  der  Verein  für  SozialiX)litik  nicht  in  einer,  seiner  Eigenart  ent- 
sprechenderen Weise  in  die  handelspolitischen  Erörterungen  hätte  ein- 
greifen  können  und  sollen,  darüber  wird  sich  erst  urteilen  lassen,  wenn 
die  „Beiträge"  abgeschlossen  vorliegen.  .-Xus  dem  Schmoll  ersehen 
Vorwort  zum  ersten  Band  ergiebt  sich,  dafs  der  leitende  Sonderausschuls 
von  der  ursprünglich  vorgeschlagenen  Di.skussion  über  die  „sozialpolitische 
Bedeutung  des  Ueberganges  Deutschlands  zum  Export-Industriestaate'*  ab- 
sah, weil  „die  Untersuchung  der  ganz  allgemeinen  Kragen  wie:  Agrar- 
und  Industriestaat  oder  soziale  Wirkung  der  einen  oder  anderen  Richtung 
der  Handefspolitik,  mehr  Sache  individueller  Gelehrtcnarbeit  sei,  immer 
nur  von  subjektivem  Standpunkt  aus  geschehen  könne,  während  un- 
sere Schriften  möglichst  den  Charakter  objektiver  Berichterstattung 
tragen  sollen“.  So  wird  denn  für  später  nur  eine  .\rbeit  von  Dr. 
Pohle  angekündigt,  „welche  die  Frage  .Agrar-  und  Industriestaat  ins 
Auge  fassen  und  die  Berufsstatistik  in  ihren  Ergcbnis.sen  für  die  Handels- 
politik darlegen“  soll.  Nach  deren  Erscheinen  wird  vielleicht  auf  diese 
veränderte  Anlage  der  ganzen  Publikation  zurückzukommen  sein.  Heute 
möchten  wir  uns  mit  dem  Hinweis  darauf  begnügen,  dafs  auch  die  bisher 
dargebotenen  Schriften  reichlich  von  subjektiven  Auffassungen  durch- 
tränkt  sind  und  dafs  das  l>ei  so  vielverzweigten  und  verwickelten 
Fragen  der  politischen  Praxis  auch  gar  nicht  anders  sein  kann.  Hier 
kann  man  billigerweise  nur  verlangen,  dafs  die  Beiträge  nicht  tenden- 
ziös zugestutzt  seien,  und  dieses  Verlangen  wäre  bei  einer  litterarischen 
Aussprache  ülier  die  grundlegenden  allgemeinen  Fragen  ebenso  leicht 
oder  schwer  zu  erfüllen  gewesen,  wie  bei  den  Fiinzeldarstellungen,  die 
wir  nunmehr  erhalten. 

Dankbar  wird  man  auch  dafür  sein  können.  D r.  L o t z wird  al»er- 
mals  eine  geschichtliche  Uebersicht  der  deutschen  Handelspolitik  geben, 
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diesmal  von  1890  bis  1900.  Dr.  Francke  hat  die  zollpolitischen 
Einigungsbestrebungen  in  Mitteleuropa  während  des  letzten  Jahrzehnts  ge- 
schildert. Die  österreichische  Handelspolitik  soll  — was  nach  der  Lücke 
in  der  vorigen  Vereinspublikation  mit  besonderer  Freude  zu  begrüfsen 
ist  — durch  eine  Reihe  von  Mitarbeitern  unter  der  Redaktion  von  Dr. 
V.  P h i 1 i p p o V i c h in  einem  eigenen  Bande  zur  Darstellung  gebracht 
werden.  Ferner  behandeln  Dr.  Rathgen  und  Professor  Hewins: 
Elngland  — Dr.  Fisk,  ferner  Karl  Ballod  als  Ersatzmann  für  den 
verhinderten  Dr.  v.  Halle:.  Amerika  — - Dr.  Schuhmacher  den  ost- 
asiatischen  Markt  — und  D r.  NV  u 1 1 k e die  Beziehungen  Deutschlands 
zu  Oesterreich.  Die  übrigen  Länder  sollen  diesmal  unberücksichtigt 
bleiben,  schon  in  Rücksicht  auf  „die  Kürze  der  Zeit  und  das  Mafs  un- 
serer finanziellen  Mittel“.  Schade,  dafs  niclit  wenigstens  Frankreich  noch 
seinen  Bearbeiter  gefunden  hat ; die  vorige  Publikation  brachte  hier  ledig- 
lich eine  Geschichte  der  mehr  äufserlichen  parlamentarischen  und  ge- 
setzgeberischen Vorgänge,  und  gerade  für  die  Gegenwart  bietet  Frank- 
reichs Stellungnahme  zu  den  Tarifverträgen,  seine  Erfalirung  mit  dem 
System  des  Maximal-  und  Minimaltarifs  ein  hervorragendes  Interesse  und 
die  Litteratur  ist  trotz  alledem  hier  eine  sehr  spärliche,  während  sie  z.  B. 
über  unsere  Beziehungen  zu  den  Vereinigten  Staaten,  und  über  die  ameri- 
kanische Handelspolitik  überhaupt,  in  letzter  Zeit  sehr  reichhaltig  ge- 
worden ist. 

Gerade  über  „die  Handels|>olitik  der  Vereinigten  Staaten" 
enthält  jedoch  der  vorliegende  erste  Band  eine  lange  Abhandlung  von 
Dr.  George  M.  Fisk  — dem  früheren  zweiten  Sekretär  der  amerika- 
nischen Botschaft  in  Berlin  und  Jetzigem  Professor  am  Tome  Institute  — 
die  zwar  durchaus  lesenswert  ist,  jedoch  neues  im  Vergleich  zu  der, 
jedermann  leicht  erreichbaren  jüngsten  Litteratur  kaum  bietet.  Dazu 
ist  nunmehr  im  zweiten  Band,  speziell  über  „die  deutsch-amerikanischen 
Handelsbeziehungen",  das  Korreferat  Karl  Ballods  getreten,  das 
manche  interessante  Darlegung  bringt,  im  ganzen  aber  den  Charakter 
der  rasch  übernommenen  Gelegenheitsarbeit  allzusehr  trägt  — im  Gegen- 
satz zu  der  anderen  Ballodschen  .Arbeit  über  den  deutsch -russischen 
Handel. 

Dr.  Fisk  schildert  nicht  nur  die  Geschichte  des  amerikanischen 
Zolltarifs  und  die  Haupteigentümlichkeiten  der  amerikanischen  Aus- 
und  Einfulir,  sondern  auch  die  Schiffahrts-  und  Schiffsbaupolitik,  die 
neuere  koloniale  Expansion.  Am  lehrreichsten  sind  vielleicht  die  Ab- 
schnitte über  die  Auffassung  der  Meistbegünstigungsklausel  seitens 
der  Union  und  über  die  Reziprozitätspolitik,  durch  welche  die  Union 
noch  immer  an  dififerentieller  Behandlung  der  verschiedenen  einführen- 
den Vertragsstaaten  festhält  una  eine  Meistbegümstigungslrehandlung 
ohne  besondere  Gegenleistung  ablehnt.  Freilich  wird  gerade  hier 
die  Abhandlung  Dr.  Fisks  zum  denkbar  einseitigsten  Plaidoyer  für  das 
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amerikanische  Vorgehen  und  gegen  die,  man  kann  wohl  sagen;  euro- 
päischen Auffassungen  und  Ansprüche.  Geht  Fisk  zuletzt  doch  sogar  so 
weit,  in  dem  bekannten  und  gewifs  nicht  besonders  glücklichen  Rhein- 
babenschen  F-rlafs,  der  vor  allzugrofser  X'ertrauensseligkeit  bei  behördlichen 
Mitteilungen  an  Amerikaner  warnt,  eine  Verletzung  der  Meistbegünstigung 
zu  sehen,  während  er  die  amerikanischen  Zucker-Ausgleichszuschlage,  die 
Schiffstonnengelder,  die’  Verweigerung  der,  anderen  Ländern  zuge- 
standenen Vertrags -Zollsätze  ohne  spezielle  Gegenleistung  im  Einklang 
mit  der  Meistbegünstigung  findet. 

Auf  diese  internationalen  Streitfragen  und  Interessengegensätze  geht 
der  Ballodsche  Beitrag  weiter  nicht  ein.  Dagegen  bietet  er  eine 
Uebersicht  über  die  grofsen  Fanfuhr-  und  Ausfuhrverschiebungen  zwischen 
Europa-Deutschland  und  der  auch  industriell  machtvoll  aufstrebenden 
Union,  ferner  Mitteilungen  über  die  technisch-sozialen  Bedingungen, 
unter  denen  die  amerikanische  Eisenindustrie  und  der  amerikanische 
Kornbau  jiroduzieren,  endlich  noch  einige  Betrachtungen  über  die  mög- 
liche Durchführung  und  wahrscheinliche  Wirkung  eines  Zollkrieges 
zwischen  Deutchland  und  der  L’nion.  Hier  schliefst  sich  Ballod  den, 
heute  bereits  recht  zahlreichen  Handelsixrlitikern  an,  die  durch  .Aus- 
spielen Rufslands  gegen  Amerika  die  Union  zu  gröfserem  Entgcgen- 
konmien  glauben  zwingen  zu  können.  Nur  für  die  Zufuhr  von  Kupfer 
und  Baumwolle  befürchtet  Ballod  gröfsere  Schwierigkeiten.  „Wenn 
auch  ein  Ersatz  für  Kupfer  möglich  ist,  so  wäre  doch  eine  weitere 
starke  Preissteigerung  desselben  besonders  für  die  deutsche  elektrische 
Industrie  durchaus  unerwünscht.  Aehnlich  liegen  die  Dinge  bei  der 
Baumwolle.  Da  kann  die  amerikanische  Fanfuhr  zwar  durch  die  Einfuhr 
aus  anderen  Ländern  ersetzt  werden,  aber  schwerlich  zum  Vorteil  für 
die  deutsche  Baumwollindustrie"  (S.  214;.  Hier  verliert  sich  Ballod  zu- 
letzt in  die  luftigsten  Zukunftsprojekte.  So,  wenn  er  vorschlägt,  „durch 
staatliche  Mafsregeln  den  Baumwollenbau  in  den  deutschen  Kolo- 
nieen  zu  forcieren  zu  suchen,  schon  um  der  Eventualität  eines 
kolossalen  Geldabflusses  „nach  Amerika,  dem  kein  Aequivalent  gegen- 
überstehen würde,  zu  begegnen.  Einen  Betrag  von  200  — 250  Mill.  Mk. 
Deutschland  selbst  zu  erhalten  zu  suchen,  müsste  doch  des  Schweifses 
der  Fidlen  wert  sein“  S.  215).  Das  mag  an  sich  unbestritten  bleiben. 
Für  die  Gegenwartspolitik  und  die  schwebenden  handelspolitischen  Neu- 
gestaltungen und  Auseinandersetzungen  ist  es  darum  nicht  minder  ein 
leeres,  vollkommen  bedeutungsloses  Spiel  der  Fanbildung. 

Ruhig,  fleifsig  und  sachkundig  wie  immer  ist  die  Abhandlung 
Professor  Conrads  über  die  „Stellung  der  landwirtschaft- 
lichen Zölle  in  den  1903  zu  schliefsenden  Handelsverträgen  Deutsch- 
lands". Ueber  die  Bewegung  der  Preise  und  der  Flinfuhrmengen  der 
Agrarprodukte,  über  die  Beziehungen  von  Getreide-,  .Mehl-  und  Brod- 
preis,  von  landwirtschaftlicher  Betriebsgröfse  und  Menge  des  Getreidever- 
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kaufes,  Uber  die  heutige  Lage  der  I^dwirtschaft  und  ihrer  verschiedenen 
Produktionszweige,  über  Zwangsversteigerungen  und  V^erschuldung,  ülx;r 
die  Erfahrungen  mit  Handelsraonoiwlen  und  gleitenden  Zollskalen  wird 
man  kaum  irgendwo  soviel  unparteiisch  gesichtetes  Material  vorfinden. 
Leider  ist  jedoch  gerade  bei  Conrads  Betrachtungen  der  Ausgangspunkt 
kein  einheitlicher  und  widerspruchsloser;  die  .Schlufsergebnisse  stehen  so 
zum  Teil  unter  sich  in  schroffem , unüberbrückbarem  Gegensatz.  Die 
I.andwirtschaft  hat  „selbstverständlich“  dieselben  Ansprüche  auf  Schutz 
wie  die  Industrie,  sagt  Professor  Conrad  im  Anfänge.  Aber  schon  das 
heifst  als  feststehend  voraussetzen,  worüber  nicht  nur  „die  grofsen  Intcr- 
essenverbände"  (Schmoller)  im  Streite  liegen.  Wäre  die  englische 
Art  der  Entwicklung  zum  Industriestaat  unvermeidlich  und  darum  vor- 
bildlich, so  müfsten  die  Ansprüche  der  Landwirtschaft  sich  denen  der  In- 
dustrie unbedingt  unter  ordnen,  im  Notfälle  bis  zur  Selbstopferung.  In 
allen  unentwickelteren  protektionistischen  Ländern  — wie  Rufsland  — 
legt  man  der  Landwirtschaft  schwere  Lasten  auf,  um  die  Industrie  zu 
fördern.  Doch  diese  ungleiche  wirtschafts[)olitische  Behandlung  ist 
oft  genug,  mit  Recht  oder  mit  Unrecht,  mit  den  Interessen  der  allge- 
meinen sozialen  Höherentwicklung  als  Notwendigkeit  begründet  worden. 
Liegen  bei  uns  in  der  Gegenwart  die  Verhältnisse  ähnlich  wie  in  Eng- 
land zur  Zeit  der  anti-com  law-league,  oder  wenden  die  Gegner  der 
Kornzölle  heute  nur  eine  überkommene  Schablone  an,  die  auf  die  vor- 
liegenden, ganz  andersartigen  Th.atsacheii  der  internationalen  Kon- 
kurrenz wie  die  Faust  aufs  Auge  pafst  ? Hier  kommt  man  elren  an  einer 
Stellungnahme  zu  den  „ganz  allgemeinen  Fragen  wie:  Agrar-  und  In- 
dustriestaat oder  soziale  Wirkung  der  einen  oder  anderen  Richtung“  nicht 
vorbei.  Und  weil  eine  solche  allgemeine  Entscheidung  schliefslich  jedem 
ausgc|>rägten  handelspolitischen  Standpunkt  zu  Grunde  liegt,  so  wird  das 
Resultat  der  Conradschen  .Arbeit  schliefslich  nach  keiner  Seite  hin  be- 
friedigen. Conrad  ist  nicht  gegen  die  alten  Getreidezölle,  aber  er  ist 
gegen  ihre  Erhöhung,  weil  er  eine  weitverbreitete  Notl.agc  des  Brodkorn- 
baues  für  die  Gegenwart  nicht  anerkennt.  Doch  er  schwankt  selber  in 
seinem  Urteil  ül>er  die  Notlage  (vgl.  besonders  seine  .Vusführungen  ül>er 
die  Zunahme  der  Verschuldungsziffern),  und  eine  leichte  Verschiebung 
in  diesem  Urteil  müfste  auch  bei  ihm  die  Wagschale  zu  gunsten  der 
Brodzollerhühung  senken,  ln  der  That  kommt  Conrad  zu  solchen  Fol- 
gerungen für  fast  alle  anderen  Agrarzölle.  Er  ist  für  eine  Heraufsetzung  des 
G e rste n Zolles  „auf  den  Roggenzoll“  (S.  l66).  „Gegen  eine  Erhöhung 
des  Zolles  auf  Pferde  wird  sich  prinzipiell  kaum  etwas  cinwenden  lassen“ 
(S.  >73;.  Für  Rindvieh  „wird  eine  Zollerhöhung  wohl  zu  befürwonen 
sein“  (S.  173).  Einem  weiteren  Schafzoll  würden  „besondere  Bedenken 
nicht  entgegenstehen“  (S.  174).  .Auch  bei  den  Schweinen  „kann  eine 
Zollerhöhung  wohl  l>efürwortet  werden“  (S.  174).  Unter  den  tierischen 
Produkten  würden  „vor  allem  Butter  und  Käse  diejenigen  Gegen- 
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stände  sein,  welche  einen  hohen  Zoll  vertragen“  (S.  176).  „Das  frische 
Fleisch  und  die  Fleischkonserven  ertragen  unzweifelhaft  einen  Zoll. .. . 
Ist  ohne  Schwierigkeit  eine  Erhöhung  zu  erreichen,  so  kann  man  sie 
ohne  Frage  acceptieren,  anderenfalls  würde  es  sicher  nicht  richtig  sein, 
hierbei  mit  Gewalt  eine  Erhöhung  durchsetzen  zu  wollen“  (S.  1 76). 
„Gerade  der  Obst  zoll,  besonders  für  Massenobst,  würde  einen  allge- 
meineren Eintlufs  auf  die  inländischen  Preise  nicht  ausüben“  (S.  1 79), 
nur  die  unbewegliche  landwirtschaftliche  Bevölkerung  mit  ihrer  l’ro- 
duktionsrückständigkeit  ist  „kaum  für  einen  Schutzzoll,  wenigstens  für 
Massenobst,  reif."  Hier  scheint  uns  doch,  dafs  alles,  was  Conrad  gegen 
die  Brodzollerhöhung  vorbringt  — die  Belastung  des  Konsumenten,  der 
Vorteil  nur  des  derzeitigen  Besitzers,  nicht  des  Nachfolgers  und  darum 
nicht  des  landwirtschaftlichen  Betriebes,  der  landwirtschaftlichen  Pro- 
duktion durch  eine  Grundrentemsteigeruiig  — mutatis  mulandis  auch 
für  seine  Vorschläge  gilt  — oder  wenn  cs  hier  nicht  ausschlaggebend 
ist,  dafs  dann  auch  den  Gründen  gegen  die  Brodzülle  nicht  das  ihnen 
zugeschriebene  Gewicht  beigemessen  werden  kanti.  ,\n  diesem  Widerspruch 
krankt  die  sonst  so  l>eachtenswerte  (’onradsche  Arbeit.  — Befremden 
mufs  ferner  auch  die  geringe  F'ühlung,  die  ein  so  vielseitig  unterrichteter 
Gelehrter  wie  Conrad  gegenüber  manchen  Bestrebungen  der  handels- 
|K)litischen  Praxis  bekundet.  So  gehen  seine  Bemerkungen  ülier  den 
Maximal-  und  Minimaltarif  (vgl.  vor  allem  S.  166)  von  einer  voll- 
ständigen Verkennung  des  Wesens  dieser  vielumstrittenen  Mafsnahrae  aus. 

Noch  stärker  wie  bei  Conrad  empfindet  man  das  Bedürfnis  einer 
Erörterung  des  Ausgangspunktes  bei  Dr.  Heinr.  Dade,  der  ebenfalls 
die  ,,.<V gra r zö  1 le“  liehandelt  (thatsächlich  unter  Einschränkung  auf  die 
Getreidezölle'i.  Herr  ür.  Dade  ist  seit  langem  Generalsekretär  des 
deutschen  l.andwirtschaftsrates  und  jede  Seite  seiner  Arbeit  verrät  die 
vieljährige  Vertrautheit  mit  dem  Gegenstände.  Das  Ganze  ist  eine 
leidenschaftslose,  beachtenswerte  Vertretung  eines  bestimmten  agrarischen 
Standpunktes.  .\lx?r  welchen  Standpunktes!  Das  Motto:  „Nur  das  ist  wahrer 
Reichtum,  was  die  Erde  hervorbringt“,  mag  lediglich  dekorative  Bedeutung 
beanspruchen.  Dagegen  heifst  es  später  bestimmt  und  klar  (S.  33): 

Angesichts  iter  thatsächlichen  Vorgänge  auf  dem  Gebiete  des  deutschen 
Getreidehandels  entsteht  die  Frage:  wie  ist  künftig  nach  dem  .\blauf 
der  bestehenden  Handelsverträge  vom  I.  Januar  1904  an  der  Zoll  auf 
Weizen  und  Koggen  mit  Rücksicht  auf  die  Hrntabilität  des 
einheimischen  (ietreidel)aucs  zu  bemessen,  und  welche  1 lohe  kann 
vom  V o 1 k s w'i  r t sc  h a ft  I ich  e n (1)  Standpunkt  gerechtfertigt  erscheinen. 

Den  sichersten  und  gerechtesten  Mafsstab  fiir  die  Beme.ssung  der 
Getreidezölle  würde  der  Unterschied  zwischen  den  hüchslen  in- 
ländischen Froduktiomskoslen,  soweit  zu  denselben  noch  grofs«  Mengen 
Getreide  produziert  werden,  und  dem  Preise  bilden,  zu  welchem  das  am 
billigsten  produzierende  Konkurrenzland  das  Getreide  an  die 
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deutsche  Zollgrenze  bisher  gcHct’erl  hat  t»dcr  Vi)niussicbtltch  wird  lietern 
können. 

Diese  Richtschnur,  bei  der  man  unter  Umständen  auf  85,  95  und 
mehr  Mark  Zoll  kommen  kann,  ist  dann  auch  durch  alle  Dadeschen 
Einzeluntersuchungen  hindurch  als  mafsgebend  festgehalten.  Da  auch 
grofse  ausschlaggebende  Parteien  Deutschlands  die  gleichen  Wege  wan- 
deln, so  soll  das  Nützliche  einer  solchen  Darbietung  nicht  bestritten 
werden.  .\ber  der  Verein  für  Sozial|>olitik  ist  nun  einmal  nicht  der 
deutsche  Landwirtschaftsrat;  und  die  Schmollersche,  meines  Erachtens 
sehr  unglückliche  und  mifsverständliche  Ankündigung,  dafs  nicht  „bezahlte 
Agenten  grofser  Interessengruppen,  sondern  unabhängige,  aber  vollendet 
unterrichtete  Kenner  ihrer  Nation“  zu  Worte  kommen  sollen,  ist,  bisher 
wenigstens,  in  der  thatsächlichen  Ausführung  darauf  hinausgelaufen,  dafs 
hur  die  industriellen  Bedenken  gegen  die  Erhöhung  der  Agrar- 
zölle zum  Schweigen  verurteilt  waren.  — Von  besonderem  Intercs.se 
sind  bei  Dadc  die  .\ngaben  über  die  Mengen  des  verfütterten  Brot- 
getreides, das  Dade  durch  Preiserhöhung  wieder  der  menschlichen  Nah- 
rung zur  Verfügung  stellen  will,  während  er  andererseits  eine  Verhältnis- 
mäfsig  niedrigere  Verzollung  der  Futtermittel  für  diskutabel  erklärt. 
Gegenüber  einem  solchen  Vorgehen  jedoch,  ebenso  wie  bei  dem  weiteren 
Vorschlag  Dades:  den  Roggen  niedriger  zu  verzollen  wie  den  Weizen  — 
erweisen  sich  die  agrarischen  Interessen  in  den  verschiedenen  Produktions- 
gebieten Deutschlands  als  sehr  ungleichartig.  Die  führenden  Köpfe  der 
deutschen  Agrarbewegung  haben  darum  stets  darauf  gehalten,  solche 
schlummernde  innere  Gegensätze  lieber  gar  nicht  erst  zu  wecken  und 
Jedenfalls  nicht  zu  verschärfen.  Daher  wohl  auch  die  gesucht  nach- 
drücklichen Verwahrungen,  die  man  mit  einem  Male  agrarLscherseits  an 
die  Adresse  desselben  Dr.  Dade  richtet,  der  so  lange  schon  mit  an  der 
Spitze  des  deutschen  I.andwirtschaftsrats  steht. 

Die  ausführliche  Arbeit  von  Prof.  E.  Franc ke  über  „Zoll politische 
Einigungsbestrebungen  in  Mitieleuro])a  während  des  letzten  Jahrzehnts“ 
ist  fast  ausschliefslich  geschichtlich  referierend.  Man  wird  ihr,  zumal 
sie  gewandt  und  lebhaft  geschrieben  Ist,  recht  zahlreiche  Leser  wünschen 
können,  da  die  handelspoliiische  Annäherung  innerhalb  des  mittel- 
europäischen Staatenkreises  nur  durch  regste  allseitige  Erörterung  aus 
einer  vagen  idealen  Zukunftsforderung  zu  einer  wirklich  gestellten  .Auf- 
gabe der  GegenwarCspolitik  heratiieifen  kann.  Möglich,  dafs  bei  grofsen 
Umgestaltungen  der  internationalen  Wirtschaftsbeziehungen  die  .Aufgabe 
selber  wieder  in  weitere  Ferne  rückt.  .Aber  vorläufig  sollte  in  der 
Handelspolitik  wenigstens  alles  vennieden  werden,  wrs  einer  späteren  .An- 
näherung der  Gliederstaaten  Mitteleuro|>as  im  Wege  stehen  könnte.  Das 
Empfinden  dafür  zu  steigern,  ist  Professor  Franckes  Essay  gut  geeignet. 

.Aehnlich  geschichtlich  referierend  ist  die  Abhandlung  von  Karl 
Rathgen  über  „die  englische  Handelspolitik  am  Ende  des  neunzehnten 
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Jahrhunderts",  also  vorwiegend  über  die  .Aiinäherungsversuche  zwischen 
Mutterland  und  Kolonicen  und  über  die  Rückwirkung  auf  die  sonstigen 
wirtschafts-politischen  Beziehungen  Englands  — während  der  Aufsatz  von 
Prof.  He  w ins  über  den  brittischen  Imperialismus,  vielleicht  wegen 
seiner  Kürze,  in  allzu  vagen  Umrissen  gehalten  ist. 

Herr  Dr.  B a 1 1 o d -Berlin  schildert  dann  zum  Schlüsse  des  i.  Bandes 
noch  die  deu  t sc  h • r ussi  sc  he  n Handelsbeziehungen  — wie  er 
es  zu  lieben  scheint:  mit  einer  gewissen  Ereude  am  Widerspruch  gegen 
weitverbreitete  Meinungen,  aber  andererseits  mit  einer  unbestreitbaren 
Fähigkeit,  ein  weitschichtiges  Thatsachenmaterial  für  seine  Zwecke  zu 
zergliedern  und  zu  verwenden.  In  seinem  Bemühen,  für  Deutschland  die 
günstigen  Wirkungen  des  russischen  Handelsvertrages  nicht  überschätzen 
zu  lassen,  mag  Ballod  Recht  haben.  Ob  freilich  Rufsland  so  leicht  zu 
weiteren  Konzessionen  wie  „eine  mäfsige  Erhöhung  der  Getreidezölle 
auf  etwa  5,  im  günstigsten  Falle  etwa  6 Mark“  bereit  sein  wird,  steht 
auf  einem  anderen  Blatte.  Ueberaus  lehrreich  sind  die  Ausführungen 
Ballods  über  die  Aussichten  einiger  russischen  Industrien,  vor  allem  der 
Ei.senindustrie,  auf  dem  ^V'eltmarkt  konkurrenzfähig  zu  werden,  ferner 
üljer  die  wesentlich  verschiedenen  Grundlagen  und  Chancen  der  russi- 
schen Roggen-  und  Weizenausfuhr. 

Berlin.  MAX  SCHIPPEL. 


Lcipart,  Theodor,  Zur  Lage  der  Arbeiter  in  Stuttgart.  Nach 
statistischen  Erhebungen  im  Aufträge  der  Vereinigten  Ge- 
werkschaften herausgegehen.  Selbstverlag  der  Vereinigten 
Gewerkschaften.  Stuttgart  igoo. 

Die  Delegiertenversainmlung  der  Vereinigten  Gewerkschaften  Stutt- 
garts beschlofs  am  23.  September  1897,  eine  allgemeine  Erhebung  ül>er 
die  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse  in  Stuttgart  mittelst  Personenfrage- 
bogen zu  veranstalten.  In  Verbindung  mit  dem  im  März  1897  be- 
gründeten .Arbeitersekretariat  wurde  der  Fragebogen  aufgestellt,  bei  dessen 
Abfassung  die  Rücksicht  auf  die  Schwerfälligkeit  vieler  .Arbeiter  bei  der 
schriftlichen  Beantwortung  gestellter  Fragen  in  erster  Linie  mafsgebend 
war.  Insgesamt  wurden  28000  Fragebogen  im  Oktolier  1897  .an  die 
einzelnen  Gewerkschaftsvorstände  ausgeteilt,  mit  der  Bestimmung,  dafs 
die  eigentliche  Verbreitung  derselben  in  den  Werkstätten  und  F'abriken 
überall  gleichzeitig  in  der  zweiten  Novemberwochc  vor  sich  gehen  solle. 
Wieviel  F'ragebogen  hiernach  thatsächlich  ausgeteilt  worden  sind,  ist 
nicht  festgestellt.  Die  Gesamtzahl  der  ausgcfüllt  zurückgelieferten  da- 
gegen betrug  7615.  Hiervon  konnten  7580  — von  6494  männlichen 
.Arbeitern  und  1086  Arbeiterinnen  — in  der  vorliegenden  Bearbeitung 
verwendet  werden,  während  der  Rest  teilweise  ganz  unbrauchljar  war 
Archiv  für  soi.  Ge»«t<gebung  u.  Stati»lik.  XVI.  34 
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oder  von  Arbeitern  herrührte,  welche  weder  in  Stuttgart  wohnhaft  noch 
beschäftigt  waren  und  deshalb  für  die  Beurteilung  der  Stuttgarter  Arbeits- 
verhältnisse nicht  in  Betracht  gezogen  werden  konnten. 

Der  Fragebogen  trug  die  Ueberschrift  „Erhebung  über  die  Lohn- 
und  Arbeits-  sowie  Wohnungsverhältnisse  der  Arbeiter  und  Arbeite- 
rinnen in  Stuttgart  und  Umgebung“  und  enthielt  folgende  14  Fragen: 

1.  Art  Ihres  Berufes?  . . . 

2.  Wie  heifst  Ilir  Arbeitgeber? Adresse  Ihrer  Arbeits- 

stätte? . . . 

3.  Arbeiten  Sie  auf  Taglohn  resp.  Wochen  lohn?  ...  Oder 
auf  .•V  k k o r d ? . . . 

4.  Wie  viel  Stunden  arbeiten  Sie  regelmäfsig  pro  Woche? 

. . . Stunden. 

5.  W'ie  hoch  ist  Ihr  durchschnittlicher  Wochenverdienst? 
...  ^^k.  ...  Pf. 

6.  Haben  Sie  jede  Woche  Zahltag?  ...  Oder  wie  oft  sonst  ? . . . 
-An  welchem  Wochentag  ist  der  rcgelmafsige  Zahltag?  ... 

7.  Wie  alt  sind  Sic?  . ..  Jahre. 

8.  Sind  Sie  ledig?  . . . verheiratet?  . . . verwitwet?  . . . 

9.  Wieviel  Kinder  haben  Sie?  . . . W'ieviel  derselben  sind  schon 
über  14  Jahre  alt?  ... 

10.  Trägt  Ihre  Frau  auch  zum  Erwerbe  bei?  . . . Geschieht  dies 
aufser  dem  Hause  ? . . . oder  daheim  ? . . . 

11.  Wohnen  Sie  in  Stuttgart  selbst?  ...  oder  in  welchem  aus- 
wärtigen Orte  ? . . . 

12.  Wieviel  Hauszins  bezahlen  Sie  pro  Jahr?  . . . 

13.  Wieviel  W'ohnräume  hat  Ihre  Wohnung?  . . . Haben  Sie  einzelne 
Wohnräume  wieder  vermietet?  . . . Wieviel?  . . . 

14.  Sind  Sie  Mitglied  der  Gewerkschaft?  . . . der  politischen  Or- 
ganisation? . . . 

Zur  Erklärung  waren  auf  derselben  Seite  beigegeben  folgende: 
„Erläuterungen  zu  den  einzelnen  Fragen.  i.  .\rbeite- 
rinnen  wollen  der  .Angabe  ihres  Berufes  .ausdrücklich  die  Bezeichnung 
„.Arbeiterin"  hinzufUgen.  2.  Name  der  I'irma  und.Adres.se  derP'abrik, 
also  nicht  etwa  der  Wohnung.  Nur  wer  in  seiner  eigenen  Wohnung 
für  eine  Fabrik  arbeitet,  hat  die  .Adresse  seiner  Wohnung  als  .Arbeits- 
stätte .anzugeben.  3.  Wer  abwechselnd  auf  Lohn  (Stundenlohn)  und 
Akkord  (Stticklohn)  arbeitet,  möge  dies  bemerken.  6.  Wer  nicht  wöchent- 
lich entlohnt  wird  (.Abschhagszählung  gilt  natürlich  auch  als  Zaliltag),  soll 
die  Zahlungsfrist  genau  angehen,  also  etwa  „alle  14  Tage“  oder  „monat- 
lich" u.  s.  w.  1 3.  .\ls  „Wohnräume“  sind  ausschliefslich  zu  zählen  die 
Zimmer,  bcwohnb.aren  Kammern  und  die  Küche.  Sonstige  Gelässe 
gelten  also  nicht  als  VNohnräume.“ 

In  der  auf  der  Rückseite  dieses  Fragebogens  abgednicktcn  .Auf- 
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fordcrung  zur  Beteiligung  an  der  Statistik  war  zunächst  auf  die  Wichtig- 
keit der  Statistik  ülK'rhaupt  hingewiesen  und  es  hiefs  dann  weiter: 

„Darum  bitten  wir  die  Arbeiter  und  Arbeiterinnen,  unserer  gegen- 
wärtigen Statistik  das  nötige  Interesse  entgegenzubringen.  Dieselbe  soll 
und  wird  den  eigenen  Arlteitsgenosscn  und  der  allgemeinen  üeffentlich- 
keit  den  Nachweis  erbringen,  dafs  die  durchschnittlichen  Arlwitslöhne 
viel  zu  niedrig  sind  und  darum  die  Kmahrung  der  Arbeiter  und  Arbeiter- 
kinder ungenügend  i.st,  dafs  die  Arbeitszeit  viel  zu  lang,  wodurch  die 
völlige  Entkräftung  der  Arbeiter  in  erheblichem  Mafsc  Ireschleunigt  wird, 
dafs  überhaupt  die  allgemeine  Lage  der  arbeitenden  Bevölkerung,  die 
Wohnungsverhältnisse  u.  s.  w.  ganz  unhaltbare  sind  und  eine  bessernde 
Aenderung  dringend  erheischen. 

Gesunde  Reformen  lassen  sich  aber  nur  schaffen,  wenn  wir  die  lic- 
stehenden  Verhältnisse  genau  kennen.  Und  aus  diesem  Grunde  ersuchen 
wir  Euch,  .\r  beit  er  und  Arbeiterinnen,  die  umstehenden  Kragen 
gewissenhaft  zu  beantworten.  Unsere  Statistik  mufs  wahr 
sein,  darum  vertrauen  wir  darauf,  dafs  jeder  seine  An- 
gaben durchaus  w ah  r h e i t sge mäfs  mache.  Damit  sich  niemand 
deswegen  zu  scheuen  braucht,  verzichten  wir  auf  liie  Benennung  der 
Person  und  erwarten  hieraus  eine  desto  zahlreichere  Be- 
te i 1 i g u n g.“ 

Wir  glauben  zwar  nicht,  dafs  die  ungeschickte  Korniulierung  des 
vorstehenden  ersten  .Vbsatzes  der  .-kuffordening  eine  irgendwie  in  Be- 
tracht kommende  ZaM  von  .Arbeitern  veranlafst  halten  kann,  ihre  An- 
gaben be.sonders  ungünstig  zu  machen  oder  gar  zu  diesem  Zwecke  von 
der  Wahrheit  abzuweichen.  Den  mitten  in  der  i>olitischen  und  Gewerk- 
schaft.sagitation  stehenden  Männern  können  wir  es  auch  nicht  verargen, 
dafs  sie  in  den  gewohnten  Ton  unwillkürlich  verfallen  sind.  Es  sollte 
aber  doch  nicht  als  Ziel  der  statistischen  Untersuchung  von  vornherein 
hingestellt  werden,  zu  niedrigen  .Arbeitslohn  und  zu  lange  Arbeitszeit 
nachzuweisen.  Vielmehr  erschiene  es  uns  für  den  Fall  der  Wiederholung 
solcher  Untersuchungen,  die  wir  sehr  wünschen,  zweckmäfsiger  darauf 
hinzuweisen,  dafs  es  von  ganz  Itesonderem  Werte  sei,  die  A'crhältnisse 
zahlenmäfsig  feslzustellen,  und  dafs  erst  durch  eine  solche  unbestreitbare 
zahlcnmäfsige  Feststellung  erkannt  werden  könne,  an  welchen  Punkten 
Reformen  am  notwendigsten  seien.  Es  soll  ja  erst  durch  die  L’nter- 
suchung  festgestellt  werden,  wie  die  Verhältnisse  liegen,  weshalb  ein  so 
allgemeiner  apodiktischer  Hinweis,  dass  dieselben  ungünstig  sind,  im  Er- 
hebungsformular un.angehracht  eischeint. 

Wir  glaulien  übiigens,  um  dies  zu  wiederholen,  dafs  die  ungeschickte 
Redaktion  dieses  .Absatzes  durch  den  ihm  sofort  folgenden  .Absatz  voll- 
ständig ausgeglichen  worden  ist  und  auf  das  Ergebnis  der  Untersuchung 
keinen  irgendwie  erheblichen  Einflufs  gehabt  haben  kann.  Da  alles,  was 
von  den  unter  sozialdemokratischem  Eintlufs  stehenden  Gewerkschaften 
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unternommen  wird,  von  gewissen  Parteien,  die  sich  mit  V'orliebe  als 
„staatscrhaltend"  hezeichneii,  in  der  grundlosesten  Weise  angezweifelt 
und  herabgesetzt  zu  werden  pflegt,  so  sollte  da,  wo  es  ohne  Schaden 
für  die  Sache  möglich  ist,  auch  der  Schein  vermieden  werden,  als  ob 
der  Erhebung  irgend  eine  andere  Tendenz  als  die  der  Untersuchung  der 
Wahrheit  zu  Grunde  gelegen  hätte.  *) 

Redenklicher  erscheint  es  uns  dagegen,  dafs  auf  die  Unterzeichnung 
der  Frageltogen  verzichtet  worden  i.st.  Aus  dem  Ergebnis  der  Unter- 
suchung, wonach  nur  etwas  mehr  als  ein  Drittel  der  Fragebogen  beant- 
wortet worden  ist,  dürfen  wir  wohl  den  Schlufs  ziehen,  dafs  die  an  dieses 
Verfahren  geknüpfte  Hofihung  einer  zahlreicheren  Beteiligung  sich  nicht 
erfüllt  hat.  Dagegen  wäre  doch  die  Angabe  der  Unterschrift  und 
Adresse  des  Beantworters  des  Fragelxtgens,  ganz  abgesehen  davon,  dafs 
sie  der  Fragebeantwortung  eine  gröfsere  Glaubwürdigkeit  verleiht,  schon 
darum  von  Wert  gewesen,  damit  unvollständig  oder  unrichtig  aus- 
gefüllte  Fragelwgen  an  den  .Aussteller  hätten  zurückgegeben  werden 
können. 

Was  nun  die  einzelnen  F'ragen  selber  .inlangt,  so  ist  die  erste  Frage 
viel  zu  unbestimmt,  zumal  auch  keine  entsprechenden  Erläuterungen  da- 
zu gegeben  sind.  Der  Mangel  wird  jedoch  durch  die  F'rage  2 ausge- 
glichen, da  anzunehmen  ist,  dafs  die  mit  den  gewerblichen  Verhältnissen 
genau  vertrauten  Bearbeiter  der  Statistik  durch  die  F'irma  des  Arbeit- 
gel)crs  Zweifel  über  die  Berufsangaben  aufzuklären  vermochten.  Da- 
gegen ist  hier  gleich  auszusetzen,  dafs  die  hausindustricllc  Beschäftigung 
nicht  besonders  erhoben,  sondern  nur  in  der  Anmerkung  zu  Frage  2 ge- 
streift worden  ist.  Zu  Frage  4,  5 und  6 haben  wir  auszusetzen,  dafs 
diese  Verhältnisse  nicht  daneben  auch  für  eine  bestimmte  Woche  mög- 
lichst unmittelbar  vor  .Ablieferung  der  F’ormulare  gestellt  worden  sind. 
Denn  die  Fragen  nach  durchschnittlichem  Lohn  ti.  s.  w.  geben  zu  unzu- 
verlässige Resultate,  da  Durchschnitt  schon  ein  viel  zu  komplizierter  Be- 
griff ist,  dessen  Kenntnis  jedenfalls  bei  einer  grofsen  Masse  von  .Arbeitern 
nicht  vorausgesetzt  werden  darf  Gar  viele  .Arlreiter  werden  z.  B.  sicher- 
lich nicht  daran  gedacht  haben,  dafs  für  die  Berechnung  des  durch- 
schnittlichen Wochenlohnes  während  des  letzten  Jahres  auch  die  be- 
schäftigungslose Zeit  cinzurechnen  ist.  Wie  berechtigt  unser  Einw.and  ist, 
zeigt  librigens  der  Fragebogen  selber  am  besten,  da  er  beweist,  dafs 
seine  Aufsteller  selber  sich  über  diesen  Begriff  nicht  klar  waren.  Denn 
sonst  hätten  sie  notwendig  sagen  müssen,  für  welchen  Zeitraum  der 
durchschnittliche  Wochenlohn  u.  s.  w.  anzugeben  ist.  Dafs  das  letzte 
Jahr  gemeint  ist,  ist  durchaus  nicht  selbstverständlich.  Wir  glauben  im 

*)  Gerade  wegen  der  aueli  von  uns  beanstandeten  Stelle  des  .Aufrufs  ist  denn 
auch  bereits  von  so  bcaehtenswerter  Seite,  wie  Fabrikinspektor  Berner,  der  Statistik 
der  Vorwurf  tendenziöser  Färbung  gemacht  worden.  (Einleitung  S.  7.) 
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Gegenteil,  soweit  wir  das  württembergische  V’olk  kennen,  dafs  cs  mit  dem 
durchschnittlichen  Lohne  den  Begriff  eines  Lohnes  verbindet,  wie  er 
während  einer  Reihe  von  Jahren  gezahlt  wurde.  Zur  Frage  6 (Anineri 
kung)  ist  noch  zu  bemerken,  dafs  bei  Abschlagszahlungen  die  .Angabe 
des  regelmäfsigen  .Abrechnungstermines  erwünscht  gewesen  wäre.  Bei 
der  Frage  nach  dem  Miterwerb  der  Frau  hätte  speziell  nach  ihrer  Be- 
rufsthätigkeit  gefragt  werden  sollen. 

Ganz  ungenügend  sind  die  Fragen  über  die  Wohnungsverhältnisse. 
Mit  der  nackten  2ühl  der  Wohnräunie  ist  gar  nichts  gesagt.  Es  niufs 
doch  interessieren,  ob  eine  Küche  vorhanden  ist,  wie  viele  Zimmer  heiz- 
bar sind,  ob  die  Wohnung  itn  Vorder-  oder  Hinterhaus,  in  welchem 
.Stockwerk  sie  gelegen  ist,  ob  weitere  Räume  wie  Keller  und  Boden 
vorhanden  sind,  wie  die  .Abortverh.ältnisse  bestellt  sind.  Denn  so  wie 
der  Fragebogen  lautet  läfst  sich  mit  der  .Angabe  der  Wohnungsmicte 
gar  nichts  weiteres  machen,  als  dafs  man  sie  mit  dem  aus  unzuverläs- 
sigen durchschnittlichen  Wochenverdiensten  berechneten  Jahreseinkoimnen 
vergleichen  kann.  Ich  habe  allerdings  immer  und  immer  wieder  be- 
tont, dafs  man  bei  statisti.schen  Erhebungen  nicht  zu  viel  fragen  darf, 
wenn  man  zuverlässige  Daten  erhalten  will.  .Aber  gerade  beim  Woh- 
nungswesen handelt  es  sich  um  solch  konkrete  Begriffe,  dafs  man  hier 
ruhig  etwas  mehr  fragen  kann.  L'nd  all  die  von  uns  aufgeführten  in 
dem  Fragebogen  vermifsten  Fragen  sind  zur  Beurteilung  der  Wohnungs- 
frage unerläfslich,  ohne  dafs  wir  mit  unserer  Desiderienliste  den  An- 
spruch auf  Vollständigkeit  machen  wollten.  .Aber  alle  diese  Punkte  sind 
von  so  grundsätzlicher  Bedeutung  und  ihre  Erhebung  ist  so  leicht,  dass 
auf  sie  von  einer  halbwegs  brauchbaren  Wohnungsstatistik  unmöglich  ver- 
zichtet werden  kann. 

Wenn  wir  bei  Darlegung  der  .Mängel  des  Fragebogens  so  ausführ- 
lich waren,  so  geschah  dies  vor  allem,  weil  wir  für  eine  Wiederholung 
solcher  Erhebimgen,  die  bei  der  Rührigkeit  der  Vereinigten  Stuttgarter 
Gewerkschaften  sicher  zu  erwarten  ist,  Anregungen  geben  wollten.  Einen 
Rat  möchten  wir  für  diesen  Fall  noch  erteilen.  Wir  sind  überzeugt,  dass 
rler  Vorstand  des  Statistischen  .Amtes  der  Stadt  Stuttgart  den  Vereinigten 
Gewerkschaften  bei  Aufstellung  des  Fragebogens  seinen  Rat  nicht  ver- 
sagt hätte.  Wir  können  im  Interesse  der  Sache  nur  empfehlen,  Izei 
einer  Wiederholung  der  Erhebungen,  den  Fragebogen  und  den  ihn  be- 
gleitenden .Aufruf  einem  statistischen  Fachmann  zur  Prüfung  vorzulegen. 

Dagegen  verdient  die  Verarbeitung  des  mit  diesem  unvollkommenen 
F'ragebogen  gewonnenen  Materiales  volles  Lob.  Zunächst  sind  die  ge- 
wonnenen Result.itc  für  die  einzelnen  Berufe  in  alphabetischer  Reihen- 
folge dargestcllt,  um  es  den  einzelnen  Gewerkschaften  zu  ermöglichen, 
sich  jederzeit  sofort  über  die  einschlägigen  Verhältnisse  ihres  Berufes 
zu  orientieren.  Nach  der  .Art  des  cingegangenen  Materi.als  sind  diese 
Darstellungen  natürlich  von  sehr  ungleichem  Wert.  .Am  giöfsten  war 
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die  Beteiligung  der  Schreiner  mit  1410,  der  Buchdrucker  mit  72t),  der 
Schlosser,  Dreher  u.  s.  w.  mit  506,  der  Buchbinder  mit  412,  der  Schnei- 
der mit  231,  der  Schuhmacher  mit  205,  der  Zimmerer  mit  202,  der 
Brauer  mit  195,  der  Küfer  mit  173,  der  Tagelöhner  mit  169,  der  Haus- 
diener, Packer  mit  146,  der  Schmiede  mit  137,  der  Sattler  mit  121, 
der  Maurer  mit  103  ausgefüllten  Fragebogen,  (tanz  ungenügend  war 
die  Beteiligung  der  Biirstenmacber  und  Pflasterer  mit  je  5,  der  Dach- 
decker und  (iärtner  mit  je  8,  der  Friseure  und  Ziegler  mit  je  19  aus- 
gefiillten  Fragebogen.  Endlich  wurden  noch  1 5 von  verschiedenen 
Berufen  vereinzelt  eingegangene  Fragebogen  unter  diverse  Berufe  zu- 
sammengefafst. 

Hieran  schliefst  sich  der  zweite  zusammenfassende  Teil,  der  das 
Gesamtresultat  der  Erhebungen  giebt.  Die  an  der  Erhebung  beteiligten 
6494  männlichen  Arbeiter  betrugen  33  Prozent  der  überhaupt  inbetracht 
kommenden  28386  männlichen  Arbeiter,  die  1086  Arbeiterinnen 
1 2 Prozent  der  Gesamtzahl  der  Arbeiterinnen,  die  nach  dem  Jahres- 
bericht der  Vereinigten  Gewerkschaften  für  1897/98  8781  betrug.  Die 
Zahl  der  an  der  Erhebung  beteiligten  Arbeiter  ist  also  immerhin  so 
beträchtlich,  dafs  die  Ergebnisse  der  Erhebung  nicht  ohne  weiteres 
wegen  ihrer  Unvollständigkeit  beiseite  geschoben  werden  dürfen.  Dafs 
die  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  in  zwei  getrennten  Abschnitten  behandelt 
wurden,  hat  wohl  seinen  Grund  in  der  Ungleichheit  der  Quantität  des 
vorliegenden  Erhebungsmaterials.  Es  kommt  dies  schon  rein  äufserlich 
darin  zum  Ausdruck,  dafs  die  Darstellung  der  Verhältnis.se  der  Arbeiter 
den  dreifachen  Raum  derjenigen  der  Arbeiterinnen  beanspruchte.  Eine 
vergleichende  Darstellung  der  beiden  Geschlechter  wäre  übersichtlicher 
gewesen.  Zur  Darstellung  gelangen  nun  die  Art  der  Belohnung,  die 
Arl)citszeit,  die  Lohnverhältnisse,  das  Verhältnis  des  Lohnes  zur  .Arbeits- 
zeit, der  Zahltag,  das  Alter,  das  Lebensalter  und  die  Lohnhöhe,  der 
Familienstand,  die  Kinderzahl,  die  Kinderzahl  und  Lohnhöhe,  die  Mit- 
arbeit der  Frau,  der  Wohnort,  Hauszins,  Haaszins  und  Ix)hnhöhe,  Zimmer- 
zahl der  Wohnungen,  Anzahl  der  Zimmer  und  Kinderzahl,  Zimmerz.ahl 
und  Hauszins,  Zimmermiete  der  Ledigen  und  Organisationsverhältnisse. 
Dieser  kurze  Uebcrblick  zeigt,  wie  vielseitig  der  Verf.  das  gewonnene 
Material  zu  verarbeiten  verstanden  hat. 

Hinsichtlich  der  .Arbeitszeit  hat  sich  ergeben,  dafs  arbeiten: 


bi-s  54  Stumlon 

über  54  60  Stunden 

über  60  Stunden  .... 


ArtwilcT  Arhciterimien 
27.4  Proz.  48.4  I*roz. 

54,9  38,3  .. 

■7.7  ..  ■3-3  I. 


Daneben  kommen  allerdings  ungeheuerliche  .Arbeitszeiten  vor  bei  den 
Bäckern,  von  denen  je  i 100  und  126  (!)  und  3 105  Stunden  wöchent- 
lich arlwiteten;  aufserdem  arbeitete  i Fuhrmann  100,  1 Küfer  und  i 
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Heizer  je  n2  Stunden.  Kei  den  Krauen  fallen  die  kürzeste  147)  und 
die  längste  .Arbeitszeit  (85  Stunden  wöchentlich)  auf  Textilarbeiterinnen. 

Aus  dem  Verhältnis  des  Lohnes  zur  .Arbeitszeit,  wie 
dies  in  zahlreichen  sehr  übersichtlichen  und  instruktiven  Tabellen  dar- 
gestellt ist,  ergiebt  sich  durchweg  der  Satz:  Je  länger  die  Arbeitszeit, 
desto  niedriger  der  Lohn,  der  in  allen  Tabellen  mit  der  Schärfe  eines 
wirtschaftlichen  Gesetzes  zum  Ausdruck  kommt.  Am  klarsten  kommt 
dieser  Satz  durch  die  Berechnung  des  Stundenlohnes  für  die  verschie- 
denen nach  der  Länge  der  Arljeitszeit  geordneten  .Arbeitswochen  zur 
Geltung.  Es  verdient  nämlich  an  Stundenlohn 

(Irr  Arbeiter  die  Arbeiterin 


bei  4Sstfinciiger  Arbeitszeit 

55  K'- 

29 

■.  5' 

50  ,. 

23 

.'4 

)•  M 

44 

18 

■■  57 

1t 

38 

19 

„ 60 

,54  .. 

15 

„ 63 

37 

'S 

,.  66 

28  ,. 

14 

Kür  die  .Arbeiterinnen  liegen  diese  Berechnungen  fiü-  längere  als 
66  ständige  .Arbeitswochen  nicht  vor.  Dagegen  verdienten  die  Ar- 
beiter l>ei 

öyslUniligiT  .\rlicUs/.cit  31  l‘f.  Slunüc-nlnlm 


72 

1.  25  V 

75  .. 

1.  29  ,1 

78  .. 

M 24  ,, 

S4  ,, 

11  JS  1t 

90 

t,  2i  „ 

96  r 

11  11 

Zahltag  haben 

4920  .Arbeiter  oder  76.0 

*roz.  973  Arbeiterinnen 

oder  89,8 

Pro/,  jede  Woche 

1265  „ 19.5 

98 

,1  9.0 

„ alle  14  Tage 

145  „ „ 2.2 

11  11 

t.  1,2 

„ jeden  Monat 

147  ..  M 2,3 

„ — 

„ — 

,,  in  sonst.  Fristen 

.Als  Zahltag  kommen  .alle  Wochentage  vor,  am  häufigsten  der  S.ams- 
tag  und  Freitag.  Es  haben  nämlich  Zahltag 

am  SamsUig  3124  .Arbeiter  lulcr  50,7  Pro/.,  und  536  .Arbeiterinnen  oder  50.O  I’ro/. 

„ Freitag  2392  ,.  „ 38,8  „ „ 483  ,.  .,  45,0 

Hinsichtlich  des  Lebensalters  und  der  Lohnhöhe  sind  fol- 
gende Aufstellungen  von  allgemeinem  Interesse.  Es  verdienen  in  den 
einzelnen  Altersklassen 
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die  Männer 


bis  20 

T 

0 

31—40 

bis  18  M.  . . . 

588  71.8  I’roi. 

738  26,5  Proz. 

122  8.5  Proz. 

ührr  iS  24  M. 

iSo  22.0  „ 

1323  47.6  1. 

659  46.0  „ 

über  24  M.  . 

51  6.2  „ 

722  25,9  „ 

652  45-5  .. 

41—50 

51 — 60 

über' 60  Jahre 

bis  18  >t.  . . . 

103  14. 1 Proz. 

63  23,2  Proz. 

30  47,0  Proz. 

über  18  bis  24  M. 

310  43.9  „ 

136  50,0  „ 

25  39.0  „ 

über  24  M.  . . . 

306  42,0  „ 

73  26,8  „ 

9 14.0  „ 

die  Frauen 

bis  20 

21—30 

T 

0 

Ins  9 M.  . . . 

269  71.3  Pr«»/. 

191  39.5  I’roz. 

41  31,3  Proz. 

über  9 bis  12  M. 

84  22  3 >. 

221  45.8  „ 

60  45,8  „ 

über  12  M.  . . 

24  6,4  „ 

71  14.7  .. 

30  22.9 

41—50 

über  50  Jahre 

bis  9 M,  . . . 

17  30,4  Proz. 

19  65.5  Proz. 

über  9 bis  12  M. 

25  44.6  „ 

8 27,6  „ 

über  12  M.  . . 

14  25,0  „ 

2 6.9  „ 

Bei  den  Männern  steigt  hiernach  der  Ixrhn  bis  zum  40,  irei  den 
Frauen  bis  zum  50.  Lebensjahre.  Von  da  ab  gehören  die  .\rbciter  schon 
zu  den  „Allen“,  ihre  Kraft  ist  verbraucht,  der  Lolm  fällt  rapid. 

Nach  dem  Familienstand  sind 


.\rbcitcr 

3436  oHcr  52.9  l’ruz. 

,S7  M 0,9  „ 

3001  „ 46,2  „ 


.Arbeiterinnen 

322  oder  29.7  l’roz.  verheiratet 
36  „ 3,3  „ verwitwet 

728  „ 67,0  „ ledig 


Hinsichtlich  der  Kinderzahl  und  Lohnhöhe  giebt  unser  Be- 
richt für  die  männlichen  .Arbeiter  — für  die  weiblichen  fehlt  die  ent- 
sprechende Nachweisung  — folgende  instruktive  Uebersicht : 

.'Anzahl  der  Kinder 


0 

I 

2 

3 

bis  18  M. 

. . . 126  19,7 

Proz.  133  17,1 

Proz.  103  13,8 

Proz. 

86  15.9  Proz. 

über  18  bis 

24  M.  308  48.2 

365  46.9 

M 332  44  4 

228  42,3  ,, 

über  24  M. 

. . . 205  32,1 

„ 280  36,0 

3>2  4'.8 

.. 

225  41,8  „ 

4 

5 

6 

7 u.  mehr 

bis  18  M. 

. . . 47  14-' 

Proz.  18  9,7 

Proz.  19  15,7 

Proz. 

12  10.4  Proz. 

über  18  bi-s 

24  .M.  136  40.9 

..  85  45.7 

..  57  47.1 

»» 

66  56,9  „ 

über  24  Ni. 

150  45.0 

83  44,6 

M 45  37.2 

■. 

38  32,7  .. 

Verf. 

bemerkt  hierzu : 

„Bis 

zu  4 Kindern  zeigen  also  die 

Löhne  eine  i 

gleichmäfsige  Ten- 
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(lenz:  die  niedrigen  sowohl  als  auch  die  mittleren  gehen  stufenweise 
zurück,  während  die  hohen  Löhne  dementsprechend  steigen.  .Anstatt 
dafs  aber  diese  Steigerung  mit  der  weiteren  V'ermelirung  der  Kinderzahl 
fortdauem  sollte,  weisen  unsere  Prozentziflfern  das  direkte  Gegenteil 
nach ; bei  mehr  als  4 Kindern  schwinden  die  hohen  I,öhne  und  mehren 
sich  wieder  die  mittleren  und  niedrigen  lajline. 

Zweifellos  treibt  jeder  Familienzuwachs  den  verheirateten  Arix’iter 
zu  erhöhter  Anstrengung  seiner  Leistungsfähigkeit,  um  sein  Kinnahme- 
und  Ausgalx'budget  im  Gleichgewicht  zu  erhalten.  Aber  die  Spann- 
kraft erreicht  ihre  Grenzen  viel  früher,  als  der  Kindersegen  aufhört, 
und  je  reicher  dieser  Kindersegen,  desto  seltener  eine  entsprechend  hohe 
Lohneinnahme. 

Ob  das  zunehmende  .Alter  allein  die.sen  Rückgang  verschuldet  oder 
vielleicht  auch  der  Umstand,  dafs  die  Ernälirung  des  Arbeiters  geringer 
wird,  wenn  die  Portionen  eine  vermehrte  Teilung  erfahren,  das  zu  unter- 
suchen reicht  unser  Vermögen  nicht  aus.“ 

Sei  bst  den  so  mangelhaften  1 )aten  über  die  W o h n u n g s v c r h ä 1 1 - 
nisse  wufste  Leipart  höchst  lehrreiche  und  neue  Resultate  abzugewinuen. 
Die  Ergebnisse  zeigen  uns,  dafs  der  schwäbische  .Spruch:  ,,Hannesle  bleib 
um  Dufslingen  rum!“  selbst  an  seinem  Entstehungsort  nicht  mehr  be- 
folgt wird.  Denn  ein  Arbeiter  aus  Dufslingen  sucht  in  dem  81,5  km 
von  seinem  Wohnort  entfernten  Stuttgart  Arbeit.  Noch  gröfsere  Wege 
nach  ihrem  .Arbeitsort  machen  je  ein  .Arbeiter  aus  Onstmettingen, 
Dottemhausen  und  Kirchberg  a.  J.,  die  141,  122  und  98  km  zurück- 
legen. Dxs  ganze  A''erzeichnis  der  nach  Stuttgart  Arbeiter  entsendenden 
Orte  weist  1 1 3 Nummern  auf,  für  die  die  Zahl  der  Arbeiter  unter  s[)C- 
zieller  Nachweisung  der  verheirateten  und  der  Hauszins  nachgewiesen 
wird.  Dieser  letztere  schwankt  zwischen  50  und  250  Mk.  Bei  den- 
jenigen Orten,  die  keine  Bahnverbindung  mit  Stuttgart  haben,  ist  der 
nächste  Weg,  den  die  .Arbeiter  zu  Eufs  machen  tnüssen,  nachgewiesen, 
während  für  die  übrigen  Orte  dieser  Weg  mit  der  Eisenbahnstrecke  zu- 
sammengerechnet  ist.  Es  dürfte  wohl  von  Interesse  sein,  welchen  Weg 
die  Arbeiter  zu  ihrer  .Arbeitsstätte  zurücklegen,  weshalb  wir  hier  die 
Orte  ohne  Bahnverbindung  mit  ihrer  nach  Stuttgart  entsandten  .Arbeiter- 
zahl aufführen.  E.s  sind: 


KntfernunK 

v<m  Stuttgart  in  km 

Arbeiter 

Arbeiterinnen 

Kuitli  . . . 

S-5 

1 

— 

Meumadrn 

7-3 

3 

__ 

Kaltenthal 

6 

15 

7 

Riedenberg  . 

6 

4 

2 

Kohracker 

5-.S 

9 

1 

Sillenbuch 

5-5 

1 1 

13 

Hothnang  . 

.3.3 

72 

22 

(•aisburg  . 

3..3 

100 

43 
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AVenn  man  bedenkt,  dafs  manche  Arbeiter  zur  und  von  der  Arbeit 
Wege  von  1 7 km  zurücklegen,  wieder  andere  stundenlang  in  der  Bahn 
fahren  und  sich  nach  der  Abfahrt  der  Züge  richten  müssen,  so  erscheint 
die  Forderung  des  achtstündigen  Normalarbeitstages  nicht  mehr  als  eine 
Utopie,  sondern  als  eine  höchst  vernünftige,  den  tliatsachlichen  Verhält- 
nissen Rechnung  tragende  Forderung.  Ja  in  solchen  Fällen  erreicht 
diese  Forderung  nicht  einmal  das  im  Interesse  der  (iesundheit  Not- 
wendige. Denn  neuerdings  hat  ein  französischer  Arzt  Dr.  Sachnine  in 
einem  das  F.rgcbnis  eingehender  gründlicher  physiologischer  Studien  zu- 
sammenfassenden Werke  nachgewiesen,  dafs  der  Körjzer  nicht  länger  als 
8 Stunden  täglich  ohne  übermäfsige  Ermüdung  arbeiten  kann  und  dafs 
nach  je  4 Stunden  die  F.rmüdung  eintritt,  also  nach  der  Hauptmahlzeit 
nach  den  Forderungen  der  Physiologie  eine  längere  Pause  not- 
wendig ist. 

Die  Xachweisungen  des  Wohnorts  zeigen  uns,  wie  eng  in  unserem 
modernen  Wirtschaftsleben  Stadt  und  Land  miteinander  verbunden  sind. 
Hätten  die  F'ragebogen  auch  eine  F'rage  enthalten,  ob  der  Arbeiter  oder 
seine  Angehörigen  die  Landwirtschaft  als  Nebenerwerb  betreiben,  so 
hätten  wir  bei  der  grofsen  Wrbreitung  des  landw’irlscliaftlichen  Klein- 
betriebes in  Württemberg  sicher  auch  interessante  Resultate  iilter  die  enge 
Verbindung  von  I^indwirtschaft  und  Industrie  erhalten. 

.•\uf  die  weiteren  Firgelmisse  der  Statistik  hinsichtlich  der  Wohnungs- 
frage Ttähcr  cinzugehen,  lohnt  sich  nicht  wegen  der  von  uns  am  Ein- 
gang iliescr  Besprechung  nachgewiesenen  Unzulänglichkeit  der  Unterlagen. 

Wenn  wir  auch  bei  der  Erhebung  der  Thatsachen  schwerwiegende 
Aus.stellungen  zu  truchen  hatten,  so  verdient  doch  die  Bearbeitung  des 
gewonnenen  Materials  unsere  volle  Anerkennung.  Lcipart  hat  es  mit 
diesen  wenigen  Hilfsmitteln  verstanden,  uns  ein  anschauliches  Bild  der 
mannigfachen  N’erzweigungcn  des  Berufs-  und  Erwerbslebens  einer  Orofe- 
stadt  zu  geben.  Namentlich  in  der  Bearlreitung  der  Tabellen  überlriftt 
Leipart  durch  Klarheit  und  Uelrersichtlichkcit  der  Darstellung  und  Kom- 
binationsreichtum manchen  Statistiker  von  F'ach.  Im  Interesse  der  Wissen- 
schaft ist  es  sehr  zu  bedauern,  dafs  sich  der  Staat  diesen  sich  neu 
bildenden  berutlichcn  Sclbstverwaltungsorganen , den  Gewerkschafteit 
gegenüber  so  ablehnend,  um  nicht  zu  sagen  feindselig  verhält.  Durch 
ihre  Heranziehung  bei  einer  Berufszählung  — sowohl  bei  Feststellung 
der  Fragebogen  als  bei  Erhebung  des  Thatsachenmaterials  — wäre  nach 
unserer  Lfeberzeugung  eine  nicht  hoch  genug  einzuschätzende  Bereiche- 
rung der  Wissenschaft  zu  erwarten. 

Berlin.  CL.  HEISS. 
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Adele  Gerhard  und  Helene  Simon,  Multersehaft  und  geistige 
Arbeit.  Eine  psychologische  und  soziologische  Studie.  Auf 
(irundlagc  einer  internationalen  Erhebung  mit  Berück- 
sichtigung der  geschichtlichen  Entwicklung.  Berlin.  V'^erlag 
Georg  Reimer.  1901. 

Mit  seltner  Einmütigkeit  haben  die  Verteidiger  der  Frauenrechte  es 
bisher  vermieden,  das  tiefste  Problem  des  Frauenlebens  in  den  Kreis 
ihrer  Erörterungen  zu  ziehen.  Sie  haben  alle  Gründe  der  (iegner  zu 
widerlegen  vermoclit,  den  wichtigsten  aber,  der  in  der  Frage  zum  .Vus- 
druck  kommt ; ist  es  möglich,  den  natürlichen  Beruf  des  Weibes  mit 
irgend  einem  anderen  zu  vereinigen  ?,  teils  vorsichtig  umgangen,  teils  mit 
allgemeinen  Phrasen  abzuthun  geglaubt.  Es  ist  daher  sehr  dankenswert, 
wenn  die  Verfasserinnen  obiger  Arbeit  den  Versuch  unternommen  haben, 
von  den  berufsthätigen  Frauen  selbst  eine  deutliche,  auf  eigner  Er- 
fahrung beruhende  .Antwort  auf  diese  Frage  zu  erlangen.  Würde  es  doch 
einen  ganz  bedeutenden  Fortschritt  für  die  Frauenbewegung  darstellen, 
wenn  sie  sich  bejahen  liefse.  Inwieweit  es  den  Verfas.serinnen  gelungen 
ist,  zu  festen  Resultaten  zu  gelangen,  werden  wir  zu  untersuchen  haben. 

Zunächst  ist  es  ein  Fehler  des  Buche.s,  dafs  der  Fragebogen,  auf 
Grund  dessen  die  Antworten  erfolgten,  nicht  mit  zur  Veröffentlichung 
kam.  Die  .Art  der  Fragestellung  kennen  zu  lernen,  ist  die  Voraussetzung 
einer  kritischen  Würdigung  der  Antworten.  Sodann  scheint  es  mir  voll- 
kommen verfehlt,  bei  einer  Untersuchung  der  Mutterschaft  und  der 
geistigen  .Arbeit  die  Uifeile  kinderloser  Frauen,  i)och  dazu  in  einem  so 
ausgedehntem  .Vialse,  heranzuziehen.  Das  steht  sogar  in  Widerspruch  mit 
der  sehr  richtigen  und  bisher  nur  äufserst  selten  mit  solcher  Klarheit 
ausgesprochenen  Auffassung  von  der  tiefgreifenden  geistigen  und  gemüt- 
lichen Umwandlung  des  weiblichen  W'esens  durch  die  Mutterschaft,  die 
das  vorliegende  Buch  energisch  vertritt.  Eine  kinderlose  F'rau  kann  über 
das  Seelenleben  der  Mutter,  über  die  Konflikte,  in  die  sie  gerät,  über 
ihre  Leiden  und  Freuden  gar  kein  Urteil  haben.  Sie  wird  stets  geneigt 
sein,  dem  Konflikte  zwischen  geistiger  Arbeit  und  Mutterschaft  gar  keine 
Bedeutung  beizume.ssen  ; das  geht  aus  der  ganzen  Haltung  der  Frauen- 
bewegung, in  der  überwiegend  kinderlose  oder  unverheiratete  F'rauen 
an  der  Spitze  stehen,  deutlich  genug  hervor.  Das  zeigt  sich  auch  im 
vorliegenden  Buch,  (vgl.  z.  B.  die  Aussprüche  von  Helen  Blackburn, 
-Auguste  Schmidt,  Minna  Cauer,  Hanna  Bielier-Böhin  etc.,  etc.  S.  zgo  ft'.), 
obwohl  — auch  ein  grofser  Fehler!  — Die  Urteile  der  Mütter  von  denen 
kinderloser  F'rauen  nicht  genau  unterschieden  worden  sind. 

Aber  noch  ein  anderer,  weit  schwererer  Ballast  ist  dem  Buch  mit 
auf  die  Reise  gegeben  worden.  Jedem  Abschnitt  nämlich  geht  eine 
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längere  historische  Uebersiclit  derjenigen  Frauen  voran,  die  sich  in  dem 
lietreffenden  Gebiet,  — Schauspielkunst,  Musik,  bildende  Kunst,  Dichtung, 
Wissenschaft,  Agitation,  Elssai  und  Journalismus,  — einen  Namen  gemacht 
haben.  Nun  ist  es  selbstverständlich,  dafs  die  eingehende  CharakterLsierung 
solcher  Persönlichkeiten,  deren  Leben  und  Wirken  zur  lieleuchtung 
unseres  Problems  beiträgt,  dem  Buch  nicht  fehlen  durfte.  Gestalten, 
wie  George  Sand,  die  mit  besonderer  Liebe  und  Verständnis  dargestellt 
worden  ist,  bedeuten  für  die  Klarstellung  der  vorliegenden  Frage  hundert- 
mal mehr,  als  die  .\ntwort  irgend  einer  noch  so  geistvollen  modernen 
Frauenrechtlerin.  Was  aber  soll  uns  die  .Aufzählung  all  jener  „berühmten“ 
Frauen  von  .Arcte  und  Hy|>atia  an  bis  zu  Josephe  von  Siebold,  die  nichts 
sind  als  Namen  und  für  die  statt  der  selten  zurUckgeblielrencn  Werke, 
nur  irgend  einer  der  zahlreichen  Lobredner  der  Frauen  ein  mehr  als 
zweifelhaftes  Zeugnis  ablegt.  Die  Verfasserinnen  sagen  selbst,  dafs  sie 
nur  insoweit  die  Fr.auen  der  V'ergangenheit  heranziehen  wollen,  als  es 
für  die  Sache  nützlich  erscheint.  Was  hat  es  nun  in  aller  Welt  mit  ihr 
zu  thun,  dafs  in  Venedig  im  i6.  Jahrhundert  eine  Schauspielerin  Polonia 
geglänzt  habe,  in  Frankreich  .Marie  Vernier  eine  der  ersten  in  diesem 
Beruf  gewesen  sein  soll,  dafs  die  Nonnen  in  Rom  den  Primadonnen  im 
17.  Jahrhundert  Konkurrenz  machten,  dafs  Margarethe  von  Eyck  von  der 
offiziellen  Kunstgeschichte  totgeschwiegen  wird,  dafs  wir  die  Namen 
griechischer  Malerinnen  aus  fernster  V'orzeit  oder  die  unbedeutender 
Künstlerinnen  der  Ireginnenden  Renaissance  erfahren.  Ich  könnte  diese 
Liste  ins  Endlose  verlängern,  aber  ich  will  die  Leser  nicht  elxtnso  er- 
müden und  vom  Kern  des  Buches  ablcnken,  wie  seine  Vcrfa.sserinnen 
es  gethan  haben.  Wollen  wir  nicht  endlich  einmal  ehrlich  genug  sein 
uns  einzugestehen,  dafs  wir,  — sehr  wenige  .Ausnahmen  abgerechnet,  — 
für  unsere  geistige  Begabung  und  Leistungsfähigkeit  erst  noch  dem  Beweis 
zu  erbringen  haben! 

Infolge  der  Masse  überflüssigen  M.ateri.als  ist  es  nicht  leicht,  den 
wichtigen  Kern  des  Ganzen,  — die  Ergebnisse  der  Erfahrungen  geistig 
arbeitender  Mütter,  — herauszuschälen.  Gehen  wir,  der  Einteilung  der 
Verfas.scrinnen  in  einzelne  Berufe  folgend,  die  .Aussagen  der  E.xperten 
durch,  so  zeigt  es  sich,  dafs  sie  in  keinem  Beruf  übereinstimmen.  Neben 
den  bittersten  Klagen  über  die  schweren  Konflikte  zwischen  Mutter-  und 
Berufspflichten,  findet  sich  über.all  die  Erklärung,  dafs  Beide  sich  ver- 
einigen liefsen.  Einer  der  Gründe  hierfür  tritt  auf  S.  55  ft.  besonders 
deutlich  hervor,  wo  eine  Schauspielerin  den  Kampf  ums  Dasein  schildert, 
den  sie  während  der  Schwangerschaft  führen  mufste  und  eine  Künstlerin 
ersten  Ranges,  wie  Adelaide  Ristori,  erklärt,  dafs  sie  niemals  Konflikte 
zwischen  ihren  künstlerischen  Beruf  und  ihrer  mütterlichen  Zärtlichkeit 
empfunden  habe:  VVo  die  Not  vor  der  Thüre  steht,  ist,  scheint  mir, 
geistige  Berufsarbeit  und  .Mutterschaft  unvereinbar,  weil  eine  Mutter,  die 
ihr  Kind  dauernd  selbst  beaufsichtigen  mufs,  schon  rein  äufserlich  ge- 
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nommen,  nicht  im  stände  sein  kann,  ohne  grofse  Ueberanstrengung,  die 
sie  schliefslich  sowohl  als  Mutter  wie  als  Arbeiterin  zu  Grunde  richtet, 
ihrem  Berufe  nach  zu  gehen.  Die  Verfasserinnen  des  Buches  vertreten 
nun  die  Ansehauung,  dafs  eine  Mutter  nur  dann  wirklich  ihre  l'flichten 
erfüllt,  wenn  sie  sich  niemals,  aufser  fiir  rein  mechanische  Arbeiten,  von 
fremden  Hilfskräften  bei  ihrem  Kinde  ersetzen  läfst  (S.  29  f.).  Auf 
Grund  dieser  Voraussetzung  inüfsten  sie',  wenn  sie  konsequent  waren, 
die  Möglichkeit  jeder  Berufsarireit  leugnen.  Meine  .Ansicht  dagegen  deckt 
sich  ganz  mit  der  von  Gabriele  Reuter,  die  erklärt,  dafs  eine  geistig 
arbeitende  Frau  ihren  Kindern  in  einer  Stunde  mehr  darreichen  könne, 
als  eine  andere,  die  sich  keine  Sekunde  von  ihnen  trennt,  und  dafs  jene 
eine  höhere  Auffa.ssung  von  Mutterjrtlichten  habe,  als  diese,  die  sie  er- 
füllt glaubt,  wenn  sie  die  Kleinen  davor  schützt,  Steine  zu  verschlucken 
und  die  (irofsen  anhält,  die  Kleider  zu  schonen  und  die  Schularbeiten 
ordentlich  zu  machen.  Ja,  ich  gehe  noch  weiter  und  behaupte,  dafs  das 
stetige  Zusammensein  mit  der  Mutter  dem  Kinde  mehr  schadet  als  nützt, 
weil  es  den  kindlichen  Kgoismus  grofs  zieht,  und  fast  immer  eine  Treib- 
hau.skultur  für  den  kindlichen  Geist  Iredeutet.  Dero  Spielen  mit  Alters- 
genossen unter  Aufsicht  junger  Mädchen  rnüfsten,  zum  Besten  von  Mutter 
und  Kind,  stets  einige  Stunden  des  Tages  gewidmet  sein.  Diese  ganz 
verschiedene  .Auffassung  von  der  Art  und  dem  Umfang  der  Mutter- 
])flichten,  wie  ich  sie  im  Gegensatz  zu  den  V'erfasserinnen  vertrete,  ist 
es  aber  auch,  die  mit  zu  den  verschiedenen  Urteilen  der  Experten  über 
die  Kontlikte  zwischen  Mutterschaft  und  geistigem  Beruf  geführt  h,at. . 
Um  daher  zu  einem  Gesamtergebnis  zu  kommen,  hätte  in  dem  Frage- 
bogen wenigstens  der  Versuch  gemacht  werden  müssen,  die  Auffassung 
der  Experten  über  den  Begriff  der  Mutterpflichten  festzu.stellen. 

Aber  noch  etwas  anderes  ist  die  Ursache  der  von  einander  völlig 
abweichenden  Urteile.  Die  Verfasserinnen  halren  es  selbst  in  der  Ein- 
leitung benihrt  ohne  ihm  gröfseren  Wert  beizulegen : Ich  meine,  die 
Scheu  jeder  Frau,  von  den  tiefsten  Konflikten  ihres  Lebens  zu  sprechen. 
Diese  Scheu  wird  noch  dadurch  unterstützt,  dafs  es  bisher  einer  der 
fundamentalen  Grundsätze  der  h'rauenbewcgung  war,  dafs  es  solche 
Konflikte  nicht  giebt.  F,s  gehört  dem  gegenüber  Mut  dazu,  sie  zuzu- 
geben, und  sich  infolgedessen  in  den  Augen  Vieler  selbst  zu  einem  mehr 
oder  weniger  unfähigen  Geschöpf  zu  stempeln.  Vielleicht  wäre  diese 
Beeinträchtigung  der  Wahrhaftigkeit  der  Aussagen  dadurch  zu  umgeben 
gewesen,  dafs  die  Experten  unbedingte  Anonymität  hätten  w.ahren  müssen, 
was  bei  der  Menge  der  Aussagenden  sicher  durchftihrbar  gewesen  wäre. 
Dann  wären  vielleicht  nur  die  nie  aus  der  Welt  zu  schaffenden  indivi- 
duellen Verschiedenheiten  übrig  geblieben,  die  die  letzte  Bedingung  jedes 
Urteils  sind. 

Wenn  die  A'erfasserinnen  nach  all  den  verschiedenen  und  zwar,  wie 
gesagt , für  jeden  Beruf  verschiedenen  Antworten  zu  dem  Schlüsse 
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kommen,  dafs  Rir  Theater,  Dichtung  und  Wissenschaft  .die  Rontlikte 
aufserordentlich  grofse,  ftir  die  bildenden  Künste,  den  Journalismus  und 
die  Agitation  verschwindend  kleine  sind,  so  scheint  mir  das  auf  Grund 
des  von  ihnen  mitgeteilten  Materials  ein  Tmgscblufs  zu  sein.  Nicht  der 
Beruf  an  sich  schafft  die  Konflikte,  sondern  sie  werden  in  erster  Linie 
durch  die  ökonomische  Lage  der  Einzelnen,  sodann  durch  ihre  köq>er- 
liehen,  geistigen  und  moralischen  Qualitäten  hervorgerufen.  Wenn  daher 
auch  ganz  richtig  gesagt  wird,  dafs  die  Konflikte  niemals  völlig  gelöst 
werden  können,  — es  giebt  ja  überhaupt  keine  Lösungen,  die  nicht 
neue  Konflikte  hervorrufen,  — so  wäre  es  doch  die  Aufgabe  der  vor- 
liegenden Arbeit  gewesen , den  Weg  zur  Lösung  des  ökonomischen 
Problems  zu  zeigen.  Und  das  wäre  möglich  gewesen,  auch  ohne  sich 
in  Zukunftsstaats-Phantasien  zu  verlieren.  Statt  dessen  haben  die  Ver- 
fasserinnen eine  .Art  son  Lösung  darin  sehen  wollen,  dafs  die  geistige 
Bethätigung  der  Frau  sich  dem  erfüllten  Mutterberuf  erst  anschliefst, 
also  auf  eine  spätere  Zeit  hinausgeschoben  wird.  Sie  verkennen  zwar 
nicht  die  grofse  Gefahr  für  die  Leistungsfähigkeit,  die  darin  liegt,  sie 
übersehen  aber  vollständig,  dafs  Begabung  und  (jenie  sich  einfach  nicht 
kommandieren  läfst  und  man  sein  Leben  nicht  von  vorn  herein,  wie 
etwa  einen  mit  I a zensurierten  .Aufsatz  in  der  Prima,  in  ein  unveränder- 
liches Schema  einzwängen  kann.  .Aehnliches  gilt,  wenn  es  heifst,  dafs 
zu  viel  Frauen  sich  nach  geistiger  Bethätigung  sehnen,  für  die  nur  die 
Elite  Kraft  und  Zeit  hergeben  sollte.  Da  sich  aber  die  Begabten  von 
.den  Unbegabten  nicht  von  vorn  herein  reinlich  sondern  lassen,  sondern 
tiurch  Bethätigung  sich  erst  der  Beweis  für  das  'lälent  erbringen  läfst, 
s<j  mufs  die  Bahn  für  Alle  frei  sein  und  die  Konflikte  im  Frauenleben 
lassen  sich  nicht  dadurch  \%meidcn,  dafs  eine  geringere  Zahl  von  Frauen 
ihnen  ausgesetzt  wird.  Im  allgemeinen  glaube  ich  auch,  dafs  jede  Frau, 
falls  kein  Erwerbszwang  vorliegt,  ihre  geistige  -Arbeit  ganz  von  selbst  in 
den  Hintergrund  schielren  wird,  wenn  sie  kein  Talent  für  sie  hat  und 
die  Beschäftigung  mit  ihren  Kindern  sie  reichlich  für  die  zerstörten 
Illusionen  entschädigt.  Denn  das  alles  beherrschende  Muttergefühl  ist 
eine  .Macht,  der  sich  kein  normales  Weib  entziehen  kann. 

Den  Einflufs  des  .Muttergefiilils  auf  das  Frauenleben  durch  die 
Frauen  selbst  einmal  in  seiner  vollen  Gewalt  geschildert  zu  haben,  ist 
der  grofse  Wert  des  vorliegenden  Buches.  A’on  .Alters  her  haben  die 
Frauen  in  ihren  Schriften  die  ihnen  eigentümliche  weibliche  Enrpfindungs- 
wclt  viel  zu  sehr  unterdrückt,  um  möglichst  des  Ruhms  teilhaftig  zu 
werden,  eine  „männliche“  Feder  zu  führen.  Erst  neuerdings  enthüllt 
sich  die  Seele  der  Frau  in  ihren  Werken,  untl  auch  unser  Buch  bringt 
wertvolle  Beiträge  zur  Psychologie  des  Weibes.  .Am  wohlthueudsten  be- 
rührt, im  Gegensatz  zu  jenen  emanzi|)ierten  Mannweibern,  die  leider  nicht 
nur  in  der  Phantasie  unsrer  Gegner,  sondern  auch  in  der  Wirklichkeit 
der  Frauenbewegung  ihr  Wesen  treiben,  das  Bild  jener  geistig  arbeitenden 
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Mutter,  wie  es  uns  vielfach  aus  dem  vorliegenden  Werk  entgegenstralilt. 
Es  sind  die  Frauen,  denen  das  Kind  der  Mittelpunkt  ihres  Leidens  ist, 
die  es  voller  Freude  erwarten,  es  selbst  ernähren,  und  die  aus  der 
Mutterschalt  ihre  besten  Kräfte  schöpfen.  Viele  unter  ihnen  heben  aus- 
drücklich hervor,  dafs  selbst  äufserlich  wenig  produktive  Zeiten,  wie  die 
der  Schwangerschaft  und  der  ersten  Jahre  nach  der  Geburt,  Zeiten  eines 
oft  ganz  erstaunlichen  inneren  Wachstums  sind,  die,  wie  keine  anderen, 
der  künftigen  geistigen  Produktion  in  hohem  Mafse  zu  Gute  kommen. 
Die  Bereicherung  des  Geistes-  und  Gemütslebens,  die  das  mütterliche 
Weib  erfährt,  bedeutet  aber  auch  eine  Bereicherung  dessen,  was  sie,  sei 
es  durch  künstlerische,  sei  es  durch  wissenschaftliche  I.eistungen,  der 
.•\llgemeinhcit  darbietet.  Die  Leistungsfähigkeit  dieser  Frauen  durch 
Fortschaflung  aller  hemmenden  Elemente  z.u  steigern,  ist  daher  im  höchsten 
Mafse  im  Interesse  des  Fortschritts  gelegen,  und  wird  allein  den  schäd- 
lichen F.influfs  jener  anderen  eindammen  helfen,  die  den  Konflikt  zwischen 
•Mutterschaft  und^  geistiger  Arbeit  nie  kennen  lernten  und,  ungehindert 
durch  äufserc  und  innere  Rücksichten,  das  grofse  Wort  führen. 

Fragen  wir  nunmehr  nochmals  nach  den  Resultaten,  zu  denen  das 
Buch  uns  führt,  so  inufs  Ich  gestehen,  dafs  die  Frage:  Ist  die  Mutter- 
schaft vereinbar  mit  der  geistigen  .Arbeit?  eine  bestimmte  Antwort  nicht 
gefunden  hat  und  nicht  finden  konnte.  Vielmehr  ist  der  Konflikt  nur 
schärfer  beleuchtet  worden.  Die  Frage  zu  beantworten,  den  Konflikt, 
soweit  es  möglich  ist,  zu  lösen,  wird  erst  in  einer  Zeit  möglich  sein, 
wo  die  Fes,seln  der  Tradition  die  Frauen  nicht  mehr  bei  jedem  Schritt 
vorwärts  wieder  zurückzerren,  und  die  Last  ökonomischer  Abhängigkeit 
sie  nicht  mehr  niederdrückt. 

Berlin.  l.ILY  BRAUN. 


Liebrecht,  l-andesrat,  Dr.,  Reichshilfe  zur  Errichtung  kleiner  Woh- 
nungen. Göttingen  1900,  V'andenhoek  & Ruprecht. 
Kamfffmeyer,  Paul,  ehern.  .Arbeitersekretär,  Die  Baugenossen- 
schaften im  Rahmen  eines  nationalen  Wohnungsreformplanes. 
(iöttingen  1900,  Vandenhoek  & Ruprecht. 

In  der  Sammlung  von  .Abhandlungen,  die  der  Verein  Reichs-Woh- 
nungsgesetz  herausgiebt,  sind  die  beiden  vorliegenden  Schriften  als  Heft 
2 und  3 erschienen  und  schliefsen  sich  glücklich  an  die  im  vorliegen- 
den Band  des  .Archivs,  S.  284  fg.  bereits  besprochenen  .Arbeit  von 
Goltz  über  die  Wohnungsinspektion  und  ihre  Ausgestaltung  durch  das 
Reich  an. 

Die  .Abhandhmg  von  Liebreclit  erörtert  die  .Aufgabe,  die  den 
Invaliditäts-  und  Altersversicherungsanstalten  für  die  Reform  der  Woh- 
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nungszustände  zukoramt.  Bekanntlich  entliält  das  Invalidenversicherungs- 
gesetz vom  13.  Juli  1899  in  dem  die  Vermögensverwaltung  regelnden 
§ 164  die  Bestimmung,  dafs  die  Versicherungsanstalten  mit  Genehmi- 
gung der  Aufsichtsbehörde  ein  Viertel,  mit  Genehmigung  der  Garantie- 
verbände die  Hälfte  ihres  Vermögens  für  solche  Veranstaltungen  an- 
legen  können,  welche  ausschliefslich  oder  überwiegend  der  versicherungs- 
pflichtigen Bevölkerung  zugute  kommen.  Und  die  Motive  des  Ge- 
setzes inter]>retieren  dies  dahin,  dafs  durch  die  im  Unterschied  zum  § 1 29. 
Abs.  2 des  Invaliditäts-  und  .Altersversicherungsgesetzes  vom  22.  Juni 
1889  erfolgte  Heraufsetzung  von  einem  Viertel  auf  die  Hälfte  den 
\\'ünschen  entgegengekommen  werden  soll,  welche  sich  auf  eine  gröfsere 
Beteiligung  der  Versicherungsanstalten  an  Bestrebungen  zur  Verbesse- 
rung der  Wohnungsverhältnisse  der  .Arbeiter  richten.  Der  !;  164  und 
der  in  dieser  Richtung  gleichfalls  wichtige  S 80  des  Gesetzes  machen 
die  Versicherungsanstalten  zu  einflufsreichen  Trägern  der  Wohnungs- 
reform-Bestrebungen,  umsomehr  als  Liebrecht  der  wohlbegriindeten  .An- 
sicht ist,  der  ij  164  schliefse  die  Möglichkeit  in  sich,  3afs,  soweit  nicht 
die  unmittelbaren  Erfordernisse  der  Invalidenversicherung  die  V'ervven- 
düng  der  Geldmittel  beschränken,  das  gesamte  Vermögen  der  .Anstalten 
in  Darlehen  für  Arbeiterwohnungen  angelegt  werden  könne.  .Aber  von 
dieser  Möglichkeit,  auf  die  Gestaltung  der  Wohnungsverhältnisse  einzu- 
wirken, wird  nur  in  einem  geringen  Mafs  Gebrauch  gemacht.  BezeichncTi- 
derweise  hat  selbst  die  A'ersicherungsanstalt  Hannover,  die  in  dieser 
Richtung  relativ  das  Meiste  leistet,  noch  nicht  einmal  ein  Viertel  ihres 
Vermögens  für  Arbeiterwohnungshypotheken  verwendet.  Liebrecht  ver- 
langt deshalb  als  Zusatz  zur  Invalidenversicherung  ein  Reichsgesetz,  wo- 
nach die  Versicherungsanstalten  durch  die  zuständigen  Zentrall)ehördeTi 
dazu  angehalten  w’erden  können,  „sich  der  Beförderung  des  Baues  von 
kleinen  Wohnungen  zu  unterziehen“.  Die  Versicherungsanstalten  sollen 
nicht  selbst  Wohnungen  bauen,  sondern  „die  Gewährung  von  Darlehen 
an  Versicherte,  Vereine,  Genossenschaften  oder  sonstige  Personen  und 
Einrichtungen"  gewähren,  und,  wenn  ihre  Mittel  nicht  ausreichen,  even- 
tuell amortisierbare  Darlehen  aufnehmen.  Sie  sollen  auch,  „eigene  Or- 
gane  zur  Erledigung  der  Wohnungsfürsorge  • Sache  zu  schaffen , ins- 
besondere auch  technische  Beamte  hierfür  anzustcllcn,"  berechtigt  sein. 
Das  sind  die  wesentlichen  Grundgedanken  des  von  Liebrecht  vorge- 
schlagenen Gesetzes.  Dafs  die  A^ersicherungsanstalten  die  Pflicht  haben, 
in  möglichst  weiten  Grenzen  ihre  Mittel  zur  Linderung  der  Wohnungs- 
not der  .Arbeiterklasse  zur  Verfügung  zu  stellen,  steht  aufser  Frage, 
Nichts  liegt  mehr  auf  ihrem  Wege  als  die  prophylaktische  Hygiene,  die 
die  A'erbesserung  der  Wohnungen  für  die  Gesundheitsverhältnisse  der 
arbeitenden  Klasse  darstellen.  Zugleich  würden  die  Versicherungs- 
anstalten nel)en  allem  Anderen  auch  sehr  ökonomisch  verfahren,  wenn 
sie  den  Prozentsatz  von  Krankheit  und  Invalidität  mit  Hilfe  solcher 
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Mafsnahinen  verringerten.  .\ber  zweierlei  ist  dabei  unerläfslich,  sollen 
die  sozialpolitischen  Ergebnisse  sielt  befriedigend  gestalten:  ein  erweiter- 
ter Einflufs  der  Arbeiter  in  der  Verwaltung  der  Versicherungsanstalten 
und  eine  Garantie  dafür,  dafs  die  Verbesserung  der  Wohnungszustände 
nicht  irgend  eine  -Art  wirtschaftlicher  oder  politischer  .Abhängigkeit  im 
Gefolge  halten  könne.  Trotz  der  guten  Intentionen,  die  Liebrecht  bei 
diesen  A'orschlägen  verfolgt,  bestünde  eine  solche  Gefahr,  wenn  nicht 
das  Gesetz  selbst  derartige  .Möglichkeiten  ausschlösse.  Unter  allen  Um- 
ständen müfste  aber  vermieden  werden,  dafs  durch  die  Subventionierung 
von  Unternehmern,  mit  den  Mitteln  der  Versicherungsanstalten  .Arbeiter- 
wohnungen geschaffen  wurden,  die  eine  der  schlimmsten  Formen  der 
Fabrikfeudalität  vennehrten.  .\m  zweckentsprechendsten  würde  das  für 
Wohnungszwecke  lx;reitstehende  Vermögen  V'erwcndung  finden,  wenn  die 
A’ersicherungsanstaltcn  auf  rationeller  Grundlage  errichtete  Arbeiterbau- 
genossenschaften in  erster  Linie  Irerlicksichtigten.  Mit  ihrer  Hilfe  wäre 
es  möglich,  diesen  Zweig  der  genossenschaftlichen  Bewegung,  der  bisher 
kümmerlich  sich  entwickelte,  zu  reicher  Blüte  zu  bringen. 

Es  ist  erfreulich,  dafs  an  die  Schrift  von  Liebrecht  sich  die  Schrift 
von  Kampffraeyer  über  die  „Baugenossenschaften  ira  Rahmen  eines 
nationalen  Wohnungsreformplans“  anschlicfst  und  diese  gerade  jetzt  be- 
deutsam hervortretende  sozialpolitische  .Aufgabe  einer  fruchtbaren  Erörte- 
rung unterzieht.  Kampffmeyers  Schrift  zeichnet  sich  zunächst  durch 
den  üiierlegenen  Standpunkt  aus,  mit  dem  sie  die  Baugenossenschaften 
im  Rahmen  einer  allgemeinen  sozialpolitischen  .Auffassung  wertet.  Fern 
von  jeder  Uebertreibuug  räumt  er  ihnen  neben  den  grofsen  eingreifen- 
den gesetzgeberischen  Mafsnahinen,  die  das  Wohnungsproblem  fordert, 
nelicn  der  Thätigkeit  von  Staat  und  Gemeinde  nur  eine  bescheidene 
Stelle  ein.  .Aber  die  öffentlich-rechtlichen  Mafsnahmen  schliefsen  die 
genossenschaftliche  .Vrbeit  keineswegs  aus,  und  an  ihrem  Platz,  von  ge- 
sundem sozialpolitischen  Geist  erfüllt,  ist  sie  von  hohem  Wert  und  ver- 
mag im  Eraanzipationskampf  des  Proletariats  nützliche  Dienste  zu 
leisten 

Für  die  Beurteilung  des  Wertes  der  Baugenossenschaften  und  ihrer 
verschiedenen  Formen  liefert  Kampffmeyers  Darstellung  ihrer  sozialen 
Zusammensetzung  und  sozialen  Wirksamkeit  neues  Material.  Es  sind  35 
Baugenossenschaften,  die  seinen  Fragebogen  beantwortet  haben.  .Aus 
der  Statistik  ergiebt  sich,  dafs  diejenigen  Baugenossenschaften,  deren 
Ziel  es  ist,  die  errichteten  Häuser  in  das  Privateigentum  der  Mitglieder 
überzuführen,  grofsenteils  aus  den  bestbczahlten  .Arbeiterschichten  sich 
rekrutieren.  Dagegen  haben  sich  auch  mäfsig  gelohnte  .Vrbeitcr  in  rela- 
tiv grofscr  Zahl  den  Spar-  und  Bauvereinen  mit  gemeinsamem  Besitz  der 
Häuser  anschliefsen  können.  Und  diese  Genossenschaften  haben  sogar 
in  grofsen  Städten  wie  Berlin,  Hamburg,  Hannover,  .Altona,  Kassel  etc. 
bemerkenswerte  Erfolge  erzielen  können.  Gewifs  ein  Beweis,  dafs  das 
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Prinziii  dieser  Vereine  ein  gesundes  ist,  und  sie  beträchtlicher  Ausdeh- 
nung fähig  sind. 

Die  ökonomischen  Vorteile  sind  überall  ansehnliche.  Ausnahmslos 
wird  die  bessere  hygienische  Beschaffenheit  und  verhältnismäfsige  Wohl- 
feilheit der  Genossenschaftswohnungen  gegenüber  den  ortsüblichen  fest- 
gestellt.  Eine  V'erbilligung  der  Durchschnittspreise  um  ro — 20  Pro/. 
ist  häufig.  So  kostete  in  den  3468  Wohnungen,  die  nrit  Unterstützung 
der  Hannoverschen  Landesversicherungsanstalt  gebaut  wurden,  eine  aus 
durchschnittlich  3,6  Wohnräumen  bestehende  Wohnung  cirka  150  Mk. 
pro  Jahr,  und  der  Arbeiter  halte  etwa  nur  ein  Sechstel  seines  Ver- 
dienstes für  Miete  auf/mvenden.  Das  ist  ein  ungewöhnlich  günstiges 
Verhältnis. 

Aber  abgesehen  von  diesen  wirtschaftlichen  Vorteilen  ist  die  soziale 
Wirkung  der  Baugenossenschaften  auf  die  Verdrängung  ganz  schlechter 
W'ohnungen  auch  nicht  bedeutungslos.  Beispielsweise  schreibt  der  Vor- 
sitzende des  Vorstandes  der  Versicherungsanstalt  Hannover  an  Kampff- 
meyer:  „In  Harburg  ist  es  erst  mit  Hilfe  der  von  uns  unterstützten  Ge- 
nossenschaft möglich  gewesen,  so  viel  gesunde  W’ohnungen  zu  schaffen, 
dafs  eine  Polizeiverordmmg  über  die  Wohnungsbeschaffenheit  erlassen 
werden  konnte,  welche  die  Schlicfsung  der  allerschlechtestcn  iKeller) 
W'ohnungen  zur  Folge  hatte.  . ." 

Nicht  minder  wichtig  ist  aber  die  mit  den  Genossenschaften  sich 
verbindende  Kräftigung  des  Gemeingeistes  unter  den  Mitgliedern  und 
deren  Schulung  für  wichtige  Venvaltungstliätigkeiten.  Mit  Recht  sagt 
Kampffmeyer  darüber:  Je  mehr  sich  die  .^rlreiterscliaft  in  alle  Wärt- 
schafts-  und  Verwaltungsfunktionen  der  bürgerlichen  Klassen  hineinlebt, 
desto  eher  kann  sie  ihre  grofse  Zukunftsmission  auf  dem  Gebiet  der 
Verwaltung  der  gesellschaftlichen  Produktion  antreten. 

Für  die  Entwicklung  des  Gemeinschaftsgefühls  führt  Kampffmeyer 
schone  Beispiele  an.  Solche  Züge  entwickeln  sich  viel  mehr  auf  dem 
Boden  der  Genossenschaften,  die  das  Prinzi])  gemeinsamen  Besitzes  und 
gemeinsamer  Verwaltung  ihrer  Häuser  zu  ihrer  Grundlage  gewählt  haben, 
als  bei  denjenigen,  die  den  Eigenerwerb  anstrebten.  Es  ist  natür- 
lich, dafs  Kampffmeyer  der  ersteren  unbedingt  den  \’orzug  giebt.  Und 
wenn  es  sich  um  eine  die  breiten  Schichten  umfassende  Reform  der 
Wohnungszustände  handeln  soll,  um  die  Verbesserung  städtischer  Ver- 
hältnisse, wo  das  Kottagesystera  an  den  Bodenpreisen  unübersteigliche 
Hindernisse  findet,  um  ein  die  Freizügigkeit  des  Arbeiters  nicht  ein- 
schränkendes Wohnungssystem;  wenn  auch  darauf  Gewicht  gelegt  wird, 
dafs  unter  den  genossenschaftlichen  Bestrebungen  das  Solidaritätsgefühl 
der  .\rbeiter  nicht  Schaden  leidet  und  ihre  Vcrwaltungsthätigkeit  weniger 
vom  egoistischen  als  Gemeinschaftsgefühlen  beherrscht  werde,  dann  mufs 
man  sich  notwendig  für  die  Baugenossenschaften  mit  gemeinsamen  Be- 
sitz als  die  sozialpolitisch  wertvollere  Form  entscheiden.  .\uf  ihnen 
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ruht  siclierlicli  die  Zukunft  der  baugenossenschaftlichen  Bewegung.  Gegen 
sie  können  sich  aucli  die  Einwände  nicht  kehren,  die  in  manchen 
Fällen  wider  die  auf  dem  F.inzeleigentum  beruhenden  Genossenschaften 
mit  Grund  erhoben  werden.  Zutreffend  setzt  Kampffmeyer  auseinander, 
dafs  der  beträchtliche  Prozentsatz  gering  bezahlter  .Arbeiter,  die  in  Bau- 
genossenschaften mit  gemeinschaftlichem  Eigentum  sich  vereinigen 
können,  die  Bildung  einer  Art  aristokratischer  Schicht,  die  sich  den 
Interessen  der  .Arbeiterklasse  entfremden  würde,  unmöglich  macht.  VV'äli- 
rend  diese  Gefahr  schwindet,  wirkt  auf  der  anderen  Seite  die  Hebung 
des  Standard  of  life,  den  die  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse 
bei  dem  in  Genossenschaften  organisierten  Teil  der  .Arbeiter  hervor- 
ruft, auf  die  Lebenshaltung  der  ganzen  Klasse  günstig  ein.  So  kann 
man  die  Entwicklung  der  Baugenossenschaften  nur  mit  gutem  Vertrauen 
betrachten.  Im  A’erein  mit  grofsen  Konsumvereinen  und  unterstützt 
durch  die  Mittel  der  A^ersicherungsanstalten  könnten  sie  für  die  Ver- 
besserung der  \\’ohnnngsverhältnisse  Erhebliches  bewirken.  Eine  starke 
Volksbewegung  zu  ihren  Gunsten  zugleicli  mit  dem  Ziel  der  Durch- 
setzung auch  der  unerläfslichen  gesetzgeberischen  Mafsnahmen  in  der 
Boden-  und  Wohnungspolitik  würde,  weil  die  Dinge  reif  sind,  viel  er- 
reichen und  das  Proletariat  um  einen  entscheidenden  Schritt  vorwärts 
bringen.  Es  wird  ein  Verdienst  Karapffmeyers  bleiben,  den  Weg  in 
diese  Richtung  gewiesen  zu  haben. 

Berlin.  HEINRICH  BRAUN. 


Notes  Critiques.  Sciences  Sociales.  Bulletin  bibliographique  pa- 
raissant  le  lO  et  le  25  de  chaque  mois  (aoüt  et  septembre 
exceptes).  Collaborateur.s : Charles  Andler.  Leon  Blum. 

H.  Bourgin.  E.  Dürkheim.  P.  Fauconnet.  Arthur  Fontaine. 

I. ucien  Herr.  H.  Hubert.  L.  Levy-Bruhl.  Marcel  Maus.s. 
Edgard  Milhaud.  M.  (4strogorski.  Ch.  Rist.  Ph.  Sagnac. 
Ch.  Seignobos.  Fr.  Simiand.  J.-T.  Stickney.  Secretaire 
de  la  Redaction : F'rangois  Simiand.  Premiere  .-Annee.  Paris 
1900.  Societe  Nouvelle  de  Librairic  et  d’Edition. 

Es  gehört  zu  den  eingewurzelten  A’orurteilen,  dafs  die  Franzosen 
sich  durch  ungewöhnliche  Unwissenheit  in  allen  ausländischen  .Ange- 
legenheiten kennzeichnen.  Wenn  man  aber  genauer  zusieht,  erkennt 
man  das  Irrige  und  Ungerechte  dieser  vulgären  .-Ansicht  und  urteilt  zu- 
nächst milder:  bei  dem  fascinierenden  Reichtum  der  französischen  Litte- 
ratur  und  Kunst,  der  alten,  in  breite  Schichten  der  Bevölkerung  ge- 
drungenen Kultur,  der  leidenschaftlichen  Teilnahme  der  weitesten  Kreise 
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an  den  politischen  und  sozialen  Kämpfen  versteht  man  es,  dafs  die 
grofse  Masse  sich  mit  dem  eigenen  Besitz  begnügt  und  über  den  Kreis 
der  Interessen  Frankreichs  nicht  hinausblickt.  Die  geistige  F.lite  al)er 
ist  im  Gegensatz  zu  den  landläufigen  Meinungen  in  erstaunlichem  Mafs 
vertraut  mit  der  VMssenschaft,  der  Litteratur,  den  politischen  umi  .sozialen 
Zuständen  auch  anderer  Nationen.  Besonders  erfreulich  ist  es  für  uns, 
dafs  das  Studium  Deutschlands  bei  der  jüngeren  Generation  eifrig  und 
oft  mit  sympathischem  Interesse  geiiflegt  wird.  Kin  hervorragendes  Bei- 
spiel bietet  die  hier  angezeigte  Zeitschrift,  die  die  deutsche  Fachlitteratur 
in  hohem  Mafs  berücksichtigt.  Von  den  etwa  350  Rezensionen  des 
ersten  Jahrgangs  der  Notes  Critiques  sind  ca.  ein  Drittel  deutschen 
Schriften  gewidmet,  die  anderen  behandeln  französische,  englische  und 
italienische  Schriften  aus  dem  Gebiet  der,  in  einem  sehr  umfassatden 
Sinne  verstandenen,  Sozialwissenschaften. 

Das  Programm  der  Zeitschrift  besteht  in  rascher,  kritischer  Orien- 
tierung über  die  neuen  Erscheinungen  durch  kurze  gewissenhafte  Re- 
ferate, die  ohne  irgend  eine  aufserhalb  iler  Sache  liegende  Tendenz 
lediglich  den  theoretischen  oder  praktischen  Wert  einer  Schrift  an  dem 
Mafsstab  wissenschaftlicher  .Arbeitsmethoden  feststellen  wollen.  Diese 
.Aufgabe  scheint  uns  vortrefflich  gelöst  zu  sein.  Mit  der  meisterhaften 
Präzision,  die  die  Franzosen  auszeichnet,  geben  die  Referate  in  bündiger 
Form  den  Inhalt  wieder  und  charakterisieren  scharf  d.as  in  gutem  oder 
üblem  Sinn  Wesentliche  der  rezensierten  Schriften.  Manche  Besprechungen 
sind  Muster  knap|>er  Darstellung  und  treffsicherer  Kritik.  Im  ersten 
Jahrgang  waren  sie  ausnahmslos  anonym.  Es  erschien  den  Heraus- 
gebern, unter  denen  wohl  Duden  Herr,  der  gelehrte  Bibliothekar  der 
Ecole  Normale  Suirerieure,  als  die  Seele  des  Unternehmens  zu  betrachten 
ist,  ausreichend,  dafs  die  .Mitarbeiter  an  der  Zeitschrift  generell  genannt 
waren.  Der  Kreis  vortrefflicher  Gelehrter  und  Schriftsteller,  den  sie 
bilden,  giebt  alle  Gewähr  für  eine  unparteiische  uud  zuverlässige  Kritik. 
Immerhin  ers<-heint  uns  der  im  zweiten  Jahrgang  acceptierte  Modus  der 
Unterzeichnung  jeder  Rezension  als  der  emi)fehlenswerlere.  .Mit  diesem 
Jahrgang  sind  auch  sonst  nützliche  .Venderungen  vorgenommen  worden. 
.Auf  die  kritischen  .Artikel  folgt  jetzt  eine  systematische  und  in  den 
Grenzen  iles  Möglichen  vollständige  Bibliographie,  durch  die  neben 
anderen  A’erbcssenmgen  der  Wert  der  Zeitschrift  als  eines  Hilfsmittels 
für  sozialwissenschaftliche  Studien  erhöht  worden  ist. 

Das  Unternehmen  verdient  lebhaften  Beifall  und  sollte  auch  in 
Deutschland  Verbreitung  finden,  umso  mehr  als  bei  uns  die  Kritik  unter 
dem  Kinrtufs  der  wissenschaftlichen  Uli(iuen  und  der  ])olitischen  Gegen- 
sätze leidet,  und  eine  ungetrübte  lnformations«iuelle,  wie  sie  die  Notes 
Critiques  bieten,  nicht  vorhanden  Lst. 

Berlin.  HEINRICH  BR.AUN. 
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31  Bde.  in  engl  Halbkalbldr.,  Rest  in  Heften.  (Ladenpr.  über  50  I = 
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Die  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit. 

Von 

Prof.  Dr.  GEORG  SCHANZ, 

in  Wüniburg. 


I.  Kapitel. 

Der  Arbeitsnachweis. 

Besser  als  alle  .‘\rbeitslosenversicherung  ist  die  Verringerung 
der  Arbeitslosigkeit.  Alle  Schadensversicherungen  beseitigen  nicht 
den  Schaden  an  sich,  sondern  verteilen  ihn  nur.  Stets  hat  es  aber 
als  ein  richtiges  Ziel  gegolten,  möglichst  den  Schaden  selbst  zu 
verhüten.  Prävention  und  Repression  treten  deshalb  der  Versiche- 
rung zur  Seite.  Auf  unserem  Gebiete  müssen  die  Verhütung  und 
Unterdrückung  ganz  besonders  ins  Auge  gefafst  werden,  weil  das 
längere  Brachliegen  der  ."\rbeit  die  moralische,  körperliche  und 
technische  Fähigkeit  des  .Arbeiters  leicht  herabbringt  und  ihn  dem 
Ruin  entgegenführt. 

Unter  den  Mitteln,  die  in  dieser  Hinsicht  zur  Verfügung  sind, 
steht  obenan  der  Arbeitsnachweis,  dessen  .Aufgabe  es  ist,  alles 
vorhandene  .Angebot  und  alle  vorhandene  Nachfrage  nach  .Arbeit 
möglichst  zusammen  zu  bringen,  damit  nicht  selbst  bei  vorhandener 
Arbeitsgelegenheit  .Arbeitslosigkeit  entsteht. 

1.  Die  Arbeits  nach  weis  verbände. 

Als  ich  meine  ersten  Untersuchungen  über  die  Frage  der  .Ar- 
beitslosenversicherung publizierte  (1895),  machte  ich  auf  die  damals 
im  Flufs  befindliche  Bewegung  zu  Gunsten  der  kommunalisierten 
parteilosen  Arbeitsnachweise  aufmerksam  und  sprach  die  Hoffnung 
aus,  dafs  sich  auch  bald  eine  Zentralisierung  für  bestimmte  Provinzen 
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und  Ländergruppen  und  eine  Einfügung  des  Nachweises  landwirt- 
schaftlicher Arbeiter  anbahnen  werde.  *) 

In  unerwartetem  Mafse  hat  sich  diese  Hoffnung  erfüllt.  Der 
Gedanke,  dafs  die  Fürsorge  für  den  .Arbeitsnachweis  eine  öffent- 
liche Angelegenheit  sei,  hat  rasch  Wurzel  gefafst,  so  dafs  man  bereits 
heute  über  I20  öffentliche  Arbeitsnachweise  in  Deutschland  zählt; 
nicht  minder  fruchtbar  ist  aber  der  von  Lautenschlager  zuerst  ge- 
machte Vorschlag  geworden,  an  der  Verwaltung  der  .ArbeiLsnach- 
weisanstalten  die  .Arbeitgeber  und  .Arbeitnehmer  in  gleicher  Zahl 
zu  beteiligen.  Gab  der  erste  Gedanke  die  Möglichkeit,  die  .Arbeits- 
nachweisanstalten  finanziell  sicher  zu  stellen*)  und  von  der  Gebühren- 
erhebung zu  befreien,  so  garantierte  der  zweite  die  Parteilosigkeit 
des  .Arbeitsnachweises.  *) 

Der  weitere  Fortschritt  konnte  nicht  lange  ausbleiben.  Die 
örtliche  .Ausgleichung  von  Angebot  und  Nachfrage  war,  namentlich 
bei  Nichtgrofsstädten,  viel  zu  schwach,  die  Organisation  von  V'er- 
bänden  mufste  auf  dem  F'ufs  folgen,  um  innerhalb  derselben,  ja  da- 
rüber hinaus  den  .Ausgleich  zu  versuchen.  Das  geschah  auch. 

Den  .Anfang  machte  Württemberg,  indem  die  Regierung 
durch  Erlafs  vom  17.  Dezember  1895  vom  1.  Januar  1896  an  sieben 
Arbeitsämter  zu  einander  in  eine  gewisse  V'crbindung  brachte.  Am 
4.  Mai  1896  folgte  Baden,  im  Mai  1897  die  Pfalz,  am  14.  Januar 
1897  der  Regierungsbezirk  Düsseldorf;  am  22.  November  1897 
bildete  sich  ein  territorialer  Arbeitsnachweis  in  Bielefeld  zunächst 


*)  Zur  Krage  der  Arbeitslosenversicherung  1895  S.  5 f. 

*)  Unzureichende  Mittel  nötigen  immer  mehr  die  gemeinnützigen  Anstalten, 
ihre  Kommunalisierung  anzustreben,  so  erst  kürzlich  die  l’forzheimer  Anstalt;  vgl. 
den  Jahresbericht  dieser  An.stalt  pro  1900  S.  4. 

*)  Die  Frage  der  Gebühren  ist  kurz  und  erschöpfend  behandelt  in  den  Ergeb- 
nissen einer  Umfrage  in  den  Schriften  des  Verbandes  deutscher  Arbeitsnachweise 
Nr.  2 S.  37  f.  Neuestens  haben  einige  .Anstalten  sich  veranlafst  gesehen,  eine  rück- 
zahlbare Kontrollgebühr  einzuitihren.  Im  städtischen  Arbeitsamt  Kaiserslautern  hat 
<ler  Arbeiter,  dem  Arbeit  nachgewiesen  wird,  die  Wahl,  ob  er  seine  Papiere  oder 
10  Pfg.  hinlerlegen  will.  Sobald  er  die  iiuwcisungskarte  unterschrieben  zurückbringt, 
erhält  er  das  Hinterlegte  zurück.  Oer  Arbeitsnachweis  in  Mannheim  verlangt  von 
Mädchen,  die  Stellen  zugewiesen  erhalten,  20  Pfg.,  die  nach  erfolgter  Meldung 
zurückgezahlt  werden.  .Arbeitsmarkt  vom  15.  .April  1901,  4.  Jahrg.  Nr.  14  Sp.  241. 
Mannheimer  Jahresbericht  pro  1900  S.  7;  Kaiserslaulcmcr  Jahresl»er.  pro  1900  S.  7. 

Hie  beiden  ersten  auf  dieser  Basis  aufgebauten  .Anstalten  waren  Efslingen 
und  Erfurt,  die  am  1.  April  1894  ins  Leben  traten. 
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für  männliche  Arbeiter,  der  als  Zentrale  fungiert  für  den  nördlichen 
Teil  des  Mindener  Regierungsbezirks,  für  Lippe-Detmold  und  einen  Teil 
von  Hessen-Nassau. ' ) Am  27.  Januar  1 898  wurde  der  Verband  der  öffent- 
lichen .-Xrheitsvermittlungsstellen  der  Rhein  - und  Maingegend  in 
Frankfurt  a.  M.  gegründet.  Am  I.  Mai  1898  erfolgte  die  zonenweise 
Zentralisierung  des  .Arbeitsnachweises  im  ganzen  diesrheini  sehen 
Bayern.  Am  i.  .April  1900  bildete  sich  ein  Verband  der  Arbeits- 
nachweise in  Liegnitz,  dem  die  Arbeitsnachweise  Liegnitz,  Glogau, 
Grünberg,  Freistadt,  Sprottau,  Haynau,  Goldberg,  I^uban,  Hirsch- 
berg, Landeshut,  Löwenberg  angehören  und  der  vom  preufsischen 
Handelsminister  vorerst  pro  J900  und  1901  eine  jährliche  Beihilfe 
von  je  2000  Mk.  erhielt.  -) 

Am  8.  Februar  1901  ist  noch  der  V'erband  märkischer 
.Arbeitsnachweise  hinzugekommen:  er  wurde  von  Vertretern  der 
.Allgemeinen  .Arbeitsnachweise  in  Berlin,  Charlottenburg,  Potsdam, 
Frankfurt  a.  O.  im  Einvernehmen  mit  denen  in  Rixdorf  und  Schöne- 
berg begründet.  '*) 

Man  sieht  deutlich,  wie  sich  Deutschland  allmählich  mit  einem 
Netz  von  geographischen  .Arbeitsnachweisverbänden  überzieht. 

Es  mag  auf  diese  Organisationen  etwas  näher  eingegangen 
werden. 

In  Bayern  war  der  Zustand  des  .Arbeitsnachweiswesens  so 
unbefriedigend  wie  anderswo.  Am  Schlüsse  des  Jahres  1894  gab  es 
in  Bayern  auf  Grund  einer  amtlichen  Erhebung*)  877  gewerbs- 
mäfsige  Stellenvermittler,  davon  trafen  453  = 51,6  Proz.  auf  die 
gröfseren  Städte.  Die  Hauptthätigkeit  dieser  877  Vermittler  er- 
streckte sich  auf  die  V’^ermittlung  von  Stellen  für  Dienstboten. 

Ueber  die  Hälfte  (588)  erhob  eine  Gebühr  sowohl  von  den 
Stellcnsuchenden  als  von  den  Stellengebern,  von  den  ersteren  regel- 
mäfsig  (734  Proz.)  bei  Antritt  der  Stelle,  von  den  letzteren  regel- 
mäfsig  (83,6  Proz.)  bei  der  Besetzung  der  Stelle. 

*)  Arbdlsmarkt  vom  5.  Januar  1898.  i.  Jahrg.  Nr.  4 S.  33. 

•)  Arhcitsmarkl  vom  1.  Dezember  1900,  4.  Jahrg.  Nr.  5 S.  86.  Vgl.  auch 
Schriflcn  des  Verbandes  deutscher  Arbeitsnachweise  Nr.  2 S.  75. 

*)  Die  Statuten  sind  milgeleill  im  Arbeitsmarkt  vom  1.  März  1901,  4.  Jahrg. 
Nr.  M Sp.  191. 

♦)  Die  Arbeitsvermittlung  in  Bayern  am  Schlufs  des  Jahres  1894.  Zcitschr. 
des  k.  bayr.  »tat.  Bureau»  28  (1896)  S.  126  f. 

36* 
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Im  einzelnen  verlangten  eine  Gebühr 

von  den  Stellcnsuchenden 

von  tim  StcUengebern 

unter  I Mk. 

58 

79 

1—3  M 

500 

371 

3—10  „ 

159 

142 

über  10  „ 

121 

1 1 

Beherbergung,  Beköstigung,  Warteraum  wurde  nur  in  geringem 
Mafee  gewährt.  84  boten  Beherbergung,  50  Beköstigung,  28  Warte- 
raum.  Manchenorts,  wie  z.  B.  in  München,  waren  Beherbergung  und 
Beköstigung  den  gewerbsmäfsigen  Stellenvermittlern  untersagt. 


Von  848  Vermittlern  — 96,7  Proz.  liegen  Nachweisungen  ül>er 
den  Umfang  der  Stellenvermittlung  vor. 

Von  denselben  wurden  verzeichnet 


im  Kgr. 

durchschn.  von  von 

443  Vermittlern 

durchschn.  von 

je  einem  der  gröfseren  Städte 

je  einem 

Stellengesuche  . . 

9736* 

114 

82002 

1S5 

angebotene  Stellen  . 
durch  Vermittlung 

71494 

84 

6061 1 

137 

besetzte  Stellen  . . 

61 II I 

72 

48599 

109 

Der  Tribut 

der  Beteiligten  bewegt 

sich  sicher 

nicht  unter 

400000  Mk. ; denn  rechnet  man  durchschnittlich  3 Mk.  für  ein 
Stellengesuch  und  2 Mk.  für  eine  angebotene  Stelle,  so  stellt  sich 
der  durchschnittliche  Verdienst  für  einen  Vermittler  im  Königreich 
auf  510  Mk.,  gewifs  keine  übertriebene  Annahme.  Diese  Sätze  er- 
geben aber  allein  432074  Mk. 

Die  Zahl  der  nicht  gewerbsmäfsigen  Arbeitsnachweise  betrug 
438,  davon  270  =61,6  Proz.  in  gröfseren  Städten.  Die  weit  über- 
wiegende Zahl  der  nichtgewerblichen  Arbeitsnachweisanstalten  war 
erst  in  den  vorangegangenen  zwei  letzten  Dezennien  entstanden, 
nämlich  164  in  den  Jahren  1880 — 8g,  169  in  den  Jahren  1890 — 93, 
31  im  Jahre  1894,  seit  1880  also  364. 

Den  nichtgewerblichen  Arbeitsnachweis  führte : 

bei  136  aes  31,1  Proz.  ein  Arbcitcr-Kacli-  oder  Gewerkverri« 

108  SS  24.6  „ ein  Distriktsverband  *) 

57  =s  13,5  „ ein  K<^incinnütziger  oder  wohlthätiger  Verein 

48  = M.o  „ eine  Innung 

15  s=i  3.4  „ eine  Gemeinde-  oder  Polizeibehörde 

38  = 8.7  ,,  ein  katholischer  Verein 


*)  SimtUche  sind  Attribute  der  Naturalvcrpflegsstalionen. 
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17  =x  3,4  rroi.  ein  protestantischer  Verein 

14=  3,2  „ ein  aus  Arbeitern  und  Arbeitgebern  gemischter  Verein 

5 = 1,1  „ ein  Gewerbe-  oder  Fabrikantenverein. 

Im  Gegensatz  zu  den  gewerbsmäl'sigen  dienten  sie  hauptsäch- 
lich (381  =»  86,9  Proz.),  den  gelernten  gewerblichen  Arbeitern  und 
Arbeiterinnen.  403  = 92  Proz.  besorgten  die  Vermittlung  unent- 
geltlich. Soweit  sie  eine  Gebühr  verlangten,  waren  die  treffenden 
.Anstalten  (35)  ausschliefslich  in  den  Städten.  Die  Beträge  waren 
durchweg  niedrig,  überstiegen  nur  bei  10,  zumeist  kaufmännischen 
Vereinen,  die  Summe  von  3 Mk.  Die  Mehrzahl  bot,  abgesehen  vom 
Stellennachweis,  noch  weitere  Vorteile.  So  gewährten  330  oder 
75,3  Proz.  Reisegeld  oder  eine  ähnliche  Unterstützung,  233  Beher- 
bergung, 208  Bekästigung,  103  Warteraum  und  53  eine  Ar- 
beitsstätte. 


Was  den  Umfang  der  Thätigkeit  anlangte,  so  wurden,  soweit 
cs  sich  um  nicht  gewerblichen  .Arbeitsnachweis  handelte,  verzeichnet : 


von  331  Anstalten 

durchschn.  von 

von  206  An- 

durchschn. von 

des  Königreichs 

einer  Anstalt 

stalten  der 

einer  -\nsUlt 

Stellengesuche  . . 

212467 

641 

gr*)f5»eren  Städte 
140587 

682 

angcbolenc  Stellen  . 

52  100 

>57 

48978 

237 

durch  Vcmiitllunß 
besetzte  Stellen 

36723 

1 10 

34552 

167 

Die  grofse  Zahl  der  Stellengesuche  erklärt  sich  daraus,  dafs 
viele  .Arbeiter  wiederholt,  z.  B.  beim  jedesmaligen  Passieren  einer 
mit  Nachweis  verbundenen  Naturalverpflegsstation  gezählt  sind. 

Wie  aus  obiger  Uebersicht  hervorgeht,  gab  es  1894  in  Bayern 
1 5 .Arbeitsnachweise,  welche  von  Gemeinden  unterhalten  wurden. 
4 davon  waren  in  der  Pfalz  (Dürkheim,  Kaiserslautern,  Ludwigs- 
hafen, Sjieyer),  5 in  Oberfranken  (Hof,  Münchberg,  Oberkotzau, 
Rehau,  Schwarzenbach  a.  S.),  2 in  Unterfranken  (Kitzingen  und 
Würzburg),  4 in  .Schwaben  und  Neuburg  (Kaufbeuren,  Lauingen, 
Memmingen,  Neu-Ulm). 

Diese  gemeindlichen  .Arbeitsnachweise  waren  aber  im  wesent- 
lichen rein  polizeilicher  .Natur  und  zumeist  auch  mit  dem  Polizei- 
bureau verbunden,  3 waren  Attribute  gemeindlicher  Naturalver- 
pflegs.stationen.  Ihrem  .Alter  nach  gehörten  sie  fast  alle  den  beiden 
letzten  Dezennien  an.  Ihr  Thätigkeitsbereich  erstreckte  sich  in  der 
Regel  auf  die  Gemeinde  selbst.  Hauptsächlich  vermittelten  sic  für 
gelernte  gewerbliche  .Arbeiter.  Die  Vermittlung  erfolgte  durch- 
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gehends  unentgeltlich.  Auch  Reisegeld  und  Unterstützung  ähn- 
licher Art,  wie  Beherbergung  und  Beköstigung  wurde  von  mehreren 
gewährt.  Ihre  Vermittlungsthätigkcit  war  höchst  unbedeutend;  die 
Gesamtzahl  der  bei  den  12  gemeindlichen  .Arbeitsnachweisen  ver- 
mittelten Stellen  betrug  364,  da\on  kamen  90  auf  I.udwigshafen, 
und  109  auf  Lauingen.  Die  trügerische  Zahl  der  Stellengesuche 
betrug  1296t,  die  der  angebotenen  Stellen  1335. 

Unterm  30.  Juli  1894  wies  das  Ministerium  die  Kreisregie- 
rungen an,  den  Bestrebungen,  welche  auf  die  Bildung  von  Arbeitg- 
nachwcisstellen  gerichtet  waren,  thunliche  Förderung  angedeihen  zu 
lassen,  und  betonte  besonders  die  Schaffung  von  solchen  durch  die 
Gemeinden.  Anfangs  zeigten  die  Gemeinden  wenig  Entgegenkommen. 
Die  Gemeindeverwaltungen  verneinten  vielfach  geradezu  die  Bc- 
dürfnisfragc.  Nach  und  nach  trat  aber  ein  Umschwung  ein. 

In  München  war  es  gelungen,  die  daselbst  bereits  seit  Oktober 
1893  schwebende  Frage  der  Errichtung  eines  städtischen  Arbeits- 
amtes zu  einem  guten  Ende  zu  führen,  so  dafs  daselbst  das  paritätisch 
verwaltete  gemeindliche  Arbeitsamt  am  i.  November  1895  seine 
Thätigkeit  beginnen  konnte.’)  Im  gleichen  Jahre  erfolgte  die  Er- 
richtung der  .Arbeitsämter  in  Bamberg,  Fürth,  Erlangen  und  wnirde 
in  Kaiserslautern  der  seit  1882  vorhandene  gemeindliche  Arbeits- 
nachweis vom  Polizeikommissariat  getrennt  und  nach  paritäti.schem 
Gesichtspunkt  neu  organisiert.  In  Nürnberg  wurde  eine  städtische 
Arbcitsnachwei.s.stclle  am  2.  Januar  1896  eröffnet,  am  20.  .April 
1897  nahm  auch  das  Würzburger  .Arbeitsamt  .seine  Thätigkeit  auf, 
im  November  1897  das  Straubinger.  *)  Diese  .Aemter  entfalteten 
zum  Teil  rasch  eine  sehr  erfolgreiche  Thätigkeit,  so  insbesondere 
München,  Nürnberg,  Fürth.  Doch  blieb  ihre  Wirksamkeit  in  der 
Hauptsache  auf  die  Befriedigung  des  örtlichen  Bedürfnisses  be- 
schränkt. Es  zeigte  sich,  dafs  z.  B.  in  München  das  Angebot  von 
Arbeitskräften  die  Nachfrage  erheblich  überstieg,  während  umge- 
kehrt in  den  Städten  Nürnberg  und  l'ürth  die  offenen  .Arbeits- 
stellen überwogen. 

Am  17.  Januar  1897  griff  nun  wieder  das  Ministerium  ein,  um 
einen  Fortschritt  zu  erzielen.  Die  Verbindung  der  .Arbeitsämter 
München,  Nürnberg,  Würzburg,  Bamberg  und  Kaiserslautern  schien 

')  Dassrlln-  liat  sich  zu  einem  Musteramt  entwickelt.  Seit  7.  Januar  1901  ist 
cs  von  6 Uhr  morgens  bis  6 Uhr  abends,  ausgen.  von  tz  — 1 Uhr  geiiffnet.  so  dafs 
noch  für  rien  Tag  unter  Umständen  den  sieh  Meldemlcn  geholfen  werden  kann. 

*)  /,u  .Anfang  wurde  dies  .Amt  noch  als  ein  rein  polizeiliches  konstituiert. 
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ihm  wenig  Vorteile  zu  bieten,  da  eine  V'’erscliiebung  der  Arbeiter- 
bevölkerung auf  weite  Entfernungen  nicht  rätlich  war.  Es  schlug 
deshalb  die  Bildung  von  Bezirken  vor,  für  welche  die  obigen  Orte 
als  Hauptvermittlungsstellen  zu  fungieren  hatten. 

Dieser  \'orschlag  wurde  mit  Vertretern  der  Städte  München, 
Straubing,  Bamberg,  Nürnberg,  VVürzburg  im  Ministerium  mündlich 
besprochen  und  definitiv  ausgestaltet.  Nachdem  die  beteiligten 
Magistrate  ihre  Zustimmung  gegeben,  konnte  die  Zentralisierung  des 
Arbeitsnachweises  für  ganz  Bayern  mit  I.  Mai  1898  erfolgen. 

.Ms  Zentralen  (Hauptarbeitsvermittlungsstellen)  wurden  bestimmt 
folgende  städtische  .Arbeitsämter: 

1.  für  den  Regierungsbezirk  Oberbayern,  dann  .Schwaben  und 
Neuburg  München, 

2.  für  Niederbayem  Straubing, 

3.  für  Oberfranken  Bamberg, 

4.  für  Mittelfranken,  Oberpfalz  und  Regensburg  Nürnberg, 

5.  für  Unterfranken  und  Aschaflfenburg  Würzburg, 

6.  für  die  Pfalz  hatte  das  gemeindliche  .Arbeitsamt  Kaisers- 
lautern bereits  die  Thätigkeit  einer  Zentrale  übernommen  und 
für  die  Stellenvermittlung  bestimmte  Normen  aufgestellt. 

Inzwischen  hat  man  das  Ziel,  dafs  jeder  Regierungsbezirk 
auch  einen  einheitlichen  Vermittlungsbezirk  bilde,  erreicht,  insofern 
seit  I.  Januar  1900  in  Regensburg  ein  .städtisches  Arbeitsamt  er- 
richtet und  zur  Zentrale  für  Oberpfalz  und  Regensburg  bestimmt 
wurde  und  in  .Augsburg  ein  gemeindliches  Arbeitsamt  seit  I.  Oktober 
1900  ins  Leben  getreten  ist,  so  dafs  auch  die  .Abzweigung  Schwabens 
von  der  oberba3’rischen  Zentrale  durchgeführt  werden  konnte. 

Die  15  im  Jahre  1894  vorhandenen  gemeindlichen  .Arbeits- 
nachweisstcllen  sind  infolge  fortwährender  Ermunterungen  auf  37 
angestiegen,  so  dafs  die  8 Zentralen  29  Arbeitsämter  zur  Seite 
haben.  .Am  15.  Mai  1901  war  der  Stand  folgender: 

München;  W’asserburg, ')  Rosenheim,  Ingolstadt,  Traunstein; 

Straubing:  Landshut,  Passau,  Deggendorf; 

Kaiserslautern;  landau,  Ludwigshafen  a.  Rh.,  Neustadt  a.  H., 
Speyer,  Germersheim,  Frankenthal; 

Bamberg;  Kronach,  Kulmbach,  Hof,  Bayreuth,  Creussen, 
Pegnitz,  Pottenstein; 

*)  Der  Distrikt  hat  durch  einen  Zuschufs  die  Errichtung  des  Arbeitsamts  der 
Stadt  Wasserburg  ermöglicht,  ln  Traunstein  wurde  das  Arbeitsamt  am  I.  Mar^  1901, 
in  Ingolstadt  am  (.  April,  in  K<»^enhcim  am  l.  Mai  errichtet. 
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Nürnberg:  Erlangen,  Fürth,  Dinkelsbühl,  Pappenheim,  Weifsen- 
burg,  Schwabach; 

Würzburg:  Kitzingen,  Schweinfurt; 

Regensburg  steht  noch  isoliert; 

Augsburg:  Lindau. 

Jede  örtliche  Arbeitsnachweisstelle  gleicht  soweit  wie  möglich 
Angebot  und  Nachfrage  aus;  der  Ueberschufe  wird  der  Zentrale 
zugewiesen.  Um  nun  aber  auch  die  Orte  einzubeziehen,  die  keine 
selbständigen  Nachwcisstellen  haben,  wurden  die  Gemeinde- 
behörden zur  Mitwirkung  verpflichtet.  Aul’serhalb  von  Arbeits- 
nachweisstellen  befindliche  stellensuchende  Arbeiter  haben  sich  an 
die  Gemeindebehörde  ihres  Aufenthaltsortes  zu  wenden,  welche 
denselben  das  auszufüllende  Anmeldeformular  aushändigt  und  das 
ausgefullte  Formular  dem  nächstgelegenen  Arbeitsamt,  beim  Fehlen 
eines  solchen,  der  Zentrale  des  Regierungsbezirks  zusendet.  *)  Die 
aufserhalb  einer  .Arbeitsnachweisstelle  befindlichen  Arbeitgeber  wenden 
sich  direkt  entweder  an  das  nächstgelegene  Arbeitsamt  oder  an  die 
Zentrale  ihres  Regierungsbezirks  um  Zuweisung  von  Arbeitern.  Die 
•Arbeitsuchenden  erhalten  eine  Zuweisungskarte  unmittelbar  oder  durch 
Vermittlung  der  Gemeindebehörde,  während  der  Arbeitgeber  durch 
Postkarte  Nachricht  von  der  Zuweisung  erhält  und  um  Mitteilung 
über  Eintreffen  und  Einstellung  des  Arbeitnehmers  ersucht  wird. 

Um  nun  aber  den  Markt  für  die  offen  und  gesucht  bleibenden 
Stellen  möglichst  intensiv  zu  gestalten,  können  seitens  der  Zentralen 
innerhalb  ihres  Vermittlungsbezirks  die  Mitteilungen  über  die  noch 
offenen  und  gesuchten  Stellen  nach  allen  Orten  mit  über  dreitau- 
.send  Einwohnern,  sowie  den  Sitzen  eines  Bezirksamts  oder  Amts- 
gerichts nach  Bedarf  erfolgen,  und  sind  den  Distriktsverwaltungs- 
behörden  die  betreffenden  Notizen  in  entsprechender  .Anzahl  behufs 
Hinausgabc  an  die  in  Frage  kommenden  Gemeindebehörden  zu  über- 
senden, welch  letztere  für  weitere  Bekanntgabe  Sorge  zu  tragen  haben. 

Das  Münchener  Amt  versendet  so  allwöchentlich  Donnerstag 
abends  die  V^crzeichnisse  der  in  München  und  auswärts  offenen 
Stellen  an  41  oberbayrische  und  40  schwäbische  Gemeinden.*) 

*)  l)as  liat  tlen  Vorteil*  dafs  dem  Arbcilsuchendcn  keine  Portoausgahen  er* 
wachsen.  Man  hat  neuerdings  empfohlen,  statt  oder  neben  der  Gemeindebehörde 
die  Postanstaltcn  oder  Postagcnluren  mit  Abgabe  der  Formulare  tu  be- 
trauen. Schriften  des  Verbandes  deutscher  Arbeitsnachweise  Nr.  2 S.  74. 

*)  Dieselben  sind  aufgeführt  bei  K.  Hartmann,  Die  gemeindliche  Arbeit« 
Vermittlung  in  Hayem.  München  1900  S.  76 f. 
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Das  Würzburger  Amt  verschickt  die  \’akanzenlisten  an  39  Städte 
des  Kreises  Unterfranken.  Der  Jahresbericht  des  Würzburger 
Amtes  betont,  das  Ziel  müsse  sein,  dafs  die  Listen  in  allen 
politischen  Gemeinden  zum  Anschlag  gebracht  werden.  *)  Die 
mangelnde  Portofreiheit  ist  bis  jetzt  das  Hemmnis  gewesen.  *) 

Es  wird  sich  oft  ereignen,  dafs  eine  Zentrale  den  .Ausgleich 
der  angebotenen  und  nachgefragten  Arbeitsstellen  innerhalb  ihres 
Bezirkes  nicht  bethätigen  kann.  In  diesem  Fall  bleibt  es  ihr  unbe- 
nommen, sich  hierwegen  mit  der  N’achbarzentrale  in  Verbindung 
zu  setzen.  Hiervon  wird  auch  ausgiebiger  Gebrauch  gemacht. 
München  z.  B.  schickt  allwöchentlich  an  die  Arbeitsämter  Bamberg, 
Nürnberg,  Regensburg,  Straubing,  Würzburg  ein  \’erzeichnis  der 
offenen  Stellen,  Würzburg  verschickt  seine  X’akanzenliste  nach 
München,  Nürnberg,  Bamberg,  Regensburg. 

Es  hat  sich  gezeigt,  dafs  auch  das  nicht  genügt.  Der  Verkehr 
gravitiert  oft  mehr  nach  einem  Nachbarstaat,  als  nach  einer  fernen 
Provinz.  Der  Austausch  der  Listen  über  offene  Stellen  geht  des- 
halb vielfach  über  den  eigenen  Staat  hinaus*);  in  Bayern  wurde  den 
Zentralen  hierin  freie  Hand  gelassen. 

München  steht  z.  B im  Austausch  der  Vakanzenlisten  mit  der 
württembergischen  Landeszcntrale  Stuttgart,  aufserdem  erhalten 
V’erzeichnisse  der  offenen  .Stellen  die  württembergischen  .Arbeits- 
ämter Heidenheim,  Ludwigsburg,  Ravensberg,  Reutlingen,  Ulm. 
Würzburg  verschickt  seine  Listen  nach  Ulm,  Stuttgart,  Mergent- 
heim, Reutlingen,  Mannheim,  P'rankfurt  a.  M.,  Freiburg  i.  B. 

')  Bedenken  dagegen  sielic  in  Schriften  des  Verliandes  dcutwher  Arbeitsnach- 
weise Nr.  2 S.  74. 

*)  Im  III.  Ge.schäftsbericht  pro  1899  S.  II  schlägt  der  gcschäftsfUhrende  Beamte 
des  Würzburger  .-\rbcitsanits  als  einstweiliges  Aushilfsmittel  vor,  die  Gemeinden 
sollten  sich  auf  eines  der  5 Würzliurger  TagesblUttcr  abonnieren,  welche  die 
V'akanzenliste  unentgeltlich  aufnehmen,  und  daraus  die  Liste  anschlagen.  Mit  4, 80  Mk. 
wäre  das  erreicht  für  eine  Gemeinde. 

Neuestens  ist  sogar  der  .Anfang  mit  L’cbcrschreitung  der  Rcichsgrenzc  ge- 
macht wtirden,  insofern  das  .Arbeitsamt  Konstanz,  das  bisher  blofs  mit  anderen 
badischen  und  mit  einigen  württembergischen  .Anstalten,  sowie  mit  Lindau  im  .Aus- 
tausch stand,  nun  auch  mit  den  schweizerischen  .Arbeitsnachweisen  Krcuzlingcn  und 
Schaffliausen  sich  in  A'erbindung  gesetzt  hat.  .ArbeiLsmarkt  vom  I.  .April  1901, 
4.  Jahrg.  Nr.  13  Sp.  229.  Das  Arbeitsamt  Waldshut  läfst  seine  Listen  in  den  Ver- 
pflegungsstationen Kglisau,  Zurzach  und  Laufenburg,  sowie  in  den  Herbergen  in 
Basel,  Zürich  und  Schaffhausen  aufliängen  und  steht  mit  den  .Arbeitsnachweisen  der 
beiden  letzten  Städte  in  telephonischem  Verkehr.  Lbcnda  \r.  15  Sp.  267. 
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Die  Geschäftsführung  der  Zentralen  ist  nach  dem  Vorbilde 
des  Münchner  städtischen  Arbeitsamtes  einheitlich  geregelt  und  da- 
durch auch  ein  zutreffendes  statistisches  Material  ermöglicht.  Das 
Ministerium  des  Innern  mufs  monatliche  und  Jahresübersichten  der 
einzelnen  Arbeitsämter  nach  dem  Formular  des  Münchner  Arbeits- 
amts erhalten.  *)  .^uf  Grund  dieser  Uebersichten  bleibt  das  Ministe- 
rium hinsichtlich  des  .\rbeitsmarlcts  auf  dem  laufenden  und  ist 
auch  in  der  Lage,  die  Zentralen  für  ihre  interlokale  Arbeitsvermitt- 
lung finanziell  schadlos  zu  halten.  Es  geschieht  dies  durch  Pau- 
schalsummen. -) 

Man  hat  für  angezeigt  erachtet,  periodische  Konferenzen  der 
gemeindlichen  Vertreter  der  als  Zentrale  thätigen  Arbeitsämter  im 
Ministerium  zu  veranstalten.  *) 

Am  22.  Februar  1900  hat  sich  ferner  unter  Billigung  des 
Ministeriums  der  V'erhand  bayrischer  Arbeitsnachweise  konstituiert. 
Mitglieder  können  nur  werden  gemeindliche  Arbeit.snachweise  oder 
Gemeinden,  welche  sog.  gemeinnützige  .Arbeitsnachweise  durch 
Beitrag  unterstützen.  Zweck  des  Verbandes  ist; 

1.  Die  V’erständigung  über  die  Grundsätze,  nach  welcher  der 
Geschäftsbetrieb  der  einzelnen  .Arbeitsnachweise  und  der  wechsel- 
seitige Verkehr  unter  den  Verbandsmitgliedern  sich  vollziehen  .soll; 

2.  die  Aufstellung  einer  Statistik  über  die  Thätigkeitsergeb- 
nisse  der  sämtlichen  dem  X’^erbande  angehörenden  .Arbeitsnachweise 
nach  einheitlichen  Grundsätzen ; ferner  die  Herstellung  einer  thun- 
lichst  verlä.ssigen  Statistik  der  .Arbeisloscn  im  Zusammenwirken  mit 
den  gewerblichen  Verbänden  ; *) 

■)  Um  die  UnRirichheil  bezüglich  der  Krist  für  die  Fortrülining  vorgemerklen 
flesuche  zu  beseitigen  und  die  Zahlen  dadurch  vergleichbar  zu  machen,  wurde  all- 
gemein eine  Frist  von  4 Wochen  hierfür  unter  31.  Dezember  1S9S  vorgesehrieben. 
Hart  mann  a.  a.  O.  S.  17. 

•)  Für  .München  betrugen  die  Kosten  des  .\rbeitsnachweises  pro  1S98 
i8$94  Mk.  58  I’fg. ; pro  1899  21  490  Mk.  76  Ptg.,  bezw.  wenn  man  die  Miete  anschlägt, 
2000  Mk.  mehr.  V'om  Staat  wurden  für  die  interlokale  Vermittlung  Münchens  ge- 
zahlt 2500  Mk.  pro  1898  und  3000  Mk.  pro  1899.  ln  Würzburg  betrugen  die 
Kosten  des  Arbeitsamts  pro  1899  4055  Mk.  14  Pf.,  (ür  interlokale  Vermittlung  gab 
der  Staat  705  Mk.  12  Pf.,  der  Magistrat  hatte  nur  305  Mk.  51  Pf.  liquidiert;  pro 
1900  betrugen  die  Kosten  4433,63  .Mk.,  der  Staat  vergütete  700  .Mk.,  liquidiert 
waren  506.68  Mk. 

*)  Vgl.  II artmann  a.  a.  t>.  .S.  15. 

F.rwUnseht  wäre,  wenn  die  Hauptergebnisse  der  einzelnen  .\nslalten  von  der 
Münchener  .\nstalt  jeweils  mitpublizicrt  würden. 
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3.  die  Riinwirkung  auf  Errichtung  von  Arbeitsnachweisen; 

4.  die  Veranstaltung  von  Besprecliungen,  auf  welchen  den 
Arbeitsnachweis  und  verwandte  Gebiete  betrefi’ende  Fragen  zur 
Erörterung  kommen; 

5.  die  \'ertretung  der  gemeinsamen  Interessen  gegenüber  den 
Staats-  und  Gemeindebehörden  und  im  Verbände  deutscher  Ar- 
beitsnachweise ; 

6.  die  \'ermittlung  des  Verkehrs  mit  anderen  Verbänden.  *) 

Für  die  Zentralen  München,  Straubing,  Kaiserslautern.  Bamberg, 


Nürnberg,  Würzburg 

betrug  *) 

die  Zahl 

der  St 

ellena 

n g e b 0 1 

e : 

mannl. 

weibi. 

ZU». 

davon  intcrlok.  (ausw. 

, V.-rk.) 

männl. 

wribl. 

2U.S. 

1898 

43 164 

19083 

62  247 

7392 

1*95 

9287 

i8gg 

54  5>6 

30984 

85  500 

12254 

2935 

15  1*9 

igoo 

64  246 

37  ■*" 

lol 426 

13521 

37»4 

L7225 

die  Zahl 

der  St 

elleng 

esuche 

1898 

55294 

21044 

7633* 

13711 

3137 

1684S 

i8gg 

55  3*3 

25  1*5 

80  568 

12  278 

3524 

15  802 

1900 

70  »33 

3»  »<'7 

100040 

16709 

3433 

2o  142 

die  Zalil 

der  be 

setzte 

n Stell 

e n : 

1898 

35  202 

13377 

4*579 

5 199 

1070 

6269 

1899 

43359 

17534 

60893 

7291 

I 104 

*395 

1900 

52733 

22738 

75471 

9392 

1412 

I0744 

Für  ein  .so  grofses  Gebiet,  wie  das  Königreich  Bayern  (75870 
qkm,  rund  6 Millionen  Einwohner)  war  noch  in  keinem  europäischen 
Staat  versucht  worden,  den  Arbeitsnachweis  irgend  wie  einheitlich 
auszugestalten.  Bayern  kann  das  V'erdienst  für  sich  in  Anspruch 
nehmen,  dies  zuerst  und  zwar  nicht  ohne  Erfolg  gethan  zu  haben. 

In  Württemberg  war  im  Etat  für  1895 — 97  zum  erstenmal 
eine  Summe  von  5000  Mk.  zur  Förderung  des  Arbeitsnachweises 
eingestellt,  die  in  den  Jahren  1897 — 99  noch  auf  6000  bezw.  7000 
Mk.  erhöht  worden  ist.  Im  Etat  pro  1900  sind  8000  und  in  dem 
für  1901  und  1902  je  lOOOO  .Mk.  eingesetzt.  Man  konnte  gleich 
mit  Geld  an  die  .\rbeitsämter  herantreten.  Die  Verhandlungen 


*)  Die  Slalutcn  sind  mitgoleill  bei  Hartmann  a.  a.  <).  S.  iio. 

^1  In  Regensburg  wurden  im  Jahre  1900  1S21  (II2I  m.,  700  w.)  Stellen  be- 
scUt,  in  Augsburg  I.  Oktober  bi»  31.  l)ezember  1900  896  (560  m.,  336  w.);  in 
Fürth  im  Jahre  1900  2626  (2320  m..  306  w.l. 
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führten  rasch  zum  Ziel,  wie  der  Erlafs  des  württenibergischcn 
Ministeriums  des  Innern  vom  17.  Dezember  1895*)  zeigt. 

Danach  traten  die  Arbeitsämter  Stuttgart,  Ülm,  Heilbronn, 
Cannstatt,  Eislingen,  Göppingen,  Ravensburg,  mit  einander  in  tele- 
phonischen Verkehr.  Diese  .Abonnementsgebühren  und,  soweit 
solche  nicht  zulässig,  die  Sprechgebühren  übernahm  der 
Staat.  Aufserdem  hatten  die  Arbeitsämter  zweimal  wöchentlich 
N'aehweisungen  darüber  aufzustellen,  wie  viele  Nachfragen  nach 
männlichen  Arbeitern  der  einzelnen  Berufsarten  von  dem  Arbeits- 
amt nicht  befriedigt  worden  sind.  Nachfragen,  die  voraussichtlich 
an  demselben  oder  folgenden  Tage  innerhalb  der  Stadtgemcinde 
gedeckt  werden  können,  sollten  nicht  aufgenommen  werden.  Diese 
Nachweisungen  waren  je  am  Dienstag  und  Freitag  auszufertigen  so 
zwar  dafs  sie  abends  6 L'hr  in  die  Hand  des  städtischen  .Arbeits- 
amts in  Stuttgart  gelangen  konnten.  Das  letztere,  das  als  Zentral- 
stelle funktioniert,  hatte  den  Inhalt  dieser  Nachweisungen  .sofort  in 
eine  gemeinsame  Liste  zu  übertragen,  sodafs  man  aus  derselben 
ersehen  konnte,  was  für  offene  Stellen  in  Cannstatt,  Eislingen  u.  s.  w. 
waren.  Diese  Liste  war  noch  mit  den  .Abendzügen  an  die  ange- 
schlossenen .Arbeitsämter,  an  alle  .Amtsstädte  des  Königreichs,  an 
alle  sonstige  Gemeinden  über  3000  Einwohner,  auf  Wunsch  auch 
an  kleinere,  an  die  Strafanstalt  in  Ludwigsburg  und  benachbarte 
nicht  württembergische  .Arbeitsnachweise  zu  versenden,  wo  sie  am 
folgenden  Mittwoch  und  Samst.ag  durch  .Anschlag  zur  Kenntnis  der 
stellensuchenden  .Arbeiter  gebracht  wurden. 

Dieser  Modus  hat  befriedigt;  in  der  Folgezeit  wurde  er  noch 
weiter  ausgebildet.  In  zwei  Rundcrlassen  vom  28.  Juni  1 898  wurde 
bestimmt,  dafs  vom  i.  .August  1898  an  während  der  arbeitsreichen 
Monate  .März  bis  November  statt  der  zweimaligen  Listenversendung 
eine  dreimalige  in  der  Woche  und  zwar  am  Dienstag,  Donnerstag 
und  .Samstag  an  sämtliche  Gemeinden  mit  mehr  als  2000  Ein- 
wohnern (statt  3000  Einw.)  und  an  solche  kleinere  Gemeinden,  für 
welche  dies  besonders  gewünscht  wird,  vorgenommen  werde.  Ferner 
zog  man  auch  das  Land  herbei,  wenn  man  auch  nicht  ganz  soweit 
ging  wie  Bayern;  die  .Arbeitsämter  wurden  angewiesen,  den  Orts- 
vorstehern, Herbergen  zur  Heimat,  V'erpficgungsstationen  und  .Ar- 
beiterkolonien, welche  darum  nachsuchen,  eine  genügende  Anzahl 
von  .Anmeldeformularen  für  arbeitersuchendc  Unternehmer,  wie  für 

•'1  Derselbe  ist  abf*C(lruckt  bei  Jastrow,  Die  Kinriehtung  von  Arbeitsnach- 
weisen und  Arbeitsnachweisverbänden  2.  Aufl.  1900  S.  131. 
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stellcnsuchende  Arbeiter  zur  Verfügung  zu  stellen,  die  ausgefüllten 
Formulare  entgegenzunehmen  und  soweit  möglich,  die  Arbeit  un- 
mittelbar zu  vermitteln,  ev.  die  nicht  erledigte  Stelle  in  die  nächste 
Vakanzenliste  aufzunehmen. 

Die  durch  die  frankierte  Uebersendung  der  Formulare  seitens 
der  Arbeitsämter  und  durch  die  portopflichtige  Rücksendung  der 
Anmeldungen  an  die  Arbeitsämter  diesen  letzteren  entstehenden 
Kosten  können  gegenüber  der  Staatskasse  in  der  alljährlich  einzu- 
reichenden Liquidation  verrechnet  werden.  Die  jährliche  Belohnung 
der  Verwaltungsbeamten  der  kommunalen  .Arbeitsämter  für  ihre 
interlokale  Thätigkeit  war  anfangs  auf  60,  vom  i.  August  1898  ab 
auf  100  Mk.  jährlich  festgesetzt.  Ebenso  übernahm  der  Staat  die 
Kosten  für  die  jährliche  Zusammenkunft  der  Verwaltungsbeamten  der 
kommunalen  Arbeitsämter  unter  Leitung  des  Vorstandes  der  Landes- 
zcntrale  insoweit,  als  diesen  Beamten  dasTagegeld,  die  Diäten  und  Reise- 
kosten eines  Ortsvorstehers  aus  der  Staatskasse  gewährt  werden.  ’) 

Im  Jahr  1894  hatte  es  in  Württemberg  erst  zwei  städtische 
Arbeitsämter  gegeben ; ihre  Zahl  ist  in  den  folgenden  Jahren 
nach  und  nach  auf  17  gestiegen.  An  die  Zentrale  Stuttgart  sind 
angeschlossen:  Cannstatt,  Eislingen,  Gmünd,  Göppingen,  Hall,  Heiden- 
heim, Heilbronn,  Ludwigsburg,  Ravensburg,  Reutlingen,  Tübingen, 
Tuttlingen,  Ulm,  Schwenningen,  Schramberg  und  die  badische 
Anstalt  Pforzheim. 

Aufserdem  steht  Stuttgart  in  Verbindung  mit  Nürnberg,  Mün- 
chen, Bamberg,  Würzburg,  Kaiserslautern,  Mannheim,  Karlsruhe, 
Konstanz,  Freiburg,  Heidelberg,  neuerdings  auch  mit  Mainz.®) 

Der  Geschäftsumfang  der  17  württembergischen  Arbeitsämter 
entwickelte  sich  folgendermafsen : “) 


A'akanzen 

.Arbeitsuchende 

Bes.  Stellen 

Vakanzen 

Arbeit». 

Bes.  Stellen 

1894  921 

2051 

321 

1898  46760 

61  509 

28089 

1895  2S163 

4 >0.33 

12645 

>899  5530 

62439 

31  061 

1896  34855 

50150 

20  306 

19.M.  53490 

67  24g 

31  526 

1897  39276 

57442 

23  l86 

*)  'gl-  Jastrow  a.  a.  U.  S.  12;  .\rbcit.smarkt  vom  5.  Oktober  1897  I.  Jahrg. 
Nr.  1 S.  5 ; vom  5.  .\ugust  1898,  I.  Jahrg.  Nr.  11  S.  152;  vom  i.  Man  1900. 
3.  Jahrg.  Nr.  ti  S.  174. 

*)  Vgl.  Arbeitsmarkt  vom  15.  Januar  1901,  4.  Jabrg.  Nr.  8. 

’)  .Arbeitsmarkt  vom  1.  Mai  1900,  3.  Jahrg.  Nr.  15  Sp.  239  und  ücschäfLs- 
bcricht  des  städtischen  .Arbeitsamts  Stuttgart  pro  1900  S.  3.  .Auf  Stuttgart  allein 
trafen  im  Jahre  1900:  26867,  2703".  174*3i  im  auswärtigen  Verkehr  wurden  von 
ihm  9447  vermittelt. 
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In  Raden  bildete  sich  am  4.  Mai  1896  ein  Verband  der  An- 
stalten für  Arbeitsnachweis;  nach  seinen  Satzungen')  bezweckt  er 
die  Förderung  der  gemeinsamen  Interessen,  insbesondere  a)  die 
Verständigung  über  die  Grundsätze,  nach  welchem  der  Anstalts- 
betrieb im  allgemeinen  gehandhabt  werden  und  der  wechselseitige 
Verkehr  unter  den  Verbamlsmitgliedern  statthaben  soll;  b)  die 
Pflege  der  Statistik,  insbesondere  durch  eine  alljährlich  durch  den 
V'crbandsausschufs  zu  fertigende  Zusammenstellung  über  die  Thätig- 
keitsergebnisse  von  sämtlichen  dem  Verbände  angehörenden  An- 
stalten für  Arbeitsnachweis;  c)  die  Vermittlung  des  Verkehrs  mit 
anderen  Verbänden  oder  Vereinen,  welche  die  nämlichen  Ziele  ver- 
folgen ; d)  die  Vertretung  des  Verbandes  gegenüber  den  Reichs-, 
badischen  Staats-,  Kreis-  und  Gemeindebehörden.  Mitglieder  des 
Verbandes  können  nur  solche  badische  .Anstalten  für  .Arbeitsnach- 
weis werden,  welche  ausschliefslich  gemeinnützigem  Zwecke  dienen. 
Die  Verbandsvcrsammlung  tritt  in  der  Regel  alle  Jahre  zusammen. 
Die  Geschäfte  des  Verbandes  führt  ein  V'orort,  der  bis  zur  ander- 
weiten  Festsetzung  seitens  der  Versammlung  Karlsruhe  Lst. 

Dem  V’erband  gehören  an  die  .Anstalten  in  Freiburg,  Heidelberg, 
Karlsruhe,  Konstanz,  Lahr,  Lörrach,  Mannheim,  Offenburg,  Pforzheim, 
Schopf  heim,  VV'aldshut,  seit  1898  auch  die  Anstalt  in  .Müllheim. 

Die  Organisation  der  dem  V^erband  angehörenden  Anstalten 
war  keine  gleichmäfsige.  .Ausschliefslich  Gemeindcunternehmen 
waren  Heidelberg,  Lahr,  Offenburg,  während  die  übrigen  von  ge- 
meinnützigen Vereinen  geleitet  wurden,  aber  entweder  mit  Unter- 
stützung von  Gemeinde  und  Kreis  oder  unter  Beitritt  von  Gemeinde 
oder  Kreis  als  Mitgliedern.  Seit  1897  ist  auch  Freiburg  noch  Ge- 
meindeunternehmen. 

Die  einzelnen  .Anstalten  erhielten  vom  Staat  folgende  jährliche 
Beihilfen  bewilligt;  Karlsruhe  1600  Mk.,  Mannheim  1500.  FVeiburg 
1500,  Konstanz  850,  Heidell>erg  800,  Pforzheim  750,  Lahr  6t», 
Lörrach  600,  Offenburg  600.  Schopf  heim  400.  Aufserdem  wurde  der 
Anstalt  in  Karlsruhe  zur  Bestreitung  der  Zentralkosten  der  Betrag  von 
500  Mk.  zugewiesen.*)  Die  Hoffnung,  dafs  nach  Gewährung  der  Beihilfen 
der  Anstaltsbetrieb  überall  ein  unentgeltlicher  sein  werde,  hat  sich 
nicht  sofort  erfüllt.  Freiburg  und  Lörrach  erhoben  Gebühren  von 

*)  Dieselbco  sind  mitgeteilt  im  Jahresbericht  des  Verbandes  pro  1896  S.  19!- 

*)  Inzwischen  haben  sich  die  Zuschüsse  f.  T.  geändert;  Konstanz  erhält  1900 
1200  Mk.,  Kreibcr  l6ou,  Pforzheim  looo,  1,-ahr  650,  MüJlheim  350,  Waldshut  300, 
der  Verband  selbst  800  Mk. 
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den  Arbeitgebern,  Konstanz  forderte  solche  bei  Besetzung  weib- 
licher Dienstbotcnstellcn.  Doch  hat  Lörrach  im  Jahr  1897  teilweise, 
im  Jahr  1897  ganz,  Freiburg  seit  i.  Januar  190x3  und  Konstanz 
seit  I.  Januar  1897  bezw.  1.  Juli  1899  sie  aufgehoben,  sodafs  jetzt 
der  Grundsatz  der  L^nentgeltlichkcit  durchgeführt  ist.') 

L’nmittelbar  nach  der  Gründung  des  Verbandes  kam  unter  den 
Mitgliedern  eine  Einigung  über  folgende  Grundsätze  zustande: 

A.  Der  .Xnstaltsbetrieb  wird  gefördert;  i.  durch  Unterhaltung 
eines  lebhaften  telephonischen  X'erkchrs  der  Nachbaranstalten  unter 
sich  und  mit  den  .-Xrheitgebem.  welche  dies  wünschen  und  gleich- 
zeitig zur  Bestreitung  der  hierdurch  entstehenden  besonderen  Kosten 
sich  verjjflichten ; 2.  durch  die  Gewöhnung  der  Benützer  der  An- 
stalten für  den  Arbeitsnachweis  an  den  Postkartenverkehr  mit  Rück- 
antwortforniular;  3.  durch  Mitteilungen  über  den  jeweiligen  Stand 
von  Nachfrage  und  Angebot  auf  dem  Arbeit-smarkt,  welche  die 
dem  Verbände  angehörenden  .Anstalten  von  8 zu  8 Tagen  im 
Ueberdruck  sich  gegenseitig  zuschicken;  4.  durch  Veröffentlichung 
der  unter  3 erwähnten  .Mitteilungen  in  Zwischenräumen  von  8 zu 
8 Tagen  in  den  zum  Arbeitsgebiet  der  betreffenden  Anstalt  ge- 
hörenden Amtsverkündigungsblättern.  Deren  unentgeltliche  Auf- 
nahme ist  anzustreben  5.  durch  zeitwei.se  wiederkehrende  Ver- 
öffentlichungen auch  in  sonstigen  vielgelesenen  Blättern,  welche 
innerhalb  des  Arljeitsbezirks  der  betr.  .Anstalt  erscheinen. 

B.  Diejenige  Anstalt  für  Arbeitsnachweis,  welche  um  sofortige 
Zuweisung  einer  Arbeitskraft  telephonisch  oder  schriftlich  bei  einer 
andern  Anstalt  nachsucht,  ist,  falls  dieses  Gesuch  sofort  mit  dem 
Zusatz  „Reisekostenersatz  Vorbehalten“  befriedigt  wird,  verpflichtet, 
dem  betr.  Arbeitnehmer  das  Reisegeld  zu  ersetzen,  falls  bei  seinem 
Eintreffen  die  in  Frage  stehende  Stelle  bereits  besetzt  sein  sollte. 

C.  Die  Anstalten  für  .Arbeitsnachweis  erkennen  es  als  ihre 
Aufgabe  an,  jedem  Gesuche  um  Vermittlung  von  Arbeit  für  Straf- 
entlassene, Insassen  der  Arbeiterkolonicn,  Zöglinge  der  Zwangs- 
erziehungsanstalten u.  s.  w.  die  gröfstmögliche  Sorgfalt  zuzuwen- 
den. (Darüber  sind  nähere  Regeln  beigefügt.) 

D.  Dem  Verbände  liegt  es  ob,  alljährlich  im  Monat  Juni  dem 
Präsidium  des  Landesverbandes  der  badischen  Militärvereine  von 
den  einzelnen  dem  Verbände  angehörenden  Anstalten  für  Arbeits- 
nachweis im  I^nde  Kenntnis  zu  geben,  und  von  deren  Bereit- 

*J  Die  oben  erwähnte,  neuerdings  tür  weibliche  Personen  cingeführte  Konlroll- 
gebühr  in  Mannheim  bildet,  weil  rückzahlbar,  nur  eine  scheinbare  Ausnahme. 
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Willigkeit,  für  die  zur  Entlassung  gelangenden  Reservisten  des  14. 
Armeekorps  unentgeltlich  Arbeit  zu  vermitteln.  Der  Erfolg  dieser 
Arbeitsvermittlung  wird  dadurch  am  meisten  gesichert,  dal's  die 
betreffenden  Gesuche  entweder  kurz  vor  der  Reservistenentlassung 
schriftlich  eingereicht  oder  unmittelbar  nach  derselben  persönlich 
vorgetragen  werden. 

Von  .Anfang  an  war  der  \'erband  besonders  darauf  bedacht, 
eine  gleichmäfsige  Statistik  anzubahnen.  Seit  I.  Januar  1898  findet 
bei  allen  .Anstalten  des  Verbandes  die  Buchführung  nach  einheit- 
lichen Grundsätzen  statt  und  wird  die  Monats-  und  Jahresstatistik 
zusammengestellt. 

In  Baden  besteht,  wie  man  sieht,  enge  Fühlung  unter  den  badi- 
schen .Arbeitsnachweisanstalten,  aber  ein  zentralisierter  .Arbeitsnach- 
weis, wie  in  Bayern  und  Württemberg,  ist  nicht  vorhanden.  Der 
.Antrag,  in  Baden  eine  Zentrale  ähnlich  der  in  Württemberg  be- 
stehenden, einzurichten,  wurde  in  der  Verbandsversammlung  vom 
8.  Mai  1898  sogar  ausdrücklich  abgelehnt.*)  Offenbar  hat  man 
sich  bei  der  langgestreckten  Lage  des  Landes  und  den  damit  ver- 
knüpften grofsen  räumlichen  Entfernungen  wenig  A'orteil  davon 
versprochen.  Die  Gravitation  nach  den  N’achbargebieten  ist  oft 
viel  bedeutender,  als  die  der  nördlichst  und  südlichst  gelegenen 
Anstalten.  Eben  deshalb  hat  sich  1898  Pforzheim  mit  Genehmi- 
gung des  württembergischen  Ministeriums  des  Innern  und  unter 
nachträglicher  Gutheifsung  seitens  des  badischen  A'erbandes  aucli 
dem  württembergischen  Landesverbände  angeschlossen.  Der  Ver- 
kehr der  Anstalten  mit  der  Pfalz  und  Pilsafs-Lothringen  ist  ein  sehr 
reger.  1899  begehrten  z.  B.  137  pfälzische  .Arbeitgeber  292  Ar- 
beitskräfte; 44  elsässische  .Arbeitgeber  83  Arbeitskräfte. 

.Aufser  dem  geordneten  Listenaustausch  mit  den  zunächst  ge- 
legenen b.atlischcn  Anstalten  hat  sich  in  Karlsruhe  1899  auch  das 
häufigere  Inserieren  in  mehreren  nichtb.adischen  Blättern  für  die 
.Auffindung  von  solchen  .Arbeitskräften,  welche  entweder  gerade 
unbeschäftigt  waren  oder  aber  ihre  Stellung  wechseln  wollten,  als 
sehr  wirksam  erwiesen ; allerdings  war  der  Kostenaufwand  sehr  be- 
trächtlich. *) 

Die  Konstanzer  Anstalt  hat  in  N’erbindung  mit  Xaturalver- 

*)  Verbandsbericht  pro  1898  S.  5. 

*)  Bericht  über  die  ThätigkeitsergebnUs«*  der  AnsUlt  für  Arbeitsnachweis  jeg- 
licher An  in  Karlsruhe  pro  1899  S.  4.  Das  Würzburger  Arbeitsamt  berücksichtigt 
auch  die  in  Zeitungen  angebutenen  Stellen.  II.  Geschäflsberieht  pro  1898. 
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pflegungsstationen  Filialen  eingerichtet  und  damit  gute  Erfahrungen 
gemacht;  von  den  12  Filialen  und  II  (seit  1900  12)  Naturalver- 
pflegungsstationsverwaltungen wurden  1897 — 1900  1513,  1756,  2161, 
1747  Stellen  vermittelt;')  die  Anstalt  Konstanz  erhofft  von  dem  Fort- 
bestehen dieser  Einrichtung,  dafs  es  gelingen  werde,  so  manche  bisher 
in  der  Landwirtschaft  beschäftigte  Arbeitskraft  von  dem  Zuzuge  nach 
der  Stadt  abzuhalten.  *)  Mannheim  versendet  seit  1897  die  zur  \'’er- 
öflentlichung  bestimmten  Zusammenstellungen  über  die  Bewegungen 
auf  dem  Arbeitsmarkt  nicht  nur  an  die  benachbarten  .'\nstalten  für 
Arbeitsnachweis,  sondern  auch  an  7 gröfsere  Gemeinden  der  näch- 
sten Umgebung.  ’) 

Die  badischen  .Arbeitsnachweise  zeigen  folgende  Ergebnisse 


Offene  Stellen 

Eingetragene  Arbeitsuchende  *)  Besetzungen 
männlich 

1898 

54558 

53  702 

41  154 

1899 

61  764 

59906 

47927 

i9o<' 

59521 

60 148 
weiblich 

47  557 

1898 

16607 

■4035 

9959 

1899 

17877 

13515 

11064 

1900 

19876 

14067 

11797 

Der  R li  e 

i n - M a i n 

verband,  dem  Darmstadt, 

Frankfurt 

Giefsen,  Mainz,  Offenbach.  Wiesbaden,  Worms,  Kreuznach,  neuestens 
auch  Mannheim  *)  angehüren,  hat  ähnlich  wie  der  badi.sche  als  eine 
Hauptaufgabe  die  Errichtung  einer  einheitlichen  Geschäftsstatistik 
bezeichnet.  Unter  der  sachkundigen  Führung  des  Frankfurter 
Statistikers  D r.  Bleicher  wurde  in  dieser  Hinsicht  viel  erreicht.") 

*)  Vcrbanfisbericht  pro  1897  S.  5 und  7. 

*)  Vcrhnndsbcricht  pro  1898  S.  9.  Im  Jahre  1900  hai>en  die  Filialen  912 
gewerbliche.  835  landwirtschaftliche  Stellen  vermittelt. 

»)  Ebenda  S.  8. 

♦)  Die  ni^cht  eingetragenen  Arbeitsuchenden,  d.  h.  „die  Zahl  der  Arbeitnehmer, 
welche  erfolglos  um  Arbeit  nachgesucht,  aber  keinen  Bucheintrag  verlangt  haben“ 
(«og.  Passanten)  betrugen  bei  den  männl.  68  186,  49  509,  69002  bei  den  weibl.  3^53* 
3574t  505t-  Weitere  Details  im  Jahresbericht  des  Verbandes  der  bad.  Arbeitsnach- 
weise für  das  Jahr  1899  und  in  dem  für  das  Jahr  1900. 

*)  Anschlufs  an  die  monatliche  Berichlerslallung  und  Teilnahme  an  den  Jahres- 
versammlungen. Vgl.  Mannheimer  Jahresbericht  pro  1900  S.  6. 

•)  Vgl.  Statistischen  Bericht  über  die  OrschUftsthätigkeit  der  öffentlichen  Ar- 
beitsvermittlungsstcllen  der  Rhein-  und  Maingegend  im  Jahre  1898  bezw.  189899 
bearbeitet  vom  Statist.  Amt  der  Stadt  Frankfurt  a.  M. 

Archiv  für  soz.  Gesetzgebung  u.  Statistik.  XVI.  37 
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Der  Vorstand  hat  aber  auch  dahin  gewirkt,  dafs  diese  Stellen  mehr 
und  mehr  sich  zu  Zentralen  für  ihre  Umgebung  ausbilden. 

Am  21.  März  1898  haben  die  obigen  .Arbeitsnachweise  an  die 
Bürgermeistereien  der  benachbarten  Kleinstädte  ein  gemeinsames 
Rundschreiben  verschickt,  das  die  Grundzüge  einer  einfachen  Or- 
ganisation enthielt.  In  jeder  Bürgermeisterei  .sollten  Mitteilungen 
über  offene  Stellen  und  Arbeitsuchende  angenommen  und  durch 
Anschlag  am  Rathaus  etc.  bekannt  gemacht  werden.  Stellen,  die 
am  Orte  nicht  besetzt  wurden,  waren  dem  benachbarten  Arbeits- 
nachweis durch  Ausfüllung  eines  Formulars  zu  melden.  Die  Mel- 
dung war  nach  3 Tagen,  wenn  sie  weiter  Geltung  haben  sollte, 
zu  wiederholen.  *) 

Der  Mainzer  Geschäftsbericht  pro  189899  hebt  hervor,  dafs 
die  Erfolge  mit  diesen  Samnielstellen  nur  geringe  waren,  „da  der 
vorgeschlagenc  Weg  zu  umständlich  und  zeitraubend  erscheint. 
Die  auswärtigen  .Arbeitgeber  ziehen  es  vor,  sich  persönlich  oder 
durch  Postkarte  oder  Telephon  unter  Darlegung  ihrer  besonderen 
W'ünsche  unmittelbar  an  das  .Arbeitsamt  zu  wenden.  Die  Zuwei- 
sung von  Arbeitskräften  kann  auf  diese  Weise  rascher  und  den 
Bedürfnissen  des  einzelnen  Falles  entsprechender  erfolgen." 

Darmstadt  hat  bei  der  grofsh.  Provinzialdirektion  bewirkt,  dafs 
in  8 gröfseren  Gemeinden  des  Krei.ses  Darmstadt  A'ermittlungs- 
stellen  errichtet  wurden.  Am  14.  Dezember  1898  fand  eine  Konfe- 
renz von  Kreisräten  und  Bürgermeistern  in  der  Provinz  Starken- 
burg .statt,  infolgedessen  1 1 Orte  dieser  Provinz,  sowie  die  Arbeits- 
nachweisstelle Erbach  i.  O.  sich  anschlossen.  Darmstadt  liefert  die 
Formulare  unentgeltlich  und  ersetzt  die  Portokosten. 

Seit  I.  Januar  1900  ist  auch  in  Rheinhessen  der  Nachrichten- 
austausch organisiert.  Alzey,  Oppenheim,  Wörrstadt  tauschen  mit 
Mainz  und  VV^ornis  aus,  Bingen,  Nieder-Ingclheim  und  Niederolm 
nur  mit  Mainz.  Mainz  und  Worms  stehen  im  Austausch  bereits 
seit  Februar  1898.  Die  Portoauslagen  zahlt  die  Provinzialdirektion. 
Mainz  hat  1898  99  nach  70  Orten  753  Stellen  vermittelt.  Angebote 
und  Nachfragen  kamen  bis  aus  Ungarn  und  Südfrankreich.  Im 
Jahr  1899  I9CX3  vermittelte  Mainz  nach  53  Orten  727  Stellen.*) 

*)  Arbeitsmarkt  vom  5.  Mai  1S98,  I.  Jahrg.  Nr.  8 S.  99. 

*)  Arheitsmarkl  vom  15.  April  1899,  2.  Jahrg.  Nr.  7 S.  156. 

•)  Arbeitsmarkt  vom  1.  Februar  1900,  3.  Jahrg.  Nr.  9 S.  I42. 

*)  Die*  Geschäftsberiebte  enthalten  die  < Jrtschaften  und  die  für  jede  ver- 
mittelten Stellen. 
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In  Oberhessen  ist  noch  keine  einheitliche  Organisation  über 
die  ganze  Provinz  vorhanden.  ’) 

Die  hessische  Regierung  hat  zur  Förderung  der  Arbeitsnach- 
weise 6000  Mk.  in  den  Staatshaushaltsetat  eingestellt.  *) 

Die  Krgebnisse  des  Rhein-Main-Verbandes  sind  folgende:“) 


I.  April 

i898'3I.  März  1899 

I.  April 

1899/31.  März  1900 

* tffene 

Arbeils- 

Besetzte 

Offene 

Arbeits- 

Besclzle 

Stellen 

gesuche 

Stellen 

Stellen 

gesuclic 

Stellen 

I.  Frankfurt  .... 

19683 

23618 

15297 

594 

30692 

186SS 

2.  Wiesbaden 

1079t 

12491 

57*9 

1 1 801 

12  144 

6722 

3.  Mainz 

7018 

8808 

3647 

9614 

>0337 

5242 

4.  Darmsladt  . . . 

4880 

5024 

2336 

4878 

5°39 

2413 

5.  Worms  .... 

3 3 JO 

4588 

1 426 

4692 

6325 

1 975 

6.  Kreuznach  . . . 

2655 

I 944 

761 

7.  OflTcnbach  . . . 

1053 

MI3 

4J9 

963 

>495 

506 

8.  Giefsen  .... 

930 

722 

>97 

685 

428 

104 

9.  Naluralvcrpfiegungs- 

statiunen 

a)  Friedberg  . . 

297 

— 

146 

307 

— 

'53 

b)  Grofskarben  . 

102 

— 

87 

72 

— 

72 

c)  Pulzbach  . . . 

86 

— 

62 

60 

— 

47 

Summe 

48  160 

56664 

29346 

59321 

68404 

36640 

Zunahme 

gegen 

das  Vorjahr 

12,3  Proz. 

12,1  Proz. 

12,5  Proz. 

Im  Regierungsbezirk  Düsseldorf  war  das  Arbeitsver- 
mittlungswesen vor  1894  wenig  entwickelt;  unterm  6.  Januar  1894 
regte  die  Regierung  die  systematische  Regelung  der  Arbeitsvermitt- 
lung an,  und  infolge  hiervon  wie  infolge  zweier  Ministerialerlasse 
vom  31.  Juli  1894  und  7.  März  1895  trat  rasch  eine  grofse  Meh- 
rung ein.  Am  31.  Dezbr.  1894  zählte  man  105  Arbeitsnachweise, 
darunter  29  von  Innungen,  17  von  Arbeitervereinen,  23  von  katho- 
lischen, 1 2 von  evangelischen,  1 2 von  gemeinnützigen  Vereinen,  1 1 


*)  L’ebrr  den  Stand  des  Arbeitsnachweises  in  Hessen  hat  die  Kcgicrung  dem 
Landtag  eine  L’ebersicht  zugestellt;  vgl.  den  .\uszug  in  der  Sozialen  Praxis  vom 
28.  März  1901,  IO.  Jalirg.  Nr.  26  S.  657. 

*)  .Mainzer  Geschäftsbericht  pro  1898/99  S.  2. 

•)  Die  Vormerkungsfristen  sind  in  den  einzelnen  Nachweisen  nicht  gleich,  was 
die  Zahl  der  offenen  Stellen  und  .Arbeitsgesuchc  heeinflnfst.  Weitere  Details  siche 
in  dem  Statist.  Bericht  Uber  die  Geschäftsthätigkeit  der  öffcntl.  .Arbeitsvermittlungs- 
Stellen  der  Rhein-  und  Maingegend  im  Jahre  1898/99.  Sonderabdruck  aus  dem 
Verwaltungsbericht  des  Magistrats  pro  1898^99.  Desgl.  pro  1899. 

37* 


Digitized  by  Google 


568 


Georg  Schanz, 


von  Gemeinden,  I vom  Kreisverband  Ruhrort.  Bis  Juni  1896  war 
die  Zahl  der  städtischen  Arbeitsnachweisanstalten  auf  über  20 
Stiegen;  verschiedene  dieser  Anstalten  wurden  aber  fast  gar  nicht 
beansprucht.  ’)  Die  Organisation  der  einzelnen  städtischen  An- 
stalten war  und  ist  heute  noch  verschieden;  die  einen  besitzen 
eine  Verbindung  mit  dem  Gewerbegericht,  wie  Elberfeld  und 
Krefeld,  in  anderen  stehen  die  städtischen  Behörden  allein  an 
der  Spitze;  in  Xeufs  ist  die  Anstalt  der  dortigen  Orts- 
krankenkasse zur  Verwaltung  übertragen  und  sollen  sich  dort 
die  Geschäfte  am  einfachsten  abwickeln.  *)  In  Düsseldorf.  Essen,  M.- 
Gladbach  waren  die  .Arbcitsnachweisanstalten  von  gemeinnützigen 
Vereinen  gegründet. 

Unter  der  Initiative  des  Regierungspräsidenten  wurde  am  14. 
Januar  1897  der  \’erband  zur  Förderung  des  .Arbeitsnachweises  im 
Rgsbz.  Düsseldorf  ins  Leben  gerufen  ®)  mit  dem  Zweck,  die  im  Be- 
zirk bestehenden  Arbeitsnachweisstellen  in  der  Erfüllung  ihrer  Be- 
strebungen zu  unterstützen  und  die  Zahl  der  .Arbeitsnachweisstellen 
dem  Bedürfnis  entsprechend  zu  vermehren.  Zur  hirreichung  dieser 
Ziele  wurde  in  Düsseldorf  ein  Zentralbureau  errichtet,  als  dessen 
Aufgabe  bezeichnet  wurde ; a)  die  Arbeitsgesuche  und  Stellenange- 
bote, welche  von  den  einzelnen  Nachweisestellen  als  von  ihnen 
nicht  zu  erledigende  wöchentlich  angemeldet  werden,  zusammen 
zustellen  und  die  Zusammenstellungen  den  anderen  Nachweise- 
stellen zuzusenden;  b)  den  Arbeitsnachweisestellen  auf  .Anfrage  Aus- 
kunft über  Stellenangebote  und  Arbeitsgesuche  zu  geben;  c)  die 
Errichtung  neuer  .Arbeitsnachweisestellen  anzuregen  und  durch  Rat- 
.schläge  zu  unterstützen. 

.Als  Mitglieder  des  Verbandes  können  die  Kommunalvcrbände, 
Innungen,  sonstige  Korporationen,  Vereine  und  Personen,  welche 
eine  .Arbeitsnachweisestelle  im  Rgsbz.  Düsseldorf  besitzen  oder  die 
genannten  Zwecke  in  sonstiger  W’eise  fördern,  aufgenominen 
werden. 

')  Vgl.  das  Referat  von  Arnolds  auf  der  I.  deuuclien  .\rbeUsnaehweiskonferenr 
bei  Jastrow,  Die  Einrichtung  von  Arbeilsnaehweiscn  cle.  2.  AuH.  1900  S.  I5f. 

*}  In  Mannheim  luhrte  im  Herbst  1900  die  f>rtskranltenka.ssc  der  Dienstboten 
auch  die  Stellenvermittlung  für  weibliche.s  Gesinde  ein.  Mannheimer  Bericht  der 
.ArbciUnaehweisanstalt  pro  1900  S.  8. 

’)  Die  Satzungen  sind  mitgeteilt  bei  Jastrow,  Die  Einrichtung  von  .Arbeits- 
nachweisen und  Arbeitsnachweisverbanden  2.  Aull.  1900  S,  132  und  im  I.  Jahres- 
bericht des  Verbandes  pro  189748  S.  13. 
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Die  Aufwendungen  des  Verbands  werden  durch  Zuwendungen 
des  Staates,  der  Provinz  und  der  Städte,  sowie  durch  Beiträge  von 
Vereinen  und  Privaten  gedeckt. 

Die  dem  Verband  beigetretenen  Arbeitsnachweise,  so  verschie- 
tlen  sie  in  ihrer  Organisation  sind,  stimmen  doch  alle  in  der  Un- 
entgeltlichkeit der  Arbeitsvermittlung  für  Arbeitnehmer  überein, 
einige  wenige  erheben  Gebühren  von  .Arbeitgebern. 

Die  erste  Arbeit  des  Zentralbureaus  war  die  .Aufstellung  der 
Vakanzenliste.  Das  war  insofern  schwer,  als  die  Industrie  im  Re- 
gierungsbezirk ungeheuer  mannigfaltige  .Arbeitskräfte  beansprucht; 
man  stellte  zwei  verschiedene  Listen,  eine  für  die  Grofsindu.strie, 
eine  für  das  Kleingewerbe  und  Handwerk  auf.  In  den  einzelnen 
Branchen  mufste  weitgehend  detailliert  werden;  in  der  Textil- 
industrie sind  z.  B.  nicht  weniger  wie  37  verschiedene  Arbeiter 
unterschieden.  ’ ) 

Die  Zusammenstellung  und  X’erschickung  geschieht  wöchentlich 
einmal. 

Dem  Zentralbureau  gelang  auch,  die  in  Düsseldorf  selbst  vor- 
handenen Arbeitsvermittlungsstcllcn  zu  einer  „Arbeitsnaclnveis- 
zentrale  für  Düsseldorf  und  Umgegend"  zu  vereinigen.  Der  \"erein 
für  .Arbeitsnachweis,  der  A’erein  christlicher  Arbeiter  und  Hand- 
werker, der  katholische  Gesellenverein,  der  Ortsverband  der  deut- 
schen Gewerkvereinc  (H.-D;),  die  .Metzger-,  Bäcker -Innung,  der 
Werkmeister-Bezirk.sverein  wurden  durch  zweimaligen  wöchentlichen 
.Austausch  der  unbe.setzten  .Stellen  sowie  unerledigt  gebliebenen 
.Arbeitergesuche  in  eine  der  .Arbeitsvermittlung  zweckdienliche 
Wechselbeziehung  gebr.acht,  während  sie  vorher  ohne  jegliche  Ver- 
bindung nebeneinander  bestanden.  .Auch  auf  die  Umgebung  wurde 
das  auszudehnen  versucht.  .Aehnlich  hat  sich  M.-Gladbach  mit  20 
Bürgermeistereien  im  Umkreis  von  2-— 3 Stunden  in  Verbindung 
gesetzt;  ebenso  ist  Kssen  vorgegangen. 

ln  Düsseldorf  werden  am  Samstag  die  Vakanzenlisten  der  ein- 
zelnen angeschlossenen  Orte  zusammengestellt.  Nach  diesen  Va- 

*)  Bane  ä brochcs-Aufslcckerinnen,  -Spinnerinnen,  Baltcur,  Bündlcr,  Haspeler, 
Kannenansetrer,  Kratzenausstofser,  Kralzenschleifcr,  Sclfaktor-Anmacher,  -Spinner, 
Spuler,  Streckerinnen,  ThrosUe-AbseUer,  -Spinnerinnen,  Zettlerinncn,  Zwirner,  Bäumer, 
Kettenschcrer,  Nopper,  i’assicrcr,  Spuler,  Weber,  Weberinnen,  Wiegkammerarbeiter, 
Zwirner,  Appreteur,  Drucker,  Rauher,  Rictmachcr,  Schlichter,  Strangfärber,  Stück- 
färber, Bügler,  Näherinnen  für  Fabrik,  — für  Haus,  Zuschneider. 


Digitized  by  G^o^Ic 


570 


Georg  Schanz, 


kanzenlisten  wurden  im  Jahr  i.  Juli  1899  bis  30.  Juni  1900 


gemeldet.  *) 

Grofsindustrie  

Kleingewerbe  und  Handwerk 

für  Arbcilerinncn  in  der  Grofsindustrie  . , 

Jugendliche  in  der  Grofsindustrie  .... 
in  Kleingewerbe  u.  Handwerk  (u.  Lehrlinge) 
Ungelernte  Arbeiter 


f)ffcnc  Slellon 

Arbeitergesuche 

12  448 

3467 

18444 

3082 

2952 

882 

2776 

5095 

2272 

Darin  sind,  da  am  folgenden  Samstag  die  unerledigten  Fälle 
zum  Teil  wieder  erscheinen,  viele  Doppeleinträge.  (Die  Geschäfts- 
thätigkeit  der  einzelnen  dem  V'erband  angeschlossenen  Arbeits- 
nacluveisstellen  (es  sind  dies  Düsseldorf,  Duisburg,  Klberfeld,  Essen, 
Krefeld,  M.-Gladbach,  Keufs,  Oberhausen,  Rheydt,  Ratingen,  Beeck 
Meiderich,  Viersen,  Solingen,  Hilden,  Anrath)  umfafste  effek- 
tiv nur  : 

19844  offene  Stellen, 

20  321  .Arbeilergcsuche, 

8437  vermittelte  Stellen. 

Es  ist  noch  nicht  recht  gelungen,  das  Eis  zu  brechen,  die 
Industrie  bedient  sich  noch  vielfach  der  Agenten  zur  Anwerbung 
der  nötigen  Kräfte.  Der  Gedanke  des  paritätischen  Arbeitsnach- 
weises scheint  noch  zu  schlummern. 

Die  Satzungen  des  Verbandes  zur  Förderung  des  Arbeitsnach- 
weises im  Rgsbz.  Liegnitz  vom  i.  April  1900  stimmen  hinsicht- 
lich des  Zwecks  mit  dem  Düsseldorfer  überein.  Die  .\rbeitsnach- 
weise  des  Regierungsbezirks  sind  mit  Ausnahme  des  von  Görlitz 
nicht  paritätisch  eingerichtet.  \'ermitthingsgebühren  werden  nur 
von  Arbeitgebern  und  zwar  nur  bei  Vermittlung  städtischen  und 
ländlichen  Gesindes  erhoben.  — 

Ist  diese  Bildung  von  .Arbeitsnachweiseverbänden  als  ein  grofser 
Fortschritt  zu  betrachten,  so  ist  es  von  nicht  minder  zu  unter- 
schätzender Bedeutung,  dafs  unter  den  verschiedenen  deutschen 
Arbeitsnachweisen  eine  Fühlung  hergestellt  und  zugleich  Vorsorge 
getroffen  wurde,  dafs  alles,  was  auf  diesem  Gebiete  Brauchbares 
sich  ergiebt,  bald  Gemeingut  werde. 

Am  4.  Februar  1898  wurde  der  X'erband  deutscher 


')  Jahresbericht  des  Verbandes  zur  Förderung  des  .Arbeitsnachweises  im  Re- 
gierungsbezirk Ousseldorr  für  das  Gesehartsjahr  1899  1900  S.  7 f. 
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Arbeitsnachweise  in  Berlin  gegründet  *)  mit  dem  Zweck,  die 
gemeinsamen  Interessen  der  nicht  gewerbsmäfsigen  Arbeitsnach- 
weise zu  fördern;  insbesondere  verfolgt  er;  i)  die  Förderung  des 
Austausches  der  Erfahrungen  der  einzelnen  Arbeitsnachweise  vor- 
nehmlich in  verwaltungstechnischen  Fragen;  2)  die  Aufstellung  einer 
laufenden  Statistik  über  die  Betriebsergebnisse  der  Arbeitsnachweise 
nach  einheitlichen  Grundsätzen;  3)  die  Einwirkung  auf  Errichtung 
von  Arbeitsnachweisen  und  kleineren  Vereinigungen  von  Arbeits- 
nachweisen innerhalb  des  Verbandes  zwecks  Ausgleichs  von  Arbeits- 
angebot und  -nachfrage;  4)  die  Vermittlung  des  Verkehrs  mit 
anderen  Verbänden;  5)  die  Vertretung  der  gemeinsamen  Interessen 
nach  aufsen;  6)  die  Veranstaltung  von  Konferenzen,  auf  denen  die 
den  Arbeitsnachweis  betreffenden  F'ragen,  sowie  Fragen  auf  ver- 
wandten Gebieten  zur  Erörterung  kommen  sollen.  *) 

Die  erste  V'erbandsversammlung  und  Arbeitsnachweiskonferenz 
wurde  vom  27. — 29.  September  1898  in  München  abgehalten;®) 
die  zweite  fand  in  den  Tagen  vom  23. — 26.  September  in  Köln 
statt.  Diese  Verhandlungen  waren  in  hohem  Mafse  belehrend  und 
anregend. 

Am  15.  Februar  1901  gehörten  dem  Verband  12 1 Arbeits- 
nachweise an,  darunter  66  städtische.  Der  Verband  deutscher  .Ar- 
beitsnachweise hat  auch  ein  .Archiv  eingerichtet,  in  welchem  die 
Geschäftsberichte,  Statuten,  Formulare  und  sonstigen  Drucksachen 
der  deutschen  Arbeitsnachweise  gesammelt  werden.  *)  desgleichen 
eine  Bibliothek,  in  welcher  die  Litteratur  über  .Arbeitsnachweis 
und  verwandte  Gegenstände  (Arbeitslosenversicherung,  Notstands- 
arbeiten u.  s.  w.)  zur  Sammlung  gelangt  und  zur  Benützung  an  Ort 
und  Stelle  zur  Verfügung  gestellt  wird.  ■'') 


’)  l'eber  die  Gründung  vgl.  Schrillen  des  Verbandes  deutscher  .\rbeilsnachweise 
Nr.  2.  Vgl.  auch  Arbeitsmarkt  vom  5.  März  1898,  I.  Jahrg.  Xr.  6 S.  70.  Ver- 
handlung der  konstituierenden  Versammlungen  vom  4.  Februar  1S98  in  Beil.  z. 
Arbeitsmarkt  vom  5.  Mai  1898.  I.  Jahrg.  Nr.  7. 

*)  Vgl.  Geschäftsbericht  des  Verbandes  deutscher  .Arbeitsnachweise  ftir  die 
Jahre  1898  und  1899  in  den  Schriften  des  Verbandes  deutscher  .Arbeitsnachweise  Nr.  2 
(Berlin  I900)  S.  3 f. 

*)  Vorausgegangen  w-ar  die  in  Karlsruhe  vom  13.  September  1897  versammelte 
von  153  Theilncbmern  besuchte  .Arbeitsnachweiskonferenz. 

*)  F.in  solches  .Archiv  hat  auch  die  Münchener  Zentralstelle  angelegt.  V'gl. 
Hartmann  a.  a.  O.  S.  31  Note  I. 

*)  Vgl.  Schriften  des  Verbandes  deutscher  .Arbeitsnachweise  Nr.  2. 
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Von  grofsem  Nutzen  war  auch  für  die  Bewegung  der  Arbeits- 
nachweise, dafs  ein  seit  Oktober  1897  monatlich,  seit  Oktober  1899 
halbmonatlich  erscheinendes  Organ  begründet  wurde.  Der  von  Dr. 
Jastrow  herausgegebene  „Arbeitsmarkt"  macht  sich  zur  Aufgabe, 
alle  Nachrichten  über  den  Arbeitsmarkt  und  die  Arbeitsnachweis- 
verwaltungen zu  sammeln.  *) 

2.  Die  Befähigung  der  öffentlichen  Arbeitsnachweise 
für  die  verschiedensten  Branchen  der  Erwerbs- 
thätigkeit. 

Als  die  gemeindlichen  Arbeitsämter  ins  Leben  traten,  war  man 
vielfach  des  Glaubens,  dafs  sie  nur  für  ungelernte  Arbeiter  grofec 
Bedeutung  gewinnen  würden,  selbst  hinsichtlich  der  besseren  weib- 
lichen Dienstboten  war  man  skeptisch.  Die  Erfahrung  hat  aber 
gezeigt,  dafs  ein  Arbeitsamt  es  dahin  bringen  kann,  die  weitgehend- 
sten -Ansprüche  zu  befriedigen.  Man  sieht  auch  nicht  ein,  wes- 
halb das  Personal  eines  .Arbeitsamtes  nicht  die  gleiche  Geschick- 
lichkeit sich  ancignen  sollte,  wie  ein  privater  Stellenvermittler,  der 
auch  erst  nach  und  nach  seine  Gcschäftskenntnisse  erworben  hat. 
Durch  die  Formulare  ist  für  die  .Stellensuchenden  und  die  Arbeit- 
geber die  genaue.ste  Individualisierung  möglich  und  herbcigefiihrt, 
zu  der  sich  schliefslich  noch  reiche  per.sönliche  Kenntnisse  hin- 
zugesellen. 

Im  Münchner  städtischen  Arbeitsamt  kamen  1899  von  25979 
besetzten  Stellen  der  männlichen  .Abteilung  13  923  auf  gewerbliche 
.Arbeiter,  I II7  auf  landwirtschaftliche  Arbeiter,  267  auf  Hotel-  und 
Wirtschaftspersonal,  23  auf  kaufmännisches  Personal,  10477  ^uf  un- 
gelernte .Arbeiter,  172  auf  Lehrlinge  und  Lehrmädchen.*)  In  der 
männlichen  und  weiblichen  .Abteilung  zusammen  kamen  von  allen 
besetzten  Stellen  nur  34,1  Proz.  auf  ungelernte  Arbeiter.  In  Würzburg 
kamen  in  der  männlichen  .Abteilung  im  Jahre  1899  unter  den  be- 
setzten Stellen  77,9  Proz.  auf  gelernte,  21,5  Proz.  auf  ungelernte 
Arbeiter  und  0,6  Proz.  auf  Lehrlinge.  *)  1900  waren  die  bezüglichen 

Zahlen  75,75  Proz.,  23,69  Proz.,  0,56  Proz.  ln  Frankfurt  a.  M.  waren 
1899/1900  unter  den  besetzten  Stellen  7361  nicht  gewerbliche  Ar- 

')  V(;l.  auch  Jastrow,  Arhritsmarkt  und  Arbeitsnachweis  in  Deutschland  in 
Conrads  Jahrb.  3.  Folge  t6  (1898)  S.  289!. 

^ Hartmann  a.  a.  O.  S.  83. 

3.  GeschäiUbericht  de.s  städt.  Arbeitsamts  S.  30,  4.  Berichts.  II.  Bezüglich 
Braunschweigs  vgl.  .Arbeitsmarkt  vom  1.  Mürz  1901  Sp.  189. 
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beiter,  darunter  687  landwirtschaftliche  Arbeiter,  9041  gewerbliche, 
2 253  Frauen  und  Mädchen.  Auch  die  badischen  Arbeitsnachweise 
zeigen,  dals  das  gelernte  Element  überwiegt. ')  Je  nach  der  Um- 
gebung vermag  der  gemeindliche  Arbeitsnachweis  sowohl  der  Grolls- 
industrie  als  dem  Kleingewerbe  und  Handwerk  zu  dienen.  Im 
2.  Geschäftsjahr  kamen  in  Düsseldorf  auf  die  Grofsindustrie  10  2 10 
= 34,2  Proz.,  aufs  Kleingewerbe  und  Handwerk  19623  = 65,8  Proz. 
offene  Stellen.  *) 

Die  Arbeitsämter  sind  in  den  gröfseren  Städten  entstanden, 
und  es  begreift  sich,  dafs  sie  zunächst  ihr  Arbeitsfeld  auf  den 
städtischen  Markt  erstreckten.  .Allein  ebenso  klar  ist,  dafs  gerade 
das  zerstreute  Wohnen  der  Landbevölkerung  einen  Marktmittelpunkt 
für  die  landwirtschaftliche  Arbeit  nötig  macht.  Das  Bedürfnis  da- 
zu ist  um  so  gröfscr,  als  die  Sefshaftigkeit  des  landwirtschaftlichen 
Arbeiters  sehr  abgenommen  hat  — zum  nicht  geringsten  Teil  in- 
folge der  landwirtschaftlichen  .Arbeitsmaschinen,  welche  die  dauernde 
Beschäftigung  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  das  ganze  Jahr  hin- 
durch sehr  beeinträchtigt  hat. 

In  Süddcutschland  hat  man  sich  bemüht,  die  Arbeitsämter 
auch  für  diesen  Zweig  nutzbar  zu  machen,  und  der  württembergi- 
-sche  Verwalterlag  erklärte  sich  erst  kürzlich  am  8.  Juni  1900  gegen 
die  Errichtung  besonderer  landwirtschaftlicher  Nachweise;®)  ebenso 
der  Verband  der  badischen  Arbeitsnachweise.  *) 

Sehr  grofse  Erfolge  hat  man  bis  jetzt  freilich  nicht  aufzuweisen. 
Von  vornherein  ist  aber  zu  beachten,  dafs  die  Zahlen  hier  nicht  sehr 
grofs  ausfallen  können,  weil  das  landwirtschaftliche  Personal  nicht 
so  häufig  wechselt  wie  das  gewerbliche  und  städtische.  Immerhin 

*)  V’gl.  Jahresbericht  des  Verbandes  der  badischen  Arbeitsnachweise  für  das 
Jahr  1890,  S.  12  (. 

*)  Arbeitsraarkt  vom  l.  Februar  1900,  3.  Jahrg.  Nr.  9 Sp.  141.  — Der  Berliner 
Zcntralverein  für  Arbeitsnachweis  hält  neuerdings  einen  Reiseagenten  für  die  Stadt, 
um  fortwährend  Arbeitgeber  tu  besuchen,  ihnen  Aufklärung  über  den  Betrieb  zu 
geben  und  sie  für  den  Nachweis  zu  interessieren;  auch  staatliche  und  städtische  Vor* 
Wallungen  werden  besucht.  Arbeitsmarkt  vom  15.  Juni  1899,  2.  Jahrg.  Nr.  9 S.  189. 
Die  kaiserliche  Werft  in  Kiel  sucht  ihren  Arbeiterbedarf  nur  durch  Vermittlung  des 
Allg.  Arbeitsnachweises  zu  decken.  Erst  wenn  das  ergebnislos  gewesen,  kann  der 
Arbcilerbedarf  auf  anderem  Wege  gedeckt  werden.  Arbeitsmarkt  vom  5.  Oktober 
1898,  2.  Jahrg.  Nr.  l S.  13.  ln  Karlsruhe  decken  die  städtischen  Betriebe  neuer- 
dings ihren  Bedarf  durch  das  .Arbeitsamt;  vgl,  bad.  V'crbandsbcrichl  pro  19008.  16. 

*)  Arbeitsmarkt  vom  1.  Juli  1900,  3.  Jahrg.  Nr.  19  Sp.  302. 

Soziale  Praxis  vom  8.  Juni  1899.  8.  Jahrg.  S.  990. 
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sind  bereits  mancherlei  Fortschritte  erzielt  und  noch  erheb- 
liche zu  erwarten.  Es  ist  für  die  kurze  Zeit  doch  ein  be- 
friedigender Anfang,  wenn  die  Zahl  der  Vermittlung  der  städtischen 
Arbeitsnachweise  nach  dem  Lande  bereits  lo — 12000  beträgt.  ') 

Freiburg  i.  B.  rühmt  sich,  dafs  ihm  auf  diesem  Gebiete  Erfolge 
zu  teil  geworden.  In  dem  Jahresbericht  der  Arbeitsnachweisanstalt 
pro  1899  wird  hervorgehoben,  dafs  es  in  vielen  Fällen  gelungen, 
die  vom  I.and  hereinkommenden  wieder  dorthin  zurückzuverbringen, 
und  dafs  an  Knechten,  Melkern  und  landwirtschaftlichen  I'agelöhnern 
— wenn  man  von  der  Erntezeit  absehe  — kein  fühlbarer  Mangel 
mehr  vorhanden  sei,  was  auch  von  den  gröfseren  Gutsbesitzern  der 
Umgegend  bestätigt  werde.  Zum  Teil  ist  das  auch  den  höheren 
Löhnen,  die  gewährt  wurden,  zu  danken.  Das  Freiburger  .-Xrheits- 
amt  hat  es  für  sehr  erspriefslich  gehalten,  dals  der  X'erwalter  von 
Zeit  zu  Zeit  mit  den  Landwirten  (ähnlich  wie  mit  den  Gewerbe- 
treibenden) in  Beratungen  eintritt  und  in  ständiger  Fühlung  mit 
den  landwirtschaftlichen  Kreisen  bleibt.  -) 

Am  intensivsten  hat  man  in  Baj'ern  .sich  bemüht,  den  .Arbeits- 
nachweis der  Ijind Wirtschaft  dienstbar  zu  machen.*)  Von  Anfang 
an  wurde  vom  bayrischen  Ministerium  ins  Auge  gefafst,  dem 
Mangel  an  landwirtschaftlichen  Arbeitern  und  Dienstboten  auch 
durch  die  .Arbeitsämter  entgegenzutreten.  Schon  in  der  grund- 
legenden Entschliefsung  vom  i.  Mai  1898  über  die  Zentralisierung 
des  »Arbeitsnachweises  ist  deshalb  angeordnet,  dafs  den  landwirt- 
schaftlichen Bezirksausschüssen  durch  .Aushändigung  der  nötigen 
Formulare  ermöglicht  werde,  auf  Wunsch  der  .Arbeitgeber  mit  den 
.Arbeitsämtern  und  Zentralen  wegen  Zuweisung  von  .Arbeitern  und 
Dienstboten  ins  Benehmen  zu  treten. 

*)  Sorialt'  Praxis  vom  4.  Oktober  1900,  lo.  Jabrj».  Nr.  l Sp.  18.  Di»*  Ver- 
mittlungen landwirtsch.  Stellen  von  51  .Arbeitsnachweisen  im  Jahre  1890  sind  aut- 
gefiihrt  in  «len  Schriften  des  Verbandes  deutscher  .Arbeitsnachweise  Nr.  2 S.  67. 

*)  Auszug  im  .Arbeitsmarkt  vom  1.  .April  1900.  3.  jahrg.  Nr.  13 

Sp.  207.;  siehe  auch  den  rforzheimer  Uericht  pro  1900  S.  lo. : Konstanzer  Bericht 
pro  1900  S.  5 und  7,  den  bad,  Verbandsbericht  pro  1900  S.  13. 

*)  Der  Jahresbericht  des  bayer.  LamiwirtschaftsruU  pro  1S99  hat  auch  aus- 
drücklich die  Thätigkeit  der  städtischen  .Arbeitsämter  nach  dieser  Richtung  anerkannt; 
vgl.  dazu  Menzingers  Bericht  über  die  seitherige  Thätigkeit  des  städt.  .Arbeitsamtes 
München  als  Ilauptvcrmittlungsstclle  des  Rgsbz.  Oberbayern  und  <len  weiteren  .Aus- 
bau des  Arbeitsnachweises  im  Kreise  Oberbayem.  Nach  einem  Vortnig  erstattet  auf 
der  Kreisk«>ntcrenz  ln  München  am  14.  November  1900.  Separa  labil  ruck  aus  der 
Bayer.  Gemeindezeitung.  München  1901  S.  15  t. 
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Von  den  Zentralen  sind  über  die  bei  ihnen  um  Stellen  sich 
anmeldendcn  landwirtschaftlichen  Arbeiter  und  Dienstboten  im 
Wochenblatte  des  landwirtschaftlichen  Vereins  in  Bayern,  dann  in 
den  Organen  der  landwirtschaftlichen  Kreisausschüsse  von  Unter- 
franken und  der  Pfalz  (Fränkischer  Landwirt  und  Landwirtschaft- 
liche Blätter)  regelmäfsige  Mitteilungen  zu  machen.')  Später,  (31. 
Dezember  1898)  wurde  ausgesprochen,  dafs  der  vom  Arbeitsamte 
München  mit  bestem  Erfolge  durchgeführte  Grundsatz,  auswärts 
wohnende  stellensuchende  Arbeiter  wieder  auswärts  unterzubringen 
und  bei  der  lokalen  Arbeitsvermittlung  in  erster  Reihe  die  ein- 
heimische .Arbeiterbevölkerung  zu  berücksichtigen  und  dadurch  den 
Zuzug  zur  Stadt  einzuengen,  in  ausgedehntestem  Mals  zur  Gel- 
tung zu  bringen  sei.  “)  In  der  Statistik  waren,  um  den  Erfolg 
kontrollieren  zu  können,  die  landwirtschaftlichen  .Arbeiter  in  einer 
eigenen  Rubrik  vorzutragen. 

In  N'orddeutschland  scheint  man  im  Gegensatz  zu  Süddeutsch- 
land die  landwirtschaftliche  .Arbeitsvermittlung  selbständig  regeln 
zu  wollen.  In  Preufsen  sind  die  I .and Wirtschaftskammern  mit  der 
Gründung  von  Arbeitsnachweisen  vorgegangen,  so  Schlesien,  Ost- 
preufsen,  Posen,  Pommern,  Brandenburg,  Sachsen,  Rgsbz.  Kassel, 
im  Königreich  Sachsen  der  landwirtschaftliche  Kreisverein.  *) 
Manche  arbeiten  auch  mit  Filialien.  Man  erhebt  meist  Gebühren. 

Zweckmäfsiger  möchte  es  sein,  den  landwirtschaftlichen  Nach- 
weis an  die  .Arbeitsämter  anzuschliefsen. 

In  Hamburg  ist  man  den  Landwirten  so  weit  entgegenge- 
kommen, *)  dafs  die  Landwirtschaftskammer  von  Schleswig-Holstein 
verzichtet  hat,  einen  besonderen  .Arbeitsnachweis  einzurichten.  Im 
Jahre  1900  h.at  der  .Arbeitsnachweis  1046  Personen  wieder  in  land- 
wirtschaftlichen bezw.  ländlichen  Betrieben  untergebracht.  Es 


')  Hartman  n a.  a.  O.  S.  14. 

*)  ilartmann  a.  a.  O.  S.  17. 

*)  Arbeitsmarkt  v.  15.  Jan.  1899,  2.  Jahrg.  Nr.  4 S.  81;  v.  15.  September 
1899,  2.  Jahrg.  Nr.  12  S.  230. 

*)  Vgl.  Schriften  des  Verbandes  deutscher  Arbeitsnachweise  Nr.  2 S.  40. 
Arbcitsmarkl  v.  15.  Dezember  1899,  3.  Jahrg.  Nr.  6 S.  94.  Daselbst  auch  einige 
Daten  über  den  bisherigen  Erfolg  der  landwdrlschaftl.  Arbeitsnachweise  auf  Grund 
der  Jahresberichte  der  preufs.  Landwirtschaftskammern. 

*)  Hamburg  liat  die  landwirtschaftliche  Vermittlung  völlig  von  der  städtischen 
getrennt  und  läfst  sic  in  besonderen  Räumen  unter  Leitung  eines  in  der  Landwirt- 
schaft erfahrenen  Verwalters  betreiben. 
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waren  dies  31  Taglöhnerfamilien,  588  Knechte,  346  ungelernte  Ar- 
beiter, 14  Mägde  u.  s.  w.,  zusammen  1000  männliche,  46  weibliche 
Arbeiter.  Zum  Teil  wegen  dieser  landwirtschaftlichen  Abteilung 
hat  der  Senat  den  jährlichen  Staatszuschufs  von  1 1 000  auf  15  000 
Mk.  erhöht.  *) 

Im  Regierungsbezirk  Wiesbaden  hat  die  Landwirtschaftskammer 
.selbst  im  Januar  1899  die  Arbeitsvermittlung  für  die  Landwirtschaft 
dem  Arbeitsnachweis  in  Frankfurt  a.  M.  angeboten  und  dieser  hat 
angenommen.  Die  Vereinbarung  scheint  sich  bewährt  zu  haben. 
Im  Jahr  1899  wurden  396,  im  Jahr  1900  bereits  687  landwirt- 
schaftliche Vermittlungen  bewirkt,  und  die  Landwirtschaftskammer 
hat  de.shalh  auch  das  Abkommen  für  1901  erneuert. 

Sicherlich  haben  die  grofsstädtischen  Arbeitsnachweise  allen 
Grund,  die  landwirtschaftlichen  Vermittlungen  möglichst  zu  be- 
treiben. Die  Grofsstädte  haben  kein  Interesse,  dafs  landwirtschaft- 
lich brauchbare  Leute  massenhaft  in  ihre  Mauern  ziehen , um 
.schliefslich  als  Arbeitslose  ihrer  Armenkas.se  anheim  zu  fallen  und 
ihr  Lebensglück  zu  verfehlen. 

Im  Regierungsbezirk  Liegnitz  ist  es  gelungen,  das  Mil'strauen 
der  Landwirtschaft  gegen  die  Arbeitsnachweise  in  kleineren  Städten 
dadurch  zu  beseitigen,  dafs  man  folgende  Bestimmungen  aufstellte: 

„Die  Milgllcder  des  VcrwaUungsausschusses,  an  dessen  Spitze  ein  unmittel- 
barer aktiver  oder  inaktiver  Staatsbeamter  steht,  gehören  je  zur  Hulfle  der  Land- 
wirtschaA  und  städtischen  Herufsarlcn  an.  Eine  Abänderung  der  Salzungen  kann 
nur  durch  übereinstimmenden  Beschlufs  der  Majorität  sowohl  der  städtischen  wie 
der  ländlichen  Mitglieder  des  weiteren  Ausschusses  erfolgen.  In  der  Regel  sind  die 
städtischen  Arbeitsstellen  den  städtischen  Arbeitern  Vorbehalten,  und  dürfen  ländliche 
Arbeiter  nicht  in  städtische  Herufsarten  vermittelt  werden.  Ausnahmen  unterliegen 
der  Genehmigung  des  Vorsitzenden  des  Verwaltungsausschusscs." 

Wieclenfeld  ist  der  Ansicht,  in  den  kleinen  Städten  stünden 
sich  Arbeiter  und  Arbeitgeber  weniger  scharf  gegenüber,  man  habe 
im  Rgsbz.  Liegnitz  mit  Ausnahme  von  Görlitz  durchweg  von  der 
Heranziehung  des  Arbcitcrelements  zu  den  Ven%’altungsausschüssen 
abgesehen,  und  doch  erfreuten  sich  die  Arbeitsnachweise  durchw'eg 
des  X'crtrauens  der  .Arbeiter.  In  den  kleineren  Städten  sei  wichti- 
ger, die  Interessen  der  Landwirtschaft  und  der  städtischen  Berufe 
auszugleichen.*) 

')  Soziale  Praxis  v.  17.  Jan.  looi,  10.  Jahrg.  Nr.  l6  Sp.  391. 

’i  Arliritsmarkt  v.  15.  Januar  1901,  4.  Jahrg.  Nr.  8 Sp.  129. 

■^)  Schriften  des  Verbandes  deuUeber  .Arbeitsnachweise  Nt.  2 S.  79. 
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Eine  bekannte  Thatsache  ist,  dafs  die  Soldaten  bei  ilirer  Ent- 
lassung vielfach  in  den  grofsen  Städten  hängen  bleiben  und  ungern  auf 
das  Land  wieder  hinaus  gehen.  Sie  mehren  entweder  gleich  die  Zahl 
der  Arbeitslosen  oder  finden  anfangs  Stellung  als  Ausläufer,  Diener 
und  dgl.,  um  später  arbeitslos  zu  werden.  Es  ist  deshalb  gewifs 
am  Platz,  wenn  man  sie  im  Augenblick  ihrer  Entlassung  auf  frei- 
werdende  Stellen  namentlich  auf  dem  l.and  aufmerksam  macht  und 
damit  eine  Quelle  der  .\rbeit.slosigkeit  auf  der  einen  und  der  Ar- 
beiternot auf  der  anderen  verstopft. 

Man  hat  in  Xorddeutschland  eigene  Arbeitsnachweise  für  ent- 
lassene Reservisten  gebildet  und  dazu  vielfach  die  Kriegervereine 
benützt.  *) 

In  Süddeutschland  hat  man  die  städtischen  .Arbeitsnachweise 
zu  diesem  Zwecke  benutzt,  und  es  zeigt  sich,  dafs  bei  geeignetem 
Zusammenwirken  der  militärischen  Stellen  mit  den  Arbeitsnach- 
weisen auch  auf  diesem  Weg  Erfolge  erzielt  werden  können,  ob- 
schon noch  erhebliche  Fortschritte  möglich  sind.  *) 

München  hat  bezüglich  der  Reservistenvermittlung  folgende 
Ergebnisse  aufzuweisen  *) : 

')  .VusfUhrlicIi  ist  dir  .Angelegenheit  durch  das  Generalkommando  des  l.\.  Korps 
gercgell  worden.  Jedes  Hezirkskommando  slelll  dort  fest,  welche  Kriegervereine 
seines  Bezirks  Nachwcisestcllon  eingerichtet  haben.  Oa.s  Gcncratkommando  stellt 
daraus  ein  gedrucktes  Verzeichnis  zusammen » das  in  Gestalt  eines  Buches  an  die 
Truppenteile  verschickt  wird.  Den  Mannschalten  werden  zum  Verkehr  mit  den 
Nachwcisestellen  Doppelposlkarlcn  mit  Vordruck  zur  Verfügung  gestellt.  Auf  diese 
Art  sind  in  manchen  Gegenden  ganze  Netze  von  Arbeitsnachweisen  ge.schalTen.  Im 
Königreich  Sachsen  ist  die  Stellenvermittlung  einheitlich  als  Sachsensliftung  zum 
Gedächtnis  Wilhelms  I.  organisiert  worden  und  die  einzelnen  47  Nachweise  führen 
ein  jeder  die  Bezeichnung  „Geschäftsstelle  der  Sachscnstiftung‘L  In  Brandenburg 
hat  die  LandwirtschaB.skammer  sich  mit  7 Armeekorps  in  Verbindung  gesetzt,  denen 
sic  die  freien  Stellen  mitteilt.  Arlwitsmarkt  vom  5.  Oktober  1897,  Nr.  i S.  7.  — 
Nach  dem  Bericht  der  SachsenstiAung  wurden  im  Jahr  1900  2613  offene  Stellen, 
2875  Arbeitsuchende  gemeldet  und  1841  Stellen  besetzt.  Die  unhesetzten  Stellen 
werden  künftig  nicht  mehr  monatlich,  .sondern  wöchentlich  sämtlichen  Geschäfts- 
stellen  mitgcteilt  Geschäftsstellen  finden  sich  an  allen  Sitzen  der  Amlshauptmann- 
schäften  und  in  sämtlichen  Garnisonen,  .\rbeitsmarkl  v.  15.  Februar  1901,  4.  jahrg. 
Nr.  IO  Sp.  167. 

•)  Vgl.  Hartmann  a.  a.  ().  S.  18,  19,  20.  Siche  jedoch  auch  Dritten  Würz- 
burger Geschäft-sber.  S.  12.  Wünschenswert  wäre,  wenn,  wie  ein  Würzburger  Bericht 
pro  1900,  die  Statistik  ersehen  liefsc,  wie  viel  Reservisten  wirklich  wieder  aufs  Land 
zurückgcfülirt  wurden. 

*)  Hart  mann  a.  a.  O.  S.  91. 
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.\nzahl  der 

Die  von  den  Reservisten  gestellten 

Gesuche 

Gesuche 

wurden  erledigt  durcli 

Vermittlung 

Zurück 

Frist- 

von  .Arbeit 

nulimc 

abluuf 

1896 

410 

213 

70 

127 

1897 

202 

146 

22 

34 

1898 

381 

218 

29 

'34 

1899 

31 ' 

252 

_5_ 

54 

<3°4 

829 

126 

349 

Das  städtische  Arbeitsamt  in  Stuttgart  hat  im  Jahr  1899  von 

193  Reservisten 

125,  im  Jahre  1900  von  129 

88  in  Stellung  gebracht 

In  Baden  ’ 

wurden  Reservisten 

1 899  anläfslich  ihrer  Entlassung 

eingestellt  von 

der  .Anstalt 

in : 

Kreiburg 

von  66  .Angemeldele 

n 52 

Heidelberg 

„ 3‘ 

28 

Karlsruhe 

„ 165 

n 

143 

Konstanz 

..  3- 

it 

21 

Mannheim 

n 120 

"3 

Pftirzheim 

..  26 

»» 

23 

In  Mainz  meldeten  sich  von  den  im  Herbst  entlassenen  Reser- 
visten ohne  irgendwelches  Zuthun  im  Jahr  1898/99  31,  im  Jahr 
1899(1900  53;  davon  wurden  14  bezw.  32  in  Stellung  gebracht. 

Auch  für  die  Mannschaften  der  Marine,  die  entlassen  werden, 
ist  im  März  1898  ein  .Arbeitsnachweis  in  Kiel  eingerichtet  worden. 
Die  A’ereinigung  deutscher  Marinevereine  hat  das  Unternehmen  ins 
Leben  gerufen.  .An  den  Entlassungsterminen  Ende  September  und 
Ende  März  werden  die  stellungsuchenden  Mannschaften  in  Listen 
eingetragen.  Diese  Listen  werden  ver\'ielfältigt  und  gelangen  dann 
an  .Arbeitgeber,  .Arbeitgeberverbände  und  .Arbeitsnachwei.se.  ’) 

Ist  hinsichtlich  der  landwirtschaftlichen  .Arbeiter  noch  viel  zu 
thun,  so  hat  sich  bezüglich  der  weiblichen  Dienstboten  das  .Ar- 
beitsamt rasch  eingebürgert.  Zwar  hat  es  überall  in  der  Anfangs- 
zeit einige  Schwierigkeiten  gegeben,  man  hat  aber  nach  wenigen 
Monaten  sie  in  der  Regel  zu  überwinden  gelernt.“) 

*)  Jahresbericht  des  Verbandes  der  badischen  Arbeitsnachweise  für  das  Jahr 
Il4q9  S.  8.  In  Karisrul)e  wurden  1900  von  193  Gesuchen  entlassener  Reservisten 
161  befriedigt  (Karlsruher  Bericht  pro  1900  S.  4),  in  Pforzheim  von  29  22  (Pforz- 
beimer  Bericht  pro  1900  S.  7).  Im  ganzen  Verband  wurden  408  Stellen  i.  J.  I9*>o 
gegen  38t»  i.  J.  1899  für  Reservisten  vermittelt.  Verbandsber.  pro  1900  S.  16. 

*)  Arbdtsmarkt  v.  5.  April  1898,  l.  Jahrg.  Nr.  7 S.  76. 

*)  Vgl.  Iwzüglich  Nürnbergs  Arbeitsmarkt  v.  15.  Dez.  1899  3.  Jahrg.  Nr.  6 S.  95. 
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Der  Arbeitsnachweis  für  Frauen,  insbesondere  weibliche  Dienst- 
boten, wurde  namentlich  von  Wiesbaden  aus  glücklich  entwickelt.’) 
Es  wurde  dort  eine  selbständige  Abteilung  für  Frauen  am  i.  Juli 
i8g6  eröffnet.’!  Die  Einführung  besonderer  von  dem  Arbeitsnach- 
weis für  Männer  getrennter  Lokalitäten  erwies  sich  als  absolut  not- 
wendig. Ebenso  zeigte  sich,  dai’s  eine  gedeihliche  Entwicklung  der 
Vermittlung  für  Frauen  nur  bei  der  Verwaltung  des  Nachweises 
durch  weibliche  Angestellte  möglich  ist.®)  Die  Aufsicht  über  diese 
•Abteilung  wurde  einer  besonderen  Frauenkommission  übertragen. 
Die  Anstalt  von  Wiesbaden  war  die  erste,  welche  diese  Einrich- 
tung in  Deutschland  getroffen  hat,  und  ihr  be.sonderer  Erfolg  wird 
wesentlich  darauf  zurückgeführt.  In  Wiesbaden  ist  es  gelungen, 
sämtliche  humanitären  Frauenvereine,  welcher  religiösen  oder  sozia- 
len Richtung  sic  auch  angehören  mögen,  zu  veranlassen,  sich  an  der 
Verwaltung  des  Arbeitsnachweises  für  Frauen  zu  beteiligen.  Da- 
durch ist  auch  die  nötige  Fühlung  mit  allen  Kreisen  der  Bevölke- 
rung hergestellt,  ohne  kostspielige  Bekanntmachungen;  ferner  er- 
reicht man  den  Anschlufs  an  bereits  bestehende  Institute,  die  ähn- 
liche Zwecke  verfolgen  und  denen  durchaus  keine  Konkurrenz  ge- 
macht werden  soll.  Namentlich  .ist  die  Verbindung  mit  den 
Mädchcnhcimcn  von  gröfstem  Wert  zur  Unterbringung  der  von 
auswärts  sich  meldenden  Stellensuchenden.*) 

I)r.  II.  Krcy,  Dircklor  ilcs  Arbritsnachweiscs  für  Krauen  im  Kalhau.'s  lu 
Wiesbaden,  Der  Arbeitsnachweis  für  Frauen,  insbesondere  für  weibliche  Ihen.stboten. 
Soz.  Praxis  v.  30.  August  1900,  9.  Jahrg.  Nr.  48  Sp.  1209. 

*)  Für  selbständig  gegliederte  weibliche  Abteilungen  innerhalb  der  städtischen 
Nachweise  trat  auch  ein  Delegiertenlag  der  Vereine  Frauenwohl  ein.  Arbeits- 
markt  v.  15.  Oktober  1899,  3*  J^^brg.  Nr.  2 Sp.  29.  Die  Abzweigung  besonderer 
weiblicher  Abteilungen  ist  an  allen  gröfscren  .Arbeitsnachweisen  erfolgt,  seil  I.  April 
1899  auch  in  Mainz,  seil  1.  Mai  1899  in  Worms. 

*j  Auch  in  Stettin  w'urde  neuestens  eine  Frau  als  Leiterin  der  w'eiblichen  .Ab- 
teilung angestcllt.  Arbeitsmarkt  vom  1.  März  190I,  4.  Jahrg.  Nr.  U S.  189. 

In  Ba.scl  und  Konstanz  sind  mit  dem  Arl>eit.snachwcU  Mädchenheimc  ver- 
bunden; in  Konstanz  wurden  1900  im  Mädchenheim  505  Mädchen  verpficgl  und 
lK*herbergt,  163  hielten  sich  nur  tagsüber  darin  auf,  d.  h.  .solange  bis  sic  Stellen 
erhielten;  von  den  668  Mädchen  erhielten  635  ss  96  Proz.  Stellen.  In  Köln  hat 
sich  eine  sog.  Bahnhofsmission  gebildet,  um  zugereisten  oder  durchreisenden  weib- 
lichen SlcUcnsuchendcn  mit  Kat  und  Hilfe  zur  Seite  zu  stehen.  Die  Damen  sind 
abwechselnd  auf  dem  Bahnhof  anwesend  und  durch  besondere  Schleifen  erkennt- 
lich. Die  Bahnhofsmssion  erhält  vom  Arbeitsnachweis  Karten,  die  für  in  Köln 
stellensuchendc  weibliche  Personen  einen  Wegweiser  zum  Bureau  und  sonstige  prak- 
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Bei  Not  der  Stellensuchenden  können  die  beteiligten  humani- 
tären X'ereinc  eingreifen.  Dieses  einmütige  Zusammenwirken  nach 
den  verschiedensten  Richtungen  hat  sehr  dazu  beigetragen,  dafs 
der  Wiesbadener  Arbeitsnachweis  für  Frauen  im  Verhältnis  zur 
Kinwohnerzahl  mit  seinen  Resultaten  an  der  Spitze  aller  anderen 
im  Deutschen  Reiche  steht. 

Bis  jetzt  ist  meines  Wissens  nur  München  durch  Einführung 
einer  Frauenkommission  1898  dem  Beispiel  gefolgt.') 

An  vielen  grofsen  .Arbeitsämtern  hat  man  mit  sehr  gutem  Er- 
folg die  Einrichtung  getroffen,  dafs  die  Herrschaften  mit  den 
Dienstboten  in  einem  eigenen  Raum  verhandeln  können.  -Auch 
kleinere  haben  sich  dazu  verstanden.  So  können  im  Posener 
•Arbeitsnachweis  jeden  Dienstag  und  Freitag  N.ichmittag  zwischen 
4 und  6 Uhr  sowohl  Herrschaften  als  auch  Dienstboten  zu  diesem 
Besuche  im  Bureau  sich  einfinden.*) 

Wiesbaden  hat  auch  noch  eine  Neuerung  eingeliihrt,  eine  be- 
sondere .Abteilung  für  höhere  weibliche  Berufsarten,  deren 
Stellenvermittlung  nirgends  gedeiht,  solange  sie  mit  der  für  Dienst- 
boten und  Arbeiterinnen  betrieben  wird.  Die  Zahl  der  Vermitt- 
lungen hat  sich  durch  diese  Einrichtung,  welche  Wiesbaden  bis  jetzt 
allein  besitzt,  sofort  verfünffacht. 

üerade  diese  Stellesuchenden,  die  im  Gegensatz  zu  Dienstboten 
im  Verhältnis  zu  den  Stellen  sehr  zahlreich  sind,  — auf  100  Stellen 
156  Stellesuchende,  — werden  von  gewerbsmäfsigen  Vermittlern 
sehr  ausgebcutet. 

In  Wiesbaden  ist  die  Zahl  der  im  Laufe  der  letzten  IO  Jahre 
polizeilich  angemeldetcn  78  Privatvermittlungsbureaus  seit  der  Er- 
öffnung der  .Anstalt  .so  zurückgegangen,  dafs  nur  noch  1 5 von  ihnen 
thätig  waren.*)  Bamberg  berichtet,  dafs  die  Dienstmädchenvermitt- 

tische  Katscbläßc  enthalten.  Thätigkeitsborichl  der  Allg,  ArheitsnachweisansUiU  Köln 
über  das  6.  («oschäftsjahr  I.  Juli  1899  bis  30.  Juni  1900  S.  12. 

*)  l'cber  diese  weibliche  Nebenkommission,  die  keine  beschliefsende,  sondern 
lediglich  eine  begutachtende  Stellung  hat,  vgl.  Hartmann,  Die  gcmeindl.  Arbeiu- 
Vermittlung  in  Bayern.  München  1900  S.  29. 

*)  .\rbcitsmarkt  v.  5.  Januar  1898.  l.  Jahrg.  Nr.  4 S.  35.  In  Frankfurt  a.  O. 
setzt  man  zur  Zeit  der  ortsüblichen  Kündigungsfrist  einige  „Trrfflagc“  fest  und  stellt 
an  diesen  einen  Raum  des  Arbeitsnachweise»  zur  Verfügung,  .\rbeitsmarkl  vtim 
15.  April  1901,  4.  Jahrg.  Sp.  241. 

*)  Soz.  Praxis  v.  30.  August  1900,  9.  Jahrg.  Nr.  48  Sp.  1209;  über  die  Kr- 
folge  im  Jahre  1900  vgl.  ebenda  lo.  Jahrg.  Nr.  31  Sp.  784. 
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lung  seitens  des  Arbeitsamts  die  Privatdienstvermittlerinnen  ziem- 
lich brach  gelegt  hat.  Die  Ersparnis  an  Provision  für  Kellnerinnen 
und  Hotelzimmermädchen  beträgt  ca.  10  Mk.  pro  Stelle.')  In  Köln 
und  Hessen  1 hat  der  öffentliche  Arbeitsnachweis  für  Dienstboten 
so  günstig  gewirkt,  dafs  die  privaten  .Anstalten  grofse  Konzessionen 
jetzt  machen.  Sie  inserieren,  dafs  die  Dienstmädchen  keine  Pän- 
schreibgebühr  mehr  zu  entrichten  bräuchten,  manche  bieten  ihnen 
kostenfreie  X^ermittlung,  kostenfreies  Logis  an.-)  Man  sieht,  die 
Zahl  der  Stellensuchenden  wird  bei  ihnen  klein,  sodafs  sie  auch 
die  Herrschaften  nicht  mehr  befriedigen  können.  Die  Kölner  An- 
stalt hat  im  Geschäftsjahr  i.  Juli  1899  bis  30.  Juni  1900  6405 
Stellen  für  weibliche  Personen  vermittelt,  darunter  2870  für  Haus- 
personal (Köchinnen  etc.),  3119  für  Wäscherinnen,  Putzfrauen, 
Stundenarbeiterinnen,  353  für  gewerbliche  Taglöhnerinnen,  63  für 
Näherinnen,  Büglerinnen.'’) 

In  einer  Versammlung  des  Münchner  Kellnerinnenvercins  wurde, 
um  die  Ausbeutung  der  Kellnerinnen  durch  die  X'ermittlung.sbureaus 
zu  beseitigen,  beschlossen,  die  Gastwirte  und  Kellnerinnen  aufzu- 
fordern, unter  Umgehung  der  gewerbsmäfsigen  Vermittlerinnen  das 
städtische  Arbeitsamt  in  Anspruch  zu  nehmen.')  Bedauerlicher- 
weise stiefs  das  bei  den  Gastwirten  auf  Ablehnung. 

Das  Arbeitsamt  kann  sich  auch  auf  dem  Gebiet  der  Schutzvereins- 
thätigkeit  für  entlassene  Gefangene  und  Zwangszöglinge  sehr  verdient 
machen,  indem  es  diese,  natürlich  unter  Angabe  ihrer  Verhältnisse, 
unterbringt  und  dadurch  vor  dem  Untergang  schützt.  Die  Anstalt  in 
Freiburg  hat  1899  von  32  Gesuchen  um  Arbeitsvermittlung  25,  im 
Jahre  1900  von  i6(jesuchen  12  erledigen  können.  Aehnlich  günstige 
Ergebnisse  erwähnt  die  .Anstalt  in  Konstanz  und  in  Pforzheim.  ®) 

')  .trbeitsmarkt  v.  15.  Mai  1900,  3.  Jahrg.  Nr.  16  Sp.  254. 

•)  Arbcit.'-markt  v.  15.  Oktober  1899;  3.  Jahrg.  .Nr.  2 Sp.  30. 

•)  Thäligkcitsbericht  der  .-Vllg.  .Arbeitsnadiwci-sanslalt  Köln  über  das  6.  Geschäfts- 
jahr S.  7.  Neuerdings  versuchen  die  gewerb.smäfsigen  Vermittlerinnen  die  Mädchen 
auf  der  Strafse  abzufangen:  vgl.  Mannheimer  Bericht  pro  *900,  auch  .trbeitsmarkt 
vom  15.  .\pril  190I,  4.  Jahrg.  Sp.  242.  (Die  neueste  bayr.  Verordn,  v.  29.  Mai 
1901  verbietet  das  .Aufsuchen  von  .Aufträgen  auf  Strafsen  und  anderen  öffentlichen 
Orten.)  Keinen  Erfolg  bat  das  städtische  Arbeitsamt  Kaiserslautern  auf  dem  tje- 
bietc  der  weibl.  Stcllenverntiulung ; die  Dienstmädchen  bleiben  weg.  Geschäftsbericht 
pro  190U  S.  9. 

*)  Soz.  Praxis  v.  6.  Dezember  tgoo,  10.  Jahrg.  Nr.  10  Sp.  235. 

*)  Jahresbericht  des  Verbandes  der  badischen  Arbeitsnachweise  für  das  Jahr 
1899,  S.  9;  Freiburger  Bericht  pro  19*10  S.  6. 

Archiv  für  toz.  Cerelzgebung  u.  Statistik.  XVI.  3^ 
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ln  dem  Mals  als  die  einzelnen  Arbeitsnachweise  wachsen,  wird 
sich  die  Notwendigkeit  einer  gröfseren  Arbeitsteilung  Herausstellen.  Wie 
jetzt  schon  dieselben  vielfach  in  eine  männliche  und  eine  weibliche  Ab- 
teilung zerfallen,  auch  für  landwirtschaftliche  Arbeiter  sich  einzelne 
eine  besondere  Abteilung  angegliedert  haben,  so  wird  dieser  Pro- 
zefs  sicher  noch  weiter  schreiten;  man  wird  weiter  spezialisieren 
und  für  die  einzelnen  Geschäitsführungen  Spezialisten  gewinnen  und 
ausbilden. 

3.  Der  Nutzen  der  öffentlichen  .\rbeits  nach  weise  und 
ihre  Dienst barmachung  für  andere  verwandte  Zwecke. 

Ueberblickt  man  die  Entwicklung  der  öffentlichen  Arbeitsnach- 
weise während  der  letzten  5 Jahre,  so  hat  man  allen  Grund,  mit 
gröfster  Zuversicht  in  die  Zukunft  zu  blicken.  Im  Verlauf  dieser 
Zeit  haben  die  gröfseren  .Arbeitsnachweise  ihre  Thätigkeit  ver- 
doppelt und  verdreifacht  und  in  einem  Jahre  haben  bei  den  15 
gröfsten  Arbeitsnachweisen  die  nachgewiesenen  Stellen  um  33048 
zugenommen.')  Das  zeigt,  dafs  sie  einem  dringenden  Bedürfnisse 
entsprechen. 

Der  Nutzen  des  öffentlichen  .Arbeitsnachweises  liegt  auf  der 
Hand;  er  verhilft  dem  um  seine  Kxistenzmittel  Kämpfenden  in  der 
kürzesten  Zeit  auf  die  billigste  W’eise,  ja  in  der  Hauptsache  kosten- 
los zu  der  passendsten  .Arbeitsgelegenheit,  dem  .Arbeitgeber  zu  den 
nötigen  ,-\rbeitskräften. 

Der  .Arbeitsnachweis  bildet  einen  neutralen  Boden,  wo  .Arbeit- 
geber und  .Arbeitnehmer  als  gleichberechtigte  V'ertreter  ihrer  Inter- 


’)  In  München  betrugen  die 

Stellenangebote 

Stellengesuche 

Besetzungen 

1896 

.10057 

47008 

25  586 

1899 

50384 

5>  897 

40295 

2900 

65158 

67139 

53409 

in  Köln 

1895  96 

1 I 512 

13608 

10055 

1899, 1900 

27699 

30494 

2194I 

in  Frankfurt 

1895,96 

7 947 

14740 

6492 

1 899/  L900 

Z3  594 

30692 

18655 

in  kamtlichen  15  gröfstrn 

igememdliclicn 

oder  gemeinnützigen) 

Arbeitsnachweisen 

1898 

237402 

2753H 

183484 

1899 

282974 

300  80R 

216532 

vgl.  11  ar  t m a n n a.  a.  O. 

S.  80). 
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essen  einander  begegnen.  Der  Stellensuchende  ist  nicht  mehr  der 
Untergebene,  <ler  Ijlindlings  seine  Haut  zu  Markte  trägt,  sondern 
gewissermafen  der  Klient,  der  vertrauensvoll  seine  Sache  dem  An- 
walt überlassen  darf,  ein  Gefühl,  dazu  angethan,  sein  sittliches 
Selbstbewufstscin  zu  heben,  ohne  welches  es  in  den  unteren  Be- 
rufsarten gerade  wie  bei  den  höheren  keine  Arbeitsfreudigkeit  und 
Willigkeit  giebt.  Er  braucht  nicht  mehr  von  Werkstätte  zu  Werk- 
stätte zu  laufen  und  so  und  soviele  Male  sich  abweisen  zu  la.ssen. 
Der  .Arbeitgeber  ist  vieler  Belästigungen  enthoben.  Das  zwecklose 
Umherwandern  von  Ort  zu  Ort  kann  allmählich  eingeengt  werden.') 
Auch  der  aufs  Geratewohl  versuchte  Zuzug  in  die  Städte  wird  sich 
hoffentlich  mindern.  Die  in  den  Arbeitsnachweisen  produzierte 
Statistik  bildet  schon  heute  ein  wertvolles  Mittel,  die  Lage  des 
.Arbeitsmarktes  zu  verfolgen  und  giebt  den  Kommunalverwaltungen 
wertvolle  Anhaltspunkte  für  entsprechende  A’orsorge.*)  Bei  grofsem 
Mifsverhältnis  von  Angebot  und  Nachfrage  gehen  die  Verwaltungen 
der  Arbeitsnachweise  den  Gründen  nach  und  weisen  damit  Wege 
zur  Besserung.*)  .Auch  erlassen  sie  öffentliche  Warnungen  an  die 
Angehörigen  jener  Berufe,  in  denen  länger  andauernde  .Arbeitslosig- 
keit sich  wahrnehmen  läfst,  dafs  sie  Arbeitsstellen  nicht  leicht  auf- 
geben und,  wenn  arbeitslos  geworden,  jede  sich  darbictende  Be- 
schäftigung annehmen  sollen.') 

.An  das  .Arbeitsamt  gliedern  sich  äufserst  leicht  weitere  Funk- 
tionen an.  So  hat  sich  ganz  aufscrordentlich  bewährt  die  An- 
fügung eines  unentgeltlichen  Wohnungsnachweises  für  .Ar- 
beiter und  kleine  .Angestellte.  Köln  ging  darin  voran  seit  i.  .April 


’)  Vgl,  Uber  diesen  Anachronismus  meine  Schrift  „Zur  Krage  der  Arbeitslosen- 
Versicherung**  S.  54.  146. 

*)  Kürzlich  hat  man,  wie  in  der  GemcinderalssiUung  vom  10.  Januar  1901 
mitgetcilt  wurde,  in  Stuttgart  durch  die  Blatter  aufgefordert  zur  Benutzung  des 
Arbeit.samts,  um  dadurch  ein  Urteil  über  die  Notwendigkeit  von  NoWandsarbeiten 
zu  ermöglichen.  Bei  steigender  Arbeitslosigkeit  tritt  nämlich  oft  ein  Rückschlag  in 
der  Benutzung  der  .\rbcilsamter  ein,  weil  die  Arbeitslosen  die  Meldung  für  aussichts- 
los halten,  .\rbcitsmarkt  vom  l.  Februar  1901,  4.  Jahrg.  Nr.  9 Sp.  148. 

*)  Vgl.  z.  B.  in  dem  Kölner  6.  Bericht  pro  j 899/1900  S.  lo  das  über  Dienst- 
botennot  Gesagte,  die  eingehenden  Erörterungen  des  Würzburger  Berichts  pro  1898 
S.  29,  pro  1899  S.  21  über  denselben  Gegenstand,  pro  1899  S.  34 — 51,  pro  1900 
S.  42  f.  über  die  l.cutenot  auf  dem  l.,ande. 

*)  Der  Karlsruher  Bericht  pro  1900  S.  5 erwähnt,  da/s  man  bei  den  badischen 
Arbeitsnachweisen  kürzlich  so  verfahren  und  das  günstig  gewirkt  habe. 
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1898.')  Bei  Wohnungsanmeldungen  müssen  alle  beim  Mieten  üb- 
liche Fragen  kurz  aber  eingehend  auf  einem  Formular  beantwortet 
werden;  ein  Angestellter  besichtigt  unter  Zuhilfenahme  eines  ihm 
gestellten  Fahrrades  sämtliche  angemeldeten  Wohnungen,  dabei 
nimmt  er  eine  einfache  Zeichnung  auf,  welche  Lage  und  Gröfse 
veranschaulicht.  An  Hand  des  .Anmeldescheins,  der  Zeichnung  und 
der  Erläuterung  des  .Ange.stcllten  erhält  also  der  Wohnungsuchende 
bereits  im  Xachweisebureau  nicht  nur  jeden  Bescheid,  er  kann  sich 
auch  dort  über  die  Wohnung  selbst  ein  ziemlich  genaues  Bild 
machen.  Dem  Vermieter  werden  die  Wohnungsuchenden  einzeln 
und  mit  einer  .Ausweiskarte  versehen  zugesandt,  er  hat  also  nur 
mit  solchen  zu  thun,  die  über  .seine  Wünsche  und  Forderungen 
hinlänglich  unterrichtet  und  nach  aller  Voraussicht  auch  Mieter 
sind.  Er  wird  nicht  zwecklos  überlaufen  und  mufs  nicht  immer 
über  alles  Rede  stehen,  den  Wohnungsuchenden  bleibt  es  aber  er- 
spart, ziel-  und  planlos  umherzuirren,  Arbeit  und  Verdienst  zu 
versäumen,  und  ihr  Geld  zu  verzehren;  die  Vennittlung  der  Anstalt 
ist  für  beide  Teile  unentgeltlich.  .Absolut  ungeeignete  und  unge- 
sunde Wohnungen  werden  von  der  V'ermittlung  ausgeschlossen. 

Inzwischen  haben  andere  Arbeitsämter  das  Kölner  Beispiel 
nachgeahmt.  So  ist  in  Darmstadt  ein  Wohnungsnachweis  an- 
gegliedert; Offenburg  hat  ebenfalls  für  kleine  Wohnungen  und 
Schlafstellen  einen  Nachweis  eingerichtet.  Die  Inanspruchnahme 
war  so  stark,  dafs  343  Zuweisungen  stattfinden  konnten.®)  Ebenso 
Lahr  und  Karlsruhe.®)  In  Wiesbaden  wird  ein  Schlafstellen- 
nachweis angestrebt.*)  In  Strafsburg,  ®)  .-\achen,  Worms,  Bonn, 
Rixdorf  und  Posen  sind  städtische  Wohnungsnachweise  errichtet. 
Dic.sclbcn  gewähren  zugleich  der  Verwaltung  einen  Fänblick,  ob 
und  in  welchem  Grad  Wohnungsnot  für  die  unteren  Klassen  be- 
steht. ln  Köln  wurden  vom  i.  Juli  1899  bis  30.  Juni  1900  276S 
Wohnungen  gemeldet,  5232  Wohnungen  gewünscht. 

')  Satiungfn  und  (ieschäftsordnung  sind  in  dem  Th-StigkciLsbericht  der  .-Mlgc- 
meinen  ArbeiUnacliweisunstalt  Köln  Uber  da»  5.  GeschafUjabr  I.  Juli  1898  bis 
30.  Juni  1899  S.  IO  mitgeteih. 

•)  iiad.  Verbandsbericht  pro  1899  .S.  8. 

*)  Bad.  Verbandsbericht  pro  1898  S.  9.  In  Lahr  wurden  1900  42S  Kinzel- 
und  55  Familienwohnungen  angemeldet.  Bad.  Verbandsber.  pro  1900  S.  17. 

*)  Soziale  Praxis  »um  30.  August  1900.  9.  Jahrg.  Nr.  48  Sp.  1209. 

In  Strafsburg  ist  der  Versuch  fehlgeschlagen  ; in  Mannheim  fand  das  .Aner- 
bieten der  /.entralanstall  für  Arbeitsnachweis  bei  dem  Grund-  und  HausbesiUerverein 
kein  Entgegenkommen;  vgl.  .Mannheimer  Jahresbericht  pro  1900  S.  9 
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Sehr  jjeeignet  ist  das  Arbeitsamt  auch  zur  Ausk  unftsertei- 
lung.  Der  grofse  Erfolg,  den  die  von  den  Gewerkschaften  ins 
Leben  gerufenen  Auskunftsstcllen  gehabt  haben,  zeigt,  dafs  hierfür 
ein  grofses  Bedürfnis  besteht.  In  Würzburg  hat  unterm  28.  April 
1897  die  Arbeitsamtskommission  bcschlos.scn,  den  Magistrat  zu  er- 
suchen, dafs  in  Verbindung  mit  dem  städtischen  Arbeitsamt  eine 
Auskunftsstelle  für  die  Sozialgesetzgebung  zu  errichten  sei.  Darauf- 
hin wurde  der  geschäftsleitcnde  Beamte  beauftragt,  auf  alle  an  ihn 
gerichteten  die  .■\rbeitsverhältnissc  betreffenden  .Anfragen  nach  Mög- 
lichkeit .Auskunft  zu  erteilen.  Die  Inanspruchnahme  war  sofort 
eine  sehr  rege,  besonders  in  Streitfragen,  welche  der  Entscheidung 
der  Gewerbegerichtc  unterliegen,  dann  in  Fragen  betr.  das  Dien.st- 
botenwesen  wurde  von  der  Auskunfts-stelle  ausgiebigster  Gebrauch 
gemacht.*)  Im  Jahr  1896  erfolgten  wegen  Uebertretungen  inbezug 
auf  das  Dicn.stbotenwe.sen  noch  38  Bestrafungen,  1898  gelangten 
nur  noch  20  zur  .Aburteilung.*) 

In  das  am  i.  Oktober  1900  in  Kraft  getretene  .Statut  des 
städtischen  .Arbeitsamts  in  .Augsburg  wurde  gleich  von  vornherein 
die  Bestimmung  aufgenommen,  dafs  das  Arbeit-samt  in  allen  die 
.Arbeiter  und  .Arbeitsverhältnisse  berührenden  Fragen  thunlichst 
.Aufschlufs  zu  erteilen  habe. 

In  Freiburg  i.  B.  befafst  sich  die  .Anstalt  ebenfalls  sehr  aus- 
giebig damit,  in  allen  den  Arbeitsvertrag  und  das  Dienstbotenver- 
hältnis betreffenden  Angelegenheiten  Rat  und  .Auskunft  zu  erteilen 
und  ergänzt  in  dieser  Hinsicht  das  .Sekretariat  des  Gewerbegerichts 
und  Bürgermeisteramts.*) 

In  Mainz  wurde  das  Arbeitsamt  als  Auskunft.sstelle  im  Jahr 
1899  1900  in  118  Fällen  in  .Anspruch  genommen;  hiervon  betrafen 
47  die  Gewerbeordnung,  19  die  Krankenversicherung,  9 die  Invali- 
denversicherung, 9 die  Unfallversicherung,  7 die  Lohnverhältnisse, 
9 die  Gesindeordnung,  18  sonstige  Rechtsgebiete.*) 

Die  Freiburger  Anstalt  empfiehlt  die  sogen.  .Arbeitszettel  zur 
allgemeinen  Einführung,  auf  welchen  die  wichtigsten  Bestimmungen 
der  Gewerbeordnung  über  den  .Arbeitsvertrag  zusammengestellt 


*)  II.  (Icschaftsbcricht  des  städt.  Arbeitsamts  Würzburg  pro  1S98  S.  50; 
IV.  Bericht  pro  1900  S.  31. 

•)  III.  Geschäftsbericht  des  städt.  .Arbeitsamts  Würzburg  pro  1899  S.  15. 

Badischer  Verbandsbericht  pro  X8g8  S.  8. 

*)  GeschäAsberichl  des  städt.  .Arbeitsamts  pro  1899  1900  S.  2. 
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sind  und  deshalb  dem  Zweck  dienen  können , Streitigkeiten 
zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  rechtzeitig  vorzubeugen.*) 

Ja  ein  geordneter  Arbeitsnachweis  .scheint  schon  an  sich  vor- 
beugend zu  wirken.  Wie  der  Frankfurter  5.  Jahresbericht  pro 
1899/1900  S.  5 hervorhebt,  haben  diejenigen  Gewerbe,  welche  selbst 
keinen  Arbeitsnachweis  haben  und  den  städtischen  nicht  benutzen, 
die  gröfste  Zahl  der  Gewerbestreitigkeiten. 

Auch  nach  anderen  Richtungen  vermag  das  .Arbeitsamt,  das 
in  ständiger  Fühlung  mit  dem  .Arbeitsmarkt  steht,  einzuwirken  und 
sich  nützlich  zu  erweisen.  Das  Düsseldorfer  Zentralbureau  für  die 
Arbeitsnachweisstellen  im  Regierung.sbezirk  Düsseldorf  giebt  ab- 
gehenden Schülern  ein  Denkblatt,  welches  die  Vorteile  auscinander- 
setzt  für  diejenigen  Arbeiter,  welche  ein  Handwerk  gelernt  haben 
oder  als  F'acharbeiter  ausgebildet  sind,  und  warnt  vor  der  bedroh- 
lichen A'ermehrung  der  ungelernten  Arbeiter.-)  In  Offenburg  ist 
die  Hinrichtung  getroffen,  dafs  der  Verwalter  der  Anstalt  für  Ar- 
beitsnachweis die  Unterstützungen  verabreicht,  welche  der  A’erein 
gegen  Haus-  und  Strafsenbettel  hilfsbedürftigen  Arbeitsuchenden 
zuwenden  will.®) 

Die  .Arbeitsämter  werden  so  wahre  Schutzanstalten  für  die 
arbeitende  Bevölkerung,  wirklich  .-\emter  für  die  Arbeit. 

4.  Stellung  der  Arbeiter  und  Arbeitgeber  zu  den 
öffentlichen  Arbeitsnachweisen. 

Die  Gewerkschaften  waren  anfangs  dem  paritätischen  .Arbeits- 
n.-ichweis  abgeneigt  Sie  fürchteten,  dafs  der  kommunale  Arbeits- 

')  Jabrcslicricht  des  V’crliandc.s  der  badischen  .\rbeitsnacliwcise  pro  1899  S.  7. 

’)  Ks  schlierst  mit  dem  Spruch : 

Wer  etwas  kann,  den  hält  man  wert. 

Den  Ungeschickten  niemand  begehrt; 

Spare,  lerne,  leiste  wai, 

So  hast  du,  kannst  du,  giltst  du  was. 

Arbeitsmarkt  vom  15.  August  1899,  2.  Jahrg.  Nr.  II  S.  217.  .Such  der  Kon* 
Stanzer  Bericht  pro  1900  S.  5 klagt,  dafs  die  Eltern,  seihst  wenn  sie  es  nicht  brauchen, 
ihre  Kinder  gleich  Stellen  zuführen,  in  denen  sic  als  ungelernte  Arbeiter  verdienen. 

*)  Jahresbericht  des  Verbandes  der  .\nstalten  für  Arbeitsnachweis  im  Orofs- 
herzogtum  Baden  pro  1898  S.  8.  ln  Stuttgart  erteilte  das  .-\rbeilsamt  im  Jahre  1900 
559  Bescheinigungen  über  erfolglose  Nachfrage  nach  .Arbeit,  die  als  Schutz  gegen 
den  Verdacht  der  Landstreichcrei  und  zur  Inanspruchnahme  öffentlicher  Unter* 
Stützung  etc.  dienten. 
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nachweis  dazu  dienen  werde,  den  Arbeitgebern  Arbeitskräfte  zuzu- 
weisen, welche  die  von  der  Gewerkschaft  erkämpften  Arbeitsbedin- 
gungen nicht  innehalten,  das  Gewerkschaftsmitglied  aber,  das  sich 
weigere,  bei  einem  übelberüchtigten  Arbeitgeber  in  Arbeit  zu  treten, 
wieder  als  letzter  in  die  Liste  eingetragen  und  dadurch  von  den 
Nichtorganisierten  verdrängt  werde.  Doch  machten  sich  auch 
Gegenstimmen,  namentlich  aus  Süddeutschland  geltend.') 

Der  1896er  Gewerkschaftskongrefe  in  Berlin  sprach  sich  noch 
grundsätzlich  und  ausschliefslich  für  die  .-Krheitsvermittlung  durch 
Gewerk-schaften  aus,  praktisch  beteiligten  sich  aber  die  Gewerk- 
schaften, und  zwar  nicht  blofs  in  Süddeutschland,  auch  an  kommu- 
nalen und  gemeinnützigen  Nachweisen.  In  den  folgenden  Jahren 
näherte  man  sich  immer  mehr.  .Am  27.  März  1898  widmete  der 
„Vorwärts"  der  Frage  der  kommunalen  .Arbeitsnachweise  einen 
eigenen  Aufsatz,  in  welchem  darauf  hingewiesen  wird,  dafs  auch 
bei  kommunaler  Verwaltung  die  Interessen  der  .Arbeiter  durch  ge- 
eignete X’erwaltungsbestimmungen  und  Organisation  genügend 
wahrgenommen  werden  könnten.  Die  Arbeiterbeisitzer  des  Berliner 
Gewerbegerichts  beteiligten  sich  auch  an  der  Ausstattung  des 
Zentralvereins  für  .Arbeitsnachweis  mit  Arbeitervertretern,  und  in 
der  hessischen  Kammer  traten  bei  der  Etatsposition  „Förderung 
des  Arbeitsnachweises"  auch  die  sozialdemokratischen  Redner  für 
unparteiische  Nachweise  mit  Vertretung  beider  Teile  ein.*) 

In  München  hat  die  (lewerkschaft  der  Bildhauer  dem  .städti- 
schen Arbeitsamt  in  München  ein  Schreiben  eingesandt,  in  dem  sie 
diesem  mitteilte,  dafs  sie  einen  Facharheitsnachweis  eingerichtet 
habe  und  das  .Arbeitsamt  bitte,  alle  bei  ihm  sich  meldenden 
Bildhauer,  die  das  Arbeitsamt  nicht  unterbringen  kann,  ihnen  zu- 
zuschicken, damit  sie  eventuell  von  dort  aus  in  Stellung  gebracht 
werden  köntiten.  Das  städtische  Arbeitsamt  begrüfste  tlieses  V'^or- 
gehen  und  wünschte  Nachahmung  seitens  der  anderen  Gewerk- 
schaften. Diese  verlangten  .Abänderung  des  Strikeparagraphen ; 
.sie  wollten  ihren  .Arbeitsnachweis  aufgeben,  wenn  auch  die 
.Arbeitgeber  den  ihrigen  aufgäben  und  die  Meister  verpflichtet 
seien,  die  ihnen  vom  Arbeitsamt  zugeschickten  Arbeiter  auch  wirk- 
lich zu  nehmen  und  nicht  ohne  triftigen  Grund  zurückzuweisen. ") 

*) -Vgl.  meine  neuen  Beitrüge  S.  157  f. 

•)  Arbeitsmarkl  vom  5.  April  1898,  i.  Jahrg.  Nr.  7 S.  75. 

*)  .^rbcitsmarkt  vom  5.  September  1898.  1.  Jahrg.  Nr.  12  S*  157. 
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lni  Berliner  Gewerkscliaftskartell  blieben  nach  langwierigen  Er- 
örterungen die  Anhänger  des  unparteiischen  Arbeitsnachweises  mit 
43  gfßcn  23  Stimmen  in  der  Majorität.  Mit  der  Mehrheit  stimmten 
die  grol’sen  Gewerkschaften  der  Maurer,  Metall-  und  Holzarbeiter, 
Buchdrucker,  Zimmerer  etc.  Der  sozialdemokrati.sche  .Abgeordnete 
Wurm  trat  auch  im  Reichstag  für  den  unparteiischen  .Arbeitsnach- 
weis ein  und  zwar  mit  Zustimmung  der  Fraktion.  Man  stellte  sich 
auf  den  Standpunkt,  dafs,  wenn  der  paritätische  Arbeitsnachweis 
auch  für  die  Unternehmer  obligatorisch  gemacht  werde  und  diese 
ihre  .Arbeitsnachweise  auflösen  müfsten , auch  die  .Arbeiter  das 
Gleiche  thun  könnten.  In  Berlin  verhandelten  auch  Delegierte  des 
Holzarbeiterverbandes  mit  den  Unternehmern  wegen  der  Einfüh- 
rung eines  von  beiden  Teilen  geleiteten  Facharbeitsnachweises. ') 

.Auf  dem  3.  Gewerkschaftskongrefs,  der  vom  8. — 13.  Mai  1899 
in  Frankfurt  a.  .M.  tagte,  kam  bei  aller  Wahrung  des  grundsätzlichen 
.Standpunktes  das  Zugeständnis  an  die  praktische  Wirklichkeit  aber- 
mals zum  Ausdruck.  Mit  allen  gegen  5 Stimmen  wurde  folgende 
Resolution  angenommen. 

„Die  gewerkschaftliche  ArhciUverniiltlung  ist  ein  wertvolles  Mittel  zur  Hebung 
der  Lage  der  Arbeiter  und  zur  Sicherung  ihrer  wirtschaftlichen  Existenz.  Der  Kon- 
grefs  hält  deshalb  nach  wie  vor  an  dem  grundsätzlichen  Standpunkte  fest,  dafs  der 
Arbeitsnachweis  den  Arbeiterorganisationen  gebührt.  Die  Mitwirkung  von  Staat  und 
Gemeinde  bei  der  .Arbeitsvemiitllung  kann  deshalb  nur  darauf  beschränkt  sein,  die 
Mittel  für  die  dazu  notwendige  Einrichtung  und  deren  Erhaltung  zur  Verfügung  zu 
stellen.  — Der  Kongrefs  erkennt  dagegen  an,  dafs  cs  unter  den  gegebenen  Verhall- 
nissen  an  manchen  Orten  für  eine  Reihe  von  Berufen  von  Vorteil  sein  kann,  sich 
an  kommunalen  .Arbeitsnachweisen  zu  beteiligen.  Dieselben  sind  jedoch  nach 
folgenden  Grundsätzen  au.szugcstalten : a)  Verwaltung  durch  eine,  aus  in  gleicher 
Zahl  von  den  .Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  je  in  freier  Wahl  gewählten  direkten 
Vertretern,  zusammengesetzte  Kommission,  unter  Leitung  eines  unparteiischen  Vor- 
sitzenden; b)  Führung  der  Geschäfte  durch  aus  den  Reihen  der  Arbeiter  hervor- 
gegangene Beamte;  Wahl  derselben  durch  die  Vcrwaltungskommission ; c)  Ab- 
lehnung der  Vermittlung  von  Arbeitskräften  an  solche  .Arbeitgeber  und  Dienstherren, 
welche  notorisch  ihre  Ptlichten  als  Arbeitgeber  nicht  erfüllen,  sowie  an  solche  Arbeit- 
geber, welche  bei  ausbrechcn<len  Differenzen  mit  ihren  Arbeitern  in  keine  Verhand- 
lungen zur  Beilegung  derselben  mit  der  zuständigen  Arbeiterorganisation  eintrelcn 
wollen ; d)  genaue  Feststellungen  über  die  Lohnbedingungen  und  V'crüffeotlichung 
derselben  mit  den  übrigen  Ergebnissen  der  .Arbeitsnaebweisstatistik ; c)  vertragsmäfsige 
VerpHichluog  der  Arbeitgeber,  die  vor  dem  Arbeitsamt  angegebenen  .Arbeits-  und 
Lohnbedingungen  nach  erfolgter  Einstellung  auch  zu  erfüllen,  um  den  Arbeiter  oder 

*)  Soziale  F*raxis  vom  23.  März  1899,  8.  Jahrg.  Nr.  25,  Sp,  670. 
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iJicnslbolcn  vor  Täuschung  oder  Benachteiligung  zu  schützen;  f)  vollständige  Gc- 
hilhrcnfreihcii  und  Uebernahmc  der  gesamten  Kosten  auf  die  Gemeinde-  oder  Staats- 
kasse. — Wo  kommunale  .Arbeitsämter  errichtet  werden,  hat  die  organisierte  .Arbeiter- 
schaft ihren  berechtigten  Eintlufs  geltend  zu  machen  und  für  die  Durchführung  vor- 
stehender Forderungen  einzutreten,  ohne  dafs  die  einzelne  Gewerkschaft  verpflichtet 
werden  kann,  den  etwa  bestehenden,  gut  funktionierenden  Facharbeitsnachweis  ohne 
besonderen  Grund  aufzugeben.  Derartige  Facharbeitsnachweise  sind  jedoch  mög- 
lichst mit  dem  städtischen  Arbeitsamt  in  A'erbtndung  zu  bringen,  um  eine  voll- 
ständige .Arbeilsnachwcisstatisük  zu  ermöglichen.  — - Paritätische  Arbeitsnachweise 
sind  nicht  zu  verwerfen,  wenn  es  dadurch  den  -Arbeitern  gelingt,  zugleich  ihre  Lohn- 
und  Arbeitsbedingungen  günstiger  und  stabiler  zu  gestalten.  — In  den  .Arbeitsnach- 
weisen der  Innungen  fallt  den  gew’erkscbaftlich  organisierten  .Arbeitern  ebenfalls  die 
Aufgabe  zu,  diese,  wenn  sic  einmal  geschaffen,  nach  Möglichkeit  im  Interesse  der 
Arbeiter  auszugestalten.  — 

Sehr  trug  zur  Aufgabe  des  Widerstandes  der  Arbeiter  der 
Umstand  bei,  dafs  es  nach  kurzer  Zeit  gelang,  eine  Lösung  für  die 
Stellung  des  Arbeitsamts  bei  Strikes  und  Aussperrungen  zu  finden, 
welche  alle  Teile  befriedigte.  Diese  besteht  darin,  dafs  das  Arbeits- 
amt in  solchen  Fällen  seine  Thätigkeit  nicht  einstellt,  dafs  aber  die 
an  den  Lohnkäinpfen  beteiligten  Arbeitgeber  den  .‘\rbeitsuchenden 
durch  Xamensanschlag  an  den  Tafeln  der  Warteräumc  des  .Amtes 
und  durch  mündliche  Mitteilung  des  Bureaupersonals  bekannt  ge- 
geben werden. 

Dadurch  bewahrt  das  .Arbeitsamt  seine  volle  Llnpartcilichkeit, 
und  ist  das  Solidaritätsgefühl  der  .Arbeiter  durchschlagend,  so  hört 
die  X’ermittlung  von  selbst  auf,  fehlt  dagegen  dieses,  so  ist  den 
Strikenden  auch  durch  Einstellung  der  Thätigkeit  des  Arbeitsamts 
nicht  viel  gedient,  da  die  Thatsachc  des  Strikes  an  sich  so  allge- 
mein bekannt  ist,  dafs  hierin  eine  mehr  als  hinreichende  Reklame 
für  den  betreffenden  Geschäftszweig  liegt. 

Die  Praxis  h.at  gezeigt,  dafs  jede  andere  Stellungnahme  zu 
den  Arbeitsstreitigkeiten  zur  Erbitterung  führt  und  das  .Arbeitsamt 
schädigt.') 

Während  selbst  die  extremsten  Richtungen  der  Arbeiter  mehr 
und  mehr  die  W'ohlthaten  der  paritätischen  gemeindlichen  Arbeits- 
nachweise anzuerkennen  geneigt  scheinen,  sieht  es  fast  so  aus,  als 
ob  die  Arbeitgeber  umgekehrt  demselben  immer  feindseliger  werden 
wollten.  Namentlich  in  Norddeutschland  scheint  die  gegnerische 
.Stimmung  zu  wachsen. 

*)  Namentlich  die  Erfahrungen  in  .München  haben  das  gezeigt.  Hartmann 
a.  a.  (».  S.  72  f. 


Digitized  by  Google 


590 


Georg  Sclianz, 


Am  5.  September  1898  fand  eine  Konferenz  der  Unternehmer- 
Arbeitsnachweise  statt;  an  derselben  beteiligten  sich  80  wirtschaft- 
liche Vereinigungen,  meist  Fachvereine,  ferner  der  Zentralverband 
der  deutschen  Mctallindustriellen,  der  Bund  der  Industriellen  des 
Regierungsbezirks  Köln;  aus  Rheinland  und  Westfalen  hatten  auch 
die  Handelskammern  Essen  und  Dortmund  Teilnehmer  zur  Ver- 
sammlung entsandt;  dieselbe  einigte  sich  dahin,  dafs  im  Interesse 
des  Grofs-  und  Kleingewerbes  der  Arbeitsnachweis  von  den  Arbeit- 
gebern zu  organisieren  und  zu  handhaben  sei.  Der  Arbeitsnach- 
weis sei  das  natürliche 'Recht  des  Arbeitgebers,  der  die  Arbeit 
schaffe;  die  Beteiligung  der  Arbeiter  an  ihm  würde  im  günstigsten 
Falle  die  Quelle  unsäglicher  Kämpfe  werden.  Xach  dem  Referate 
von  Dr.  Martens  über  „Geschichtliches  vom  Arbeitsnachweis“  bildeten 
die  .Arbeitgeber  ein  neues  zukunftsreiches  Entwicklungselement  in 
der  Geschichte  des  Arbeitsnachweises,  nur  ihnen  dürfe,  solle  nicht  die 
ganze  Industrie  und  das  ganze  Gewerbsleben  Schaden  leiden,  die 
so  viele  und  weitgehende  Spezialkenntnisse  und  Spezialrücksichten 
erfordernde  .Auswahl  und  Beschaffung  von  .Arbeitskräften  anvertraut 
werden.  Hauptmann  a.  D.  Kleffel,  der  Leiter  des  Nachweises  der 
Metallindustriellen  Berlins,  führte  in  seinem  Referate  über  die  er- 
zieherischen Wirkungen  des  .Arbeitsnachweises  au.s,  wie  die  Ver- 
pflichtung der  Nachweisstelle,  die  richtige  Auswahl  unter  den  .Ar- 
beitsuchenden zu  treffen  und  immer  möglichst  die  brauchbarsten 
Kräfte  den  .Arbeitsstätten  zuzufiihren,  zu  einer  Bevorzugung  der 
technisch  und  morali.sch  brauchbarsten  Elemente  führe,  diese  zur 
Nacheiferung  anspwrne  und  .so  erzieherisch  wirke,  alles  dies  aber 
nur  dann,  wenn  der  Arbeitsnachweis  imstande  wäre,  einen  gewis.sen 
Druck  auf  die  Arbeitsuchenden  auszuüben.')  Auf  der  Generalver- 
sammlung des  Bundes  der  Industriellen,  die  am  IO.  Oktober  1898 
in  Berlin  begann,  traten  Dr.  .Martens  und  Dr.  Kunath  mit  Rücksicht 
auf  den  „Terrorismus  der  Sozialdemokratie“  für  den  ein.scitigen 
Unternehmernachweis  ein.  Dr.  Kunath  hielt  es  geradezu  für  eine 
.Anmafsung  der  .Arbeiter,  wenn  sie  jetzt  auch  noch  in  den  .Arbeits- 
nachweisen Sitz  und  Stimme  verlangten.“)  In  der  .Ausschufssitzung 
des  Zentralverbandes  deutscher  Industrieller  vom  I.  Oktober  1898 
erklärte  Generalsekretär  Bueck,  die  .Arbeitgeber  müfsten  Herr  in 
ihrem  Hause  bleiben  unri  darum  den  .Arbeitsnachweis  selbst  in  die 


*)  Arhcilsmarkt  vom  5.  Oktober  1898.  2.  Jahrg.  Nr.  I S.  12. 
*)  ''cigert  sprach  fUr  kommunale  partfiloso  Arbeitsnachweise. 
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Hand  nehmen.')  Am  j.  Juni  1898  erklärte  die  Delegiertenvcrsamm- 
lung  des  Zentralverbandes  deutscher  Industrieller  es  für  unumgäng- 
lich notwendig,  „obligatorische  .-Arbeitsnachweise  auf  unparitäti.scher 
Grundlage“  zu  errichten,  und  beschlofs,  an  den  Bunde.srat.  an  die 
Ministerien  sämtlicher  Bundesstaaten,  an  die  Mitglieder  der  koivser- 
vativen  Fraktion  und  des  Zentrums  einen  Protest  gegen  F.rrichtung 
paritätischer  Nachweise  zu  senden.’)  .Am  16.  .August  1899  beschlossen 
die  Bäckerinnungen  Deutschlands  in  Magdeburg,  nur  Arbeitgeber- 
nachwei.se  einheitlich  zu  organisieren.®)  Zu  .Anfang  des  Jahres  190x3 
reichte  Baumeister  Felisch,  A'orsitzender  des  .Arbeitgeberverbandes 
im  Berliner  Baugewerbe,  beim  Reichstag  eine  Petition  ein,  welche 
die  obligatorische  Errichtung  von  .Arbeitsnachweisen  unter  aus- 
schliefslicher  Leitung  von  .Arbeitgebern  anstrebt.’)  \'or  nicht  langer 
Zeit  erklärte  die  „Post",  dafs  den  .Arbeitern  an  sich  kein  .Anteil  an 
der  .Arbeitsnachweisverwaltung  gebühre ; denn  den  .Arbeitern  .stehe 
dadurch  „das  Barometer  des  Geschäftsganges  durch  die  Fluktuation 
in  der  Pcrsonalnachfrage  zur  Verfügung.  Die  .Arbeiterschaft  kann 
an  diesem  Barometer  leicht  den  aussichtsvollsten  Termin  zu  einer 
Lohn- und  .Ausstandsbewegung  ablcsen."*)  Dem  gegenüber  kann  man 
aber  sagen,  dafs  nicht  einzusehen  ist,  weshalb  die  .Arbeitgeber  allein 
diesen  Einblick  haben  sollen;  auch  hat  es  doch  sein  Gutes,  wenn 
wenigstens  die  au.ssichtslosen  Strikes  unterbleiben.  Die  Konferenz 
der  .Arbeitgeber-Nachweise  am  20.  Oktober  1900  in  Dresden  unter 
Vorsitz  des  Leiters  vom  dortigen  Metallindustriellen-.Arbeitsnachweis, 
Oberst  Overbeck,  läfst  ersehen,  dafs  man  der  Technik  der  Arbeits- 
nachweisverwaltung (Buchführung,  Kartensystem,  Telephongebrauch, 
Klassifikation  der  .Arbeiter  behufs  schnellerer  .Auffindung  passender 
Arbeitskräfte),  wie  sic  die  öffentlichen  ausgebildct  haben,  grofse  .Auf- 
merksamkeit zuwendet,  und  man  ern.stlich  dahin  strebt,  alle  .Arbeit- 
gebernachweise sobald  als  möglich  für  .-Arbeiter  und  A'ereinsmit- 
glieder  obligatorisch  zu  machen.  Die  .Arbeitsnachweisstatistik  soll 
so  ausgestaltet  werden,  dafs  sie  der  .Auswechselung  \on  .Arbeits- 
kräften dienen  können.  Die  Lehriingsvermittlung  müs.se  dazu  be- 
nutzt werden,  um  den  Zudrang  zu  den  einzelnen  Gewerben  je  nach 


')  .\rbcitsmarkl  vom  5.  N.jvcmbcr  1898,  2.  Jahrg.  .\r,  2 S.  31. 

*)  .-\rbcitsniarkt  vom  15.  .\ugust  1899.  I.  J.-»brg.  \r.  11  S.  216. 

.\rbeiumarkt  vom  15.  Scptrmlicr  1899,  2.  Jahrg.  Nr.  12  S.  231. 

*)  .trbcilsmarkt  vom  15.  .Marz  1900,  3.  Jahrg.  Nr.  12  Sp.  192. 

")  .krbeitsmarkt  vom  15.  luli  1900,  3.  Jahrg.  Nr.  20  Sp.  320. 
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dem  Bedürfnis  der  Industrie  zu  regeln.  Die  Einbeziehung  der 
Stellenvermittlung  für  Werkmeister  und  Techniker  soll  dazu  bei- 
tragen, „die  Animosität,  welche  hier  und  da  gegen  die  Benutzung 
der  .'\rbeitgebernachweise  unter  der  Arbeiterschaft  noch  herrschen, 
zu  zerstören.“*) 

Sollte  diese  schroffe  Haltung  der  Arbeitgeber  Bestand  haben, 
so  wäre  das  zu  bedauern.®) 

Es  fehlt  jedoch  nicht  an  Beispielen,  welche  die  Hoffnung  einer 
■Annäherung  auch  hier  nicht  ganz  vermissen  lassen.  So  haben 
ncuestens  eine  grofse  Zahl  Münchner  I-’acharbeitsnachweise,  nämlich 
der  der  Bader-,  Friseur-  und  l’errückenmacherinnung,  der  Maler- 
und Lackiererinnung,  der  Hafner-,  Buchbinder-,  Bäcker-,  der  Alt- 
und  Jungmetzger-  .sowie  Schweinemetzger-  und  Wurstmacherinnung 
sich  wenigstens  soweit  dem  städtischen  .Arbeitsamt  angegliedert, 
dafs  sie  ihre  Geschäfte  nach  .Anordnung  des  Arbeitsamtes  sowie 
nach  den  bei  letzterem  .Amt  in  Verwendung  stehenden  Formularen 
abwickeln;  auch  werden  die  Vermittlung-serfolge  dieser  Facharbeits- 
nachweisc  dem  städtischen  .Arbeit.samte  behufs  Ergänzung  der 
Statistik  von  ersteren  mitgcteilt.®)  Die  Vorstandschaft  des  „Süd- 
deutschen Photographenvereins"  hat  die  ge.samte  Arbeitsvermittlung 
im  Photographengewerbe  vom  i.  .April  1899  dem  Münchner  .Ar- 
beitsamte übgeben.*) 

Der  Stuttgarter  W'irteverein  hat  sich  für  den  Anschlufs  an  das 
ilortige  städtische  .Arbeitsamt  ausgesprochen  mit  der  Wirkung,  daCs 
das  ganze  im  Wirt.schaftsbetriebe  erforderliche  Personal  durch  das  ge- 

')  .XrheiLsmarkt  vom  15.  Ociembcr  1900,  4.  Jahrg.  Nr.  6 Sp.  103.  Dafs  die 
.\ri>eilgebcrnachweisc  vielfach  Erfolge  aufweisen  können,  isl  nicht  zu  bestreiten.  Nach 
dem  Jahresbericht  des  .\rbcilgeberverbandcs  fiir  Haniburg-.Vltüiui  wurden  durch  die 
unter  I.eitung  der  .^rbeitgebervereine  befindlichen  Hamburger  Arbeitsnachweise  im 
Jahre  1900  86014  Arbeiter  eingestellt  Die  Stauereibetriebe  stehen  mit  34571  Ein- 
stellungen an  der  Spitze,  es  folgt  der  Verband  der  Eisenindustrie  mit  19162  Ein- 
stellungen, der  Verein  Hamburger  Rheder  mit  13326,  der  Verein  der  Ewerführer- 
baase  mit  4232.  13  Innungsarbeitsnachweise  bewirkten  13960  Einstellungen,  am 

mei.sten  (3054)  die  Häckerinnung,  am  wenigsten  die  Eärberinnung.  Der  Verein  der 
Cigarrenfabrikanten  stellte  803  .Arbeiter  ein.  Soziale  Praxis  vom  2i.  Februar  1901, 
10.  Jahrg.  Nr.  tt  Sp.  523. 

*j  Vgl.  hierzu  auch  .Arbeitsraarkt  v.  15.  Mai  1901,  4.  Jahrg.  Nr.  16  Sp.  286. 

’)  Im  Jahre  1900  wurden  bei  den  angcgiiederlen  F’acharbeitsnachweisen  der 
Innungen  I0760  Stellen  angeboten,  12782  gesucht  und  8911  besetzt 

*)  K.  11  artmann  a.  a.  O.  S.  30. 
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nannte  Amt  vermittelt  werden  soll, ')  ebenso  die  Kölner  Wirte- 
innungA) 

In  Ludwigsburg  haben  die  Innungen  sich  verpflichtet,  ihren 
Bedarf  an  Arbeitskräften  ausschliefslich  beim  Arbeitsamt  zu  decken, 
jedenfalls  demselben  alle  Vakanzen  anzuzeigen.  Aufserdem  zahlen 
die  Innungen  das  Innungsgeschenk  an  Durchreisende  nur  noch, 
wenn  die.se  eine  Bescheinigung  des  Arbeitsamts  vorlegen  können,  dafs 
sie  Arbeit  nicht  bekommen  konnten.”) 

In  Würzburg  hat  die  Bäckerinnung  am  9.  Nox  ember  1898  das 
bisher  geübte  Sprechwesen  aufgehoben  und  den  Arbeitsnachweis 
dem  städtischen  Arbeitsamte  übertragen.*)  Am  15.  Dezember  1900 
hat  die  Metzgerinnung  den  gleichen  Bcschlufs  gefal'st. 

In  Bamberg  hat  die  Schreinerinnung  die  .Arbeitsvermittlung 
dem  .Arbeitsamt  volLständig  übertragen,  während  die  .Arbeitsver- 
mittlungen für  die  Bäcker-  und  Schuhmacherinnung  im  Benehmen 
mit  diesen  Innungen  erfolgen.  *) 

In  Stuttgart  haben  die  Brauereien,  Buchbindereien,  der  Metall- 
arbeiterverband und  der  Verband  der  Schneider  und  Tapezierer,  der 
Zentralverband  der  Former  die  .Auszahlung  von  Lhiterstützungen  an 
arbeitslose  und  durchrei.sende  Handwerker  dem  Arbeitsamt  übertragen.“) 

In  Freiburg  i.  B.  ist  infolge  gütlichen  Uebereinkommens  es  zu 
einem  planmäfsigen  Zusammenarbeiten  des  öffentlichen  .Arbeits- 
nachweises mit  den  Handwerkerorganisationen  gekommen  und  kann 
die  Anstalt  nur  günstiges  darüber  berichten.’)  In  Pforzheim  be- 
nutzen mit  einer  .Ausnahme  die  Innungen  das  .Arbeitsamt. 

*)  Die  Folge  hat  gezeigt,  dals  es  den  Wirten  nur  darum  zu  thun  war,  aut 
diese  Weise  das  schwer  hekömmliehe  untergeordnete  1‘ersonal.  wie  KUchenmädchen 
zum  Spülen,  zu  erhalten.  Daran  scheiterte  die  Sache.  Stuttgarter  Bericht  pro  1899  S.  2 f. 

*)  Auch  in  Köln  wird  geklagt,  dafs  offene  Stellen  für  Kellner,  Köche  vorerst  nur 
wenig  gemeldet  wurden ; vgl.  das  nähere  im  Thätigkeitsbericht  der  .Mlg.  .\rheits- 
nachweisanstalt  Uber  das  6.  Geschäftsjahr  I.  Juli  1899  bis  30.  Juni  1900  S.  8. 

’)  .Arbeitsmarkt  vom  15.  April  1900,  3.  Jahrg.  \r,  14  Sp.  223. 

*)  Dieser  Beschlufs  s.agtc  der  Gehilfenschaft  nicht  ganz  zu.  Vgl.  3.  Geschäfts- 
bericht des  Stadt.  .Arl>eitsanUs  Würzburg  pro  1899  S.  33.  Die  Bäckerinnung  hat 
759  Geschenke  im  Jahre  1895  verabreicht.  748  im  J.  1896.  578  im  J.  1897,  355 
im  J.  1898,  seit  Uebertragung  an  das  Arbeitsamt  267  im  J.  1899,  193  im  J.  1900. 
Auch  die  Kaminkehrer-  und  iläfnerinnung  lassen  d.as  Geschenk  durch  das  .Arbeits- 
amt belhätigen.  IV.  Gcschäftsbcr.  pro  1900  S.  34. 

*1  Gcschällsbcricht  pro  1900  S.  3. 

*)  Stuttgarter  Bericht  pro  1900  S.  2. 

•)  Jahresbericht  des  Verbandes  der  bad.  .Arbeitsnachweise  für  das  Jahr  1899  S.  8 
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Der  Berliner  Zcntralvcrein  für  Arbeitsnachweis  liat  die  An- 
{{liederung  von  Facharbeitsnachweisen  zu  regeln  gesucht,  indem  er 
hierfür  folgende  Normen  aufstellte  : 

An  die  Spitze  des  Fachnachweises  tritt  ein  Kuratorium,  zur 
Hälfte  von  Arbeitgebern,  zur  Hälfte  von  Arbeitnehmern  gewählt. 
Gemeinschaftlich  bestimmen  sie  den  unparteiischen  Vorsitzenden, 
der  dem  X'orstandc  des  Zentralvereins  entnommen  werden  mufs. 
Der  Vorsitzende  hat  nur  beratende  Stimme;  bei  Stimmengleichheit 
gilt  der  Vorschlag  als  abgelehnt.  Dem  Kuratorium  steht  die  Auf- 
sicht über  den  gesamten  Betrieb  des  .Arbeitsnachweises  zu,  es  ent- 
scheidet über  Be.sclnverden,  setzt  die  Norm  für  die  Einrichtungen 
und  die  .Art  des  (Geschäftsbetriebes  des  Arbeitsnachweises  fest, 
wählt  die  Beamten  und  setzt  ihre  Anstellungsbedingungen  fest.  Die 
A’erwaltung  des  Arbeitsnachweises  ist  durchaus  selbständig,  nur  in- 
betreft’  der  Statistik  setzt  der  Zentralverein  die  (Grundsätze  fe.st, 
und  das  Kuratorium  des  Facharbeitsnachweises  ist  verpflichtet,  dem 
Zcntralvcrein  die  notwendigen  .-Angaben  zu  machen.  Die  Kosten 
des  Facharbeitsnachweises  werden  in  der  Kegel  von  den  .Arbeit- 
gebern des  betr.  Gewerbes  getragen,  doch  können  auf  Wunsch  die 
betreffenden  .Arbeitnehmerorganisationen  zu  den  Ko.stcn  beitragen. 
Erforderlichenfalls  soll  der  Zentralverein  für  .Arbeitsnachweis  einen 
Zuschufs  leisten.  Von  den  .Arbeitsuchenden  wird  eine  einmalige 
Einschreibgebühr  von  20  Pf.  erhoben,  diese  Gebühr  fliefst  in  einen 
besonderen  F'onds  zur  Unterstützung  .Arbeitsloser  des  betreffenden 
Gewerbes.  Lieber  die  Bewilligung  der  L^nterstützungen  entscheidet 
das  Kuratorium.') 

■Auf  dieser  Grundlage  haben  sich  angeschlossen  die  Berliner 
Maler-)  und  die  Berliner  Schlosser")  und  Klempner.  Der  paritä- 
tische Fach  nach  weis  der  Ringbrauereien  will  sich  ähnlich  gestalten. 

•Auf  der  deutschen  .Arbeitsnachweiskonferenz,  die  am  24.  Sep- 
tember lyoo  in  Köln  stattfand,  stand  die  PVage  der  Organisation  der 


l'4i  Stellen  nur  noch  ausserhulh  die  BUcker,  MeUger  und  Bierbrauer;  man  dafs 

sic  auch  bald  der  .Anstalt  sich  an&chliefsen  werden.  Jahresbericht  pro  1900  S.  4. 
Auch  in  Kaiserslautern  bleiben  die  Bäcker  abseits.  Bericht  pro  l9»>o  S.  9. 

Oer  Wortlaut  des  Normalstatuls  Ut  mitgctcilt  im  .Xrheitsmarkt  vom  15.  Man 
1899,  2.  Jahrg.  Nr.  6 S.  130. 

*)  Arl>cilsmarkl  vom  1.  Oktober  1899,  3.  Jahrg.  Xr.  I Sp.  13.  X'on  8822 
Arbeitsuchenden  hat  er  1899  6677,  also  etwa  *4  befriedigt.  .Xrbcilsmarkt  v.un 
15.  Juli  1900.  3.  Jahrg.  Nr.  20  Sp.  318. 

•;  .Arbeitsmarkt  vom  15.  Juni  1900,  3.  Jahrg.  Nr.  18  Sp.  2S6. 
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Facharbeitsnachweise  und  ihr  Anschlufs  an  den  allgcnieincn  Arbeits- 
nachweis auf  der  Tagesordnung.  Das  Vorhandensein  spezieller 
•Arbeitsnachweise  für  einzelne  Berufe  — Facharbeitsnaclnveise  — 
wurde  gebilligt,  sie  dienten  wesentlich  zur  Erleichterung  sowohl 
der  örtlichen  als  interlokalen  Arbeitsvermittlung;  unbedingt  not- 
wendig sei  aber,  da  die  Facharbeitsnachweise  bei  der  Unbestimmt- 
heit des  Umfangs  der  einzelnen  Berufe,  der  örtlichen  Verschieden- 
heit der  Begrenzung  derselben  u.  s.  w.  niemals  die  ganze  öffentliche 
Arbeitsvermittlung  übernehmen  könnten , dafs  für  jeden  Bezirk 
mindestens  ein  öffentlicher  .Arbeitsnachweis  bestehe,  der  gewerb- 
liche .Arbeitsverträge  jeder  .Art  vermittele  oder  diejenigen,  welche 
sie  abschliefsen  wollen,  an  den  zuständig  öffentlichen  Facharbeits- 
nachweis  hinweise,  also  als  allgemeine  Zentralstelle  diene.  .Am 
besten  sei  auch  für  die  Facharbeitsnachweise  die  paritätische 
Grundlage.  Doch  soll  der  Zentralarbeitsnachw'eis  mit  allen  am 
Ort  bezw.  innerhalb  seines  Bezirkes  befindlichen  .-\rbeitsnach- 
W’eisen,  welche  die  .Arbeitsvermittlung  weder  des  Erwerbs  halber 
noch  als  Mittel  zur  Erreichung  sonstiger  der  volkswirtschaftlichen 
Funktion  des  .Arbeitsvertrags  fremder  Zwecke  betreiben,  in  Fühlung 
stehen.  Für  statistische  Zwecke  wird  gleichartiges  Formularwesen 
u.  s.  vv.  gew’ünscht.  .Auch  sei  zweckmäfsig,  wenn  die  Facharbeits- 
nachweise da.sselbe  Bureau,  wie  der  Zentralarbeitsn.achweis  be- 
nützten, eventuell  auch  die  von  diesem  beaufsichtigten  Beamten.’) 

Das  sind  sehr  verständige  Bc.schlüs.se,  denen  manzustimmen  mufs. 

5.  Di  e weit  ereFörderung  der  öffentlichen. Arbeitsnachweise. 

Bei  der  eminenten  Wichtigkeit , welche  die  Organisation  des 
.Arbeitsnachweises  in  .Anspruch  nehmen  kann,  liegt  die  Frage  nahe, 
ob  man  denselben  nicht  obligatorisch  ausgestalten  solle.  .Anregungen 
dazu  erfolgten  bereits.  Als  im  Jahre  1895  die  preufsische  Regie- 
rung einen  Gesetzentwurf  über  Verpflegungsstationen  vorlegte,  dieser 
aber  abgelehnt  wurde,  brachte  -Abg.  Pappenheim  im  preufsischen 
Abgeordnetenhaus  eine  Resolution  ein,  dafs  ein  Gesetzentwurf  vor- 
gelegt werden  möge,  welcher  an  Orten,  an  denen  ein  Bedürfnis 
dafür  bestehe,  Arbeitsnachweise  für  .Arbeitslose  einführen,  den  Mifs- 
brauch  solcher  Einrichtungen  seitens  der  Arbeitslosen  bestrafen  (!) 
und  die  Kosten  gleichmäfsig  auf  Staat,  Provinzen  und  Gemeinden 
verteilen  solle.  Die  Regierung  sagte  ein  wohlwollende  Erwä- 
Vgl.  die  Leitsätze  von  Flesch.  Arheitsmarkl  vom  I.  Oktober  igoo, 
4.  Jahrg.  Nr.  i S}i.  21  f. 
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gung  ZU,  eine  weitere  Folge  hatte  aber  die  Anregung  nicht.*)  Da- 
gegen hat  ein  F.rlals  der  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  und 
des  Innern  vom  31.  Juli  1894  an  die  preufsischen  Regierungspräsi- 
denten, worin  diese  aufgefordert  werden,  dahin  zu  wirken,  dafs  wehig- 
slens  in  allen  gröfseren  Gemeinden  solche  Anstalten  errichtet  wür- 
den, bewirkt,  dafs  auch  in  IVeufsen  die  öffentlichen  X.aehweise  zu- 
genommen haben,*)  wenn  auch  noch  recht  grofse  Lücken  bestehen. 

Einige  Jahre  später  wurde  die  Angelegenheit  auch  im  Reichs- 
tag aufgegriffen.  Die  Reichstagsabgeordneten  Rösicke-Dessau  und 
Dr.  Pachnicke  brachten  am  15.  Dezember  1898^)  und  wiederum  am 
15.  November  1900^)  beim  Reichstag  folgenden  Antrag  ein: 

Der  Reichstag  wolle  beschliefsen : die  verbündeten  Regierungen 
zu  ersuchen,  dem  Reichstage  baldmöglichst  einen  Cresetzentwurf, 
betr.  die  Errichtung  von  Arbeitsnachweisen,  vorzulegen,  durth 
welchen  bestimmt  wird,  dafs  auf  Antrag  und  nach  Anhörung  einer 
entsprechenden  Anzahl  beteiligter  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer 
Gemeinden  bezw.  weitere  Kommunalverbände,  insoweit  innerhalb 
ihrer  bezirke  kommunale  oder  gemeinnützige  Arbeitsnachweise, 

')  Arbeitsmarkt  vom  15.  Juni  1899.  2.  jabrg.  Nr.  9 S.  189  f. 

*)  Im  Jahre  1894  gab  cs  auf  Grund  einer  ofhtiellen  Erhebung  (vgl.  ..Di*- 
Arbeitsvermittlung  in  Preufsen  wahrend  des  Jahres  1894  amtl.  Auftrag  bearbeitet 
von  Evert“,  Zeitschrift  des  k.  preufs.  Statist.  Bureaus  36  (1896)  S.  10)  92  durch  (i»*- 
meinde-  oder  Polizeibehörden  geführte  .\rbeitsnachweise  (nur  einer  bestand  .schon 
vor  1880.  61  erst  seit  1S90).  .Am  l.  Januar  1900  zählte  man  (vgl.  Statist.  Korre- 
spondenz S.  XXX,  Zcitschr.  des  k.  pr.  Bur.,  40.  Jahrg.  1900)  146  rein  kommunale 
.Anstalten,  d.avon  waren  22  kollegial,  124  bureaukratisch  geleitet.  Die  von  ihnen 
vermittelten  Stellen  stiegen  von  3523  im  Jahre  1894  auf  66795  im  Jahre  1899. 
Der  gröfste  Teil  der  rein  kommunalen  .Anstalten  hielt  sich  noch  in  engen  Grenzen; 
99  vermittelten  im  Jahre  1899  nur  bis  zu  je  10  Stellen.  Doch  haben  einzelne  sich 
sehr  entwickelt;  1894  vermittelte  erst  ei  ne  Anstalt  dieser  Art  mehr  als  1000  Stellen; 
1899  überschritten  diese  Grenze  bereits  14.  Aufscr  den  kommunalen  Arbeitsnach- 
weisen gab  es  auch  gemeinnützige  und  wohlthätigc  Vereine  und  zwar  1S94  I43 
(davon  waren  77  in  der  Zeit  von  18S0— 89  und  33  im  Jahre  1890  oder  noch  später 
errichtet);  im  Jahre  1900  wurden  56  .Anstalten  kommunal  unterstützt  (21  gemein- 
nützige Vereine,  4 gewerbliche  Korporationen  oder  Vereine,  24  Naluralverpflegung>- 
Stationen,  Herbergen  zur  Heimat  etc..  7 Stiftungen,  Vereine  gemischter  Natur  u.s.w.l 
Diese  56  kommunal  unterstützten  Anstalten  vermittelten  1899  93467  Stellen.  Im 
Jabre  1894  kamen  auf  die  gewerbsmäfsigen  (»esindevermieter  und  Stclienverraittler 
64,86  Proz.  aller  vermittelter  Stellen. 

*)  Reichstag  lO.  Legislaturperiode  1.  Session  1898/99  Nr.  73. 

Reichstag  lo.  Legislaturperiode  II.  Session  1900,190t  .Nr.  2325. 
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welche  den  Vorschriften  des  zu  erlassenden  Gesetzes  und  den  ört- 
lichen Bedürfnissen  entsprechen,  nicht  vorhanden  sind,  durch  die 
Landeszentralbehörde  zur  Errichtung  und  Unterhaltung  solcher 
Arbeitsnachweise  angehaltcn  werden  können;  durch  welche  ferner 
bestimmt  wird,  dafs  an  der  X’erwaltung  solcher  Arbeitsnachweise 
Vertreter  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  in  gleicher  Zahl  unter 
dem  V'orsitz  eines  Unparteiischen  zu  beteiligen  sind. 

Zu  einer  positiven  Leistung  ist  es  bisher  nicht  gekommen. ') 
Die  Reichsgesetzgebung  hat  sich  bis  jetzt  damit  begnügt,  den  .Aus- 
wüchsen des  privaten  Vermittlungswesens  entgegenzutreten. 

Durch  die  Gewerbenovelle  vom  30.  Juni  1900  .Art.  3-)  wurde 
das  Geschäft  eines  Gesindevermieters  oder  Stellenvcrmittlers  schlecht- 
hin konzessionspflichtig  gemacht.  Die  Konzession  ist  zu  versagen, 
wenn  Thatsachen  vorliegcn,  welche  die  Unzuverlässigkeit  des  Nach- 
suchenden inbezug  auf  den  beabsichtigten  Gewerbebetrieb  darthun. 
Die  Zentralbehörden  sind  befugt,  über  den  Umfang  der  Befugnisse 
und  Verpflichtungen,  sowie  über  den  Geschäftsbetrieb  der  Gesinde- 
vermieter und  Stellcnvcrmittler  \’orschriften  zu  erlassen.  Hinsicht- 
lich der  Gesindevermicter  und  Stellenvermittler  sind  die  Zentral- 
behörden insbesondere  befugt,  die  .Ausübung  des  Gewerbes  im  Um- 
herziehen, sowie  die  gleichzeitige  .Au.sübung  des  Gast-  und  .Schank- 
wirtschaftsgewerbes zu  beschränken  oder  zu  untersagen.  Gesinde- 
vermietern und  Stellenvermittlern,  welche  vor  dem  i.  Oktober  igoo 
den  Gewerbebetrieb  begonnen  haben , kann  derselbe  untersagt 
werden,  wenn  Thatsachen  vorliegen,  welche  die  Unzuverlässigkeit 
des  Gewerbetreibenden  inbezug  auf  den  Gewerbebetrieb  darthun. 
Ist  die  Untersagung  erfolgt,  so  kann  die  Landeszentralbehörde  oder 
eine  andere  von  ihr  zu  bestimmende  Behörde  die  VV'iederaufnahme 
des  Gewerbebetriebes  gestatten,  sofern  seit  der  Untersagung  minde- 
stens ein  Jahr  verflossen  ist.  Die  Gesindevermieter  und  Stellen- 
vermittler sind  verpflichtet,  das  V'erzeichnis  der  von  ihnen  für  ihre 
gewerblichen  Leistungen  aufgestelltcn  Taxen  der  Ortspolizeibehördc 
einzureichen  und  in  ihren  Geschäftsräumen  an  einer  in  die  Augen 
fallenden  Stelle  anzuschlagen.  Diese  Taxen  dürfen  zwar  jederzeit 
abgeändert  werden,  bleiben  aber  solange  in  Kraft,  bis  die  Abände- 
rung der  Polizeibehörde  angezeigt  und  das  abgeänderte  Verzeich- 
nis in  den  Geschäft-sräumen  angeschlagen  ist.  Die  Gesindevermieter 

*)  Bis  zum  .\bsrlilurs  d«  Dnirks  war  der  Antrag  noch  nicht  im  Kciclistag 
zur  Behandlung  gelangt. 

•)  Reichsgesetzblatt  Nr.  25  .S.  321  f. 

Archiv  für  »oz.  Gesctjgehung  u.  Statistik.  XVI.  39 
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und  Stellenvermitller  sind  ferner  verpflichtet,  dem  Stellensuchenden 
vor  Abschlufs  des  Vermittlungsgeschäfts  die  für  ihn  zur  Anwendung 
kommende  Taxe  mitzuteilen. 

Auf  Grund  der  Reichsgesetznovelle  ersuchte  der  württembergi- 
sche  ( Arbeitsnachweis- )Verwaltertag  bereits  am  8.  Juni  1900  die 
Regierung  dahin  zu  wirken,  dafs  an  Orten,  an  welchen  kommunale 
Arbeitsämter  bestehen,  gewerbsmälsige  Stellen-  und  Dienstboten- 
Vermittlungsbureaus  mangelnden  Bedürfnisses  wegen  nicht  mehr 
errichtet  werden  dürfen.  Ferner  wird  empfohlen,  die  kgl.  Regie- 
rung zu  ersuchen,  ihrer  neuen  Befugnis  (ij  38  d.  G.-  O.)  gemäfs 
den  Dienst-  und  Stellenvermittlern  die  .Ausübung  jeglichen  Zwanges 
durch  Zurückbehaltung  der  Zeugnisse,  Begleitung  zu  den  Dienst- 
herrschaften etc.  sowie  das  Recht  der  Beherbergung  und  des 
Wirtschaftsbetriebes  zu  untersagen.') 

Das  Verbot  neuer  Konzessionierungen  ist  wohl  unnötig.  Wenn 
der  öffentliche  kostenlose  .Arbeitsnachweis  den  Bedürfnissen 
wirklich  entspricht,  so  wird  die  Neigung,  das  Stellenvermittler- 
gewerbe  zu  beginnen,  erheblich  nachlassen.  Dagegen  kann  das 
Verbot  des  gleichzeitigen  Betriebes  der  Beherbergung  und  des 
Wirtschaftsbetriebes  wegen  des  offenkundigen  damit  verbundenen 
Mifsbrauchs  wohl  empfohlen  werden,  obschon  auch  hier  die  Um- 
gehung schwer  zu  verhindern  ist. 

Sehr  beachtenswert  ist  die  hessische  Verordnung  vom  5.  Februar 
1901,  das  Gewerbe  der  Gesindevermieter  und  Stellenvermittler  betr., 
welche  auf  Grund  des  § 38  .Abs.  I,  3 und  4 der  G.-O.  erlassen 
worden  ist.  Sie  lautet : 

I.  Allgemeine  Verpflichtungen  der  Gesinde  Vermieter  und  Stellen« 

Vermittler. 

§ I.  Die  Ausübung  des  Gewerbebetriebes  der  Gesindcvermicler  und  Stellen- 
verndtller  im  Umherziehen  ist  verboten,  soweit  der  Gewerbebetrieb  nicht  zum  Zwecke 
der  Vermietung  landwirtschaftlichen  Gesindes  ausgeUbt  wird. 

*)  Arbeitsmarkt  vom  i.  Juli  1900,  3.  Jahrg.  Nr.  19  Sp.  301.  Aehnliches  be- 
fürwortet ein  Gutachten  des  Würzburger  Arbeitsamts.  Eine  wirksan)c  Kontrolle  der 
Geschäftsführung  und  der  Gebührenerhebung  würde  nach  Ansicht  desselben  geübt 
werden,  wenn  den  Krankenkasscnmeldungsscheinen  Coupons  angehängt  werden 
könnten,  auf  w’clchen  durch  die  Dienstherrschaft  der  Name  der  letzteren,  sow’ie  der 
des  Dienstboten  und  der  Vermittlerin  und  die  Vermittlungsgebühr  v<irgrmerkt  würden. 
Auch  würden  dadurch  diejenigen  festgcstelU,  welche  in  widerrechtlicher  Weise  das 
(Jewerbe  des  Gcsindcvcrmiclers  betreiben.  Siehe  Geschäftsbericht  pro  1900  S.  36C 

*1  Grofsh.  Hc.ss.  Regierungsblatt  vom  16.  Februar  1901,  Nr.  13.  S.  245f.  Vgl. 
jetzt  auch  die  bayr.  Verordnung  v.  29.  Mai  1901  (Ges.-  u.  Verordn.-Bl.  Nr.  25  S.  435  f.). 
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§ 2.  Den  Gesindevermietern  und  Slellenvermitücm  ist  die  gleichzeitige  Aus- 
übung des  Gast-  oder  Schankwirtschaftsgewerbcs  untersagt. 

§ 3.  Die  Geschäfts.steUe  der  Gesindevermieter  und  SteUenvcrrnittler  darf  sich 
nicht  in  einem  Hause  befinden,  in  welchem  Gast-  oder  Schankwirtschaft  betrieben  wird. 

§ 4.  Das  Beherbergen,  sowie  Verköstigen  von  Stellensuchenden  durch  f iesinde- 
vermietcr  und  Slellenvermilller  ist  untersagt. 

§ 5.  Für  die  Vermittlung  von  Wohnung  an  Slellensuchendc  dürfen  die  Gc- 
sindevermicter  und  Stellenvermittler  eine  Gebühr  nicht  erheben. 

II.  Verpflichtungen  der  Stellenvermittler  und  G e si nde v er mi e t c r 
bei  Ausübung  ihres  Gewerbebetriebes. 

§ 6.  Die  Geslndevcrmietcr  und  Stellenvermittler  sind  verpflichtet,  jeder  V^cr- 
mittlung  genaue  Xachforscliungen  darüber  vorausgehen  zu  lassen,  ob  die  ihre  Mit- 
wirkung in  .Anspruch  nehmenden  Personen 

1.  für  den  Fall  ihrer  Minderjährigkeit  die  Frmächtigung  des  gesetzlichen  Ver- 
treters oder  des  VormundschafUgcrichts  erhalten  haben,  in  Dienst  oder  in 
.Arbeit  zu  treten,  und 

2.  nicht  durch  ältere  Verpflichtungen  an  der  Eingehung  und  Erfüllung  eines 
neuen  Dienslvcrtrags  gehindert  sind. 

Die  Gesindevcrmicter  sind  insbesondere  verpflichtet,  über  alle  ihre  V^ermilllung 
ansprechenden  Dienstboten  alsbald  hei  den  Ortspolizeibchörden  Auszüge  aus  dem 
dort  geführten  Dienstbotenregistern  zu  erheben  und  auf  Verlangen  den  Dienslgebcrn 
vorzulcgen. 

§ 7.  Den  Gesindcvermiclem  und  Stellcnvermittlcrn  ist  es  untersagt,  Personen 
VcrmilÜerdienste  zu  leisten,  von  denen  sic  wissen  oder  den  Umständen  nach  an- 
nehmen müssen,  dafs  die  in  § 6 Ziffer  1 erwähnte  Ermächtigung  nicht  vorhanden 
sei,  oder  dafs  dir  betreffenden  Personen  durch  ältere  Verpflichtungen  an  der  Ein- 
gehung eines  neuen  Dienstvcrlrags  gehindert  waren. 

8.  Gesindevermieter  und  Stcllcnvcrmiulcr  dürfen  ihr  Gewerbe  nicht  dazu 
mifsbrauchen,  in  einem  Gesinde-  oder  Dienstverhältnis  stehende  Personen  zum  Ver- 
lassen oder  zum  Nichtantreten  des  Dienstes  oder  der  Stelle,  oder  zur  Verletzung  des 
Gesinde-  oder  Dienstvertrags  zu  veranlassen. 

§ 9.  Es  ist  den  Gcsinde%*ermictcrn  und  Stellenvermittlem  weiter  untersagt, 
den  ihre  Dienste  in  Anspruch  nehmenden  Personen  Über  die  persönlichen  Verhält- 
nisse der  Arbeit-  oder  Diensigebcr  und  der  .Arbeit-  oder  Dienstnehmer,  über  die 
Art  des  Dienstes  oder  die  Höhe  des  Lohnes  eine  .Auskunft  zu  erteilen,  von  der  sic 
wissen  oder  den  Umständen  nach  annchmen  müssen,  dafs  sie  den  thalsächlichcn 
Verhältnissen  nicht  entspricht. 

§ 10.  Die  Geschäflsankündigungcn  der  Gesindevermieter  und  Stellenvermittler 
müssen  den  Thatsachen  entsprechen.  Insbesondere  ist  die  öffentliche  Ankündigung 
von  offenen  Stellen  in  den  Zeitungen  oder  auf  anderem  Wege  nur  dann  zulässig, 
wenn  nachweisbar  Aufträge  für  diese  Stellen  vorliegen. 

39* 
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III.  Gebühren. 

II.  Den  Gesindevermictern  und  Stellenvermittlern  ist  nur  dann  gestattet, 
Gebühren  zu  verlangen,  wenn  der  Gesinde-  oder  Dienstvertrag  infolge  ihrer  ThUtig- 
keit  zu  Stande  gekommen  ist:  es  ist  denselben  untersagt,  ein  anderes  zu  vereinbaren. 

§ 12.  Die  Höhe  der  Gebühr  wird  durch  eine  nach  § 75  a der  Gewerbe- 
ordnung aufgestellte  Taxe  bestimmt. 

§ 13.  Die  Gebühr  ist  nur  einmal  zu  erheben.  Wenn  .\rl>eitgeber  untl  .Arbeit- 
nehmer die  Tbiitigkcit  des  Gcsindcvermictrrs  oder  Stellcnvermiltlers  gemeinsam  ver- 
güten, so  darf  der  von  beiden  gezahlte  Gesamtbetrag  die  Taxe  nicht  übersteigen. 

§ 14.  Es  ist  den  Gesindcvcrmielern  und  Stellenvermittlern  untersagt,  höhere 
Gebühren,  als  sic  die  Taxe  vorschrcibt.  zu  verlangen,  oder  ihre  besondere  Mühe- 
waltung von  der  Zahlung  einer  besonderen  Gebühr  abhängig  zu  machen. 

§ 15.  Die  Entrichtung  der  Gebühr  hat  der  Empfänger  durch  eine  Quittung, 
welche  den  gezahlten  Betrag  angiebt,  auch  dann  zu  bescheinigen,  wenn  der  Zahlende 
ein  schriftUches  Empfangsbekenntnis  nicht  verlangt.  Eine  Absclirift  der  Quittung 
hat  der  Gesindevermieter  oder  Stellenvermitller  bis  zu  den»  in  § 22  bestimmten  Zeit- 
punkt aufzubewahren. 

§ 16.  Aufser  der  Gebühr  nach  § tl  dürfen  Gebühren  nicht  erhoben  werden, 
in-sbesonderc  ist  die  Erhebung  der  sogenannten  Einschreibgebühr,  d.  h.  einer  V\t- 
gütung  für  Eebernahme  des  Vermittlungsauftrags,  unzulässig. 

§ 17.  Die  Gebührentaxe  ist  innerhalb  und  aufscrhalb  des  Geschäftsraumes  an 
augenfälliger  Stelle  auszuhängen. 

§ 18.  Die  Gebührentaxe  ist  von  den  (iesindevcrmictcrn  und  StcUenvermiltIcm 
bis  zum  1.  Januar,  l.  April,  1.  Juli  und  i.  Oktober  jeden  Jahres,  sowie  jedesmal 
binnen  8 Tagen  nach  eingetretener  .Abänderung  derselben  der  t.)rt»polizeibchörde 
vorziüegen,  welche  dieselbe  auf  Kosten  der  zur  V'orlage  Vcrpriichleten  in  den  die 
amtlichen  Bekanntmachungen  enthaltenden  Lokalblättern  Öffentlich  bekannt  gicbL 

IV'.  Geschäftsbücher. 

§ 19.  Die  Gesindevermieter  und  StellcnvcnniUler  sind  verpflichtet,  fjcschafts- 
bücher  nach  den  anliegenden  Foriimiarcn  (A.  und  B.)  zu  fuhren.  ') 

§ 20.  Die  Geschäftsbücher  müssen  dauerhait  gebunden  und  mit  fortlaufenden 
Seitenzahlen  versehen  sein.  Sie  müssen  vor  der  Ingebrauchnahme  der  Ortspoüzei- 
behörde  behufs  Einschreibung  und  Beglaubigung  der  Seitenzahl  und  zur  .Abstempe- 
lung vorgclegl  werden. 

Das  llerausnchmcn  oder  Zusammenkleben  von  Blättern,  sowie  das  Kinheften 
von  neuen  Blättern  ist  untersagt. 

§ 21.  Die  Einträge  in  die  Geschäftsbücher  sind,  .soweit  sie  sich  auf  die  rerson 
des  die  W-rmittlung  in  Anspruch  Nehmenden  und  die  Art  der  zu  besetzenden  oder 
gesuchten  Stelle  beziehen,  sofort  nach  Erteilung  des  Vermittlungsauftrags,  im  übrigen 

*)  Formular  A.  für  die  Slellungsuchenden,  Formular  B.  für  die  Auftniggel>er. 
Es  ist  also  die  für  die  Kontrolle  unerläfsliche  Trennung  der  Listen,  wie  sic  bei  den 
öffentlichen  Nachweisen  bereits  besteht,  durchgeführt. 
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nach  Abscliluls  des  vermittelten  Gesinde-  oder  Dienstvertrages  zu  bewirken.  Kommt 
ein  Vertrag  nicht  zu  .stände  oder  wird  der  erteilte  .\uflrag  zurückgenommen,  so  ist 
dies  zu  vermerken. 

Die  Kintriige  müssen  leicht  leserlich  mit  Tinte  geschriel»cn  und  mit  fortlaufender 
f^rdnungsnummer  versehen  sein. 

Rasuren  sind  unstatthaA. 

§ 22.  Die  Geschäftsbücher  sind  nach  ihrem  .Abschlufs  mindestens  ein  Jahr  lang 
uufzu  bewahren. 

V'.  .Aufsichtsrecht  der  Polizeibehörde. 

ji  23.  Der  Gewerbebetrieb  der  Gesindevermieler  und  Stellcnvcrmiltler  unter- 
liegt der  Beaufsichtigung  der  Polizeiorgane. 

§ 24.  Die  Gesindevermieler  und  StellcnvermitUer  sind  vcrf>flichlct,  die  nach 
§ 23  zuständigen  Polizeiorganc  jederzeit  in  ihre  (leschäAsräume  einzulassen,  den- 
selben die  Geschäftsbücher  und  Quittungen  (J?  15),  die  in  ihrer  Verwahrung  befind- 
lichen Legitimationspapiere,  sowie  Zeugnisse  Stellcnsuchendcr  vorzuzeigen  und  wahr- 
heitsgemäfs  jede  gew’ünschte  Auskunft  über  ihre  (jcschäftsführung  zu  erteilen. 

VI,  Strafbestimmung. 

§ 25.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  in  den  §{5  24  werden 

gcmäfs  § 14S  .Absatz  1 Ziffer  4 a der  Gcw'erbcordnung  mit  Geldstrafe  bis  zu 
150  Mk.  und  im  Unvcrmögensfallc  mit  Haft  bis  zu  4 Wochen  bestraft,  soweit  nicht 
in  Fällen  des  § 8 Bestrafung  nach  .Artikel  5 des  Gesetzes,  die  Gcsindcurdnung  be- 
treffend, in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom  3.  .August  1899  (Regierungsblatt 
Seite  427),  verwirkt  ist. 

Noch  einen  Schritt  weiter  als  die  Gewerbe-Ordnung  geht  der 
neue  Entwurf  eines  Gesetzes  betr.  die  Stellenvermittlung  für  Schiffs- 
leute  vom  14.  November  igoo.') 

Gerade  bei  dieser  Klasse  von  Lohnarbeitern  sind  die  Klagen 
über  die  privaten  Stellenvermittler,  sog.  Heuerbaase  in  den  grofsen 
Hafenplätzen  besonders  grofs.  Die  Schiffer  werden  von  letzteren 
geradezu  ausgebeutet.-)  Vor  allem  verlangt  der  Stellenvermittler 
eine  übermäfsige  Gebühr,  die  er  ganz  von  dem  Schiffsmann  erhebt ; 
sie  bewegt  sich  zumeist  zwischen  9 — 15,8  Proz.  der  Monatsheuer. ■’) 
Er  bevorzugt  denjenigen  Stcllenbewerber,  der  ihm  am  meisten 
zahlt;  er  führt  künstlich  einen  Stellenwechsel  herbei,  verschafft  sich 
durch  die  Art  der  Vorschufszahlung  unerlaubte  Vorteile,  führt  die 
Schiffsleute  anderen  Gewerbetreibenden,  den  Herbergswirten  (Schlaf- 

*)  Reichstag  lo.  Lcgislaturpcr.  II.  Session  1900/190I,  Drucks.  Nr.  4 S.  167  f. 

*)  Vgl.  besonders  die  drastische  Schilderung  in  dem  Berichte  der  Senats- 
kommission für  die  Prüfung  der  Arbritsverhältnis.se  im  Hamburger  Hafen  a.  a.  O.  S.  193. 

*)  Das  dänische  (iesetz  v.  12.  April  1S92  hat  die  Gebühr  auf  den  Höchst- 
betrag  von  7®^  «‘iner  M(malshcuer  beschränkt. 
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baasen),  Händlern  mit  Ausrüstungsgegenständen  u.  a.  zur  Ausbeu- 
tung  zu,  um  an  dem  diesen  zufallenden  Gewinne  teilzunehmcn,  falls 
er  nicht  selbst  zugleich  Schlafbaas  ist.  Er  verschafft  dem  Schiffs- 
mann, solange  noch  etwas  aus  ihm  herauszuholen  ist,  keine  Stelle.’) 

Die  Zahl  der  Heuerbaase  in  Hamburg  beträgt  46,  welche  im 
Jahre  1894  zusammen  12  143  Seeleuten  Stellen  verschafften.  Wie  grofs 
ihr  Gewinn,  geht  daraus  her\’or,  dafs  sie  dem  X'ertreter  der  Hamburg- 
Amerika-Linie  3 Mk.  für  jeden  angeheuerten  Mann  anboten,  wenn 
die  Gründung  eines  Heuerbureaus  durch  die  Rheederei  unterbleibe. 

Der  Entwurf  schlägt  den  Weg  ein,  dafe  er  die  Bestimmungen 
für  die  Heuerbaase  noch  mehr  verschärft,  als  es  in  der  Gewerbe- 
novelle geschehen  ist. 

Der  Konzessionszwang  ist  auch  für  diese  .^it  Stellen\ermittlung 
ausgesprochen.  Während  aber  die  Landesregierungen  nach  der  G.-O. 
Vorschriften  über  die  Geschäftsführung  der  Stellenvermittler  er- 
lassen können,  müssen  sie  hier  Vorschriften  darüber  erlassen, 
in  welcher  Weise  die  Stellenvermittler  für  Schiffsleute  ihre  Bücher 
zu  führen  und  welcher  polizeilichen  Kontrolle  über  den  Umfang  und 
die  -\rt  ihres  Geschäftsbetriebes  sie  sich  zu  unterwerfen  haben  (i;  5). 
Nach  der  (i.-  O.  kann  den  Stellenvermittlcrn  die  gleichzeitige  .\us- 
übung  der  Gastwirtschaft  untersagt  werden;  bei  den  X’ermittlern 
der  Schiffsleute  tritt  diese  Untersagung  kraft  Gesetzes  ein  und  ist 
auch  noch  ausgedehnt  auf  den  Kleinhandel  mit  geistigen  Getränken. 

ja  früher,  che  man  1890  durcli  Poiizeiverordnungen  (weitere  Verscliärfungcn 
enthalt  der  § 9 des  Kntw.  betr.  Stcllenvemiilllung  für  Schiffslcule  in  der  Fassung 
nach  den  Beschlüssen  der  KcichsUigskonimission  Drucks,  288  a S.  20)  einschrilt,  be- 
setzten Angestellte  der  Schlafbaasen,  die  sog.  Kaper  oder  Runner,  weil  vor  der  Ein- 
fahrt das  Schiff,  machten  die  Mannschaft  durch  Getränke  gefügig,  dafs  sie  sich 
für  ihre  Wirtschaften  anwerben  liefsrn,  zogen  die  Abrechnung  mit  dem  Schiffer  an 
sich  und  nahmen  dann  das  Ileuerguthabon  in  Empfang,  um  davon  dem  Schiffsmann 
wenig  oder  nichts  zukommen  zu  lassen.  Um  den  Schiffer  weiter  zu  schützen,  ver- 
langt der  Entwurf  der  neuen  Seemannsordnung  (§  42],  dafs  das  Heuerguthabcn  an 
den  Schiffsmann  persönlich  und  vor  dent  ubmusternden  Scemannsamt  oder  durch 
dessen  Vermittlung  geschehen  soll.  Die  .-\u.szahlung  darf  nicht  in  Gast-  oder  Schank- 
wirtschaften erfolgen.  Das  Seemannsumt  ist  vcrpriichlel,  bei  der  Abmusterung  die 
dem  Schitfsroann  auszuzahlende  Heuer  auf  dessen  .\ntrag  ganz  oder  teilweise  in 
Empfang  zu  nehmen  und  unter  Abzug  der  entstehenden  Kosten  nach  .\ngabc  des 
Schiffsmanns  an  auswärtswohnende  .Angehörige  des.selbcn  oder  an  Sparkassen 
oder  an  sonstige  Verrechnungsstellen  zu  übermitteln.  Die  Keichstagskommission 
(Kommissionsber.  vom  29.  April  1901,  Drucks.  2S8)  hat  vorgcschlagen.  die  Kosten 
der  UehermlUlung  dem  Rheder  zu  überbürden. 
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auf  den  Handel  mit  Ausrüstungsgegenständen,  sowie  auf  das  Ge- 
schäft eines  Geldwechslers  oder  Pfandverleihers ; auch  darf  der  \’er- 
mittler  diese  Geschäfte  nicht  durch  andere  betreiben  lassen,  er  darf 
ferner  mit  Gewerbetreibenden  der  vorbezcichneten  Art  nicht  der- 
gestalt in  Geschäftsverbindung  treten,  dafs  er  sich  für  die  Ausübung 
seiner  Vermittlerthätigkeit  von  ihnen  Vergütungen  irgend  welcher  Art 
gewähren  oder  versprechen  läfst  (§  3).  Nach  der  fiewerbenovelle 
mufs  der  Stellenvermittler  seine  Gebühren  fest  bestimmen  und  der 
Polizeibehörde  einreichen;  für  die  Heuerbaasen  müssen  die  Ge- 
bühren durch  die  Behörde  festgesetzt  werden.  Die  Gebühr  ist  von 
dem  Rheeder  und  dem  Schiffsmann  je  zur  Hälfte  zu  zahlen;  eine 
entgegenstehende  Vereinbarung’)  ist  nichtig. 

Es  ist  zweifelhaft,  ob  diese  Bestimmungen  ausreichen,  dem 
Uebel  zu  steuern.  Wirkliche  Hilfe  bringt  nur,  wenn  man  diesen 
„Landhaifischen“,  wie  sie  das  Hamburger  Volk  nennt,  bessere  Insti- 
tutionen gegenüber  stellt.  Die  Heuerstellen,  welche  einzelne  Rhede- 
rcien  eingerichtet  haben,-)  erhielten  viel  Zuspruch;  die  der  Hamburg- 
Amerika-Linie  heuerte  1898  20850  Seeleute  für  551  Schiffe  an;*) 
die  des  Norddeutschen  Lloyd  14388  für  430  .Schiffe.  Daraus  sicht 
man,  dafs  der  .Schiffsmann  sich  gern  dem  Mifsbrauch  entzieht,  wenn 
Gelegenheit  dazu  gegeben  wird.  Ob  die  (iründe,  welche  gegen  öffent- 
liche Nachweise  bei  den  Seemannsämtern  in  der  Begründung  des  Ge- 
setzentwurfs geltend  gemacht  werden,’)  stichhaltig  sind,  mufs  dahin 
gestellt  bleiben.  Jedenfalls  wünschen  die  Seeleute  in  den  grofsen  Hafen- 
plätzen eine  bessere  Organisation,  welche  sie  aus  den  Händen  ihrer 
Aus-sauger  befreit,*)  und  das  müfstc  doch  möglich  gemacht  werden, 
zumal  die  Gebühren  die  Vermittlung  zu  decken  vermöchten.*)  — 

Alle  Institutionen,  welche  etwas  leisten  sollen,  kosten  Geld,  und 

’)  Die  Kotnmis-iicin  (Kommissiunsber.  vom  3.  Mai  1901,  Drucks.  Nr.  zS8a) 
liat  noch  den  Zusatz  .,zu  l'nEunstcn  des  Schiflsmanns"  zugcfilgL 

•)  .Auch  am  Rhein  haben  neuerdings  die  Rheder  dem  .Ariieitsnachwcis  ihre 
Aufmerk.samkeit  zugewendrt,  um  den  Mifsliräuchcn  der  Slcilenvermilllcr  entgegen- 
zutreten.  zugleich  um  mindervi-ertige  Elemente  nach  und  nach  zu  eliminieren.  Der 
Nachweis  soll  für  die  Rheder  obligatorisch  sein.  Den  .Anfang  hat  Ruhrort  bereits 
gemacht;  vgl.  Landgraf,  Zur  Organisation  der  .Arbeitsmärkte  in  der  Rheinschiffahrt 
in  der  ZeiLschrill  für  Binnenschiffahrt  VIll  (1901  S.  Sgf.). 

•)  Im  Jahr  1900  39230  Arbeiter. 

‘)  S.  171. 

Vgl.  a.  a.  O.  S.  196. 

*)  \'gl.  auch  .Arbeitsmarkt  v.  15.  Januar  1900.  3.  Jahrg.  Nr.  8 Sp.  113. 
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auch  beim  Arbeitsnachweis  spielt  die  Finanzfrage  keine  geringe 
Rolle.  Es  liegt  ja  nahe,  dafs  die  Kommunen  den  Hauptteil  der 
East  tragen.  .\ber  gerade  hier  liegt  doch  ein  so  allgemeines  Inter- 
esse vor , dafs  auch  gröfsere  Kominunalverbände  *)  und  der  Staat 
zuschiefsen  müssen.  Das  hier  zugescho.ssene  Geld  ist  bcs.ser  ver- 
wendet , als  wenn  man  Gefängnisse  füllen  und  unterhalten  mufs. 
In  Süddeutschland  sind  die  Unterstützungen  der  Einzelstaaten  so 
reichlich,  dafs  sich  die  Arbeitsämter  nicht  beklagen  können.  In 
Württemberg  und  Bayern  trägt  der  Staat  die  Kosten  der  Zentrali- 
sation, bezw.  interlokalen  N'ermittlung,  und  in  Baden  hat  der  Staat 
beinahe  ’,j  sämtlicher  Kosten  übernommen.*)  Immerhin  wird  man 
auch  da  noch  mehr  thun  können. 

Unter  den  .Mitteln,  durch  welche  der  Arbeitsnachweis  noch 
gefördert  werden  kann,  ist  eines  der  wichtigsten  die  möglichste 
Erleichterung  des  Telephonv’erkehrs,  und  es  war  ein  glücklicher 
Gedanke , dafs  Württemberg  gerade  an  diesem  Punkte  einsetzte. 
Der  Listenaustausch  bekommt  dadurch  erst  seinen  vollen  Wert.*) 
Es  genügt  nicht,  dem  Mechaniker  in  Reutlingen  zu  sagen,  dafs  in 
Cannstatt  einer  gesucht  werde;  er  will  wissen,  ob  die  Stelle  noch 
unbesetzt  ist,  ob  die  Bedingungen,  die  er  und  die  ihm  gestellt 
werden,  zusammen  passen.  Arbeitgeber  wollen  ihre  Aufträge  viel- 
fach telephonisch  geben.  Die  Münchner  .Anstalt  druckt  deshalb 
auf  alle  ihre  Formulare  die  Telephonnummer,  ln  Pforzheim  waren 
nicht  weniger  als  50 — 60  Proz.  der  telephonisch  gesuchten  Ver- 
mittlungen von  Erfolg.*)  ln  Stuttgart*)  kamen  im  Februar  1898 


')  Mil  Rocht  weist  Menzinper  (^Bericht  über  die  seitherige  ThÜtigkrit  des  sUdt 
Arbeitsamts  München  S.  25)  darauf  hin,  daf«  ein  dichtes  NcU  von  ArbeiUnachweisro 
.sonst  nicht  möglich  werde.  I>as  .Arbeitsamt  Konstanz,  das  sich  jetzt  auf  24  KliaJen 
stützt,  erhalt  vom  Staat  jetzt  !2oo  Mk.,  vom  Kreis  looo  Mk.,  von  der  Stadt 
Sun  Mk.,  von  Vereinen  640  Mk.,  von  Villingcn  350  Mk.  Bericht  pro  1900  S.  4. 

Siehe  die  detaillierten  Kinnahmen  pro  1898  in  Arbcilsmarkt  v.  15.  Januar 
J900.  3.  Jahrg.  Nr.  8 Sp.  128. 

*)  Wie  wenig  derselbe  allein  ausreicht,  darüber  wird  man  sich  immer  klarer; 
vgl.  Jahresbericht  von  Braunschweig  pro  1900  (Arbeitsmarkt  v<»m  I.  Marz  1901» 
4.  Jahrg.  Nr.  ll  Sp.  189)  und  von  Mannheim  pro  1900  S.  7. 

Arbeitsmarkt  v.  15.  Oktober  1899,  3.  Jahrg.  Sp,  30;  v.  l.  April  1900, 
3.  Jahrg.  Nr.  13  Sp.  207.  .Nach  dem  Bericht  pro  1900  S.  5 w'urden  mit  auswärtigen 
.\nsta)ten  157  (tosprache  geführt,  davon  allein  SS  mit  dem  .Arbeitsamt  in  Stuttgart. 

Proz.  der  Kinslellungen  wurden  telephonisch  ermittelt. 

.Arbcilsmarkt  v.  i.  okttd>cr  1899,  3.  Jahrg.  Nr.  I Sp.  15. 
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auf  30  telephonisclie  Anfragen  14  Vermittlungen,  im  August  auf 
35  II.  Im  Jahre  1900  wurde  das  Stuttgarter  .Amt  i/coomal  an- 
gerufen. ' ) 

•Auch  in  Rheinhessen  wird  auf  die  telephonische  Verbindung 
der  gröfste  Wert  gelegt  und  seine  weitere  .Ausdehnung  angestrebt.®) 

D.as  .Mainzer  .Arbeitsamt  hatte  im  Geschäftsjahr  1898  1899 
1238  Telephongespräche  und  ihre  Zahl  war  in  starkem  .Ansteigen.®) 

•Am  3.  März  1899  hat  der  .Ausschul's  des  V’erbandes  deutscher 
Arbeitsnachweise  an  den  Staatssekretär  des  Reichspostamts  eine 
Petition  gerichtet  des  Inhalts,  den  Arbeitsnachweisen  für  die  tele- 
phonische .Arbeitsvermittlung  Gebührenfreiheit  zu  gewähren  und  die 
hiezu  erforderliche  Aenderung  der  gesetzlichen  Vorschriften  herbei- 
zuführen.^)  .Allein  die  Petition  blieb  erfolglos. 

Es  wäre  eine  sozial  richtige  Mafsregcl,  wenn  dem  aktiven  Tcle- 
phonverkehr  der  .Arbeitsämter  Gebührenfreiheit  gewährt  würde. 
Ebenso  sollte  man  ihnen  Portofreiheit  zusprechen.  Die  Portofrei- 
heit ist  in  Bayern  den  .Arbeitsämtern  nicht  zugestanden;  doch  können 
die  Mitteilungen  als  „portopflichtige  Dienstsache“  behandelt  werden, 
wodurch  der  Empfänger  nur  das  einfache  Porto  zu  zahlen  hat. 

Die  Gesuche  des  .Arbeitsuchenden  werden  durch  die  Gemeinde- 
behörden portofrei  den  .Arbeitsämtern  zugesandt.  Den  .Arbeits- 
ämtern selbst  steht  auch  im  X’erkchr  mit  den  Gemeindebehörden  die 
von  ihnen  lebhaft  gewünschte  Portofreiheit  nicht  zu. 

\'on  sehr  grofscr  Bedeutung  und  nachahmenswert  ist  die  Unter- 
stützung, welche  der  Staat  den  .Arbeitslosen  behufs  .Antritts  einer 
.Stelle  durch  Ermäfsigung  des  Eisenbahnfahrpreises  ge- 
währt. Dieselbe  hat  zuerst  Württemberg  eingeführt;  sic  beträgt 
50  Proz.  für  die  3.  Wagenkla.s.sc  der  Personenzüge  und  gilt  seit 
I.  .April  1899.  Sache  ist  folgendermafsen  geregelt: 

Das  Arbeitsamt  mufs  einen  .Ausweis  ausstellen,  der  den  .\amen 
des  .Arbeiters,  die  Reisestrecke,  den  Reisetag  und  den  Zweck  der 
Reise  enthält.  Der  .Ausweis  ist  der  Fahrkartcnstcllc  vorzulegen 

’I  Brsonders  tu  brt.thlcndc  (Ii-sprächc  wurden  mit  auswärtigen  Stellen  und 
TcilnWimcm  in  95«»  Fällen  mil  einem  .\ufwand  von  292  Mk.  65  Pf.  geführt.  (Je* 
•schäftsber.  pro  1900  S.  5. 

•)  Arbeitsmarkt  v.  1.  Dciembcr  1899,  3.  Jahrg.  Nr.  5 Sp.  78. 

*)  Geschäftsbericht  pro  1898  1899  S.  2. 

*)  ArbeiUmarkt  v.  15.  April  1899,  2.  Jahrg.  Nr.  7 S.  157. 

Das  Stuttgarter  .\ml  hat  im  Jahre  I900  1634  solcher  Ausweise  ausgestellt. 
Mifsliräuchliche  Benutzung  wurde  in  5 Fullen  festgcstrllt,  sofern  der  .Arbeiter  den 
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und  wird  von  ihr  bei  Abgabe  der  Fahrkarte  zum  halben  Preis  ab- 
gestempelt. Die  Karte  ist  wie  die  Kinderfahrkarte  schräg  halbiert. 

Als  Fahrtausweis  gilt  die  Karte  nur,  wenn  der  Inhaber  dem 
Zugbegleitungspersonal  zugleich  auch  den  abgestempelten  Ausweis, 
der  dann  bei  Beendigung  der  Fahrt  eingezogen  wird,  vorzeigt.  Um 
eine  mil'sbräuchliche  .Ausnutzung  der  Vergünstigung  zu  verhüten, 
ist  den  Beamten  der  Arbeitsämter  zur  Pflicht  gemacht,  die  zur  Er- 
langung der  Fahrpreisermälsigung  dienende  Be.scheinigung  nur 
solchen  Arbeitssuchenden  zu  erteilen,  die  nach  Persönlichkeit  und 
I.egitimationspapieren  für  die  auswärts  nachgewiesene  Stelle  geeignet 
sind  und  sich  aufserdem  bereit  erklären,  ihre  Papiere  bis  zur  Ent- 
scheidung über  den  .Arbeitsvertrag  bei  dem  .Arbeitsamt  zu  deponieren. 

Die  Ermäfsigungen  galten  zunächst  nur  für  Bahnentfernungen 
von  mindestens  25  km  und  nicht  über  loo  km. 

Die  württembergi.sche  Eisenbahnverwaltung  ging  bei  der  Ein- 
führung der  Vergünstigung  von  der  .-\nschauung  aus,  dafs  stelle- 
suchenden Arbeitern  und  Arbeiterinnen  eine  Ermäfsigung  ebenso 
zuzubilligen  sei,  wie  den  im  Dienste  stehenden  Arbeitern,  die  ja 
eine  ganze  Reihe  Erleichterungen  und  Vergünstigungen  im  Verkehr 
zwischen  den  Arbeits-  und  Wohnorten  schon  seit  längerer  Zeit  zu 
erhalten  pflegen.') 

Der  \'crwaltungsbeamtentag  der  württembergischen  .-Arbeits- 
ämter bezeichnete  diese  Fahrpreisermäfsigung  als  sehr  nutzbringend 
und  förderlich  und  bcschlofs,  das  Ministerium  zu  ersuchen,  dahin 
zu  wirken,  dafs  die  Fahrpreisermäfsigung  von  25  km  ab  nicht  bloCs 
bis  zu  100  km,  sondern  über  das  ganze  Ijnd  au,sgedehnt  und  wo- 
möglich auch  von  den  Nachbarstaaten  gewährt  werde.’)  Dem  .An- 
trag auf  .Aufhebung  der  Maximalgrenze  für  die  tiewährung  der  Fahr- 
preisermäfsigung  wurde  vom  württ.  Ministerium  entsprochen.^  .Auch 
der  Verband  bad.  .Arbeitsnachweise,  der  am  23.  Mai  1900  in  Karls- 
ruhe tagte,  befürwortete  die  Fahrpreisermäfsigung  für  alle  die  öffent- 
lichen .Arbeitsnachweise  benutzenden  .Arbcitsuchetulen  bei  X’ermitt- 
lung  von  .Arbeit  nach  auswärts  und  ersuchte  die  grofsherz.  Regie- 
rung die  .-Angelegenheit  in  A'crbindung  mit  den  Nachbarstaaten  zu 

Ausweis  nur  zur  Weiterreise  lienutzte  uml  sic-li  nicht  beim  .trheilgetrer  vorstellte. 

I>ie  .tusbrlge  der  hinterlegten  P.n>iere  erfolgte  diesfills  nur  gegen  Nachzahlung  des 
hälftigen  Fahrgelds.  Geschäft.sber.  pro  1900  S.  2. 

')  .trbeitsmarkt  v.  15.  Mai  1899.  2.  Jahrg.  Nr.  8 S.  172.  • 

*)  .trbeilsmarkt  v.  1.  Dezember  1899.  3.  Jahrg.  Nr.  5 Sp.  80. 

*)  fleschaftsber.  des  Stuttgarter  .\rbeit>amts  pro  1899  S.  5. 
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fördern.')  Ebenso  befürwortete  diese  Fahrpreiserniäfsigung  Hart- 
mann für  Bayern  wenigstens  für  Personen,  weldien  auf  dem  Lande 
Stellen  vermittelt  werden.*) 

Am  29.  Januar  1901  hat  die  bayerische  StaatseLsenbahnverwal- 
tung  dem  Eisenbahnrate  bereits  eine  X’orlage,  welche  den  württem- 
bergischen  Modus  nachahmt,  unterbreitet.  Der  Eisenbahnrat  sprach 
sich  einstimmig  für  die  Einführung  dieser  Einrichtung  aus,  da  sie 
gleichmäfsig  im  Interesse  der  industriellen  wie  der  landwirtschaft- 
lichen Arbeiter  und  Arbeitgeber  gelegen  sei  und  die  dankenswerte 
Thätigkeit  der  öffentlichen  .Arbeitsämter  fördere.  Durch  Ministerial- 
entschl.  v.  17.  .April  1901  wurde  denn  auch  die  bayr.  Genaldirektion 
der  k.  Staatsbahnen  ermächtigt,  denjenigen  Personen,  welchen  durch 
gemeindliche  .Arbeitsämter  in  Bayern  .Arbeitsgelegenheit  vermittelt 
wurde  und  welche  seitens  der  hierzu  berechtigten  .Arbeitsämter  mit 
entsprechenden  .Ausweisen  hierüber  versehen  sind , Fahrpreis- 
ermäfsigung  (50"'„)  zu  gewähren.  \'erhandlungen  auf  allgemeine 
Einführung  in  ganz  Deutschland  sollen  im  Gang  sein.'*) 

Es  hat  sich  weiter  als  notwendig  herausgestellt,  den  .Arbeit- 
suchenden, welche  nicht  im  Besitze  von  Reisemitteln  sind,  jedoch 
eine  auswärtige  Stelle  annehmen  wollen,  dies  durch  X'erabfolgung 
von  Reisevorschüssen  zu  ermöglichen.  Das  Münchnef  .Amt 
übermittelt  solche  denjenigen  .Arbeitsuchenden,  welche  sich  bereit 
erklären,  ihre  Reise-  bezw.  Legitimationspapiere  gegen  Unterschrift 
zu  hinterlegen;  letztere  werden  nach  erfolgter  Rückzahlung  an  die 
betreffenden  .Arbeiter  bezw.  deren  .Arbeitgeber  versandt,  ln  der 
Regel  wurden  die  au.sgeliehenen  Beträge  schon  in  allerkürzester 
F'rist  und  zwar  meist  durch  die  .Arbeitgeber  zurückerstattet.  Der 
Verlust  ist  nicht  nennenswert,  weshalb  man  mit  einem  Betriebs- 
fonds von  100  Mk.,  in  VV'ürzburg  \'on  50  Mk.  auskommt.  In  W'ürz- 
burg  befanden  sich  die  meisten  .Arbeitsuchenden  noch  im  Besitz  von 
Barmitteln,  wer  es  nicht  war,  reiste  zu  Fufs."')  In  Bamberg  ")  hat  das 

*)  Arbcilsmarkl  v.  i.  Juli  1900,  3.  (alirg.  Nr.  19  .Sp.  303. 

*)  Hartmann,  Die  gemeindliche  .Arbeitsvermittlung  in  Bayern  S.  tot. 

*)  Soziale  Praxis  v.  21.  Februar  1901,  10.  Jalirg.  .\r.  21  Sp.  523. 

*)  In  Preufsen  hat  man  neuerdings  .Arbeitsnachweisen  wenigstens  die  Ver- 
günstigung gewährt,  dafs  sic  Gutscheine  ausstclien  können,  für  welche  den  .Arbeits- 
losen Fahrkarten  nach  den  neuen  Stellen  oder  .Arbeiterkolonicn  zum  regelmälsigen 
Preis  verabreicht  werden;  vgl.  Berliner  Tagbl.  v.  25.  Mai  1901  Nr.  261. 

®)  II.  Geschäftsbericht  des  slädt.  .Arbeitsamts  WUrzburg  pro  189S  S.  47. 

•)  Gcschättsbcricht  pro  1900  S.  4. 
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Arbeitsamt  im  Jahre  1900  in  34  Fällen  Reisevorschüsse  im  Gesamt- 
beträge von  192  Mk.  63  Pfg.  gewährt. 

Hartmann  empfiehlt  für  diejenigen,  die  aufs  Land  hinausgehen, 
die  Ermöglichung  von  Reiseunterstützungen.  V'^ielen  falle  es 
doch  schwer,  sich  zur  Annahme  einer  Stelle  zu  cntschlicfsen, 
wenn  sie  von  vornherein  wüfsten,  da(s  sie  den  Lohn  für  die  Arbeit 
mehrerer  Tage  oder  gar  einer  Woche  dazu  verwenden  müfsten,  um 
den  Reisevorschufs  zurück  zu  erstatten.')  Auch  der  Venvaltungsbe- 
amtentag  der  württembergischen  Arbeitsämter  bat  1899,  den  Arbeits- 
ämtern Mittel  zur  Verfügung  zu  stellen,  um  würdigen  mittellosen 
.Arbeitern  Reisegeld  unter  geeigneten  Vorsichtsmafsregeln  verab- 
folgen zu  können.-) 

6.  Blick  auf  die  .Arbeitsnachweise  des  .Auslandes, 

Die  Bewegung,  die  auf  dem  Gebiet  des  Arbeitsnachweises  in 
Deutschland  eingetreten  ist,  zeigt  sich  auch  im  Ausland.  Es  soll 
nur  auf  zwei  Nachbarstaaten  hier  noch  kurz  eingegangen  werden. 

a)  Frankreich. 

Bisher  war  in  F'rankreich  das  private  A'ermittlungsgeschäft  am 
stärksten.  Dasselbe  erstreckt  aber  seine  Thätigkeit  in  der  Haupt- 
.sache  auf  Dienstboten,  .Arbeiter  und  .Angestellte  der  Nahrungsmittel- 
gewerbe, F'riseurgehilfen.  Im  Jahr  1897  vermittelten 
1459  private  YcrmiUlungsge-schäfte  947744  SteUen 


154  (Jewcrkvcrcinsnachweisc  *)  160499 

32  Arbeitsbörsen  *)  83  422 

6 t kommunale  liüreaus  130959 

142  i iilfsvcrcine  152S34 

220  gemeinnützige  Vereine  82867 


Seit  dem  Jahr  1886,  wo  in  Paris  eine  gewaltthätigc  Bewegung 
gegen  die  Stellenvermittlungsbureaus  ausbrach  — mehrere  wurden 
demoliert,  andere  durch  Dynamitexplosionen  beschädigt  — steht 
die  Frage  der  Arbeitsvermittlung  auf  der  Tagesordnung.  Es  bildete 

*)  Versuchsweise  will  diesen  Weg  die  Sachsensliflung  cinschlagcn.  Der  ArbeiU- 
markt  v.  15.  Februar  1901,  4.  Jahrg.  Nr.  lo  Sp.  167. 

*)  Arbeitsmarkt  v.  i.  Oczember  1899,  3.  Jahrg.  Nr.  5 Sp.  80.  Vgl.  auch 
Slutlg.  Kerichl  pro  1900  S.  2. 

iJie  (tcwerkvercinc  bilden  einen  Verband,  die  (’onfederalion  generale  du 
(ravail,  eine  stark  politisch  und  zwar  kollektivistisch  durchhauchtc  Organisation. 

Die  Arbrilsbörscn  bilden  einen  Verband,  die  Federation  des  bourscs  du 
Iravail,  welche  sich  grundsätzlich  aller  I'olitik  enthält  und  sich  ausschliefslich  den 
praktischen  Aufgaben  widmet. 
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sich  in  diesem  Jahre  eine  Liga  zur  L'nterdrückung  der  privaten 
Stellenvermittlungsbureaus,  welche  nur  die  der  Fachvereine  und  des 
unentgeltlichen  gemeindlichen  Arbeitsnachweises  anerkannte.  Die 
Kammern  beschäftigten  sich  seit  1891  mit  der  Lösung;  ')  auch 
neuerdings  steht  die  Frage  wieder  zur  Erörterung. 

Der  Sozialist  Coutant  beantragte  sofortige  Unterdrückung  der 
privaten  Dienst-  und  Arbeitervermittlungsbureaus  und  deren  Ersetz- 
ung durch  die  öffentliche  unentgeltliche  Stellenvermittlung  für  Ar- 
beiter und  Angestellte  beiderlei  Geschlechts  und  aller  Berufe.  Die 
Kommission  und  die  Kammer,  sowie  der  Handelsminister  Millerand 
stimmten  im  Prinzip  der  Beseitigung  der  privaten  gewerbsmäfsig 
betriebenen  Institute  zu.  Der  Handelsmini-ster  erklärte,  alle  Ver- 
suche, die  mit  der  privaten  Dienstvermittlung  verbundenen  üebel- 
stände  abzustellen,  seien  mifsglückt:  die  Einführung  der  Konzession, 
die  X’orschreibung  der  Vermittlungsgebühren,  die  L^eberwachung 
durch  Behörden.  Die  private  Stellenvermittlung  ziehe  von  jenen 
Gewinn,  die  aller  Mittel  entblöfst  sind,  und  dieser  Gewinn  steige 
wie  die  Arbeit-slosigkeit,  d.  h.  wie  das  Elend.  Die  Kammer  be- 
schlofs  am  23,  November  1900  eine  allmähliche  Beseitigung  der 
privaten  Stellenvermittlung  (mit  31 1 gegen  253).  Von  der  Ver- 
öffentlichung des  Gesetzes  ab  wird  keine  Konzession  zur  Errichtung 
privater  V'ermittlungsgeschäfte  mehr  erteilt.  Die  bestehenden  Kon- 
zessionen können  von  den.  Gemeinden  sofort  eingezogen  werden ; 
Jedoch  müssen  in  diesem  Fall  Entschädigungen  gewährt  werden. 
Die  entschädigungslose  .Aufhebung  aller  privaten  Geschäfte  ist  nach 
Ablauf  von  5 Jahren  gestattet.  Alle  anderen  .Arten  (Kommunale, 
Gewerkschafts-,  Arbeitgeber-  etc.-N’aehweise)  sind  frei.  Sie  müssen 
jedoch  bei  der  Behörde  angemeldet  werden.  Gemeinden  mit  mehr 
als  10000  Einwohnern  sind  verpflichtet,  unentgeltliche  Nach- 
weise einzurichten.  Die  kleineren  Gemeinden  haben  zum  minde- 
sten ein  Register  zum  Einträgen  der  Stellenangebote  und  Stellen- 
nachfragen aufzulegen.  Kein  Wirt  cLirf  mit  seinem  Geschäft  ein 
Vermittlungsbureau  verbinden.  Jeder  Vermittler,  der  arbeitsuchende 
Personen  ohne  ihr  Wi.ssen  in  ein  Bordell  bringt,  wird  nach  S 334 
des  Strafgesetzbuchs  bestraft.  Jeder  Funktionär  eines  .Arbeitsver- 
mittlungsamts, der  eine  Belohnung  für  die  Vermittlung  annimmt, 


*)  V’gl.  Ranul  Jay,  Oie  Frage  des  .\rbciUnachwcises  in  Frankreich  im  .\rchiv 
für  so*.  Gesetzgebung  u.  Statistik  9 (1896)  S.  28;  Vivicr,  l/assurancc  contre  Ic 
chomage  involontairo  Paris  1898  S.  I5f. 
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macht  sich  strafbar.  Die  .Aufsicht  über  die  .Arbeitsämter  obliegt  den 
Gewerlicinspektoren.  Die  Strafbestimmungen  für  jede  Verletzung 
des  Gesetzes  betragen  bis  zu  lOO  Fres.  Geldbufse  oder  Gefängnis 
bis  zu  einem  Monat.*) 

Ob  das  Gesetz  in  Wirkung  treten  wird,  hängt  von  der  Haltung 
des  Senats  ab.  Bisher  hat  der  Senat  die  .Abschaffung  der  privaten 
.Stellenvermittlung,  wie  sie  schon  mehrfach  angestrebt  wurde,  immer 
verhindert.") 

Die  von  dem  jetzigen  Handelsminister  unternommene  Einrich- 
tung eines  Zentralarbeitsnachweises  wurde  von  dem  Kon- 
grefs  der  .Arbeitsbörsen  vom  6.-9.  September  1900  rückhaltslos 
unterstützt.  Man  beschlofs,  dafs  die  einzelnen  sich  angliederndcn 
.Arbeitsbörsen  spezielle  städtische  Subventionen  nachsuchen  sollen, 
um  das  Werk  leichter  durchführen  zu  können.  Nach  dem  Wunsche 
der  Versammlung  würde  der  Nachweis  in  folgender  W'eise  organi- 
siert werden : Das  Zentralbureau  stellt  jede  Woche  eine  Liste  der 
von  den  lokalen  Börsen  gemeldeten  X'akanzen  auf.  Es  sollen  nur 
solche  freie  Stellen  angemeldet  werden,  die  nicht  durch  bereits  am 
Ort  befindliche  .Arbeitskräfte  besetzt  werden  können.  Die  Vakanzen- 
liste wird  vom  Zentralbureau  in  Form  eines  Plakats  an  alle  Börsen 
verschickt,  die  dasselbe  öffentlich  aushängen,  und  zwar  soll  eine 
solche  Beschleunigung  angestrebt  werden,  dafs  die  Plakate,  welche 
den  Stand  des  .Arbeitsmarkts  vom  Mittwoch  repräsentieren,  bereits 
am  .Samstag  .Abend  in  allen  Börsen  ausgehängt  sind.  Die  Arbeits- 
börsen erhalten  die  Plakate  unentgeltlich.  .Andere  Korporationen 
können  sic  gegen  einen  .Abonnementspreis  von  3 Fres.  pro  Jahr 
regclmäfsig  beziehen.*) 

b)  Oesterreich. 

Das  österreichische  .Abgeordnetenhaus  hat  am  16.  Juli  1895 
auf  .Antrag  von  Dr.  M.  Mengcr  folgende  Resolution  angenommen: 


’)  Der  ArbciUmarkl  v.  15.  l>t*zcmbcr  1900,  4.  Jahrj*.  Nr.  6 Sp.  104.  Soziale 
l'raxi»  V.  6.  Dczcnibor  1900,  10.  Jabrg.  S.  236;  vom  27.  Dczembcj  190«»,  10,  Jahrg. 
Nr.  13  Sp.  311. 

*)  So  wurtle  am  9.  .\pril  1897  der  F.nlwurf  eines  (»csclzcs  über  dir  Stellen- 
vermittlung für  .-Vrbeilcr  und  .AngrstelUc  in  der  Drputiertenkammer  angenommen, 
im  Senat  aber  sehr  abgcanderl.  Vgl.  den  Text  dieses  von  der  Kammer  ange- 
nommenen Fnlwurfs  in  der  Publikation  „Oie  .Xrbcitsvermittlung  in  Oesterreich.  Wien 
1898  S.  179“. 

*)  Soziale  Praxis  v.  27.  September  1900,  9.  Jahrg.  Nr.  52  Sp.  1329. 
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„Die  hohe  Regierung  wird  aufgefordert,  Erhebungen  über  den 
gegenwärtigen  Stand  der  Arbeitsvermittlung  in  Oesterreich  zu 
pflegen  und  hierüber  einen  Bericht  an  das  Abgeordnetenhaus  zu 
erstatten,  sohin  in  Erwägung  zu  ziehen,  welche  Schritte  zu  ergreifen 
sind,  auf  dafs  die  sehr  grofsen  Lücken,  welche  derzeit  in  dem 
System  der  Arbeitsvermittlung  in  Oesterreich  bestehen,  ausgefüllt 
werden,  wobei  als  Ziel  die  Herstellung  einer  jedem  Arbeitsuchen- 
den offen  stehenden,  thunlichst  kostenfreien  Arbeitsvermittlung  unter 
solchen  Modalitäten  im  Auge  zu  behalten  wäre,  dafs  dieselben  ge- 
eignet erscheinen,  das  Vertrauen  sowohl  der  Arbeitgeber,  als  auch 
der  Arbeitnehmer  zu  erhalten." 

Der  erste  Teil  dieser  Resolution  wurde  gelöst.  Nachdem  im 
.\ugust  1895  ein  Funktionär  des  k.  k.  Handelsministeriums  zum 
Zwecke  des  Studiums  des  .Arbeitsvermittlungswesens  nach  Deutsch- 
land entsendet  und  dic.ser  seine  Eindrücke  und  Erfahrungen  in  einem 
Berichte  an  das  Handelsministerium  niedergelegt,')  wurde  eine  um- 
fassende Erhebung  im  Inlandc  veranstaltet  und  deren  Resultate  von 
dem  Ministerialrat  Dr.  Viktor  Mataja  in  gründlichster  Weise  ver- 
arbeitet.’) Da  dieser  Bericht  sich  nicht  mit  einem  dürren  Zahlen- 
gerippe begnügt,  sondern  auch  auf  die  ge.schichtliche  Entwicklung 
eingeht  und  die  Formen,  unter  denen  die  .Arbeitsvermittlung  der- 
zeit vor  sich  geht,  ausführlich  beschreibt,  so  kann  er  als  einer  der 
besten  und  lehrreichsten  auf  diesem  Gebiete  angesehen  werden. 
Im  Anhang  sind  gesetzliche  und  .statutarische  Bestimmungen  über 
die  Arbeitsvermittlung  von  Oesterreich  und  zahlreichen  anderen 
Staaten  mitgeteilt. 

Es  wurden  zu  Beginn  des  Jahres  1896  in  Oesterreich  2858 
.Arbeitsvermittlungsstellen  nachgewiesen.  Hiervon  trafen  auf  die 
Natiiralverpflegungsstationen  814  ==  28,48  Proz.;  auf  sonstige  öffent- 
liche -Anstalten  133=4,65  Proz.;  auf  Gewerbegenossenschaften 
(Innungen)  405  = 14.17  Proz.;  auf  .Arbeitgebervereine  17  = 0,60 
Proz.;  auf  Arbeitnehmervereine  362  = 12,67  Proz.;  auf  gemischte 
Vereine  33  = 1,15  Proz.;  auf  gemeinnützige  Vereine  82  = 2,87 
Proz. ; gemeinnützige  .Anstalten  96  = 3,36  Proz. ; gewerbsmäfsige 
Stellenvermittler  916  = 32,05  Proz. 

2385  Arbeitsvermittlungsstellen  hatten  1895  rund  319000  Stellen 
vermittelt;  der  gröfsere  Teil  hiervon  traf  auf  die  konzessionierten 

Oktoberheft  der  „Auslria"  1895:  Die  Arbcitsvermiltlung  im  Deutschen  Reiche. 

*)  Die  Arbeilsvermitllung  in  Oesterreich.  Verfafst  u.  hcrausgeg.  vom  Statist. 
Departement  im  k.  k.  ilantielsministcrium.  Wien  1898. 
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Dienstvermittler,  nämlich  180692  = 56,62  Pro/..;  auf  die  berufs- 
genossen.schaftliclien  Arbeitsnachweisestellcn  trafen  76875  = 24,09 
Pro/.,  auf  die  N'aturalverpflegungsstationen  und  sonstige  öffentliche 
Anstalten  44544  = I3,9f>  Proz.  (auf  die  Xaturalverpflegungsstationcn 
13,52  Pro/.);  auf  die  gemeinnützigen  Anstalten  und  V'^ereine  17 002 

= 5.33  t’roz. 

\'ergleicht  man  die  Zahl  der  vermittelten  Stellen  mit  der  in 
anderen  Ländern,  so  zeigt  sich,  dafs  in  quantitativer  Hinsicht  Oester- 
reich noch  etwas  schlechter  stand,  als  diese. 

ln  Oesterreich  kamen  auf  loooo  Einwohner  128,  in  Bayern 
(1894)  170  und  irr  Preufsen  (1894)  185  vermittelte  Stellen,  ln 

qualitativer  Hinsicht  waren  die  Mängel  auch  nicht  geringer.  Der 
•Aufwand  allein,  welchen  die  .Arbeitsvermittlung  durch  Zeitungen 
verursachte,  wurde  bei  den  mindestens  dreimal  in  der  Woche  er- 
scheinenden Zeitungen  auf  422  838  fl.  pro  Jahr  berechnet. 

Auch  der  zweite  Teil  der  Resolution  wurde  ernstlichst  verfolgt. 
Die  Regierung  forderte  das  arbeitsstatistische  .Amt  zur  .Ausarbeitung 
eines  Gesetzentwurfs  betr.  die  Dienst-  und  Stellenvermittlung  auf. 
Dieser  Gesetzentwurf  unterschied  zwischen  gewerbsmäfsigen  und 
nicht  gewerbsmäfsigen  Veranstaltungen,  unterwarf  die  ersteren 
strenger  Konzessionierung  und  .suchte  die  letzteren,  insbesondere 
auch  die  der  Gemeinden,  und  ihre  X'erbände  zu  privilegieren. 

Zunächst  legte  das  arbeitsstati-stische  .Amt  diesen  Entwurf 
seinem  Arbeitsbeirat  zur  Begutachtung  vor.  ln  dem  .Ausschufs  dieses 
Arbeitsbeirats  wurde  der  Entwurf  als  Grundlage  der  Beratung  ab- 
gelehnt und  Professor  .Mi.schler  mit  der  .Ausarbeitung  neuer  (irund- 
züge  beauftragt,  die  von  der  .Arbeitsvermittlung  als  einem  Bestand- 
teil öffentlicher  Wrwaltung  ausgehen.  Diese  von  Mischler  aufge- 
stellten  Grundzüge  fanden  die  Zustimmung  des  .Ausschusses  und 
mit  geringen  Modifikationen  auch  die  des  .Arbeitsbeirats.*) 

Die  vom  .Arbeitsbeirat  angenommenen  Grundzüge  haben  kurz 
folgenden  Inhalt : *) 

I.  Die  .Arbeitsvermittlung  soll  einen  Zweig  der  Staatsverw'al- 
tung  bilden.  Es  sollen  daher  das  ganze  Staatsgebiet  umfassende 

*)  Vgl.  die  DetaiU  der  Heralunjj  im  gedruckten  Protokoll  der  5.  Siuung  des 
Arheitsbeimts  vom  4.  November  1899.  Silzungsprotokollc  des  ständigen  Arbeits- 
beiraU  1898  99  (l.  bis  5.  Sitzung).  Wien  1900  S.  309  f. 

^ Vgl.  dazu  Mischler,  (irundzUge  einer  allgemeinen  sUatliehen  ArbeiU- 
vermiltlung  Rlr  Oesterreich  im  Archiv  lür  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik.  15.  Bd. 
(1900)  S.  281. 
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Anstalten  errichtet,  die  Beamten  staatlich  bestellt  und  besoldet 
werden.  Dieser  Forderung  liegt  der  Gedanke  zugrunde,  dafs  zwar 
der  Staat  unmöglich  die  individuelle  .Arbeitsfähigkeit  durch  Schaffung 
von  Arbeitsgelegenheiten  garantieren  kann,  wohl  aber  kann  er  Vor- 
sorge dafür  treffen,  dafs  möglichst  alle  Nachfrage  nach  .Arbeit  mit 
allem  .Angebot  derselben  in  seinem  Machtbereich  zusammentreffe. 
Die  Pflicht  hierzu  leitet  sich  schon  daraus  ab,  dafs  der  Staat  die 
.Arbeitsmöglichkeit  Arbeitsfähiger  als  aprioristische  Voraussetzung 
der  übrigen  Verwaltungscinrichtungen  annimmt.') 

2.  Die  Gemeinden  .sind  verpflichtet,  bei  der  Durchführung  des 
Gesetzes  mitzuwirken,  so  also  die  .Anmeldung  offener  Stellen  und 
Arbeitskräfte  entgegen  zu  nehmen,  der  staatlichen  Vermittlungs- 
stelle mitzuteilen,  die  Nachrichten  der  staatlichen  V’ermittlungsstelle 
in  der  Gemeinde  durch  .Anschlag  etc.  bekannt  zu  machen. 

3.  Die  staatlichen  Arbeitsvermittlungseinrichtungen  zerfallen  in 
Organe  dreierlei  Art:  Die  territorialen  .Arbeitsvermittlungsan.stalten.die 
Mittelstellen  und  die  Zentralstelle.  Den  ersteren  obliegt  das  eigent- 
liche Vermittlungsgeschäft;  als  Sprengel  einer  territorialen  Anstalt 
sind  die  Bezirkshauptmannschaften  gedacht,  so  dafs  durchschnitt- 
lich auf  900  qkm  und  70000  Menschen  ein  Arbeitsnachweis  käme; 
doch  wird  man  am  .Anfang  sich  vielfach  mit  einem  Kreisgcrichts- 
sprengel  (durchschn.  4000  qkm  und  ein  Drittel  Millionen  Einw.) 
begnügen.  Jeder  staatlichen  .Arbeitsvermittlungsanstalt  ist  aufser 
dem  staatlich  besoldeten  Beamten  ein  ehrenamtlich  funktionierender 
nach  dem  Grundsatz  der  Parität  zusammengesetzter  Verwaltungs- 
ausschufs  beigegeben. 

Als  Zentralstelle  fungiert  das  Handelsministerium,  ihm  liegt  die 
oberste  admini.str.itive  Leitung,  sowie  die  Ausgleichung  zwischen 
Arbeitsangebot  und  Nachfrage  auf  dem  .Arbeitsmarkt  in  den  ver- 
schiedenen Teilen  des  Reichs  ob.  Die  Mittelstelle  am  Sitze  der 
politischen  Behörden  zweiter  Instanz  dient  namentlich  dazu,  den 
A'erkehr  der  zentralen  Stelle  mit  den  territori.alcn  .An.staltcn  zu  ver- 
mitteln, gutachtlich  und  beratend  der  Zentralstelle  zur  Seite 
zu  stehen. 

■ 4.  .Als  Grundsätze  für  die  Thätigkeit  der  Arbeitsvermittlungs- 
anstalt gelten;  Die  Allgemeinheit  der  .Arbeit  (alle  .Arten  von  Dienst- 

*)  Mise  hier  weist  dies  nach  an  dem  öslcrr.  Ileimatsßcsetz  von  1863.  um 
Vaffabundenge.Helz  v.  24.  Mui  1885  und  am  Schulgesetz  v.  27.  Juni  1871  a.  a.  O. 
S.  290  f. 

Archir  für  soz.  Gesetzgebung  u.  Statistik.  XV*I.  4*^ 
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leistungen  sollen  vermittelt  werden)  die  Freiwilligkeit  der  Inanspruch- 
nahme und  die  Unentgeltlichkeit  der  Leistung.’) 

5.  In  Fällen  von  Strikes  und  Aussperrungen  soll  die  Verwal- 
tungskommission fallweise  darüber  Beschlufs  fassen,  ob  die  Ver- 
mittlungsthätigkeit  für  die  beteiligten  Betriebe  oder  den  beteiligten 
Industriezweig  einzustellen  ist  oder  nicht. 

6.  Was  die  privaten  Dienst-  und  Stellen-Vermittlung.sgcschäfte 
anlangt,  so  stellte  sich  der  .Arbeitsbeirat  auf  den  Standpunkt,  dafs 
keine  neuerlichen  Bewilligungen  für  die  Begründung  solcher  Ge- 
schäfte gegeben,  die  bestehenden  also  auf  den  Aussterbeetat  ge- 
setzt werden  sollten.  Die  gewerblichen  Genossenschaften  (Innungen) 
können  .Arbeit  vermitteln,  müssen  aber,  wenn  sic  200  Gehilfen  und 
mehr  als  .Angehörige  besitzen,  ihre  Vermittlung  paritätisch  gebilde- 
ten .Au.sschüssen  unterstellen.  NaturaK  erpflegungsanstalten  und  sonstige 
.Arbeitsvermittlungsanstalten  bleiben  in  ihrer  Thätigkeit  völlig  unbe- 
rührt. Doch  soll  mit  ihnen  möglichste  Fühlung  angestrebt  werden. 
Territorial  veranlagte  \'ermittlungseinrichtungen,  welche  jenen  Be- 
dingungen entsprechen,  welche  das  Gesetz  für  die  staatlichen  .An- 
stalten vor.schrcibt , treten  an  deren  Stelle  und  werden  staatlich 
subventioniert;  dahin  gehören  z.  B.  kommunale  Anstalten,  die  pari- 
tätisch verwaltet  sind,  .Allgemeinheit,  Freiwilligkeit  und  Unentgelt- 
lichkeit der  Leistung,  Unterordnung  und  Eingliederung  in  das  all- 
gemeine staatliche  Netz  acceptieren.  .Auch  beruflich  organisierte 
Nachweise  können  subventioniert  werden. 

.Auf  dem  österreichischen  Gewerkschaftskongrefs,  der  Mitte 
Juni  1900  in  Wien  stattfand,  hat  der  Referent  Smitka  trotz  prinzi- 
piellen Festhaltens  am  gewerkschaftlichen  .Arbeitsnachweis  bereits 
die  „Grundzüge"  empfohlen,  und  der  Kongrefs  ist  ihm  in  einer 
Resolution  im  wesentlichen  beigetreten.-) 

.Auch  die  Regierung  soll  die  Grundzüge  dieses  Elaborats  accep- 
tiert  haben  und  die  Thronrede  hat  kürzlich  den  Entwurf  „über 
die  Erleichterung  der  .Arbeitsgelegenheit  im  Inlande“  angekündigt.’) 

*)  Mise  hl  er  ist  von  der  allgemeinen  l'nenlgelllichkcil  nicht  so  sehr  Über* 
zeugt.  Siche  .seine  Ausführungen  a.  a.  O.  S.  3II. 

•)  Der  ArbeiUmarkt  v.  15.  Juli  i90o,  3.  Jahrg.  \r.  20  Sp.  318. 

*)  Beim  Abschluf»  des  Drucks  dieser  Arbeit  war  er  dem  Rcichsrat  noch  nicht 
zugegangen,  ln  der  Sitzung  des  Arheitsverniittlungsau-sschusses  vom  19.  März  1901 
im  arbdlsslat.  Amt  wurde  von  den  Ministerialvertretexn  niitgctcilt,  dafs  man  die 
Organisation  einc-s  Arbeitsnachweises  und  die  Regelung  der  privaten  und  genoss. 
Stellenvermittlung  getrennt  behandeln  werde.  Die  letztere  soll  in  einer  Novelle  zur 
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ln  Ungarn  will  man  in  mehreren  Gegenden  staatliche  Arbeiter- 
vermittlungsanstalten errichten.*)  In  der  bosnischen  I.andeshaupt- 
stadt  Serajewo  ist  seit  i.  Oktober  1900  ein  .Arbeitsvermittlungsamt 
in  Thätigkeit.-) 


II.  Kapitel. 

Sonstige  Mittel  behufs  Verhütung  und  Unterdrückung  der 
Arbeitslosigkeit. 

Der  .Arbeitsnachweis  kann,  auch  wenn  er  ideal  vollkommen 
organisiert  wäre,  nur  jene  Arbeitslosigkeit  verhindern,  welche  da- 
durch entsteht,  dafs  .Angebot  und  Nachfrage  sich  nicht  in  ent- 
sprechender Weise  begegnen.  Seine  Wirksamkeit  in  der  Verhinde- 
rung von  .Arbeitslosigkeit  ist  sonach  eine  begrenzte.  Die  Bekäm- 
pfung der  .Arbeitslosigkeit  mufs  deshalb  noch  weitere  Malsnahmen 
ins  .Auge  fassen. 

Zur  Verhütung  der  .Arbeitslosigkeit  würde  in  ganz  hervorragen- 
dem Mafse  beitragen  können  eine  zweckentsprechende  Regelung 
des  Kündigungs Wesens.  Zur  Zeit  stellt  sich  das  Recht  auf 
den  Standpunkt,  dieselbe  den  Parteien  zu  überlassen  und  nur 
Normen  aufzustellen  für  den  Fall,  dafs  nichts  ausgemacht  war.  Für 
diesen  Fall  ist  das  Verhältnis  ganz  zweckmäfsig  geordnet.  So 
gilt  nach  der  Gewerbeordnung  fij  122)  unter  dieser  Voraussetzung 
die  I4tägige  Kündigung.®)  In  den  Fällen,  in  denen  es  sich  um 
einen  Dienstvertrag  nach  dem  B.-  G.-  B.  handelt,  ist  die  Art  der 
Lohnbemessung  mafsgebend.  Ist  die  Vergütung  nach  Tagen  be- 
messen, so  ist  die  Kündigung  an  jedem  Tage  für  den  folgenden 
Tag  zulässig.  Ist  die  V'ergütung  nach  Wochen  bemessen,  so  ist 
die  Kündigung  nur  für  den  Schlufs  einer  Kalenderwoche  zulässig; 
sie  hat  spätestens  am  ersten  Werktage  der  Woche  zu  erfolgen. 
Ist  die  Vergütung  nach  Monaten  bemessen,  .so  ist  die  Kündigung 
nur  für  den  Schlufs  eines  Kalendermonats  zulässig ; sie  hat  spätestens 

GO.  vorgcnommt’n  werden.  Aufserdem  kam  in  dieücr  Sitzung  das  Projekt  einer  An- 
gliederung einer  Wohnungsvermiltlung  an  die  üffenllichcn  ArbeibnachwcisansUlten 
zur  Beratung»  welches  mit  der  Erweiterung  dieser  Vermittlung  auf  Werkstätten  als 
befürwortenswert  erkannt  wurde. 

*J  Soziale  Praxis  v.  3.  Januar  1901  10.  jahrg.  Nr.  14  Sp.  343, 

*)  Ebenda  Sp.  343. 

*)  Wird  Abweichendes  vereinbart,  so  mufs  die  Frist  für  -Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer  gleich  sein. 

40« 
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am  rünfzelinten  des  Monats  zu  erfolgen.  Ist  die  Vergütung  nach 
Vierteljahren  oder  längeren  Zeitabschnitten  bemessen,  so  ist  die 
Kündigung  nur  für  den  Schlufs  eines  Kalenderv'icrteljahres  und  nur 
unter  Einhaltung  einer  Kündigungsfrist  von  6 Wochen  zulässig. 
(§  621.) 

Besteht  die  Vergütung  in  festen  Bezügen  und  handelt  cs  sich 
um  Anstellung  im  Dienste  höherer  Art,  der  die  Erwerbsthätigkeit 
des  Angestellten  vollständig  oder  hauptsächlich  in  Anspruch  nimmt, 
insbesondere  der  Lehrer,  Erzieher,  Privatbreamten,  Gesellschafterinnen, 
so  kann  nur  für  den  Schlufs  eines  Kalendcrvierteljahrs  und  nur 
unter  Einhaltung  einer  Kündigungsfrist  von  6 Wochen  gekündigt 
werden,  auch  wenn  die  Vergütung  nach  kürzeren  Zeitabschnitten 
als  Vierteljahren  bemes.sen  ist  (§  622).  l.st  die  V'ergütung  nicht 
nach  Zeitabschnitten  bemessen,  (also  z.  B.  nach  Stücklohn),  so  kann 
das  Dienstverhältnis  jederzeit  gekündigt  werden;  bei  einem  die  Er- 
werbsthätigkeit des  V^erpflichteten  vollständig  oder  hauptsächlich 
in  Anspruch  nehmenden  Dienstverhältnis  ist  jedoch  eine  Kündi- 
gungsfrist von  2 Wochen  einzuhalten.  Diese  Regeln  erfahren  eine 
.■Ausnahme,  insofern  von  jedem  Teile  ohne  Einhaltung  einer  Kündi- 
gungsfrist gekündigt  werden  kann,  wenn  ein  wichtiger  Grund  vor- 
liegt  (§  6261. 

Man  sieht,  der  Gesetzgeber  sucht,  falls  kein  Vertrag  vorliegt, 
dem  .Arbeiter  oder  Dienstverpflichteten  ebenso  wie  dem  .Arbeitgeber 
oder  Dienstberechtigten  soviel  wie  möglich  Zeit  zu  geben,  um  V'’or- 
sorge  treffen  zu  können.  Er  legt  nicht  die  Auflassung  zugrunde, 
dafs  man  einen  .Arbeiter  wie  einen  Hund  auf  die  Stralse  setzt  oder 
dafs  der  Arbeiter  beliebig  den  Arbeitgeber  im  -Stich  läfst.  Er  hat 
deshalb  auch  in  sehr  zu  billigender  Weise  im  § 629  des  B.-G.-B. 
dem  Dienstverpflichteten  noch  einen  besonderen  Schutz  angedeihen 
lassen,  indem  nach  der  Kündigung  eines  dauernden  Dienstverhält- 
nisses der  Dienstberechtigte  dem  Verpflichteten  auf  Verlangen  an- 
gemessene Zeit  zum  Aufsuchen  eines  anderen  Dienstverhältnisses 
zu  gewähren  hat  {§  629). 

In  zwei  Fällen  ist  er  aber  noch  einen  Schritt  weiter  gegangen 
und  hat  schlechthin  das  Minimum  der  Kündigungszeit  normiert 
Es  ist  dies  einmal  bei  den  Handlungsgehilfen  der  Fall.*)  Ist  das 
Dienstverhältnis  auf  unbestimmte  Zeit  eingegangen,  so  kann  von 

*)  Die  englischen  Hundelsgehilfcn  streben  die  Kinftihrung  einer  8 tägigen 
KündigungsOist  an  Soziale  Praxis  vom  25.  April  1901,  10.  Jahrg.  Nr.  30  Sp.  759. 
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jedem  Teile  für  den  Schlufs  eines  Kalendereierteljahrs  unter  Rin- 
haltun^f  einer  Kündigungsfrist  von  6 Wochen  gekündigt  werden 
(H.-  (t.-  B.  § f>6).  Natürlich  kann  durch  V’ertrag  eine  kürzere  oder 
längere  Kündigungsfrist  bedungen  werden,  aber  sie  mufe  für  beide 
Teile  gleich  sein,  kann  nur  für  den  Schlufs  eines  Kalendermonats 
zugelasscn  werden  und  darf  nicht  weniger  als  einen  Monat  betragen 
(H.-  G.-  B.  § 67).  Hiervon  giebt  es  Ausnahmen,  wenn  cs  sich  um 
sehr  hochgclohnte  Handlungsgehilfen  oder  um  aufsercuropäische 
Handelsniederlassungen  handelt  {§  68],  auch  gdten  diese  strikten 
Normen  nicht,  wenn  ein  Handlungsgehilfe  nur  zu  vorübergehender 
Aushilfe  angenommen  wird ; damit  aber  dadurch  nicht  die  ganze 
Bestimmung  umgangen  werden  kann,  so  ist  das  dahin  eingeschränkt, 
dafs  diese  Ausnahme  nicht  gilt,  sobald  das  Dienstverhältnis  über 
die  Zeit  von  3 Monaten  hinaus')  fortgesetzt  wird  (§  69). 

Aehnlich  hat  der  Gesetzgeber  in  der  Novelle  vom  30.  Juni  19CX) 
zur  Gewerbeordnung  nunmehr  die  Sache  geregelt,  wenn  es  sich  um 
von  Gewerbeunternehmern  gegen  feste  Bezüge  beschäftigte  Personen 
handelt,  welche  nicht  lediglich  vorübergehend  mit  der  Leitung  oder 
Beaufsichtigung  des  Betriebes  oder  einer  Abteilung  desselben  be- 
auftragt (Betriebsbeamte,  Werkmeister  oder  ähnliche  Angestellte) 
ofler  mit  höheren  technischen  Dienstleistungen  betraut  sind  (M.aschinen- 
techniker,  Bautechniker,  Chemiker,  Zeichner  und  dergleichen  ).  Be- 
züglich dieser  konnte  und  kann,  wenn  nicht  etwas  anderes  v'erab- 
redet  war,  von  jedem  Teile  mit  .Ablauf  jeden  Kalendervierteljahres 
nach  6 W'oehen  vorher  erklärter  .Aufkündigung  das  Dienstverhält- 
nis aufgehoben  werden.  Nun  aber  ist  auch  für  diese  Kategorie  die- 
selbe Beschränkung  wie  bei  den  Handlung.sgehilfen  noch  hinzu- 
gefügt worden.  Wird  also  durch  A'ertrag  eine  kürzere  oder  längere 
Kündigungsfrist  bedungen,  so  mufs  sie  für  beide  Teile  gleich  sein 
und  darf  nicht  weniger  als  einen  .Monat  betragen.  Die 
Kündigung  kann  nur  für  den  Schlufs  eines  Kalendermonats  zuge- 
lassen werden  (§  I33aa). 

Dieser  von  dem  neuen  Handelsgesetzbuch  und  der  Gewerbe- 
ordnung neuestens  eingeschlagene  Weg  wäre  meines  Erachtens  fortzu- 
setzen.-) Es  wäre  eine  wesentliche  Hilfe  gegen  .Arbeitslosigkeit,  wenn 

‘)  C>1>  das  nicht  etwas  zu  lang  bemessen  ist? 

*)  Schon  1895  habe  ich  in  meiner  Schrift  ,,Zur  Krage“  ctc.  und  wiederum  1898 
in  den  I’rcufs.  Jahrii.  Bd.  91  S.  512  .auf  diesen  Punkt  aufmerksam  gemacht.  Eine 
eben  erschienene  Schrift  von  I)r.  Flesch,  Zur  Kritik  des  .\rbeitsvertrags.  Jena 
1901.  will,  ausgehend  von  der  Voraussetzung,  dafs  die  Kündigung  dem  .Arbeiter 
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auch  bei  Gewerbetreibenden  und  Industriellen  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen z.  B.  nach  einmonatlicher  Beschäftigung  wenigstens  eine 
achttägige  Kündigungsfrist  als  Minimum  eingehalten  werden  müfstc. 
Ich  weifs  wohl,  dafs  man  manches  dagegen  einwenden  kann.  Es 
giebt  Fälle,  in  denen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  infolge  von 
Differenzen  kündigen  und  ungerne  weiter  miteinander  zu  thun 
haben;  ja  es  giebt  Betriebe,  bei  denen  man  sich  nicht  der  Rache 
eines  Arbeiters  aussetzen  kann;  wenn  ein  solcher  Fall  vorliegt,  und 
er  nicht  schon  an  sich  zu  einer  sofortigen  Lösung  berechtigt,  so 
mufs  der  Arbeitgeber  den  Stägigen  Lohn  opfern  und  den  .\rbeiter 
sofort  entlas.sen.  In  der  Mehrzahl  der  Fälle  gehen  aber  die  beiden 
ohne  Verdrufs  auseinander,  wie  ja  der  Arbeiter  wiederholt  bei  dem- 
selben Arbeitgeber  eintritt.  Was  bei  Kaufleuten,  Werkmeistern. 
Maschinen-Technikern,  Chemikern  u.  s.  w.  und  insbesondere  Dienst- 
boten gut  thut,  mufs  schiefslich  auch  bei  anderen  Lohnbediensteten 
möglich  sein,  wie  es  ja  auch  thatsächlich  der  Fall  ist,  wenn 
Kündigungsfristen  nicht  ausgemacht  sind.  Es  wirkt  auch  in  hohem 
Grade  erzieherisch.  Der  Arbeitgeber  wird  an  sich  halten,  wenn  er 
weifs,  dals  er  den  Arbeiter  noch  acht  Tage  zu  behalten  hat,  wie 
es  auch  den  Arbeiter  hebt,  wenn  er  gewöhnt  wird,  auch  nach  der 
Kündigung  noch  seiner  Pflicht  zu  genügen.  Diese  Selbstzucht,  wie 
man  sie  bei  Militär  und  als  Beamter  in  so  reichem  Mafse  üben 
mufs,  sollte  diese  nicht  auch  sonst  Platz  greifen  können  ? 

Die  leider  immer  mehr  überhandnehmende  Uebung,  das  Ar- 
beitsverhältnis  jederzeit  kündbar  zu  stellen,  befördert  die  .Arbeits- 
losigkeit in  hohem  Mafse  und  ist  auf  der  denkbar  gröfsten  Ent- 
fremdung zwischen  .Arbeitgeber  und  .Arbeitnehmer  aufgebaut.  Dem 
mufs  der  Gesetzgeber  entgegentreten. 

Wie  aufscrordentlich  einflufsreich  eine  Kündigungsfrist  für  die 
F'rage  der  Arbeitslosigkeit  Lst,  dafür  hat  man  einen  statistischen  Be- 
leg. Die  badischen  .Arbeitsnachweise  stellen  in  \erdienstlicher 
Weise  fest,  ob  die  sich  .Anmeldenden  zur  Zeit  der  .Anmeldung  be- 


viel  gröfseren  Schaden  bringt,  als  dem  Unternehmer,  eine  weilgegriffcno  KnUchadigungs- 
pflicht  dem  Grofsinduslricllcn  aufcrlegen  „überall,  wo  er  oline  wesentliche  mit  den 
volkswirtschaftlichen  Aufgaben  des  Arbeitsvertrags  im  Widerspruch  stehende  Gründe 
kündigt,  die  also  weder  Zusammenhängen  mit  den  geschäftlichen  Dispositionen  des 
Unternehmers,  noch  mit  der  Geschäftslage  des  Unternehmers,  noch  mit  den  l..eistungen 
des  Arbeiters“.  Mir  will  scheinen,  dafs  die  Detailvorschläge  von  Dr.  Flesch  nicht 
helfen  und  nur  eine  Unsumme  von  Prozessen  hervorrufep  würden. 
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reits  arbeitslos  sind  oder  nicht.  Da  hat  sich  nun  gezeigt,  dafs  von 
den  eingetragenen  Arbeitsuchenden 

im  Jahr  1898  8i>,i  Pror.  männi..  43,8  Pro*,  wcibl. 

„ 1899  70,6  „ „ 34,7  „ 

„ 1900  70.7  „ 35,3  „ ■ 

zur  Zeit  der  Eintragung  arbeitslos  waren.  Bei  den  weiblichen  Personen 
war  es  also  1899  1900  nur  ein  gutes  Drittel,  die  arbeitslos  waren, 

während  fast  zwei  Drittel  noch  im  Dienste  sich  befanden,  als  sie 
sich  bereits  um  eine  neue  Stelle  umthaten;  bei  den  männlichen 
-Arbeitern  ist  das  Verhältnis  nahezu  umgekehrt.  Der  Grund  ist 
einfach.  Bei  den  weiblichen  Personen  handelt  es  sich  überwiegend 
um  Dienstboten,  bei  denen  noch  die  Kündigungszeit  die  Regel  ist,  bei 
den  Männern  dagegen  um  Berufe,  in  denen  dies  immer  mehr  abkommt. 

In  Karlsruhe  wird,  wie  mir  mitgeteilt  wird,  die  .Arbeitslosigkeit 
bis  zum  wirklichen  Eintritt  in  die  zugewiesene  Stelle  gerechnet. 
Daselbst  waren  1899  bei  der  Eintragung  arbeitslos  12  741  = 
73,7  Proz.;  hiervon  blieben  im  Ganzen  arbeitslos  unter  I Woche 
8070  = 63,3  Proz.;  I — 4 Wochen  4030  =31,7  Proz.;  4 — 8 Wochen 
4CX)  = 3,2  Proz.;  8 — 13  Wochen  46  = 0,3  Proz.;  13  und  mehr 
Wochen  15  =0,1  Proz.;  180  = 1,4  Proz.  waren  unbekannt.  Man 
möchte  daraus  schliefsen,  dafs  eine  achttägige  Kündigungsfrist  die 
Zahl  der  .Arbeitslosen  ganz  erheblich  reduzieren  müfste. 

Sehr  belangreich  für  unsere  Frage  sind  die  industriellen  K a r- 
telle.  Insoweit  .sie  sich  bemühen,  die  Produktion  zu  regeln  und 
glcichmäfsiger  zu  gestalten,  wirken  sie  gegen  die  .Arbeitslosigkeit.') 
Die  Konj'unkturenschwankungen  können  sic  freilich  nicht  vollständig 
aus  der  Welt  schaffen,  ebensowenig  die  grofsen  Revolutionen  in 
der  Industrie  infolge  technischer  Neuerungen.  Man  könnte  aber 
wohl  noch  mehr  von  ihnen  erwarten  und  verlangen.  Man  wird  ja 
doch  wohl  früher  oder  später  genötigt  sein,  sie  dem  öffentlichen 
Rechte  zu  unterstellen  und  dadurch  (ielegenheit  erhalten,  ihnen 
gewis.se  Pflichten  aufzuerlegen.-)  Das  Mindeste  wäre,  dafs  man  sie 

*)  Freilich  hat  man  auch  schon  das  Ciegenteil  erlebt;  wenigstens  wird  der 
Kohlen-  und  Eisenring  in  Deutschland  beschuldigt,  durch  die  künstliche  Mochhaltung 
der  Preise  viele  industriellen  Werke  geradezu  zu  Arbciterentlassungen  genötigt  zu  haben. 

*)  Der  österreichische  Kartellge^etzentwurf  verbietet  alle  Vereinbarungen,  die 
darauf  abzielen,  milleU  Einstellung  des  Betriebes  oder  Entlassung  von  Arbeitern 
diesen  eine  Lohnvcrringcrung  oder  überhaupt  ungünstigere  Arbeitsbedingungen  auf- 
zucrlegen.  Vgl.  (Irünberg,  Der  österr.  Kartellgesetzrntwurf  in  Schmollers  Jahrb. 

1897  s.  1355. 
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veranlal'st,  bei  rückgängiger  Konjunktur  nicht  einfach  einen  Teil  der 
Arbeiter  zu  entlassen,  sondern  die  Produktion  einzuschränken  ent- 
weder durch  Reduktion  der  täglichen  Arbeitszeit  oder  durch  Aus- 
fallenlassen einzelner  Tage  oder  durch  Bildung  von  Gruppen,  welche 
in  regelmäfsigem  Wechsel  nur  zeitweise  aufser  Arbeit  gesetzt  wer- 
den, so  dafs  die  ungünstige  Konjunktur  sich  möglichst  auf  alle  Ar- 
beiter verteilt  und  dadurch  leichter  getragen  wird.  Das  ist  sicher- 
lich nicht  zu  viel  verlangt;  denn  viele  Unternehmer  thun  dies  in 
wohl  verstandenem  Interesse  schon  heute.’) 

Man  könnte  vielleicht  noch  einen  Schritt  weiter  gehen  und  die 
kartellierten  Unternehmer  zwingen,  für  Ueberstunden  in  der  guten 
Zeit  jeweils  nach  Vorgang  von  Lanz  für  die  ganze  Ueberzeit  pro 
Mann  und  Stunde  IO  Pf.  in  einen  Fond  abzuführen,  um  daraus  nach 
einem  zu  genehmigenden  Statut  länger  der  Fabrik  angehörige  .Ar- 
beiter nach  .Aufzehrung  eines  bestimmten  obligatorischen  Sparguthabens 
weiter  zu  unterstützen  und  ihren  .Arbeiterstamm  über  die  Krise 
hinweg  zu  bringen. 

Mit  der  Kartellierung  würden  die  Industriezweige  zu  halböffent- 
lichen Unternehmungen,  welche  infolge  der  geduldeten  Privilegie- 
rung auch  ein  höheres  Mafs  von  Pflichten  auf  sich  zu  nehmen 
haben.  Es  wäre  das  ein  analoges  Verfahren,  wie  es  P'rankreich 
neuerdings  gegenüber  gemeinnützigen  Unternehmungen  cinnimmt.*) 

*)  Vjjl.  Zur  Kragf  der  Arbeitslosigkeit  S.  4 und  meine  Neuen  Beitrüge  S.  n. 
Neueste  Beispiele  aus  Reichenbach  i.  V.,  Krankenberg,  Böfsneck,  Landeshut  i.  SchL, 
Langenbielau , Crimmitschau,  Glauchau  im  Arbeitsmarkt  v.  1.  September  l(^oo, 
3.  Jahrg.  Nr.  23  Sp.  354,  355;  weitere  im  Arbeitsmarkt  vom  1.  Mürz  1901,  4.  Jahrg. 
Nr.  II  S.  178  f. 

*)  So  wurde  in  Frankreich  durch  Gesetz  v.  30.  Marz  1898  die  Pariser  Stadt- 
bahn zu  einem  gemeinnützigen  Unternehmen  erklärt  und  in  dem  Vertrag  der  Stadt 
mit  der  Gcselbchaft  wurde  dieser  die  Verprtichlung  auferlcgt,  jedem  Arbeiter  2®/^ 
am  Lohn  abzuzichen  und  unter  llinzufügung  von  6^^  des  Lohns  auf  ihre  Kosten 
in  die  Nationalsparkassc  einzuzahlen.  Uebcrsicigt  die  Zahl  der  beförderten  Personen 
220  Millionen  im  Jahr,  so  hat  die  Unternehmerin  7%,  der  Arbeiter  nur  I des 
Lohns  zur  Sparkasse  einzuzahlen.  Die  Gehälter  und  Löhne  müssen  alle  14  Tage 
ausgczahlt  werden  und  minde.stcns  monatlich  150  Fres.  betragen,  auch  für  gelegent- 
lich eingestellte  Arbeiter  darf  der  Lohn  nicht  unter  5 Frc.s.  für  den  Tag  hcrunlcr- 
gehen.  Die  tägliche  .Arbeitszeit  darf  lo  Stunden  nicht  übersteigen,  wöchentlich  ist 
ein  ganzer  oder  zwei  halbe  Ruhetage,  sowie  alljährlich  ein  Urlaub  von  Io  Tagen 
unter  Auszahlung  des  I.ohns  zu  gewähren.  Bei  militärischen  Uebungen  ist  der 
Lohn  für  die  ganze  Dauer,  im  Falle  von  Krankheit  für  mindestens  l Jahr  unverkürzt 
zu  zahlen.  Lrlcidet  ein  .Arbeiter  einen  Unfall,  der  ihn  vorübergehend  arbcitsunfaliig 
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Der  Gesetzgeber  kennt  lieute  schon  eine  gewisse  \'erpflichtung 
lies  Arbeitgebers  für  unverschuldete  Arbeitslosigkeit  an.  Nach  dem 
4;  6i6  des  B.  G.  B.  geht  ein  zur  Dienstleistung  Verpflichteter  des 
Anspruchs  auf  die  Vergütung  nicht  dadurch  verlustig,  dafs  er  für 
eine  verhältnismäfsig  nicht  erhebliche  Zeit  durch  einen  in  seiner 
Person  liegenden  Grund  ohne  sein  Verschulden  ■ an  der  Dienst- 
leistung verhindert  wird.  Er  mufs  sich  jedoch  den  Betrag  anrechnen 
lassen,  welcher  ihm  für  die  Zeit  der  Verhinderung  aus  einer  auf 
(irund  gesetzlicher  Verpflichtung  bestehenden  Kranken-  oder  Un- 
fallversicherung zukommt.  Solche  \'erhinderungsgründe  können,  ab 
gesehen  von  Krankheit  und  Unfall,  z.  B.  Geburten,  Eheschliel'sungen, 
Sterbefalle  allernächster  Angehörigen,  Reichstags-,  Landtags-  und  Kom- 
munalwahlen, Schöffen-  und  Geschwornendienst,  Feuerlöschdienst, 
Teilnahme  an  Kontrollversammlungen , Gestellung  zur  Aushebung 
und  Musterung,  Einziehung  zu  militärischen  Uebungen  sein. 

Ueberwiegend  ist  die  Meinung,  dafs  der  § 6i6  nicht  zwingen- 
des Recht  ist,  sondern  durch  Vertrag  ausgeschlossen  werden  kann.') 
Thatsächlich  wurden  auch  vielfach  .Arbeitsordnungen  in  diesem 
Sinne  abgeändert;  sogar  die  Berliner  städtischen  Gaswerke  haben 
sich  diesem  Modus  angeschlossen,  hauptsächlich  der  allgemeinen 
F'assung  des  § 0i6  wegen.")  Die  Verwaltung  derselben  wollte  da- 
mit nicht  ein  für  allemal  die  Zahlung  von  Lohn  in  Fällen  ent- 
schuldbarer .Arbeitsversäumnis  ausschliefsen,  sic  wollte  damit  nur 
freie  Hand  behalten  und  in  jedem  einzelnen  Fall  nach  pflichtmäfsigem 
Ermessen  prüfen,  ob  eine  Lohnkürzung  stattzufinden  hat  oder  nicht. 
Andere  kommunale  A'erwaltungen  haben  von  vornherein  für  gewisse 
Fälle  der  Verhinderung  die  Fortzahlung  versprochen,")  und  diesen 
Weg  will  auch  der  preufsische  Eisenbahnminister  augenscheinlich 

macht,  so  hat  er  bis  zur  Heilung  den  vollen  Lohn  zu  erhallen.  Gegen  dauernde 
Arl>eilsunrähigkeit  hat  die  l'ntemchmerin  ihre  Arl>ciler  und  Angeslelllen  auf  ihre 
alleinigen  Kosten  zu  versichern  und  sie  haflet  ihnen  unmitlelbar  für  die  Auszahlung 
<ler  ihnen  gebührenden  Vnfall/ahlungen , die  zu  diesem  Zwecke  besonders  einzu- 
richtende Kasse  ist  von  den  Angestellten  und  Arbeitern  allein  zu  verwalten.  Aerzt- 
liehe  Hilfe  und  Medikamente  sind  unentgeltlich  zu  gewähren.  Da  der  Lohn  monatlich 
150  Frc.s.  mindestens  betragen  mufs,  so  mufs  die  (»esellscbaft  für  jeden  Arbeiter 
bei  monatlich  mindestens  9 Fres.,  >»ei  7%  10,50  Fres.  cinzahlen.  Vgl.  Soziale 
Praxis  v.  21.  April  1898  S.  773. 

*)  Anderer  Ansicht  Ludwig  Fuld,  Soziale  Praxis  v.  3.  Mai  1900,  9.  Jahrg. 
,\r.  31  Sp.  791. 

*)  Soziale  Praxis  v.  6.  DezemVjer  1900,  10.  Jahrg.  Nr.  10  Sp.  228. 

>)  Z.  P.  Frankfurt  a.  M. 
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beschreiten.  Er  hat  Ermittlungen  darüber  angeordnet,  wie  hoch 
die  Kosten  sich  belaufen,  wenn  in  einzelnen  genauer  festzustellenden 
Fällen  unverschuldeter  persönlicher  X'erhinderung  der  Lohn  fort- 
gewährt würde.’) 

Die  .Arbeitslosigkeit  i.st  bekanntlich  sehr  grofs  auch  bei  den 
hausindustriellen  .Arbeitern.-j  Zeiten  mit  Ueberanspannung 
aller  Kräfte  folgen  solche  der  toten  Saison.  Die  beabsichtigte 
Regelung  der  hausindustriellen  Kinderarbeit  wird  ja  wohl  auch  hier 
eine  kleine  Besserung  bringen.  Eine  wesentliche  Abhilfe  könnte 
doch  wohl  nur  eine  Vermehrung  des  VVerkstättenbetriebs  mit 
kontrollierter  Arbeitszeit  bringen.  Diese  würde  die  Industrie 
stabiler  machen;  denn  die  in  den  Mieten  und  Ma.schinen  repräsen- 
tierte Kapitalanlage  müfste  nach  dieser  Richtung  einen  ebenso 
günstigen  Einflufs  haben,  wie  die  aus  der  Beschränkung  der  .Arbeits- 
möglichkeit folgende  Verteilung  der  Bestellungen  resp.  .Ausfüh- 
rungen auf  längere  Perioden.  Die  Unternehmer  werden  freilich 
wenig  Lust  haben,  die  hausindustrielle  Betriebsweise  von  sich  aus 
aufzugeben,  obschon  der  fabrikmäfsige  Betrieb  ihnen  auch  manche 
Vorteile  bieten  könnte.  \^or  allem  blieben  sie  mehr  geschützt  als 
bisher  gegen  die  Entwicklung  eines  überrnäfsigen  und  unsoliden 
Wettbewerbs,  wie  er  durch  die  Entstehung  schlecht  fundierter, 
kapitallo,ser  Geschäfte  begünstigt  wird;  sodann  wären  manche  Zweige, 
in  denen  dies  eine  Rolle  spielt,  wie  z.  B.  die  Konfektionsbranche  eher 
in  der  Lage , Neuheiten  in  Fa^jons  der  Konkurrenz  zu  entziehen.’) 

Unter  den  Ursachen  der  .Arbeitslosigkeit  bildet  die  mangel- 
hafte .Ausbildung  eine  nicht  geringe  Rolle.  Ideale  Vollkommen- 
heit wird  man  freilich  hier  nie  erreichen.  Es  wird  immer  Menschen 
geben,  welche  einen  verkehrten  Beruf  ergreifen,  in  welchem  sie 
infolge  körperlicher  und  geistiger  F.igen.schaften  nichts  Rechtes 
leisten,  während  sic  in  einem  anderen  sich  bewährt  hätten,  und  es 

*)  Ks  sind  linuptsiiclilirli  die  oben  {genannten  Fälle.  Sielie  Nälicres  Soziale 
Praxis  v.  17.  Januar  1901,  10.  Jalirg.  Nr.  16  S|>.  386. 

*)  .Ausführliche  Nachweise  hierüber  in  der  Konfektionsindustrie  finden  sieh 
bei  Gertrud  Dyhrenfurth,  Die  industriellen  .Arbeiterinnen  in  der  Berliner 
Blusen-,  fnterrock-.  Schürzen-  und  Trikotkonfrktion.  Leipzig  1898  S.  74  I. 

•)  Khenda  S.  76.  Vorerst  scheint  der  bereits  mehrfach  gemachte  Versuch, 
durch  (eventuell  aus  ofTcntlichcn  .Alitteln  unterstützte)  Zentralw-crkstälten  die  räum- 
liche Isolierung  der  A'crlagStirbeiter  zu  beheben,  am  aussichtsreichsten  zu  sein;  vgl. 
K.  Schwicdland,  Die  Gcwerkschartsateliers  zur  Bekämpfung  der  Heimarbeit. 
Jahrb.  f.  tiesetzg.  Verw.  u.  Volkswirtsch.  i.  d.  R.  25  (1901)  S,  228,  238. 
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wird  ebenso  immer  cliarakterschwache  Personen  geben,  welche 
nichts  lernen  wollen  und  deshalb  Stümper  bleiben.  .Aber  daneben 
giebt  es  doch  unzweifelhaft  zahlreiche  Fälle,  in  denen  widrige  Um- 
stände es  verhindern,  dafs  der  einzelne  so  ausgebildet  wird,  dafs 
er  ordentlich  im  Leben  fortkommt.  Egoismus  der  Eltern.  Egois- 
mus des  Lehrherrn,  Unfähigkeit  des  letzteren,  Wandel  der  Technik 
wirken  zusammen,  um  dies  Resultat  herbeizuführen. 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  die  weitschichtige  Frage  der  gewerb- 
lichen .Ausbildung  zu  erörtern.  Fis  ist  aber  jedenfalls  erfreulich, 
dafs  man  dieser  Frage  neuerdings  mehr  Interes.se  entgegenbringt. 
Die  letzte  Novelle  der  Gewerbeordnung  vom  26.  Juli  1897  hat  in 
dieser  Hinsicht  entschieden  viele  Verbes-serungen  gebracht,  und  cs 
ist  wertv'oll,  dafs  nun  allerwärts  in  den  Handwerkskammern  ein 
Organ  geschaffen  wurde,  dem  die  nähere  Regelung  des  Lehrlings- 
wesens und  die  Ueberwachung  der  Durchführung  der  für  das  Lehr- 
lingswesen geltenden  Vorschriften  obliegt. 

Die  Wichtigkeit  der  gewerblichen  Fortbildungsschulen,  Fach- 
schulen und  Lehrwerkstätten  wird  auch  immer  mehr  erkannt,  und 
durch  Stipendien  macht  man  neuerdings  auch  ärmeren  jungen 
i.euten  den  Besuch  der  Fachanstalten  möglich.  Durch  .Ausstellung 
von  Lehrlingsarbeiten,  Lehrlingsprüfungen  sucht  man  ermunternd 
zu  wirken. 

Ein  grofser  Teil  der  .Arbeitslosigkeit  wird  herbeigeführt,  wenn 
infolge  zu  grofsen  Zugangs  von  Lehrlingen  die  Zahl  der  Ar- 
beiter schliefslich  dem  Bedarf  nicht  entspricht.  Diejenigen  Gewerbe, 
die  der  Lehrlingszüchterei  am  stärksten  obliegen,')  pflegen  auch 
die  gröfste  Zahl  der  durchwandernden  Arbeitslosen  zu  stellen.  .Auch 
ist  die  Gefahr  grofs,  dafs  infolge  Haltens  einer  beträchtlichen  Zahl 
von  Lehrlingen  ihre  .Ausbildung  Schaden  leidet,  was  ihr  Fortkommen 
später  wieder  erschwert.  Durch  die  Gewerbeordnungsnovelle  vom 
26.  Juli  1897  ist  die  Möglichkeit  geboten,  dem  Mifsbraiich  entgegen- 
zutreten. Der  § 128  der  G.O.  lautet: 

„Wenn  der  Lehrbcrr  eine  im  Mifsverhältnisse  zu  dem  L'mfang  oder  der  Art 
seines  (fcwerbebetriebs  stehende  Zahl  von  Lehrlingen  hält  und  dadurch  die  Aus- 
bildung der  Lehrlinge  gefährdet  erscheint,  so  kann  dem  Lchrlicrrn  von  der  unteren 
Verwaltungsbehörde  die  Entlassung  eines  entsprechenden  Teiles  der  Lehrlinge  aul- 
crlegt  und  die  Annahme  von  Lehrlingen  über  eine  bestimmte  Zahl  hinaus  unter- 
sagt werden. 

*)  Siche  „Zur  Frage“  S.  4;  eine  Reihe  Beispiele  finden  sich  bei  Stieda  im 
MandwÖrterb.  der  Staatsw.  2.  Aufl.  5.  Bd.  S.  580. 
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Unbeschadet  der  vorstehenden  Besümnmng  können  durch  Heschlufs  des  Bundesrats 
für  einzelne  Gewerbszweige  Vorschriften  über  die  höchste  Zahl  der  Lehrlinge  er- 
lassen werden,  welche  in  Betrieben  dieser  Gewerbszweige  gehalten  werden  darL 
Sow'eit  solche  Vorschriften  nicht  erlassen  sind«  können  sie  durch  Anordnung  der 
Landescentralbehörde  erlassen  w'crdcn‘*. 

Für  die  Handwerksbetriebe  kommt  auch  noch  der  § 130  in 
Betracht ; 

Soweit  durch  den  Kundesrat  <»der  die  I^ndeszentrulbchr>rde  auf  Grund  des 
^ 128  Abs.  2 Vorschriften  über  die  zulässige  Zahl  von  Lehrlingen  nicht  erlassen 
sind,  ist  die  liandw'erkskammer  und  die  Innung  zum  Krlasse  solcher  Vorschriften 
befugt. 

Fs  wird  abzuwarten  sein,  welcher  Gebrauch  von  diesen  Be- 
stimmungen gemacht  wird,  .\rbeiter  und  Arbeitgeber  werden  gegen 
den  Egoismus  einzelner  Genossen  auftreten  und  den  behördlichen 
•Schutz  anrufen  mü.ssen. ') 

Da  wo  die  .Arbeiter  organisiert  sind,  suchen  sie  heute  schon 
vielfach  die  Uebersetztheit  abzuwehren,  was  freilich  oft  zu  Konflikten 
mit  den  Arbeitgebern  führt,  da  die  .Auffassungen  über  das  Mals  der 
Bc.schränkung  leicht  auseinander  gehen.*) 

.Auch  die  Steuergesetzgebung  hat  sich  neuerdings  gegen  die 
l.chrlingszüchtcr  gewendet.  So  hat  das  bayerische  Gewerbestcuer- 
gesetz  vom  9.  Juni  1899  die  Bestimmung,  dafs,  wenn  in  einem 
Geschäfte  mehr  Lehrlinge  als  erwachsene  .Arbeiter  einschlicfslich 
des  .Arbeitgebers  beschäftigt  sind,  die  Ueberzahl  der  Lehrlinge  Ge- 
hilfen gleichgestellt  wird,  was  die  Wirkung  hat,  dafs  bei  der  Be- 
rechnung der  .Steuer  für  diese  nicht  wie  sonst  der  halbe,  sondern 
der  ganze  .-Ansatz  gilt.  Eine  sehr  grofsc  Bedeutung  hat  die  Be- 
stimmung nicht,  insofern  als  in  den  Fällen,  in  denen  — und  diese 
sind  zahlreich  — die  Steuer  nach  dem  Ertrag  berechnet  wird,  sie 
überhaupt  nicht  angewendet  werden  kann.  .Auch  ist  sehr  zu  be- 
zweifeln, ob  sich  wegen  eines  Mehrbetrags  von  0,90 — 1,80  Mk. 
Steuer  ein  Meister  vom  Halten  eines  weiteren  Lehrlings  abhalten  läfst.*) 

Ein  nicht  unbeträchtliches  Kontingent  zu  den  .-Arbeitslosen 
stellen  solche  .Arbeiter,  die  infolge  zunehmenden  .Alters  und 

*1  In  Unterfrankm  hat  kürzlich  dir  (fcwerbckammcr  die  Kragr  grrrgrlt. 

Hin  interessantes  Beispiel  bietet  die  demnächst  in  meinen  Wirtschaftsstudien 
erscheinende  Arbeit  meines  Schülers  K.  A.  Maier,  „Der  Verband  der  (}laeeliand- 
schuhntacher  und  verwandten  .Arbeiter  1869 — 99“  S.  ijöf. 

")  Vgl.  (L  Schanz,  Das  haycr.  Krtragsstcurrsystem  und  seine  Fntwieklung. 
Hnanzarchiv  17  (1900)  S.  755. 
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abnehmender  Kraft  nicht  mehr  das  leisten,  was  ihrem  Lohne  ent- 
spricht. Sie  werden  gerne  abgestofsen  und  erhalten  dann  schwerer 
wie  junge  unverheiratete  .Arbeiter  Stellung.  Je  höher  die  Löhne,  je 
kürzer  die  .Arbeitszeit,  um  so  mehr  beansprucht  der  .Arbeitgeber  an 
I.eistung.  Die  Invaliden-  und  .Altersversicherung  hilft  zur  Zeit  solchen 
wenig,  insofern  die  Invalidenversicherung  nur  eintritt,  wenn  der 
Arbeiter  nur  noch  ’ j von  dem  verdient,  was  körperlich  und  geistig 
gesunde  Personen  derselben  .Art  mit  ähnlicher  .Ausbildung  in  der- 
selben Gegend  durch  .Arbeit  zu  verdienen  pflegen,  die  .Altersver- 
sicherung aber  das  .Alter  von  70  Jahren  voraussetzt,  was  bei  in- 
dustriellen Arbeitern  sehr  selten  erreicht  wird.  Will  man  diese 
.Arbeitslosen  schützen,  so  dürfte  es  kaum  ein  anderes  Mittel  geben, 
als  dafs  man  sich  in  Zukunft  zu  einer  .Abstufung  der  Rente  versteht, 
so  dafs  er  auch  bei  halber  Invalidität  und  schon  bei  fXJ  Jahren 
einen  mäfsigen  Rentenanspruch  hat,  der  zur  Ergänzung  eines  ge- 
ringeren Lohns  ausreicht. 

Endlich  giebt  es  eine  grofse  Zahl  .Arbeitsloser,  die  mit  solchen 
Defekten  behaftet  ist,  dafs  für  sie  die  Internierung  in  Anstalten 
überhaupt  angezeigt  wäre.  Interessant  sind  in  dieser  Hinsicht  die 
Untersuchungen  des  Privatdozenten  Dr.  Bonhoeffer  über  die  Zu- 
sammensetzung des  grofsstädtischen  Bettler-  und  Vagabundentums. 
Er  hat  400  Bettler  und  Obdachlo.se  der  Stadt  Breslau,  und  zwar 
nur  Individuen,  die  schon  vorbestraft  waren,  untersucht;  er  äufsert 
sich  folgendermafsen  über  dieselben  ') : 

Dir  Zahl  der  V’orstrafen  schwankte  zwischen  6 und  6o.  Die  Z;ihl  der  aus 
körperlichen  (iründen  {»änzlich  Militaruntauglichen  betrug  fast  70  Prozent,  während  die 
Zahl  ini  allgemeinen  fhr  Schlesien  nur  8 bis  9 Prozent  beträgt.  Kin  zweiter  nicht  unwesent- 
licher Punkt  ist  die  mangelnde  Fruchtbarkeit  der  geschlossenen  Ehen.  Die  Hälfte  dieser 
war  kinderlos.  Im  Durchschnitt  kommen  auf  100  Familien  120  Kinder,  eine  Zahl,  die 
im  Gegensatz  zu  dem  Kinderreichtum  der  .\rbeilerbcvölkcrung  Schlesiens  steht.  Ite- 
sonders  bemerkenswert  erscheint  diese  Thatsache  vom  Sland])unk(e  der  Auslese  und  von 
sozialen  (Gesichtspunkten.  Es  lag  nahe,  diese  Kinderarmut  der  schlechten  äufseren 
Lage  und  der  einer  Familiengriindung  cnlgcgenstehcndcn  zerfahrenen  Lebensweise  zu- 
zuschrciben.  Verschiedene  Momente  sprachen  aber  dafür,  dafs  cs  sich  um  den 
Ausdruck  einer  endogenen  progressiven  Degeneration  handelt.  Bei  50  Prozent  Hefs 
sich  direkte  hereditäre  Belastung  nachweisen,  jedoch  dürfte  diese  Zahl  zu  gering 
sein,  da  die  Kenntnis  der  Familie  nur  selten  bis  auf  den  Grofsvatcr  zu  ermöglichen 
war.  Die  hereditäre  Belastung  war  bei  9 Prozent  auf  eigentliche  Psychose,  bei 
12  Prozent  auf  Epilepsie  und  Hysterie,  bei  29  Prozent  auf  Alkohuiisnius  zurück- 
2ufUhren.  Das  Bildungsniveau  der  Individuen  war  ein  sehr  niedriges.  Es  gehörte 

*)  Berliner  Tageblatt  vom  25.  April  1900  Xr.  207  l.  Beiblatt. 
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zum  lieispie!  nicht  zu  den  ScUeoheiten,  dais  in  Breslau  Geborene  nicht  den  Flufs 
kannten,  an  dem  die  Stadt  liegt.  Oer  Name  des  Kaisers,  des  Papstes,  der  Provinz, 
des  Königreichs,  in  dem  sie  lebten,  die  Zahl  der  Tage,  die  Himmelsrichtungen  u.  s.  w. 
waren  vielen  unbekannt;  53  Prozent  hatten  das  I’ensum  der  Volksschule  nicht  er* 
ledigt.  Bei  einem  dritten  Teil  war  von  Jugend  auf  ein  psychischer  Defekt  vorhanden. 
87  Prozent  waren  gewohnheitsmäfsige  Schnapstrinker;  bei  60  Prozent  fanden  sich 
ausgesprochene  F'rschcinungcn  chronischen  AlkohoHsmus,  aber  bei  63  Prozent  war 
der  .Mkoholismus  auf  hereditäre  Veranlagung  und  angeborene  Defeklzustände  curOck- 
zuführen.  Nur  bei  einem  Viertel  halle  der  Alkoholismus  eine  selbständige  Bedeutung. 
Oer  Alkoholismus  sucht  auch  hier  seine  Träger  unter  den  Individuen  von  schwacher 
psychischer  Konstitution  sich  aus.  Es  ist  wichtig,  tiafs  dieser  Kindufs  der  indivi- 
«iucllen  Veranlagung  auf  die  Entwicklung  des  chronischen  .Vlkoholismus  hier  ekla- 
tant zur  Beobachtung  kommt.  Es  bestätigt  sich,  dafs  die  sozial  gefährlichen  und 
kriminellen  Formen  des  .Mkuholismus  sich  meist  auf  psychopathischer  Basis  ent- 
wickeln. Nur  bei  I5  Prozent  der  Individuen  liefsen  sich  keine  psychischen  .\no- 
malieen  nachweisen.  Oie  .Mehrzahl  stand  zwischen  dem  40.  und  50.  Lebensjahr. 
Nach  diesem  I.cbensallcr  nahm  die  Zahl  rapid  ab.  Vtm  Wichtigkeit  erschien  die 
Festsetzung  des  Beginnes  des  sozialen  Verfalles.  .-Ms  Zeitpunkt  hat  der  Vortragende 
den  Beginn  der  Kriminalität  genommen.  Es  ergaben  sich  hierfür  drei  Zeitabscbnitte 
der  gröl'sten  Steigerung:  zwischen  dem  16.  und  20.  Lebensjahr,  zusammenfallend 
mit  dem  Eintritt  in  die  Erwerbsthäligkeit,  ferner  zwischen  dem  25.  und  30.  Lebens- 
jahre, entsprechend  dem  Lebensalter,  in  welchem  die  gröfste  Zahl  der  erwerbe»- 
thätigen  Personen  steht,  iri  welchem  also  die  gröfste  Konkurrenz  vorhanden  ist,  und 
drittens  zwischen  dem  35.  und  40.  Lebensjahre.  I)er  Vortragende  glaubt,  dafs  in 
diesem  Falle  der  Alkoholismus  eine  solche  Intensivität  angenommen  hat,  tiafs  der, 
soziale  Ruin  eintritt.  Von  den  unter  dem  25.  Lebensjahre  kriminell  gewordenen 
Personen  überwogen  die  in  der  Grofsstadt  geb<»renen,  bei  den  nach  dem  25.  Jahre 
kriminell  gewordenen  die  vom  Oorfe  zugewanderten.  Es  handelt  sich  bei  leUterm 
um  Individuen,  die  sich  den  Erwcrbsverhältnisscn  der  Grofssladt  nicht  anzupa-ssen 
vermochten. 

Solche  Individuen  werden  immer  arbeitslos  bleiben  und  sind 
eine  Gefahr  für  die  Gesellschaft.  Die  neuen  Zwangserziehungs- 
gesetze werden  wohl  beitragen,  dafs  die  Masse  solcher  Existenzen 
nach  und  nach  etwas  abnimmt. 

Die  vorstehend  angedeuteten  Mittel  in  V'erbindung  mit  den 
von  den  Arbeiterverbänden  angestrebten  Zielen')  sind  sicherlich  im- 

*)  Diese  sind  übrigens  nicht  alle  zweckdienlich.  So  legen  die  .Arbeiter  tn 
Bezug  auf  die  Heilung  der  .ArbeiUlosigkcil  den  gröfslen  Wert  auf  die  Verkürzung 
der  ArbeiUzeil;  allein  solange  dieselbe  in  vernünftigen  Grenzen  sich  hält,  wird  sic 
durch  erhöhte  Energie  und  Beschleunigung  w'iedcr  eingebracht.  Man  kann  sogar 
eher  annehmen,  dafs  bis  zu  einem  gewissen  Grade  die  Verkürzung  der  .Arbeitszeit 
die  „Reservearmee“  mehrt,  weil  nur  noch  die  tüchtigsten  und  jüngeren  Arbeiter  den 


Digiiized  by  Google 


Uic  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit.  627 

Stande,  vorbeugend  gegen  die  Arbeitslosigkeit  zu  wirken.  .Allein 
auch  sie  können  diese  nicht  ganz  aus  der  W'elt  schaffen.  Die  Stö- 
rungen des  Erwerbslebens  infolge  der  klimatischen  V'erhältnis.se 
werden  sich  immer  geltend  machen,  ebenso  wird  man  mit  .Arbeits- 
losigkeit infolge  von  aufserordentlichen  Ereignissen,  Krieg,*)  Epide- 
micen,  Naturereignissen,  schlechten  Konjunkturen  und  dergl.  mehr  zu 
rechnen  haben. 

Für  all  die  Fälle,  in  denen  es  an  normaler  .Arbeitsgelegenheit 
fehlt,  möchte  man  wünschen,  dafs  eine  solche  surrogiert  werden 
könnte.  Bis  zu  einem  gewissen  Grade  ist  dies  auch  möglich.  Die 
Arbeitsfähigkeit  des  Menschen  läfst  einen  gewissen,  individuell  frei- 
lich sehr  verschieden  abgegrenzten  Spielraum,-)  auch  besteht  die 
Möglichkeit,  Arbeiten  auf  die  tote  Zeit  zu  verlegen  oder  überhaupt 
manche  zu  unternehmen,  die,  an  sich  nützlich,  vorerst  aber  nicht 
unternommen  worden  wären.  Namentlich  die  öffentlichen  Gemein- 
wesen haben,  da  sie  auf  die  allgemeine  Steuerkraft  sich  stützen 
und  viele  Gelegenheit  zu  nützlichen  .Arbeiten  haben,  am  ehesten 
die  Möglichkeit.  .Man  sollte  solche  immer  in  Reserve  haben  und 
durch  Kommissionen  vorbereiten  lassen. 

Die  Wirklichkeit  zeigt  schon  heute  viele  .Ansätze  in  dieser 
Richtung,  und  es  ist  nicht  zweifelhaft,  dafs  auch  da  noch  erhebliche 
Fortschritte  möglich  sind.®) 

rrhohlcn  Lohn  hoi  kürzerrr  Arbrilszeil  «rhaltcn  können,  die  wcnijjcr  (UclUi(;cn 
jjerne  ahgestofsen  worden. 

*)  Vgl.  z.  H.  die  durch  den  nfrikitn.  Krieg  hervorgerufene  Arbeiulosigkeit  der 
Amsterdamer  Diamantarbeitcr.  Soziale  Praxi»  vom  21.  Juni  1900,  9.  Jahrg.  Nr.  38 
Sp.  970. 

*)  in  CharloUenburg  ist  der  .Arbeitsnachweis  auf  ungelernte  Arbeiter  l>eschränkl. 
Unter  den  männlichen  Arbeitern,  welche  1899,1900  dort  versuchten,  als  ungelernte 
Arbeiter  Hcschäfligung  zu  linden,  waren  235  gelernte  Arbeiter : 28  Bäcker,  1 Barbier, 

1 Böttcher,  5 Brauer,  l Buchdrucker,  1 Zigarrenmachcr,  4 Dachdecker,  4 Kcilen- 
hauer,  1 Färber,  2o  (»ärlner,  4 Glaser,  2 Heizer,  5 Kauflcule,  4 Klempner, 
3 Kupferschmiede,  1 Kürschner,  2 Müller,  10  Maler,  15  Maurer,  3 Porzellandrchcr, 

2 Sattler,  3 Seiler,  10  Schlächter,  21  Schlosser,  12  Schmiede,  7 Schneider,  19  Schuh- 
macher, 1 Steinmetz,  5 Stuckateure,  10  Stellmacher,  3 Tapezierer,  10  Tischler, 
6 Töpfer,  4 Weber,  6 Zimmerer.  .Arbeitsmarkt  v.  15.  Februar  1901,  4.  Jahrg.  Nr.  10 
Sp.  163. 

*)  Ein  warmer  Befürworter  der  .Arbeitsbeschaffung  durch  Staat  und  Gemeinde 
ist  Julius  Wolf,  Arbeitslosigkeit  und  ihre  Bekämpfung  1896.  Auf  dem  Land 
gebe  es  immer  Gelegenheit,  die  Arbeitslosen  zu  beschäftigen,  wie  Aufforstungen, 
Trockenlegungen,  .Aufwerfung  von  Dämmen,  Kanal-,  Flufsbauten  u.  s.  w,,  in  den 
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ln  erster  Linie  möchte  ich  hier  der  Arbeiterkolonieen  ge- 
denken, die  ständig  dem  Arbeitslosen  offen  stehen  und  einen  Zu- 
fluchtsort namentlich  auch  solchen  gewähren,  welche,  durch  längere 
Arbeitslosigkeit  heruntergekommen,  sich  wieder  emporarbeiten  wollen. 
In  der  Zeit  von  1882  — 97  Deutschland  nicht  weniger  als 

29  solcher  .Arbeiterkolonieen  gegründet  worden,  welche  3390  beleg- 
bare Plätze  darbieten.  Seit  ihrer  Eröffnung  sind  in  dieselben  bis 
I.  Jan.  1898  nicht  weniger  als  99424  Arbeiter  zeitweise  aufgenommen 
worden,  viele  wurden  dadurch  vom  Untergang  gerettet.  .Analog 
giebt  es  acht  Arbciterinnenkolonieen  meist  kleineren  Umfangs. 

Aufserdem  ist  über  ganz  Deutschland  ein  grofscs  Netz  von 
Xaturalverpflegungsstationcn  gespannt,  welches  die  wan- 
dernden .Arbeiter  dem  Bettel  entzieht  und  vielfach  auch  für  die 
Darbietung  von  Nahrung  und  Obd.aeh  Arbeit  als  .Aequivalent  ver- 
langt.') Sind  sie  vorerst  auch  unstreitig  ein  Fortschritt,  so  sollte  es 
doch  schliefslich  dahin  kommen,  dafs  sic  unnötig  werden. 

Zu  einer  ständigen  Erscheinung  fangen  auch  mehr  und  mehr 
die  winterlichen  Notstandsarbeiten  in  den  Grofs- 
städten  .sich  auszugestaltcn  an.  Je  rapider  die.se  wachsen,  um  so 
intensiver  mufs  sich  die  Bauthätigkeit  entwickeln  und  mit  ihr  alle 
Industrien,  die  von  ihr  unmittelbar  abhängen.  Ein  grofser  Teil 
dieser  .Arbeiter  setzt  sich  fest  und  bildet,  sobald  im  Winter  die 
Bauthätigkeit  aulhört,  einen  grofsen  Stock  .Arbeitsloser.  Je  nach 
der  Strenge  und  Dauer  des  Winters  bereiten  diese  Massen  gröfscre 
oder  geringere  V''erlegenheiten. 

Das  statistische  Jahrbuch  deutscher  Städte  giebt  für  die  .Städte 
von  über  50000  Einwohnern  vom  5.  Jahrgang  (1896)  ab  alljährlich 
Material  über  die  Notstandsarbeiten. 

Im  Jahre  1894 '95  wurden  solche  gemeldet  aus  14.  189596 
aus  8,  189697  aus  9 Städten.  Dr.  Mirschberg  bemerkt  hierzu  mit 
Recht:-)  „Dafs  wirkliche  aufserordentliche  Notstände  in  diesen 


Städten  solle  man  Wohnungen  (ur  die  arbeitenden  Klassen  bauen.  — Kine  sriir 
schwierige  Krage  ist,  ob  man  in  Zeiten  wirUi'haUlichen  Niedergangs  nicht  die  Kun- 
kurreniC  ausiändi.scher  im  Lande  lebender  Arbeiter  irgendwie  ausschalten  konnte  . 
vgl.  den  lehrreichen  Artikel  ,, .Ausländische  .Arbeiter  in  Deutschland“  im  Herl.  TagcLl. 
vom  9.  März  looi  Nr.  125  1.  Beibl. 

*)  Im  Jahre  1896  waren  es  in  I>eulschland  1287:  vgl.  Zcitschr.  des  Kgl.  preuls. 
Statist.  Bup.mus  39  (1899)  S.  77. 

*)  7.  Jahrg.  Breslau  1899  S.  171.  Daselbst  linden  sich  auch  Angaben  über 
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Städten  Vorlagen,  ist  freilich  nicht  gesagt,  indem  sich  die  Xotstands- 
arbeiten  allmählicii  zu  einer  Art  dauernder  Einrichtung  entwickelt 
zu  haben  scheinen,  welche  im  Winter,  wo  für  zahlreiche  Arbeiter, 
die  Erwerbsgelegenheit  ruht,  in  Funktion  tritt.“  Die  Städte,  die 
solche  Xotstandsarbeiten  für  den  Winter  organisierten,  waren  folgende 
und  die  Zahl  der  Beschäftigten  schwankte  zwischen : 


Altona 

1894  93 
4-  347 

1S95  96 

1 S96  97 

braunschweig 

14-62 

32—164 

37-64 

Duisburg 

30—40 

DUsseldort 

— 

15-27 

Erfurt 

180—215 

130—175 

Fssen 

40—150 

— 

— 

Frankfurt  a.  M. 

12 — 294 

— 

— 

I iamhurg 

229—401 

— 

— 

Königsberg 

150  -200 

— 

8 103 

t.ci|)zig 

46  3 

15—1 

12-32 

Magdeburg 

80  100 

_ 

— 

Main/ 

— 

_ 

17-45 

Mannheim 

22')— 80 

1S6— 13 

1—312 

München 

— 

— 

0 

! 

S 

Slrafsburg 

bis  Soo 

bis  160 

519—538;  11  — 113;  24—96 

Stuttgart 

70—219 

1 1 1 — j6i 

104  126 

Wiesbaden 

150-160 

100—130 

— 

Als  Xotstandsarbeiten  sind  aufgeführt ; Steinschlagen,  Holzhacken, 
Erdarbeiten,  Strafsenreinigen,  Schneeschaufeln.  Für  die  Masse  der 
Winterarbeitslosen  sind  tliese  Arbeiten  auch  geeignet. 

Diese  Aufstellung  ist  offenbar  mangelhaft;  es  fehlen  manche 
Orte,  welche  Xotstand.sarbeiten  hatten;  z.  B.  Darmstadt.  Xach 
dem  \'erwaltungsbericht  der  grofsherzoglichen  Bürgermeisterei ') 
Darmstadt  pro  11^9697  wurden  vom  23.  Xovember  i8(/j  bis  zum 
27.  März  1897  258  .-\rbeiter  beschäftigt.  Von  diesen  waren  61  Proz. 
ungelernte,  39  Proz.  gelernte  (davon  5,8  Proz.  Maurer;  6,9  Proz. 
Weifsbinder;  5,7  Proz.  Dachdecker;  2,7  Proz.  Schlosser;  3,1  Proz. 
Schreiner;  15  Proz.  sonstige  (Gewerbetreibende).  98  waren  ledig,  itjo 
verheiratet.  Sie  wurden  beschäftigt  beim  Strafsenbau,  bei  der 

die  Zeit  der  Notstundsarbeiten,  tügJiche  .\rl»eits.stundcn,  Stücklohn  oder  Zeitlohn. 
Höhe  des  lagcsvcrdiensles. 

*)  Zischr.  der  Zentralstelle  1.  Arbeitor*\V<»hltahrtseinrichtungcn  5 (1S9S1  S.  lJi9. 
Archiv  für  soz.  Ge«et7gehimg  u.  Stntisiik.  XVI.  4^ 
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Stralsenreinigung,  mit  Holzkleinmachen,  in  der  Stadtgärtnerei  mit 
leichteren  Planierungsarbeiten,  bei  der  städt.  Güterverwaltung  mit 
Meliorationsarbeiten,  mit  Steinschlagen. 

Das  Jahr  KX>0  0i  hat  angesichts  des  strengen  Winters  erheb- 
liche .Ausdehnung  der  Notstandsarbeiten  gebmeht.  Es  wurden 
solche  gemeldet  von  .Aachen,')  Elberfeld,  Barmen,*)  Zürich,®)  Basel,*) 
Darmstadt,*)  .Mannheim.®)  .Angeregt  wurden  solche  in  Güstrow 
i.  Meckl.,  Dresden,  Krefeld  u.  s.  w.®) 

Besonders  schlimm  war  die  Situation  in  Ungarn,  so  dal's  die 
Regierung  einen  Kredit  von  400 CXX)  Kronen  für  Notstandsarbeiten 
beantragte.*) 

Das  bayerische  Ministerium  hat  im  Februar  durch  die  Kreis- 
regierungen die  Bauämter  angewiesen,  vorgesehene  .Arbeit,  soviel 
wie  möglich,  gleich  vornehmen  zu  lassen,  und  befohlen,  ihm  über 
den  A'ollzug  zu  berichten.  “) 

Für  einen  Teil  der  in  den  Grofsstädten  auftretenden  .Arbeits- 
losen, die  vielfach  für  grobe  .Arbeit  sich  wenig  eignen,  errichtet 
man  neuerdings  Schreibstuben.  So  hat  eine  solche  kürzlich  in 
Breslau  der  V'erein  gegen  Verarmung  und  Bettelei  eröfihet.  Die 
Anstalt  besteht  aus  einem  grofsen,  hellen  und  luftigen  Zimmer,  in 
dem  eine  Tafel  mit  1 2 Sitzplätzen  aufgestellt  ist,  wo  die  .Arbeits- 
losen z.  B.  Kauflcutc,  Schreiber,  Beamte,  Handwerker  und  andere 
schreibgewandte  Personen,  welche  erwerbslos  geworden  und  in  Not 
geraten  sind,  vorübergehend  mit  allerhand  .schriftlichen  .Arbeiten 
Ireschäftigt  werden,  z.  B.  mit  Fertigung  und  .Abschriften  aller  .Art, 
Schreiben  von  .Adressen,  Falzen  und  Cou vertieren  von  Briefen, 
Zirkularen,  Prospekten,  Preislisten,  Katalogen,  Zeitschriften,  .Aufstellen 
von  Rechnungen  etc.  Die  .Ausführung  der  Arbeiten  erfolgt  unter 
Anleitung  und  stetiger  .Aufsicht  eines  besonderen  .Ausschusses.  Die 
Schreibstube  ist  an  Wochentagen  von  8 — 1 und  3 — 7 Uhr  geöffnet- 


’)  Soziale  Praxis  v.  I.  Novcmlicr  1900,  10.  Jahrg.  Nr.  5 S.  103. 

’)  Soziale  Pra.\is  vom  13.  Dezember  1900,  10.  Jahrg.  Nr.  Ii  Sp.  257. 

*)  Kbenda  Sp.  258. 

*)  S«>ziaU’  Pra.\is  v.  31.  Januar  1901,  10.  Jahrg.  Nr.  18  Sp.  434. 

■''}  Soziale  Praxis  vom  10.  Januar  1901,  10.  Jahrg.  Nr.  15  Sp.  364. 

•)  .Soziale  Praxis  vom  3.  Jan.  1901,  IO.  Jahrg.  .Nr.  14  Sp.  331. 

•)  .’\rbeit.smark(  vom  I.  November  1900,  4.  Jahrg.  Nr.  3 Sp.  40. 

*1  Soziale  Pra.\is  vom  20.  Dezember  1900,  IO.  Jahrg.  .\r.  12  Sp.  284. 
“)  Arbeitsmarkt  vom  15.  .März  1901,  4.  Jahrg.  Nr.  12  Sp.  194. 
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Die  Stadt  hat  dem  Verein  für  die  Schreibstube  eine  jährliche 
Unterstützung  von  2COO  Mk.  zugesichert.') 

Eben.so  besteht  eine  Schreibstube  in  Düsseldorf;  der  Geschäfts- 
führer der  .Arbeitsnacliweise  leitet  sie.-)  In  Berlin  will  man  eine 
Zentralstelle  füf  Arbeitsbedürftige  errichten  und  ebenfalls  mit  einer 
•Schreibstube  für  das  Schreiben  von  Adres.sen,  Einladungen,  Mit- 
gliedskarten, Quittungen  beginnen,  damit  will  man  auch  ein  Ueber- 
setzungsbureau  und  ein  Zeitungsnachrichten-  (.-\usschnitte-)  bureau 
verbinden;  die  ,'\usdehnung  auf  andere  ,Arbeitsgebiete  ist  für  später 
in  .Aussicht  genommen.") 

.Aufserhalb  Deutschlands  sind  solche  mehr  oder  minder  regu- 
läre NotstancLsarbeiten,  wie  es  scheint,  fast  noch  häufiger.  In 
England,  ■*)  den  Vereinigten  Staaten  von  .Amerika, und  .Austra- 

*)  Soziale  Praxii»  vom  6.  September  1900,  9.  Jahrg.  Nr.  49  Sp.  1251. 

*)  Arbeilsmarkt  vom  1.  Juni  1900,  3.  Jabrg.  Nr.  17  Sp.  272.  Vom  2.  .\pril  bis 
30.  Dezember  1900  wnirden  90  Personen  durch  die  .Anstalt  beschäftigt,  .\rbeits- 
markt  vom  l.  .April  1901,  4.  Jahrg.  Nr.  13  Sp.  232. 

*)  .Arbeitsmarkl  vom  1.  November  1900,  4.  Jahrg.  Nr.  3 Sp.  56;  vt»m  I.  Fe- 
bruar 1901,  4.  Jahrg.  .\r.  9 Sp.  150. 

*)  Report  on  agencies  and  methods  for  dealing  with  the  unemployed.  London 
1893;  G.  Drage,  The  unemployed.  London  1894;  H.  v.  Nostitz,  Die  .ArbeiU- 
lo.senfragr  im  Lichte  der  englischen  F.rfahrungen  im  Jahrb.  f.  (icselzg.  A'erw.  u« 
Volksw.  20  (1896)  S.  220  f. 

*)  In  Massachussetts  allein  hatten  im  Winter  189394  35  Städte  öffentliche 
Arbeiten  lür  die  .Arbcitloscn  eingerichtet.  Analog  die  hauptsächlichsten  Städte 
anderer  Staaten:  Baltimore,  Chicago,  New  York,  Philadelphia,  Pittsburg  u.  s.  w. 
Die  Gemeinde  von  Syracuse  im  Staate  New  York  hat  ini  Jahre  1899  ein 
.yMunicipal  Lodging  House“  eröffnet,  das  einen  durchschlagenden  Erfolg  aufweis!. 
Nach  einem  vorliegenden  Berichte  kostete  die  F>haltung  desselben  im  ersten  Halb- 
jahre 1900  2700  Dollars,  woHlr  die  Gemeinde  über  12000  .Arbeitsstunden  erhielt,  die 
der  Instandhaltung  und  Säuberung  der  Strafsen  zugute  kamen.  Vnlerkunftsuchcndc 
haben  sich  im  .Asylrcgistcr  cintragen  zu  lassen  und  sind  verpflichtet,  die  .Abende  im 
Asyl  zuzubringen,  wo  ihnen  ein  be»iucmcr  Lesesaal  und  obligatorisch  zu  benutzende 
Baderäume  zur  Verfügung  stehen.  Um  5 Uhr  bekommen  sic  .Abendbrot  und  um 
7 Vhr  morgens  Frühstück,  um  8 Uhr  früh  gehen  sie  unter  Aufsicht  an  ihre  Slralscn- 
arbeit,  die  bis  12  Uhr  dauert,  nämlich  Schnec.schaufcln  im  Winter  und  .Ausbessern 
und  Reinigen  der  Strafsen  son.st.  Den  N.'ichmittag  können  sie  darauf  verwenden, 
sich  dauernde  .Arbeit  zu  suchen.  Sic  dürfen  2 Wochen  im  .Asyl  verbleiben,  dt»ch 
findet  sich  in  der  Regel  schon  früher  .Arbeit  für  die  Leute,  zumal  Unternehmer,  die 
Tagelöhner  brauchen,  sich  regclmäfsig  an  das  .Asyl  wenden.  Die  Frequenz  des 
Asyls  ist  nicht  so  grofs,  als  man  anfänglich  fürchtete;  die  Maximalzahl  der  Unter- 
kunflsuchcndcn  betrug  im  Winter  25  pro  Tag,  während  die  Zahl  derselben  im  Juni 
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licn  ’)  spielen  sie  eine  i^rofsc  Rolle.  Man  interessiert  sich  hierfür 
auch  in  Belgien  ’),  und  in  h'rankreich  hat  dieser  Modus  grofse  Ver- 
breitung. 

Im  Oktober  1895  hat  das  Office  du  Travail  das  Resultat  einer 
Umfrage  in  allen  franzö.sLschcn  Städten,  deren  jährliche  Einnahme 
wenig.stens  die  Höhe  von  100 (XX)  Fres.  erreicht,  für  die  Jahre  i8<x><»4 
publiziert.*)  ln  22  Departements  hatten  die  betreftenden  Städte 
überhaupt  keine  Unterstützungsarbeiten  für  .Arbeitslose  eingerichtet; 
4 1 Städte,  welche  sich  auf  24  Departements  verteilten,  liefsen  letlig- 
lich  die  Schnee-  und  Eisentfernung  durch  .Arbeitslose  besorgen  oder 
hatten  nur  für  alte  und  gebrechliche  Personen  Arbeiten. 

Regelrechte  Unterstützungsarbeiten  für  Beschäftigungslose  waren 
aber  während  der  Periode  l8(/jy4  insgesamt  in  114  .Städten  mit 
nahezu  34000CX3  Einwohnern  vorgenommen  worden;  die  Gesamt- 
ausgabe belief  sich  für  die  5 Jahre  auf  4 903  (ioo  Fres.,  für  das  Jahr 
also  durchschnittlich  auf  980  749,98  Fres.  Die  Arbeiten  bestanden  im 
Reinigen  und  Kehren  der  Strafsen,  in  Steinklopfen,  Erdarbeiten  und 
Nivellierungen,  Demolierungen,  Steinbrechen,  Kies-  und  Kalkgewin- 
nung, .Ausbesserung  der  Wege,  Gemeindegebäude,  Wasserläufe, 
Baumpflanzen,  Entwässerungen  und  dergl. 

Manche  Gemeinden  x'erlangten  eine  gewisse  .Aufenthaltszeit,  die 
zwLschen  3 Monaten  und  5 Jahren  variierte;  andere  z;ihlrcichere 
verlangten,  dafs  der  .Arbeitslose  Franzo.se  sei.  ln  Rennes  wurden 
nur  A^äter  unerwachsener  Kinder  oder  die  Ernährer  von  Waisen 
oder  kranken  Verwandten  zugelassen;  in  Reims  nur  Franzosen  mit 
aufserordentliclien  Familicnlasten,  die  zugleich  unter  60  Jahre  alt 

auf  8 pro  Tag  sanli.  K.s  « urilc  konsraticrl,  ilafs  sfit  IjötTmiiig  ili-s  .\syls  auc)i  <lio 
V.igabomjago  in  drr  Stadl  ^-nI^dli<•d(•n  abgenonimnn  bat.  Soziale  IVaxia  vom 
30.  .\ugust  1900,  9.  Jalirg.  Nr.  4.S  Sp.  1216. 

*)  \'gl.  Soz,  l’ravis  vom  31.  .^Iai  1900,  10.  Jabrg.  Nr,  35  Sp.  989. 

*_!  In  (ivnt  liat  da.s  Armt-nburcau  im  Winter  1899  190t»,  um  .\rbfilern.  du- 
Kamilic  haben  und  arbcit.’.lo'r  waren,  wirksam  zu  Hilfe  zu  kommen,  eine  .Arbeitsstätte 
eingerichtet.  Die  .Arbeiter  wurden  in  2 .Abteilungen  geteilt,  die  eine  arbeitete  Mon- 
tag, .Mittwoch,  Freitag,  die  andere  die  übrigen  Tage  der  Woche : die  , Arbeiter  hatten 
stt  Zeit,  sich  Arbeit  zu  suchen.  Die  .Arbeit  bestand  im  Spalten  von  Brennholz  für 
die  verschiedenen  .Acmtcr  der  Stadt;  der  Lohn  betrug  1,50  Fres.  pro  Tag.  \‘om 
18.  Dezember  1S99  bis  17.  .März  190t,  haben  82  .Arbeiter  1 1 33  .Arbeitstage  gemacht. 

*j  .Auszüge  geben  die  Zeitschrift  der  Zentralstelle  für  .Arbciterwohlfahrtsein- 
richtungen,  5.  Jahrg.  1S98  S.  6 und  Vivier,  I.'assurancc  cimlrc  le  chönuige  involon- 
taire.  Paris  1S9S  .S.  191. 
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waren,  eine  Entlassungsbcscheinigung  ihres  letzten  Arbeitgebei s 
vorzeigten  und  ein  Zeugnis  des  Polizeikommissärs,  welches  die 
Moralität  und  die  Mittellosigkeit  darthat;  in  La\"a1  mufste  man  be- 
weisen, dafs  die  Arbeitslosigkeit  unfreiwillig  war  und  dafs  man 
während  6 Monate  im  Jahr  gearbeitet  hatte. 

Der  Lohn  war  meist  niedriger  als  der  normale;  selbst  wenn 
aber  der  letzte  gewährt  wurde,  so  wurden  die  Arbeitslosen  doch 
immer  nur  schichtweise  be.schäftigt ; auch  wurden  nur  8 — 9 Stunden, 
statt  IO — II  gearbeitet  und  gezahlt.  Der  .Arbeiter  sollte  ein  Inter- 
esse haben,  nach  einer  ständigen  Beschäftigung  sich  umzusehen. 

In  den  Jahren  1896 — 98  betrug  die  Zahl  der  Departements,  in 
denen  Notstandsarbeiten  organisiert  waren,  54,  im  Jahr  1899  48; 
(in  37  Departements  g.ab  es  keine);  die  Zahl  der  Städte,  welche 
solche  im  Jahre  1899  aufweisen,  betrug  162. 

189«» — 95  Würden  durchschnittlich  hierfür  verau.sgaht  980749,98  Fres. 

1896—98  „ „ „ „ 1085167,11  „ 

1899  0 « „ ..  iü27  2<»5-53  0 ’) 

Der  Conseil  supericur  du  Travail  hat  folgende  vom  Handels- 
minister gebilligte  Gesichtspunkte  für  die  Notstandsarbeiten  auf- 
gestellt; 

1.  Die  Arbeiten  mü&!>en  solche  allgemeinen  Nutzens  sein,  sic  dürfen  aber  nicht 
dringender  Natur  sein,  man  mufs  sie  vertagen  und  wieder  beginnen  können,  ohne 
Nachteil  für  ihre  gute  Ausführung:  Bau  und  Unterhaltung  von  Strafsen  und  Wegen, 
Urbarmachen,  Spatenarbeit,  Aufforstung,  Reinigen  der  Wasscrläufe,  Steinschlagcn 
/ur  Unterhaltung  der  Strafsen  etc. 

2.  Um  die  Uebcrfüllung  der  .Arbeitsplätze  durch  Bewohner  benachbarter  Ort- 
schaften zu  vermeiden,  ist  eine  bestimmte  Domizilsdaucr  in  der  Gemeinde  zu  ver- 
langen. 

3.  Wo  möglich,  ist  der  Accordarbcit  der  Vorzug  zu  geben.  Die  Zeitlohn- 
arlieil  verlangt  eine  Verstärkung  der  Aufsicht,  namentlich  bei  Notstandsarbeiten  und 
giebl  fast  immer  geringere  KesuUatc  im  Vergleich  zur  .Accordarbcit.  .Andererseits 
wenn  man  in  gewissen  speziellen  Fällen  zur  Zeitlohnarbcit  seine  ZuHuclit  nehmen 
mufs,  riskiert  man,  da  man  den  .Arbeitslosen  als  ungeschickten  .Arbeitern  den  Breis 
des  normalen  Tagclohnes  der  Gewerbetreibenden  nicht  gehen  kann,  den  Vorwurf, 
man  spekuliere  auf  die  Arbeitslosigkeit,  um  die  .Xrbeilen  unter  dem  Preise  ausftihren 
zu  lassen.  Es  ist  in  allen  Fällen  nötig,  die  Aufmerksamkeit  der  interessierten  Ver- 
waltungen auf  die  Notwendigkeit  einer  festen  Disziplin  und  einer  grofsen  Wachsam- 

*)  Ueber  Art  der  .\rbeil,  Lohn,  Zahl  der  .\rbeitsloscn  und  .\rbeilstagc 
sind  für  jede  Stadt  .Angaben  gemacht  im  Bulletin  de  Toffice  du  travail  Novembre 
1900  S.  loS6f. 
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keit  zu  lenken,  um  den  Mifsbräuclien  vorzubeugen,  welche  sich  so  leicht  in  die 
ArboiUslalten  dieser  Art  cinschlcichcn. 

4.  Man  mufs  dem  Arbeiter  die  Zeit  gewähren,  um  in  der  Privatindustrie  Arbeit 
zu  suchen,  daher  die  Notstandsarbeitsstätten  nur  6 — 8 Stunden  täglich  offnen  oder 
immer  nur  volle  'ragesarbeil  machen  lassen  in  Perioden  von  3,  4 oder  6 Tagen. 

5.  Die  Schaffung  von  Arbeitsstätten  für  Arbeitslose  ist  der  Verteilung  von 
Hilfsmitteln  in  Natura  oder  in  Geld  vorzuziehen.  Die  moralischen  Vorteile,  welche 
sic  darbietet,  sind  unbestreitbar;  sie  erhält  die  Selbstachtung  des  Arbeiters,  der  da> 
Hew'ulstscin  hat,  nützliche  Arbeit  zu  leisten;  sic  schützt  vor  Trägheit,  Unmälsigkeit 
und  gestattet,  wirksam  die  Arbeitsscheu  und  den  Bettel  zu  bekämpfen. 

6.  Die  Gemeinden  müssen  soviel  wie  möglich  vermeiden,  öffentliche  Arbeiten 
zu  unternehmen,  wenn  die  Privatarbeiten  sehr  Icbliafl  .sind;  cs  ist  vorzuzichen.  dal's 
sic  ihre  Ausführung  für  die  Perioden,  in  denen  die  privaten  Unternehmungen  n.-xch- 
las.scn.  reservieren.  ’) 

Der  Minister  macht  noch  aufmerksam  auf  eine  Erklärung  des 
Ministerpräsidenten,  die  in  der  Kammer  der  Deputierten  am  i.  Juni 
1900  mitgeteilt  worden  sei,  wonach  seitens  der  Regierung  alle  ge- 
meindlichen Unternehmungen  zur  Verhütung  und  Unterdrückung  der 
Arbeitslosigkeit  die  weitestgehende  Förderung  erfahren  sollen.  Schliefs- 
lieh  wird  eine  detaillierte  .Statistik  angeordnet.®) 

’)  7.U  Saint-Hricur  hat  man  die  Hinrichtung  getroffen,  neue  Arbeiten  und  Repara- 
turen soviel  wie  möglich  lür  den  Winter  zu  resemeren.  Vivier,  l.’assurancc  contre 
le  chömagc  involontaire.  Paris  1898  S.  20. 

*1  Zirkularerlufs  des  Uandelsministers  an  die  Präfekten  vom  26.  November  1900. 
Bulletin  de  l'ofticc  du  Iravail.  Dccenibrc  1900  S.  1217.  Wie  -sehr  in  Frankreich 
die  Beschaffung  von  .Arbeit  für  die  .Arbeit.slosen  Gegenstand  der  Hrwägungen  ist, 
dafür  bietet  auch  einen  guten  Beleg  die  Debatte  in  der  französischen  Deputierlen- 
kammrr  vom  3<».  Mai  und  l.  Juni  1900.  ln  derselben  wurde  über  eine  InlerjMdlalion 
des  soziali-slischcn  .Abgeordneten  Vaillant  verhandelt  wegen  der  Mafsrcgcln,  welche 
die  Regierung  zu  ergreifen  beabsichtige,  um  dem  nach  Schlufs  der  Weltausstellung 
zu  crw'artenden  .Arbeitsmangel  vorzubeugen.  Der  Handelsminister  Millcrand  und  der 
Bautenminister  Baudin  berichteten  über  die  Schritte,  die  schon  im  Frühjahr  1899 
gethan  wurden,  um  dem  mit  Vollendung  der  Ausstellung  freiwerdenden  .Arbeiter- 
personal  neue  Beschäftigung  zu  sichern.  Man  batte  bei  den  öffentlichen  Behörden  eine 
En<}Uctc  über  die  von  ihnen  geplanten  öffentlichen  Arbeiten  unternommen  und  durch 
Vermittlung  des  Ausstcllungsnachwei.ses  ein  lormliclics  Nachw’eisbureau  eingerichtet. 
Dieser  Weltau-sstellung.snachw'cis  zeigte  im  ganzen  für  i6o<»o  Personen  Stellen 
an,  w’ährend  die  durch  die  .\usstellungsbecndigung  vcrdienstlos  werdende  Arbeiter- 
zahl  auf  nicht  über  6«hh>  geschätzt  wurde.  Die  ausstchenden  öffentlichen  .Arbeiten 
w'urdcn  für  ausreichend  erachtet,  die  freiwerdenden  Arbeitskräfte  zu  beschäftigen. 
Vgl.  Soziale  Praxis,  9.  Jahrg.  Nr.  28  Sp.  724  und  vom  14.  Juni  1900,  9.  Jahrg.  Nr.  37 
Sp.  942. 
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Aul'scrdcm  giebt  cs  in  Frankreich  freiwillige  Gesellschaften  zur 
Abhülfe  der  Arbeitslosigkeit.  1895  zählte  man  40  dieser  Gesell- 
schaften, 22  davon  in  Paris,  18  in  den  Provinzen.  Die  gröfsere 
Hälfte  dieser  Gesellschaften  (10  in  Paris  und  13  in  den  Provinzen) 
hat  eine  Einrichtung  angenommen,  welche  zuerst  von  einer  im  Jahre 
1892  zu  Marseille  gegründeten  Gesellschaft  zur  .-\nwendung  ge- 
bracht wurde. 

Jede  Person  oder  Körperschaft,  welche  Mitglied  der  Gesellschaft 
ist,  erhält  ein  Buch  mit  Anweisungen,  von  denen  jede  dem  Inhaber 
das  Recht  auf  .-\rbeit  für  eine  gewisse  Anzahl  Stunden  gegen  einen 
Stundenlohn  von  regelmäfsig  20  Pf.  verleiht.  Fis  ist  sozusagen  ein 
.-\rbeitscheck.  Durchschnittlich  wurde  für  jede  Person  eine  .Arbeit 
von  19  Tagen  gewährt;  die  .Arbeit,  welche  zugewiesen  wurde,  be- 
stand für  Männer  hauptsächlich  in  Brennholzzerkleinern,  für  die 
Frauen  in  gewöhnlichem  Nähen.  1 5 Pariser  Gesellschaften  hatten 
eine  Jahresausgabe  von  344000  .Mk.;  10  Provinzialgesellschaften 
von  ii5  20oMk. 

Die  im  Winter  189899  in  Lille  gegründete  .Assistance  lilloise 
par  le  travail  geht  nun  soweit,  die  Rolle  eines  hausindustriellen 
l'nternehmcns  zu  spielen  und  ihre  Schützlinge  mit  wirklich  produk- 
tiver .Arbeit  zu  versehen.  Die  F'ürsorge  der  Gesellschaft  ist  in 
erster  Linie  der  weiblichen  Arbcitcrbcvolkerung  zugewandt.  Die 
verschaffte  .-\rbeit  besteht  in  der  Anfertigung  von  Kinderkleidern. 
Die  Rohmaterialien  werden  im  grofsen  angekauft,  den  Arbeitslosen 
zur  V'erarbeitung  zugestellt  und  dann  nach  Entlohnung  der  Her- 
steller zu  ortsüblichen  Löhnen  an  die  A'erkaufshäu.ser  verkauft,  wo- 
bei man  hauptsächlich  die  kleinen  Geschäfte  berücksichtigt.  Es 
besteht  sogar  die  ausgesprochene  Absicht,  den  letzteren  dadurch 
direkt  Beistand  zu  liefern  gegen  tlie  Konkurrenz  der  grofsen  Wären- 
häuser,  indem  man  ihnen  die  gleichen  Einkaufsbedingungen  sichert, 
welche  die  Warenhäuser  durch  das  FIngrosgcschäft  geniefsen.  Die  blofs 
zeitweilige  Beschäftigung  der  Arbeitslosen  wird  hier  zu  einer  dauern- 
den Versorgung  der  Arbeiterfrau  mit  einer  .Arbeit,  welche  sie  in 
der  eigenen  Wohnung  verrichten  kann.  So  konstituiert  sich  die 
Liller  Gesellschaft  bereits  als  .Aktiengesellschaft  mit  angestelltcm 
Dircktionspcrsonal,  welches  die  bisherigen  halb  charitativen  Bestre- 
bungen nach  jeder  Seite  hin  geschäftsmäfsig  ausbildet.  .An  Angebot 
von  .-Xrbeitskräften  ist  kein  Mangel,  während  die  kleinen  Detail- 
geschäfte willige  Abnehmer  der  gefertigten  Produkte  sind.') 

*)  Sozblc  Pra\is  vom  23.  März  1899,  8.  jahrg.  Nr.  25  Sp.  675. 
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Schon  in  meinen  Neuen  Beiträgen  habe  ich  (S.  138)  hervor- 
(gehoben,  dafs  in  Belgien  sogar  eine  Reihe  von  Arbeiterverbändet» 
Arbeitslosenwerkstätten  eingeführt  hat,  so  die  Zigarrenmacher, 
Schuster,  Vergolder  u.  s.  w.  Grofsen  Erfolg  kann  in  dieser  Hin- 
sicht das  Syndikat  der  Zigarrenarbeiter  in  Gent  aufweisen,  das  vor 
1 3 Jahren  eine  VV^erkstättc  für  seine  arbeitslosen  Mitglieder  ein- 
richtete. Beschäftigt  sind  durchschnittlich  22  Arbeiter;  statuten- 
gcniäfs  hat  jedes  arbeitslose  Mitglied  Anrecht  auf  eine  iStägige 
Beschäftigung  in  jedem  Vierteljahr,  doch  wird  diese  Zeit  zumeist 
überschritten.  Im  Jahr  1899  wurden  in  der  Werkstätte  1259057 
Zigarren  hergestellt  und  für  38760  Fres.  verkauft;  während  des 
ersten  halben  Jahres  1900  sind  die  Verkäufe  auf  25  116  Fres.  ge- 
stiegen. Bis  Ende  1898  belief  sich  das  Xettoerträgnis  der  Werk- 
stätte, von  dem  ein  Drittel  in  die  Kasse  für  sozialistische  Propa- 
ganda fliefst,  auf  7500  Fres.  Im  Jahre  1899  betrugen  die  vom 
Syndikate  gezahlten  Löhne  15035,21  E'res.  Dank  dieser  Einrichtung 
konnte  die  Organisation  die  .Arbeitslosenunterstützung  einstellen 
und  die  Gesamtbeiträge  (50  Cent,  wöchentlich)  dem  Strikefonds 
zuführen.*) 

.Auch  in  Deutschland  wird  die  E'orderung,  dafs  die  öffentlichen 
Gemeinwesen  ihre  Arbeiten  mehr  mit  Rücksicht  auf  die  .Arbeits- 
losen cinteilen,  immer  ernster  gestellt  und  auch  immer  mehr 
anerkannt. 

Charakteristisch  ist  hierfür  der  Eirlafs  des  preufsischen  Ministers 
des  Innern  vom  September  1894  an  alle  Kreise  und  Gemeinden. 

„Wie  der  Staat,  so  liätten  auch  die  kommunalen  Vertretungen  in  ihrer  Eigen- 
schaA  als  Arbeitgeber  die  Pflicht,  der  Arbeitslosigkeit  dadurch  cntgcgcnzulrclen. 
dafs  sie  allgemein  und  planmufsig  auf  eine  zwcckmäfsigc  Verteilung  und  Regelung 
der  für  ihre  Rechnung  au.szufuhrcndrn  Arbeiten  Bedacht  nähmen.  lnsbesondert‘  sei 
darauf  zu  sehen,  dafs  die  Arbeiten,  die  nicht  unbedingt  an  die  Jahreszeit  oder  an 
bestimmte  Termine  gebunden  seien,  möglichst  in  solche  Monate  verlegt  würden,  in 
denen  ein  Mangel  an  Arbeitsgelegenheit  zu  befiirchtcn  sei.  Das  gelte  namentlich 


‘)  Soziale  Praxis  vom  6.  Dezember  1900,  lo.  Jahrg.  Nr.  lo  Sp.  229.  Ueber 
die  beabsichtigte  Gründung  einer  Genossenschaft  in  Ungarn,  welche  ihren  Mitgliedern 
das  Pxistenzminimum  durch  Recht  auf  Arbeitsgelegenheit  in  der  engeren  Branche  im 
Anschlufs  an  die  Konsum-  und  Produktiunsabteilung  sichern  will,  vgl.  die  Aufsätze 
von  Dr.  A.  S/ana  in  der  So/.,  Praxis  vom  27.  Dezember  1900,  lo.  Jahrg.  Nr.  13 
S|».  312;  vom  II.  .\pril  1901,  lo.  Jahrg.  Nr.  28  Sp.  706  und  dessen  SchriA  ,.Da.s 
Land  ohne  .Armut“  von  Dr.  Christian  I.eabor  (Pseudonym),  Leipzig,  Verlag  von 
Demme  190I. 
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von  solchen  .\rbciten,  bei  denen  auch  niclit  gelernte  Arbeiter  Verwendung  linden 
könnten.  Andererseits  müssen  aber  auch  Vorkehrungen  getroffen  werden,  um  einen 
zu  grofsen  /ulluls  .\rbeitsloser  nach  einzelnen  Orten  thunlichst  zu  verhindern.  Das* 
halb  sollten  bei  Arbeiten  der  crvk'iihntcn  .-\rt  von  den  Kommunen  nur  solche 
Leute  beschäftigt  werden,  die  in  dem  betreffenden  Orte  den  L'nterstUtzungswohnsitz 
haben  und  dort  wenigstens  bereits  eine  bestimmte  Zeit  in  regclmäfsiger  .\rheit  ge- 
wesen sind.“ 

Einen  sichtbaren  Erfolg  soll  dieser  Ministerialerlal's  nicht  gehabt 
haben.') 

Recht  beachtenswert  ist  ferner  eine  Denkschrift,  welche  eine 
Kommission,  bestehend  ans  X’ertretern  der  Gewerkschaften,  Gewerk- 
vereine und  christlichen  Gewerkschaften  Mannheims  unter  Leitung 
des  .Arbeitersekretariats  neuerlich  abgefafst  und  dem  Stadtrat  unter- 
breitet hat.  Darin  sind  folgende  Handhaben  zur  Bekämpfung  der 
•Arbeitslosigkeit  zusammengcstellt ; 

I.  Die  Stadt  als  Unternehmerin  soll  allc.s  vermeiden,  was  zur  Verschärfung  des 
Notstandes  beitragen  oder  seiner  Linderung  entgegenwirken  kann.  Daher  1.  Ver- 
kürzung der  .\rbeitszeit  in  städtischen  Hctricbcn  auf  8 Stunden,  vor  allem  völlige 
Vermeidung  aller  Duppelschichtcn  und  Ueberzeitarbeiten ; desgl.  in  allen  von  der 
Stadt  vergebenen  .Arbeiten.  2.  Bei  gleicher  Befähigung  vorzugsweise  Berück- 
sichtigung einheimischer  .\rbeitcr  für  die  städtischen  (und  ebenso  Tür  die  von  der 
Stadt  vergebenen)  .Arbeiten.  Keine  Kntlohnung  unter  den  hier  üblichen,  bezw.  mit 
den  Arbeiterorganisationen  zu  vereinbarenden,  Bedingungen.  3. — 5.  Holzfallung  und 
Ausputzarbeiten  in  den  Waldungen  und  .Anlagen  der  Stadt,  .Anslreichcrarbeitcn,  Ncu- 
arbeiten  von  Kleidung,  Schuhwerk,  Mobilien  ctc.,  .Arbeiten  der  städtischen  Gärtnerei, 
soweit  im  Winter  ausführbar,  sind  alsbald  vorzunchmen.  6.  .Alle  .\rbcitcn  sollen  so 
verteilt  werden,  dafs  sie  in  den  günstigen  (»cschäftsperiodcn  möglichst  beschränkt, 
ln  den  ungünstigen  möglichst  ausgedehnt  werden. 

II.  Die  Stadt  soll  ihre  .Arbeiten  möglichst  in  eigener  Regie  vornehmen  las.scn. 
Dies  gilt:  1.  für  die  unter  I.  angeführten  Arbeiten,  2.  vornehmlich  für  die  Her- 
stellung der  Slrafsen,  Brücken,  Hafcnanlagen  und  öffentlichen  Gebäude. 

III.  Die  Stadt  soll  da.s  Gebiet  ihrer  Leistungen  für  die  unbemittelten  Volks- 
klasscn  zwecks  Beschäftigung  der  .Arbeitslosen  erweitern,  um  der  Not  so  auf  doppeltem 
Wege  entgegenzuwirken. 

IV.  Die  Gemeinde  .soll  auf  die  Staatsbehörden  wirken,  um  I.  durch  .Vbändc- 
rung  der  Bauordnung  die  Verlegung  geeigneter  Reparaturen,  sowie  der  Häuserab- 
brüchtf  auf  die  Zeit  der  Arbeitslosigkeit  zu  veranlassen  — 2.  das  Vorbot  der  Kr- 
w'crbsarheit  schulpflichtiger  Kinder  zu  bewirken. 

V.  XotHtandsarbeiten  in  engerem  Sinne  nur,  soweit  die  unter  I.  angeführten 
.Arbeiten  unmöglich  sind.  Dabei  ist  I.  möglichst  unter  Berücksichtigung  der  ein- 
zelnen Berufe  zu  spezialisieren,  2.  neben  dem  Steincklopfen  aucli  Holzzerkleincrn 

*)  Handwörterbuch  der  Staalswisscnschaftcn  2.  ,Aufl.  l.  Hd.  (189$)  S.  936. 
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und  die  vorühcrgcljcndc  Anlage  einer  Schreibstube  ins  Auge  zu  fassen ; 3.  die  Ar- 
beiten sollen  nicht  auf  L'nterstützungsbcrochtigtc  beschränkt,  doch  sollen  io  erster 
I^inie  ortsansässige  Arbeiter  und  Familienväter  berücksichtigt  werden : 4.  die  Arbeiten 
sollen  unter  möglichster  Sclomung  der  (iesundheit  vorgenommen  werden.  Anlage 
von  Baracken,  Gewährung  von  llolzschuhcn,  Handschuhen  und  Mänteln:  5.  es  soll 
ein  von  jedem  gesunden  Arbeiter  unter  allen  l'mständen  zu  verdienender  Mindest- 
lohn, de^gl.  ein  llöchstlohn  festgesetzt  werden. 

VI.  Daneben  fürsorgliche  Mafsnahmen:  Hinrichtung  weiterer  V'olksküchen,  zu- 
nächst Von  Wärme-  und  Spcisehallen.  sowie  genügender  Räumlichkeiten  uh  < >bdach 
für  Wohnungslose.  2.  Beschaffung  von  Kohlen.  Kartoffeln,  Brot  und  dergl.,  sowie 
nittwendiger  Kleidungsstücke  durch  die  Stadt  und  Abgabe  an  l'nbemiUeltc  zum 
Selbstkostenpreise.  3.  Soweit  Bezahlung  hierfür  nicht  zu  erlangen  oder  die  (»e- 
Währung  von  Geldunterstützung  an  .\rbeitslosc  erforderlich  ist,  sollen  diese  nicht  als 
Armonunterslützung  angesehen,  sondern  in  einem  besonderen  Konto  als  Notstands- 
unterstUtzung  verreclmel  werden.  .Mindestens  sollen  sie  aU  Vorschufs  gewährt  und 
erst  nach  .\ld.mf  eines  Jahres  ah  .\rnienunterstülzung  angesehen  werden.  4.  Eine 
den  ungünstigen  Hrwerbsverhältnissen  und  gesleigerlcn  Lebensbedürfnissen  enl- 
»prechemle  Krhöhung  der  Armenunterslützungsbeträge.  5.  Zahlung  von  Zu.schüssen 
an  die  Arbeilsloscnkassen  der  Berufsslände. 

VII.  Die  Zenlralanslalt  für  unenlgelllichen  .^rbcitsnachwci^  soll  aus  öffentlichen 
Mitteln  erlialten  und  unter  gleichmälsigcr  Mitwirkung  von  Vertretern  der  .\rlH*itcr 
und  der  L'nlernelimer  verwaltet  werden.  Die  städtischen  Betriebe  sollen  nur  durch 
Vermittlung  <ler  .\nstalt  .Arbeiter  einstcllen,  die  gleiche  Bedingung  bei  Vergebung 
ihrer  .Vrbeiien  stellen  und  in  demselben  Isinne  auf  die  Privatunternehmer  einwdrken. 

Vlil.  Hs  s«d)  eine  .ständige  sozialpolitische  Kommission  der  städtischen  Ver- 
tretungskörper unter  Heranziehung  gewählter  Vertreter  der  Arbeiterschaft,  sowie 
.sonstiger  Interessenten  gebildet  und  in  allen  sozialpolitischen  .\ngelegenhciten  zur 
Begutachtung  herangezogen  werden.  Sie  .soll  sich  vornehmlich  mit  der  Frage  einer 
allgemeinen  kommunalen  Versicherung  gegen  unverschuldete  .Arbeitslosigkeit  be- 
schäftigen. Gleiche  Kommissi<inen  sollen  nach  Bedarf  speziell  zur  Bekämpfung  de.s 
dringenden  Notstandes  in  den  einzelnen  Stadtteilen  durch  entsprechenden  .Ausbau 
der  « trgane  der  .Armenpriege  geschaffen  werden. 

l.\.  .Anfang  Januar  soll  eine  .Arbeitslosenzählung  vorgen<»mmen  werden.  *) 

’j  Interessante  A'orschläge  für  .ArbeilsbeschatTung  wurden  neuerdings  auch  in 
der  Schweiz,  gemacht;  vgl.  Conrad’s  Jahrb.  1.  Nalionalökon.  III.  F.  2t  (190t’ 
S.  536 — 539.  — 1‘nlcr  den  hormen  der  Hekämplung  der  .Arbeiulosigkeil  Lst  in 
manchen  Fällen  besonders  wirksam  die  von  den  .Arbeiterfamilien  selbst  ausgeübte; 
es  ist  eine  niclit  allzu  seltene  Erscheinung,  dafs  in  Ehen  von  .Arbeitern,  die  in  einem 
Saisongewerbe  beschäftigt  sind,  sich  eine  .Art  .Arbeitsteilung  zwUchen  Mann  und  Frau 
cingebürg«*rl  hat.  nach  <ler  «lie  Frau  in  der  Zeit,  wo  der  Mann  keine  Beschäftigung 
finden  kann.  .AulMMiarbeil  verrichtet,  wälirend  dann  der  Mann  die  Geschäfte  des 
Ilauslialtes  versieht.  A‘gl.  hierüber  die  interessanten  Mitteilungen  Jasirow's  im 
Arbcit.smarkl  vorn  J.  Mai  190I.  4.  Jahrg.  Nr.  15  Sp.  25“. 
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Das  ländliche  Genossenschaftswesen  in  Belgien. 

Von 

Prof.  Dr.  EMU.  VANDKRVEI.DE, 

der  I>(*putiertcnkammcr  in  Brüssel. 

Wahrend  in  den  ersten  Jahren  de.s  19.  Jahrhunderts  der  bürger- 
liche Individualismus  in  der  Aufhebung  der  städtisclien  Zünfte  und 
der  veralteten  Formen  der  ländlichen  Innung  seinen  Triumph  feierte, 
betonten  bereits  zwei  hervorragende  Sozialisten,  Charles  Fourier  und 
Robert  Owen,  die  Notwendigkeit  einer  neuen  Regelung  der  Arbeit 
und  führten  in  aufserordentlich  lesenswerten  Schriften  die  Theorie 
zweier  ( ienossenschaftstypen  aus,  die  sich  seit  etwa  20  Jahren  auf 
eine  wahrhaft  wunderbare  Weise  entwickelt  haben : wir  meinen  die 
ländliche  (Genossenschaft  und  die  sozialistische  (ienossenschaft. 

Und  nach  manchen  Wechselfallen,  nach  manchem  .Mil'sgeschick, 
nach  mancher  Abweichung  im  Sinne  des  Kapitalismus  scheint  der 
Robert  Owcnsche  Genossenschaftsgedanke  endgültig  im  Genter 
Vooruit  und  in  den  nach  seinem  Muster  gebildeten  sozialistischen  Ge- 
nossenschaften verwirklicht  worden  zu  sein. 

Andererseits  wäre  es  ein  Leichtes  zu  zeigen,  dafs  die  Mehrzahl 
der  leitenden  Gesichtspunkte,  die  Fourier  in  seinen  Studien  über 
die  „ländliche  Genossenschaft"  aufstellt,  teilweise,  wenigstens  in  ihren 
Grundzügen,  in  den  zahllosen  ländlichen  Syndikaten  und  Genossen- 
schaften befolgt  sind,  die  unter  dem  Drucke  der  wirtschaftlichen 
Krise  in  allen  Ländern  mit  kapitalistischer  l^ndwirtschaft  ent- 
standen sind. 

Allerdings  erleben  wir  die  Bildung  jener  Phalanstere  von  1620 
bis  l8(5o  Personen  nicht  — oder  vielleicht  noch  nicht?  — , deren 
Gründung  der  Verfechter  der  Universalharmonie  z.  B.  in  der  Um- 
gegend von  Lausanne,  oder  zwischen  Pois.sy  und  Meulan,  oder  end- 
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lieh  in  den  bewaldeten  Weiden  anpries,  die  die  Senne  zwischen  Hai 
und  Brüssel  bespült. 

Aber  bereits  jetzt  können  die  dänischen  Genossenschaften,  die 
französischen  ländlichen  Syndikate,  die  Neuwieder  oder  Offen- 
bacher V'crbände,  die  von  den  Bauernligen  in  Belgien  geschaffenen 
Einrichtungen  sehr  wohl  die  Uebergangsformen,  die  „Halb- Ge- 
nossen sc  haften“,  darstellen,  die  der  Fourierschen  .Ausdruck.s- 
weise  zufolge  „die  Stückarbeit  der  einzelnen  Familien  zulas.sen,  wo- 
bei sie  noch  körperschaftliche  Verpflichtungen  und  \'ersicherungen 
zwischen  ihnen  begründen,  die  sich  auf  die  ganze  Masse  erstrecken.“  ®) 

So  ist  es  z.  B.  gekommen,  dass  von  den  Triften  Irlands  bis 
zu  den  .Steppen  Westsibiriens  das  althergebrachte  Butterfafs  der  ge- 
nossenschaftlich betriebenen  Dampf-Milchanstalt  hat  weichen  müssen; 
so  ist  es  auch  gekommen,  dafs  in  unseren  .Ardennen,  einem  doch 
armen  Lande,  der  gemeinsam  von  den  Bauern  gekaufte  Künstdünger 
die  Roggen- und  Haferfelder  wunderbar  ausgedehnt  hat;  dafs  in  den 
.\usfuhrgegenden  die  Getreide-,  Gemüse-,  Früchte-  oder  Blumen- 
produzenten versuchen,  Verkaufsniederlagen  zu  gründen;  dafs  über- 
all endlich  die  Züchtungssyndikate , die  auf  Gegenseitigkeit  be- 
ruhenden Hagel-  oder  Viehversicherungs-,  die  Vögel-  oder  Bienen- 
zuchtgesellschaftcn  dieses  Xetz  garantistischer  und  körperschaftlicher 
Einrichtungen  vervollständigen. 

Aber  vielleicht  nirgends  ist  diese  Entwicklung  des  ländlichen 
Genossenschaftswesens  so  schnell  vor  sich  gegangen  wie  in  Belgien. 

Nirgends  dürfte  man  wohl  auch  einen  ausgesprocheneren  Gegen- 
satz, eine  tiefergehende  Charakterverschiedenheit,  ja  sogar  einen  leb- 
hafteren Widerstreit  zwischen  den  beiden  Hauptformen  der  genossen- 
schaftlichen Organisation  entdecken : der  .Arbeitervereinigung  und 
der  ländlichen  Zunftgenossenschaft. 

.Anderswo,  in  E'rankreich  und  Deutschland  z.  B.,  bleiben  die 
Arbeiter-  oder  Bauerngenossenschaften  meistens  auf  dem  Boden  der 
Geschäfte  stehen,  und  pochen  auf  ihre,  scheinbare  oder  thatsäch- 
liche,  politische  Neutralität. 

In  Belgien  dagegen,  wo  die  l’arteimeinung  selten  sozialer  .Arbeit 
fremd  ist,  schliefsen  sich  weitaus  die  meisten,  mehr  oder  weniger 
mittelbar,  an  die  grossen  Organisationen  an,  die  einen  heftigen  Kampf 
um  die  A'olksgunst  führen. 

’)  Charles  Fourier,  Gesammelte  Werke.  Band  IV,  S.  427. 

A.  a.  O.  Band  IV,  S.  275. 
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ln  dem  Gebiete  der  Arbeitergenossenschaften  ist  unstreitig  die 
„Arbeiterpartei“,  was  die  Zahl  der  Mitglieder,  die  Macht  der  Ver- 
einigungen, den  \’orzug  der  Einrichtungen  anlangt,  allen  anderen 
überlegen. 

.\ls  die  Genter  im  Jahre  1880  den  Vooruit  gründeten,  gab  es 
im  ganzen  Lande  21  kleine  Genossenschaften,  Volksbanken  oder 
Spezereihandlungen.  Heute  zählt  die  „Vereinigung  sozialistischer 
(icnosscnschaften“  an  und  für  sich  schon  SO 000  Mitglieder  und 
189  Vereinigungen,  darunter  einige  bedeutende  Konsumgenossen- 
schaften mit  5000  bis  15 (XX)  Mitgliedern;  und  wenn  man  heute  da, 
wo  das  sozuilistische  Gcnossen-schaftswesen  fc.sten  l'ufs  gefafst  hat, 
auf  neutrale,  liberale  oder,  wie  es  meistens  der  Fall  ist,  katholische 
Vereinigungen  stöfst,  so  ist  deren  Gründung  fast  immer  nur  deshalb 
erfolgt,  um  dem  Sozialismus  Schach  bieten  zu  können;  in  letzter 
Linie  verdanken  also  ihre  Mitglieder  dem  Sozialismus  die 
materiellen  Vorteile,  die  ihnen  da  zuteil  werden. 

Obendrein  ist  die  Lebenskraft  dieser  Vereinigungen  — sobald 
sie  nicht  mehr  oder  weniger  entstellte  kapitalistische  L'ntcrnehmen 
sind  — im  allgemeinen  äufserst  gering:  erstens,  weil  die  .Masse  der 
Arbeiter  sozialistisch  ist;  ferner,  weil  in  den  konservativen  Parteien 
die  Entwicklung  der  Genossenschaften  natürlich  auf  den  heftigsten 
Widerstand  der  kleinen  Kaufleute  stöfst,  die  einen  beträchtlichen 
Bruchteil  dieser  Parteien  bilden. 

Aber  ganz  anders  steht  es  um  die  ländlichen  Vereinigungen, 
und  wenn  die  Konsumgenossenschaften  das  Rückgrat  der  „.Arbeiter- 
partei" sind,  so  bilden  die  ländlichen  Syndikate  oder  Ligen  mit 
ihren  angeblichen  genossenschaftlichen  Einrichtungen  seit  einigen 
Jahren  den  gröfsten  wirtschaftlichen  Machtfaktor  der  katholischen 
Partei. 

Von  dem  .Augenblick  an,  da  die  sozialistische  Agitation  das 
I.and  bedrohte,  gingen  die  Konservativen  ans  Werk  und  dank  der 
Macht,  die  ihnen  die  unaufhörliche  Thätigkeit  eines  Kampfklerus 
verleiht,  haben  sie  in  weniger  als  zehn  Jahren  einige  hundert  „länd- 
licher Interessenvcreinigungen"  gebildet. 

Der  letzten  von  der  Regierung  veröffentlichen  statistischen 
.Aufstellung')  zufolge,  gab  cs  in  Belgien  am  31.  Dezember  1899 
638  freie  Berufsvereinigungen  von  Landwirten  mit  50475  Mitgliedern; 

’ i Mxpoüv  dr  la  Situation  des  ;L^.^ociation-s  d'intcret  ngricolc  [icndanl 

ranme  1S99.  Havcrmanns,  1900. 
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623  Gesellschaften  oder  Syndikate  für  den  Ankauf  von  Dünger  und 
anderen  landwirtschaftlichen  Hilfsstoffen  mit  50357  Mitgliedern; 
229  ländliche  Kreditgenossenschaften,  sogenannte  Rai  fl  eisen  hassen, 
mit  7818  Landwirten  und  1838  Nicht-Landwirten  als  Mitglieder;  end- 
lich 309  Milchanstaltcn  mit  34205  Mitgliedern  und  87382  Kühen. 

ln  anderen  Worten  also:  mehr  als  fünfzigtausend  in  den  Be- 
rufsvereinigungen der  katholischen  Partei  gruppierte  Ijindwirte,  zu 
denen  noch,  im  allgemeinen  mit  denselben  Mitgliedern,  fast  alle 
Raifleisenkassen,  die  Mehrzahl  der  Verkaufs-  oder  Einkaufsgesell- 
schaften und  die  meisten  genossenschaftlichen  Milchanstalten  kommen. 
Um  dieser  imposanten  Organis<ation  die  Stirn  zu  bieten , die 
nur  eine  geringe  Zahl  von  .-\ckerbauvereinen  oder  neutralen  Ver- 
einigungen zur  Seite  hat,  kann  die  .iXrheitcrpartei  kaum  eine  hand- 
voll sozialistischer  Syndikate,  drei  genossenschaftliche  Milchanstaltcn, 
eine  Gesellschaft  für  den  Einkauf  von  Dünger  und  einige  ländliche 
Konsumgenossenschaften  in  den  Kampf  schicken. 

Ist  cs  da  nötig,  auf  das  erschreckende  Mifsverhältnis  der  Kräfte 
hinzuweisen  ? 

Auf  der  einen  Seite  steht  also  ein  kleiner  Vortrab,  dessen  Ope- 
rationsbasis fernab  vom  Schlachtfeldc  in  den  Städten  liegt;  auf  der 
anderen  bildet  da.s  Land  selbst  die  OperationsbasLs,  sodafs  zahlreiche 
ländliche  Truppen  unter  dem  Oberbefehl  der  Priester  und  Herren, 
getreue  Bataillone  von  Gläubigen,  kampfbereit  zur  Verfügung 
stehen;  dazu  ist  ihrem  immerhin  möglichen  .Abfall  oder  einer 
eventuellen  Desertion  tlurch  materielle  V'orteile  vorgebeugt  und 
durch  .Abhängigkeitsbande,  die  sie  fc.st  an  ihre  Partei  anschliel’sen. 

Indes,  trotz  der  Gewalt  dieser  Organisation  scheint  die  Zukunft 
den  leitenden  Stellen  keine  unbegrenzte  Zuversicht  einzuflöfsen. 
Die  Sprache,  die  manche  von  ihnen  führen,  erinnert  an  Faust,  der 
den  Erdgeist  anruft,  dadurch  aber  nur  den  -Sturm  entfesselt  und 
die  Naturkräftc  freimacht,  die  er  dann  schliefslich  nicht  mehr  zu 
bewältigen  vermag. 

Man  kann  nun  einmal  die  isolierte  Lage  des  flachen  Landes, 
»las  bis  dahin  dem  Wucherer,  dem  Vieh-  oder  Düngerhändler,  dem 
alles  verzehrenden  Säckel  des  Zwischenhandels  ausgeliefert  war,  nicht 
.straflos,  wenn  auch  in  nur  geringem  Mafse  und  mit  allen  möglichen 
V'orsichtsmafsregeln,  durch  die  Gemeinschaftlichkeit  der  Handlung, 
der  Kräfte  und  der  Interes.sen  ersetzen.  Mag  diese  Thätigkeit 
immerhin  unter  den  Schutz  unserer  Lieben  Frau  vom  Lande  oder 
»Ics  heiligen  Isidor,  des  Schutzherrn  der  landwirte,  gestellt  sein,  es 
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bleibt  doch  ein  revolutionärer  Keim  stecken,  lien  die  Konservativen, 
um  einem  grösseren  Uebel  zu  begegnen,  in  das  flache  Land  einzu- 
führen sich  bequemen. 

E.S  wird  sich  aber  herausstellcn,  dafs  diese  den  unglücklichen 
Zeitum.ständen  gemachten  Zugeständnisse,  die  fast  regelmäfsig  der 
Furcht  vor  dem  Sozialismus  entspringen,  in  Wirklichkeit  viel  weiter 
gehen,  als  es  auf  den  ersten  Blick  aussieht. 


I.  Die  katholische  Organisation. 

Die  Bezeichnung  aller  ländlichen  katholischen  Organisationen 
ist  die  Berufsvereinigung  oder,  um  dem  französischen  .Ausdruck- 
treu  zu  bleiben,  das  Syndikat,  das  das  Studium  und  die  Verteidigung 
der  landwirtschaftlichen  Interessen  bezweckt. 

Wie  wir  bereits  gesehen  haben,  gab  es  am  31.  Dezember  igoo 
in  Belgien,  abgesehen  von  den  155  offiziellen  Ackerbau  vereinen,  der 
letzten  Zuflucht  der  Neutralität,  638  Syndikate,  die  sich  folgender- 
inafscn  auf  die  einzelnen  Provinzen  verteilen; 


Provinzen 

Ver- 

einigungen 

Mitglieder 

Kinnahmen 

Ausgaben 

Antwerpen 

90 

7 7»8 

13  90S 

r, 

00 

Brabant  

104 

6 901 

•3  754 

12674 

WVstflandern 

37 

3697 

5 802 

5 209 

Ostrtandem 

38 

3681 

4017 

3996 

Hennegau 

50 

33H 

2519 

2 705 

Lüttich 

90 

6217 

5998 

6216 

Limburg 

98 

7 705 

6975 

6818 

Luxemburg 

109 

10  Io2 

9915 

9 820 

Namur 

3 1 

1 

1 153 

I 070 

910 

insgesamt 

616  1 

50  475 

62  958 

62 180 

Fast  alle  diese  Vereinigungen,  deren  Wirkungskreis  sich  auf 
einen  h'lccken  oder  auf  eine  oder  mehrere  Gemeinden  beschränkt, 
sind  durch  ein  Zentralorgan  verbunden,  das  sich  entweder  auf  eine 
Provinz  oder  auf  das  ganze  Land  erstreckt. 

Der  Ligenverband  von  Westflandern  heilst;  Eigen aars  en 
Landsborn versband  van  Brügge;  derjenige  von  Ostflandern: 
Landsbornversband  van  Ostv'laandern;  die  Ortsvereini- 
giingen  des  Hennegau  sind  uritcr  dem  Namen ; „Landwirtschaft- 
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lieber  Hennegau  verband"  verbunden;  diejenigen  von  Lüttieb. 
unter  dem  Namen  „Körpersebaft  Unserer  Lieben  Frau  vom  I-andc"; 
in  Luxemburg  finden  wir  die  „luxemburgsehe  landwirtscbaftliehe 
Liga“;  in  iler  Provinz  Namur  das  „landwirtsehaftliehe  Namur- 
Syndikat" ; endlieb  den  „Bauernverband"  (B  o e r c n b o n d)  mit  seinem 
Sitz  in  Loewen,  der  in  Antwerpen,  Brabant,  Limburg  unbestrittener 
1 Icrrscbcr  ist  und  iler  aufserdem  das  Band  bildet  zwisehen  ver- 
sehiedenen  in  den  seebs  anderen  Provinzen  bie  und  da  gegründeten 
Vereinigungen. 

Naeb  den  statistiselien  Aufnahmen  der  letzten  Jahre  scheint  die 
Zahl  der  Gründungen  landwirtschaftlicher  Syndikate  im  Abnehmen 
begriffen  zu  sein:  nur  35  sind  im  Verlauf  des  Jahres  1S98,  nur  31 
1899  geschaft'en  worden;  hingegen  nimmt  die  Zahl  derjenigen,  die. 
gemäfs  dem  (iesetz  vom  31.  .März  1898,  die  juristische  Person  be- 
sitzen wollen,  fortwährend  zu  : den  1.  August  1900  betrug  sie  I45. 

Das  (iesetz  vom  Jahre  1898  untersagt  den  Berufsvercinigungen 
I landel  zu  treiben  und  einen  Beruf  auszuüben ; es  i.st  ihnen  nur  ge- 
stattet, „Roh.stoffe,  Samen,  Dünger,  Vieh,  .Maschinen  und  anderes 
Gerät,  endlich,  im  allgemeinen  alle  Gegenstände,  die  zum  Beruf  der 
Mitglieder  gehören,  einzukaufen,  um  sic  dann  diesen  ihren  Mitgliedern 
wieder  verkaufen  zu  können.“ 

lnfolgedes.sen  bleiben  die  Kredit-,  Kon.sum-  und  VerkauCs- 
genossenschaften  aufserhalb  des  gesetzlichen  Wirkungskreises  der 
landwirtschaftlichen  Berufsvereinigungen  stehen.  Ob  frei,  ob  aner- 
kannt, beschränken  sich  die  mei.sten  darauf,  unter  den  Mitgliedern 
.Abteilungen  zu  schaffen,  die  den  Kinkauf  von  Dünger  o<ler  von 
Nahrungsmitteln  zum  Zweck  haben. 

.Aber  die  anderen  Kinrichtungen  im  Dorfe  hängen  immer  mehr 
oder  weniger  unmittelbar  von  der  1 lauptgcno.ssensch.aft  ab. 

ln  ein-  und  denselben  Gemeinde  stöfst  man  oft  auf  ein  .-\nkaufs- 
.syndikat,  eine  Kaiffeisenkasse,  eine  Milchgenossenschaft,  ein  Züchtungs- 
syndikat, eine  X’iehvcrsichcrungsgescllschaft,  oft  noch  auf  zahlreiche 
landwirtschaftliche  und  V'ogelzucht vereine;  aber  meistens  sind  die 
Gründer  überall  die  gleichen;  .so  sind  auch  die  Gründungen  alle  von 
demselben  Geist  beseelt,  .so  sind  auch  ihre  Mitglieder  fa.st  überall 
dieselben,  und  der  sehnlich.ste  Wunsch  unserer  .Agrarier  ist  eine 
.Aenderung  des  Ge.setzes  über  die  Berufsvercinigungen,  die  ihnen  ge- 
statten würden,  alle  ihre  Gründungen  in  eine  einzige  juristische 
Pensen  zusammcnzufas.sen,  sodafs  sic  trotz  der  verschiedenen  .-Ab- 
teilungen nur  eine  unteilbare  Habe  hätten. 
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Uebrigens  besteht  jetzt  schon  eine  Einheit  der  ländlichen 
katholischen  Vereine,  freilich  keine  materielle  und  gesetzliche,  immer- 
hin aber  eine  geistige. 

Haben  doch  alle,  ohne  Rücksicht  auf  ihre  juristische  Form  und 
auf  die  Art  ihrer  Beschäftigung,  die.se  Eigentümlichkeit,  auf  einer 
hierarchischen  Organisation  zu  fufsen  und  streng  konfessionell 
zu  sein. 

In  Flandern,  dem  Gebiet  des  wahren  Glaubens,  beschränken 
sich  die  landwirtschaftlichen  Vereinigungen  darauf,  zu  erklären,  sie 
seien  offen  für  jeden,  wenn  er  nur  „die  Religion,  die  Familie  und 
das  Eigentum  als  Grundlagen  der  Gesellschaft"  anerkannt. 

Bei  den  eher  skeptischen  Wallonen  wird  genauere  Vorsicht  an- 
gewandt, um  die  Ketzer  fernzuhalten:  ein  tägliches  obligatorisches 
Ave;  Monatsversammlung  in  der  Kirche;  Feier  des  St.  Isidortages; 
Segen  und  Belehrung  vor  der  Versammlung,  alle  drei  oder  .sechs 
.Monate ; endlich,  und  das  mufs  besonders  betont  werden,  eifrige  Be- 
teiligung des  Klerus  an  der  Leitung  der  landwirtschaftlichen 
Gründungen. ') 

So  lesen  wir  z.  B.  in  einem  Artikel  des  Dr.  Jacques  über  die 
Luxemburgschen  Milchgenossenschaften. 

„Unsere  Milchgenossenschaften  sind  christliche  Vereinigungen. 
Unsere  Pfarrer  gehören  von  Rechtswegen  zum  V'^crwaltungsrate. 
Sie  bekleiden  dort  das  schwierige  Amt  des  Schiedsrichters  und  des 
Predigers.  Sie  leiten  das  religiöse  P'est,  das  einmal  im  Jahre  alle 
Genossenschaftler  vereinigt.  Sie  sind  bei  allen  Versammlungen  zu- 
gegen, und  nichts  geschieht  ohne  ihr  Wissen.  Sie  haben  sich  mit 
den  landwirtschaftlichen  Fort.schritten  vertraut  gemacht;  sie  ver- 
handeln sachverständig  über  Dünger,  Gemenglage,  Zuchtwahl, 
Apfelzucht,  landwirtschaftlichen  Kredit,  V^ersicherung,  Gegen- 
seitigkeit. . . .“  *) 

Kurz,  der  Pfarrer  oder  sein  Vikar  sind  im  allgemeinen  die 
Haupttriebfeder  der  katholischen  Vereinigungen.  Sie  werben  die 
Mitglieder,  sie  setzen  die  Statuten  auf,  sie  vereinigen  die  Kapi- 
talien, sie  versichern  sich  der  Unterstützung  der  „sozialen  Behörden", 
der  Grofsen  vom  Orte.  Denn  ilarauf  mufs  noch  hingewiesen  wer- 
den; wenn  die  Syndikate,  die  Genossenschaften,  die  Raiffeisen- 

*)  Siche  den  Artikel  von  Herrn  Varler.  Lcs  A$sociation$  rurales  cn  Bclgiquc. 
Musee  Social.  Mai  1900,  S.  142. 

•)  Revue  Sociale  Calholiquc.  1«^  janvier  1S98. 

Archiv  für  soz.  Ge»etzgebung  u.  Statistik.  XVI.  4^ 
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Kassen  auch  für  die  kleinen  Landwirte  geschaffen  sind,  so  werden 
sie  doch,  von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen,  nie  von  ihnen  ver- 
waltet. 

Die  Kapitalisten  — Grofsgrundbesitzer  oder  Politiker  — sind 
es  zumeist,  die  die  obere  Leitung  dieser  Unternehmungen  zu  be- 
wahren wissen.  Man  wendet  sich  an  die  Kleinen  und  an  die 
Grofsen ; man  bemüht  sich  sogar,  möglichst  viel  Landarbeiter  zu 
bekommen,  aber  fast  überall  wird  die  Zahl  der  Generalversamm- 
lungen auf  ein  Minimum  beschränkt ; die  Genossenschafter  erfahren 
nichts  über  den  Gang  der  Geschäfte;  man  richtet  sich  so  ein,  dafe 
alle  Verwaltungs-  und  Leitungsstellen  entweder  von  den  Hirten  der 
Herde,  oder  von  den  edlen  Menschenfreunden  besetzt  werden,  die 
(ield  zu  hohen  Zinsen  hergeben,  die  sich  bemühen,  die  läge  der 
Landwirte  zu  verbessern,  um  die  Zahlung  ihres  Käses  sicherzustellen, 
oder  die  die  politische  oder  soziale  Notwendigkeit  einsehen,  sich 
mit  den  Landbewohnern  zu  organisieren  aus  P'urcht,  diese  möchten 
cs  eines  Tages  gegen  sie  thun. 

L’m  sich  davon  zu  überzeugen,  genügt  es,  einige  \’erzeichnisse 
von  X'erwaltern  landwirtschaftlicher  Vereinigungen  durchzusehen. 

„Wir  haben  blindlings  zwei  hcrausgegriffen",  sagt  Herr  Varlcz 
in  seiner  interessanten  Studie  über  die  landwirtschaftlichen  V'ereini- 
gungen  in  Belgien,  „und  auf  24  Mitglieder  der  Leitung  haben  wir 
einen  Senator,  fünf  Abgeordnete,  zwei  Provinzräte,  zwei  Bürger- 
meister, einen  Notar,  einen  Grundbesitzer,  einen  Doktor  der  Medi- 
zin, vier  Pfarrer  und  sieben  Landwirte  gefunden,  ln  der  eigent- 
lichen Leitung  sehen  wir  auf  neun  Mitglieder  nur  zwei  Landwirte, 
beide  in  den  etwas  unbedeutenden  Stellen  von  stellvertretenden 
Vorsitzenden."  ’l 

Schon  die  Zusammen.setzung  dieser  Generalstäbe  sagt  vieles 
inbetreff  der  Tendenzen  dieser  Gründungen.  Wie  demokratisch 
immer  die  Benennung  lauten  mag,  wie  grofs  der  Wert  der  mate- 
riellen V'^orteile  für  die  Mitglieder,  wie  beträchtlich  die  Zahl  kleiner 
Landwirte  oder  sogar  Arbeiter  unter  den  Mitgliedern  selbst  sei,  die 
katholischen  V'ereinigungen  die  zugleich  unter  der  Kuratel  des 
Klerus  und  unter  der  wirtschaftlichen  .‘\bhängigkeit  der  Grofsgrund- 
besitzer stehen,  sind  viel  eher  ein  Hcrrschaft.smittel  der  leitenden 
als  ein  Emanzipationsmittel  der  unteren  Klassen. 

Sie  sind,  um  es  kurz  zu  sagen,  die  von  den  Herren  geleitete 

*)  Varlcz,  loc.  eil.  S.  l68. 
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christliche  Körperschaft,  die  der  von  den  Arbeitern  selbst  geleiteten, 
sozialistischen  Organisation  cntgegengestellt  wird. 


2.  Die  sozialistische  Organisation. 

Während  die  Katholiken  ihr  Möglichstes  thun,  um  in  denselben 
Vereinigungen  alle  Schichten  der  l.andbevölkerung  vertreten  zu 
wi.ssen,  stellt  sich  die  sozialistische  Partei  natürlich  auf  den  Klassen- 
kampfstandpunkt, und  bemüht  sich,  Arbeitergewerkschaften  zu 
schaffen  oder  in  den  landwirtschaftlichen  Gebieten  ihre  geno.ssen- 
schaftlichen  Einrichtungen  zu  verbreiten. 

In  Belgien  wie  in  Frankreich  und  überhaupt  auf  dem  Konti- 
nent, sind  I^ndarbeitergewerkschaften  aufserordentlich  selten.  Voll- 
ständig unbekannt  in  den  Gebieten  der  kleinen  Landwirtschaft, 
vereinzelt  unter  den  Holzhauern  der  Ardennen,  sind  sie  eine  stän- 
dige Erscheinung  nur  in  dem  Gebiete  der  kapitalistischen  Grofs- 
kultur,  das  sich  westlich  der  Provinz  Lüttich  (Hesbaye)  ausdehnt. 

Es  sind  die  Gewerkschaften  von  Ligney-Darion  (35  Mitglieder), 
von  (irand- Asche  (35  Mitglieder),  von  Boelhe  (25  Mitglieder),  von 
Rosoux  (20  Mitglieder)  und  Hollogne  sur  Geer  (60  Mitglieder).  Da- 
bei sind  die  vier  ersten  weniger  Berufsvereinigungen  als  auf  (iegen- 
seitigkeit  beruhende  Versicherungen;  aufserdem  enthalten  sie  eine 
Reihe  Arbeiter,  die  morgens  täglich  die  Eisenbahn  benutzen,  um 
in  die  Stadt  zu  fahren,  wo  ihre  Arbeitsstätte  liegt. 

Ganz  anders  steht  es  um  die  Gewerkschaft  „Die  Garbe"  von 
Hollogne  sur  Geer,  die  bei  ihrer  Gründung  im  Jahre  1898  35  Mit- 
glieder zählte,  deren  Zahl  aber  .seither  sicher  auf  das  doppelte  ge- 
stiegen ist ; sie  ist  ausschliefslich  von  Land-  und  Landstrafsen- 
arbeitern  zusammengesetzt.  Diese  beiden  Arbeiterkategorien  bilden 
verschiedene  Abteilungen,  sobald  es  sich  um  den  Kampf  handelt; 
zusammen  haben  sie  eine  Abteilung  für  die  Gegenseitigkeitsver- 
sicherung und  eine  Studienabteilung  gegründet;  sie  besitzen  eine 
kleine  Bibliothek,  und  die  jugendlichen  Mitglieder  haben  aufserdem 
eine  dramatische  .Abteilung  geschaffen,  die  von  Dorf  zu  Dorf  wan- 
dert und  sozialistische  Tendenzstücke  aufführt.  Allerdings  ist  die 
Hollogner  Gewerkschaft,  dank  der  Leitung,  die  in  den  Händen 
zweier  augenblicklich  in  der  Zuckerindustrie  beschäftigten  .Arbeitern 
liegt,  in  stetigem  Emporblühen  begriffen,  aber,  abgesehen  von  den 
an  Zahl  geringen  Gebieten,  wo  die  Entwicklung  der  Grofskultur 
die  Schaffung  eines  von  den  Bauern  streng  getrennten  Proletariats 
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zur  Folge  hat,  hiefse  es,  sich  den  grölsten  Enttäuschungen  aussetzen, 
wollte  man  die  Verbreitung  der  sozialistischen  Organisation  auf 
dem  Lande  von  den  Gewerkschaften  abhängig  sein  lassen. 

Viel  eher  kann  die  „Arbeiterpartei“  die  Feldarbeiter  gewinnen, 
indem  sie  sich  auf  die  Konsumgenossenschaften  stützt,  die  eine 
solide  Basis  in  den  Städten  haben,  ferner  indem  sie  ihren  VV’irkungs- 
kreis  mehr  und  mehr  auf  die  landwirtschaftlichen  Gebiete  aus- 
dehnt, endlich  indem  sie  in  den  umliegenden  Ortschaften  Filialen 
gründet. 

Daher  darf  wohl  gesagt  werden,  dafs  der  Angelpunkt  des 
.^grarsozialismus,  seine  ganze  zukünftige  Entwicklung  in  dem  „Ge- 
nossenschaftsverband“ ruht,  dessen  189  Vereinigungen  auf 
23  Produktions-  und  166  Konsumgenossenschaften  entfallen.*) 

Unter  den  Produktionsgenossenschaften  verwerten  drei  land- 
wirtschaftliche Erzeugnisse:  die  Milchgenossenschaft  von  Herffe- 
lingen,  der  „Rote  Löwe“  von  Alost  (Tabak)  und  die  „Sonne“  (De 
Zon)  (Cichorie),  die  in  Zele,  im  Herzen  des  katholischen  P'landerns. 
eingerichtet  ist. 

Von  den  Konsumgenossenschaften  haben  die  meisten  ihren 
Sitz  in  den  städtischen  Industriezentren.  Einige  davon  versehen 
mittels  ihrer  Wagen  oft  meilenweit  hcrumliegende  Dörfer  mit 
Brot.  So  z.  B.  die  „Beharrlichkeit“  von  Nivelles,  das  „Volkshaus“ 
von  Dinant,  die  „Soziale"  von  Lessines  und  das  „\'olkshaus“  von 
Auvelais. 

Die  Thatsache  der  plötzlichen  .■\bnahme  des  Brotverbrauchs 
gegen  Ende  Juli  oder  .Anfang  August  zeigt  deutlich  den  halbländ- 
lichcn  Charakter  dieser  Genossenschaften  und  schien  ihnen  im  An- 
fang den  Hals  umdrehen  zu  wollen:  denn  während  eines  mehr 
oder  weniger  beträchtlichen  Zeitraums  greifen  die  auf  dem  I.ande 
wohnenden  Arbeiterfamilien,  die  nebenbei  ein  Stück  I.andes  be- 
bauen, nicht  mehr  zur  (ienossenschaftsbäckcrci ; sic  \erbrauchen 
ihr  eigenes  fietreide,  backen  selbst  ihr  Brot,  um  erst  zur  Cie- 
nossen.schaft  zurückzukehren,  wenn  dieses  aufgebraucht  ist. 

Natürlich  ist  dies  um  so  eher  in  den  eigentlichen  ländlichen 
Genossenschaften  der  P'all,  die  sich  jetzt  in  Hesbaj'e,  in  den  .Ar- 
dennen und  in  h'landern  verbreiten. 


*)  Viele  erst  jünj;st  gegründeten,  sozialistischen  Genossenscliaflen  haben  sich 
noch  nicht  in  den  übrigens  erst  seit  einem  Jahr  bestehenden  Verband  aufnehmen 
lassen. 
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Auch  verkaufen  viele  ihr  Brot  nur  nebenbei  und  versorgen 
ilire  Mitglieder  hauptsächlich  mit  Meid,  Spezereiwaren,  Speck,  Kaffee, 
Petroleum  u.  s.  w. 

Der  Typus  der  sozialistischen  (icnossenschaften  im  Hesbayc 
ist  die  „(ierechtigkeit“,  die,  1898  in  Waremme  gegründet,  einen 
beträchtlichen  Teil  ihrer  340  Mitglieder  in  den  umliegenden  Land- 
gemeinden findet.  Ihr  Umsatz  belief  sich  1900  auf  80000  Fres. 
Zu  den  hauptsächlichen  V’erkaufsartikeln  gehört,  aufser  dem  Mehl 
und  der  Kleie,  der  amerikanische  Speck  und  der  Mais,  — ein  Be- 
weis für  die  ländliche  Kundschaft,  — den  die  Kleinbauern  für  das 
Mästen  eines  oder  mehrerer  Schweine  brauchen. 

Neben  den  eigentlichen  (ienossenschaften  finden  sich  zuweilen 
im  Hesbaye  „ökonomische  Vereine"  ohne  feste  Organisation  vor, 
deren  Mitglieder  abends  nacheinander  den  übrigen  Mitgliedern  die 
jeweiligen  Gegenstände  verkaufen. 

In  den  Ardennen,  wo  das  auf  beträchtliche  I.ändereien  ge.stütztc 
kleine  Grundeigentum  vorherrscht,  giebt  es  einige  sozialistische 
(ienossenschaften  in  den  von  den  Industriebecken  von  Lüttich  und 
von  den  französischen  Ardennen  beeinflufsten  Gebieten. 

Der  gegenwärtige  Zustand  dieser  Genossenschaften  wird  durch 
folgende  Aufstellung  veranschaulicht ; \ 


Benennung 

Sitz 

1 

Gründung 

Kapital 

• 1 

Mit- 

glicder- 

zahl 

Umsatz  j 
beim 

letzten  In- 
ventar j 

Täglicher 

Verkaut 

1 

Fres. 

Frc.s.  1 

j Fres. 

Die  Salm 

Salm-Schlofs 

Mui  1896 
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28 

9 1 25 

26 

Die  Vorsicht 

Huutfays 
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40 

' 52514 
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Chalillon  * 

Ik-z.  1899 

4500 

60 

' — 

75 
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1 

Die  Krsparnis 
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1899 

3000 

56 

— 

! 50 

Der  ForUchrilt 

Mussylttville 

Fcbr.  19001 

3000  I 

65 

! - 

90 

Die  Krsparnis 

1 

St.  Hubert 

1 1 

Mai  1900 

1 ! 

82.. 

70 

1 

90—100 

Alle  diese  kleinen  Genossenschaften,  die  in  den  Verband  auf- 
genommen sind  oder  sich  aufnehmen  lassen  werden,  bestehen  aus 
Landwirten,  Holzhauern,  Holzschuhmachern  und  einigen  Industrie- 
arbeitern, die  in  den  Schieferbrüchen  von  Salm,  in  den  Fabriken 
von  Belgisch- Luxemburg  oder,  jenseits  der  Grenze,  in  dem  Becken 
von  Longwy  arbeiten.  .Abgesehen  von  der  Salm,  deren  Kxistenz 
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ziemlich  schwankend  ist,  sind  sic  alle  nach  dem  Beispiel  der  „Vor- 
sicht“ von  Hautfays  fiegründet  worden,  einem  ausschliefslich  länd- 
lichen Dorfe  von  800  Kinwohnern,  das  mitten  im  Walde  auf  der 
Hochebene  des  Semois  liegt. 

Im  Laufe  des  Rechnungsjahres  1899 — 1900  hat  die  Genossen- 
schaft von  Hautfays  einen  Reingewinn  von  517t  Fres.  erzielt,  der 
auf  folgende  Weise  verteilt  worden  ist:  100  Fres.  für  die  sozialisti- 
sche Presse,  200  Fres.  für  die  anti-militarische  .Agitation,  5 Proz. 
für  die  Agitation  in  der  Provinz  Luxemburg  und  der  Rest  für  den 
Reservefonds,  für  den  Bau  eines  neuen  Lokals. 

Diese  dank  der  Thatkraft  und  der  Geschicklichkeit  des  Leiters 
erzielten  Resultate  sind  um  so  bemerkenswerter,  als  die  Entwick- 
lung der  Konsumgenossenschaften  in  den  Ardennen  auf  mannig- 
faltige Schwierigkeiten  stöfst,  die  teils  in  der  Entfernung  der  Pro- 
duktionszentren  liegen,  teils  in  der  Seltenheit  oder  der  .Abwesenheit 
der  Verkehrsmittel,  teils  in  der  Unmöglichkeit,  mehrere  benachbarte 
Gemeinden  wegen  der  zu  grofsen  Entfernung  zu  vereinigen,  teils 
in  dem  .Mangel  an  geeigneten  Leitern,  an  unabhängigen  und  ent- 
schlossenen Aktionären,  die  der  Druck  des  mächtigen  Klerus  fern- 
hält. Wenn  diese  Hindernisse  doch  besiegt  worden  sind,  so  ist 
dies  einerseits  dem  zu  grofsen  Profit  des  lokalen  I landels  zu  danken 
und  andererseits  der  mächtigen  Unterstützung,  die  die  .Ardenner 
Genossenschaften  in  dem  Brüsseler  Volkshaus,  das  den  .Ankauf  des 
Mehls  übernimmt,  und  im  Genossenschaftsverband  finden,  der  ihnen 
zu  billigen  Preisen  die  anderen  Waren  verschafft , weil  ihnen  die 
nötigen  kaufmännischen  Mitteilungen  fehlen,  um  selbst  an  guter 
Quelle  kaufen  zu  können. 

Ebenso  war  es  mit  den  erst  neulich  in  Flandern  gegründeten 
Genossenschaften;  Hier  spielt  rler  Gcnter  „V'ooruit“  die  Rolle  des 
Volk.shauscs  gegenüber  den  .Ardenner  Genossenschaften. 

Zuerst,  im  Jahre  1898,  gelang  cs  den  vlämischen  Sozialisten 
eine  Konsumgenossenschaft  zu  gründen,  die  „Sonne“  (De  Zon)  mit  dem 
Sitz  in  Gent  und  der  Kundschaft  in  Zele,  einem  bedeutenden,  halb 
landwirtschaftlichen,  halb  industriellen  Dorfe,  das  in  dem  ärmsten 
(iebiete  von  Flandern  liegt. 

„Plin  heroischer  Entschlufs“,  so  schreibt  uns  einer  der  Gründer, 
„der  in  Gent  nur  einen  brüderlichen  Lachausbruch  hervorrief.  Dieses 
Ischen  entrifs  uns  den  Eid,  dafs  in  Zele  Brot  gebacken  werden 
würde.  Neun  waren  wir,  die  den  Eid  geleistet  hatten,  und  wir 
hatten  ein  Kapital  von  i(XX3  Fres.  Das  war  wenig,  aber  der 
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„\'ooruit“  hatte  ja  anfänglich  einen  bei  Seite  geworfenen  Karren 
gehabt;  ein  Freund  fand  uns  ein  patriarchalisches  Ponny,  das  mit 
dem  Geschirr  loo  Frcs.  kostete;  ein  anderer  verschaffte  uns  für  2o 
F'rcs.  einen  Karren  und  ein  Bauer  verkaufte  uns  für  lo  Frcs.  seinen 
bösen  Hund,  den  er  loshaben  wollte.  Eine  tüchtige  Schicht  grüner 
F'arbe  verbarg  für  einige  Zeit  das  Alter  des  Materials,  aber  die 
Tiere  waren  (ach !)  mit  dem  besten  Willen  nicht  „neu  zu  kriegen" ! 
\'on  Gent  aus  wurden  uns  zehn  Säcke  .Mehl  und  ein  FaCs  Korinthen 
geschickt.  . . ." 

Dieses  „Korinthenbrot"  sollte  den  Erfolg  herbeiführen:  die  Be- 
wohner dieses  Gebietes  sind  so  arm,  dafs  sie  es  kaufen,  um  die 
Butter  zu  ersparen,  die  sie  sonst  ihren  Kindern  geben  müfsten ! 

Heute  backt  die  Genossenschaft  De  Zon,  je  nach  der  Zeit, 
4500 — 7000  kg  Brot  in  der  Woche,  das  sie  20  Cts.  pro  kg  ver- 
kauft, mit  einem  Ristorno  von  nur  '5  Cts.;  vor  der  Korn-  und 
Kartoffelernte  erreicht  der  Verbrauch  das  Maximum.  Die  Genossen- 
.schaftswagen  verkehren  in  einem  Umkreis  von  drei  Meilen.  Seit 
rlem  i.  Januar  1900  ist  ein  Mafs-,  Spezereiwaren-  und  Schuhge- 
schäft eröffnet  worden ; ilie  Schuhe  sind  in  den  Vooruitschen 
Werkstätten  verfertigt.  X’ergangenen  Monat  Oktober  ist  ein  Volks- 
haus eröffnet  worden  mit  Lesesaal,  Sekretariat,  Kaffeehau.s,  Fest- 
.saal  und  einem  geräumigen  Pferdcstall. 

Kurz,  die  Resultate  sind  äufserst  befriedigend.  Zwei  neue 
Genossenschaften  sind  gegründet  worden,  in  Thielt  und  in  Wetteren, 
wo  1200  kg  Brot  pro  Woche  gebacken  werden  und  wo  das 
Spezereiwarengeschäft  gleich  in  der  ersten  Woche  einen  Umsatz 
von  1400  F'rcs.  hatte,  .-ändere,  ähnliche  Gründungen  werden  zweifel- 
los bald  folgen. 

So  scheint  denn  die  Erfahrung  den  Beweis  zu  liefern,  dafs 
die  durch  die  Organisation  der  grofsen  Städte  gegründete  und  von 
ihr  unterstützte  Konsumgenossenschaft  das  beste  .Mittel  ist,  der 
sozialistischen  Organisation  in  den  Dörfern  und  Gemeinden  des 
flachen  I „indes  Zutritt  zu  ver.schaffen. 

F'rcilich  .setzen  sich  diese  Landgenossenschaften  nicht  ausschliefs- 
lich  aus  Landwirten  zusammen;  in  einer  beträchtlichen  Zahl  bilden 
sic  sogar  nur  die  Minorität,  während  die  meisten  Mitglieder  zwar 
oft  I^ndbewohner  sind,  sich  aber  nichtsdestoweniger  mit  industri- 
eller .Arbeit  befassen;  indes,  hat  die  genossenschaftliche  Organi- 
sation einmal  einen  gesunden  Nährboden  gefunden,  so  kann  sie  die 
(irundlage  von  rein  landwirtschaftlichen  Werken  sein. 
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Zu  dieser  Kategorie  gehören  die  Milchgenossenschaften  von 
Hcrffelingen,  Hautfays  und  Gerouville,  und  die  Einkaufsgenossen- 
schaft „Die  sozialistischen  Landbewohner“  von  Grand-Leez  (Prov. 
Namur). 

Die  Milchgenossenschaft  De  Goedc  Botcr  („Die  gute  Buttet““) 
von  Hcrffelingen  wurde  in  vlämischem  Lande,  20  km  weit  von 
Brüssel,  im  I^ufe  des  Jahres  1898  gegründet.  Das  Gründungs- 
kapital, ca.  40000  Fres.,  wurde  fast  vollständig  von  dem  Brüsseler 
V^olkshaus  ausgelegt,  das  die  Milch  und  die  ganze  Butter  von  Herffe- 
lingen  aufkauft.  Im  Anfang  ergab  diese  erste  rein  landwirtschaft- 
liche Gründung  der  „belgischen  Arbeiterpartei“  verhältnismälsig 
ernste  Ausfälle:  die  Milch  wurde  nicht  genügend  verkauft;  andere 
Milchanstalten,  deren  Gründung  in  den  angrenzenden  Gemeinden 
auf  die  Thätigkeit  des  Klerus  zurückzuführen  ist,  bemühten  .sich, 
die  Pächter  an  sich  zu  ziehen  und  die  Zahl  der  „roten  Kühe“  zu 
vermindern;  der  Betrieb  wurde  eine  Zeitlang  wegen  Mangels  an 
trinkbarem  Wasser  eingestellt : ein  künstlicher  Brunnen  mufste  an 
die  Stelle  des  alten,  versandeten  gegraben  werden.  Jedoch  trotz 
allem  überwand  die  Milchgenossenschaft  von  Hcrffelingen  diese 
zahlreichen  Hindernisse:  die  Bauern  sind  ihr  treu  geblieben;  täglich 
werden  3000 — fjooo  Liter  Milch  verbraucht ; der  Butterhandel  durch 
das  Brüsseler  \’olkshaus  erhöhte  sich  im  ersten  Halbjahr  1900  bis 
auf  80141  Fres.;  <lcr  neuorganisierte  Milchhandel  entwickelt  sich 
ebenfalls  und  giebt  bereits  der  Brüsseler  Vereinigung  einigen  Ge- 
winn (400  Frc.s.  im  ersten  Halbjahr  1900;  170a  Fres.  im  zweiten). 

W'cnn  die  Hcrffelinger  Genossenschaft  als  einzigen  Absatzweg 
das  Brüsseler  Volkshaus  hat,  das  sie  nicht  einmal  ganz  versorgen 
kann,  so  setzen  die  Milchgenosscn.schaften  von  Hautfays  und  von 
(ierouville  (Ardennen)  den  grofsten  Teil  ihrer  Butter  in  den  Ge- 
nossenschaften von  Charleroi  und  anderer  Gemeinden  des  Industrie- 
gebietes ab.  Mit  einem  bescheidenen  Kapital  (1300 — 1400  Fres.) 
gegründet,  gelingt  es  diesen  kleinen  nur  mit  Handgerät  aus- 
gerüsteten lokalen  Genossenschaften,  einen  \orteilhaftcn  Kampf 
gegen  die  grofsen  eine  ganze  Gegend  umfassenden  .Milchgenos.sen- 
schaften  von  St.  Marc  und  Carlsburg  zu  führen. 

..Die  grofsen  Milchgenossenschaften",  so  schreibt  uns  der  Leiter 
von  Hautfays,  „erstrecken  sich  auf  einen  bedeutenden  Teil  des 
Landes  und  haben  infolgedessen  sehr  hohe  Transportkosten.  Die 
laufenden  Unkosten  sind  gewaltig.  Die  Verwalter  haben  eine  hohe 
Bezahlung.  Der  Durchschnitt  des  für  das  kg  .Milch  bezahlten  Preises 
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beträgt  6,  7,  8 Cts.  W’eder  die  Milch,  noch  der  Rahm  lassen  sich  ohne 
Schaden  transportieren;  besonders  im  Sommer  sind  die  Produkte  nicht 
über  jeglichen  Vorwurf  erhaben ; und  die  Molke,  die  sehr  wichtig 
für  die  Zucht  der  Kälber  und  Schweine  ist,  wird  den  Landwirten 
oft  ganz  unbrauchbar  zurückgeschickt.  Ferner  kann  sich  kein  Ge- 
nossenschaftler selbst  über  die  Führung  seiner  Interessen  unter- 
richten; am  Ende  Jeder  Woche  begnügt  sich  der  Pfarrer  mit  der 
firklärung:  „Sie  haben  das  zu  bekommen  . . .",  und  dieser  Mangel 
an  Aufschlüssen  erweckt  das  Milstrauen  der  Landwirte.  Dies  sind 
die  Nachteile,  die  den  grofsen  Genossenschaften  innewohnen,  und 
die  uns  gestattet  haben,  in  einer  übrigens  recht  bescheidenen  Weise 
den  Kampf  gegen  unsere  mächtigen  Gegner  einzuleitcn.  In  Haut- 
fays  haben  wir  mit  der  Milchgenos.senschaft  der  „Kleinen  Brüder 
von  Carlsburg"  kämpfen  müssen,  und  es  ist  uns  auch  gelungen, 
ihnen  in  unserer  Gemeinde  drei  Viertel  ihrer  Kundschaft  zu  nehmen ; 
während  Ijei  ihnen  die  Genossenschaftler  6 bis  7 Cts.  pro  kg  Milch 
erhalten,  gaben  wir  den  unsrigen  10  bis  12  Cts.  — Der  andere 
\'ersuch  ist  in  Gerouville  gegen  die  neutrale  Milchgenossenschaft 
von  St.  Marc-lez-Virton  unternommen  worden;  der  Erfolg  war 
ebenso  erfreulich  für  die  Genossenschaftler.  — Ich  bin  fest  über- 
zeugt, dafs  diese  kleinen,  lokalen  Milchgenossenschaften  noch  eine 
grofse  Zukunft  in  der  Provinz  Luxemburg  vor  sich  haben,  und  dafs 
sie  für  uns  ein  mächtiges  Propagandamittel  sein  werden.“ 

Ohne  jetzt  näher  auf  die  Frage  einzugehen,  ob  der  den  lokalen 
.Milchgenossenschaften  zu  teil  gewordene  Vorzug  wenigstens  für  die 
-Ardennen  vollauf  gerechtfertigt  ist,  so  ist  doch  jedenfalls  sicher, 
dafs  diese  Einrichtungen,  um  emporblühen  zu  können  und  um  ihren 
eigentlichen  Charakter  nicht  einzubüfsen,  fest  an  die  allgemeine 
.Arbeiterorganisation  angeschlossen  sein  müssen,  und  speziell  an  den 
.sozialistischen  Genossenschaftsverband. 

An  diesen  schliefst  sich  gleichfalls  die  neue,  soeben  an  der 
Nordgrenze  der  Provinz  Namur  gegründete  Genossenschaft  „die 
sozialistischen  Landbewohner“  an,  eine  Einkaufsgenossenschaft  von 
Dünger,  Samen,  landwirtschaftlichem  Gerät,  fietreide  und  eventuell 
V’erkaufe-  und  Verarbeitungsgenossenschaft  der  Bodenprodukte. 

Der  Sitz  dieser  im  Dezember  1900  gegründeten  Genossenschaft 
liegt  in  Grand-Leez,  einem  Dorfe  von  2000  Einwohnern,  am  Ende 
der  Hochebene  von  Hesbaye,  auf  den  Hügeln,  die  sich  nach  dem 
Thal  der  Maas  hin  senken.  Abgesehen  von  einigen  jungen  Männern, 
die  dank  den  Arbeiterzügen  ander.swo  arbeiten,  besteht  die  Ein- 
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wohnerschaft  ungefähr  ausschliefslich  aus  kleinen  I.anclvvirten.  Es 
giebt  nur  ein  gröfsercs  Gut  auf  dem  Boden  der  Gemeinde.  Die 
Betriebe  unter  lo  oder  1 5 ha  bilden  die  ungeheure  Mehrzahl. 

Seit  1897  gab  es  in  Grand-Leez  eine  Konsumgenossenschaft 
von  etwa  loo  Mitgliedern,  meistens  Landwirten.  Sobald  die 
Schaffung  einer  grösseren  Genossenschaft,  mit  .Abteilungen  in  den 
umliegenden  Gemeinden  beschlo.sscn  wurde,  löste  sich  „die  Zukunft" 
von  Grand-Lcez  auf,  um  ihr  Kapital,  ihre  Kundschaft,  ihre  Erfahrung 
in  den  Dienst  der  neuen  Vereinigung  zu  stellen.  Schon  jetzt  be- 
trägt die  Zahl  der  „sozialistischen  Landbewohner"  302,  von  denen 
jeder  wenigstens  eine  .Aktie  von  je  10  Fres.  gezeichnet  hat. ') 

Jede  Gruppe,  die  in  einer  Ortschaft  gegründet  wird,  wird  zur 
•Sektion  der  Genossenschaftsmutter,  die  alle  Einkäufe  übernimmt. 
Das  Zentralgeschäft  für  Oelkuchen,  Kunstdünger  und  landwirtschaft- 
liches Gerät  ist  in  Grand-Leez  eingerichtet,  in  einem  bescheidenen 
provisorischen  Lokal,  das  noch  in  diesem  Jahr  einer  definitiven 
Einrichtung  Platz  machen  wird,  die  mit  der  Eisenbahn  von  Ramillies 
nach  Gembloux  in  Verbindung  stehen  wird.  Die  Verkaufslokale  in 
Sauveniere,  Lonzee,  Liernu,  Beauvcchain,  Tihange  und  Nalinnes 
funktionieren  zur  Zeit  schon.  Andere  Sektionen  werden  in  Maux, 
Haillot  und  Sombra.sse  gegründet.  Die  Bewegung  scheint  sich  in 
der  ganzen  Provinz  llesbaye  ausbreiten  zu  wollen;  findet  man  doch 
hier,  fast  in  jedem  Dorfe,  einen  Kern  sozialistischer  Landwirte. 

Der  V'erwaltungsrat  der  „sozialistischen  Landbewohner"  setzt 
sich  aus  den  .Abgeordneten  der  .Sektionen  (je  einer  pro  Sektion  I 
und  den  drei  Leitern  der  ursprünglichen  Vereinigung  zusammen: 
es  sind  dies  Debarsy,  der  in  seiner  Jugend  Bauernknecht  war  und 
heute  das  sozialistische  landwirt-schaftliche  Blatt  „Der  .Ackersmann“ 
redigiert;  Maurice  Ilambursin,  der  eine  Meile  von  (irand-l.eez  ent- 
fernt ein  Gut  von  70  ha  besitzt ; endlich,  der  Schreiber  dieser 
Zeilen.  Der  frühere  Vorsitzende  der  „Zukunft“  von  Grand-Leez. 
Dalebroux,  ein  Gärtner,  der  wahrhaft  aufserordentliche  Piigenschaften 
in  der  Führung  seiner  bescheidenen  lokalen  Genossenschaft  an  den 
Tag  gelegt  hat,  ist  zum  1 lauptverwalter  gewählt  worden. 

Bis  jetzt  funktioniert  die  Organisation  der  „sozialistischen  Land- 
bewohner“ nur  .als  Einkaufs-  und  Konsumgenossenschaft. 

*)  Ks  gic1»t  aufserdem  in  Aische-cn^Rt  fail.  einer  Nachbargemeinde  von  Grand- 
Leez,  eine  sozialisti.scbe  (»enosscnschal'l  von  65  Mitgliedern;  die  Unterhandlungen 
betrcft’s  Vereinigung,  haben  bis  jetzt  kein  Resultat  gezeitigt. 
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Indes,  eine  Sektion,  die  von  Tiliange-lcz-Huy  — die  aus  dreifsig 
Gemüsegärtnern  besteht  — giebt  sich  ihrerseits  mit  dem  V'erkauf 
von  Gemüsesamen  ab.  Jedes  Mitglied  hat  für  dieses  spezielle  Werk 
eine  .\ktie  von  100  Fres.  gezeichnet.  Der  Verkauf  der  Produkte 
geht  hauptsächlich  in  kleinen  Säcken  vor  sich,  die  alle  für  einen 
Gemüsegarten  nötigen  Samenarten  enthalten;  da  es  nun  in  dem 
Industriegebiet  Tausende  von  Arbeitern  gici)t,  die  nebenbei  ein 
Stück  Landes  für  ihr  Gemüse  bebauen,  .so  darf  man  wohl  hoffen, 
dafs  die  Magazine  der  Landwirte  von  Tihangc  bald  an  allen  sozia- 
listischen Genossenschaften  eine  zahlreiche  Kundschaft  haben  werden. 

Wir  können  also  nochmals  feststellen,  dafs  der  Erfolg  der 
sozialistischen  ländlichen  Genossenschaften  sehr  von  der  Unter- 
stützung der  industriellen  Genossenschaften  abhängt. 

Nur  sie  können  in  einer  befriedigenden  W’eise  den  ernsten 
Schwierigkeiten  begegnen,  die  die  Entwicklung  des  sozialLstischen 
Genossenschaftswesens  auf  dem  Lande  noch  hemmen,  wo  der  Na- 
turalientausch noch  seine  wichtige  Rolle  spielt. 

„Wenn  wir  einem  I.andwirt  die  Teilnahme  an  unserer  Vereini- 
gung anbieten,“  sagte  uns  der  Verwalter  von  Grand-Leez,  „antwortet 
er  uns  regelmäfsig:  in  jenem  Geschäft  werden  mir  meine  Hutter 
und  meine  Eier  gegen  die  Lebensmittel,  die  ich  brauche,  umge- 
tauscht. Wird  das  bei  Ihnen  ebenso  zugehen?" 

Und  wenn  die  Sektion  von  Grand-Leez  verhältnismäfsig  leicht 
die  Eier  verkaufen  kann,  die  sie  von  einem  ihrer  Mitglieder  erhält, 
so  verhält  cs  sich  bei  weitem  nicht  so  für  den  V'erkauf  der  Butter 
verschiedener  Qualitäten  und  oft  schlechter  Qualität,  die  von  den 
Bauern  in  der  althergebrachten  Weise  zubereitet  wird.  Es  ist 
rein  unmöglich,  sie  bei  den  grofsen  städtischen  Genossenschaften 
abzusetzen.  Man  mufs  sie  also  entweder  zurückweisen  — was 
heftiges  Mifsfallcn  erregt  — oder  den  \’crkauf  übernehmen,  der 
dann  auf  dem  Markt  der  benachbarten  Stadt  mit  mehr  oder  weniger 
Schwierigkeiten  von  statten  geht;  aber  diese  I^ge  würde  von  Grund 
aus  geändert  werden,  hätten  die  „sozialistischen  Landbewohner“ 
eine  Milchgenossenschaft,  die  Butter  von  einer  einzigen,  guten  Qua- 
lität hervorbringen  würde.  Sofort  würden  ihnen  die  Lütticher  und 
die  Hennegauer  Genossenschaften  ein  so  weites  Absatzgebiet  sichern, 
dals  die  örtliche  Produktion  nicht  genügen  könnte.  Daher  auch  der 
Vorsatz,  bald  neben  dem  Hauptgeschäft  eine  kleine  Dampfmilch- 
anstalt mit  Filialen  in  den  umliegenden  Dörfern  zu  schaffen,  die 
dann  auch  den  Umsatz  des  Geschäftes  vermehren  würde. 
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Kurz,  in  Grand-Lecz,  wie  in  Herffclingen,  in  Zele  und  in  Haut- 
fays  erscheint  uns  das  sozialistische  Genossenschaftswesen  nur  als 
Fortsetzung  des  städtischen  Genossenschaftswesens. 

In  erster  Linie  gestattet  die  Konsumgenossenschaft  „Vooruit“ 
oder  „Volkshaus"  durch  ihre  Kapitalienvorschüssc  und  dadurch,  dafs 
sie  ihre  Erfahrung  den  Landgenossenschaften  zur  Verfügung  stellt, 
ebenso  durch  ihre  Fähigkeit,  in  grofsem  einzukaufen,  den  Sozialisten 
festen  Fufs  auf  dem  l.ande  zu  fassen;  und  um  den  wirklichen  Wert 
der  ersten  Resultate,  die  wir  soeben  beschrieben  haben,  richtig  zu 
würdigen,  mufs  man  sie  nicht  nur  an  und  für  sich  ins  Auge  fassen, 
sondern  man  mufs  auch  an  die  gewaltige  Thätigkeit  denken,  die  sic 
den  Gegnern  des  Sozialismus  aufgedrängt  haben. 

Herr  V'arlez,  der  übrigens  die  Schwäche  und  die  Zerstreuung 
der  sozialistischen  Vereinigungen  zu  übertreiben  beliebt,  stellt  dies 
in  seiner  schon  erwähnten  Studie  über  die  „ländlichen  Vereinigungen 
in  Belgien“  fest; 

„Die  Thätigkeit  der  Sozialisten  hat  bereits  die  ganze  konser- 
vative .<\rmee  gezwungen,  sich  auf  dem  Lande  auf  den  Kriegsfufs 
zu  stellen.  Es  mufs  zugegeben  werden,  dafs  diese  Armee  herrlich 
ist  und  dafs  ihre  Ordnung  grofsartig,  treu  und  gut  diszipliniert 
ist.  Ihr  gegenüber  stehen  nur  einige  wenige  Vereinigungen,  die,  so 
scheint  es  wenigstens,  gar  keinen  festen  Fufs  auf  dem  Lande  gefafst 
haben,  wo  sie  sich  aber  verzweifelt  festklammern.  Kein  P'ührcr, 
keine  Zucht  scheint  sie  zu  leiten.  Alle  Tendenzen,  alle  Bestrebungen 
der  Bauern  sind  konservativ  und  ruhig:  ein  langes,  treues  Erbe 
fesselt  sie  an  die  Verteidigung  des  Eigentums.  Und  doch  herrscht 
überall  eine  gewisse  Angst  und  ein  Mifstrauen,  das  jeden  erstaunt, 
der  die  beiden  Lager  ihrer  Zahl  nach  kennen  lernen  will.“ 


3.  Die  Ergebnisse  des  ländlichen  Genossenschaftswesens. 

Die  verschiedenen  Gestalten  des  ländlichen  Genossenschafts- 
wesens, Raiffeisenkassen,  landwirtschaftliche  Ligen,  neutrale  oder 
konfessionelle,  katholische  oder  sozialistische  Milchgenossenschaften, 
tragen  in  ausgedehntem  Mafse  dazu  bei,  die  Landwirtschaft  der  In- 
dustrie zu  unterwerfen,  den  Kleinbauern  einen  Teil  der  Vorzüge  der 
kapitalistischen  Grofskultur  zur  Verfügung  zu  stellen,  auf  dem  I.ande 
den  Gebrauch  von  Maschinen  zu  verbreiten,  die  Verwendung  von 
Kunstdünger,  kurz  die  .Anwendung  der  wissenschaftlichsten  Methoden. 
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Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  erkennt  jedermann  die  Dienste 
dieser  Vereinigungen  an,  und  wenn  sie  auch  gewissen  Schichten 
der  Bevölkerung  eine  unleugbare  Besorgnis  einflöfsen,  so  entsprechen 
sie  doch  so  dringenden  Bedürfnissen,  dafs  es,  wie  wir  bereits  gesehen 
haben,  zuerst  gerade  die  Konservativen  waren,  die  sie  geschaffen 
haben. 

In  einem  Artikel  der  Revue  Sociale  Catholique  über  den  Agrar- 
sozialismus erklärt  Herr  \'lieberg,  Schriftführer  des  Boerenbond,  diese 
Thatsache  also: 

„Die  Sozialisten  behaupten,  die  Industrialisierung  der  Landwirt- 
schaft werde  ihre  Agitation  auf  dem  Lande  erleichtern.  Das  ist 
möglich,  kann  uns  aber  nicht  aufhalten.  Die  Industrialisierung  der 
Landwirtschaft  drängt  sich  auf;  sie  ist  für  sie  eine  Lebensfrage. 
Uebrigens  glauben  wir  nicht,  dafs  die  sozialistische  Bewegung  nur 
durch  wirtschaftliche  Mafsregeln  aufgehalten  werden  kann;  vor  allem 
ist  eine  sittliche  Thätigkeit  notwendig.  Der  Sozialismus  ist  mehr 
als  eine  Magenfrage.  Darum  gründen  wir  christliche  landwirtschaft- 
liche Vereinigungen."  *) 

Man  bemüht  sich  also,  das  Heilmittel  dem  Uebcl  zur  Seite  zu 
stellen.  Es  werden  dem  modernen  Geiste  Zugeständnisse  gemacht, 
aber  es  soll  zugleich  der  alte  Geist  neubelebt  werden.  Die  Land- 
bewohner werden  organisiert,  aber  unter  der  Vormund.schaft  ihrer 
gei.stlichen  oder  weltlichen  Führer;  und  es  wird  behauptet,  dafs  es 
nächstens  kein  belgisches  Dorf  von  einiger  Bedeutung  mehr  geben 
wird,  wo  die  kla.ssische  Dreieinigkeit  der  Kredit-,  Konsum-  und 
Produktionsgenossenschaft  sich  nicht  in  den  drei  Gestalten  zeigen 
wird,  die  dem  Gesetz  gcmäfs  verschieden,  aber  doch  eng  verbunden 
sind : der  Raitfeisenka.sse,  des  landwirtschaftlichen  Syndikats  und 
der  Verkaufs-  oder  Produktionsgenossenschaft. 

Wir  haben  gezeigt,  dafs  bis  Jetzt  ein  beträchtlicher  Teil  des 
Programms  verwirklicht  ist;  aber  wenn  die  Ergebnisse  dieser 
grofsen  Anstrengungen  nicht  unterschätzt  werden  dürfen,  so  soll 
man  sie  auch  nicht  übertreiben;  und  in  erster  Linie  darf  der 
wirkliche  Charakter  dieser  Vereinigungen  nicht  mifsverstanden 
werden,  die  den  proletarischen  Organisationen  ihre  demokratischen 
Bezeichnungen : Syndikat,  Ligen  oder  Genossenschaften  entnehmen : 
es  sind,  fast  immer,  Organisationen  kleiner,  mittlerer  oder  grofser 
Besitzender  und  — abgesehen  von  den  X'ereinen  zu  gegenseitiger 

*)  Revue  Sucinle  Catholique.  I.  .\pril  1900. 
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Hilfe,  die  nicht  hierzu  gehören  — hat  das  ländliche  Proletariat 
so  gut  wie  keine  Vorteile  von  ihnen. 

I.  Die  Raiffeisenkassen. 

Die  ländlichen  Krediteinrichtungen,  die  es  in  Belgien  giebt, 
können,  aufser  zwei  Schulze-Delitzschen  Kassen,  auf  zwei  Typen 
zurückgeführt  werden : die  landwirtschaftlichen  Gesellschaften,  ge- 
schaffen durch  Gesetz  vom  i8.  .April  1884,  und  die  lokalen  Kredit- 
genossenschaften (Raiffeisen)  mit  gemeinsamer  und  unbeschränkter 
Haftung. 

Während  die  landwirtschaftlichen  Gesellschaften  die  kleine  und 
mittlere  Kultur  unterstützen  sollten,  machen  .sie,  es  giebt  ihrer  neun, 
ziemlich  bedeutende  Operationen,  ohne  indes  anderen  als  Grofs- 
grundbesitzern  Darlehen  zu  gewähren. 

Die  Raiffeisenka.ssen  hingegen,  die  besonders  in  dem  Klein- 
kulturgebiet von  Brabant  und  I.imburg  ausgebreitet  sind,  zählten 
den  31.  Dezember  1899  229  Vereinigungen  mit  9593  Mitgliedern, 
davon  waren  7817  Landwirte. 

(Siehe  die  Tabelle  auf  .S.  659.) 

V\äe  die  Ceruttischen  ländlichen  Kassen  in  Italien  und  der 
ländliche  Ka,ssenverband  in  Frankreich,  sind  diese  Vereinigungen 
unter  dem  unmittelbaren  Einflufs  der  Dorfgeistlichen  gegründet 
worden. 

„Es  ist  ein  Erfahrungsgesetz  — schrieb  im  Jahre  1897  der 
Vorsitzende  des  „ländlichen  Kassenverbandes"  — , dafs  die  ländlichen 
Kassen  mit  unbeschränkter  Haftung  nicht  ohne  die  Unterstützung 
des  Klerus  gegründet  werden  können.  In  diesen  X'ereinigungen 
haben  die  Verwalter  eine  Firma  zur  Verfügung,  die  die  ganze  Habe 
der  Genossenschaftler  aufs  Spiel  setzt:  Die  Bauern  wollen,  als  vor- 
sichtige Leute,  eine  so  au.sgcdehnte  Machtbefugnis  nur  solchen 
Männern  anvertrauen,  deren  sie  ganz  sicher  sind.  Nun  sind  die 
Bauern,  die  sich  schlau  genug  glauben,  um  an  der  Scharfsicht  aller 
.Anwälte  zu  zweifeln,  erst  beruhigt,  wenn  der  Mann,  dem  sie  sich 
anvertrauen,  an  einen  scharfsichtigeren  und  strengeren  Richter,  als 
die  men.schlichen  Gerichte,  glaubt.“  *) 

Ohne  auf  den  Wert  dieser  teilweise  durch  die  Erfolge  der  rein 
weltlichen  ländlichen  Kassen  in  Deutschland,  in  Italien  und  in  dem 


*)  Citiert  bei  Coulct,  Lc  mouvement  synüical  ct  cooperalif  dans  I'agriculturc 
frangaisr.  Paris.  Mas.son  1S98.  S.  III. 
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Basses  Alpes- Departement  widerlegten  Erklärung  einzugehen,  ist 
es  doch  jedenfalls  sicher,  dafs  alle  dem  Raiffeisenschen  Typus 
gleichenden  Kassen  — die  erste  wurde  1892  vom  Pfarrer  Mellaerts 
gegründet  — in  Belgien  einen  rein  konfessionellen  Charakter 
tragen. 

Wenn  sie  ihren  Mitgliedern  materielle  Vorteile  verschaffen,  in- 
dem sic  ihnen  zu  den  im  kapitalistischen  Regime  gewohnten  Be- 
dingungen Kredit  geben,  so  sind  doch  diese  Vorteile  auf  die  be- 
schränkt, die  sich  zu  ducken  wissen,  und  sind  durch  eine  gröfsere 
Abhängigkeit  v-om  Klerus  und  von  den  anderen  „sozialen  Behörden“ 
im  Dorfe  vollständig  ausgeglichen. 

(iewifs,  scheinbar  wird  der  Reiche  nicht  vom  Armen  unter- 
schieden, aber  wie  Herr  Wolff,  einer  der  I.obpreiser  dieses  Systems 
, feststcllt, versteht  es  sich  immer  von  selbst,  dafs  in  dem  Vor- 
stand wie  im  Aufsichtsrat  „die  reichsten  Mitglieder  (ohne  die  die 
Raifteisenkasse  nie  eine  V’ereinigung  gebildet  hätte)  die  Majorität 
sein  werden“. 

Bis  jetzt  scheinen  diese  Gründungen  übrigens  in  Belgien  keinen 
entscheidenden  Kinflufs  auf  den  wirtschaftlichen  Zustand  des  lindes 
ausgeübt  zu  haben.  Am  31.  Dezember  1899  betrugen  die  Depo- 
siten und  die  der  Sparkasse  entliehenen  Kapitalien  (diese  in  ge- 
ringerer Anzahl)  für  alle  ländlichen  Ka.ssen  4086168  Fres.;  das 
Saldo  der  laufenden  Darlehen  : 589694  Fres.,  davon  weniger  als 
eine  Million  an  Nicht-Landwirte. 

Die  Höhe  der  De|)ositen  überragt  also  um  vieles  die  der  Dar- 
lehen und  da  fragt  sich  denn  mancher,  ob  die  lokalen  Kreditver- 
einigungen ihrem  Zweck  genau  entsprechen.  So  lesen  wir  im 
„Landwirtschaftlichen  Ingenieur“,  Zeitschrift  der  ehemaligen  Stu- 
denten des  staatlichen  landwirtschaftlichen  Instituts  in  Gembloren 
(1.  Januar  1900): 

„In  diesem  Sinne  sind  die  Raiffeisen.schen  Vereinigungen  viel 
eher  Sparka.s.sen  als  Krediteinrichtungen,  und  wenn  cs  auch  erfreu- 
lich ist,  dafs  sie  alle  ihre  Darlehen  genehmigen  können,  ohne  an 
die  allgemeine  Sparka.sse  appellieren  zu  müs.sen,  so  ist  doch  Grund 
genug  vorhanden,  sich  über  diese  wirkliche  Trockenlegung  der  auf 
dem  Lande  \orhandenen  Kapitalien  zu  l>cunruhigcn.  Ihre  Thätig- 
keit  soll  nicht  vereinzelt  und  aus.schlicfslich  sein;  sie  sollten  den 
Landwirten  lehren,  dafs  die  Ersparnis  unproduktiv  oder  reproduktiv 

’)  Sk-ht-  I.cro )-- 1! e au  1 i CU , Traitc  (rKcommiic  Tuliliquc  II.  S.  610. 
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sein  kann.  In  den  meisten  Fällen  würden  diese  Landwirte  ihre 
bescheidenen  Profite  vernünftiger  anwenden,  wollten  sie  damit  ihre 
Betriebsmethoden  verbessern,  anstatt  sie  auf  die  .Sparkasse  zu 
tragen,  die  ihnen  doch  nur  lächerliche  Zinsen  zahlen  kann.“ 

Sicher  ist  jedenfalls,  dafs  in  einem  Lande,  das  829000  land- 
wirtschaftliche Betriebe  umfafst,  der  .Anschlufs  von  7817  Land- 
wirten an  lokale  Kreditkassen  ilie  I'rage  des  landwirtschaftlichen 
Kredits  ganz  und  gar  bestehen  läfst. 

2.  Die  Einkaufs  Vereinigungen. 

Die  für  den  Einkauf  von  Samen,  Kunstdünger,  Nahrungsmitteln 
für  das  Vieh  und  von  landwirtschaftlichen  Maschinen  geschaffenen 
Vereinigungen  oder  Syndikate  bilden  drei  streng  unterschiedene 
Kategorien:  i.  die  landwirtschaftlichen  Einkaufsvereine;  2.  die 

eigentlichen  Einkaufsgenossenschaften,  die  gemäfs  dem  (iesetz  vom 
18.  Mai  1873  über  die  Handelsgesellschaften  gegründet  worden 
sind;  3.  die  Einkaufsabteilungen  der  landwirtschaftlichen  Ligen. 

Die  folgende  Aufstellung,  die  wir  dem  Bulletin  de  l'agriculture 
(1900,  Nr.  5)  entnehmen,  und  die  übrigens  vollständig  zu  sein 
scheint,  belehrt  uns  über  die  verschiedene  Wichtigkeit  dieser  Ein- 
richtungen, am  31.  Dezember  1899. 

(Siehe  die  Tabelle  auf  S.  662.) 

Wie  man  sieht,  sind  die  Abteilungen  der  katholischen  land- 
wirtschaftlichen Ligen  viel  zahlreicher  als  die  Einkaufsabteilungen 
der  neutralen  landwirtschaftlichen  Vereine  oder  die  Einkaufsge- 
nossenschaften, die  zum  Teil  einfache  Geschäftsunternehmungen, 
zum  Teil  konfessionelle  Vereinigungen  sind. 

.Andererseits  mufs  bemerkt  werden,  dafs  auf  eine  Geschäftsziflfer 
von  12969414  Fres.,  d.  h.  im  Durchschnitt  257  Fres.  55  Cts.  pro 
Mitglied,  die  Dünger-  und  Nahrungsmitteleinkäufe  schon  allein  mehr 
als  zwölf  Millionen  betragen,  während  die  Einkäufe  nichtlandwirt- 
schaftlicher Nahrungsmittel,  und  insbesondere  die  Einkäufe  von 
Kohlen  und  Spezereiwaren,  nur  einen  unbedeutenden  Bruchteil  der 
ganzen  Geschäft.szifier  ausmachen.  L’nd  doch  unterliegt  es  keinem 
Zweifel,  dafs  die  Ijjndwirte,  die  Mitglieder  des  Boerenbonds  sind, 
dasselbe  Interesse  daran  haben,  gemeinsam  und  im  grofsen  das 
Petroleum,  die  Seife,  den  Zucker,  den  Kafice,  den  Essig,  den  Reis, 
ja  sogar  den  Speck  und  andere  notwendige  Nahrungsmittel  zu  kaufen, 
wie  die  ländlichen  oder  industriellen  Proletarier.  Herr  Blondei 
macht  hierüber  in  seinen  Studien  über  die  deutsche  Landbevölke- 

Archiv  für  for.  u.  Statistik.  XVI.  43 
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rung  sehr  riclitige  Bemerkungen,  die  in  unserem  Lande  gut  ange- 
wandt werden  können : 

„Die  Entwicklung  der  ländlichen  Konsumvereinigungen,"  sagt 
er,  „hat  besonders  die  Wirkung,  dafs  sie  die  schlechte  Gewohnheit 
der  Landwirte  zügelt,  aus  ihrem  Grund  und  Boden  alles  irgend 
Kotw^endige  und  irgend  Mögliche  zu  ziehen.  . . In  Deutschland  will 
der  Bauer  noch  mehr  als  in  Frankreich  von  der  Erde  alles  haben, 
was  er  verbraucht,  und  nichts  ausgeben.  So  will  er,  ob  die  Natur 
es  zuläfst  oder  nicht,  für  sich  Getreide,  für  seine  Hühner  Gerste, 
für  seine  Pferde  Hafer,  für  seine  Schweine  Kartoffel  haben. . .“  *) 

Immerhin  mufs  bemerkt  werden,  dafs  diese  Gewohnheiten  die 
Tendenz  besitzen,  überall  rasch  zu  verschwinden,  w'O  die  Landwirte 
sich  die  Verbrauchsmittel  billiger  verschaffen  können.  In  seinem 
jüngst  erschienenen  Buche  über  die  landwirtschaftlichen  Syndikate 
stellt  Herr  v.  Rocejuigny  fest,  dafs  sie  in  einer  ganzen  Anz.ahl  von 
Fällen  zuerst  die  Ausdehnung  der  Thätigkeit  des  Syndikats  auf 
andere  Zweige  verlangen,  als  auf  Dünger  und  ähnliche  Produkte. 
Aber  im  allgemeinen  .stofsen  ihre  Anstrengungen  in  diesem  Sinne 
auf  heftigen  VV'iderstand  .seitens  der  Führer  der  agrarischen  Be- 
wegung. Im  Anfänge  erklärten  viele  von  ihnen,  aus  Rücksicht  auf 
die  Kaufleute,  jeder  Einkaufsgenos.senschaft,  unter  welcher  Form  sie 
sich  bilde,  feindlich  gegenübcrzustelicn. 

Als  z.  B.  im  Jahre  1895  die  Kommission  der  sozialen  Werke 
der  Diözese  Luxemburg  die  Agitation  zugunsten  der  landwirtschaft- 
lichen Vereinigungen  einleitete,  beschlofs  sie,  „dafs  das  an  Erfolgen 
so  reiche  Genossenschaftswesen  sich  auf  die  Kredit-  oder  Produk- 
tionsvereinigungen beschränken  werde,  ohne  sich  mit  Konsumver- 
einen zu  befassen,  deren  Schaffung  Unruhe  säen  und  die  Feind- 
schaft des  kaufmännischen  Bürgertums  der  Dörfer  her\-orrufen 
würde.  ®) 

Bald  mufste  jedoch  die  Unmöglichkeit  dieser  Einschränkung 
des  praktischen  Genossenschaftswesens  eingesehen  werden;  die 
luxemburgische  Liga  mufste  sich  mit  der  „Ersparnis“  verständigen, 
einer  „Ein-  und  Verkaufsgenossenschaft  für  Dünger,  Nahrungsmittel 
für  das  Vieh,  landwirtschaftliche  Maschinen  und  Kohlen“,  .so  dafs 
heute  Luxemburg  von  allen  Provinzen  die  meisten  Einkaufs-  und 
Konsumgenossenschaften  zählt. 

■)  HIondcl,  Ktudrs  sur  les  pnpuktions  rurales  de  l'.MIemapne  S.  222  sqq. 
Paris.  Larose  1897. 

*)  Varlez,  loc.  eit.  S.  163. 
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Indessen,  wenn  die  Agrarier  nicht  mehr  zögern,  die  Dünger- 
händler anzugreifen  und  die  I^ndwirte  gegen  die  hohen  Preise  und 
die  zahllosen  Fälschungen  in  dieser  Branche  zu  schützen,  so  greifen 
sie  doch  immer  noch  die  Ausdehnung  des  genossenschaftlichen 
Prinzips  auf  den  Ankauf  von  Spezereiwaren,  Mehl,  Stoffen,  Kohlen 
an,  die  ebenfalls  in  anderen  Ländern  bestehen  und  deren  Berechti- 
gung Herr  v.  Roequigny  folgendermafsen  zu  erweisen  versucht; 

„Das  „Spezereiwarensyndikat“,  wie  die  Bezeichnung  lautet,  d.  h. 
das  mehr  und  mehr  deshalb  zur  Genossenschaft  werdende  Spezerei- 
warengeschäft, weil  es  einige  zweifelhafte  \'orteile  zu  erringen 
sucht,  verfehlt  seinen  Zweck  und  wirkt  in  sehr  unkluger  Weise: 
als  Werkzeug  sozialen  Friedens  geschaffen,  tritt  es  in  die  Konkur- 
renz mit  dem  lokalen  Handel  ein  und  sät  also  Zwietracht  und 
Spaltung.  W'enn  es  auf  dem  streng  beruflichen  Boden  stehen 
bleibt,  so  ist  es  unangreifbar  und  kann  keine  begründete  I'eind- 
schaft  erwecken."  ’) 

■Aber  andererseits  ist  es  ganz  offenbar,  dafs  das  landwirtschaft- 
liche Syndikat,  indem  es  so  seine  Thätigkeit  cinengt,  nur  unvoll- 
ständig den  Bedürfnissen  der  kleinen  I.andwirte  entspricht,  und 
hierin  liegt  gerade  die  schwache  Seite  der  klerikalen  Organisation. 

Die  I.eiter  der  landwirtschaftlichen  I.igen  sehen  sich  vor  das 
Dilemma  gestellt:  entweder  ihre  Mitglieder  zufriedenzustellen, 

aus  dem  genossenschaftlichen  Prinzip  alle  seine  Konsequenzen  zu 
ziehen,  alle  überflüssigen  Mittelglieder,  was  sie  auch  seien,  aus  dem 
Wege  zu  schaffen,  und  infolgedessen  die  Unzufriedenheit  noch  zu 
vermehren,  die  sich  schon  bei  dem  kaufmännischen  Kleinbürgertum 
auf  dem  Lande  zeigt;  oder  aber  sich  jeder  Ausdehnung  des  Ge- 
nossenschaftswesens zu  widersetzen,  die  Einkäufe  auf  eine  geringe 
Zahl  Produkte  zu  beschränken  und  in  diesem  Falle  den  .Sozialisten 
das  Feld  zu  räumen,  deren  Konsumgenos-senschaften,  um  ihren 
Mittelpunkt  geschart,  immer  mehr  in  das  flache  Land  dringen. 

Man  sieht,  dafs  in  jedem  F'alle  die  konservativen  Interessen 
verletzt  sind,  und  dafs  in  letzter  Linie  der  Sozialismus  als  tertius 
gaudens  aus  diesem  Konflikt  hervorgeht. 

3.  Die  Produktions-  und  V'erkaufsgenossenschaften. 

Trotz  der  genossenschaftlichen  Aufschrift,  die  eine  gewisse 
Zahl  ländlicher  Brennereien  und  Brauereien,  ja  .sogar  zwei  Zucker- 

*)  I,cs  symlicats  .ipricolcs  et  leur  ocuvre  S.  173.  Paris,  Culin  1900. 
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fabrikcn  angenommen  haben,  die  eine  im  Doornikschen,  die  andere 
in  der  Provinz  Antwerpen,  kann  doch  von  allen  landwirtschaftlichen 
Industriezweigen  die  Milchindustrie  als  die  einzige  angesehen  wer- 
den, in  der  die  Produktions-  und  Verkaufsgenossenschaften  sich 
wirklich  entwickelt  haben. 

Am  31.  Dezember  1899  gab  es  in  Belgien  309  Milchgenossen- 
schaften, deren  geographische  Einteilung  von  dem  Landwirtschafts- 
ministerium dargestellt  wurden  und  deren  Thätigkeit  folgende  Auf- 
stellung zeigt: 
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i8  287 

•)  Diese  Produkte  sind  hauptsächlich  abgerahmte  Milch. 

Diese  Vereinigungen  sind  meistens  Parteigründungen.  N'ichts- 
destoweniger  sind  die  „neutralen"  Milchgenossenschaften  Verhältnis - 
mäfsig  zahlreich  und  auch  in  den  katholischen  Milchanstalten  trägt 
der  geschäftliche  Charakter  über  den  konfessionellen  häufig  den 
Sieg  davon. 

Die.se  Vorherrschaft  des  kaufmännischen  Standpunktes  ergiebt 
sich  übrigens  notwendig. 

l*m  einen  guten  Geschäftsgang  zu  haben,  mufs  eine  .Milch- 
genossenschaft eine  grofsc  Zahl  Genossenschafter  sammeln  und, 
um  den  mannigfaltigen  Ungelegenhciten  der  weiten  Entfernungen 
für  den  Transport  aus  dem  Wege  zu  gehen,  müssen  sich  diese 
Genossenschafter  in  einem  ziemlich  engen  Kreise  konzentrieren 
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Nun  haben  in  denjenigen  Teilen  des  lindes,  in  denen  die  Bevölke- 
rung jeder  (iemeinde  sich  auf  zwei  oder  drei  politische  Parteien 
verteilt,  die  neutralen  Milchgenossenschaften,  die  sich  an  jedermann 
wenden,  einen  grofsen  Vorteil  den  konfessionellen  Milchgenossen- 
schaften gegenüber,  die  nur  Krfolg  haben  können,  wenn  sie  von 
ihren  Mitgliedern  kein  zu  strenges  Glaubensbekenntnis  verlangen. 

Andererseits  — und  das  trägt  noch  mehr  dazu  bei,  den  kauf- 
männischen Charakter  dieser  Unternehmungen  zu  betonen  — sind 
eine  grofse  Zahl  sogenannter  Milchgenossenschaften  nur  dem  Namen 
nach  Genossenschaften. 

Gewifs,  solange  cs  sich  noch  um  eine  lokale  Milchgenossen - 
Schaft  handelt,  mit  Handgerät,  wie  man  sie  noch  in  grofser  Zahl 
in  der  Kampine  und  in  den  Ardennen  trifft,  können  die  Landwirte 
ziemlich  leicht  das  nötige  Kajjital  vereinigen  oder  es  bei  einer 
Raiffeisenkasse  erhalten.  Aber  es  wird  immer  klarer,  dafs  die  eine 
ganze  Gegend  umfassenden  Milchgenossenschaften  mit  ihren  Dampf- 
maschinen in  jedem  Punkte  den  lokalen  Genossenschaften  weit  über- 
legen sind,  unter  der  Bedingung  natürlich,  dafs  man  in  den  ver- 
schiedenen Gemeinden,  die  die  Milch  liefern,  Turbinen  einrichtet, 
um  die  z.  B.  in  Luxemburg  vorgekommenen  Nachteile  der  weiten 
Transporte  der  Milch  und  des  Molken  zu  vermeiden.  Nur  er- 
heischt die  Gründung  dieser  Dampfmilchanstaltcn  — es  gab  ihrer 
Ende  1899  93,  — ein  ziemlich  bedeutendes  Grundkapital:  wenig- 
stens dreifsig  oder  vierzig  Tausend  Fres.  Daher  kommt  es  auch 
oft  vor,  um  nicht  zu  sagen  fast  immer,  dafs  die.scs  Kapital  nicht 
von  den  Landwirten  herrührt,  sondern  von  einigen  Gesellschaftern, 
Grofsgrundbesitzem  oder  Pächtern,  vorgeschossen  wird,  die  sich 
thatsächlich  oder  rechtlich  die  Leitung  des  Unternehmens  sichern 
und  in  der  Gestalt  von  Zinsen  den  gröfsten  Teil  des  Gewinnes  in 
.Anspruch  nehmen. 

Aber  auch  wenn  die  Milchgenossenschaften  mit  ihrem  eigenen 
Kapital  arbeiten,  oder  wenn  das  Gründungskapital  völlig  amorti- 
siert ist,  wäre  es  eine  Selbsttäuschung,  wollte  man  sie  als  demo- 
kratisch verwaltete  Einrichtungen  ansehen. 

Vor  kurzem  besuchten  wir  im  nördlichen  VV'estflandern  die 
älteste  und  eine  der  blühendsten  dieser  Vereinigungen.  Im  Jahre 
1880  gegründet,  zählt  sie  465  Genossenschafter,  die  allen  Schichten 
der  I.andbcvölkerung  angehören;  es  giebt  dort  Arbeiter,  die  eine 
Kuh  besitzen,  Kleinbauern  mit  zwei  oder  drei,  einige  grofse  Pächter 
mit  oft  fünfzig  Kühen.  Das  von  einem  Herrn  des  Dorfes,  Grund- 
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besitzen  von  3CXD  ha,  vorgeschossene  Kapital  ist  längst  zurückge- 
geben worden;  die  Generalversammlung  besteht  aus  allen  Ge- 
nossenschaftern; sie  ernennt  den  Verwaltungsrat;  man  glaubt  sich 
mitten  in  einer  Demokratie,  und  doch  ist  thatsachlich  die  Ab- 
hängigkeit der  I^ndwirte  von  den  Herren  der  Erde  so  vollständig, 
so  absolut,  dafs  keiner  von  ihnen  seine  Stimme  erheben  und  die 
Rechte,  die  ihm  die  Statuten  verleihen,  benutzen  dürfte:  der  Gründer 
leitet  allein,  übrigens  auf  eine  äufserst  geschickte  Art,  das  von  ihm 
geschaffene  W^erk. 

Um  so  eher  ist  dies  in  den  sogenannten  Genossenschaften  der 
Fall,  die  nicht  mit  ihrem  eigenen,  sondern  mit  einem  fremden 
Kapital  arbeiten. 

Um  dieses  letztere  System  immer  thatkräftiger  zu  beschützen, 
haben  im  Monat  März  1900  eine  gewisse  Anzahl  Privatleute  unter 
dem  Namen  „Generalbureau  der  grofsen  belgischen  Milchanstalten“ 
eine  anonyme  Vereinigung  gegründet,  deren  Hauptzweck  der  ist, 
im  ganzen  I..ande  mit  von  ihr  vorgeschossenen  Kapitalien  Betriebs- 
vereinigungen ins  Leben  zu  rufen,  die  man  fälschlich  mit  dem 
Namen  genossenschaftliche  V'ereinigungen  schmückt. 

Obwohl  die  Gründer  des  Zentralbureaus  sehr  fromme  Leute 
sind,  eifrige  Verteidiger  der  Religion,  des  Eigentums  und  der 
Familie,  erfuhr  ihre  Initiative  doch  herbe  Kritiken  in  den  in  den 
Louvainschen  Boerenbond  aufgenommenen  Ligen.  Seine  General- 
versammlung nahm  sofort  eine  feindliche  Resolution  an,  deren  haupt- 
sächliche Erwägungen  wir  ihres  Interesses  wegen  hier  wiedergeben: 

„In  Erwägung,  dafs  die  landwirtschaftlichen  Gilden  mit  allen 
Einrichtungen,  die  in  ihrer  Mitte  geschaffen  werden  können,  vor 
allem  soziale  Werke  sind;  dafs  das  Zentralbureau  und  die  industri- 
ellen Milchgenossenschaften,  deren  Gründung  es  beabsichtigt,  rein 
finanzielle  Unternehmen  darstellen,  die  keinen  sozialen  Zweck  ver- 
folgen; dafs  sogar  mehrere  unserer  Mitglieder  überzeugt  sind,  dafs 
das  Zentralbureau  und  seine  Thätigkeit  der  landwirtschaftlichen  Ge- 
no.ssenschaftsbewcgung  eher  .schädlich  .sein  wird; 

„In  Pirwägung,  dafs  die  Landwirte  leicht  selbst  Milchgenossen- 
schaften .schaffen  können ; dafs  es  nicht  einmal  unbedingt  notwendig 
ist,  dafs  die  Landwirte  selbst  das  Kapital  liefern,  weil  der  gröfste 
Teil  der  Raiffeisenkasse  entliehen  werden  kann,  die  in  der  Ge- 
meinde besteht  oder  aber  unschwer  dort  geschaffen  werden  kann; 
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„In  Erwägung,  dafs  diese  Milchgenossenschaften  selbst  die  Aus- 
ruflokale  für  den  Butterverkauf  gründen  können; 

,4Ieschliel'st  die  Versammlung  einstimmig,  die  Mitglieder 
des  Boerenbond  zu  ersuchen,  sich  mit  dem  Zentralbureau  der 
grol'sen  belgischen  Milchanstalten  nicht  zu  verständigen  und  keine 
von  diesem  Bureau  abhängige  industriellen  Milchanstalten  zu 
gründen."  ’) 

Diese  .Angriffe  haben  das  Zentralbureau  nicht  hindern  können, 
sich  zu  entwickeln,  sein  Kapital  zu  verdoppeln,  und  schon  jetzt 
steht  fest,  dafs  bei  der  ersten  Krise  eine  Menge  lokaler  Milch- 
anstalten, die  mit  einem  ungenügenden  Kapital  arbeiten,  ver- 
schwinden werden  gegenüber  den  grofsen  offenbar  überlegenen 
Dampfmilchanstalten,  was  das  Gerät  und  die  k,aufmännische  Organi- 
sation anlangt. 

Im  ganzen  genommen  bestehen  die  der  Bauernliga  ange- 
hörenden Vereinigungen,  die  die  gemeinsame  Bezeichnung  Syndikat 
und  Genossenschaft  tragen,  aus  denjenigen  der  „.Arbeiterpartei“  ganz 
entgegengesetzten  Elementen  und  sind  auf  Grundsätze  gegründet, 
die  ebenfalls  denjenigen  der  Organisationen  der  „Arbeiterpartei"  dia- 
metral gegenüberstchen. 

Diese  werben  ihre  Mitglieder  im  Proletariat,  jene  im  dritten 
Stand  des  flachen  lindes  an. 

.Als  B.asis  der  sozialistischen  Gründungen  finden  wir  die  Konsum- 
genossenschaft, als  Basis  der  katholischen  Werke  die  Produzenten- 
körperschaft. 

.Aber  in  Wirklichkeit  unterliegen  diese  Hauptverschiedenheiten 
unausbleiblichen  Milderungen : die  landwirtschaftlichen  Syndikate 
entschliefsen  sich,  trotz  des  Widerstandes  ihrer  Leiter,  genossen- 
schaftliche Einrichtungen  zu  schaffen;  und  trotz  der  Hindernisse, 
die  den  Konsumgenossenschaften  den  W'eg  zu  sperren  suchen,  ge- 
lingt es  ihnen  oft,  rein  landwirtschaftliche  Werke  zu  schaffen. 

Da  andererseits  die  Trcnnungslinic  zwischen  Proletariat  und 
Bourgeoisie  noch  lange  nicht  so  deutlich  auf  dem  I^nde  als  in  der 
Stadt  ist,  umfassen  die  Landwirtssyndikate  eine  ziemlich  grofse  Zahl 
Arbeiter,  und  umgekehrt  enthalten  die  .Arbeitergeno.sscnsch.aften 
eine  gewisse  Zahl  Ijindwirte. 

Z.  B.  besitzt  ein  Landarbeiter  oder  ein  Industriearbeiter,  der 
das  I.and  bewohnt,  fast  immer  ein  Stück  Landes  und  manchmal 


Lc  Paysan,  Monat»chrift  der  Hauernliga.  Miir/  1900. 
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sogar  eine  Kuh : er  hat  also  ein  Interesse  daran,  Mitglied  einer 
Milchgenossenschaft  zu  sein  oder  einer  Einkaufsabteilung  des  Samens 
und  des  Düngers. 

Ein  kleiner  I.andwirt  ist  seinerseits  oft  nur  ein  verkleideter 
Proletarier,  er  hat  also  allen  Grund  in  eine  Arbeitergenossenschaft 
einzutreten,  die  ihm  die  notwendigen  Waren  billig  verschafft. 

.So  durchdringen  sich  die  Wirkungskreise  der  landwirtschaft- 
lichen Eigen  und  der  sozialistischen  Genossenschaften  gegenseitig 
und  so  entsteht  zwischen  beiden  Organisationen  der  unaufliörliche 
Kampf,  der  schliefelich  nur  dazu  beitragen  kann,  die  Landwirtschaft 
der  guten,  alten  Zeit  von  Grund  aus  zu  revolutionieren. 


4.  Die  Zukunft  des  landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaftswesens. 

Wenn  im  allgemeinen  jedermann  die  entscheidende  Hedeutung 
des  landwirtschaftlichen  Genossenschaftswesens  anerkennt,  .so  sind 
die  Beobachter  darüber  nicht  einig,  sowohl  unter  den  Konservativen 
als  unter  den  Sozialisten,  welches  die  letzten  sozialen  Folgen  dieser 
Umwandlung  sein  werden. 

So  glaubt  Herr  v.  Roequigny,  dafs  die  landwirtschaftlichen 
Syndikate  mit  den  zugehörigen  genossenschaftlichen  Einrichtungen 
„das  kleine  Privateigentum  aufrechtzuerhalten  und  auszudehnen 
streben,  die  ländliche  Familie  befestigen  werden,  dafs  sie  darauf 
hinauslaufcn,  den  Landwirt  durch  Vermehrung  seines  Wohlstandes 
an  die  Scholle  zu  fesseln,  das  Elend  zu  bekämpfen,  den  Kranken 
Unterstützung  und  den  Greisen  Sorglosigkeit  zu  sichern,  die  Herr- 
schaft der  Eintracht  und  des  F'riedens  zwischen  den  Besitzern  und 
den  Bearbeitern  der  Firde  herbeizuführen."  *) 

.-\nderc  dagegen,  wie  Herr  Elie  Coulet  in  seiner  Studie  über 
die  syndikale  und  geno,ssenschaftliche  Bewegung  in  der  französi.schen 
Landwirtschaft,  sehen  voraus,  dafs  diese  Bewegung  früher  oder 
später  bedrohliche  Monopole  zum  allcrgröfsten  Nutzen  der  Grofs- 
grundbesitzer  zur  F'olge  haben  wird. 

„Wir  haben  uns  gefreut,“  so  sagt  er,  „dafs  die  Konsumenten 
bis  jetzt  den  Verführungen  tler  landwirtschaftlichen  V'^ereinigungen 
Widerstand  geleistet  und  so  ihre  Unabhängigkeit  den  Produzenten 

*)  Los  symlicats  agricolcs  ot  leur  ocuvre.  S.  39S. 

-)  loc.  eil.  S.  190. 
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gegenüber  gewahrt  liaben,  aber  es  erscheint  uns  zweifelhaft,  dafs 
sie  sich  lange  noch  der  Raubgier  der  Grundbesitzer  entziehen 
können;  denn  diese  haben  ja  unaufhörlich  daraufhingearbeitet,  sich 
zu  einigen,  zu  kräftigen,  durch  ihre  Produzentensyndikate  die  all- 
mächtigen Herren  des  nationalen  Mark-tes  zu  werden,  und  der  Tag 
ist  nicht  mehr  fern,  wo  das  endgültige  Ergebnis  der  landwirtschaft- 
lichen Politik  sich  in  der  Gestalt  eines  Produk-tenmonopols  zum 
Nutzen  der  ländlichen  Grundbesitzer  zeigen  wird,“ 

Wie  die  konservativen  Schriftsteller  so  verschiedener  Meinung 
sind  über  die  Zukunft  des  landwirtschaftlichen  Genossenschafts- 
wesens, so  sind  die  Meinungsverschiedenheiten  auch  auf  der  Seite 
der  sozialistischen  Schriftsteller  nicht  geringer. 

In  seiner  „.Agrarfrage“  sieht  z,  B.  Kautsky  die  ländliche  Ge- 
nossenschaft als  eine  Uebergangsform  zum  Kapitalismus  an. ') 

(iatti  hingegen  — um  nur  auf  die  neuesten  .Autoren  hinzu- 
weisen — hält  sie  eher  für  einen  Uebergang  zu  einer  .Art  födera- 
tiven und  sich  selbständig  entwickelnden  Kollektivismus: 

„Für  die  Grofskultur  stellt  der  landwirtschaftliche  Kapitalismus, 
für  die  kleine  und  mittlere  Kultur  stellt  das  landwirtschaftliche 
Genos.senschaft.swesen  die  unbedingt  notwendigen  ökonomischen  Be- 
dingungen der  neuen  landwirtschaftlichen  Technik  dar.  Der 
Kapitalismus  kann  dem  alten,  unfruchtbaren  Latifundium  neues 
Leben  einflöfsen;  die  Genossenschaft  dem  kleinen  und  mittleren 
Betrieb,  der  bisher  der  extensiven,  erschöpfenden  Kultur  aus- 
geliefert war.  Während  also  die  neue  industrielle  Technik  nur 
einen  wirtscliaftlichen  Faktor,  den  Kapitalismus  geschaffen  hat,  hat 
die  neue  landwirtschaftliche  Technik  ihrer  zwei  her\’orgebracht : den 
landwirtschaftlichen  Kapitalismus  (kapitalistischen  landwirt.schaftlichen 
Grofsbetrieb)  und  die  landwirtschaftliche  Genossenschaft  (vereinigten 
landwirtschaftlichen  Kleinbetrieb).“  ®) 

Kurz,  das  ländliche  Genossenschaftswesen  erscheint  unserem 
V'erfasser  als  ein  Surrogat  des  Kapitalismus,  als  ein  den  Landwirten 
gebotenes  Mittel,  „durch  einen  unvermeidlich  langsamen  Prozefs 
teilweiser  V'eränderungen  einen  wirtschaftlichen  Föderalismus  zu 
erlangen,  der  an  die  Stelle  des  heutigen  bürgerlichen  Individualis- 
mus treten  würde,  wenn  er  auch  bis  zu  einer  unbestimmten  Zeit 
das  Bestehen  des  Privateigentums  zuliefse.“ 

*)  Die  Agrarfrage.  S.  Il6fg.  Slultgarl  1899. 

*)  Agricoltura  c socialismo  S.  348  Sandron,  Milano  1900. 
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Es  inufs  auch  darauf  hingewiesen  werden,  dafs  selbst  unter  der 
V'oraussetzung,  alle  Landwirte  einer  Gemeinde  oder  eines  Gebietes 
seien  vereinigt  für  den  Kredit,  den  Einkauf  der  Roh-  und  Hilfs- 
stoffe, den  Verkauf  von  Milch,  Nahningsmitteln,  Gemüse  und  im 
allgemeinen  von  allen  Erdfrüchen,  für  die  Fabrikation  des  Brotes, 
des  Zuckers,  des  Bieres,  des  Weines,  des  Branntweines,  der  Butter, 
des  Käse,  diese  freiwillige  — zum  allgemeinen  Nutzen  der  Bauern 
und  unter  Ausschlufs  des  Landproletariats  erfolgte  — Sozialisierung 
die  eigentliche  Landwirtschaft  vollständig  aus  dem  Spiel  lassen 
würde;  jeder  Grundbesitzer,  oder  jeder  Pächter  würde  nach  wie  vor 
sein  Feld  bebauen,  ohne  seinen  Betrieb  mit  dem  seines  Nachbarn 
zu  vereinigen. 

Höchstens  kann  behauptet  werden,  dafs  die  Gewohnheit  der 
V^ereinigung  sich  sehr  verallgemeinern  würde  und  dann  auf  die 
eigentliche  Kultur  angewandt  werden  könnte;  und  das  kann  um  so 
leichter  angenommen  werden , als  der  fruchtbare  Betrieb  der 
landwirtschaftlichen  Industrieen  ein  .stet.s  wachsendes  Piinschreiten 
des  leitenden  Personals  dieser  Industrieen  in  die  Betriebsweise  der 
Lieferanten  erheischt. 

Dies  ist  z.  B.  bei  den  Zuckerfabrikanten  der  Fall,  die  oft  den 
Dandwirten  hinsichtlich  der  Wahl  des  -Samens  oder  des  Düngers 
sehr  strenge  Bedingungen  auferlegen. 

Es  ist  also  durchaus  möglich,  dafs  einmal  Bauern,  die  zugleich 
lirundbesitzer  sind,  die  Vorteile  der  Genossenschaft  infolge  der 
Praxis  der  gegenwärtigen  Vereinigungen  kennen  und  sich  dann  ent- 
schliefsen,  den  Versuch  einer  vollständigen  Gemeinschaft  zu  wagen; 
aber  es  darf  nicht  vergessen  werden,  dafs  uns  bis  jetzt  noch  nichts 
berechtigt,  an  die  baldige  Verwirklichung  dieser  Hypothese  zu 
glauben. 

Wir  wenigstens  kennen  kein  einziges  Beispiel  einer  landwirt- 
schaftlichen Gemeinschaft  selbständiger  Grundbesitzer,  die  durch  die 
freiwillige  Vereinigung  unabhängiger  I.andwirte  gebildet  worden 
wäre. 

.Abgesehen  von  den  kommunistischen  Lfeberresten  der  früheren 
Zeit,  können  als  jetzige  Beispiele  ländlichen  Kollektivismus  ent- 
weder die  kirchlichen  Gemeinschaften  oder  die  v'on  Proletariern 
oder  sozialistisch  denkenden  Männern  gegründeten  Kolonieen  ange- 
führt tverden. 

Dazu  gehören  besonders  die  Dörfer  am  Murrayflufs,  die  durch 
Arbeitslose  von  Port-Adelaide  gegründet  worden  sind,  und  zwar  mit 
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der  finanziellen  Unterstützung  der  Regierung  von  Süd- Australien ; 
die  durch  die  Vereinigung  der  braccianti  von  Ravenna  geschaffene 
Osti.sche  Kolonie,  die  das  unbebaute  und  im  Stich  gelassene  Gebiet 
der  römischen  Campagna  anbauen  will;  die  Tolstoische  Kolonie 
des  früheren  Pfarrers  Kiclstra  in  Blaricum  (Holland):  die  Kolonie  von 
Van  Kede  in  Bussum  bei  Amsterdam ; die  berühmten  Agrar- 
gemeinschaften von  Norfolk  und  Warwick  und  besonders  die 
einst  von  Nordhoff  beschriebenen  sozialistischen  Kolonieen  von 
Nordamerika. 

In  allen  diesen  verschiedenen  Fällen  bedeutet  also  die  Kultur- 
vereinigung nicht  die  V’ercinigung  vorher  bereits  bestehenden  indi- 
viduellen Eigentums,  sondern  die  Schaffung  eines  gemeinsamen 
Eigentums  auf  unbebauter  oder  gemeinsam  gekaufter  Erde.  Wie 
interessant  infolgedessen  auch  diese  Versuche  sein  mögen,  sie  be- 
weisen nichts  hin.sichtlich  des  letzten  Endes  der  Genossenschafts- 
bewegung, die  seit  einigen  Jahren  auf  dem  Lande  Platz  gegriffen  hat. 

Und  sogar  in  den  Grenzen,  in  denen  diese  Bewegung  einge- 
.schlossen  ist,  in  der  Sphäre  des  Kredits  und  des  Ein-  und  Ver- 
kaufs, sind  wir  noch  weit  von  der  vollständigen  von  manchen  er- 
hofften oder  vorausgesagten  Sozialisierung  entfernt. 

Die  rohe  und  patriarchalische  Organisation  der  Raiffeisenkassen 
kann,  vorau.sgesetzt,  dafs  sie  blühen  und  sich  vermehren  werden, 
gewifs  nicht  als  eine  Lösung  der  Aufgaben  angesehen  werden,  die 
die  soziale  Organisation  des  landwirtschaftlichen  Kredits  stellt. 

Selbst  wenn  wir  annehmen,  dafs  die  Einkaufsgenossenschaften 
eine  Ausdehnung  erhalten  werden,  die  noch  so  optimi.stische  E>- 
warUingen  übertreffen  würde,  so  wird  doch  wohl  auch  diese  Eix- 
propriation  der  Düngerhändler  keine  ein.schneidcndc  Wirkung  auf  die 
wirtschaftlichen  Bedingungen  der  Kultur  ausüben. 

Und  was  die  Verkaufs-  und  Produktivgenossenschaft  anlangt, 
.so  könnten  sie  unstreitig  einen  weitgehenden  Einfiufs  auf  die  zu- 
künftige Organisation  der  Industrie  und  des  Handels  ausüben, 
leider  stöfst  gerade  ihre  Schaffung  auf  die  gröfsten  .Scliwierigkeitcn, 
und  gerade  sie  müssen  tlen  härtesten  Kampf  wider  die  kapi- 
talistischen Unternehmungen  führen,  um  den  Sieg  zu  erringen. 

Wenn  man  sich  mit  den  bis  jetzt  gemachten  Versuchen  be- 
gnügt, so  scheint  es,  dafs  die  Milchindustrie  allein  von  allen  land- 
wirtschaftlichen  Industrieen  sich  besser  zur  mehr  oder  weniger  ge- 
nossenschaftlichen Vereinigung  als  zum  rein  kapitalistischen  Betrieb 
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eignet;  und  zwar  aus  einem  Grunde,  der  der  kaufmännischen  Moral 
der  händlichen  Bevölkerung  nicht  gerade  zur  Ehre  gereicht : im 
allgemeinen  halten  die  Bauern  es  für  ihre  Pflicht,  ihre  Milch  mit 
Wasser  zu  segnen,  wenn  sie  industrielle  Milchanstalten  bedienen; 
sie  liefern  nur  dann  reine  Milch,  wenn  sie  an  dem  Gewinn  des  Ver- 
kaufes der  Butter  einen  gewissen  Anteil  haben.  Dies  ist  für  die 
Milchgenossenschaften  ein  so  bedeutender  Vorteil,  dafs  er  sowohl  in 
den  vlämischen  Gemeinden  als  in  den  fernen  Dörfern  Westsibiriens 
ihren  Sieg  herbeiführt. 

In  Flandern  giebt  es  keine  ausschliefslich  kapitalistische  Milch- 
genosscnschaften,  die  den  I^ndwirten  keinen  Anteil  am  Gewinn  ge- 
währen, abgesehen  von  der  holländischen  Grenze,  wo  man  den 
holländischen  Rahm  verwendet,  der  auf  diese  W'eise  dem  Einfuhr- 
zoll auf  Butter  entgeht. 

In  Westsibirien,  das  seit  einigen  Jahren  dank  der  transsibirischen 
Eiisenbahn  viel  Butter  nach  den  russischen  Grofsstädten  ausführt, 
verschwinden  die  Zentralmilchanstalten  immer  mehr  vor  den  Milch- 
geno.ssenschaften.  In  einer  V^eröflfentlichung  der  kaiserlichen  Ge- 
sellschaft von  Moskau  für  die  Pariser  Ausstellung  von  1900  stellt 
Herr  Packhomoff  fest,  dafs  in  den  industriellen  Milchanstalten  die 
Lieferanten  „eine  unsaubere,  mit  W’asser  vermischte,  oft  abgerahmte 
Milch  abgeben;  oft  vereinigen  sie  mehrere  Züge,  um  sie  zusammen 
nach  der  Milchanstalt  zu  bringen.  Der  Unternehmer  kann  seine 
Kontrolle  unmöglich  streng  durchführen,  da  in  diesem  Falle  der 
Lieferant  bei  der  ersten  besten  Gelegenheit  seine  Milch  anderswohin 
tragen  würde.  Er  muls  sich  also  dazu  bequemen,  eine  bei  weitem 
nicht  tadellose  Milch  zu  führen  . . . Daher  arbeiten  auch  alle,  die 
der  Milchindustrie  wohl  wollen,  auf  die  Umwandlung  der  Zentral- 
milchanstalten in  Milchgenossenschaften  hin." 

Da  dieselben  Ursachen  anderswo  dieselben  Folgen  haben,  so 
versteht  es  sich  von  selbst,  dafs  das  meistens  auf  eine  gewisse  Teil- 
nahme an  den  Gewinnen  beschränkte  ländliche  Genossenschafts- 
wesen in  den  beiden  Zweigen  der  Milchindustrie,  der  Butter-  und 
Käsefabrikation,  eine  groCse  Ausdehnung  angenommen  hat. 

Dagegen  haben  in  den  anderen  landwirt.schaftlichen  Industrieen, 
die  Produktiv-  oder  V'erkaufsgenossenschaften  bi.sher  nur  lokale 
Erfolge  in  Ausnahmefallen  erzielt. 

Höchstens  können  zum  ländlichen  Genossenschaftswesen  ge- 
rechnet werden : die  dänischen  Metzgereigenos-senschaften ; tlie  400 
oder  500  von  Herrn  Roequigny  besehriebenen  Bäckereien  der 
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Charente,  des  Poitou  oder  derVendee;  die  Syndikate  der  Provence 
für  Kapernzubereitung;  die  Gemüse-  und  Früchteverkaufsgenossen- 
schäften,  wie  die  Citronen  in  Sospel,  der  Erdbeeren  in  der  Bre- 
tagne, der  Trauben  in  Brabant,  einige  Anfänge  von  Nahrungsmittel- 
verkaufsgenossenschaften in  Deutschland;  und  besonders  in  den 
Weingegenden  die  „Winzervereine“  der  Ahr-  und  Rheinthäler;  die 
VV^zervereinigungcn  der  französischen  Schweiz,  die  „Kellereige- 
nossenschaften“ in  Siebenbürgen  oder  in  Tirol,  die  italienischen 
„sozialen  Kantinen",  oder  endlich  die  einzige  wirkliche  Genossen- 
schaft kleiner  Winzer,  die  nach  Herrn  Adrian  Berget  in  I'rankreich 
vorhanden  ist : „die  von  Damerj’  (Marne),  die  zur  Zeit  etwa  i oo  ooo 
Schauinweinflaschen  pro  Jahr  verkauft ; dies  ist  das  einzige  Ergeb- 
nis des  grofsen  sozialistischen  Unternehmens,  das  ein  noch  sehr 
junger  Mann,  Herr  R.  Tamarre,  im  Jahre  1890  ins  Werk  setzte, 
um  die  25  OOO  Winzer  der  Champagne  gegen  die  grofsen  Schaum- 
weinfabrikanten zu  koalieren.“  *) 

Welches  nun  der  zukünftige  Wert  dieser  V'crsuche  sein  mag, 
sie  haben,  das  mufs  anerkannt  werden,  nur  eine  geringe  Tragweite 
im  Vergleich  mit  der  Wichtigkeit  der  kapitalistischen  Unternehmen 
in  denselben  Zweige  der  Produktion  und  des  Handels.  Alle  schon 
grofsen  Schwierigkeiten , auf  die  die  Produktivgenossenschaft  in 
der  Industrie  im  allgemeinen  stöfst,  sind  in  den  landwirtschaft- 
lichen Industriezweigen  auf  die  Spitze  getrieben. 

Das  Leitungspersonal  für  grofse  Unternehmen  ist  unter  der 
Landbevölkerung  so  gut  wie  gar  nicht  zu  finden,  und  andererseits 
wollen  diese  nur  ungern  ihren  Leitern  ein  angemessenes  Gehalt 
zahlen. 

Die  .Absatzfragc  „dieser  Stein  des  Anstofses  des  Produktiv- 
genossenschaftswesens, ist  um  so  schwerer  zu  lösen,  als  die  I.and- 
wirte  nur  zu  oft  Produkte  ein  und  derselben  Qualität  un- 
regelmäfsig  liefern  und  die  V'creinigung  als  ein  Mittel  ansehen, 
minderwertige  Waren  abzusetzen,  die  die  Kaufleute,  ihre  gewöhn- 
liche Kundschaft,  bereits  zurückgewiesen  haben. 

Endlich  beschränken  sich  die  wirklichen  Genossenschaften, 
d.  h.  die  auf  gleichheitlicher  Grundlage  gebildeten  kleiner  Protlu- 
zenten,  die  ihre  Kapitalien  vereinigen,  um  ihren  Betrieb  gröfscr 
ge.stalten  zu  können,  notwendig  auf  Unternehmungen,  die  kein  zu 
bedeutendes  Kapital  erheischen. 


*)  Hargct,  I-c  cooperaUon  cn  agriculture.  Taris  1900. 
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Zur  Not  — unter  welchen  Schwierigkeiten  wissen  die  Einge- 
weihten — können  die  zur  Schaffung  einer  Milchgenossenschaft 
nötigen  dreilsig-  oder  vierzigtausend  Fres.  gefunden  werden,  aber, 
abgesehen  von  ganz  aufserordentlichen  Bedingungen,  ist  es  völlig 
unmöglich,  die  sieben-  oder  achthunderttausend  Fres.  zusammen- 
zubringen, die  für  die  Gründung  einer  Zuckergenossenschaft  unbe- 
<üngt  notwendig  sind. 

.\uch  sind  die  Zuckerfabriken,  die  Dampfmühlen,  die  Stapel- 
syndikate  für  den  Getreideverkauf,  die  den  Namen  oder  die  recht- 
liche Form  der  Genossenschaften  annehmen,  im  allgemeinen  nur 
kapitalistische  Unternehmungen,  in  denen  grofse  Pächter,  Grofsgrund- 
besitzer,  oft  sogar  der  f-andwirtschaft  fremde  Kapitalisten  den 
gröfsten  Teil  der  Aktien  innehaben. 

Jüngst  noch  sagte  uns  ein  für  die  Kenntnis  derartiger  Ge- 
scliäfte  gut  gestellter  landwirtschaftlicher  Ingenieur,  dafs  zwei 
„Zuckergenossenschaften",  die  in  Belgien  gegründet  worden  sind, 
bei  den  Lieferanten  mehr  Unzufriedenheit  und  mehr  Klagen  hervor- 
rufen,  als  eine  beliebige,  offen  kapitalistische  Zuckerfabrik. 

•■\ber  das  kennzeichnendste  Beispiel  dieser  „fingierten  Ge- 
nossenschaften“ liefern  uns  die  landwirtschaftlichen  Brennereien,  die 
infolge  des  Gesetzes  über  die  Brennereien  vom  15.  März  1896  in 
Belgien  gegründet  worden  sind. 

Durch  die  Annahme  dieses  Gesetzes,  das  den  genossenschaft- 
lichen, nicht  rektifizierenden  landwirtschaftlichen  Brennereien  eine 
StcuerermäCsigung  von  1 5 Proz.  zusichert,  wollte  die  Regierung  das 
ländliche  Genossenschaftswesen  auf  der  ganzen  Ausdehnung  des 
flachen  Landes  begünstigen  — die  Reinigung  des  Alkohols  den 
städtischen  Brennereien  überlassend  — die  Destillationsgenossen- 
schaften vermehren,  die  den  Landwirten  die  Residuen  zu  billigen 
Preisen  verkaufen  könnten. 

Kaum  war  das  Gesetz  in  Kraft,  als  der  „Moniteur“  fast  jede 
Woche  die  Statuten  von  genossenschaftlichen  Brennereien  veröffent- 
lichte. Nur  war  man  sich  bald  klar,  dafs,  von  wenigen  Ausnahmen 
abgesehen,  diese  Brennereien  durch  falsche  Landwirte  gegründet 
worden  waren,  ja  oft  sogar  durch  die  industriellen  Brenner,  die 
sich  den  grofsen  fiskalischen  V^orteil  zu  Nutzen  machen  wollten,  den 
die  Regierung  den  Genossenschaften  gewährte. 

Dies  stellte  auch  in  folgenden  Worten  eine  Fachzeitung,  die 
„landwirt.schaftliche  Brennerei“  fest  (vgl.  die  Nr.  vom  21.  Mai  1898): 

„Wir  haben  eine  Art  Genossenschaft  vor  uns,  die  man  seit 
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einiger  Zeit  eine  falsche  Genossenschaft  genannt  hat,  und  die  bei 
Lichte  besehen,  nur  eine  einem  Privatmann,  dem  Kapitalisten,  an- 
gchörende  landwirtschaftliche  Brennerei  ist,  deren  Genossenschafter 
die  zum  Ankauf  von  Malzschrot  gezwungenen  Kunden  sind,  die 
endlich  den  Vorteil  hat,  bei  Ermäfsigung  der  Steuer  das  ganze 
Jahr  hindurch  zwölf  hl  täglich  zu  produzieren,  anstatt  vier,  das 
Maximum  fiir  einen  isolierten  Brenner.  Dazu  kann  derselbe  Kapi- 
talist sehr  wohl  auf  diese  Weise  drei,  vier,  fünf  Brennereien  er- 
öffnen, und  so  eine  Menge  destilliertes  Wasser  hervorbringen,  das 
aus  ihm  einen  wirklichen  industriellen  Brenner  macht,  wenn  er 
auch  die  Steuerermäfsigung  von  15  Proz.  geniefst". 

-Solchen  Mifsbräuchen  gegenüber  mufste  die  Regierung  Mafs- 
regeln  ergreifen.  Ein  neues,  im  März  1899  angenommenes  Gesetz 
.schränkte  die  den  sogenannten  Brennereigenossenschaften  gewährten 
fisk.ilischen  Vorteile  ein,  ohne  sie  jedoch  ganz  aufznheben,  aber 
rliese  bestehen  nichtsdestoweniger  zum  gröfsten  Schaden  der  städti- 
■schen  Brennereien,  und  zur  Freude  derjenigen,  die  gar  zu  gern  in 
den  Fortschritten  des  ländlichen  Genossenschaftswesens  einen 
Schritt  zum  Kollektivismus  sehen  wollen. 

Gewifs  wollen  wir  nicht  behaupten,  dafs  alle  Produktivge- 
nossen.schaften  der  Landwirte  mehr  oder  weniger  den  eben  er- 
wähnten gleichen.  Eis  giebt  ihrer  unstreitig  einige,  die  infolge  der 
.Art  der  Bildung  ihres  Kapitals  und  durch  die  soziale  Lage  ihrer 
■Mitglieder  den  Handelsgenossenschaften  nahekommen,  die  wir  in 
der  Industrie  antreffen. 

Immerhin  besteht  zwischen  diesen  beiden  Vereinigungsartcii 
eine  grundlegende  Verechiedenheit,  die  oft  beleuchtet  worden  ist 
und  die  nicht  aufser  Acht  gela.ssen  werden  darf,  wenn  man  das 
E'azit  des  ländlichen  Genossenschaftswesens  ziehen  will. 

In  den  Handwerken'ercinigungen  sind  die  Mitglieder  selbst 
wenigstens  teilweise,  in  der  Werkstatt  beschäftigt.  Wenigstens  ist 
cs  im  .Anfang  so;  denn  leider  beweist  die  ganze  Geschichte  des 
Genosscnschaftswesen.s,  dafs  in  der  weitaus  gröfsten  Mehrzahl  der 
F'ällc,  in  denen  das  Unternehmen  blüht,  dieser  anfängliche  Charkter 
zu  verschwinden  strebt,  um  dem  kapitalistischen  Betrieb  bezahlter 
Hilfskräfte  zu  weichen. 

Aber  in  den  A’ereinigungcn  der  Landwirte  ist  das,  was  sonst 
nur  eine  Tendenz  i.st,  gewöhnlich  der  eigentliche  Charakter  des 
Unternehmens;  sobald  dieses  einiges  Gewicht  hat,  begnügen  sich 
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die  anderswo  beschäftigten  Bauern,  die  Rohstoffe  zu  liefern  und 
lassen  ein  bezahltes  Arbeitspersonal  (ur  sich  arbeiten. 

So  sind  die  Arbeiter  einer  Milchgenossenschaft,  einer  Konser- 
vengenossenschaft, einer  Winzergenossenschaft  fast  nie  Mitglieder 
der  Vereinigung,  in  deren  Dienst  sie  stehen. 

Xur  die  lokalen,  äufserst  unwichtigen  Vereinigungen  bilden  zu- 
weilen eine  Ausnahme  von  der  allgemeinen  Regel. 

Z.  B.  ist  in  den  Milchgenossenschaften  von  Agordo  (Venetien), 
die  Herr  Mabilleau  beschrieben  hat,  „der  Käsemachcr  oder  der 
Verwalter  gewöhnlich  allein  bezahlt,  während  die  notwendige  Arbeit 
von  den  Genossenschaftern  selbst  verrichtet  wird,  je  nach  ihrer 
Fähigkeit,  und  nach  der  Zahl  ihrer  Kühe." ') 

In  den  Syndikaten  der  Provence,  die  die  Kapernzubereitung 
und  den  gemeinschaftlichen  Verkauf  besorgen,  besonders  in  Roeque- 
vaire  (Bouches  du  Rhone),  wird  das  Sieben  der  Kapern  mit  Hilfe 
von  Siebtüchern  von  .Arbeiterinnen  gethan,  die  in  der  Regel  die 
Frauen  oder  die  Töchter  der  Genossenschafter  sind.  Während 
ungefähr  sechs  Monate  sind  etwa  zwanzig  Frauen  am  Sitze  der 
Genossenschaft  damit  beschäftigt.  *) 

Ebenso  ist  es  mit  der  Herstellung  der  .Aprikosenkonserven, 
die  ebenfalls  dem  Sjmdikat  von  Rocque^•aire  obliegt:  bei  .stark- 
gehender Saison  sind  etwa  200  Frauen,  junge  Mädchen  oder  Kinder 
mit  der  Entfernung  der  Kerne  beschäftigt,  und  erhalten  im  Laufe 
eines  Monats  mehr  als  zehntausend  Fres.  Lohn. 

Aber  besonders  im  Weinbau,  und  in  erster  Linie  in  den 
„Winzervereinen“  des  .Ahrthaies,  die  fast  ausschliefslich  aus  kleinen 
Grundbesitzern  zusammengesetzt  sind,  nehmen  die  Genossen- 
schafter in  bedeutendem  Mafsc  an  der  Verwaltung  der  Pro- 
dukte teil : 

„In  Mayschofs",  sagt  Herr  A.  Berget  *),  „besteht  das  unterge- 
ordnete Personal  aus  einem  Weinlageraufseher,  zwei  Küfern  und 
zwei  Handlangern.  Zur  Zeit  der  P'abrikation  verwendet  die  Ver- 
einigung bis  zu  30  Personen  pro  Tag.  Da  diese  Zeit  aber  der 
Sauregurkenzeit  in  der  Landwirtschaft  entspricht,  werden  besonders 
die  armen  Genossenschafter  verwendet,  sodafs,  wie  Herr  Josten 
treffend  sagt,  die  Wohlthat  der  Vereinigung  nicht  nur  in  der 


*)  Mabilleau,  La  prevoyancc  sociale  en  Italic.  S.  296.  Paris,  Colin  1S98. 
*)  De  Koequigny,  loc.  cit  S.  204.  206. 

*)  Bärget,  loc.  cIt.  S.  10. 
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besseren  \^erwertung  der  gemeinsamen  Produkte,  sondern  in  erster 
Linie  darin  liegt,  dafs  die  Einzelnen  nicht  verlassen  und  von 
äufeeren  Elementen  abhängig  sind,  sondern  dafs  sie  wissen,  dafs 
ihre  Kollegen  im  Notfall  ihnen  zur  Seite  stehen. 

Diese  wenigen  Beispiele,  deren  Ausnahmecharakter  wir  betont 
haben,  haben  natürlich  keine  entscheidende  Tragweite.  Sie  be- 
weisen nur,  dafs  die  zu  absoluten  Verallgemeinerungen  vom  Ucbel 
sind;  dafs  in  gewissen  Pallen  die  ländlichen  Genossenschaften,  wie 
die  städtischen,  thatsächlich  Kapital  und  .Arbeit  vereinigen  können; 
aber  nichtsdestoweniger  ist  die  Tendenz  der  Produktivgenossen- 
schaften, auf  die  .Abwege  des  Kapitalismus  zu  geraten,  noch  viel 
mächtiger  in  der  I.andwirtschaft  als  in  der  Industrie. 

Daher  sind  wir  auch  überzeugt,  dafs  meistens  die  Verkaufs- 
lokale , die  Syndikate , die  Produktivgenossenschaften , die  gegen- 
wärtig auf  dem  Lande  zunehmen,  fortfahren  werden,  in  rohen 
Formen  ihr  kümmerliches  Da.sein  zu  fristen  oder  aber,  je  mehr  sie 
an  Wichtigkeit  zunehmen,  ihren  kapitalistischen  Charakter  betonen 
werden. 

.Auf  sie  läfst  sich  vor  allem  die  berühmte  Formel  von  Proudhon 
anwenden;  „Vereinigungen,  von  denen  gesagt  werden  kann,  dafs 
ihre  Mitglieder  gegen  jedermann  vereinigt  sind,  da  nur  jedes  für 
sich  vereinigt  ist." 

Freilich  führen  sie  uns  zum  -Sozialismus,  aber  nicht  anders  als 
die  anonymen  Vereinigungen,  die  Kartelle,  die  „Trusts“,  d.  h.  durch 
den  Kapitalismus  hindurch. 

Damit  cs  anders  werden  könnte,  müfsten  die  ländlichen  Pro- 
duktiv- und  Verkaufsgenossenschaften  sich  durch  enge  Bande  an 
grofsc  Konsumentenvereinigungen  anschliefscn.  Dies  ist  z.  B.  der 
Fall  bei  den  sozialistischen  Milchgenossenschaften,  die  eine  .Ab- 
satzqucllc  in  den  grofsen  Konsumgenossenschaften  haben ; aber 
auch  hier  erscheint  uns  die  .Au.ssicht  auf  die  Zukunft  ziemlich  be- 
schränkt, und  das  wirkliche  Mittel,  den  Landwirten  die  nötigen 
Absatzquellen  zu  geben,  ohne  dafs  die  kapitalistische  Herrschaft 
auf  ihnen  lastet,  scheint  uns  die  Sozialisierung  der  hauptsächlichen 
landwirtschaftlichen  Industriccn  zu  sein,  und  zwar  durch  einen  ge- 
meinsamen V\'illen,  und  nicht  durch  den  zweifelhaften  Sieg  des 
Genossenschaftswesens  über  den  Kapitalismus. 
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DEUTSCHES  REICH. 

Die  Gewerbegerichtsgesetznovelle. 

Von 

-M.  V.  SCHULZ, 

Gewcrbcj»cricMsdircklor  und  Vorsitzendem  dc.s  Gcwcrbejjcrichu  zu  Berlin. 

Bereits  im  Januar  1899  verhandelte  der  Reichstag  infolge  von 
.'\nträgen  der  sozialdemokratischen  Fraktion  und  des  Centrums  über 
eine  Revision  des  Gewerbegerichtsgesetzes.  Es  wurde  damals  be- 
schlossen, die  VII  Kommission  mit  der  Vorberatung  über  die  .Ab- 
änderungsvorschläge zum  Gewerbegerichtsgesetz  zu  betrauen.  Im  Mai 
1899  wurde  von  dieser  Kommission  dem  Reichstage  ein  eingehen- 
der Bericht  nebst  einem  Gesetzentwurf  betr.  .Abänderung  des  Ge- 
setzes vom  29.  Juli  1890  über  die  Gewerbegerichte  vorgelcgt.*) 
Eine  Beratung  des  von  den  Gegnern  des  Gewerbegerichtsgesetzes 
stark  angefeindeten  Entwurfes  fand  im  Plenum  des  Reichstages 
nicht  statt.  Die  genannten  beiden  Reichstagsfraktionen  brachten 
deshalb  in  der  nächsten  Session  November  1900  ihre  nunmehr  in 
Novellenform  gekleideten  .Anträge  wiederum  ein.  Nach  einer 
Diskussion  der  Initiativanträge  am  II.  und  16.  Januar  d.  J.  über- 
wies der  Reichstag  dieselben  an  die  XII  Kommission  zur  Vor- 
beratung. Die  Kommission  überreichte  unter  dem  2.  Mai  d.  J. 
dem  Plenum  ihren  Bericht.  Darauf  erfolgte  am  9.  und  10.  Mai  d.  J. 
die  zweite  und  am  1 3.  Mai  d.  J.  die  dritte  Lesung  im  Reichstage. 

')  Siehe  hierzu  M.  v.  Schulz  in  diesem  .-trehiv  Bd.  XU'  S.  139fr.,  Soziale 
Praxis  vom  30.  November  1899  Sp.  213  fr.  und  vom  7.  Dezember  1899  Sp.  233  ff. 
un<l  die  dort  angegebene  Litteratur. 
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Das  Ergebnis  war,  dafs  der  von  der  Kommission  ausgearbeitete 
Gesetzentwurf  mit  wenigen  Abweichungen  angenommen  wurde. 

Der  Bundesrat  hat  am  24.  Juni  d.  J.  dem  Entwürfe  die  ver- 
fassungsmäfsige  Zustimmung  erteilt.  Unsere  Vermutung,  dafs  trotz 
der  heftigen  Angriffe  eines  kleinen  Teiles  der  Presse  und  einzelner 
Arbeitgebcr\-erbändc  vor  allem  gegen  die  §§  62  c .\bs.  l und  63 
der  Bundesrat  den  Entwurf  wegen  der  zukünftigen  Gestaltung  des 
Einigungsamtes  und  wegen  des  „Verhandlungszwanges“  *)  nicht  fallen 
lassen  werde,  war  eine  richtige.  Der  wilde  Kampf  gegen  den  Aus- 
bau des  Gewerbegerichtsgesetzes  ist  ein  ergebnisloser  gewesen.  Die 
Freunde  sozialer  Reformen  können  mit  dem  Erreichten  zufrieden 
sein  — wenn  auch  in  der  Novelle  manches  fehlt,  welches  hätte  auf- 
genommen werden  sollen.  Hier  denken  wir  z.  B.  an  Bestimmungen 
über  die  gew'erbegerichtliche  Zuständigkeit  bezüglich  des  Gesindes 
und  bezüglich  der  Mietsstreitigkeiten  der  .Arbeitgeber  und  der  Ar- 
beitnehmer aus  dem  .Arbeitsvertrage,  ferner  an  \'orschriftcn  über 
die  Anglicderung  der  Handels.schicdsgerichte  an  die  Gewerbegerichte. 

Wir  wollen  erstens  uns  mit  dem  „Verhandlungpzwange“  be- 
schäftigen, um  dann  auf  die  Bedenken  von  Jastrow  *)  bezüglich  der 
neuen  Institution  der  „Vertrauensmänner“  einzugehen.  Zum  Schlufs 
werden  wir  die  übrigen  wesentlichen  V'^orschriften  der  Nox-elle  einer 
){urzen  Betrachtung  unterziehen. 

Zunächst  sei  vorausgeschickt,  dafs  schon  die  VII  Kommis- 
sion der  X.  Legislaturperiode  sich  auf  den  „Verhandlungszwang“ 
geeinigt  hatte.  *)  Der  Bericht  der  XII  Kommission  begründet 
die  dem  Gewerbegerichtsvorsitzenden  zu  erteilende  Befugnis,  ,^n 
den  Streitigkeiten  beteiligte  Personen  vorzuladen“  und  „hierbei  für 
den  E'all  des  Nichterscheinens  eine  Geldstrafe  bis  zu  einhundert 
Mark“  *)  anzudrohen,  folgendermafsen ; ®)  „Die  Thätigkeit  des  Ge- 
werbegerichts sei  eine  zweifache,  auf  der  einen  Seite  eine  civil- 
prozessual-richterliche,  auf  der  anderen  Seite  eine  öffentlich-recht- 

')  Soziale  Praxis  vom  30.  Mai  1901  Sp.  877,  vom  27.  Juni  1901  Sp.  looi  u. 
1002,  vom  IO.  Mai  1900  Sp.  827  u.  S28.  endlich  siehe  Soziale  Praxis  vom  20.  Juni 
1901  Sp.  960. 

’)  ln  „Das  Gewerbegericht"  vom  i.  Juni  190I“  Sp.  177  fr.  Der  Schriftsteller 
bcrürchtct,  dafs  das  Ei  n i gu  n gsa  m t k Un  fti  g aus  „KUhrern  u nd  Sch  ilr  er  n“ 
gebildet  werden  könnte. 

’)  Bericht  Drucksache  Nr.  286  S.  26. 

*)  § 62  c erster  Abs.  des  Entw-urfes. 

“)  N'r.  299  Reichstag  10.  I.egislaturperiode  11.  Session  1900  1901  S.  49  (u.  S.  51). 


Digilized  by  Google 


M.  V.  Schulz,  Dir  (Jcwcrbfgerichisjjcsciznovcllc.  ^3l 

liehe.  Wenn  nun  för  die  erstere  Art  der  Thätigkcit  dem  Gericht 
in  dem  § 40  Abs.  i des  Gesetzes  die  Befugnis  gegeben  worden 
sei,  die  Parteien  vorzuladen , zum  Erscheinen  zu  zwingen,  einen 
X'ergleich,  einen  Suhneversuch  zu  unternehmen,  warum  wolle  man 
diese  Machtbefugnis  da  verweigern,  wo  e s s i c h um  noch  un- 
gleich wichtigere  Dinge  handele,  w’o  der  Streit  sich  nicht 
zwischen  Kläger  und  Beklagten  ab.spiele,  wo  der  Streit  das 
öffentliche  Interesse  im  erheblichen  Masse  berühre? 
Warum  wolle  man  diejenige  mit  amtlicher  Gewalt  ausgestattete 
Behörde,  welche  nach  ihrer  Zweckbestimmung  bei  drohenden  und 
ausgebrochenen  .-Xrheitsstreitigkeiten  das  öffentliche  Interesse 
zu  vertreten  berufen  worden  sei,  zwingen  mit  gebundenen 
Münden  einem  Streit  zuzusehen,  der  weittragende  verhee- 
rende Folgen  haben,  und  der  bei  rechtzeitigem  und  richtigem 
Eingreifen  verhütet  werden  könne ; in  jeder  Privatklage  dürfe 
man  das  Erscheinen  von  Partei  und  Zeuge  erzwingen ; werde  nicht 
auch  hier  die  gleiche  Berechtigung  zuzuerkennen  sein,  wo  doch  für 
die  Streitteile  schon  ein'e  moralische  Ver[illichtung  bestehe, 
nicht  ohne  den  V’ersuch  einer  Einigung  einen  Streit  zu  beginnen 
oder  fortzusetzen , der  unter  allen  Umständen  schädlich  und  nach- 
teilig wirken  müsse?"') 

Wohl  ohne  .Ausnahme  halten  auch  die  deutschen  Gewerbe- 
richter den  „Verhandlungszwang“  für  notwendig.®)  Die  Richter  des 
Berliner  Gewerbegerichts  haben  als  Vorsitzende  der  Kammern,  vor 
dem  Einigungsamt  und  in  Schlichtungskommissionen ")  sowie  bei 

M Siehe  hierzu  Rcichstagssitzung  vom  l6,  Januar  1901  S.  726  (C)  und  il)), 
vom  10.  Mai  1901  S.  2676  iD),  2677  (A).  26S2  (b),  2685  (D),  26S6  (A)  und 
M.  V.  Schulz  in  diesem  Archiv  Bd.  XIV  S.  I73fi.,  endlich  Bericht  der  Xil  Kom- 
mission Nr.  299  — Rcichsta",  10.  Legislaturperiode  II.  Session  19001901  S.  45  ff., 
vornehmlich  S.  51:  Der  11  a u p lei  d wan d , dafs  der  K rsc h ei  n u n gsz  w a n g 
erbittere,  sei  unstichhaltig;  es  liege  doch  kein  Grund  zur  Erbitte- 
rung vor,  wenn  man  vor  eine  Behörde  geladen  werde,  um  über 
I h a t säe h 1 ich e Verhältnisse,  die  die  Allgemeinheit  in  mehr  oder 
weniger  Millcidenschari  zögen,  Auskunft  zu  erteilen. 

*)  Siehe  z.  B.  „das  Gewcrbcgerichl“  vom  I.  Mai  1901  Sp.  164  a.  E.  und 
Schalhorn  in  der  Sozialen  Praxis  vom  13.  Juni  1901  Sp.  931. 

*)  Schlichlungskommissionen  werden  auf  .\nralen  des  Vorsitzenden  des  hinigungs- 
amlcs  von  den  vor  dem  Kinigung.samt  erschienenen  Parteien  bei  dem  .\bschlufs  eines 
V’ergleiches  eingesetzt.  Dieselben  bestehen  aus  einer  gleichen  Anzahl  von  Arbeit- 
gebern und  Arbeitnehmern  unter  dem  Vorsitz  von  Gewerbcricblern  und  dienen  dazu, 
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sonstigen  Besprechungen  mit  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  die 
Erfalirung  gemacht,  dass  cs  empfehlenswert  ist,  dem  Vorsitzenden 
des  Gewerbegerichts  während  seiner  Thätigkeit  zur  Beilegung  von 
Strikes  u.  s,  w.  die  Strafbefugnis  des  § 62  c Abs.  i der  Gewerbe- 
gerichtsgesetznovclle  zu  verleihen. 

Die  Strafbefugnis  wird  nicht,  wie  im  Reichstage  eingewendet 
worden  ist,  verbittern.  Man  kann  das  getrost  behaupten,  da  wenigstens 
die  Gewerbetreibenden  in  Berlin,  welche  einmal  sich  vor  dem  Eini- 
gungsamt befunden  haben,  sich  selbst  den  Zwang  auferlegcn,  unter  allen 
Umständen  zur  Aussprache  über  ihre  Streitigkeiten  das  Einigungs- 
amt aufzusuchen,  falls  es  nicht  der  von  ihnen  geschaffenen  Schlich- 
tungskommission gelingen  sollte,  den  Frieden  herbeizuführen.  Wenn 
••  die  Parteien  in  dem  Vergleiche  vor  dem  Einigungsamt  eine 
Schlichtungskommission  nicht  vereinbaren,  — die  Bildung  solcher 
Kommissionen  wird  jetzt  in  Berlin  fast  immer  beschlossen  — so 
bestimmen  sie  gewöhnlich,  dafs  noch  vor  Ablauf  des  Vergleichs- 
vcrtragc's  Verhandlungen  über  einen  neuen  Vertrag  eröffnet  werden 
müssen  und  dass,  falls  diese  ein  für  beide  Teile  befriedigendes  Er- 
gebnis nicht  liefern,  die  Verhandlungen  vor  dem  Einigungsamt  fort- 
zusetzen sind.  Es  ist  sogar  \orgekommen,  dafs  Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer,  welche  noch  nicht  vor  dem  Einigungsamt  sich  be- 
funden hatten,  mit  einem  fertigen  Tarifverträge  auf  dem  Gewerbe- 
gericht sich  cin.stellten  und  baten,  die  Erklärung  von  ihnen  ent- 
gegenzunehmen, dafs  dieser  Vertrag  für  eine  bestimmte  Zeitdauer 
gelten  solle.  Dem  Ersuchen  der  Parteien  entsprechend,  wurde 
alsdann  ohne  Zuziehung  von  Beisitzern  ein  Protokoll  von  dem 
Vorsitzenden  und  einem  Gerichtsschreiber  aufgenommen.’)  End- 

Differenzen  nach  der  stattgclundcncn  h'inij^ung  zur  Vermeidung  von  künftigen  Strikes 
und  Aussperrungen  zu  beseitigen  und  das  Einigungsamt  zu  entlasten.  Den  Schlich- 
tungskommissionen wird  zumeist  auch  die  Vorbereitung  von  Tarifverträgen  übertragen. 

Man  kann  nur  erklären,  dafs  mit  dieser  Einrichtung  der  Schüchtungskommis- 
sionen  bisher  recht  günstige  Resultate  erzielt  worden  sind.  Für  den  Fall,  dafs  die 
t^tsclieiduug  der  SchlichtungskommUsion  einer  oder  l>eiden  Parteien  nicht  {>afst, 
ist  der  Regel  nach  in  dem  Vergleiche  die  Vorkehrung  getroffen,  dafs  in  kürzester 
Frist  von  der  Partei,  welche  sich  beschwert  fühlt,  das  Kinigungsamt  anzurufrn  ist 
Mit  Ausnahme  eines  einzigen  Falles,  in  dem  ein  Schiedsspruch  gefällt  werden  mufste, 
kam  es  vor  dem  Einigsamt  — gewissermafsen  als  zweiter  Instanz  — stets  zu  einem 
endgültigen  Vergleiche. 

*)  Siche  Soziale  Praxis  vom  26.  April  1900  Sp.  778  ff.  und  vom  27.  Juni  d.  J. 
unter  „Thätigkeit  des  Gcwerbegcriclits  Berlin  im  Mai  und  Juni  1901** 
Anmerkung  4,  Sp.  1001. 


Digitized  by  Google 


M.  V.  Schulz,  Die  (icwcrbcgerichUßcsctznovcllc. 


683 


lieh  wäre  noch  im  Anschlufs  hieran  hervorzuheben,  dafs  mehrere 
Male  Arbeitgeber  für  sich  und  ihre  Arbeiter  — ohne  jede 
Anregung  des  Vorsitzenden  das  Einigungsamt  ersuchten,  ihre 
Streitigkeiten  zu  schlichten. ') 

Deswegen  mufs  man  zu  der  .Ansicht  gelangen,  dafs  in  Berlin 
— und  auswärts  wird  es  ebenso  sein  — eine  Abneigung  der 
Arbeitgeber  gegen  das  Gewerbegericht,  soweitesalsEinigungs- 
amt  fungiert,  nicht  mehr  besteht  und  soweit  sie  bestand,  im 
Hinblick  auf  die  Erfolge  verschwunden  ist.  .Arbeitgeber  sowohl 
wie  Arbeitnehmer  erreichen  immer  mehr  und  mehr  Verständnis 
für  die  Wirkung  des  Einigungsamtes.  Wir  machen  diese  Beobach- 
tung fortlaufend.  Die  Strafbestimmung  wird  daher  bei  den  nicht 
rückständigen  Unternehmern  als  Eingriff  in  ihre  wirtschaftliche 
Freiheit  nicht  aufgefasst  werden  und  einen  Widerwillen  gegen  die 
Gewerbegerichte  nicht  herv'orrufen,  weil  ihnen  gegenüber  die  An- 
wendung der  Strafe  von  vornherein  nicht  nötig  wird.  Die 
meisten  Arbeitgeber  folgten  bislang  stets  einer  Einladung  des 
Vorsitzenden  zu  einer  Rücksprache  oder  sandten  einen  \'ertreter. 
A’on  dieser  Seite  aus  wird  man  sogar  in  der  Gewährung  der 
Strafbefugnis  eine  segensreiche  Hebung  des  Ansehens  der  Einigungs- 
ämter erblicken,  die  manchen  jetzt  abseits  Stehenden  gefügiger 
machen  dürfte.  Bei  der  Sachlage  wird  der  Vorsitzende  nur  Strafen 
verhängen  gegen  solche  Gewerbetreibende,  welche  aus  Lfbclwollen 
oder  weil  sie  etwas  zu  verbergen  haben,  das  Gewerbegericht 
scheuen.  Hier  wird  die  .Strafe  nur  nützen,  niemals  schaden.  In 
dieser  Beziehung  möchten  wir  an  den  grofsen  Strike  der  Kon- 
fektionsarbeiter in  Berlin  erinnern.  Obwohl  die  Arbeitgeber  sich 
verpflichtet  hatten,  zu  den  Vernehmungen  des  Einigungsamtes, 
welche  behufs  Festlegung  eines  Tarifes  erforderlich  wurden,  .sich 
cinzufinden,  blieben  sie  alsbald  aus  und  erschwerten  hierdurch  die 
Tliätigkeit  des  Gewerbegerichts.  *)  Es  wäre  sicher  von  \'orteil 
gewesen,  wenn  diese  Arbeitgeber  durch  Geldstrafen  hätten  ge- 
zwungen werden  können,  Aufklärung  zu  geben. 

Man  mufs  aber  nicht  glauben,  dafs  die  Strafbefugnis  nur 
gegen  die  Arbeitgeber  zur  W-rwendung  gelangen  wird.  .Auch  die 

*)  Siehe  Soziale  Praxis  vom  2.  November  1899  Sp.  128  ff.  und  vom  18.  April 
d.  J.  Sp.  738. 

*)  Soziale  Praxis  vom  27.  Februar  1896  Sp.  626  ff.,  Bd.  XIV  dieses  Archivs 
S.  178  und  Vcrw’altunjjslverichtc  de.s  Mapislral.s  zu  Berlin  über  das  Gewerbegerichl 
1895  96  S.  12  und  189697  .S.  6 u.  ff. 
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Arbeitnehmer  sind  nicht  immer  willfährig.  Sb  riefen  z.  B.  vor 
etwa  einem  Jahre  eine  .\nzahl  hiesiger  Schneidermeister  und  In- 
haber von  Garderobengeschäften  bei  einem  Strike  ihrer  Arbeiter 
das  Kinigungsamt  an.  Das  Bemühen  des  \’orsitzenden  des  Ge- 
werbegerichts, die  .-\rbciter  zur  Besprechung  ihrer  Differenzen  vor 
dem  Einigungsamte  zu  bewegen,  blieb  ein  vergebliches.  Die  .-Xr- 
beiter  antworteten  ausweichend  und  liefsen  sich  auf  dem  Gewerbe- 
gericht nicht  sehen.  Die  Zeit  lehrte,  dafs  es  für  die  .Arbeitgeber 
und  noch  mehr  für  die  .-Arbeitnehmer  von  Wert  gewesen  sein 
würde,  wenn  die  Arbeiter  dem  Ruf  des  Gewerbegerichts  Folge 
geleistet  hätten.  Es  mag  angeführt  werden,  dafs  die  .Arbeitgeber 
zu  einem  sofortigen  Entgegenkommen  bereit  waren  und  ihren 
.Arbeitern  Lohnzuschläge  zubilligen  wollten.  Die  .Arbeiter  haben 
ihren  Willen  wohl  tlamals  durchgesetzt;  es  sollen  aber  die  abge- 
.schlossenen  TariE’crträge  nicht  von  allen  .Arbeitgebern  gehalten 
werden.  .Anders  ist  dies  bei  Tarifverträgen,  welche  auf  dem  Gewerbe- 
gericht gcschlo.sscn  werden.  Diese  wenlen  erfahrungsgemäfs  gehalten, 
wie  auch  im  Reichstage  von  mehreren  Rednern  hervorgehoben  ist. 

Jedenfalls  waren  bei  dem  Strike  der  Schneider  die  .Arbeiter 
rii^  Widerstrebenden.  Wenn  damals  die  Vorschrift  des  § 6-  c .Abs.  i 
bestanden,  und  von  ihr  Gebrauch  gemacht  worden  wäre,  so  hätten 
die  .Arbeiter  von  einem  Eingriff  in  ihre  wirtschaftliche  Freiheit 
nicht  reden  können.  Ein  solcher  Eingriff  hätte  nicht  Vorgelegen. 
Es  handelt  .sich  beim  § 62  c Abs.  i lediglich  um  eine  Ordnungs- 
strafe. Irgend  welche  Einwirkung  auf  die  Wirtschaftsführung  der 
Betreffenden  hat  diese  Strafe  nicht;  und  kann  sie  nicht  haben,  da 
der  Zwang  sich  einzig  und  allein  nur  auf  das  Erscheinen  und 
„sich  vernehmen  lassen"  erstrecken  wird.  Eine  Pflicht,  die 
A'ermittelung  oder  gar  Entscheidung  des  Einigungs- 
amtes anzunehmen,  ist  nicht  statuiert.’)  Wie  übrigens 

*)  Bi'ricbt  der  XII  Kommission  S.  49  Ictslcr  Absatz.  Es  mag  übrigens  hier 
erwähnt  werden,  dafs  zur  Aufbesserung  der  Lage  der  Heimarbeiter 
I>r.  Wilbrandl  das  Kinigungsamt  benutzen  möchte.  Er  sagt:  „Mil  zwei  Befugnis.sen 
müfstc  es  für  seine  neue  .Aufgabe  ausgestatlet  werden:  einmal  im  ailgemetnen  mit 
der  Refugnis,  beide  Tarteien,  Unternehmer  und  Arbeiter,  zur  Verhandlung  vor  dem 
Kinigungsamt  zu  zwingen,  auch  wenn  es  nur  von  der  einen  Seite  angcrufen  wird ; 
und  zweitens  luüfsten  die  Mindeststücklöhne,  deren  Festsetzung  es  durch  Zureden 
und  nötigenfalls  durch  Schiedsspruch  herbeiführl,  gesetzliche  Kraft  haben“.  („Die 
Krau“  Monatsschrift  für  das  gesamte  Krauenlcben  unserer  Zeit,  Juni  1901  S.  544.) 
Siche  dazu  Hd.  XIV  dieses  Archivs  S.  178. 
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aucli  im  Keichstaf;e  berührt  worden  ist,  steht  das  Recht  der  Ver- 
hängung gewisser  Ordnungsstrafen  den  verschiedensten  Behörden 
zu  — sogar  dem  Innungsvorstande. 

Bei  der  Debatte  im  Reichstage  wurde  mehrfach  darauf  hinge- 
wiesen — aucli  der  Kommissionsbericht  giebt  dies  an  — dafs  der 
Gewerberichter  im  Prozefsverfahren  das  Strafrecht  hat.  Bei 
einem  Prozcfs  kommen  meist  nur  geringe  Beträge  in  P'rage.  Wie 
anders  liegen  die  V'erhältnisse  bei  Strikesl  Die  Regel  bildet,  dafs 
bei  Strikes  grofse  Summen  auf  beiden  Seiten  eingebüfst  werden. 
Häufig  wird  sogar  bei  .Ausständen  das  öffentliche  Interesse  in  Mit- 
leidenschaft gezogen,  wie  beispielsweise  bei  dem  Ausstande  der 
Berliner  „Strafsenbahner“.  Als  Beispiel  dafür,  welche  Verluste  die 
Strikes  bringen,  weisen  wir  auf  den  Berliner  Militäreffektenarbeiter- 
strike  hin.  Während  dieses  Strikes  mufste  allein  schon  eine 
Firma  eine  Bestellung  im  Werte  von  einer  Million  .Mark  ablehnen. 
Zugestanilenermafsen  hätte  die  Firma  den  Auftrag  erledigen  können, 
wenn  die  mafsgebenden  Arbeitgeber  gleich  nach  Beginn  des  Strikes 
der  Fdnladung  des  Gewerbegerichtsvorsitzenden  zur  Unterredung 
nächgekommen  wären.  First  etwa  fünf  Wochen  nach  Ausbruch 
des  Strikes  gelang  es,  diese  dem  Gewerbegericht  zuzufuhren.  Eine 
-kurze  Aussprache  brachte  die  Anrufung  des  Einigungsamtes,  so- 
fortige V'erhandlung  mit  den  .Arbeitern  und  — den  Vergleich. ') 

Dafs  freilich  die  neue  Strafgewalt  in  den  Händen  eines  un- 
gewandten X'orsitzenden  Mifsstände  zeitigen  kann,  ist  zuzugeben. 
Diese  Gefahr  knüpft  sich  jedoch  an  jede  In.stitution.  Ueberdies 
ist  auch  das  Hauptgewicht  nicht  auf  die  .Ausübung, 
sondern  auf  das  Bestehen  der  Strafbefugnis  zu  legen. 
Den  Gewerbetreibenden  wird  schon  das  Bewufstsein  der  Strafmög- 
lichkeit eine  gröfserc  Achtung  vor  dem  Gewerbegericht  einflöfsen. 
Was  nun  die  geringe  Höhe  der  Strafe  (100  .Mk.)  anlangt,  .so 
ist  auch  hierbei  nach  den  .Auslassungen  im  Reichstage  weit 
„mehr  Gewicht  auf  die  moralische  Seite"  zu  legen. 
Mit  Recht  betonte  der  .Abgeordnete  Trimborn  im  Reichstage,  dafs 
in  dem  Erscheinutigszwang  absolut  nicht  ein  Mittel  erblickt  werden 
könne,  welches  etwa  zur  Verschärfung  der  sozialen  Ge- 
gensätze beitragen  werde.  Wie  dies  behauptet  werden  kann, 
wird  demjenigen  unverständlich  bleiben,  der  es  erlebt  hat,  dafs  ein 

Soziale  Praxis  vom  l8.  Oktober  1900  Sp.  66  und  21.  März  1901  Sp.  633  ff. 

Keichslag,  Sitzung  vom  lo.  Mai  1901  S.  2681  a.  E.  S.  2682  und  S.  2687. 
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Arbeitgeber  eines  gröfseren  Betriebes  mit  seinen  Arbeitern  vor 
dem  Einigungsamt  in  Berlin  eine  ziemlich  erregte  Debatte  führte, 
nach  mehrstündiger  X’erhandlung  einen  V'ergleich  schlofs,  um  dar- 
auf den  glücklich  zuftande  gebrachten  Frieden  mit  seinen  Ar- 
beitern in  einem  Rcstaurationslokale  zu  feiern.  VV'ir  haben  schon 
häufig  die  vor  dem  Hinigungsamt  sich  zunächst  feindlich  gegenüber 
stehenden  Parteien  als  „gute  Freunde"  ’)  auseinander  gehen  sehen. 
Oefter  ist  uns  ferner  nach  Schlufs  der  Sitzung  von  Arbeitgebern  und 
Arbeitnehmern  unter  Dankesworten  versichert  worden,  dafs  so 
schnell  und  so  zufriedenstellend  .sie  privatim  ihre  Angelegenheiten 
nicht  geordnet  haben  würden.  Der  Anschauung  des  deutschen 
.Xrbeitgeberbundes,  dafs  „der  Ausgleich  von  Streitigkeiten  zwischen 
Arbeitgebern  und  Arbeitern  am  besten  ohne  Einmischung  Dritter, 
insbesondere  unbequemer  Dritter,  erfolgt  *)  wird  niemand  auf  Grund 
der  vorliegenden  Thatsachen  beitreten  wollen. 

Nach  alledem  kann  man  sich  sehr  wohl  für  den  „Erscheinungs- 
zwang“, den  übrigens  Schalhorn  *)  treffender  „Besprechungszwang'' 
nennt,  erwärmen.  Die  Kommission  hielt  es  jedoch  als  Folge  des  Er- 
scheinungszwanges für  geboten,  dafs  das  Einigungsamt  jedesmal  den 
Bedürfnissen  des  konkreten  Falls  entsprechend  zusammengesetzt 
werde.  Es  könnte  sich  sonst  ergeben,  dafs  bei  einem  Strikc  Per- 
sonen als  Beisitzer  fungieren,  die  dem  betreffenden  Gewerbe  durchaus 
fernstehen  und  den  streitenden  Gewerbetreibenden  weder  als  Ver- 
trauenspersonen , noch  als  besondere  Sachkenner  gelten.  Im  all- 
gemeinen trifft  diese  Befürchtung  nicht  zu,  da  die  Parteien  in 
der  Lage  sind,  aus  der  BeisitzerlLstc  sich  ihre  Beisitzer  zu  erwählen. 
Auf  diesen  Punkt  wollen  wir  aber  hier  nicht  weiter  eingehen.  Es 
■«oll  nur  unsere  Aufgabe  sein,  die  Besorgnisse,  welche  Jastrow  l>c- 
züglich  der  Neuorganisation  des  Einigungsamtes  hegt,  zu  beseitigen. 
Schalhorn*)  bemerkt  richtig,  dafs  die  Thätigkeit  der  Einigungsämter 
durch  die  Vorschrift  über  die  „X'ertrauensmänner"  nicht  lahm  ge- 
legt werilen  wird.  Er  schreibt : „.Allerdings  überträgt  das  alte  Gesetz 
die  Benennung  der  Beisitzer  des  Einigungsamtes  dem  Vorsitzenden, 

’)  Sitzung  vom  iO.  .Mai  1901  S.  2686  (B)  a.  F. 

*)  Soziale  I'raxis  vom  29.  März  1900  Sp.  667  und  vom  28.  Februar  1901 
554- 

*)  Kricltstag.  Sitzung  vom  IO.  Mai  1901  S.  2677  (C). 

*)  Soziale  Praxis  vom  13.  Juni  1901  Sp.  93 1. 

A.  a.  O.  Sp.  930.  Ober  die  „Vertrauensmänner“  siehe  Bericht  der  XII 
Kr>mmis.sinn  S.  66. 
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die  Novelle  dagegen  den  beteiligten  Arbeitgebern  und  Arbeitern 
selbst.  Aber  bereits  bisher  war  es  zulässig,  durch  Ortsstatut  über 
die  .Art  der  Zuziehung  der  Beisitzer  anderweit  zu  bestimmen.  Dem- 
entsprechend hat  das  Berliner  Ortsstatut  die  Bezeichnung  der  Bei- 
sitzer den  Parteien  überlassen,  so  dafs  der  Vorsitzende  nur  dann 
selbst  auswählt,  wenn  die  Parteien  ihrerseits  keine  Beisitzer  namhaft 
machen.  Es  galt  also  in  Berlin  in  der  Besetzungsfrage 
im  wesentlichen  derselbe  Grundsatz,  der  jetzt  allge- 
mein eingeführt  werden  soll.  Hierbei  haben  sich  für 
unser  Gericht  Mifsstände  nicht  herausgestellt.  Zu- 
meist haben  die  Parteien  nach  vorgängiger  Besprechung  mit  dem 
Vorsitzenden  solche  Beisitzer  ausgewählt,  die  sich  schon  bei  früheren 
Verhandlungen  bewährt  hatten.  In  sehr  vielen  Fällen  hat  man 
sogar  ausdrücklich  dem  Vorsitzenden  die  Bestimmung  der  Beisitzer 
überlassen.  Freilich  konnten  bisher  nur  Beisitzer  des  Gewerbe- 
gerichts als  solche  zu  Einigungsamtsbeisitzern  genommen  werden, 
während  nach  der  Novelle  jeder  beliebige  Unparteiische  dazu  be- 
stimmt werden  kann.  Aber  regelmäfsig  wird  sich  auch 
in  Zukunft  die  Wahl  auf  Gewerbegerichtsbeisitzer 
lenken,  weil  diese  bereits  erprobt  und  den  Parteien 
bekannt  sind.“  Diesen  .Ausführungen  können  war  lediglich  bei- 
stimmen. Im  Grofsen  und  Ganzen  wird  eben  alles  bleiben  wie  es  war. 
Wir  möchten  auch  keineswegs  die  „Führer“  der  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer, soweit  sie  unparteiisch  sind,')  als  Beisitzer  des  Einigungs- 
amtes entbehren.  Bisher  haben  wir  gern  mit  diesen  „Führern“  zu 
thun  gehabt,  ebenso  wie  mit  den  „Führern“  der  Lohnbewegungen 
und  Strikes,  welche  gewöhnlich  als  Vertreter  der  Parteien  vor  dem 
Einigungsamt  auftreten.  Mit  ihrer  thatkräftigen  Hilfe  gelang  es 
manchen  Wrgleich  zu  stiften.  Nach  Beendigung  des  umfangreichen 

')  Schalliorn  a.  a.  O.  Sp.  930  und  M.  v.  SchuD  in  der  Suzialen  I'ra.xis 
vom  27.  Juni  1901  a.  a.  U. : „Wir  finden  aber  unter  den  Gcwcrhegcrichtsbcisitzcrn 
auch  „Führer“,  welche  unter  die  gekennzeichnete  Kategorie  der  ,, Beteiligten“  nicht 
fallen.  Sic  sind  nicht  „Führer“  der  speziellen  Lohnbewegung,  aber  „Führer“ 
der  Arbeiter  als  Mitglieder  der  Gewerkschaftskommission  und  als  Leiter  der  ein* 
zclncn  von  den  Strikes  nicht  betroffenen  Gewerkschaften.  Sie  sind  „Führer“  der 
Arbeitgeber  in  ihrer  Eigenschaft  als  Mitglieder  des  Vorstandes  des  Arbeitgeber* 
beisitzerverbandes  u.  s.  w.  Die  Erfahrung  lehrt,  dafs  gerade  sulche  „Führer“  am 
besten  zu  Beisitzern  der  Finigungsämler  sich  eignen,  weil  sic  nicht  „Schürer“ 
sind.“ 
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Tischlerstrikes  in  Berlin,  konnten  wir  berichten:')  „Wir  erwarten, 
dals  die  Lohnbewejjung  der  Tischler  auf  den  Reichstag  überzeugend 
wirken,  und  inan  sich  allseitig  mit  dem  V'erhandlungszwang  be- 
freunden wirrl.  Wenn  dieser  Zwang  bereits  heute  hätte  ausgeübt  werden 
können,  wäre  unseres  Erachtens  schon  innerhalb  der  ersten  14  Tage 
der  Tischlerstrike  unter  denselben  Bedingungen  beigelegt  worden, 
wie  das  jetzt,  aber  erst  nach  Ablauf  \’on  4 Woclien  geschehen  ist. 
Freilich  bedarf  es  stets  der  unermüdlichen  .Arbeit 
der  Beisitzer  des  Einigungsamts  und  ebenfalls  der 
völligen  Hingabe  der  Parteivertreter,  wie  solche  in 
glänzendster  W’eise  während  der  Verhandlungen  des 
'lisclilerstrikes  bewiesen  worden  sind.  Den  Bei- 
sitzern gebührt  hervorragend  der  Dank  der  Parteien 
für  das  Zustandekommen  des  Vergleiches.  Mit  diesem 
Dank  — dem  Gericht  gegenüber  — haben  denn  auch  nach  Schlufs 
der  letzten  Sitzung  weder  .Arbeitgeber  noch  Arbeiter  gekargt.“  Es 
ist  durchaus  nicht  der  E'all,  dafs  die  „Führer"  unter  allen  Umständen 
„Schürer“  sein  müssen.*)  Die  „A'ertrauensmänner“  des  ^ 63  der 
Novelle  werden  somit  zu  einer  „Mattsetzung  des  Eiinigungsamtes“ 
nicht  beitragen.  Mit  Schalhorn  erachten  wir  die  Einführung  des 
„Erscheinungszwanges“  — neben  der  unten  noch  zu  erwähnenden 
Erweiterung  der  sachlichen  und  örtlichen  Zuständigkeit  der  Gewerbe- 
gerichte — für  einen  .so  erheblichen  Vorzug  der  Novelle,  dafs  wir 
die  etwaigen  Mängel  des  Instituts  der  „A’ertrauensmänner“  in  K.auf 
nehmen. 

Je  ausführlicher  bei  der  BedeutsamkeiUl  der  A’orschriften  über 
den  Erscheinungszwang  und  über  die  A’ertrauensmänner  wir  bisher 
waren,  um  so  kürzer  können  wir  uns  bezüglich  der  son.stigen 
wichtigen  Bestimmungen  der  Novelle  fassen:  Nach  ^ la  der- 
selben mufs  für  (femeinden,  welche  nach  der  jeweilig  letzten 
A'olkszählung  mehr  als  20000  Einwohner  haben,  ein  Gewerbegericht 
errichtet  werden.  Die  I.andc.szentralbehürde  hat  erforderlichenfalls 
die  Eirrichtung  nach  Mafsgabe  der  A’orschriften  des  § i .Abs.  5 
anzuordnen,  oiinc  dafs  es  eines  .Antrages  beteiligter  .Arbeitgeber  oder 


Soziale  Praxis  vom  29.  Miirz  19CO  Sp.  665  IT. 

*)  Siche  hierzu  Soziale  Praxis  vom  25.  Juni  <1.  J.  unter  Miticilungen  des  Gr« 
wcrhegerichts  Rerlin. 

*’)  Die  Dehatlc  Uhcr  das  Kinipungsamt  nahm  die  ganze  Sitzung  vom  10.  Mai 
d.  J.  in  .\nspruch. 
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Arbeiter  bedarf.  Infolge  dieses  Paragraphen  sind  einige  40  neue 
Gerichte  nach  der  Schätzung  mehrerer  Reichstagsmitglieder  zu  er- 
richten.*) Die  sachliche  Zuständigkeit  der  Gewerbegerichte  hat 
ferner  durch  die  Novelle  im  Gegensatz  zu  dem  Entwürfe  vom  10.  Mai 
1899  eine  beträchtliche  Erweiterung  erfahren.  Der  Reichstag  hat 
vorgesehen,  dafs  die  Gewerbegerichte  aufser  für  die  im  § 3 des 
bestehenden  Gesetzes  angegebenen  Streitigkeiten  künftig  auch  zu- 
ständig sind  für  die  Erledigung  von  Streitigkeiten-): 

1.  über  die  .Aushändigung  oder  den  Inhalt  des  Lohnbuchs, 
.Arbeitszettels  oder  Lohnzahlungsbuchs, 

2.  über  die  Rückgabe  von  Zeugnissen,  Büchern,  Legitimations- 
papieren, Urkunden,  Gerätschaften,  Kleidungsstücken, 
Kautionen  und  dergleichen,  welche  aus  Anlafs  des  .Arbeits- 
verhältnisses übergeben  sind, 

3.  über  .Ansprüche  auf  Schadenersatz  oder  auf  Zahlung  einer 
X’ertragsstrafe  wegen  Nichterfüllung  oder  nicht  gehöriger 
Erfüllung  der  Verpflichtungen , welche  die  unter  Nr.  i — 3 
des  abgeänderten  § 3 des  Gesetzes  bezeichneten  Gegen- 
stände betreffen,  sowie  wegen  gesetzwidriger  oder  unrichtiger 
Eintragungen  in  .Arbeitsbücher,  Zeugnisse,  Lohnbücher, 
.Arbeitszettel,  Lohnzahlungsbücher,  Krankenkassenbücher  oder 
Quittungskarten  der  Invalidenversicherung, 

4.  über  die  Berechnung  und  Anrechnung  der  von  Arbeitern 
zu  leistenden  Krankenversicherungsbeiträge  und  Eintritts- 
gelder. 

Es  ist  alsdann  für  den  § 5 des  Gesetzes  ein  Zusatz  geschaffen. 
Nach  diesem  sollen  die  die  Kompetenz  des  Gewerbegerichts  für 
künftige  Streitigkeiten  ausschliefsenden  Schiedsverträge  nur 
dann  rechtswirksam  sein,  wenn  inhaltlich  des  Schiedsvertrages  bei  der 
Entscheidung  von  Streitigkeiten  .Arbeitgeber  und  Arbeiter  in  gleicher 
Zahl  unter  einem  A^orsitz enden  mitzuwirken  haben,  welcher 
weder  .Arbeitgeber  noch  .Arbeiter  ist.*)  Was  weiter  die 


')  Siche  hierzu  Kd.  XIV  dieses  .\rchivs  S.  141  If.,  Bericht  der  XII  Kommissiun 
S.  2 ff.  und  „das  Gewerbegericht“  vom  l.  November  1900  Sp,  47  ff.  u.  1.  Mai  d.  J. 
Sp.  161  ff. 

•)  Siehe  lid.  XIV'  a.  a.  O.  S.  143  ff.  u.  179  ff.,  Bericht  der  XII  Kommission 
S.  I4ff.:  endlich  „das  Gewcrbcgcricht“  vom  I.  Mai  d.J.  Sp.  163. 

*)  Siche  hierzu  Drucksache  des  Reichstages  Nr.  286  S.  15,  Bericht  der  XII 
Kommission  S.  22  und  Bd.  XV  dieses  .Archivs  S.  598  ff. 
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Wahlen  zum  Gewerbef^erichte  anlangt,  so  ist  im  § 13  des  Gesetzes 
die  Forderung,  dafs  die  W'ähler  seit  mindestens  einem  Jahre 
in  dem  Bezirk  des  Gewerbegerichts  Wohnung  oder  Beschäftigung 
haben  müssen,  gestrichen  worden.  Hierdurch  ist  einer  .Anzahl  bisher 
nicht  wahlberechtigter  Personen  das  Wahlrecht  zuerkannt  worden. 
Während  früher  für  die  Wahlen  eine  Definition  des  Arbeitgebers 
nicht  im  Gesetze  zu  finden  war,  ist  man  in  der  Novelle  dem  VV’unsche 
vieler  nachgekommen  und  hat  zum  § 14  des  Gesetzes  bestimmt,  dafs 
als  Arbeitgeber  im  Sinne  des  §§  11  bis  13  diejenigen  selbstän- 
digen Gewerbetreibenden  gelten,  welche  mindestens  einen  Arbeiter 
(§2)  regelmäfsig  das  Jahr  hindurch  oder  zu  gewissen  Zeiten 
des  Jahres  beschäftigen.*)  Endlich  soll  auf  Beschlufs  der  Gemeinde- 
behörde nach  § 13a  durch  Ortsstatut  angeordnet  werden  können, 
dafs  die  Wahl  der  Beisitzer  nach  dem  Proportional  -Wahlsj'stem  zu 
vollziehen  ist.*) 

§ 25  des  Gesetzes  setzt  lest,  dafs  nur  dasjenige  Gewerbe- 
gericht, in  dessen  Bezirk  die  streitige  Verpflichtung  zu  erfüllen  ist, 
zuständig  ist.  Nach  der  Novelle  sind  nunmehr  noch  diejenigen 
Gewerbegerichte  örtlich  zuständig,  in  deren  Bezirke  sich  die  ge- 
werbliche Niederlassung  des  Arbeitgebers  befindet  oder  beide  Par- 
teien ihren  Wohnsitz  haben.®)  Wichtig  ist  auch  der  neue  § 55^ 
nach  welchem  die  Anfechtung  einer  Entscheidung  des  Gewerbe- 
gerichts auf  Mängel  des  Verfahrens  bei  der  Wahl  der  Beisitzer  oder 
auf  Umstände,  welche  die  Wählbarkeit  eines  Beisitzers  zu  dem  von 
ihm  bekleideten  .Amte  nach  Mafsgabe  des  Gewerbegerichtsgesetzes 
ausschliefsen , nicht  gestützt  werden  kann.  *)  Zum  Schlufs  haben 
wir  noch  eine  wesentliche  Verbesserung  des  § 70  des  Ge- 
setzes mitzuteilen.  Es  wurde  verfügt,  dafs  die  Gewerbegerichte  be- 
rechtigt sein  sollen,  .Anträge  nicht  nur  an  Behörden  und  Vertre- 
tungen von  Kommunal  verbänden,  sondern  auch  an  die  gesetz- 
gebenden Körperschaften  der  Bundesstaaten  und  des 

')  l!tl.  .\IV  dieses  Archivs  S.  165  ff.  feber  \V.-ilillisten  siehe  Bd.  XIV  dieses 
■Archivs  S.  159(1.,  Bericht  der  XI!  Kommission  S.  31  ff.  und  „das  Gcwcrbcjjericht  * 
vom  1.  November  1900  Sp.  50  und  vom  I.  .April  d.  J.  Sp.  141. 

•)  Reichstag,  Sitzung  vom  9.  Mai  1901  S.  1667  (B);  Bericht  der  XII  Kom- 
mission S.  27  und  6t,  Bd.  XIV  dieses  .Archivs  S.  165  .Anmerkung  und  „das  fie- 
werbegericht“  vom  1.  April  d.  J.  Sp.  I4I.  . 

*)  Brl.  XIV.  a.  a.  O.  S.  182,  Bericht  der  XII  Kommission  S.  36  ff.  und  .^las 
tiewerbegericht“  vom  I.  Februar  d.  J.  Sp.  89(1.  u.  1.  Mai  d.  J,  Sp.  164. 

*)  Bd.  .XIV  dieses  .Archivs  S.  168  und  Bericht  der  XII  Kommission  S.  43. 
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Reiches  zu  richten.  Diese  gesetzliche  Anordnung  kommt  i n 
erster  Linie  den  gewerblichen  Arbeitern  zugute,  welche  einzig 
und  allein  in  den  Gewerbegerichten  eine  direkte  Interessenvertretung 
haben  und  von  hier  aus  die  Wünsche  und  Bedürfnisse  des  Arbeiter- 
slandes unverkümmert  den  gesetzgebenden  Faktoren  nach  Art  der 
Handwerker-  und  Gewerbekammern  zu  unterbreiten  im 
Stande  sind.  Es  ist  von  den  Mitgliedern  des  Ausschusses  der  Ber- 
liner Beisitzer  bitter  empfunden  worden,  als  ihnen  seiner  Zeit  er- 
öffnet werden  mufste,  dafs  sie  das  Petitionsrecht  an  den  Reichstag 
und  den  Bundesrat  nicht  hätten.*) 

Wir  haben  im  Vorstehenden  die  bedeutsamsten  Aenderungen 
und  Zusätze  zum  Gewerbegerichtsgesetz  bekannt  gegeben.  Unsere 
Aufgabe  ist  erledigt.  Es  wird  Sache  der  Gcwcrbegcrichte  sein, 
fernerhin  zu  zeigen,  dafs  der  Gesetzgeber  mit  der  Novelle  den 
rechten  Weg  cingeschlagcn  hat. 

Wir  lassen  nunmehr  den  Wortlaut  der  Novelle  folgen: 


GeseU  sur  Abänderung  des  Gesetses,  betreffend  die  Oewerbegerichte 
vom  29.  Juli  1890. 

Vom  30.  Juni  1901. 

Wir  Wilhelm,  von  Gelles  Gnaden  Deutscher  Kaiser,  König  von  Preufsen  ctc. 

verordnen  im  Namen  des  Reichs,  nach  erfolgter  Zustimmung  des  liundesraU 
und  des  Reichstags,  was  folgt: 

.Vrtikcl  I. 

Das  Gesetz,  bcirctfend  die  Gewerbegerichte  vom  29.  Juni  1890  (Rrichsgcsclz- 
blall  S.  141)  erhält  die  Ueberschrift: 

Oewerbegeriebtsgesetx 

und  wird  geändert  wie  folgt: 

I.  Hinter  § 1 wird  folgender  neuer  Paragraph  cingcslclit: 

§ I a.  Für  Gemeinden,  welche  nach  der  jeweilig  letzten  Volkszählung 
mehr  als  zwan/.igtausend  Finwohncr  haben,  mufs  ein  Gcwerbcgcricht  er- 
richtet w'erden.  Die  Landcs-Zentralbchördc  hat  erforderlichenfalls  die  Kr- 
richlung  nach  Matsgabc  der  Vorschriften  des  § i .\bs.  5 anzuordnen, 
ohne  dafs  es  eines  Antrages  beteiligter  .Arbeitgeber  oder  Arbeiter  bedarf. 


*)  Soziale  Praxis  vom  20.  Juli  1899  Sp.  1130  ff.  und  vom  18.  Januar  1900 
Sp.  413  und  414,  Bericht  der  XII  Kommission  S.  55  u.  68. 
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II.  Der  § 3 Abs.  I erhält  folgende  Fassung: 

Die  Gcwcrbcgerichlc  sind  ohne  Rücksicht  auf  den  Wert  des  Streit- 
gegenstandes zuständig  für  Streitigkeiten ; 

1.  über  den  Antritt,  die  Fortsetzung  t»dcr  die  Auflösung  des  .\rbeilsvcr- 
hältnisscs  sowie  über  die  .Aushändigung  oder  den  Inhalt  des  .Arbeits- 
buchs, Zeugnisses,  Lohnbuchs,  .Arbeitszettels  oder  Lohnzahlungsbuch». 

2.  über  die  Leistungen  aus  dem  ^Arbcitsverhällnisse, 

3.  über  die  Rückgabe  von  Zeugnissen.  Büchrnj,  Legitimationspapieren. 
Urkunden,  Gerätschaften,  Kleidungsstücken,  Kautionen  und  dergleichen, 
welche  aus  Anlafs  des  .Arbcilsverhältnisscs  übergeben  worden  sind, 

4.  über  Ansprüche  auf  Scltadcnscrsatz  oder  auf  Zahlung  einer  Vertrags- 
strafe wegen  Nichterfüllung  oder  nicht  gehöriger  Frfüllung  der  Ver- 
pHichtungen,  Vclche  die  unter  Nr.  i bis  3 bczeichneten  Gegenstände 
betreffen,  soulc  wegen  gesetzwidriger  oder  unrichtiger  Eintragungen 
ln  Arbeitsbücher,  Zeugnisse,  Lohnbücher,  Arbeitszettcl,  Lohnzahlungs- 
bücher,  Krankenkassenbüchcr  oder  Quittungskarlen  der  Invalidenver- 
sicherung, 

5.  über  die  Berechnung  und  .Anrechnung  der  von  den  Arbeitern  zu 
leistenden  Krankcnvcrsichcrungsbciträgc  und  EintriUsgelder  (§§  53  a. 
Ö5.  72,  73  des  Krankenversicherungsgesetzes), 

6.  über  die  .Ansprüche,  welche  auf  Grund  der  Uebernahme  einer  gemein- 
samen .Arbeit  von  Arbeitern  desselben  Arbeitgebers  gegen  einander 
erhoben  werden. 

III.  Im  § 4 Abs.  I Satz  1 werden  die  Worte  ,,§  3 Nr.  I bis  3“  ersetzt  durch 
die  Worte: 

„§  3 Abs.  I Nr.  I bis  5“ 

und  im  Salz  2 die  Worte  „§  3 Nr.  4“  durch  die  Worte: 

„§  3 Abs.  j Nr.  6“. 

IV.  Dem  5 wird  folgende  Vorschrift  als  .Abs.  2 hinzugefügl: 

Schiedsverträge,  durch  welche  die  Zuständigkeit  der  Gewerbcgerichic 
für  künftige  Streitigkeiten  ausgeschlossen  wird,  sind  nur  dann  reebtsmärk- 
sam,  wenn  nach  dem  Schiedsverträge  bei  der  Entscheidung  von  Streitig- 
keiten .Arbeitgeber  und  Arbeiter  in  gleicher  Zahl  unter  einem  Vorsitzenden 
mit/uwirken  haben,  welcher  weder  Arbeitgeber  oder  Angestellter  eines 
beteiligten  -Arbeitgebers,  noch  Arbeiter  ist. 

V.  Der  § IO  erhält  folgende  Fassung: 

Zum  Mitglied  eines  Gcwcrbegcrichls  soll  nur  berufen  werden,  wer  das 
dreifsigstc  Lebensjahr  vollendet  und  in  dem  der  Wahl  vorangegangenen 
Jahre  für  sich  oder  seine  Familie  .\rmenuntcrstUtzung  aus  öffentlichen 
Mittel  nicht  empfangen  oder  die  empfangene  Armenunterstützung  erstattet 
hat.  Als  Beisitzer  soll  nur  berufen  werden,  wer  in  dem  Bezirkt  des  Ge- 
richts seit  mindestens  zwei  Jahren  wohnt  oder  beschäftigt  isU 

Personen,  welche  zum  Amt  eines  Schöffen  unfähig  sind  (Gerichts- 
vcrfassungsgeselz  §§  31,  32}.  können  nicht  berufen  werden. 
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VI.  Der  § 13  wird  durch  folgende  VorscbriAcn  ersetzt: 

§ 13.  Zur  Teilnahme  an  den  Wahlen  (§  12)  ist  nur  berechtigt,  wer 
das  filnftmdzwanzigstc  Lebensjahr  vollendet  und  in  dem  Bezirke  des  Ge* 
Werbegerichts  Wohnung  oder  Beschäftigung  hat.  Die  im  § 10  Abs.  2 
bezeichncten  Personen  sind  nicht  wahlberechtigt. 

Ist  die  Zuständigkeit  des  Gewerbegerichts  auf  bestimmte  Arten  von 
Gewerbe-  oder  Fabrikbetrieben  beschränkt  (§  6 Abs.  i),  so  sind  nur  die 
Arbeitgeber  und  Arbeiter  dieser  Betriebe  wählbar  und  wahlberechtigt 
Mitglieder  einer  Innung,  für  welche  ein  Schiedsgericht  in  Gemäfsheit 
des  § 81h  Nr.  4 und  der  §§  91  bis  91b  der  Gewerbeordmmg  errichtet 
ist,  sowie  deren  Arbeiter  sind  weder  wählbar  noch  wahlberechtigt. 

§ 13  a.  Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Wahl  und  das  Verfahren 
bei  derselben  werden  durch  das  Statut  getroffen.  Es  kann  insbesondere 
festgesetzt  werden^  dafs  bestimmte  gewerbliche  Gruppen  je  einen  oder 
mehrere  Beisitzer  zu  wählen  haben.  Auch  ist  eine  Regelung  nach  den 
Grundsätzen  der  Verhältniswahl  zulässig;  dabei  kann  die  Stimmabgabe 
auf  Vorschlagslisten  beschränkt  werden,  die  bis  zu  einem  im  Statute  fest- 
gesetzten Zeitpunkte  vor  der  Wahl  einzureicben  sind. 

Ist  in  dem  Statute  bestimmt,  dafs  die  Gemeindebehörde  Wahllisten 
nufzustellen  bat,  so  sind  die  Polizeibehörden  sowie  Krankenkassen,  welche 
im  Bezirk  des  Gewerbegerichts  bestehen  oder  eine  örtliche  Verwaltungs- 
stelle haben,  verpflichtet,  der  Gemeindebehörde  auf  Verlangen  die  für 
die  Fertigung  der  Wählerliste  für  Arbeitgeber  und  .Arbeitnehmer  erforder- 
lichen Au.skünfte  zu  geben,  insbesondere  Einsicht  der  Milgliedcrvcrzcich- 
nissc  beziehungsweise  der  Gcwcrbcanzeigen  zu  gewähren. 

VII.  Der  § 14  Abs.  1 wird  durch  folgende  Vorschrift  ersetzt: 

Als  Arbeitgeber  im  Sinne  der  §§  II  bis  13  gelten  diejenigen  selb- 
ständigen Gewerbetreibenden,  welche  mindestens  einen  .Arbeiter  (§  2) 
rcgelm.äfsig  das  Jahr  hindurch  oder  zu  gewissen  Zeiten  des  Jahres  be- 
schäftigen. Den  Arbeitgebern  stehen  im  Sinne  der  bezeichncten  Vor- 
.schriften  die  mit  der  Leitung  eines  Gewerbebetriebes  oder  eines  be- 
stimmten Zweiges  desselben  betrauten  Stellvertreter  der  selbständigen  Ge- 
werbetreibenden gleich,  sofern  sic  nicht  nach  § 2 Abs.  2 als  Arbeiter 
gelten. 

VIII.  Im  § 19  wird  zwischen  Abs.  1 und  2 folgender  neuer  Absatz  eingeschoben: 
Aus  den  Arbeitgebern  entnommene  Beisitzer,  die  erst  nach  ihrer  Wahl 
Mitglied  einer  im  ^ 13  Abs,  3 bczeichneten  Innung  werden,  sow’ic  aus 
den  Arbeitern  entnommene  Beisitzer,  die  erst  nach  ihrer  Wahl  bei  einem 
Mitglicdc  einer  solchen  Innung  in  Arbeit  treten,  bleiben  bis  zur  nächsten 
Wahl  im  Amte. 

IX.  Der  § 25  wird  durch  folgende  Vorschriften  ersetzt: 

^ 25.  Zuständig  ist  dasjenige  Gcwcrbegericht,  in  dessen  Bezirke  die 
streitige  Verpflichtung  zu  erfüllen  ist  oder  sich  die  gewerbliche  Nieder- 
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X. 


XI. 


XII. 

XIII. 


XIV. 

XV. 


XVI. 


XVII. 


lassung  des  Arbeitgebers  befindet  oder  beide  Parteien  ihren  Wohnsitz 
haben. 

Unter  mehreren  zuständigen  Gewcrbegcrichten  hat  der  Kisker  die  Wahl. 

Der  § 31  Abs.  4 wird  gestrichen. 

Der  § 40  erhält  folgenden  Zusatz: 

Erscheinen  in  dem  zur  Fortsetzung  der  Verhandlung  bestimmten  Ter- 
mine die  Parteien  oder  eine  derselben  nicht,  so  finden  die  Vorschrifleo 
der  §§  37,  38  Anwendung,  auch  wenn  eine  Beweisaufnahme  voraus- 
gegangen  war. 

Die  §§  41  und  43  werden  gestrichen. 

Im  § 49  Abs.  I erhält  die  Nr.  4 folgende  Fassung: 

4.  der  Spruch  des  Gerichts  in  der  Hauptsache  und  in  Betreff  der  Kosten. 
Der  Betrag  der  letzteren  mit  Einschlufs  einer  der  obsiegenden  Partei 
etwa  zu  ge^Hihrenden  Entschädigung  für  Zeitversäumnis  soll,  soweit 
sic  sofort  zu  ermitteln  sind,  im  Urteil  festgestelll  werden. 

Im  § 52  wird  der  Abs.  2 gestrichen. 

Hinter  § 55  wird  folgender  neuer  Paragraph  eingestellt: 

§ ^5a.  Die  Anfechtung  einer  Entscheidung  des  Gcwerbegerichts  kann 
auf  Mängel  des  Verfahrens  bei  der  Wahl  der  Beisitzer  oder  auf  Umstande, 
welche  die  Wählbarkeit  eines  Beisitzers  zu  dem  von  ihm  bekleideten  .\mle 
nach  Mafsgabc  dieses  Gesetzes  ausschliefsen,  nicht  gestützt  w*erden.  Diese 
Vorschrift  findet  keine  Anwendung,  wenn  die  Anfechtung  darauf  gestützt 
wird,  dafs  ein  Beisitzer  zu  den  im  § 10  Abs.  2 bezeichneten  Personru 
gehöre.- 

Der  § 61  erhält  folgende  Fassung: 

Das  Gewerbegericht  kann  bei  Streitigkeiten  zwischen  Arbeitgebern  und 
Arbeitern  über  die  Bedingungen  der  Fortsetzung  oder  Wiederaufnahme 
des  Arbeitsverhältnisses  als  Einigungsamt  angerufen  werden. 

Hinter  § 62  werden  folgende  neuen  Paragraphen  eingestellt: 

§ 62  a.  Erfolgt  die  Anrufung  nur  von  einer  Seite,  so  soll  der  Vor- 
sitzende dem  anderen  Teile  oder  dessen  Stellvertretern  oder  Beauftragten 
Kenntnis  geben  und  zugleich  nach  Möglichkeit  dahin  wirken,  dafs  auch 
dieser  Teil  sich  zur  Anrufung  des  Einigungsamtes  bereit  findet. 

§ 62  b.  Auch  in  anderen  Fällen  soll  der  Vorsitzende  bei  Streitigkeiten 
der  im  § 6l  hczcichnctcn  Art  auf  die  Anrufung  des  Einigungsamtes  hin- 
zuwirken suchen  und  dieselbe  den  Beteiligten  bei  geeigneter  Veranlaasung 
nahe  legen. 

§ 62c.  Der  Vorsitzende  ist  befugt,  zur  Einleitung  der  Verhandlung 
und  in  deren  Verlauf  an  den  Streitigkeiten  beteiligte  Personen  vorzuladen 
und  zu  vernehmen.  Er  kann  hierbei,  wenn  das  Einigungsamt  geroäfs  § 62 
oder  § 62  a angerufen  worden  ist,  fUr  den  Fall  des  Nichterscheinens  eine 
Geldstrafe  bis  zu  einhundert  Mark  androben.  Gegen  die  Festsetzung  der 
Strafe  findet  Beschwerde  nach  den  Bestimmungen  der  Civilprozcfsord- 
nung  statt. 
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Eine  Vertretung  beteiligter  Personen  durch  deren  aUgemeine  StellTer* 
(§  45  Gewerbeordnung),  Prokuristen  oder  Betriebsleiter  ist  zu- 
lässig. 

XVllI.  Der  § 63  erhält  folgende  Fassung: 

Das  Gem'erbegericht,  welches  als  Eioigungsamt  thatig  wird,  besieht 
neben  dem  Vorsitzenden  aus  V'ertrauensxnännem  der  Arbeitgeber  und  der 
Arbeiter  in  gleicher  Zahl. 

Die  Vertrauensmänner  sind  von  den  Beteiligten  zu  bezeichnen.  Elrfolgt 
die  Bezeichnung  nicht,  so  werden  die  Vertrauensmänner  durch  den  Vor- 
sitzenden ernannt. 

Einigen  sich  die  Beteiligten  Ober  die  Zahl  der  zuzuziehenden  Ver- 
trauensmänner nicht,  so  ist  die  Zahl  derselben  von  dem  Vorsitzenden  auf 
mindestens  zwei  für  jeden  Teil  zu  bestimmen. 

Die  Vertrauensmänner  dürfen  nicht  zu  den  Beteiligten  gehören. 

Der  V'orsitzende  ist  befugt,  eine  oder  zwei  unbeteiligte  Personen  als 
Beisitzer  mit  beratender  Stimme  zuzuziehen;  vor  der  Zuziehung  sind  die 
beiden  Teile  zu  hören. 

XIX.  Im  § 64  erhält  der  zweite  Satz  des  Absatzes  1 folgende  Fassung: 

Das  Einigungsamt  oder,  im  Falle  des  § 62  a der  Vorsitzende  des  Ge- 
werbegerichts ist  befugt,  zur  Aufklärung  der  in  Betracht  kommenden  Ver- 
hältnisse Auskunftspersonen  vorzuladen  und  zu  vernehmen. 

XX.  Im  § 67  Abs.  2 Satz  2 werden  die  Worte  „Beisitzer  und“  gestrichen. 

XXI.  Hinter  § 69  wird  folgender  neuer  Paragraph  eingestellt: 

§ 69a.  Das  Gewerbegericht  als  Einigungsamt  ist  nicht  zuständig,  wenn 
bei  der  Streitigkeit  ausschlicfslich  Innungsmitglieder  und  deren  Arbeiter 
beteiligt  sind,  und  für  die  Innung  zur  Erfüllung  der  in  § 81  a Nr.  2 der 
Gewerbeordnung  bezeichneten  Aufgabe  ein  besonderes  Einigungsamt  besteht, 
dessen  Zusammensetzung  und  Thätigkeit  durch  das  Statut  entsprechend 
den  Bestimmungen  der  §§  62  bis  69  dieses  Gesetzes  geregelt  sind.  Rufen 
beide  Teile  das  Gewerbegericht  als  Einigungsamt  an,  so  ist  dieses  auch 
bei  solchen  Streitigkeiten  zuständig. 

XXII.  Der  § 70  erhält  folgende  Fassung: 

Das  Gewerbegericht  ist  verpflichtet,  auf  Ansuchen  von  Staatsbehörden 
oder  des  Vorstandes  des  Kommunalverbandes,  für  welchen  es  errichtet 
ist,  Gutachten  Über  gewerbliche  Fragen  abzugeben. 

Das  Gewerbegerichl  ist  berechtigt,  in  gewerblichen  Fragen  Anträge  an 
Behörden,  an  Vertretungen  von  Kommunalverbänden  und  an  die  gesetz- 
gebenden Körperschaften  der  Bundesstaaten  oder  des  Reichs  zu  richten. 

Zur  V’orbereitung  oder  Abgabe  von  Gutachten  sowie  zur  Vorbereitung 
von  Anträgen  können  Ausschüsse  aus  der  Mitte  des  Gewerbegerichts  ge- 
bildet werden. 

Diese  Ausschüsse  müssen,  sofern  es  sich  um  Fragen  handelt,  welche 
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die  Interessen  beider  Teile  berühren,  zu  gleichen  Teilen  aus  Arbeitgebern 
und  Arbeitern  zusammengesetzt  sein. 

Das  Nähere  bestimmt  das  Statut. 

XXIII.  Der  § 71  Abs.  i erhält  folgende  Fassung: 

Ist  ein  zuständiges  Gewrrbegericht  nicht  vorhanden , so  kann  bei 
Streitigkeiten  der  im  § 3 Abs.  1 Nr.  1 und  5 bczcichneten  Art  jede  Partei 
die  vorläufige  Entscheidung  durch  den  Vorsteher  der  Gemeinde  (Bürgermeister, 
Schultheifs,  Ortsvorsteber  u.  s.  w.)  nachsueben.  Zuständig  ist  der  Vorsteher 
der  Gemeinde,  io  deren  Bezirke  die  streitige  Verpflichtung  aus  dem  Ar> 
beitsverbältnisse  zu  erfüllen  ist  oder  sich  die  gewerbliche  Niederlassung 
des  Arbeitgebers  befindet  oder  beide  Parteien  ihren  Wohnsitz  haben. 

XXIV.  Im  § 73  erhält  der  zweite  Satz  folgende  Fassung: 

Ein  unmittelbarer  Zwang  zur  Vornahme  einer  Handlung  ist  nur  im 
?'alle  des  § l27d  der  Gewerbeordnung  zulässig:  die  Leistung  von  Diensten 
aus  einem  Dienstvertrage  kann  durch  Geldstrafen  nicht  erzwungen  werden. 

XXV.  Im  § 77  Abs.  2 Ziffer  6 wird  statt  § 63  Abs.  3 gesetzt:  § 63  Abs.  4. 

XXVI.  Der  § 78  wird  durch  folgende  Vorschriften  ersetzt 

Soweit  nach  den  VorschriAen  des  Krankenvcrsichcrungsgesetzes  die 
Entscheidung  von  Streitigkeiten  über  die  Berechnung  und  Anrechnung  von 
Versicherungsbeiträgen  und  Elintrittsgcldern  in  Gemäfsheit  dieses  Gesetzes 
zu  erfolgen  hat,  finden  die  VorschriAen  der  §§  71  bis  75  auch  dann  .An- 
wendung, wenn  cs  sich  um  Versicherungsbeiträge  anderer  als  der  in  § 2 
bczcichneten  Arbeiter  bandelt.  Die  Zuständigkeit  des  Gemeindevorstehers 
wird  in  diesem  Falle  nicht  dadurch  ausgeschlossen,  dafs  ein  Gewerbe- 
gerichl  fUr  die  Gemeinde  errichtet  ist 
XXVll.  Im  § 79  wird  der  Absatz  3 gestrichen. 

XXVIII.  Hinter  § 80  wird  folgende  Vorschrift  eingestellt: 

§ 80  a.  ln  dem  Verhältnisse  der  Innungen,  der  Innungsschiedsgerichte 
und  der  im  § 80  bczcichneten  Gcwcrbcgerichte  zu  den  ordentlichen  Ge- 
richten und  zu  den  gemäfs  § 1 errichteten  Gewerbegerichten  finden  die 
Vorschriften  des  § 26  entsprechende  Anwendung. 

Artikel  2. 

Reebtsstreitigkeiten,  die  vor  dem  InkraAtreten  dieses  Gesetzes  anhängig  ge- 
worden sind,  werden  nach  den  bisherigen  Vorschriften  erledigt. 

Artikel  3. 

Der  Reichskanzler  wird  ermächtigt,  den  Text  des  Gcwcrbcgcrichlsgcsetzcs,  wie 
er  sich  aus  den  im  Artikel  1 vorgesehenen  Aenderungen  ergiebt,  imtcr  fortlaufender 
Nuromcmfolge  der  Paragraphen  und  unter  Weglassung  des  § 81  durch  das  Reichs- 
gesetzblatt  bekannt  zu  machen.  Hierbei  sind  den  Verweisungen  auf  die  V’orschriAen 
der  Civilprozefsordnung  und  der  Gewerbeordnung  diese  Gesetze  in  ihrer  gegen- 
wärtigen Fassung  zu  Grunde  zu  legen. 
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Soweit  in  anderen  Gesetzen  auf  Vorschriften  des  Gesetzes,  betr.  die  Gewerbe- 
gerichte, vom  29-  Juni  1890  verwiesen  ist,  treten  die  entsprechenden  Vorschriften  des 
vom  Reichskanzler  bekannt  gemachten  Textes  an  ihre  Stelle. 

Artikel  4. 

Die  Vorschriften  der  Artikel  1 und  2 treten  am  1.  Januar  1902  in  Kraft. 
Urkundlich  unter  Unserer  Höebsteigenhändigen  Unterschrift  und  beigedrucktem 
Kaiserlichen  Insiegel. 

Gegeben  an  Bord  Meiner  Yacht  „Hohenzollem'*,  Travemünde,  den  30.  Juni  1901. 
(L.  S.)  WÜhelm. 
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BAYERN. 

Wohnungsgesetzgebung  in  Bayern. 

Besprochen  von 

Db.  ernst  cahn, 

in  Bayreuth. 

Durch  die  unterm  22.  Juni  1900  erlassene  Novelle  zum  baye- 
rischen Polizeistrafgesetzbuch  ist  die  Ermächtigung  zum  Erlasse 
von  Verordnungen  über  das  Beziehen  neuerbauter  Wohnungen,  die 
Beschaffenheit  und  die  Belegung  von  Wohnungen  und  deren  poli- 
zeiliche Beaufsichtigung  geschaffen  worden.  Auf  Grund  dieser  ge- 
setzlichen Bestimmung  ist  unterm  10.  Februar  1901  eine  königliche 
Verordnung  über  die  Wohnungsaufsicht  ergangen.  Bedauerlicher- 
weise überläfst  sie  das  Inslebentreten  wichtiger  von  ihr  vorgesehener 
Organisationen  und  die  Erlassung  nahezu  aller  detaillierteren  Be- 
stimmungen anderen  staatlichen  oder  gemeindlichen  Behörden.  Nur 
ein  Teil  ihrer  Bestimmungen  ist  zwingender  Nutur  und  auch  hier- 
von trägt  wieder  nur  ein  Teil  den  Charakter  von  scharf  gefal’sten,  spe- 
zialisierten Bestimmungen  (so  § 9 Abs.  I,  § 15  .Abs.  I,  § 1$  Abs.  3); 
der  andere  wichtigere  Teil  ist  mehr  oder  minder  allgemein  gehalten 
(so  § I,  § 8,  § IO,  § II,  § 12,  § 13,  8 14,  § 15  Abs.  2 und  Abs.  4). 
Im  übrigen  ist  den  Ortspolizeibehörden  (in  Bayern  mit  .Ausnahme 
von  München  ausschliefslich  Gemeindebehörden)  eine  sehr  weit- 
gehende Freiheit  eingeräumt.  Ob  Wohnungskommissionen  bestellt 
und  ein  Wohnungsinspektor  aufgestellt  werden  soll,  mit  anderen 
Worten:  ob  die  Einrichtung  der  Wohnungsaufsicht  zu  einer  mehr 
als  blofs  ausnahmsweisen  und  im  wesentlichen  auf  .Anrufen  der 
Parteien  hin  wirksamen  Mafsnahme  gestaltet  werden  soll,  ob 
Wohnungserhebungen  vorgenommen  werden  sollen,  ob  detailliertere 
Bestimmungen  über  Luft-  und  Schlafraumgröfse,  Schlafstellenwesen, 
Abortverhältnisse,  Beleuchtung  etc.  getroffen  und  damit  Grundlagen 
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für  ein  gleichmäTsiges  Vorgehen  gegen  ungesunde  Wohnungen  nach 
festen  Maisstäben  geschaffen  werden  sollen,  hängt,  abgesehen  von 
dem  Krlafs  von  sog.  oberpolizeilichen  Vorschriften  {Vorschriften 
des  Staatsministeriums  des  Innern  oder  der  Kreisregierungen, 
Kammern  des  Innern),  über  deren  Inslebentreten  und  Inhalt  wir  ja 
zunächst  noch  nichts  wissen,  von  dem  Willen  der  Ortspolizei- 
behörden ab.  Dieses  fast  alles  dem  Belieben  der  Ortspolizeibe- 
hörden  überantwortende  Verfahren  ist,  wie  aus  einer  Aeufserung 
des  Staatsministers  des  Innern  in  der  bayerischen  Kammer  der 
Abgeordneten  hervorgeht,  darauf  zurückzufiihren,  dafs  nach,  Ansicht 
der  Regierung  die  Verhältnisse  in  den  verschiedenen  bayerischen 
Städten  bezw.  Landesteilen  so  verschiedenartig  gelagert,  sind,  dals 
identische  V’orschriften  für  das  ganze  Land  in  der  Durchführung 
auf  Schwierigkeiten  stofsen  würden.  Es  mag  zugegeben  werden, 
dafs  eine  vollkommen  gleichmäfsige  Behandlung  der  Wohnungs- 
verhältnisse in  sämtlichen  bayerischen  Städten  und  Landesteilen 
viele  Unzuträglichkeiten  mit  sich  bringen  würde.  In  der  einen 
bayerischen  Stadt  — ich  könnte  dies  durch  statistische  Belege  er- 
härten — mag  die  Bestimmung,  dafs  alle  Wohnungen  mit  weniger 
als  IO  cbm  Luftraum  pro  Person  nach  .\blauf  gewisser  Fristen  ge- 
räumt werden  müssen,  sich  als  durchführbar  erweisen,  in  der  an- 
deren würde  die  Festsetzung  eines  Mindestluftraums  von  etwa  nur 
8 cbm  Luftraum  pro  Person  und  Räumung  aller  stärker  bewohnten 
Wohnungen  eine  gewisse  Obdachlosigkeit  erzeugen. 

.Aber  zwischen  der  Latitude,  wie  sie  den  bayerischen  Orts- 
polizeibehörden eingeräumt  ist,  und  allgemein  gültigen  spezialisierten 
Bestimmungen  liegen  eine  grofse  Anzahl  Zwischenstufen,  und  die 
Wohnungsverhältnisse,  wenigstens  in  den  bayerischen  Städten  über 
10000  Einwohnern  sind  nicht  so  grundverschieden,  dafs  nicht  ge- 
wisse gleichmäfsige  Spezialbestimmungen  mit  Aussicht  auf  Durch- 
führbarkeit getroffen  werden  können. 

Die  Verfasser  der  bayerischen  Verordnung  gehen  anscheinend 
von  dem  Gedanken  aus,  dafs  die  ausführenden  Ortspolizeibehörden 
immer  und  überall,  wo  sich  Mifsstände  im  Wohnungswesen  zeigen, 
den  Willen  und  die  Fähigkeit  besitzen,  wirksam  dagegen  einzu- 
schreiten. Sonst  würden  .Ausdrücke  wie  „nach  Mafsgabe  des  Be- 
dürfnisses", „im  Bedürfnisfalle",  „geboten  erscheint",  „veranlafsten 
Falls"  in  der  Verordnung  seltener  Vorkommen.  Ich  kann  aber  den 
Optimismus,  von  dem  die  Verfasser  der  bayerischen  Verordnung 
ausgehen,  leider  nicht  teilen  und  ich  glaube,  wer  den  sozialpolitischen 


Digitized  by  Google 


700 


, Gesetzgebung:  Itaycrn. 


Geist  in  der  Mehrzahl  der  grö&eren  bayerischen  Städte  kennt,  wird 
mir  recht  geben.  Nicht  nur,  dafs  in  den  meisten  der  bayerischen 
Stadtvertretungen  und  Magistrate  Hausbesitzer,  die  ihren  Haus- 
besitzerstandpunkt, wenn  auch  nicht  immer  offen,  mit  allem  Nach- 
druck vertreten  und  jede  ernstere  Regelung  des  VV'ohnungswesens 
als  Eingriff  in  ihre  wohlerworbenen  Rechte  ansehen  und  darum 
bekämpfen,  in  grofser  Zahl  vorhanden  sind,  vielfach  fehlt  es  den 
nicht  persönlich  interessierten  rechtskundigen  und  nicht  rechtskun- 
digen Mitgliedern  der  Magistrate  an  der  nötigen  volkswirtschaftlichen 
Bildung  und  sozialpolitischen  Esinsicht,  um  die  ungeheure  Tragweite 
der  Wohnungsfrage  für  die  seelische  Beschaffenheit  der  Massen 
zu  erkennen  oder  die  notwendigen  zweckentsprechenden  Organi- 
sationen für  Wohnungsinspektion  und  Spezialbestimmungen  zu 
schaffen.  Nun  können  allerdings  die  Ortspolizeibehörden  durch  die 
staatlichen  Aufsichtsbehörden,  nötigenfalls  im  Zwangswege,  ange- 
halten werden,  VV'ohnungskommissionen  zu  schaffen  und  Wohnungs- 
inspektoren anzustellen,  VV'ohnungserhebungen  zu  veranstalten  und 
etwaige  besonders  krasse  Mil^tände  zu  beseitigen.  Allein,  wer 
weifs,  wie  ungeheuer  schwer  es  ist,  renitente  Gemeindebehörden 
im  aufsichtlichen  Zwangsverfahren  zur  Raison  zu  bringen  und  wie 
ungern  dieser  VVeg  begangen  wird,  wird  von  diesem  Mittel,  das  ja 
üblicherweise  nur  als  letzte  Zuflucht  angewandt  wird,  sich  keinen 
grofsen  Erfolg  versprechen,  ganz  abgesehen  davon,  dafs  die  vielfach 
auch  räumlich  entfernt  residierenden  Aufsichtsbehörden  nur  aus- 
nahmsweise und  mehr  zufällig  von  Abhilfe  heischenden  Mifsständen 
Kenntnis  erlangen  werden.  Von  diesem  Gesichtspunkt  ausgehend 
darf  man  auch  von  dem  am  Schlüsse  abgedruckten  Erlafs  des 
Staatsministeriums  des  Innern  vom  I2.  April  1901,  so  dringend  sie 
auch  den  Gemeinden  Wohnungsinspektion  und  Wohnungsfürsorge 
ans  Herz  legt  und  so  sehr  sie  auch  den  staatlichen  Aufsichts- 
behörden nachdrückliches  Vorgehen  aufträgt,  einen  bedeutsamen 
Einfiufs  auf  die  Ausführung  der  Verordnung  nicht  erhoffen. 

Nun  ist  ja  zuzugeben,  dafs  auch  beim  Vorhandensein  vollkommen 
detaillierter  und  klarer  zwingender  Einzelbestimmungen  die  Orts- 
polizeibehörden eine  unzulängliche  Durchführung  bethätigen  können ; 
allein  es  ist  doch  anzunehmen,  dafs  eine  Nichtbefolgung  klarer, 
zweifelfreier  Bestimmungen  ungleich  seltener  Vorkommen  wird  als 
etwa  eine  ganz  einseitige  Ausführung  auCserordentlich  schmiegsamer 
und  biegsamer  Bestimmungen,  bei  deren  V'orhandensein  sich  die 
nahezu  unthätige  Gemeindebehörde  immer  noch  bis  zu  einem  ge- 
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wissen  Grade  auf  den  Schein  rechtmäfsigen  Vorgehens  stützen 
kann. 

Dafs  übrigens  die  den  bayerischen  Ortspolizeibehörden  bei 
Durchführung  der  Wohnungsaufsicht  gewährte  Freiheit  anderwärts 
gegenüber  den  Unterbehörden,  wenigstens  nicht  in  gleichem  Mafse, 
im  Interesse  einer  energischeren  Wohnungsverbesserung,  für  zweck- 
mäfsig  erachtet  wurde,  beweisen  gesetzliche  oder  verordnungsmäfsige 
Vorschriften,  die  in  einzelnen  deutschen  und  aufserdentschen  Staaten, 
Provinzen  und  Städten  in  Kraft  sind. 

Ich  verweise,  was  z.  B.  die  Festsetzung  eines  Mindestluftraums 
angeht,  nur  auf  Art  3 Abs.  i des  grofsherzoglich  hessischen  Ge- 
setzes vom  I.  Juli  1893,  die  polizeiliche  Beaufsichtigung  von  Miet- 
wohnungen und  Schlafstellen  betreffend,  auf  die  Polizeiverordnung 
der  k.  Regierung'  von  Düsseldorf  vom  ii.  Juli  1887,  das  Halten 
von  Kost-  und  Quartiergängern  betreffend,  auf  ähnliche  Polizeiver- 
ordnungen, wie  sie  fast  in  allen  Regierungsbezirken  der  Rhein- 
provinz und  Westfalens  bezüglich  des  Schlafstellcnwesens  erlassen 
worden  sind. 

Meines  Erachtens  müfste  eine  Gesetzgebung,  die  sich  eine  all- 
mähliche, aber  wirksame  Beseitigung  des  Wohnungselends  zum 
Ziele  setzt,  Bestimmungen  zwingender  Art  und  solche,  deren 
Spezialisierung  mehr  oder  minder  den  ausfuhrenden  Unterbehörden 
überlassen  bleibt,  nebeneinander  enthalten.  Ich  kann  mich  da  im 
wesentlichen  den  Vorschlägen  anschliefsen , wie  sie  v.  d.  Goltz 
in  seinem  trefflichen  Buche:  Die  Wohnungsinspektion  und  ihre 

Ausgestaltung  durch  das  Reich  S.  65  ff.  auf^ellt,  wenn  ich  auch 
einzelne  Forderungen,  wie  z.  B.  Festsetzung  eines  Mindestschlaf- 
raums von  IO  cbm  pro  erwachsene  Person,  bei  dem  gegenwärtigen 
Wohnungselend  in  so  vielen  Städten  für  undurchführbar  halte,  will 
man  nicht  eine  weitgehende  Obdachlosigkeit  erzeugen. 

Für  Bayern  erachte  ich  anlehnend  an  die  Bestimmung  der 
Verordnung  die  Einsetzung  besonderer  Wohnungsinspektoren  im 
Haupt-  oder  Nebenamt  in  allen  bayerischen  Städten  mit  mehr 
als  lOOOO  Einwohnern  und  die  obligatorische  Einführung  einer 
periodischen  Kontrolle  aller  Wohnungen  mit  vier  und  weniger  be- 
wohnbaren Räumen,  ferner  die  Festsetzung  eines  Mindestluftraums 
von  IO  cbm  pro  erwachsene  Person  und  5 cbm  pro  Kind  unter 
14  Jahren,  der  aber  in  Städten  mit  besonders  schlimmen  Wohnungs- 
verhältnissen mit  Genehmigung  der  .Aufsichtsbehörden  bis  auf  6 
oder  7 cbm  ermäfeigt  werden  könnte,  weiter  eine  detaillierte 
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Regelung  des  Schlafetellenwesens  für  alle  Städte  mit  mehr  ab 
lOOOO  Einwohnern  und  die  obligatorische  Vornahme  periodischer 
Wohnungszählungen  in  solchen  Städten  für  unbedingt  notwendig. 
Da  es  nicht  nur  gilt,  die  bestehende  Ueberfüllung  zu  beseitigen, 
sondern  auch  der  zukünftigen  vorzubeugen,  so  halte  ich  für  not- 
wendig, dafs  für  alle  neuhergestellten  Wohnungen  mit  vier  und 
weniger  bewohnbaren  Räumen  und  für  alle  bereits  besetzten  Woh- 
nungen von  solcher  Gröfse  für  den  Fall  ihrer  Räumung  durch  die 
gegenwärtigen  Inhaber  die  Höchstzahl  der  erwachsenen  Personen 
bezw.  Kinder  unter  14  Jahren,  die  in  die  betreffende  Wohnung 
aufgenommen  werden  dürfen,  festgesetzt  wird.  Hierbei  könnte  ein 
höherer  Mindestluftraum  als  bei  bereits  besetzten  Wohnungen  (etwa 
12  cbm  für  erwachsene  Personen  und  6 cbm  für  Kinder  unter 
14  Jahren,  die  ausnahmsweise  auf  10  bezw.  5 cbm  ermäfsigt  wer- 
den dürfte),  obligatorisch  festgesetzt  werden.  Auf  diese  Weise 
könnte  meines  Erachtens,  ohne  Herbeiführung  einer  starken  Obdach- 
losigkeit, eine  allmähliche  Beseitigung  der  Wohnungsüberfüllung 
herbeigeführt  werden.  Als  Beweis  dafür,  dafs  andere  Staaten  bezw. 
Städte  dieses  System  vorbeugender  Tliätigkeit  bereits  eingeschlagen 
haben,  verweise  ich . auf  Art.  3 .Abs.  3 des  hessischen  Wohnungs- 
beaufsichtigungsgesetzes, Art.  II  Abs.  2 der  Verordnung  der  Pariser 
Polizeipräfekten  vom  25.  Oktober  1883  über  die  Garniwohnungen 
(logements  loues  en  garni),  auf  Art.  90  Ziff.  i des  englischen  Ge- 
setzes über  öffentliche  Gesundheitspflege  (Public  Health  .\ct)  vom 
II.  August  1875  und  auf  Art.  94  Ziff.  i des  speziell  für  London 
geltenden  Gesetzes  über  öffentliche  Gesundheitspflege  (Public  Health 
[London]  Act)  vom  5.  .August  1891. 

Jedenfalls  aber  bin  ich  der  Ansicht,  dafs  infolge  einer  Freiheit, 
wie  sie  in  der  bayerischen  V^erordnung  den  Ortspolizeibehörden  ein- 
geräumt ist,  in  dem  gröfseren  Teil  der  bayerischen  Städte  es  zu 
einer  irgendwie  bemerkenswerten  Beseitigung  der  gemeinschädlichen 
Wohnungsüberfüllung  nicht  kommen  wird.  Die  Erfahrungen  in 
sehr  vielen  englischen  Städten  sprechen  zu  deutlich,  als  dafs  sic 
hier  übergangen  werden  dürfen.  Auch  dort  war  in  dem  oben  ge- 
nannten Gesetz  über  öffentliche  Gesundheitspflege  von  1875  die 
Einführung  der  Wohnungsinspektion  und  die  Erlassung  von  Detail- 
bestimmungen über  die  .Anforderungen  an  Wohnungen  dem  Er- 
messen der  Ortsbehörden  überlassen.  Welche  Folgen  dieses  System 
gehabt  hat,  das  führt  ein  sachkundiger  Arzt,  Edward  Bowmaker,  in 
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seinem  1895  in  London  erschienenen  Buche:  The  Housing  of  the 
Working  Gasses  aus.  Es  heilst  dort  auf  S.  10 : 

,^in  anderer  Grund  eines  grofsen  Teils  der  bestehenden  Uebel- 
stände  muls  noch  erwähnt  werden  — die  Pflichtvernachlässigung 
seitens  der  Lokalbehörden.  Seit  mehr  als  50  Jahren  ist  die  Frage 
der  Wohnung  der  arbeitenden  Klassen  als  dringlich  anerkannt 
worden.  Parlamentsakt  folgte  auf  Parlamentsakt  und  königliche 
Kommissionen  haben  das  Uebel  bloCsgelegt.  Starke  und  einschnei- 
dende Machtvollkommenheiten  sind  übertragen  worden  und  viele 
Rufe  sind  ertönt,  doch  thätig  zu  sein.  Durch  Nachlässigkeit  und 
Gleichgültigkeit  ist  das  Uebel  noch  gewachsen.  Nicht  nur,  dafs 
eine  geringe  Neigung  zur  Verbesserung  der  bestehenden  Verhält- 
nisse von  den  Lokalbehörden  entfaltet  wurde,  es  bestand  sogar 
ein  trotziger  VV'iderwille  dagegen,  von  den  mannigfachen  Macht- 
vollkommenheiten, um  ihre  Verbreitung  zu  verhüten,  Gebrauch  zu 
machen.“ 

Und  in  der  That  haben  denn  auch  die  englischen  Gesetzgeber 
mehr  und  mehr  die  Schäden  eingesehen,  die  eine  so  weitgehende 
Machtvollkommenheit  der  Lokalbehörden  im  Gefolge  hat.  In  dem 
für  London  allein  geltenden  Gesetze  über  öffentliche  Gesundheits- 
pflege vom  5.  .\ugust  1891  ist  die  Pflicht  zum  Erlal's  von  Detail- 
bestimmungen aufgestellt;  an  Stelle  des  Wortes  „may"  (mag,  kann) 
in  dem  Gesetze  von  1875  ist  das  Wort  „shall“  (soll,  mufs)  im  Ge- 
setze von  1891  getreten. 

Ich  wünschte,  die  englischen  Erfahrungen  möchten  in  Bayern 
beherzigt  werden;  auch  jetzt  noch  ist  es  möglich,  dafs  in  den 
oberpolizeilichen  Vorschriften  ein  Teil  der  Spezialbestimmungen 
getroffen  werden,  die  meines  Erachtens  zum  Teil  schon  im  Gesetze 
oder  in  der  königlichen  Verordnung  hätten  getroffen  werden  können 
und  sollen. 

Geschieht  das  nicht,  so  steht  zu  befurchten,  dafs  die  zweifellos 
in  wohlmeinender  Absicht  unternommene  Wohnungsverbesserungs- 
aktion  der  bayerischen  Regierung  in  vielen  bayerischen  Städten 
nicht  die  gewünschten  Resultate  zeitigt. 

Freilich  könnte  — und  das  gebietet  die  Wahrhaftigkeit  zu 
sagen  — auch  eine  sehr  gut  organisierte  und  mit  den  weitestgehenden 
Machtvollkommenheiten  ausgestattete  Wohnungsinspektion  unter  den 
gegenwärtigen  Wohnungsverhältnissen  keine  wirksame  Besserung 
des  Wohnungselends  in  Bayern  bringen;  ja  man  kann  sogar  sagen 
— und  darin  weiche  ich  von  Goltz  ab  — , dafs  sie  gegenwärtig 
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in  Bayern  wie  anderswo  an  sehr  enge  Grenzen  gebunden  ist;  denn 
bei  dem  gegenwärtigen  Zustand  fuhrt  jede,  auch  nur  einigermafsen 
in  ihren  Anforderungen  über  einen  gewissen  niedrig  bemessenen 
Umfang  hinausgehende  Inspektion  angesichts  des  Mangels  an 
kleinen  Wohnungen  in  vielen  Städten  zur  Obdachlosigkeit  sehr 
vieler  kinderreicher  Familien,  und  am  Ende  ist  eine  schlechte 
Wohnung  immer  noch  besser  als  gar  keine.  Gerade  hier  zeigt  sich, 
dafs  die  Bestrebungen  zur  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse, 
wenn  sie  nur  eine  Art  des  Vorgehens  wählen,  sehr  beschränkten 
Wert  besitzen.  Neben  die  Wohnungsinspektion  mufs  eine  weit- 
sichtige gemeinnützige  Produktion  kleiner  Wohnungen  treten.  Erst 
wenn  beide  Zusammenwirken,  besteht  Aussicht,  dafs  innerhalb 
eines  gewissen  Rahmens  wirklich  eine  Besserung  des  VV'ohnungs- 
elends  eintritt.  — 

Durch  § 2 des  bayerischen  Gesetzes  vom  22.  Juni  1900,  die 
Ergänzung  und  Abänderung  des  Polizeistrafgesetzbuches  für  das 
Königreich  Bayern  vom  26.  Dezember  1871  betreffend,  wurde  be- 
stimmt : 

„I>cr  Art.  73  des  PoHzeistrafgeselzbuches  erhalt  in  Abs.  II.  und  III.  folgende 
Fassung : 

Geldstrafe  bis  zu  45  Mark  unterliegt^  wer  den  Verordnungen,  ober*  oder 
orUpolizeitichen  VorschriBcn  zuwidcrhandcU,  welche  aus  Rück.sichten  auf  die 
Gesundheit  oder  Sittlichkeit  über  das  Beziehen  ncuhergestelltcr  Wohnungen  oder 
Wohnungsräumc,  über  die  Beschaffenheit  und  die  Belegung  von  Wohnungen  oder 
Wohnungsräumen  und  über  die  polizeiliche  Beaufsichtigung  des  Wohnungswesens 
erlassen  sind. 

In  den  Fällen  des  Absatzes  1.  und  II.  hat  der  Richter  zu  erkennen,  dafs  die 
Polizeibehörde  berechtigt  ist,  die  Beseitigung  des  vorschriftswidrigen  Zustande», 
bezw.  die  Räumung  der  vorschriftswidrigen  Wohnung,  zu  verfügen.*' 

.\uf  Grund  der  in  dem  genannten  Gesetze  enthaltenen  Er- 
mächtigung zum  Erlasse  von  Verordnungen,  ist  die  königliche  Ver- 
ordnung vom  10.  Februar  1901,  die  Wohnungsaufsicht  betreffend, 
ergangen.  Sie  hat  folgenden  Wortlaut: 

§ 1.  In  allen  Gemeinden  des  Königreichs  ist  eine  polizeiliche  Beauf»ichtigung 
der  Wohnungen  und  Wuhnungsräume  einzufUhren. 

Die  Wohnungsaufsicht  hat  im  allgemeinen  den  Zweck,  dem  Wohnungswesen 
fortgesetzt  sorgsames  .\ugenmcrk  zuzuwenden,  auf  Verbesserung  der  Wohnungsver- 
hältnissc,  namentlich  der  Minderbemittelten  hinzuwirken,  Mifsstände  zu  beseitigen 
und  hiernach  das  Geeignete  vorzukehren. 

§ 2.  Die  Handhabung  der  Wohnungsaufsicht  obliegt  den  OrtspoUzeibchördec,  in 
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München  dem  Stadtmagistrate  bezw.  der  Polizeidirektion  und  der  Lokalbaukommissiun 
auf  Grund  der  bestehenden  Zuständigkeitsbestimmungen. 

§ 3.  Nach  Mafsgabe  des  Bedürfnisses  sind  in  gröfseren  Städten,  dann  in 
sonstigen  Orten  mit  dichter  Bevölkerung,  eigene  Wohnungskommissionen  zu  bestellen. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  der  Wohnungskommission  wird  durch  Beseblufs  der 
(Gemeindeverwaltung  (Magistrat,  Gemeindcausschufs,  Gemeinderat)  bestimmt.  Durch 
dieselbe  erfolgt  auch  die  Wahl  der  Mitglieder  und  zwar  auf  die  Dauer  der  Wahl- 
periode in  magistratischen  Gemeinden  auf  je  6 Jahre.  Es  wird  hierbei  auch  auf 
eine  Vertretung  des  ärztlichen  Standes  Rücksicht  zu  nehmen  sein. 

Die  Tbätigkeit  der  Mitglieder  der  Wohnungskommission  ist  eine  ehrenamtliche, 
wobei  jedoch  nicht  ausgeschlossen  ist,  dafs  fUr  besondere  Mühewaltung  einzelner 
Mitglieder  von  der  Gemeindevertretung  eine  Vergütung  bestimmt  und  gewährt  wird. 
Die  Mitglieder  sind  auf  gewissenhafte  unparteiische  C^schäflsführung  und  Wahnmg 
der  Arotsverschwigenheil  handgelUbdlich  zu  verpflichten.  Durch  die  Gemeindever- 
waltung ist  eine  Geschäftsordnung  zu  erlassen. 

§ 4.  Im  Bedürfnisfalle  sind  der  Wohnungskommission  eigene  durch  die  Ge- 
meinde aufzustellcnde  Wohnungsinspekloren  als  Hilfsorganc  beizugeben. 

Je  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  kann  der  Dienst  eines  Wohnungsinspektors 
einem  Gemeindebediensteten  neben  anderen  Verrichtungen  Übertragen  werden. 

Die  Aufgabe  der  Wohnungsinspekloren  ist  durch  eine  Dienstanweisung  zu 
regeln,  welche  von  der  Oitspolizeibchördc  nach  Einvernahme  der  Wohnungs- 
kommission zu  erlassen  ist. 

§ 5.  Insofern  es  zur  Gewinnung  eines  Ueberblicks  über  die  Wohnungsver- 
hältnisse geboten  erscheint,  sind  durch  die  Gemeinde  unter  Mitwirkung  der  zur 
VV'ohnungsaufsicht  berufenen  Organe  W’obnungscrhebungen  zu  veranstalten.  Das 
Ergebnis  dieser  Erhebungen  bildet  die  Grundlage  fiir  die  zur  Beseitigung  von  Mifs- 
ständen  weiter  veranlafslcn  Anordnungen. 

§ 6.  Alle  Gebäude  und  Gebäudeteile,  welche  zum  Aufenthalt  für  Menschen 
als  Wohn-,  Schlaf-  oder  .\rbcitsräume  dienen,  sowie  die  dazu  gehörigen  Küchen, 
Aborte,  Zugänge,  Keller  oder  sonstigen  Räume  unterliegen  der  polizeilichen  Woh- 
nungsaufsicht. 

Die  den  Gcwcrl>caufsichUorganen  obliegende  Kontrolle  der  .Vrbcilsräume  wird 
hierdurch  nicht  berührt. 

§ 7.  Den  mit  der  Ausübung  der  Wohnungsaufsichl  betrauten  Organen  ist  der 
Zutritt  in  die  der  Aufsicht  unterstehenden  R.Hume  zu  gestatten. 

Die  Aufsichtsbeamten  haben  sich  beim  Betreten  fremder  W ohnungen  anzu- 
mcldcD,  sich  unaufgefordert  über  ihre  Person  und  ihren  Dienst  zu  legitimieren  und 
die  Wohnungsbcsichligung  zu  einer  Zeit  und  in  einer  Weise  vorzunehmen,  dafs  hier- 
durch eine  Belästigung  der  Beteiligten  Ihunlichst  femgehallen  wird. 

§ 8.  Werden  bei  der  Wohnungsaufsicht  Mifsslände  wahrgenommen,  so  ist 
deren  .\bstcllung  zunächst  im  W*cgc  der  Belehrung  und  Mahnung  zu  versuchen. 

Ist  die  Beseitigung  beanstandeter  Mifsslände  auf  diese  Weise  nicht  zu  er- 
reichen, so  haben  da,  wo  besondere  Organe  mit  der  Wohnungsaufsicht  betraut  sind, 
diese  an  die  Ortspolizeibchördc  .Anzeige  zu  erstatten. 
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Die  OrtspolizeibebÖrde  hat  hinsichtlich  der  tu  ihrer  Kenntnis  gelangenden 
Mifsständc,  soweit  dieselben  auf  vorstehende  Weise  nicht  beseitigt  werden  können, 
nach  Mafsgabe  der  gesetzlichen  Bestimmungen  und  der  vorliegenden  besonderen 
Verhältnisse  weitere  VerfUgung  zu  treffen. 

Müssen  althergebrachte  V^erhältnisse  und  Zustände  aus  gesundheitlichen  Rück- 
sichten beanstandet  w'erden,  so  ist  deren  allmähliche  Beseitigung  unter  Vorstreckung 
einer  entsprechenden  Frist  ins  Auge  zu  fassen. 

§ 9.  Neuhergestellte  Wohnungen  und  Wohnungsräume  dürfen  ohne  polizei- 
liche Genehmigung  nicht  bezogen  werden. 

Diese  Genehmigung  ist  schriftlich  zu  erteilen  und  darf  erst  erfolgen,  wenn  die 
betreffenden  Wohnungen  oder  Wohnungsraume  vollständig  fertiggestcllt  und  ge- 
nügend ausgetrocknet  sind. 

Zuständig  zur  Erteilung  der  Genehmigtmg  ist  die  Ortspolizeibchörde,  in  München 
die  Lokalbaukommission. 

§ IO.  Alle  Räume,  welche  als  Wohn-,  Schlaf-  oder  Arbeitsraume  benützt 
werden,  sollen  hinreichend  Luft  und  Licht  und  zwar  in  der  Regel  unmittelbar  aus 
dem  Freien  erhalten. 

Ausnahmen  können  von  der  OrtspolizeibebÖrde  bei  solchen  Gebäuden  ge- 
stattet werden,  welche  vor  Erlafs  dieser  Vorschrift  entstanden  sind.  Hierbei  darf 
jedoch  den  ctum  früher  erlassenen  bau-  oder  gewerbepolizeilichen  Anordnungen  kein 
Eintrag  geschehen. 

§ II.  Alle  zum  Aufenthalt  für  Menschen  dienenden  Räume  sollen  io  Bezug 
auf  baulichen  Zustand,  Trockenheit  und  Reinlichkeit  derart  beschaffen  sein,  dafs  aus 
ihrer  Benützung  gesundheitliche  Gefahren  nicht  entstehen. 

§ 12.  Scblafräume  sollen  für  die  hierin  untergebrachten  Personen  einen  ge- 
nügenden Luftraum  enthalten  und  dürfen  nicht  in  einer  Weise  belegt  werden,  welche 
den  Anforderungen  der  Sittlichkeit  zuwiderläuft,  ln  einzelnen  Orten  ist  veran- 
lafstenfalls  das  .Miodcslmafs  des  Luftraums  durch  ortspoUzeUichc  Regelung  fest- 
zusetzen. 

§ 13.  Die  Hcizvorrichtungcn  und  Feuerungen  müssen  so  beschaffen  sein,  dafs 
durch  ihren  Gebrauch  die  Gesundheit  nicht  gefährdet  wird. 

§ 14.  Die  Abortanlagen  müssen,  unbeschadet  der  auf  Grund  des  Art.  73 
Abs.  I des  Polizeistrafgesclzbucbs  erlassenen  Bestimmungen,  so  eingerichtet  sein,  dafs 
ihre  Benützung  ohne  Verletzung  von  Sitte  und  Anstand  erfolgen  kann. 

§ 15.  Jedem  Schlafgängcr  ist  eine  eigene  Lagerstätte  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Bei  der  Unterbringung  von  Schlafgängem  ist  die  Trennung  nach  dem  Ge- 
schlechte  durchzufübren ; auch  für  die  Zugänge  zu  den  Schlafstellen  haben  die  Rück- 
sichten der  Sittlichkeit  Beachtung  zu  finden. 

Die  an  Schlafgängcrinnen  vergebenen  Räume  müssen  verschliefsbar,  jedenfalls 
aber  mit  einem  Riegel  versehen  sein. 

Die  als  Schlafstellen  benützten  Räume  dürfen  in  Bezug  auf  die  Möglichkeit 
einer  Rettung  bei  Feuersgefahr  keinem  Bedenken  unterliegen. 

§ 16.  Die  nähere  Regelung  der  in  den  §§  10 — 15  einschlicfslich  behandelten 
Verhältnisse  wie  auch  der  Erlafs  weiterer  einschlägiger  Anordnungen,  so  namentlich 
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binsichllicb  der  Unterbringung  des  gcwerblicben  und  häuslicben  Dienstpersonals,  bat, 
soweit  veranlaist,  im  Wege  ober-  und  ortspolizeilicber  Vorschriften  zu  erfolgen. 

Auf  dem  Lande,  dann  in  Märkten  und  Städten  mit  ländlichen  Verhältnissen, 
können  bei  Handhabung  der  Bestimmungen  in  §§  10 — 15  Erleichterungen  insoweit 
gewählt  werden,  als  einerseits  die  Durchführung  einzelner  Bestimmungen  unverbält- 
nismäfsige  Schwierigkeiten  mit  sich  bringen  würde  und  andererseits  gesundheitliche 
imd  sittliche  Gefahren  nicht  zu  befürchten  sind. 

§ 17.  Die  den  Gemeinden  Vorgesetzten  Aufsichtsbehörden  haben  unter  Mit- 
wirkung des  Amtsarztes  darüber  zu  wachen,  dafs  den  Bestimmungen  Uber  Hand- 
habung der  Wohnungsaufsicht  Überhaupt  sowie  insbesondere  über  die  Aufstellung 
von  Wohnungskommissionen  und  Wohnungsinspektoren  sowie  über  die  Veranstaltung 
von  Wohnungserhebungen  entsprechend  Rechnung  getragen  wird,  und  haben  nötigen- 
falls im  .\ufsichtswege  das  Geeignete  anzuordnen. 

ln  Hof-,  Staats-,  Kultus-  und  Stiflungsgebäudcn  wird  die  Wohnungsaufsicht 
nach  Mafsgabe  der  Bestimmungen  gegenwärtiger  Verordnung  durch  die  zur  Ueber- 
wachung  dieser  Gebäude  zuständigen  Organe  ausgeUbt 

§ 18.  Durch  gegenw’ärtige  Verordnung  bleiben  die  einschlägigen  Vorschriften 
des  bürgerlichen  Rechts,  welche  bestimmte  Anforderungen  an  Wohn-,  Schlaf-  oder 
Arbeitsräume  stellen,  unberührt. 

Um  der  im  Vorstehenden  abgedruckten  Verordnung  einen 
„wirksamen  und  entsprechenden  Vollzug  zu  sichern",  hat  das 
bayerische  Staatsministerium  des  Innern  am  12.  April  1901  an 
die  Kreisregierungen  einen  Erlafs  gerichtet,  der  folgenden  Wort- 
laut hat; 

Mit  .\licrhochstcr  V'crordnung  vom  10.  Februar  1901,  die  Wohnungsaufsicht  be- 
treffend (Ges.  u.  Ver.-Bl.  S.  73  ff.)  wurden  auf  Grundlage  des  § 2 des  Gesetzes  vom 
22.  Juni  1900  allgemeine  Bestimmungen  erlassen,  nach  denen  die  Beauf- 
sichtigung der  Wohnungen  und  Schlafstellen  cinzurichten  und  den  An- 
forderungen der  Gesundheit  und  Sittltchkcit  dabei  Rechnung  zu  tragen  sei.  Bei  der 
grofsen  Verschiedenheit  der  VVohnungs-  und  Lcbcnsvcrhältnisse  in  einzelnen 
Rcgienmgsbczirken  und  innerhalb  derselben  zwischen  der  städtischen  und  länd- 
lichen Bevölkerung,  dann  auch  der  verschiedenen  Benifsklasscn , mufste  es  ausge- 
schlossen erscheinen,  im  Wege  einer  für  das  ganze  Land  bestimmten  Verord- 
nung detailliertere  Vorschriften  zu  geben,  und  es  mufste  sich  darauf  be- 
schränkt werden,  für  die  Handhabung  der  Wohnungsaufsicht  zunächst  gewisse 
Grundsätze  aufzustcUcn,  welche  allenthalben  zur  Geltung  und  Anwendung  ge- 
langen können  und  sollen.  Die  nähere  Regelung  und  Ausgestaltung  wurde  den 
Vollzugsbehörden  insbesondere  auch  durch  Erlassung  ober-  und  ortspolizei- 
lichcr  Vorschriften  Vorbehalten.  Um  nun  der  Allerhöchsten  Verordnung  vom  10.  Februar 
1.  Js.  einen  wirksamen  und  entsprechenden  Vollzug  zu  sichern,  er- 
scheinen folgende  Direktiven  vcranlafst: 

1.  Nach  den  §§  1 und  2 hat  eine  polizeiliche  Beaufsichtigung  der 
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Wohnungen  und  Wohnungsräumc  durch  die  Ortspolizeibehörden  in  allen  Gemein- 
den des  Königreiches  stattzufinden.  Wenn  auch  die  Wobnungsvcrhältnisse  auf  dem 
Lande  vielfach  anders  zu  beurteilen  sindf  so  kann  gleichwohl  nicht  in  Abrede 
gestellt  werden,  dafs  auch  dort  mancherlei  MUzstände  im  Wohnungswesen  zu  treffen 
.sind,  welche  Abhilfe  erheischen,  weshalb  die  Wohnungsaufsicht  nicht  lediglich  auf 
gröfscre  Städte  und  industrielle  Plätze  eingeschränkt  wurde.  Besondere  Einrich- 
tungen für  die  Handhabung  der  Wohnungsaufsiebt  in  Landgemeinden,  sowie  in 
den  Märkten  und  kleineren  Städten  wurden  zwar  nicht  vorgesehrieben ; es 
ist  jedoch  auch  fiir  derartige  Gemeinden  nicht  ausgeschlossen,  dafs  je  nach  den  ört- 
lichen und  sonstigen  Verhältnissen  von  den  Gemeindeverwaltungen  besondere  dafür 
geeignete  Organe  mit  der  fraglichen  Aufgabe  betraut  werden,  wie  dies  in  § 3 
Abs.  I a.  O.  für  Orte  mit  dichter  Bevölkerung  ausdrücklich  vorgeschrieben  ist 

2.  ln  gröfseren  Städten,  für  welche  nach  Art  94  der  rechtsrh.  Gemeinde- 
ordnung dem  Magistrate  unter  Leitung  des  Bürgermeisters,  dann  nach  Art  71  der 
pfälzischen  Gemeindeordnung  dem  Bürgermeister  allein  die  Polizeiverwaltung  ob- 
liegt, ist  die  Bildung  eigener  Wohnungskommissionen  nicht  zu  um- 
gehen. Die  Bestellung  dieser  Kommissionen  nach  § 3 a.  O.  unterliegt  jedoch 
nicht  den  Beschränkungen  wie  sie  für  die  Bildung  von  Verwaltungssenaten  im  Sinne 
des  Art.  102  der  rechtsrh. , dann  für  die  Bildung  von  Verwaltungsausschüssen  im 
Sinne  der  Art.  106/67  beider  Gemeindeordnungen  auferlegt  sind ; die  Berufung  zu 
den  Wohnungskommissionen  ist  dem  freiesten  Ermessen  der  Gemeindeveiwal- 
tungen  anheinigegeben  und  ist  es  dadurch  ermöglicht,  auf  die  Heranziehung 
solcher  besonders  geeigneter  Persönlichkeiten  Bedacht  zu  nehmen,  die 
zur  fachmännischen  Beurteilung  medizinisch-,  bau-  oder  finanztechnischcr  Fragen  die 
erforderlichen  Kenntnisse  und  Erfahrungen  besitzen.  Dabei  ist  für  die  Zusammen- 
setzung und  für  die  Geschäftsordnung  der  Wohnungskommission  nicht  aufser  Acht 
zu  lassen,  dafs  es  derselben  nicht  blofs  zukommt,  die  Mängel  und  Mifs- 
stände  im  Wohnungswesen  zu  erheben  und  fcstzustellen,  sondern  namentlich  auch 
obliegt,  die  sachgemäfsen  Mittel  zur  Abhilfe  in  Erwägung  zu  ziehen  und  die 
nötigen  Anregungen  zur  Durchführung  derselben  zu  geben. 

3.  Nach  dem  § 4 a.  O.  ist  in  Gemeinden,  in  denen  die  Wohnungsverhältnissc 
von  gröfscrer  Bedeutung  erscheinen , 'seitens  der  Gemeindevertretungen  eingehender 
Erwägung  zu  unterstellen,  ob  und  unter  welchen  Modalitäten  eigene  Wohnungs- 
inspektoren in  der  Gemeinde  aufzustcilen  seien,  lieber  die  Anforderungen, 
welche  bei  den  bezüglichen  Persönlichkeiten  vorauszusetzen  seien , sowie  über  die 
Stellung,  welche  diesen  Organen  unter  den  Gemeindebeamten  cinzuräumen  sei,  ist 
in  der  Allcrh.  Verordnung  Näheres  nicht  bestimmt;  cs  werden  deshalb  die  örtlichen 
Umstände  — je  nach  der  mehr  oder  minder  W'cilgrcifcndcn  Inanspruchnahme  der- 
selben — dafür  mafsgebend  sein.  Soferne  für  einen  eigenen  Wohnungsinspektor 
eine  ausreichende  Beschäftigung  nicht  anzunchmen  sein  sollte,  ist  es  zw'ar  angängig, 
andere  Dienstleistungen  damit  zu  verbinden;  immerhin  wird  es  jedoch  sachforder- 
lich  sein,  wenn  die  Besorgung  der  Wohnungsangclegenheiten  ständig 
von  einem  besonders  dafür  geeigneten  Beamten  in  der  Gemeinde  er- 
folgt. In  der  Dienstanweisung  wird  den  Wohnungsinspektoren  namentlich  die  Aus- 
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fflhrung  und  IVberwachung  der  polizeilidu-n  Vorschriften  und  Anordnungen,  Acht- 
samkeit auf  sonstige  Mifsstandc  und  Gefahren  in  gesundheitlicher  oder  sittlicher 
Beziehung,  Kntgegennahme  etwaiger  Klagen  und  Beschwerden  in  Bezug  auf  Woh- 
nungen und  Schlafstellen,  Beseitigung  Vorgefundener  Mangel  im  Wege  der  Belehrung, 
Warnung  und  nötigenfalls  Krstattung  weiterer  Anzeige,  sowie  periodische  Bericht- 
erstattung über  seine  Gesebäftsthätigkeit  aufzutragen  sein. 

4.  Von  gröfster  Wichtigkeit  und  Dringlichkeit  sind  die  nach  § 3 zu  veran- 
sLiltenden  Wohnungserhebungen;  die  daraus  zu  gewnnenden  Ergebnisse 
werden  den  Anhaltspunkt  und  die  Unterlage  für  weiteres  Vorgehen  zur  Verbesserung 
der  Wohnungsverhiiltnissc  zu  bilden  haben.  In  einzelnen  Städten  v^nirden  zwar  der- 
artige Erhebungen  in  mehr  oder  minder  ausgedehntem  Mafse  schon  vorgenommen; 
ein  genügender  Einblick  in  die  bestehenden  Zustande  wurde  jedoch  hierbei  nicht 
erreicht,  während  in  den  zahlreichen  anderen  Gemeinden  bis  jetzt  überhaupt  nichts 
oder  nur  wenig  geschehen  ist.  Es  ist  aber  une  rl  äfsl ic  h , dafs  diese  Erhe- 
bungen in  ausgedehntem  Mafse  sUttfinden.  Die  Aufsichtsbehörden  haben 
deshalb,  .soweit  cs  nicht  schon  geschehen,  die  geeigneten  Anordnungen  zu  treffen, 
die  angemessene  Durchführung  derselben  fortgesetzt  im  Auge  zu  behalten  und  von 
dem  .Abschlu.sse  der  Erhebungen  sich  Ueberzeugung  zu  verschaffen.  In  kleineren 
Gemeinden  werden  diese  Erhebungern  ki>stenlos  oder  ohne  nennenswerten  Kosten- 
aufwand sich  vollziehen  lassen ; insoweit  jed<»ch  Kosten  dafür  nicht  zu  vermeiden 
sind,  werden  die  Gemeinden  Im  llinbliekc  auf  die  hohe  Bedeutung  des  damit  er- 
strebten Zweckes  um  so  leicMer  sich  dazu  entschlicfsen , als  es  sich  dabei  nur  um 
eine  vorübergehende  einmalige  Ausgabe  handelt.  Ob  und  inwieweit  etwa  aus 
Staatsmitteln  Beihilfen  für  einzelne  gröfscre  Gemeinden  gewährt  werden 
können,  mufs  vorerst  weiteren  Verhandlungen  darüber  Vorbehalten  werden. 

5.  Die  in  § 8 erörterte  .Abstellung  von  Mifssländen  im  Wobnung.swescn  giebt 
zwar  nur  die  Richtpunkte  an,  in  denen  sich  dabei  zu  bewegen  ist;  es  ist  aber 
darauf  hinzuweisen,  dafs  mit  Slrafl»cdrohungen  allein  auf  diesem  (»ebiete  wohl  nur 
wenig  erzielt  werden  kann ; um  zu  einem  sachdienlichen  Erfolge  zu  gelangen,  werden 
von  den  Gemeindebehörden  im  Zusammenwirken  mit  den  Wohnungskommissionen 
alle  jene  Ma fsn  a h men  in  Betracht  zu  ziehen  sein,  welche  zur  Verbesserung 
des  Wohnungswesens  überhaupt  in  Frage  kommen  können.  Es  müssen 
Mittel  und  Wege  gesucht  und  verfolgt  werden . die  geeignet  erscheinen,  die  über- 
füllten, ungesunden  Wolinungs-  und  SchlafrUume  zu  beseitigen  und  dafür  gesunde 
Wohnungen  zu  angemessenen  Preisen  verfügbar  zu  stellen.  Um  dieses  Ziel  zu  er- 
reichen, haben  die  Gemeinden  im  Zusammenwirken  mit  allen  anderen  dazu 
berufenen  Faktoren  alle  der  Sache  dienlichen  .Anstrengungen  zu  machen,  und  werden 
sie  dabei  namentlich  auf  entsprechendes  Eintreten  der  Gemeinde  für  die 
Wohnbedürfnisse  ihrer  eigenen  Bediensteten  und  Arbeiter,  aul 
kräftigste  Unterstützung  gemeinnütziger  Bauvcrcinc  und  Baugenossen- 
schaften , auf  die  Forderung  sachbezüglicher  Bestrebungen  von  .Arbeitgebern  und 
Privatuntemehmern , auf  tbunlichste  Vermittlung  von  Baukapitalien  zu 
günstigen  Bedingungen,  auf  eine  zwcckmät'sige  Erschlicfsung  und  Beschaffung 
pa.ssenden  Baugrundes,  auf  möglichste  Erleichterung  des  lokalen 
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Verkehrs  nach  <lcn  Aufsenbezirken,  auf  Einrichtung  eines  unentgeltlichen  Nach^ 
weises  kleinerer  billiger  Wohnungen  hingewiesen. 

6.  In  den  §§  lo  bis  15  wurden  in  allgemeinen  Grundzügen  die  Richtungen 
hervorgehoben,  nach  denen  die  K üc  ksich ten  der  Gesundheit  und  Sittlich* 
keil  für  Wohn-  und  Schlafräurue  zu  wahren  sind.  Im  Wege  einer  Landes- 
Verordnung  weiter  in  Einzelheiten  einzugeben,  war  nicht  angezeigt  und  ih'urde  des- 
halb in  dem  § 16  die  weitere  .Ausdehnung  und  Ergänzung  jener  Grundlagen  dem 
Erlasse  ober-  und  ortspolizeilicher  \'urschriften  Vorbehalten.  Es  kommt  hiernach  in 
erster  Linie  den  Krcisveiwaltungsstcllcn  zu , des  Näheren  zu  würdigen  und  fest- 
zustcllcn,  inwieweit  und  in  welchen  Beziehungen  die  Verhältnisse  des  Regierungs- 
bezirkes eine  weitere  Regelung  der  in  den  s§  10-15  angedeuteten  Punkte  nahe- 
legen  und  erheischen.  Besonderes  .Augenmerk  wird  dabei  solchen  wirlschatUichen 
Betrieben  zuzuwenden  sein,  bei  welchen  eine  gröfscre  Zahl  von  .\rbeitcm  in  den- 
selben Lokalitäten  untergebracht  werden ; es  wird  dabei  hauptsächlich  eine  den  .\o- 
torderungen  der  Gesundheit  genügende  Beschaffenheit  der  Unterkunftsräumc,  Wahrung 
der  Sittlichkeit  bei  Belegung  und  .Ausnützung  dieser  Räume,  entsprechende  Einrich- 
timg  und  Grölse  der  Wohn-  und  Schlafräumc,  wobei  für  Erwachsene  unter  10  Kubik- 
meter LuAraum  und  3 Quadratmeter  Bodenfläche  nicht  herabzugehen  ist,  ausreichende 
Lüftung,  Reinigung,  Beheizung  und  Beleuchtung  der  Räume,  dann  die  .\nbriagung 
und  Cnterhaltung  der  nötigen  Aborte,  eine  sachgcmäfsc  Fürsorge  fUr  Krankhritställc 
sowie  die  Aufstellung  einer  Hausordnung  zu  regeln  und  zu  bedingen  sein.  Soweit 
cs  geboten  erscheint,  wird  die  Gewährung  von  .Ausnahmen  vorzubchaltcn  und,  so- 
weit etwa  Bestimmungen  in  den  Rahmen  einer  oberpolizeiltchen  Vorschrift  sich 
nicht  eignen  sollten,  eine  nähere  Regelung  der  Ortspolizei  zu  überlassen  sein.  Die 
örtlichen  Verhältnisse  im  Wohnungswesen  haben  den  Gegenstand  ortspoli/.eilichcr 
Vorschriften  zu  bilden ; es  wird  hierwegen  den  l>istrikts{>olizeibchürden  weitere  ge- 
eignete .Anweisung  an  die  Ortspolizcibehörden  anheimgegeben  und  ist  Sorge  zu 
tragen,  dafs  aucli  in  dieser  Hinsicht  keine  Versäumnis  und  keine  Verzögerung 
cinlrele. 

7.  Die  Bestimmung  des  § 17  dient  dazu,  allenthalben  den  richtigen  und  hin- 
reichenden Vollzug  der  Verordnung  zu  sichern.  Es  hat  in  der  letzten  Zeit  nicht  an 
Stimmen  gefehlt,  welche  der  Ansicht  zuneigten,  als  ob  die  bezügl.  Bestimmungen 
vielfach  unvollzogcn  bleiben  würden,  es  ist  Sache  der  Staatsaufsicht,  darauf  zu 
sehen,  dafs  derartige  Zweifel  und  Bedenken  keine  Berechtigung  erhalten.  Es  ist 
deshalb  nachdrücklichst  darauf  hinzuwirken,  dafs  die  Allerhöchste  Verordnung  in 
allen  Gemeinden  jene  Beachtung  finde,  wie  sie  nach  Mufsgabc  des  jeweiligen  Er- 
fordernisses erwartet  werden  mufs;  es  sind  zu  dem  Behufe  die  weiteren  .Aufträge 
darüber  zu  erlassen  und  über  deren  Vollzug  in  entsprechender  Frist  Berichte  rinzu- 
holcn.  Leber  den  Vollzug  ist  bis  1.  Januar  1902  ausführlicher  Bericht  anher  zu 
erstatten. 

(Gez.)  v.  Fcilitzsch. 
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Handwerker  oder  Fabrikant 

Von 

H.  VON  FRAXKFNBERG, 

Stadtrat  in  Braunschwcig. 

Durch  die  V^rschiedenartigkeit  der  Landesbehörden,  denen  die 
Handhabung  der  R.G.O.  obliegt,  und  durch  den  Mangel  einer  einheit- 
lichen Reichsinstanz,  welche  mit  veibindlicher  Kraft  alle  entstehenden 
Zweifel  und  Ungleichheiten  aus  dem  Wege  räumen  könnte,  ist  die  Mög- 
lichkeit gegeben,  dafs  sich  ein  höchst  buntscheckiges  Bild  auf  einem 
Gebiete  herausstellt,  wo  eine  feste  gleichmäfsige  Praxis  zu  wünschen 
wäre.  Das  gilt  insbesondere  von  den  Teilen  der  R.G.O.,  die  als  Reichs- 
gesetz vom  26.  Juli  189,7,  betreffend  die  Abänderung  der  Reichsgewerbe- 
ordnung ‘)  ins  Ix-ben  traten  und  speziell  inbezug  auf  die  L^nterscheidung 
zwischen  Handwerkern  und  Fabrikanten. 

Der  Ausdruck  ..Handwerker“  wird  im  Gegensätze  zu  denjenigen 
Unternehmern,  welche  einen  fab r ik mä fs igen  Gewerbebetrieb  be- 
sitzen, an  zahlreichen  Stellen  des  Gesetzes  gebraucht.  “)  Zu  dem  Sprach- 


t)  Statt  des  etwas  5chwerfUllit;cn  Gcsctztjtcls  gebrauchen  einige  die  Bezeich- 
nung: „Neues  H.indwerkcrgesetz“  oder  „H.andw-erkernoveIle'*-  Da  das  Gesetz  in  die 
bisherigen  Vorschriften  der  Kcichs-Gewerbeordtiung  hineingearbeitet  ist,  so  werden 
seine  Bestimmungen  im  folgenden  lediglich  .ah  Paragraphen  derselben  (R.G.O.)  an- 
gcfülirt  werden. 

*)  Die  §§  too  bis  loou  betreffen  die  Bildung  von  Zwangsinnungen  zur  Wah- 
rung der  gemeinsamen  gewerblichen  Interessen  eines  oder  mehrerer  Handwerke; 
gg  103  bis  1039  wollen  zur  Vertretung  der  Interessen  des  Handwerks  ihres 
Bezirks  die  Handwerkskammern  ins  Leben  rufen;  §§  129fr.  geben  besondere  Be. 
Stimmungen  über  die  Verhältnisse  der  von  Handwerkern  beschäftigten  I.elirlingc; 
S 133  regelt  die  Pahrung  des  Meistertitels  in  Verbindung  mit  der  Bezeichnung  eines 
Handwerks  (vgi.  Art.  S der  Ucbergangsvorscliriften).  Eine  eigentümliche,  in  jedem 
Einzcifallc  näher  aufzuklärendc  MitleUtciiung  zwischen  Unternehmern  und  Lohn- 
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gebrauch  und  der  Auffassung  des  gewöhnlichen  Verkehrslelrens  hat  man 
dabei  das  Zutrauen  gehabt,  dafs  es  gelingen  werde,  die  Grenze  zwischen 
beiden  Betriebsarten  ausfindig  zu  machen. 

Geht  der  Gewerbebetrieb  nach  Inhalt  und  Umfang  ülrer  den  Rahmen 
des  Handwerks  hinaus,  so  soll  nach  dem  durchaus  zu  billigenden  gesetz- 
geberischen Willen  die  Teilnahme  des  Betriebsinhabers  an  gemeinsamen 
gewerblichen  Einrichtungen  wesentlich  anders  geregelt  werden.  Die- 
jenigen, welche  das  in  einer  Zwangsinnung  vertretene  Gewerbe  fabrik- 
mäfsig  betreiben,  besitzen  nach  § loof  Kr.  i nicht,  wie  die  Hand- 
werker, ohne  weiteres  die  Innungsraitgliedschaft,  sondern  haben  sich, 
wenn  sie  dieselbe  wünschen,  zur  Aufnahme  zu  melden,  und  die  Innungs- 
vcrsainmlung  kann  ihnen  nach  Gutdünken  den  freiwilligen  Eintritt  ver- 
sagen, ohne  dafs  eine  Beschwerde  dagegen  gesetzlich  zugclassen  wäre 
(§  loog  Kr.  2).  Wird  ihnen  der  Anschiufs  an  die  Köri>erschaft  ge- 
stattet, dann  ergel>en  sich  daraus  zunächst  nui  für  ihre  Person, 
also  nicht  in  demselben  Umfange  für  die  von  ihnen  beschäftigten  Ge- 
sellen, Gehilfen,  Arbeiter  und  Lehrlinge  Beziehungen  zu  der  Innung. ') 
Das  Genauere  inbetrclf  ihrer  Rechte  ist  durch  das  Statut  zu  regeln 

(§  100  g Nr-  2)- 

Was  unter  einem  fabrikmäfsigen  Betriebe  zu  verstehen  ist,  darülx^r 
hat  das  Gesetz  el>ensowenig  wie  bei  der  Aufstellung  des  Handwerks- 
begriffs Erläuterungen  irgendwelcher  .-\rt  gegeben.  Bei  der  Vielgestaltig- 
keit und  dem  stetigen  Eortschreiten  unserer  industriellen  Entwicklung 
war  man  dazu  auch  aufser  stände,  weil  eine  etwaige  Aufzählung  der 


»rhcilcrn  nrhmen  die  in  87  Nr.  4,  loof  Abs.  2,  loog  Nr.  1 cn»*Uhntcn,  in  liind- 
wirlsdiaftlichcn  oder  gcwcrblicbcn  Bclriobcn  gegen  EnlgeU  besebänigteo  Hand* 
werker  ein.  Gewisse  „H  an  d wer  ker  wa  ren“  gentefsen  nach  64  .Vbs.  2 im 
Marklvcrkchr  eine  Bevorzugung,  soweit  sic  von  einheimischen  Verkäufern  auf  dem 
Wochenmarkt  feilgchallrn  werden. 

Die  Unlcrslülzungs-  und  Wohlfahrtsrinrichtungco  der  Innung  (Kranken»  und 
Slcrbckassen , Ilerbcrgs»  und  Versammlungsräume  etc.)  sichen  den  Kabrikarbcitcm 
nicht  ohne  weiteres  zur  Verfügung;  in  den  nach  § 73  des  Krankcnversichcrungs» 
gescUcs  errichteten  Innungskrankenkassen  können  jene  die  Mitgliedschaft  weder  he- 
imspruchcn  noch  freiwillig  enn'crben  (vgl.  ,, Arbeiterversorgung“  Bd.  15  S.  3491.  Die 
Innungsschicdsgcrichtc  sind  nicht  zuständig  zur  Kntscheidung  von  Streitigkeiten  der 
in  § 3 des  Gcwcrbcgcrichtsgcsclzcs  und  § 53  a des  Krankcnvcrsichcnmgsgesetxcs 
l>ezciclinclen  Art  zwischen  den  in  die  Innung  aufgenommenen  Fabrikanten  und  deren 
Gesellen,  Gehilfen  und  Arbeitern.  An  der  Bildung  dieser  Schiedsgerichte  wie  an 
den  Waiden  zum  Gescllcnausschussc  nehmen  die  von  einem  Fabrikanten  besch&f» 
ligten  Bersonen  nicht  mit  teil.  Die  Regelung  des  Lchrlingswescnt  durch  die  Innung 
verpflichtet  die  Fabrikanten  nicht  (vgl.  von  Kohrscheidt,  Normalstalutcn»  Leipzig 
1S98,  S.  82  Anm.  i). 
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Arten  und  der  Merkmale  von  Fabriken  sicherlich  binnen  kurzem  durch 
die  Einführung  neuer  Industriezweige,  Kraftmaschinen  u.  s.  w.  überliolt 
worden  wäre. 

Es  kommt  aber  fiir  den  Versuch,  im  Einzelfalle  den  Begriff  zu  be- 
stimmen und  anzuwenden,  ohne  Zweifel  sehr  zu  statten,  dafs  eine  Reihe 
anderer  gesetzlicher  Vorschriften  denselben  oder  einen  ähnlichen  Aus- 
druck zur  Bezeichnung  gebraucht  hat. 

Angesichts  der  überreichen  Fülle  von  Fragen,  deren  Beantwortung 
ohnehin  schon  durch  die  Handwerkerreform  notwendig  wird,  ist  es 
dringend  zu  wünschen,  dafs  wenigstens  dasjenige  als  wertvolle,  gesicherte 
Errungenschaft  der  bisherigen  Rechtsgestaltung  im  gewerblichen  Leben 
übernommen  werde,  was  sich  im  Laufe  der  letzten  Jahrzehnte  auf  diesem 
Gebiete  als  unbestrittene  oder  doch  von  der  überwiegenden  Mehrheit 
gebilligte  Auflassung  herausgestellt  hat. 

Völlig  verfehlt  wäre  es,  wenn  man  in  dem  irreführenden  Bestreben, 
dem  Handwerkerstande  mit  allen  Mitteln  aufzuhelfen,  die  Grenzen  des 
fabrikmäfsigen  Betriebes  anders  als  sonst  üblich  stecken,  vielleicht  mög- 
lichst weit  ausdehnen  und  dadurch  ein  neues  Feld  für  endlose,  bis  ins 
einzelne  gehende  Streitigkeiten  eröffnen  wollte.  Man  darf  die  bis  auf 
den  heutigen  Tag  erfolgte  Rechtsentwicklung  hinsichtlich  des  inafs- 
gebenden  Unterschiedes  um  so  weniger  unbeachtet  Lassen,  als  seit  fast 
30  Jahren  in  Deutschland  der  Versuch,  gesetzliche  Normen  dafür  auf- 
zustellen, als  aus.sichtslos  erkannt  ist. 

Früher  hatte  das  allgemeine  preufsische  Landrecht  es 
unternommen,  den  Fabrikbegriff  zu  erläutern,  indem  es  darunter  eine 
Anstalt  verstand,  in  welcher  „die  Verarbeitung  oder  Verfeinerung  ge- 
wisser Naturerzeugnisse  im  grofsen  getrieben  wird“  ('feil  H Tit.  8 
§ 407).  Nach  einer  österreichischen  Instruktion  von  tSsi 
sind  F’abriken  „jene  industriellen  Unternehmungen,  welche,  weil  sie  Ge- 
schäfte in  einem  gröfseren  Umfange  betreiben,  viele  Menschen  be- 
schäftigen, ein  bedeutendes  .Vnlagckapital  erfordern  und  mit  ihren  Er- 
zeugnissen einen  ausgedehnten  Verkehr  unterhalten.“  Das  Kgl.  Säch- 
sische Gewerbesteuergesetz  von  t84t  nennt  Fabrikanten  „In- 
haber von  Geschäften,  welche  die  Herstellung  und  Zurichtung  von 
Handelswaren  im  grofsen  und  zum  Vertrieb  im  ganzen  oder  zum  Wieder- 
verkäufe, insbesondere  unter  Anwendung  nicht  gewerbsmäfsig  ausge- 
bildeter Gehilfen  und  mit  Teilung  der  Arbeit  betrieben.“  Eine 
preufsische  Verordnung  von  1849,  betreffend  die  Errichtung  von 
Gewerbegerichten,  bezeichnet  mit  demsellien  .Ausdrucke  „diejenigen,  welche 
Rohstoffe  oder  H.albfabrikate  zu  Waren  für  den  Handel  verarbeiten“.  Dem 
richtigen  Ged.anken,  dafs  auch  aus  der  Zahl  der  Arbeiter  ein  Anhalt  für 
die  Lösung  der  Frage  zu  gewinnen  sei,  giebt  die  württcmbergische 
Gewerbeordnung  von  rS6z  Ausdruck,  indem  sie  als  Fabriken  die 
gewerblichen  Unternehmungen  ansieht,  die  in  geschlossenen  Etablisse- 
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ments  unter  Verwendung  von  mehr  als  20  .\rbeitern  mit  Hilfe  elemen- 
tarer Betriebskräfle  oder  nach  dem  Prinzip  der  Arbeitsteilung  betrieben 
werden.  *) 

Bei  Erlafs  des  H a ft p flieh t gese tz es  vom  7.  Juni  1871,  dessen 
Entwurf  in  seiner  Begründung  ausdrücklich  die  Unmöglichkeit  derartiger 
.‘Vbgrenzungen  anerkennt,  hat  man  sich  in  2 einfach  auf  die  Erwähnung 
der  Fabriken  beschränkt  und  es  der  Praxis  überlassen,  sich  innerhalb 
dieses  Rahmens  einzurichten.  Dasselbe  ist  an  zahlreichen  .Stellen  der 
Reichsgewerbeordnung  geschehen.  Das  Handelsgesetzbuch 
arbeitete  schon  in  der  früheren  Fassung  mit  ähnlichen  Mitteln,  indem 
es  den  Gegensatz  zu  dem  fabrikmäfsigen  Betriebe,  die  Thätigkeit  des 

Handwerkers,  ohne  nähere  Erläuterung  erwähnt  (.\rt.  10: Personen, 

deren  Gewerbe  nicht  über  den  Umfang  des  Handwerksbetriebes  hinaus- 
geht“; Art.  272  Nr.  i : Die  gewerbsmäfsige  Ubernalune  der  Bearbeitung 
oder  Verarbeitung  beweglicher  Sachen  für  andere  ist  nur  dann  ein 
Handelsgeschäft,  wenn  der  Gewerbebetrieb  über  den  Umfang  des  Hand- 
werks hinausgeht;  daselbst  Nr.  5 ist  dasselbe  von  den  Druckereien  ge- 
sagt. *)  Auch  das  Krankenversicherungsgesetz  unterläfst  es,  die  in  § i 
gebrauchten  Ausdrücke  „Handwerk“  und  „Fabriken“  zu  erklären,  ®)  weil 
dies  entbehrlich  schien. 

Nicht  ganz  dasselbe  Verfahren  haben  die  Verfasser  des  Unfall- 
versicherungsgesetzes eingeschlagen.  Sie  waren  sich  dessen  wohl 
Ix-'wufst,  dafs  bei  der  Mannigfaltigkeit  des  praktischen  Lebens  eine  De- 
finition des  Fabrikbegriffcs,  die  auf  Vollständigkeit  und  allgemeine 
Geltung  Anspruch  machen  könnte,  unausführbar  sei.  Und  so  verziclreten 
sie  denn  mit  Recht  auf  theoretische  Bestimmungen,  aber  sie  hielten  es, 
um  nicht  Zweifel  darüber  aufkommen  zu  lassen,  welche  Betriebe  unter 
allen  Umständen  dem  \'orsicherungszwange  unterworfen  sein  sollten,  im 


Dieselbe  BegritTshestimmimg  wollte  ein  in  der  Keiehsta;;skummission  zur 
Novelle  der  R.G.i ).  von  187S  gestellter,  aber  abgeleimter  .\ntrag  unter  Herabsetzung 
der  Arbeiterzahl  von  20  auf  10  wieder  einführen,  mit  dem  Zusatze,  dafs  Hütten- 
werke, Werften  und  Itaubofc  ebenfalls  als  Fabriken  zu  gelten  hlitten.  Die  Majorität 
war  mit  der  Reiehsregierung  der  .\nsicht,  ilafs  bei  <ler  grofsen  Mehrzahl  gewerblicher 
■\nlagen  die  F'c.st.stellung  des  F'abrikbegrifTes  keine  Zw'cifel  erregen  würde  (Motive 
b.  40). 

*)  Vßl.  ebenso  die  neue  Fassung  des  nundcl.sgeselzbuchs  v.  lo.  Mai  1897  § 1 
Nr.  2 und  Nr.  9.  den  ncgrifT  des  „H.inddsgewerbcs“  botrelTend,  Aus  § 2 ist  zu 
onlnelmu’n , dafs  auch  Itandwerksmäfsige  Unlernchmrn , die  nach  Arl  und  t'nilang 
einen  in  k.iurmünnisdier  \Veisc  eingcriclitetcn  Gesrhüfl.'»belrieb  erfordern,  «lic  Fin- 
Iragung  der  Firma  des  Inhabers  ins  HnndeUregister  uml  dadurch  die  Gleichstellung 
mit  den  Ilandelsgcwcrbebelriebeu  herbeiführen  können. 

V.  Wocdlkc,  Kommcnliir  Anm.  6 zu  § 1 Kr.V.G. 


H.  von  Frankenberg,  Handwerker  oder  Fabrikant  7IJ 

Hinblicke  auf  die  durch  das  Haftpflichtgesefz  hervorgerufenen  Streitig- 
keiten für  ratsam,  diejenigen  Unternehmungen  genauer  zu  bezeichnen, 
deren  Personale  die  berufsgenossenschaftliche  Hilfe  selbst  dann  zu  gute 
zu  kommen  hat,  wenn  sprachlich  und  begrifflich  keine  Beschäftigung  in 
einer  , .Fabrik“  vorlag.  Den  in  Absatz  i des  § i G.U.V.G.  neben  anderen 
unfallversicherungspflichtigen  Betrieben  genannten  Fabriken  sind  in  Ab- 
satz 3 diejenigen  Etablissements  gleichgestellt,  in  welchen  Dampfkessel 
oder  durch  elementare  Kraft  (Wind,  Wasser,  Dampf,  Gas,  heifse  Luft 
u.  s.  w.)  bewegte  Triebwerke  zur  Verwendung  gelangen,  es  sei  denn, 
dafs  nur  vorübergehend  eine  nicht  zur  Betriebsanlage  gehörende  Kraft- 
maschine benutzt  wird.  Aufserdem  gelten  als  Fabriken  nach  Abs.  4 ins- 
besondere die  Betriebe,  in  welchen  Gegenstände  gewerbsmäfsig  be-  oder 
verarbeitet,  und  zu  diesem  Zwecke  mindestens  10  Arbeiter  regelmäfsig 
beschäftigt  werden,  sowie  alle  auf  Erzeugung  von  explodierenden  Stoffen 
oder  Gegenständen  gerichteten  Gewerbebetriebe  und  diejenigen  Unter- 
nehmungen, betreffs  deren  das  Reichsversicherungsamt  den  Thatbestand 
einer  „Fabrik“  als  vorhanden  erklärt  (Abs.  5). 

Die  Grundsätze,  von  denen  die  letztgenannte  Behörde  bei  der  Ab- 
grenzung des  Begriffs  geleitet  wird,  stimmen  in  den  wesentlichsten 
Punkten  mit  der  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  in  Zivil-  und  Straf- 
sachen überein.  Es  sind  eine  Reihe  von  Merkmalen,  aus  deren  Vor- 
handensein auf  die  Fabrikeigenschaft  eines  Betriebes  geschlossen  werden 
kann,  aber  nicht  in  der  Weise,  dafs  sie  sämtlich  neben  einander  vor- 
liegen müssen.  Auch  finden  sich  bei  einem  grofsen  handwerksmäfsigen 
Unternehmen  oft  einige  dieser  Merkmale  vertreten,  *)  ohne  dafs  deshalb 
der  Inhaber  als  F’abrikant  zu  betrachten  ist. 

Auf  den  Sprachgebrauch  ist  wenig  Gewicht  zu  legen,  da  der- 
selbe schwankend  und  unbestimmt  ist.  Insbesondere  kommt  nicht  viel 
darauf  an,  wie  der  Unternehmer  selbst  seine  Thätigkeit  bezeichnet. 
Mancher  Handwerksmeister  hält  es  zur  Gewinnung  neuer  Kunden  für 
zweckmäfsig,  sich  Möbel-,  Schuhwaren-,  Fafs-,  Wurst-  oder  Brotfabrikant 
zu  nennen.  Wenn  er  trotzdem  in  ähnlichen  Grenzen  der  Erzeugung 
und  des  Absatzes  der  Waren  bleibt,  wie  seine  Geschäftsgenossen  mit  der 
alten  Bezeichnung,  so  ist  durch  den  neuen  Xamen  die  Sache  nicht  im 
geringsten  geändert.  Wird  doch  z.  B.  auch  derjenige  als  Lehrling  an- 
gesehen, welchem  zur  Umgehung  der  in  der  R.G.O.  über  die  Annahme 
von  Lehrlingen  enthaltenen  Vorschriften  der  Titel  „Laufbursche"  ge- 
geben wurde,  obwohl  er  vertragsinäfsig  zur  Erlernung  des  Gewerbes  in 
dem  Betriebe  thätig  ist.  ®)  Nur  soviel  mag  zugegeben  werden,  dafs  in 

')  Ueber  die  hier  besonders  in  Frage  kommenden  Verhältnisse  der  Bekleidungs- 
industrie vgl.  die  Erhebungen  der  Kommission  für  Arbeiterstatistik  von  1896  und 
den  Aufsatz  von  Frankenstein  in  Hirths  Annalen  Bd.  31  S.  I ff. 

*)  Goldtammers  Archiv  Bd.  45  Heft  I S.  68 ; Arbeiterversorgung  Bd.  15 S.  4^8 
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zweifelhaften  Fällen  der  allgemeine  Sprachgebrauch  die  durch  andere 
Gründe  hervorgerufene  Annahme  unterstützen  kann,  sei  es  nach  dieser 
oder  nach  jener  Richtung  hin.  Bei  manchen  fabrikmäfsigen  Unter- 
nehmungen wird  indes  regelmäfsig  die  ausdrückliche  Beifügung  des 
Wortes  „Fabrik“  vermieden , r.  B.  bei  den  grofsen  Buchdruckereien, 
Ziegeleien,  Brauereien  u.  s.  w. 

Ein  besseres  Kennzeichen  ist  die  umfassende  Verwendung 
von  Arbeits m aschine u‘)  unter  Benutzung  elementarer  Hilfskräfte 
(Dampf,  Wasser,  Elektrizität,  Gas,  Wind  u.  s.  w.).  Im  'Zusammenhänge 
damit  pflegt  in  den  Fabriken  die  menschliche  Thätigkeit  sich  mehr 
mechanisch,  gleichmäfsig,  Geist  und  Sinne  abstumpfend  zu  gestalten, 
während  im  Handwerk  die  Leistungen  des  einzelnen  Gesellen  je  nacli 
seiner  Persönlichkeit  und  Eigenart  verschieden  ausfallen  und  oft  auf  dem 
Gebiete  des  Kunstgewerbes  sogar  in  hervorragender  Weise  dem  Ge- 
schmack und  Schönheitsgefühl  Rechnung  tragen. 

Mit  vollem  Rechte  legt  man  den  Hauplnachdruck  bei  der  Unter- 
scheidung auf  die  mehr  oder  weniger  vollständig  durchgeführte  Arbeits- 
teilung, welche  in  fa.st  allen  Fabriken  zu  herrschen  pflegt,  ’)  derart, 
dafs  eine  und  dieselbe  Gruppe  von  .\rbeitern  in  ständiger  Wiederkehr 
immer  nur  das  nämliche  Bruchstück  des  Gütererzeugungswerkes  schafft. 
Und  selbst  der  Leiter  der  Fabrik  ist  diesem  Grundsätze  unterworfen; 
es  ist  eine  seltene  Ausnahme,  wenn  er  sich  an  der  technischen  Thätig- 
keit der  Gehilfen  mit  beteiligt,  denn  gewöhnlich  beschränkt  er  sich 
neben  der  geistigen  Oberleitung  auf  die  Erledigung  der  kaufmännischen 
Aufgaben  des  Geschäftsbetriebes. 

Die  Art  und  die  Trennung  der  einzelnen  zur  Fabrikation  gehörenden 
Vorgänge  ermöglicht  es,  dafs  statt  der  im  Handwerke  üblichen  Heran- 
bildung von  Hilfskräften  (Lehrlingen)  zahlreiche  jugendliche  Ar- 
beiter mit  den  untergeordneten  Diensten  betraut,  und  dafs  zur  Er- 
sparung von  Raum  und  Geld  manche  Teile  der  Ausführung  in  eigener 
Behausung  der  Beschäftigten  (Hausindustriellen)  vollzogen  werden 
können,  z.  B.  bei  Strohhut-,  Schirm-,  Schuhwarenfabriken.  *) 

Ein  anderes  objektives  Merkmal  ist  das  .Vrbeiten  auf  Vorrat 
(Lager)  im  Gegensätze  zu  dem  handwerksmäfsigen  Anfertigen  auf  Be- 


')  .MIerdings  sind  auch  Fabriken  ohne  jede  Maschine  denkbar,  r.  B.  in  der 
Pclzwarcnindustrie,  vgl.  Entsch.  des  Reichsgerichts  v,  30.  Oktober  1889  (.Arbeiter- 
Versorgung  Bd.  7 S.  126). 

•)  Auch  hier  fehlt  cs  nicht  an  .Au.snahmen , z.  B.  in  der  Zigarrenindustrie, 
ebenso  wie  das  H.indwerk  die  Arbeitsteilung  nicht  völlig  entbehren  kann,  vgl. 
Arbeiterversorgung  Bd.  6 S.  363 — 364. 

*)  Handbuch  der  Unfallversicherung,  herausgeg.  von  .Mitgliedern  des  Reichs- 
vcrsicherungsamts,  .\nm.  93  zu  § 1 des  U.V.G. 
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Stellung.  Indes  mufs  man  gerade  hier  sich  hüten,  einseitig  sein  Ur- 
teil zu  bilden,  weil  je  nach  der  Konjunktur  des  Geschaftsmarktes  oft 
eme  Fabrik  *)  auf  Jalire  hinaus  alle  Hände  voll  zu  thun  hat,  um  die  ein- 
gegangenen  Aufträge  zu  erledigen,  während  andererseits  ein  Schneider- 
oder Tischlermeister  vielleicht  in  der  „stillen  Saison"  monatelang  auf 
Lager  arbeiten  lassen  mufs,  um  nicht  seinen  besten  Gesellen  den  Lauf- 
pafs  zu  geben  und  die  Werkstatt  leer  stehen  zu  lassen. 

In  vielen  Fällen  bietet  die  Gröfse  des  ganzen  Betriebes, 
der  jährlich  erzielte  Umsatz  und  die  Zahlderdurchschnittlichbe- 
schäftigten  Arbeiter  einen  sicheren  Anhalt.  Handwerksraäfsige 
L'nternehmungen  haben  selten  mehr  als  20 — 30  Hilfskräfte;  die  Unter- 
grenze für  die  Feststellung  des  Fabrikbegriffs  ist  nur  hinsichtlich  der 
Unfallvcrsicherungspflicht  auf  mindestens  10  Personen  bestimmt.-)  Damit 
ist  nicht  gesagt,  dafs  Etablissements  mit  weniger  als  10  Arbeitern  unter 
allen  Umständen  als  handwerksmäfsige  Betriebe  gelten  müfsten.  ’)  Treffen 
andere  der  erwähnten  Kennzeichen  zu,  so  kann  sowohl  im  Unfall-  wie 
im  Gewerberechte  die  Fabrikeigenschaft  angenommen  werden.  So  ist 
z.  B.  eine  Brauerei,  die  jährlich  mindestens  1000  hl  Malz  verbraucht, 
vom  Reichsversicherungsamte  als  Fabrik  behandelt;  desgleichen  eine 
Molkerei,  die  durch  zwei  Personen  und  teilweise  unter  Benutzung  eines 
Göijelwerkes  die  von  Landwirten  aus  der  Nachbarschaft  aufgekaufte 
Milch  in  einer  jährlichen  Menge  von  beinahe  300  000  1 zu  Butter  und 
Käse  verarbeiten  liefs ; endlich  eine  Ziegelei,  die  ohne  Dampfkessel  oder 
Motoren  jährlich  100000  bis  200000  Ziegelsteine  anfertigte.'') 

Abgesehen  von  dieser  Rücksicht  auf  die  Menge  des  Erzeugten  wird 
bei  der  Entscheidung  der  Streitfrage  auf  den  Gegenstand  der  Bc- 
oder  Verarbeitung  weniger  etwas  ankommen.  Eine  und  dieselbe  Ware 
kann  ebenso  durch  handwerksmäfsige  als  durch  Fabrikbetriebe  hervor- 
gebracht werden.  Immerhin  spricht  die  Erfahrung  und  eine  gewisse 
Wahrscheinlichkeit  dafür,  dafs  fabrikmäfsige  Unternehmungen  zur  Er- 
zielung eines  möglichst  grofsen  Gewinnes  bemüht  sind,  durch  Herstellung 
einer  ganz  bestimmten,  eigentümlichen  .Art  von  Erzeugnissen  in  be- 

*)  Fnlscli.  des  Rrich.sgcrichts  in  Slrafs.  Bd.  26  S.  161. 

*)  Besondere  Vorschriften  für  Fabriken  mit  einem  rcgclmüfsigcn  Bestände  von 
mindestens  20  Arbeitern  giebt  die  R.G.O.  in  den  unten  S.  23  tT.  naher  bcsproclicnen 
134  ,\bs.  2,  134a  bis  h fV'crwirkung  des  Wochcnlohns  bei  Kontraktbruch,  Erlafs 
von  Arbeitsordnungen). 

*)  Ohne  v’cileres  versteht  es  sich,  dafs  diejenigen  handwerksmafsigen  Unter- 
nehmungen als  Kabrikleilc  gelten , welche  in  innigstem  Zusammenhänge  mit  einer 
Fabrik  stehen  (z.  B.  Modelltischlereien,  Reparaturschlossercien  einer  Maschinenfabrik ; 
Handbuch  der  Unfallversicherung  Anm.  97  zu  § 1 U.V.G.). 

Amtliche  Nachrichten  des  Keichsvcrsichcrungsamls , 1886  S.  160  Nr.  189» 
X90;  1889  S.  ilS  und  Nr.  648. 
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deutender  Anzahl  die  Produktionskosten  des  einzelnen  Stückes  herab- 
zumindern. Gewisse  für  den  Massenabsatz  berechnete  Artikel  (sog. 
Spezialitäten)  werden  häufig  nur  in  Fabriken  gefertigt,*)  ja  es  be- 
schränkt sich  eine  Fabrik  oft  auf  die  ausschliefsliche  Herstellung  von 
Halbfabrikaten,  welche  erst  durch  die  \'erbindung  mit  anderweit 
zu  fertigenden  Gegenständen  und  durch  äufsere  Zuthaten  („.Appretur“) 
für  den  Einzelvcrkauf  hergerichtet  werden  müssen. 

Schliefslich  darf  nicht  übersehen  werden,  dafs  manche  Industrie- 
zweige, deren  heutige  Gestaltung  fast  durchweg  einen  fabrikmäfsigen 
Charakter  angenommen  hat,  sich  nicht  als  Fabrikation  im  engeren  Sinne, 
d.  h.  als  Umwandlung  oder  Verarbeitung  von  Rohstoflen  darstellcn, 
sondern  einen  besonderen  \’organg  bezwecken,  durch  welchen  der  Wert 
des  betreftenden  Gegenstandes  im  Verkehre  und  im  täglichen  Gebrauche 
gehoben  wird  iFärbereien,  chemische  Wasch-  und  Reinigungsanstalten 
u.  dgl.  m.)  .Auch  bei  diesen  Unternehmungen  kann,  wenn  die  obigen 
liegriffsmerkmale  im  wesentlichen  zutreflfen,  von  einer  „Fabrik"  oder  doch 
von  einer  fabrikmäfsig  betriebenen  z\nlage  gesprochen  werden.  In  diesem 
Sinne  hat  sich  das  Reichsgericht  (3.  Strafsenat)  in  einem  Urteile  vom 
23.  Juni  1898  geäufserl. -) 

In  Rechtsprechung  und  Verwaltung,  in  der  Praxis  wie  in  der 
I.itteratur  ist  man  bestrebt  gewesen,  diese  Unterscheidungsmerkmale 
zwischen  den  beiden  Betriebsarten  nacli  Möglichkeit  klarzustellcn.  •*) 

A'crwirrung  an  allen  Ecken  und  Enden  würde  die  F'olge  sein,  wenn 
man  jetzt,  unbekümmert  um  die  Resultate  einet  langjährigen  Rechts- 
anwendting,  zahlreiche  Unternehtner  als  Handwerker  betrachten  wollte, 
deren  Betrieb  bisher  ständig  als  Fabrik  gegolten  hat. 

Was  insbesondere  auf  dem  Gebiete  der  Unfallversicherung 
durch  die  Erläuterungen  des  Rcichsver^ichcrungsamts  nach  .Anhörung 
sachverständiger  Beurteiler  festgelegt  ist,  das  darf  nicht  leichthin  über 
den  Haufen  geworfen  werden.  Nur  zu  gern  könnten  dann  manche  Be- 
rufsgenossenschaften sich  veranlafst  sehen,  die  Rente  für  einen  Ver- 
unglückten zu  versagen,  dessen  Beschäftigung  nach  der  bisherigen  Recht- 
sprechung unzweifelhaft  als  versichcrungspflichtig  behandelt  wurde.  Ist 
der  Betrieb  des  betreftenden  Arbeitgebers  in  dem  Kataster  des  Ge- 
nossenschaftsvorstandes eingetragen,  so  kann  sich  der  letztere  allerdings 


*)  Vgl.  Ilundbucli  der  Unfallversicherung  .\nm.  96  bei  § t U.V.G.  (bclrcficnd 
Töpfcrw.-ircn). 

*}  Der  Hauptinhalt  der  Entseheidung  ist  abgedruckt  in  den  Amtlichen  Nach- 
richten des  Keichsvcrsicherungsamts,  1S9S  S.  400  Nr.  2. 

’)  Eingehende  Litteraturnachweisc  s.  bei  Unger  in  der  „..XrbciterTcrsorgung“ 
Bd.  6 S.  463  IT.  und  in  dem  .\ufs.at7.c  desselben  Schriftstellers,  Jahrgang  tSSS  c'e' 
..Selbstverwaltung"  Nr.  3b— 4t. 
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der  P^ntschädigungsleistung  bei  Unfällen  nicht  entziehen.  Nachträglich 
darf  die  Streichung  solcher  Unternehmer  ohne  Herbeiltihrung  einer  Knt- 
Scheidung  des  Reichsversicherungsamts  lediglich  erfolgen,  wenn  eine  Ein- 
stellung oder  erhebliche  Veränderung  des  Betriebes  stattfindet,  oder  wenn 
zwischen  der  Berufsgenossenschaft,  dem  Betriebsinhaber  und  der  zu- 
ständigen unteren  Verwaltungsbehörde  Übereinstimmung  über  die  Nicht- 
Zugehörigkeit  besteht. ') 

Es  ist  al)cr  zweifellos,  dafs  zahlreiche  -Unternehmer,  denen  die 
Leistung  der  Umlagen  für  die  Unfallversicherung  eine  lästige  Aufgabe 
ist,  und  die  alles,  was  sie  für  ihre  .‘Vrbeitcr  thun,  gern  recht  kna])|)  be- 
messen möchten,  alsbald  den  Versuch  machen  würden,  von  der  Pflicht 
zur  Zahlung  der  Genossenschaftsbeiträge  sich  loszumachen,  indem  sie 
neue  Betriebe  gar  nicht  bei  der  unteren  Verwaltungsbehörde  (§35  (i.U.V.G.) 
anmeldeten  und  betreffs  der  schon  vorhandenen  sich  auf  die  Zugehörig- 
keit derselben  zu  einer  Gruppe  handwerksmäfsiger  Thätigkeiten  beriefen. 

Sofern  nicht  der  klare  Wortlaut  des  § i G.U.V.G.  für  das  betreffende 
Unternehmen  dessen  Beteiligung  an  der  Unfallversicherung  ergiebt, 
z.  B.  wegen  der  Benutzung  einer  elementaren  Kraft  oder  der  Verwen- 
dung von  mindestens  10  .-krlx’item,  könnte  die  Sicherstellung  der  Be- 
schäftigten gegen  Betriebsgefahren  auf  diese  Weise  immer  aufs  neue  be- 
stritteti  werden. 

Es  ist  freilich  bei  den  -Lnschauungen,  die  im  Reichsversicherungs- 
amte herrschen,  wohl  schwerlich  zu  befürchten,  dafs  derartigen  Be- 
ttelmngcn,  den  Umfang  der  Unfallversicherung  zurückzuschrauben,  die 
oberste  Spruchbehörde  irgendwelche  Unterstützung  zu  teil  werden  läfst. 
Indes  es  droht  durch  solche  Katasterbeschwerden  dem  Amte  eine 
.\rbeitsvermehrung,  die  nicht  gering  anzuschlagen  ist  und  die  ihm,  wenn 
nicht  neue  Hilfskräfte  angestellt  werden,  bei  der  Erledigung  der  Re- 
kurse hinderlich  sein  und  .-kufenthalt  schaffen  würde.  Dennoch  wird 
man  bei  der  Wichtigkeit  der  Frage,  ob  ein  Betrieb  unfallversicherungs- 
pflichtig ist  oder  nicht,  einiges  Bedenken  tragen  müssen,  dem  Vorschläge 
der  vor  einigen  Jahren  ausgearbeiteten,  in  dieser  Fassung  nicht  Gesetz  ge- 
wordenen Unfallnovelle  zu  folgen,  welche  die  Entscheidung  hierüber  behufs 
Entlastung  des  Reichsversichenmgsamts  den  höheren  I jndesverwaltungs- 
behörden  übertragen  wollte.  Es  konnten  dadurch,  zumal  wenn  etwa  für 
letztere  die  vermeintliche  Unterstützung  von  Innungsbestrebungen  durch  weit- 
gehende .\uslegung  des  Handwerkerbegrifles  mafsgebend  wäre,  ähnliche 


>)  .\mtl.  Nachrichten  des  Rcichsvcrsichcrungsamts,  1SS6  Sr.  138  S.  55;  1.888 
Nr.  4SI  ff.  S.  69;  1S90  N'r.  835  S.  453;  1892  Nr.  1x70  S.  32G.  Selbst  eine  rechts- 
irrtUmlichc,  versehentliche  Eintragung  ist  also  wirksam,  es  sei  denn,  dafs  sie  durch 
Betrug  erlangt  war. 

•)  Die  Zuständigkeit  des  Rcichsvcrsichcrungsamts  ergiebt  sich  aus  § 59  G.U.V.G. 
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Zustände  geschaffen  werden,  wie  auf  dem  Gebiete  der  Invaliditäts-  und 
Altersversicherung,  wo  der  Mangel  einer  einheitlichen  Reichszentralinstanz 
für  die  Feststellung  der  Versicherungspflicht  nach  § 122  Inv.  u.  A.V.G. 
lange  als  eine  grofse  Lücke  in  dem  gesetzgeberischen  Aufbau  em- 
pfunden ist,’)  bis  die  Novelle  seit  i.  Januar  1900  Abhilfe  gebracht 

hat  (§155). 

Die  Gefahr,  welche  den  Versicherten  droht,  wenn  ihnen  die  erste 
Instanz-)  die  Rente  zu  Unrecht  wegen  Annahme  eines  handwerks- 
mafsigen,  also  nicht  unfallversicherungspflichtigen  Betriebes  versagt,  ist 
nicht  gering  anzuschlagen.  Im  günstigsten  Falle  müssen  sie  einige 
Monate  länger  warten,  bis  ihnen  die  oberen  Instanzen  zum  Rentenbezuge 
verhelfen.  Wenn  sie  indessen  aus  Rechtsunkenntnis  die  Einlegung  des 
Rechtsmittels  unterlassen  oder  sich  desselben  in  ungeeigneter  Weise  be- 
dienen, so  kann  es  ihnen  leicht  begegnen,  dafs  sie  ihren  gesetzlich  be- 
gründeten Anspruch  einbüfsen. 

Auch  die  übrigen  Gebiete  der  Arbeiterversichening  werden  durch 
die  Einengung  des  Fabrikbegriffes  berührt.  Die  Krankenversiche- 
rung umfafst  freilich  das  Handwerk  ebenso,  wie  die  fabrikmäfsigen  Be- 
triebe (S  I Kr.  I und  2 des  Kraiikenvers.-Ges.).  Die  Thatsache  des 
V'ersichertseins  kann  deshalb  nicht,  wie  bei  der  Unfallversicherung,  in 
Zweifel  gezogen  werden.  Häufig  kommen  aber  da,  wo  Innungskranken- 
kassen bestehen, '’)  oder  wo  Ort.skrankenkassen  für  Fabrikbetriebe  ge- 
trennt von  denen  für  Handwerk  u.  dgl.  errichtet  sind,  bei  der  .Anmeldung 
der  Beschäftigten  oder  gar  erst  bei  Eintritt  eines  Unterstützungsfalles 
Erörterungen  über  die  Kassenzugehörigkeit  vor.  Auch  ist  zu  berück- 
sichtigen, dafs  dem  Unfallverletzten,  betreffs  dessen  die  Berechtigung  zur 
Inanspruchnahme  der  Berufsgenossenschaft  irrtümlich  wegen  Verneinung 
dtr  Fabrikmäfsigkeit  des  Betriebes  bestritten  wird,  in  der  Regel  der  Zu- 
schufs  entgeht,  welchen  die  Krankenkasse  vom  Beginne  der  fünften 
Woche  nach  Eintritt  des  Unfalles  bis  zum  .Abläufe  des  ersten  Viertel- 
jahrs zur  Ergänzung  von  zwei  Dritteln  des  mafsgebenden  Tagelohnsatzes 
auf  Rechnung  des  Arbeitgebers  zu  zahlen  hat  (§12  .Absatz  1 G.U.V.G.).  — 


’)  Hilsc,  „Die  Zustämligkcitsgrcnzc  des  KcichsvcrsicberuogiamU“,  S.  25  de* 
8.  Jahrgangs  der  „Invaliditäts-  und  .Mtcrsvcrsicbcrung“. 

•)  Dies  wird  in  der  Kegel  der  Haupt-  oder  .Sektionsvorstand  der  Berufsgenossen- 
sebnft  sein ; bei  unterlassener  Katastrierung  entscheidet  er  ebcntalls ; die  untere  Ver- 
waltungsbebürdc  59  .\bs.  4 V.V.G.)  ist  nicht  mehr  zuständig. 

*)  Dafs  die  Gesellen,  Gehiiren,  Lehrlinge  und  .\rbeiter  eines  fabrikmäfsig 
des  in  der  Zwangsinnung  vertretene  Gewerbe  betreibenden  Innungsmitgliede*  nicht 
kraft  Gesetzes  oder  kraft  freiwilliger  Erklärung  Mitglied  einer  Innungskrankcnkassc 
werden  künnen  ist  bereits  üben  erwähnt  (Anm.  3).  Die  von  einer  freien  Innung 
getroffenen  Einrichtungen  unterliegen  derartigen  Einschränkungen  nicht. 
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Noch  härter  werden  diejenigen  betroffen,  welche  wegen  ihrer  nur  fiit 
einige  Tage  erfolgten  Beschäftigung  oder  aus  anderen  Gründen  nach 
§ I K.V.G.  nicht  krankenversicherungspflichtig  sind;  ihnen  geht,  falls 
die  Thätigkeit  des  Arbeitgebers  als  eine  handwerksmäfsige  und  deshalb 
dem  l'nfallversicherungszwange  entzogene  bezeichnet  wird,  jedwede  Hilfe 
des  Arbeiterversicherungsrechts  verloren,  sodafs  sie  bei  Unfällen  auf  die 
Armenunterstützung  mit  ihren  demütigenden  Folgen  angewiesen  sind. 
Denn  es  kommt  ihnen  die  Bestimmung  in  § 5 Absatz  10  des  U.V.G., 
welche  eine  Lücke  in  dem  Organismus  der  Krankenversicherung  auszu- 
füllen geeignet  ist,  nicht  zu  gute:  da  sie  nicht  gegen  Unfall  versichert 
sind,  ist  der  Betriebsunternehmer  nicht  verpflichtet,  für  die  ersten  13 
Wochen  in  hhmangelung  einer  zuständigen  Krankenkasse  ihnen  die  in 
§§  6,  7 des  K.V.G.  vorgesehenen  Leistungen  (halben  ortsüblichen  Tage- 
lohn als  Krankengeld,  .Arzt,  Arznei,  Heilmittel,  nach  Wahl  statt  dessen 
Krankenhauspdege}  einschliefslich  des  oben  erwähnten  Zuschlages  (§  5 
Abs.  9 U.\'.G.)  zu  gewähren. 

Nur  unter  einer  Voraussetzung  würde  es  für  die  Arbeiterversicherung 
ziemlich  gleichgültig  sein,  inwieweit  man  die  offenbar  fabrikmäfsigen  Be- 
triebe mit  zu  den  Unternehmungen  des  Handwerkes  rechnete  — wenn 
nämlich  auf  d.as  ganze  Handwerk  die  Ihifallversicherung  ausgedehnt 
wiirde,  wie  dies  so  oft  schon  von  den  verschiedensten  Seiten  gefordert 
ist.  ’)  äVann  man  sich  dazu  entschliefsen  wird,  bleibt  nach  dem  Ausfälle 
der  Beratungen  über  die  vorjährige  Unfallnovelle  sehr  fraglich ; es  wäre 
zu  beklagen,  wenn  die  Bedenken  gegen  einen  derartigen  Schritt  noch  lange 
überwiegen  sollten : die  erhoffte,  in  Zukunft  wohl  auch  zu  ermöglichende 
Einheitlichkeit  der  .Arbeiterversicherung  würde  dadurch  immer  wieder 
auf  Hindernisse  stofsen. 

Die  bisherige  Nichtanwendung  der  Unfallftirsorge  auf  handwerks- 
mäfsige  Betriebe  erklärt  sich  geschichtlich  zum  grofsen  Teile  daraus,  dafs 
der  erste  Versuch  der  Sicherstellung  der  Arbeiter  gegen  Gefahren  auf 
privatrechtlichem  Gebiete  (durch  das  Haftpflichtgesetz  vom  7.  Juni 
1S71)  gemacht  ist,  und  dafs  die  Unfallversicherung  dazu  bestimmt  war, 
die  verbitternden,  langwierigen  Prozesse  zu  beseitigen,  welche  sich  aus 
der  civilrechtlichen  Verantwortlichkeit  der  einzelnen  Unternehmer  er- 
geben hatten.  Wie  die  Haftpflicht®)  sich  nur  auf  Fabriken,  nicht 
auf  das  Handwerk  bezog  (§  2 Haftpflichtgesetz),  so  hat  auch  die  Unfall- 
gesetzgebung im  wesentlichen  die  handwerksmäfsig  beschäftigten  Personen 
nicht  mit  in  das  Bereich  ihrer  Wirksamkeit  einbegriffen.  Dafs  die  Haft- 


')  Vgl.  Bll.  12  S.  84  fr.  dieser  Zeit.vcl)rift 

*)  Nach  Art.  42  des  Finfiilirungsgosclzcs  zum  liUrgcrl.  Gesetzbuch  bleibt  auch 
in  Zukunft  das  Haftpflichlgi  setz  mit  einigen  für  unsere  Frage  bedeutungslosen  Acn- 
ilcrungcn  bestehen. 
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pflicht  der  Unternehmer  von  Faliriken  durch  eine  Einschränkung  des 
Fabrikbegriffs  gemindert  wird,  hat  eigentlicli  mehr  theoretische  Bedeutung 
als  praktischen  Wert.  Bekanntlich  tritt  die  Verantwortlichkeit  des  .\rbeit- 
gebers  jetzt  vielfach  nicht  ein  durch  die  Bestimmung  des  § 135  G.U.V.G., 
nach  welchem  die  nach  diesem  Gesetze  versicherten  Personen  und  ihre 
Hinterbliebenen  einen  Anspruch  auf  Fj-staltung  des  durch  einen  Be- 
triebsunfall erlittenen  Schadens  lediglich  gegen  diejenigen  Unternehmer, 
Aufseher  u.  s.  w.  erheben  können,  betreffs  deren  durch  strafrichterliches 
Urteil  festgestellt  ist,  dafs  sie  vorsätzlich  den  Unfall  verursacht  haben. 
Schliefst  man  nun  für  eine  fabrikmäfsige  .Anlage  die  Unfallversicherung 
durch  l’nterstellung  des  Handwerkscharakters  aus,  so  lebt  dadurch  nicht 
etwa  die  früher  ausgeschlossene  Haftpflicht  wieder  auf,  sondern  sie  wird 
mit  der  Verneinung  der  Fabrikeigenschaft  endgültig  in  Wegfall  gebracht 
Wenn  jetzt  bei  Gelegenheit  der  Handwerkerreform  die  Grundlagen  der 
Unterscheidung  verändert  werden  sollten,  so  würden  dadurch  neue 
Schwierigkeiten  entstehen:  die  Gefahr  liegt  nahe,  dafs  der  Richter  das 
Vorhandensein  einer  Fabrik  annimmt,  während  die  X'ersicherungsinstanzen 
sich  in  entgegengesetztem  Sinne  geäufsert  hatten. ')  Die  Handwerket- 
kanimern  würden  wohl  geeignet  sein,  ein  mafsgebendes  Gutachten  über 
die  im  Einzelfalle  auftauchende  Frage  zu  eistatten,  — wenn  ntan  aber 
bei  der  Zusammensetzung  dieser  Körperschaft,  wie  es  leicht  geschehen 
kann,  den  eigentlichen  Handwerkerst.ind  nicht  genügend  zur  Vertretung 
gelangen  läfst,  so  werden  die  Fabrikanten  mehr  als  wünschenswert  zu 
Worte  kommen. 

Entstehen  schon  durch  die  Möglichkeit,  dafs  bei  mifsbräuchlicher 
Gleichstellung  von  Fabriken  mit  handwerksmäfsigen  Betrieben  die  .Ar- 
beiterversicherung den  Beteiligten  nur  in  verkümmertem  Mafse 
Nutzen  bringe,  sehr  schwerwiegende  Bedenken,  so  werden  dieselben  da- 
durch noch  bedeutend  verstärkt,  dafs  auch  die  Handhabung  des  .Ar- 
beiterschutzes bei  dieser  Praxis  arg  beeinträchtigt  werden  würde. 

Gerade  für  dieses  Gebiet  ist  die  Trennung  zwischen  Fabrikanten 
und  Handwerkern  von  alleräufserster  Wichtigkeit. 

Die  Fürsorge  des  Staates  für  die  Gesundheit  und  Sittlichkeit  des  .Arbeiter- 
standes hatte  ihre  Blütezeit  l>ei  F.rlafs  der  Novelle  zur  Reichsgewerbeordnung 
vom  I.  Juni  1891.  Mit  Recht  hat  man  damals  die  Fabriken  als  den 
nächsten  und  hauptsächlichsten  .Angrift'spunkt  erwählt,  um  die  Nachteile 
zu  bekämpfen,  welche  in  einer  den  sozialen  Frieden  bedrohenden  Weise 
umsomehr  erwachsen,  je  einseitiger  die  .Ausübung  der  Unternehmerbefug- 
nisse ohne  Riicksicht  auf  das  geistige  und  leibliche  Wohl  der  arbeitenden 

’)  ^ 'Vüc<Ukc,  Kommentar  zum  l'.V.G.  Anni.  9 zu  § I.  Die  Haftpflicht 
kann  bei  Fabriken  dann  in  Frage  kommen,  wenn  durch  Beschlufs  des  bundesraU 
nach  § I Abs.  7 f.V.Cj.  für  Fclriebc  ohne  Unfalljjefahr  die  Vcrsicherung>pflicht  au*- 
geschlos.sen  ist. 
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Bevölkerung  gestattet  wird,  und  je  gröfser  die  Personenzahl  der  .Arbeiter 
ist,  welche  einem  einzelnen  Arbeitgeber  gegenüberstehen. 

So  sind  denn  in  jener  Periode  eine  Menge  von  Bestimmungen  er- 
gangen und  weiter  ausgestaltet  worden,  welche  den  Arbeitgebern  an  Stelle 
von  schrankenlosen  Herrscherrechten  die  Ptlicht  verständiger,  den  beider- 
seitigen Interessen  angepafster  Mafsregeln  attferlegen. 

Dahin  gehört  für  die  Unternehmer  von  Fabriken,  in  welchen  regel- 
mäfsig  20  Arbeiter  ’)  beschäftigt  werden,  das  V'erbot,  für  den  Fall  der 
rechtswidrigen  Auflösung  des  Vertragsverhältnisses  durch  den  Arbeiter 
die  Verwirkung  des  rückständigen  Lohnes  über  den  Betrag 
des  durchschnittlichen  Wochenlohnes  hinaus  zu  vereinbaren  (§  134 
Abs.  2 R.G.O.).  Entgegenstehende  Bestimmungen  oder  Verträge  sind, 
auch  wenn  sie  aus  der  Zeit  vor  Erlafs  der  Novelle  vom  i.  Juni  1891 
herrühren,  nicht  rechtsverbindlich  (§  134  c),  und  der  Fabrikherr  setzt 
sich  durch  den  Versuch  ihrer  Anwendung  nach  S '4^  Abs.  i.  No.  11 
einer  Geldstrafe  bis  zu  150  Mk.,  im  Unvermögensfalle  einer  Haft  bis 
zu  4 Wochen  aus.  ’) 

Hat  keine  Verabredung  über  die  Lohnverwirkung  stattgefunden,  so 
ist  der  Kontraktbruch  des  Fabrikarbeiters  nur  im  tVege  der  Ersatz- 
forderung zu  ahnden;  die  Zahlung  einer  Bufse,  wie  sic  § 124b  R.G.O. 
für  das  Handwerk  und  die  übrigen  Gewerbebetriebe  in  der  feststehenden 
Höhe  des  ortsüblichen  Tagelohnes  gewöhnlicher,  durch  keinerlei  tech- 
nische Vorkenntnisse  und  Fertigkeiten  sich  aiiszeichnender  Arbeiter  vor- 
sieht, kann  nach  dem  SchluLsatze  des  § 134  .Mjs.  2 bei  den  dort  bc- 
zeichneten  Fabriken  weder  vom  .Arbeitgeber  noch  im  Falle  rechtswidriger 
Entlassung  vom  Arbeitnehmer  beansprucht  werden.  Die  Reichstags- 
kommission, welcher  der  ganze  .Absatz  seine  Entstehung  verdankt,  war 
der  Meinung,  dafs  in  der  Vorenthaltung  von  Lohnbeträgen  seitens  der 
Inhaber  gröfserer  Betriebe  thatsächlich  oder  doch  jedenfalls  nach  der 
Auffassung  der  .Arbeiterschaft  eine  .Art  ungerechtfertigter  Bereicherung 
liege,  wenn  man  nicht  gewisse  Schranken  dafür  setze  und  aufserdein  die 
Geltendmachung  der  Entschädigungsforderung  nach  § 1 24  b ausschlösse. 

Im  Handwerk  und  in  den  Fabriken  mit  einem  Durchschnittsbestände 
von  weniger  als  20  Arbeitern  sind  Verträge  über  Loh n ver w ir ku n g en 
nicht  an  die  Grenze  des  durchschnittlichen  Woc:henlohnes  gebunden, 
wohl  aber  die  Lohneinbehaltungcn,  welche  zur  Sicherung  des 
Flrsatzes  eines  den  Unternehmern  aus  der  widerrechtlichen  Auflösung 
des  zArbeitsverhältnisses  erwachsenden  Schadens  oder  einer  für  diesen 

*)  Ohne  die  Betriebsbcaintcn,  Werkmeister  und  Techniker. 

*)  V.  Bernewitz  in  seinem  Kommentar  zur  K.G.O.  .Anm.  5 hei  § 134  hebt 
hervor,  dafs  Zuwiderhandlungen  nicht  strafbar  seien.  Allerdings  ist  der  Krlafs  einer 
dem  § 134  .Vbs.  2 ealgegenlaufenden  Bestimmung  straffrei,  aber  die  Verliängung  der 
ülicr  das  Gesetz  binausgehenden  Strafe  fallt  unter  § I4S  .Xr.  II  dt. 
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Kall  verabredeten  Strafe  ausbedungen  werden.  Diese  letztgedachte  Be- 
schränkung, welche  in  § Iiga  Abs.  t R.G.O.  enth.ilten  ist  und  den 
Betrag  des  einzelnen  Kinbehalis  auf  ein  Viertel  des  fälligen  Lohnes  be- 
niifst,  gilt  für  alle  Gewerbebetriebe,  also  auch  für  Fabriken  mit  einem 
regelniäfsigen  Personal  von  20  und  mehr  Arbeitern. ') 

Während  es  sich  hierbei  nur  uni  eine  ganz  bestimmte  Vorschrift 
zur  Abschwächung  der  Härten  handelt,  welche  sich  aus  dem  Über- 
gewichte des  .Arbeitgebers  bei  vollständiger  P'reiheit  des  Vertrags  er- 
geben würden,  hat  ^ 134  a für  dieselbe  Klasse  der  Grofsindustrie  eine 
wichtige  allgemeine  N'orm  aufgestellt,  welche  zur  Vermeidung  von  Un- 
klarheiten und  Ungesetzlichkeiten  den  Erlafs  einer  .Arbeitsordnung 
fordert.  Zustandekommen,  Inhalt,  Form  und  Vornahme  etwaiger  .Ab- 
änderungen sind  in  gS  t34a — h unzweideutig  geregelt,  insbesondere  ist 
übermäfsigen  Strafandrohungen  vorgebeugt,  und  in  der  Anordnung,  dafs 
die  Strafen  zum  Besten  der  Arbeiter  verwendet  werden  müssen,  sowie 
dafs  den  in  der  F.abrik  beschäftigten  grofsjährigen  Arbeitern  Gelegenheit 
zu  geben  ist,  sich  durch  besondere  Vertreter  oder  durch  einen  ständigen 
Arbeitcrausschufs  vor  dem  Erlasse  einer  Arlieitsordnung  oder  der  Nach- 
träge darüber  zu  äufsem,  ist  eiii  erfreulicher  Fortschritt  enthalten.  Die 
Nachprüfung  der  unteren  A'erwaltungsbehörde  kann  bei  richtiger  Hand- 
habung, insbesondere  bei  enger  F’ühlung  mit  den  Gewerbeaufsichts- 
beamten einerseits,  mit  der  Rechtsprechung  der  Gewerbegerichte  anderer- 
seits *)  dafür  sorgen,  dafs  trotz  der  Notwendigkeit,  Zucht  und  Ordnung 
in  der  Fabrik  streng  aufrecht  zu  erhalten,  die  .Arbeitsordnung  beiden 
Teilen  das  zukomraen  läfst,  was  ihnen  gesetzlich  gebührt. 

Noch  weitergehende,  ohne  Rücksicht  auf  die  Arbeiterzahl  alle 
P'.abriken  im  Gegensätze  zu  den  handwerksmäfsigen  Betrieben  trefiende 
Bestimmungen  zum  Schutze  ge w isse r P e rso n en gat t un gen  ent- 
Imlten  die  tjS  ‘35 — «39  a R.G.O.  Dahin  gehört  besonders  d.as  Verbot 
der  Beschäftigung  von  Kindern  unter  13  Jahren  und  von  volksschul- 
pflichtigen Kindern,  sowie  die  Beschränkung  der  .Arbeitszeit  für  die 
hiernach  im  Fabrikbetriebe  gestattete  Kinderbeschäftigung  auf  täglich 
6 Stunden;  für  junge  Leute  von  14 — 16  Jahren  ist  die  tägliche  Arlxrits- 
dauer  bis  zu  10  Stunden  erweitert,  aber  die  Stunden  der  Beschäftigung 
und  die  Erholungspausen  sind  besonders  geregelt  (§  136).  Dasselbe  ist 
4;  137  betreffs  der  .Arbeiterinnen  gc’schehcn,  für  welche  aus  Gründen 
der  Sittlichkeit  aufserdem  eine  Beschäftigung  zur  Nachtzeit  ausgeschlossen 
ist ; ihre  Thätigkeit  darf  1 1 Stunden  täglich,  an  den  A’oratrenden 
der  Sonn-  und  P’esltage  lo  Stunden  nicht  überschreiten  und  Wöch- 

Wilhelnii,  Kumnicntar  zur  R.G.O.  bei  g 119a.  Uebet  den  Aiuschlufs 
der  Aufrechmmg  Rcgcn  den  vgl.  § 394  B.G.B. 

Vgl.  die  ZeiUchrifl  „Das  (iewcrbcgcricht  *,  3.  Jahrg.  Sp.  54 — 55.  v.  Berne» 
witz,  Kommentar  bei  § 134^ 
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nerinnen  dürfen  innerhalb  der  ersten  4 Wochen  nach  der  Ent- 
bindung überhaupt  nicht,  in  den  beiden  folgenden  Wochen  nur  dann 
beschäftigt  werden,  wenn  ein  Arzt  die  Zulässigkeit  bescheinigt.  Es  liegt 
auf  der  Hand,  dafs  manche  .Arbeitgeber  die  Innehaltung  dieser  durch 
die  Gewerbeaufsichtsbeamten  zu  überwachenden  Vorschriften,  deren 
Übertretung  durch  § 146  Abs.  2 mit  Geldstrafe  bis  zu  2000  Mk.  oder 
Gefängnis  bis  zu  6 Monaten  bedroht  ist,  zu  umgehen  geneigt  sein  werden, 
indem  sie  ihren  Betrieb  als  handwerks-,  nicht  als  fabrikmäfsigen  hin- 
stellen möchten.  Eine  gleichmäfsige  Praxis  der  Gerichte  und  Ver- 
waltungsbehörden ist  deshalb  doppelt  w'Unschenswert. 

Nun  ist  freilich  die  Rechtsprechung,  besonders  bei  den  Gewerbe- 
gerichten, in  neuerer  Zeit  mehr  als  sonst  bemüht,  auf  den  gewerblichen 
Arbeitsvertrag  im  allgemeinen,  also  auch  auf  die  Verhältnisse  des  Hand- 
werks, Tnanchen  Grundsatz  zu  übertragen,  der  sich  in  der  oben  er- 
wähnten Fabrikgesetzgebung  ausgedrückt  findet.  Das  kann  und  darf 
indessen,  wenn  man  nicht  den  Boden  unter  den  F'iifsen  verlieren  will, 
nur  von  dem  beschränkten  Standpunkte  aus  geschehen,  dafs  eine  Unter- 
ordnung der  persönlichen  Willensfreiheit  bei  Eingehung  von  Dienst- 
verträgen insoweit  unzulässig  erscheint,  als  sie  den  guten  Sitten,  dem 
Ehrgeflihl  oder  dem  Rechtsbewufstsein  zuwiderläuft.  Im  Vergleiche  mit 
der  noch  vor  einigen  Jahrzehnten  herrschenden  Auffassung,  welche  der 
Vertragsfreiheit  Grenzen  zu  setzen  sich  kaum  cntschliefsen  mochte,  kann 
man  heute  wohl  von  einer  vorgeschrittenen  Rechtsüberzeugung  reden: 
es  wird  seitens  der  Gerichte  entschiedener  dafür  eingetreten,  dafs  kein 
Arbeiter  in  einer  seine  Ehre,  seine  Existenz  oder  Gesundheit  gefährdenden 
Weise  Verpflichtungen  gegen  den  .Arbeitgeber  auf  sich  nehmen  könne 
und  dafs  abweichende  Verträge  nicht  bindend  seien  (vgl.  §§  138,  826 
B.G.B.).  Aber  viele  der  .Arbeiterschutzvorschriften  in  §§  134  fr.  R.G.O. 
sind  so  eigenartig  und  so  bestimmt  gefafst,  dafs  ihre  Anwendung  auf 
das  Handwerk  willkürlich  erscheinen  müfste  und  deshalb  ausgeschlossen  ist. 

Es  bleibt  somit  dabei,  dafs  für  das  Gebiet  des  Handwerks  die 
Frauen-  und  Kinderarbeit  im  wesentlichen  der  freien  V'creinbarung  über- 
lassen ist,  und  dafs,  wenn  etwa  in  einem  einzelnen  Falle  durch  den 
Dienstvertrag  eine  ganz  aufserordentliche  und  daher  unzulässige  Ver- 
pflichtung den  genannten  Klassen  der  Arbeiterschaft  auferlegt  wäre,  jedenfalls 
keine  Bestrafung  des  betreffenden  Unternehmers  stattfinden  kann,  weil 
es  an  einer  Strafvorschrift  mangelt.  Die  Gewerbeaufsichtsbearaten  stehen 
den  handwerksmäfsigen  Betrieben  so  gut  wie  vollständig  fern;  nur  in 
seltenen  Einzelfällen,  die  ein  polizeiliches  Einschreiten  erheischen,  pflegen 
sie  wohl  helfend  und  gutachtend  in  Thätigheit  zu  treten. , 

Aus  dem  Vorstehenden  ergiebt  sich,  dafs  sehr  erhebliche  Unter- 
scheidungsmerkmale zwischen  Fabrik  und  Handwerk  bestehen,  und  dafs 
eine  Veränderung  der  im  Laufe  der  Zeit  ziemlich  deutlich  bezeichnetcu 
Grenzlinie  böse  Folgen  für  den  Arbeiterstand  nach  sich  ziehen  würde. 
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Die  Arbeitszeit  der  kaufmännischen  Angestellten  in 
den  Engros-  und  Fabrikgeschäften  Berlins. 

, Von 

De.  J.  SILBKRM.ANN, 

in  Borlin. 

Kurz  nachdem  die  Kommission  für  Arbeitcrst.atistik  ins  I.ebcn  ge- 
treten war,  stellte  der  deutsclie  \'crband  kaufmännischer  Vereine  den 
•\ntrag,  die  Lage  der  Handlungsgehilfen  durch  diese  Kommission  i>rüfen 
zu  lassen.  Diesem  Wunsche  wurde  insoweit  Rechnung  getragen,  als  man 
zunächst  eine  Krhebung  über  die  .Xrbeitszeit,  Kündigungsfristen  und 
1 .ehrlingsverhältnisse  der  Ladenangcstclltcn  veranstaltete,  weil  von  dieser 
Kategorie  Gehilfen  die  meisten  und  lautesten  Klagen  ertönten.  Der 
Krfolg  dieser  Untersuchung  ist  ja  bekannt:  er  gipfelt  in  dem  oblig.itori- 
schen  Neunuhrladenschlufs.  Indessen  hat  derselbe  N'crband,  auf  dessen 
Anregung  hin  jene  Krkebung  stattfand,  cs  nicht  unterlassen,  immer  wieder 
darauf  hinzuweisen,  dafs  auch  eine  Untersuchung  ülrer  die  L.age  der 
übrigen  kaufmännischen  Angestellten  am  Platze  sei.  Das  Leben  der  in 
den  P'abrik-  und  Engrosgeschäften  thätigen  Handlungsgehilfen  spielt  sich 
nicht  so  sehr  vor  der  Oeffcntlichkcit  ab  wie  dasjenige  der  Laden- 
gehilfen, und  so  sind  beim  grofsen  Publikum  sowohl  wie  auch  bei  Be- 
hörden irrige  Meinungen  über  eine  angeblich  günstige  laige  dieser  .An- 
gestellten verbreitet.  .Allerdings  k:mn  nicht  geleugnet  werden,  dafs  die 
.Angestellten  der  Engros-  und  l'abrikgeschäfte,  das  sogen.  Kontorpersonal, 
in  der  sozialen  Schichtung  der  Handlungsgehilfenschaft  heute  im  all- 
gemeinen die  höhere  Stellung  eimiimmt.  Damit  ist  aber  noch  nicht 
entschieden,  dafs  auch  die  m a t c ri e 1 1 e I.age  eine  so  wesentlich  bessere 
sein  müsse.  Gegenwärtig  ist  das  Verhältnis  zwischen  Prinziiwl  und 
Handlungsgehilfen  noch  ein  anderes  als  dasjenige  zwischen  Fabrikherrn 
und  Arbeiter.  Von  dem  1 landlungsgehilfen  wird  ohne  weiteres  verlangt. 
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<Jafs  er-  seine  ganze  Persönlichkeit  voll  in  den  Dienst  des  Geschäfts- 
inhabers stelle,  während  vom  Fabrikarbeiter  nur  die  Arbeitskraft  für 
eine  bestimmte  Zeitdauer  beansprucht  wird.  Zwar  ist  das  ehemalige 
patriarchalische  Verhältnis  zwischen  Gehilfen  und  Prinzipal  durch  die 
neuere  Entwicklung  des  Handels  und  \'erkehrs,  durch  das  Entstehen  von 
Riesenbetrieben,  durch  die  vielfach  eingetretene  Mechanisierung  der 
Arbeit  thatsächlich  sehr  gelockert,  allein  trotzdem  sind  hier  die  traditio- 
nellen Anschauungen  noch  in  voller  Kraft;  sie  leben  namentlich  in  den 
Handlungsgehilfen,  weniger  in  den  Geschäftsinhabern.  Daraus  ergiebt 
sich  ein  Zwiespalt  zwischen  dem  gesellschaftlichen  Verhältnis  und 
den  materiellen  Arbeitsbedingungen,  der  zu  mancherlei  Uebelständen 
führt 

Um  sich  ein  Bild  über  die  Zustände  in  der  Reichshauptstadt  zu 
verschaffen,  hat  der  hier  bestehende  Kaufmännische  Hilfsverein  für 
weibliche  Angestellte  im  Sommer  1900  eine  Umfrage  unter  seinen  Mit- 
gliedern, soweit  sic  in  Engros-  und  Fabrikgeschäften  thätig  sind,  veran- 
staltet, deren  spezialisiertes  Ergebnis  wir  im  nachfolgenden  veröffent- 
lichen wollen.  Zunächst  sei  bemerkt,  dafs  einzelne  Branchen,  da  in  ihnen 
weibliche  Personen  nur  in  aufserordentlich  geringem  Mafse  beschäftigt 
werden,  völlig  ausscheiden;  es  sind  dies  der  Buchhandel,  Bank-  und 
Speditionsgeschäfte.  Ueber  500  Betriebe  liegt  ein  gutes,  brauchbares, 
ülwrprüftes  Material  vor,  das  ein  ziemlich  objektives  Bild  gewährt. 
Venngleich  die  Fragebogen  nur  von  Angestellten  ausgefüllt  sind,  so  ist 
doch  das  Bild,  das  sich  aus  der  Zusammenstellung  ergiebt,  gegenüber 
der  Wirklichkeit  um  eine  Nuance  zu  hell,  weil  viele  Gehilfinnen  in  der 
Beantwortung  sehr  zurückhaltend  waren  und  häufig  die  krassesten  Llebel- 
stände  zu  schildern  vermieden. 

Fis  sei  hier  zunächst  der  Fragebogen  in  bezug  auf  Wortlaut  und 
Anordnung  abgedruckt,  wozu  eiirige  erklärende  Bemerkungen  voraus- 
geschickt werden  sollen. 

V'eiblichc  Angestellte,  soweit  sie  in  Kontoren  thätig  sind,  machen 
nur  in  geringer  Anzahl  eine  regelrechte  praktische  Lehre  durch,  sondern 
treten  in  ihrer  ülterwiegenden  Mehrheit  mit  einer  mehr  oder  minder  guten 
f.ichtheoretischen  Vorbildung  in  das  Geschäftsleben  ein.  Aus  diesem 
Grunde  ist  es  unterlassen  worden,  die  Frage  der  Lelirlingsvcrhältnisse 
überhaupt  zu  streifen. 

ln  vielen  Geschäften  giebt  es  Zeiten,  wo  die  Arbeit  sich  ganz  be- 
sonders häuft,  während  sie  in  anderen  ruhiger  verläuft.  Ersteres  be- 
zeichnen wir  gewöhnlich  mit  „Saison“  und  auf  diese  beziehen  sich  in 
der  Regel  auch  die  meisten  Mifsstände. 

Der  Fragebogen  lautete; 
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Eine  eingehende  genaue  Sichtung  des  Materials  ergab,  dafs  in  den 
Betrieben,  in  denen  männliche  und  weibliche  Angestellte  zusammen  arbeiten, 
die  Arbeitsdauer  im  allgemeinen  für  beide  Geschlechter  die  gleiche  ist. 
Da,  wo  eine  verschiedenartige  Bemessung  stattfindet,  haben  die  weiblichen 
Angestellten  in  der  Regel  eine  kürzere  Arbeitszeit,  sind  also  günstiger 
gestellt.  Umgekehrt  liegen  die  Verhältnisse  bezüglich  der  Kündigungs- 
fristen: da,  wo  verschiedene  Kündigungsfristen  für  Männer  und  Frauen 
eingeführt  sind,  sind  sie  für  letztere  kürzer  als  für  die  ersteren.  Der 
Grund  liegt  meistens  darin,  dafs  die  männlichen  Angestellten  die  höheren 
Posten  bekleiden,  dafs  es  also  dem  Prinzipal  wünschenswert  erscheint,  sie 
länger  an  das  Geschäft  zu  fesseln. 

Im  einzelnen  wollen  wir  zu  den  unten  folgenden  Tabellen  be- 
merken, dafs  immer  die  kürzere  Arbeitszeit  als  normale  angenommen 
wurde,  d.  h. : wenn  in  einem  Fragebogen  auf  die  Frage  nach  dem 
Schlufs  der  Arbeit  geantwortet  wurde:  „8  Uhr,  es  wird  aber  auch  mit- 
unter 9 Uhr",  so  ist  nur  die  Zeit  von  8 Uhr  berücksichtigt  worden. 
Vorweg  sei  gleich  betont,  dafs  Ueberstunden  dem  kaufmännischen 
Personal  nicht  bezahlt  zu  werden  pflegen.  Besonders  humane  Chefs 
gewähren  bei  langdauernder  anstrengender  Ueberarbeit  sog.  Gratifikationen. 
Wie  vorsichtig  und  zurückhaltend  die  Fragebogen  beantwortet  worden  sind, 
mag  man  aus  folgendem  Beispiel  ersehen : Die  .Angestellte  einer  Firma,  die 
während  mehrerer  Wochen  im  Jahre  mindestens  bis  12  Uhr  nachts, 
häufig  sogar  bis  2 und  3 Uhr  arbeiten  läfst,  hat  die  Frage  nach  dem 
Arbeitsschlufs  während  der  Saison  mit  9 — lo  Uhr  beantwortet;  in  der 
Rubrik  „besondere  Bemerkungen"  Jedoch  schrieb  sie:  „Als  ich  neulich 

bereits  um  i2'/„  Ulir  nachts  gehen  wollte,  wurde  mir  vom  Expedienten 
mit  der  Kündigung  gedroht." 

Die  eingegangenen  Fragebogen  sind  am  besten  nach  folgenden  Ge- 
sichtspunkten zu  ordnen: 

1.  Geschäftsbetriebe,  mit  denen  ein  Warenlager  oder  eine  Fabrik 
nicht  verbunden  ist,  (z.  B.  Agentur-  und  Versicherungsgeschäfte,  Bau- 
geschäfte u.  dergl.),  wir  bezeichnen  sie  kurz  mit  „Bureaus", 

2.  Fabrikkontore,  d.  h.  solche  kaufmännischen  Betriebe,  die,  un- 
mittelbar mit  einem  Fabriketablissement  verbunden  sind, 

3.  Engrosgeschäfte,  d.  h.  Betriebe,  die,  ohne  selbst  zu  fabrizieren, 
grofse  Warenlager  zum  Verkauf  an  die  Kleinhändler  unterhalten, 

4.  Hausindustrielle  Betriebe,  die  insbesondere  die  sogenannte  „Kon- 
fektion“ (Männer-  und  Frauenkleidung)  umfassen. 

Erläuternd  sei  hier  gleich  vorbemerkt,  dafs  es  eine  Anzahl  Betriebe 
giebt,  die  teils  zu  den  Fabriken,  teils  zur  Hausindustrie  zu  rechnen  sind ; 
sie  sind  dann  derjenigen  Rubrik  zugerechnet  worden,  die  ihrer  Art  am 
meisten  entspricht.  Die  Fabrikation  von  Damenwäsche  z.  B.  pflegt  in 
- der  Regel  derartig  zu  erfolgen,  dafs  in  einer  mit  dem  Kontor  in  Ver- 
bindung stehenden  Werkstelle  die  Muster  entworfen  und  die  Stücke  zu- 
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geschnitten  werden;  dagegen  wird  die  Näharbeit  hausindustriell  betrieben: 
in  diesem  Falle  bt  der  Betrieb  der  Hausindustrie  zugezählt  worden,  ln 
der  Tapisseriebranche  pflegt  auch  geteilter  Betrieb  zu  sein.  Das  so- 
genannte Schattieren  und  Korapletiercn  findet  jedoch  regelmäfsig  in 
einer  Geschäftswerkstelle  statt,  und  in  zahlreichen  Fällen  auch  die  meisten 
anderen  Arbeiten;  nur  ein  Teil  der  .\rbeit  ist  Hausindustrie:  diese  Ge- 
schäfte sind  meistens  dem  Fabrikbetrieb  zugezählt. 

Kündigungsfristen:  Nach  dem  Handelsgesetzbuch  hat  kauf- 

männisches Personal  Anspruch  auf  eine  Mindestkündigungsfrist  von 
einem  Monat.  Unter  gesetzlicher  (sechswüchentlicher)  Kündigungsfrist 
versteht  man  eine  solche  von  sechs  Wochen  vor  Schlufs  des  Kalender- 
vierteljahrcs.  Manche  Betriebe  haben  für  verschiedene  .Angestellte  eine 
verschiedene  Kündigungsart  eingeführt,  je  nach  dem  .Alter  oder  dem 
Geschlecht.  Vielfach  liegt  es  in  dem  Wunsche  der  weiblichen  Personen, 
eine  kürzere  Kündigungsfrist  zu  geniefsen;  seinen  Grund  hat  dieses  an 
sich  befremdliche  Verhalten  in  dem  Bestreben  nach  gröfserer  Be- 
wegungsfreiheit und  in  der  eigenen  .Art  der  grofsstädtischen  V'erhältnisse. 

Es  ergeben  sich  betreffs  der  Kündigung  folgende  Ziffern: 


monatl. 

gcsclzl. 

viertel]. 

gemischte *  *) 

unbestimmte  Kündigung 

Burcaux  • • • 

iS 

10 

— 

— 

3 Betriebe 

Fabriken  . . • 

112 

65 

4 

I 

14  .1 

Engrosgcschäftc: 

111 

58 

I 

8 

3 .. 

Hausindustrie:  . 

71 

IS 

— 

6 

5 

Daraus  geht  hervor,  dafs  in  Berlin,  soweit  weibliche  Angestellte  in- 
betraclit  kommen,  die  monatliche  Kündigung  weit  überwiegt  .Am 
häufigsten  kommt  die  gesetzliche  Kündigung  in  den  Bureaus,  Fabriken 
und  Engrosgeschäften  vor,  am  verhältnismäfsig  seltensten  in  den  haus- 
industriellen  Betrieben.  Leider  sind  die  .Antworten  über  Kündigung 
nicht  so  c.\akt  ausgefallen,  wie  die  später  zu  bringenden  .Antworten  über 
die  Arbeitszeit.  Indessen  ist  diese  Frage  auch  nur  von  untergeordneter 
Bedeutung,  weil  sie  durch  das  Handelsgesetzbuch  auf  lange  Zeit  hinaus 
bereits  geregelt  ist 

Viel  wichtiger  ist  die  Frage,  wie  sich  die  Arbeitszeit  stellt 
Von  grofser  Bedeutung  erscheint  dabei  nicht  blofs  die  Frage  nach  den 
geleisteten  .Arbeitsstunden,  sondern  auch  nach  den  Pausen,  insbesondere 
nach  der  Mittagspause.  In  vielen  Städten  ist  eine  Agitation  eingeleitct 
worden  zur  Durchführung  der  sogenannten  „Durcharbeitszeit"  oder,  wie 
man  sie  auch  nennt,  der  „englichen  Tischzeit".  Man  versteht  darunter 


')  d.  h.  für  verschiedene  .Angestellte  verschiedene,  meist  4-  und  6 wöchentliche 
Kündigung. 

*)  d.  h.  nicht  prägnant  beantwortet. 
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in  England  eine  Arbeitszeit  von  etwa  9 Uhr  früh  bis.  5 oder  6 Uhr 
nachmittags  mit  einer  * 4 stündigen  Pause  fiir  den  Lunch.  Da  die 
Mittagspause  von  aufserordentlicher  Wichtigkeit  ist,  *so  ist  versucht 
worden,  sie  bis  auf  Viertelstunden  zu  berechnen,  und  wir  nehmen  dabei 
an,  dafs  Stellungen,  in  denen  nur  eine  Stunde  Mittagspause  herrscht, 
solche  mit  sogenannter  „englischer  Tischzeit"  sind,  denn  innerhalb  einer 
Stunde  ist  kein  Angestellter  in  der  Grofsstadt  in  der  Lage,  sein  Heim 
aufzusuchen  und  dort  die  Mittagsmahlzeit  einzunehmen.  Manche  Betriebe 
haben  die  „Durcharbeitszeit“  im  Sommer,  dagegen  die  „deutsche"  Arbeits- 
zeit im  Winter  eingefUhrt.  In  diesem  Falle  ist  nur  die  deutsche  Tisch- 
zeit angeführt  worden,  weil  sie  sich  auf  einen  weit  längeren  Zeitraum 
erstreckt. 

Um  eine  vergleichende  Uebersicht  gewinnen  zu  können,  seien 
hier  für  sämtliche  Betriebsarten  die  .Arbeitszeiten  in  Tabellenform 
wiedergegeben : 


H urea  u X. 


Bei  einer  Während  des  ruhigen  (jesciiUflsgangcs. 

Mittagpauso  Effektive  Arbeits/.cil 

» von  Sldn. : Stunden 

— 7 7—8  8—9  9 — 10  lO—ll  11  — 12  12—13  13—14  14—15 
o 12  — — — — — — — Betriebe 


1 

3? 


l'/z 

l’z 


2 


Während  der  ’/eit  gröfsen-n  Gesehäftsandranges  ;^Saison). 


»r  

i — *' 

j — — — ~ — — — — — „ 


2 3 
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Bei  einer 


Fabriken. 

Während  der  Zeit  ruhipen  Cicschäftsgangcs. 
Effektive  Arbeitszeit 


Mittagspause 

Stunden 

von  Stdn.: 

7-8  8-9 

9 — 10  10—  11  11  — 12 

12-13  13-14  14-15 

0 — 

r 

ii  — 

1 I 

2 5 

1 

17 

— 1 

— — — Betriebe 

. t 

1 — 

■ V,  - 

2 2 

1 4 

— 5 

— 3 

5 

8 

7 — 

— — — 

4 50 

63 

10  1 

— — — 

2 Vs  2 

5 

— 

— — 

0 — 

V. 

•/. 

1 I 

— 2 

5 

5 3 

2 1 — „ 

1 — 

— 2 

— I 

1 

1 

2 — 

1 1 1 

2 1 — „ 

1%  - 

2 — 

2*/j  I 

— 20 

1 — 

'9 

36  5 

Bei  einer 
Mitlag.spause 

Während 

E n ß r 0 s p e s c h ä 1 1 e. 
der  Zeit  ruhigen  Geschäftsganges. 
Effektive  Arbeitszeit 
Stunden 

von  Stunden:  —7  7—8  8 9 9—10  lo  -ii  ii — 12  12 — 13  13— 14  U— *5 


— 3 - 3 

I 2 4 

— 22  — 

— — 1 19 

— 3 30  74 

— 13» 


— Betriebe 


4 

1 

20 


Während  der  Zeit  gröfscren  (loscliaftsandranges  (Saison). 


V. 

I 


12  39 

2 — 
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Hausinüuslriclle  Betriebe. 

Während  der  Zeit  ruhigen  Geschäftsganges. 

Bei  einer  Effektive  ArbcilÄzeii 

Mittagspause  Stunden 

von  Stunden:  —7  7— S 8—9  9—10  10— li  u — 12  12— 13  13 — 14  14— 15 

0 — — — - — 1 — — — — Betriebe 

>4  __27  ______ 

>4  --------- 

1 — 

l',t  __I2  7 I ___ 

2 — 3 6 44  13  _ _ _ _ 

Während  der  Zeit  gröfseren  Geschiittsandranges  (Saison). 

s 

I — — — — — — — — — ; M 

1 — _ 4 1 I 3 3 _ _ 

i’j  — — 1 1 2 2 

2 — — I 16  19  II  5 I — „ 

Sämtliche  Betriebe  beschäftigten  an  kaufmännischen  Angestellten: 
männliche:  3700 
wcibticiic : 2600. 

Es  zeigt  sich,  dafs  überhaupt  eine  Saison  haben,  d.  h.  jährlich 
regelmäfsig  wiederkehrende  Zeiten  besonderer  Geschäftshäufung  von 
Bureaux:  15“,,,  von  Fabriken:  68",,,  von  Engrosgeschäften:  76”u,  von 
der  Hausindustrie:  80“ 

Obwohl  es  sich  nur  um  500  Betrielx;  handelt,  glauben  wir  doch 
behaupten  zu  können,  dafs  die  Ergebnisse  der  Umfrage  der  Wahrheit 
sehr  nahe  kommen.  Um  zu  erfahren,  in  welcher  Abstufung  die  einzelnen 
Betriebsarten  mit  Bezug  auf  die  materiellen  Arbeitsbedingungen  ihrer 
Angestellten  aufeinanderfolgen,  stellen  wir  die  effektive  Arbeitszeit  in 
den  einzelnen  Betrieben  und  Betriebsarten  nach  ihrer  Prozentzahl  hier 
zusammen : 

Die  effektive  .\rlieitszeit  beträgt  in  Prozenten  der  in  Frage  kommenden 
Betriebe ; 


Bure 

U U X 

Fab 

r i k c n 

ruhii;.  w 

ihrctid  d. 

ruhig, 

während  d. 

Zeit 

Saison 

Zeit 

Saison 

bis 

S Stdn.  in 

19.4 

— 

6.0 

bS 

der  Betriebe 

über 

l 

00 

4S.4 

3-2 

36.5 

■30 

I»  »T  »J 

.7 

9—10  „ „ 

29.0 

6,4 

47-5 

13.0 

t*  II  It 

.7 

■0—1  ' V „ 

3-2 

9-7 

9.0 

ft 

11-12  „ 

— 

— 

i.o 

4.,‘i 

11  tf  If 

if 

■ 2 ..  .. 

— 

— 

— 

4.0 

If  ff  II 
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Engros 

gcschäflc 

Haus 

üdustric 

nibig. 

walircnd  d. 

rubig. 

wahrend  d. 

Zeit 

Saison 

Zeit 

Saison 

bis 

S Stein,  in 

6,0 

1.7 

3.< 

— 

der  Betriebe 

über 

8t-  9 „ „ 

22,1 

11, 6 

>3-4 

8.0 

•»  t*  >• 

»1 

9-10^  „ „ 

5<>.4 

27,0 

58,0 

■8,3 

ti  ?>  « 

♦» 

10— II  „ „ 

13.8 

27,0 

23.7 

»4.7 

M 1»  « 

.. 

11  — 12  „ „ 

1,6 

2,0 

'6.5 

M tt  n 

12  „ 

— 

— 

— 

>2,4 

11  1»  •» 

Wir  entnelimen  daraus,  dafs  unbedingt  die  besten  Arbeitsbedingungen 
hinsichtlich  der  Arbeitsdauer  in  den  Bureaus  herrschen,  dafs  sodann  die 
Fabrikgeschäfte,  nach  ihnen  die  Engrosgeschäfte  und  zuletzt  die  haus- 
industriellen Betriebe  folgen.  Während  die  Bureaus  zu  zwei  Dritteln 
eine  Arbeitszeit  von  höchstens  9 Stunden  aufweisen,  haben  in  den  haus- 
industriellen Betrieben  nur  i6"'„  eine  solche  Arbeitszeit.  Woran  mag 
das  liegen  ? Bei  den  Bureaus  ergeben  sich  die  günstigen  .Arbeitszustände 
eben  aus  ihrem  burcaukratischen  Charakter,  ln  den  Fabrikgeschäften, 
welche  in  zweiter  Reihe  folgen,  dürfte  die  Ordnung  und  Pünktlichkeil, 
die  der  Fabrikationsbetrieb  mit  sich  bringt,  .auch  auf  die  Arbeitszeit  in 
den  Kontoren  einen  günstigen  Einflufs  ausüben.  D.agegen  ist  in 
Engrosgcschäften  und  in  den  ihnen  nahe  verwandten  hausindustriellen 
Betrieben  die  Arbeitszeit  thatsächlich  der  Willkür  der  aufsichtführenden 
Organe  überlassen.  .An  dem  späten  Kontorschlufs  der  hausindustriellen 
Betriebe  tragen  folgende  Ursachen  nach  übereinstimmenden  Machrichten 
Schuld.  Zunächst  laufen  die  Bestellungen  auf  Waren  meistens  in  letzter 
Stunde  ein;  der  Besteller  verlangt  sofortige,  möglichst  baldige  Lieferung, 
und  es  ist  klar,  dafs  der  Inhaber,  der  sich  das  Geschäft  nicht  entgehen 
lassen  will,  alle  Anstrengungen  macht,  um  die  Wünsche  seiner  Kunden 
zu  befriedigen.  Gegen  diesen  Mifsbrauch  kann  sich  der  Inhaber  eines 
hausindustriellen  Betriebes  oder  auch  eines  Engrosgeschäftes  nur  schwer 
schützen.  Dazu  kommen  die  Ucbelstände,  die  sich  aus  der  Art  des  Be- 
triebes selbst  ergeben.  Die  .Arbeiter  nehmen  die  anzufertigenden  Gegen- 
stände nach  Hause  mit;  die  Ablieferung  der  fertigen  Sachen  geschieht  den 
ganzen  Tag,  oft  sogar  bis  sirät  in  die  .Abendstunden  hinein,  da  uie 
Hausindustriellen  des  Verdienstes  wegen  möglichst  viel  abzuliefem  ver- 
suchen. Nun  müssen  die  bestellten  Waren  an  den  Kunden,  der  darauf 
sehnsüchtig  wartet,  sofort  liefördert  werden.  .Aus  diesem  Grunde  mufs 
bis  in  die  späten  .Abendstunden  hinein  gearbeitet  werden,  die  bei  der 
Expedition  beschäftigten  Personen,  die  Expedienten,  Fakturisten  (Rech- 
nungsschreiber), hören  mit  der  .Arbeit  am  spätesten  auf.  lutdlich  liegen 
die  Ucbelstände  auch  häufig  am  Geschäftsinhaber  oder  an  dem  auf- 
sichtfuhrenden  Person.il.  Wir  wollen  hier  einige  charakteristische  und 
wahrheitsgetreue  Acufserungen  anfuhren,  die  um  so  zuverlässiger  sind. 
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als  das  Fachblatt  der  Berl'tner  Konfektionsgeschäfte,  der  „Konfeklionär“, 
der  durchaus  die  Interessen  der  Konfektionshäuser  vertritt,  ähnliche 
Ausführungen  gebracht  hat. 

Fan  Fragelx)gen  enthält  unter  „Besondere  Bemerkungen“  folgende 
Notiz:  „Nachmittags  von  ’„5 — '/.j  9 Uhr  häuft  sich  die  .Arbeit,  so  dafs 
die  Leute  überbürdet  sind.  Der  Grund  hierfür  ist,  dafs  der  Chef  sein 
Personal  ungern  pünktlich  gehen  sicht,  er  erblickt  darin  mangelndes 
Geschäftsinteresse;  lieber  übersieht  er  ein  unpünktliches  Erscheinen.  In- 
folgedessen nehmen  die  Direktricen  auch  nachmittags  Lieferungen  an, 
um  in  der  Gunst  des  Chefs  zu  stehen.  Daher  wird  mit  der  Fjipedition 
so  spät  wie  möglich  begonnen,  auch  Arbeit,  welche  vormittags  erledigt 
werden  kann,  wird  häufig  auf  den  Abend  verschoben." 

Eine  andere  Antwort  fafst  die  Mifsstände,  namentlich  in  den  Konfektions- 
geschäften, in  folgenden  lapidaren  Satz  zusammen:  „Späte  Lieferung, 
Bummelei,  und  langes  im  Kaffeehaus-Sitzen  des  Chefs."  Das  wird  that- 
sächlich  durch  viele  Zuschriften  bestätigt.  So  lautet  eine  Aussage: 
„Der  eine  Chef,  der  in  der  Saison  öfter  ansagt,  kommt  viel  zu  spät  von 
Tisch,  um  5 und  6 Uhr,  so  dafs  bis  6 Uhr  kaum  die  Expedition 
fertig  werden  kann.  An  Tagen,  wo  ich  gar  nichts  zu  thun  habe,  darf 
ich  auch  erst  um  8 Uhr  gehen,  selbst  wenn  dieses  Nichtsthn  monate- 
lang dauert.“ 

Die  Möglichkeit,  die  .Arbeit  gleichmäfsig  zu  verteilen,  wäre  für 
Berlin  nnzweifelhaft  dadurch  gegeben,  dafs  der  Postschlufs  für  Packete 
um  6 Uhr  einträte. 

Dafs  auch  in  den  Fabrikgeschäften  manchmal  nur  die  Einteilung 
schuld  ist  an  einer  allzulangen  Arbeitszeit,  geht  z.  B.  aus  folgender 
Aeufserung  hervor.  Zu  der  Frage : „Häuft  sich  zu  bestimmten  Stunden 
die  .Arbeit  und  warum heifst  eine  .Antwort:  „Launenhaftigkeit  des 

Ingenieurs.  Gegen  2 Uhr,  wenn  eigentlich  meine  Tischzeit  ist,  be- 
komme ich  von  dem  betreffenden  Herrn  erst  die  Post  diktiert.  Auf 
diese  .Art  und  Weise  bin  ich  genötigt,  sehr  oft  auf  meine  Tischzeit  zu 
verzichten." 

Eine  andere  .Antwort  lautet:  „Um  7 Uhr  soll  Schlufs  sein,  doch 
kurz  zuvor  kommt  regelraäfsig  der  Chef  mit  verschiedenen  Korre- 
spondenzen, so  dafs  das  Personal  stets  bis  8 und  9 Uhr  in  .Anspruch 
genommen  wird.“ 

Noch  eine  charakteristische  .Antwort:  „Es  ist  keinem  gestattet  das 
Geschäft  zu  verlassen,  solange  einer  der  Chefs  anwesend  ist.  Diese 
werden  häufig  durch  Besuche  und  anderes  abgehaltcn,  und  deswegen 
müssen  die  Angestellten,  auch  wenn  sie  nichts  mehr  zu  thun  haben, 
über  die  vereinbarte  Zeit  hinaus  bleiben." 

Wie  aus  den  Tabellen  ersichtlich,  hat  sich  die  „englische  Tischzeit“ 
in  den  Berliner  Warengeschäften  noch  nicht  eingebürgert.  Die  Regel 
bildet  eine  durch  zwei  Stunden  Mittagspause  unterbrochene  Arbeitszeit. 


Image 

not 

a vailable 
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Fabriken. 


ln  ♦ . . Hetricben  herrscht  eine  Arbeitszeit  , . . 


bis  IO  Stunden 

mehr  als  10 — 12 

Stunden 

bei  gewöhnl. 

in  der 

bei  gcwöhnl. 

in  der 

Geschäftig. 

Saison 

Gcschäftsg. 

Saison 

Druckereien  (15 

Betriebe) 

15 

— 

— 

— 

über  12  Stunden 
bei  gcwöhnl.  in  der 

Geschäftsg.  Saison 


29 


Chemische  Branche  (30  Betriebe) 

4 1 5 


Mctallwarcn,  Maschinen,  Elektrizitätswerke  (38  Betriebe) 

35  I 3 7 — 1 

Leder  und  Papier  (29  Betriebe) 

26  3 3 II  — 2 

Holzwaren  (21  Betriebe) 

19  2 25  — — 


Textilwaren  (56  Betriebe) 

43  4 13  24  — 3 


Bngrosgeschäfte. 

Ürogucn  und  Chemikalien  (20  Betriebe) 

Nahrungs-  und  Genufsmillcl  (16  Betriebe) 

13  — 3 3 — — 

Papier  und  Leder 

16  2 3 5 ^ ‘ 

Metall-  und  Kurz  waren,  Glas,  Porzellan,  Spiel  waren  133  Betriel>c) 
23  — IO  n — 2 

Textilwaren  (103  Betriebe) 

87  9 16  43  — — 


Hausindustrie. 

Herrengarderobe,  Damen  n\antcl  und  - Kleider,  Schürzen 
(53  Betriebe) 

40  3 13  25  — 7 

Wäsche,  Weifswaren,  Hüte,  Kravatten  (36  Betriebe) 

29  — 7 — 4 

Von  den  Angestellten  in  Fabriken  erfreut  sich  das  kaufmännische 
Personal  der  Druckereien  der  unzweifelhaft  besten  Arbeitsbedingungen 
inbezug  auf  Dauer  der  täglichen  Beschäftigung;  denn  die  Arbeitszeit 
geht  über  zehn  Stunden  nicht  hinaus.  Aehnlich  ist  es  in  dev  Fabti- 
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kation  von  Dioguun  und  Chemikalien.  Ein  wenig  ungünstiger  liegen  die 
Verhältnisse  in  der  Fabrikation  von  Metallwaren  und  in  Maschinen- 
fabriken, sowie  in  den  Betrieben  der  Holzverarbeitung  (Möbelfabriken), 
denn  vereinzelt  tritt  hier  schon  eine  elf-  bis  zwölfstündige  Arbeitszeit 
auf.  Die  längste  Arbeitszeit  finden  wir  in  den  Textilfabriken,  denn  in 
nahezu  einem  Viertel  der  Betriebe  dauert  der  Arbeitstag  länger  als  zehn 
Stunden. 

Unter  den  Kngrosgeschäften  haben  die  Handlungen  mit 
Uroguen  und  Chemikalien  nach  dem  vorliegenden  Material  die  beste 
Arbeitszeit,  denn  eine  länger  als  zehnstündige  Arbeitszeit  kommt  nicht 
vor.  In  zweiter  Reihe  stehen  die  Handlungen  mit  Textilwaren  und  deren 
Fabrikaten,  da  hier  noch  nicht  in  dem  sechsten  Teil  der  Betriebe  die 
zehnstündige  Arbeitszeit  überschritten  wird.  Dann  dürften  die  Handlungen 
mit  Nahrungs-  und  Genufsmitteln  und  die  Geschäfte  folgen,  die  Papier, 
Leder  und  deren  Fabrikate  feilhalten;  der  fünfte  Teil  läfst  über 
zehn  Stunden  arbeiten.  Am  ungünstigsten  aber  stehen  die  Metall-,  Glas- 
und  Porzellan-,  Spiel-  und  Kurzwarenhandlungen,  weil  hier  nahezu  der 
dritte  Teil  eine  mehr  als  zehnstündige  Arbeitszeit  aufweist. 

Was  die  Hausindustrie  anbetrifft,  so  unterscheiden  wir  die  so- 
genannte Konfektion  im  engeren  Sinne,  d.  h.  die  Betriebe,  die  sich  mit 
der  Herstellung  von  Männcrkleidung,  von  Damenmänteln-  und  Kleidern, 
Schürzen  und  dergleichen  beschäftigen,  und  diejenige  Hausindustrie, 
welche  die  Anfertigung  von  Wäsche,  Weifswaren,  Kravatten  und  ähn- 
lichen Gegenständen  bewirkt.  Die  erstere  Art  hat  die  schlechteren  .\rbeits- 
verhältnisse,  denn  im  vierten  Teil  der  Betriebe  besteht  hier  eine  mehr  als 
zehnstündige  .Arlreitszeit,  während  in  der  aweiten  Abteilung  noch  nicht 
im  fünften  Teil  eine  solche  .•\rbeit.sdauer  vorhanden  ist.  Dazu  kommt, 
dafs  in  der  zweiten  Abteilung  eine  zwölfstündige  Arbeitszeit  nicht  vor- 
handen ist,  wohl  aber  in  der  Konfektion  im  engeren  Sinne. 

Betrachten  wir  nun  die  Arbeitszeit,  wie  sie  sich  in  den  einzelnen 
Unterabteilungen  während  der  jährlich  wiederkehrenden  Zeiten  gröfserer 
Geschäftsanhäufung,  in  der  sogenannten  Saison,  gestaltet.  Zunächst  sei 
hier  bemerkt,  dafs  zu  den  Saisonbetrieben  hier  nur  solche  gezählt  worden 
sind,  in  denen  die  Saison  thatsächlich  auf  die  Arbeitszeit  von  beson- 
derem Einflüsse  ist,  d.  h.  die  Tagesarbeit  verlängert.  Es  giebt  nämlich 
eine  ganze  Anzahl  von  Geschäftsinhabern,  die  durch  eine  richtige  Arbeits- 
einteilung und  durch  Einstellung  von  Hilfskräften  auch  während  der 
Zeiten  grOfseren  Geschäftsandranges  über  das  gewöhnliche  Mafs  hinaus 
nicht  oder  unwesentlich  arbeiten  lassen.  Im  allgemeinen  ist  die  Wir- 
kung der  Saison  inbezug  auf  die  Arbeitszeit  die,  dafs  letztere  um 
I — 2 Stunden  verlängert  wird.  Dabei  kommt  es  freilich  auf  die  Dauer 
der  Saison  an.  Die.se  schw’ankt  in  den  einzelnen  Betriebsarten  ganz  be- 
trächtlich, und  zwar  zwischen  i — 7 Monaten,  je  nach  dem  Betrieb,  der 
Branche  u.  s.  w.  Wir  finden  in  der  Saison  eine  Maximalarbeit  von  1 5 
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Stunden,  und  zwar  in  einem  hausindustriellen  Betriebe.  Von  den  fabrik- 
artigen Betrieben  scheint  in  den  Druckereien,  von  den  EngrosgeSchäfien 
in  den  Droguen-  und  Cheinikalienhandlungen  die  Saison  ohne  merklichen 
Ei^ufs  auf  die  Arbeitszeit  zu  sein. 

Wie  ganz  naturgemäfs  fällt  der  gröfste  Prozentanteil  der  Saison- 
betriebe sowohl  bei  den  Fabriken,  wie  bei  den  Engrosgeschäften  auf  die 
Textilwarenbranche,  die  ja  doch  die  Hauptmasse  der  Fabriken  und 
namentlich  der  Engrosgeschäftc,  welche  hier  in  Frage  kommen,  aus- 
macht. Von  56  Fabriken  dieser  Art  haben  31,  von  103  Engros- 
geschäften 52  eine  Saison,  in  der  sich  eine  A'erl.ängerung  der  Arbeits- 
zeit in  der  Kegel  um  i — 2 Stunden  bemerkbar  macht,  dann  kommt  unter 
den  F'abriken  die  Leder-  und  Pa;jierbranche,  sowie  die  Holzbranche, 
erstere  mit  55  Proz.,  letztere  mit  33  Proz.  Saisonbetrieben. 

Von  den  Engrosgeschäften  haben  in  der  Papier-  und  Lederbranche 
unter  ao  Betrieben  8 eine  Saison,  während  unter  den  Metall-,  Kurz-, 
Porzellan-,  Glas-  und  Spielwarenhandlungen  von  33  Betrieben  13  während 
der  jährlich  wiederkehrenden  Zeiten  grOfseren  Geschäftsandranges  eine 
längere  Arbeitszeit  zeigen.  Das  Schlufsglied  bilden  die  Maschinenfabriken 
und  die  Metallwarenfabriken  mit  25  Prez.  Saisonbetiieben.  Während 
aber  die  Textilwarengeschäfte  auch  in  diesen  Perioden  über  eine  A.rbeits- 
zeh  von  12  Stunden  nicht  hinausgehen,  ist  dies  in  den  Metall-,  Kurz- 
waren-, Glas-  und  Porzellangeschäften  wohl  der  Fall,  wenngleich  nicht 
in  bedeutendem  Umfange. 

Von  der  Hausindustrie  hat  die  Konfektion  im  engeren  Sinne  in 
erheblichem  Mafse  Anteil  an  einer  Arbeitszeitverlängerung  während  der 
Saison.  Von  53  Betrieben  sind  es  35,  welche  inbetracht  kommen, 
und  zwar  davon  nur  drei  mit  einer  Arbeitszeit  bis  10  Stunden,  25  mit 
einer  solchen  bis  zu  12  Stunden  und  7 mit  einer  längeren.  Bei  der 
zweiten  Abteilung  der  Flausiudustrie  ist  in  der  Saison  durchweg  eine 
längere  als  zehnstündige  Arbeitszeit  die  Regel,  und  zwar  zwischen  10 
und  1 2 Stunden  in  1 1 von  36  Betrieben,  und  mehr  als  1 2 Stunden  in 
4 Betrieben. 

Immerhin  liegen  die  Verhältnisse  hier  getrau  so  wie  sonst,  bezüg- 
lich der  Arbeitszeiten  bei  der  ersten  Art  der  Hausindustrie  ungün- 
stiger. 

Sonntagsarbeit.  Ein  im  allgemeinen  nicht  unerfreuliches  Bild 
gewähren  die  über  die  Sonntagsarbeit  ermittelten  Zahlen.  Bekanntlich 
ist  es  im  Handelsgewerbe  erlaubt,  während  einer  bestimmten  2ieit  am 
Sonntag  5 Stunden  arbeiten  zu  lassen,  sofern  nicht  durch  Ortsstatut  wie 
in  Frankfurt,  Leipzig,  Stuttgart,  Einschränkungen  verordnet  worden  sind. 
Eis  ist  zunächst  bemerkenswert,  dafs  auch  da,  wo  regetmäfsige  Sonntags- 
arbeit stattfindet,  sie  sich  häufig  nur  auf  2 — 3 Stunden  erstreckt,  und 
dafs  vielfach  nicht  die  weiblichen  Angestellten,  sondern  die  männlichen 
zur  Sonntagsarbeit  herangezogen  werden.  Allerdings  darf  hierbei  nicht 
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verschwiegen  werden,  dafs  es  auch  Betriebe  giebt,  die  nicht  selten  über 
das  gesetzlich  zulässige  Mafs  hinaus  ara  Sonntag  ihre  Angestellten  be- 
schäftigen. 

Bezüglich  der  Sonntagsarbeit  ergeben  sich  nun  folgende  Zahlen: 
Von  den  31  Bureaus  lassen  nur  3 regelmäl'sig  am  Sonntag  arbeiten, 

„ „ aoo  Fabriken  nur  16, 

„ „ 181  Engrosgeschaften  16, 

„ „ 97  bausindustricllen  Betrieben  II. 

Daraus  geht  ziemlich  unzweifelhaft  hervor,  dafs  die  Sonntagsarbeit 
in  den  Engrcsgeschäften  ohne  jede  Schädigung  gänzlich  beseitigt  oder 
auf  ein  Mindestmafs  herabgedrückt  werden  konnte. 


Obschon  zugegeben  werden  mufs,  dafs  die  für  Berlin  ermittelten 
Ergebnisse,  die  anscheinend  günstiger  sind,  als  in  anderen  Städten,  nicht 
so  schlimme  Zustände  aufweisen,  wie  sie  von  der  Kommission  der 
Arbeiterstatistik  bezüglich  der  Ladengeschäfte  zur  Evidenz  gebracht  worden 
sind,  so  besteht  doch  zweifellos  eine  Reihe  von  Mifsständen,  deren 
Beseitigung  wünschenswert,  ja  notwendig  ist. 

Zunächst  wäre  eine  Regelung  der  Pausen  sehr  angebracht.  Man 
wird  die  in  den  Grofsstädten  immer  häufigere  Einführung  der  Durch- 
arbeitszeit nicht  verhindern  können ; indessen  ist  um  der  Gesundheit  der 
Arlreitnehmer  willen  darauf  zu  sehen,  dafs  diese  Durcharbeitszcit  nicht 
infolge  ungenügender  oder  mangelnder  Pausen  zu  schweren  Gesundheits- 
schädigungen führt.  In  vielen  Fällen  bedeutete  diese  Durcharbeitszeit, 
wenn  in  einem  Geschäft  dazu  übergegangen  wurde,  nicht  eine  Ver- 
besserung, sondern  eine  Verschlechterung  in  der  Lage  der  .Angestellten; 
denn  Geschäfte,  die  z.  B.  früher  von  8 bis  8 Uhr  mit  zweistündiger 
Mittagspause  arbeiten  liefsen,  führten  die  englische  Tischzeit,  d.  h.  die 
Arbeitszeit  von  8 — 6 Uhr  mit  halbstündiger  Mittagspause  ein.  Wenn 
auch  die  effektive  Arbeitszeit  dadurch  anscheinend  verkürzt  wurde,  so 
liegt  die  Verschlechterung  doch  schon  darin,  d.ifs  nur  eine  halbe  Stunde 
Erholung  gegeben  war  und  diese  halbe  Stunde  meistens  vorschriftsmäfsig 
im  Zimmer  zugebracht  werden  mufste.  .Aber  es  wurde  in  den  meisten 
Fällen  nicht  einmal  pünktlich  um  6 Uhr  zu  arbeiten  aufgehört,  sondern 
die  .Arbeit  dauerte  bis  * .,7  und  7 Uhr,  ja  länger,  so  dafs  die  Wirkung 
der  Einführung  der  sogenannten  englischen  Tischzeit  keine  andere  war, 
als  die,  dafs  es  bei  der  bisherigen  .Arbeitsweise  blieb,  nur  dafs  die 
Mittagszeit  um  1 Stunde  verringert  war.  Es  würde  sich  demgemäfs 
eine  gesetzliche  Bestimmung  über  die  ohne  Pausen  zulässige  .Arbeitszeit 
empfehlen ; darüber  hinaus  dürfte  es  wohl  aber  angebracht  sein,  auf  eine 
Maximalarbeitsdauer  von  nicht  mehr  als  10  Stunden  für  Erwachsene 
und  8 Stunden  für  jugendliche  Personen  einzuführen,  wobei  eventl.  für 
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Die  Arbeiterkonsumvereine  und  die  Einkommen- 
steuer in  England. 

Von 

EDUARD  BERNSTEIN 

in  Gr.-I.ichtcrfelcic  bei  Herlin. 

Angesichts  der  in  Deutschland  teils  schon  ins  Werk  gesetzten  und 
teils  lebhaft  ijrojjagierten  Doppelbclastung  der  Konsumvereine  der  Ar- 
beiter mittels  besonderer  Umsatzsteuern  wird  es  von  Interesse  sein,  die 
Grundsätze  kennen  zu  lernen,  welche  die  englischen  Behörden  in  Aus- 
führung der  Steuer- Gesetzgebung  den  Konsumvereinen  gegenüber  zur 
Anwendung  bringen.  Bekannt  ist,  dafs  die  Konsumvereinsbewegung  in 
England  bedeutend  stärker  ist  als  in  Deutschland,  dafs  ganz  l>esonders 
im  eigentlichen  England  und  Wales  auf  eine  Gesamtbevölkerung  von 
rund  30000000  Einwohnern  über  i 300000  Mitglieder  von  .Arbeiter- 
Konsumvereinen  entfallen.  Begreiflicherweise  herrscht  denn  auch  an 
verschiedenen  Orten  ein  zicmlidi  starker  Konkurrenzkampf  zwischen  den 
Konsumvereinen  und  den  priv.iten  Geschäftsleuten,  und  fehlt  es  dement- 
sprechend auch  nicht  an  .Agitationen  der  letzteren  gegen  die  ersteren. 
Indes  sind  ernstere  Versuche,  den  Konsumvereinen  Schwierigkeiten  in 
den  Weg  zu  legen,  nur  in  Schottland  gem.aeht  worden,  wo  die  Konsum- 
vereinsbewegung im  abgelaufenen  Jahrzehnt  um  mehr  als  das  doppelte 
an  Mitgliedern  gewachsen  und  heute  im  \'erhältnis  noch  stärker  ist  als 
in  England.  Sie  beschränken  sich  indes  auf  Bekämpfung  der  Vereine 
mit  den  üblichen  .Mitteln  des  Konkurrenzkampfes,  darunter  auch  Boykott- 
versuche. die  aber  fehlschlugen,  sowie  Be.schuldigungen  aller  .Art,  die 
ebensowenig  verfingen.  .An  steuerpolitischc  .Ausnahmegesetze  gegen 
Konsumvereine  war  nicht  zu  denken,  doch  ward  cs  als  eine  grofse  Un- 
gerechtigkeit bezeichnet,  dafs  von  den. Arbeiterkonsum  vereinen 
keine  Einkommensteuer  erhoben  werde.  Eine  .Anfr.age,  wie  es 
sich  damit  verhalte,  hat  das  britische  Schatzamt  bezw.  der  Schatzkanzler 
Sir  Mich.iel  Hicks-Beach  unterm  28.  November  1900  mit  der  Bekannt- 
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koramenstcuer.  Dies  wird  nach  der  folgenden  Auseinandersetzung  ein- 
leuchten. 

Der  fUr  das  Einkommensteuergesetz  mafsgebende  Gedanke  ist  der, 
dafs  jede  Person,  deren  (iesamteinkomnien  aus  allen  Quellen  160  Pfd. 
Sterl.  Jährlich  überschreitet,  verpflichtet  ist,  Einkommensteuer  zu  zahlen. 
Ueberschreitet  es  160  Pfd.  nicht,  so  ist  sie  frei.  Dies  Prinzip  gilt  so- 
wohl für  gewöhnliche  Geschäftsleute  (Einzelpersonen  oder  Handelsgesell- 
schaften) auf  der  einen,  wie  für  Genossenschaften  auf  der  anderen  Seite. 
Aber  um  der  verwaltungstechnisr.hen  Bequemlichkeit  der  erhebenden 
Behörde  willen  wird  es  in  den  zwei  Eällen  verschiedenartig  zur  An- 
wendung gebracht. 

a)  Handelsgesellschaften.  Diese  werden,  gleich  den  ein- 
zelnen Geschäftsinhabern,  in  der  Regel  direkt  zur  Einkommensteuer  ver- 
anlagt. Jedes  Mitglied  der  Gesellschaft,  dessen  Einkommen  aus  allen 
Quellen  160  Pfd.  Sterl.  nicht  überschreitet,  erhält,  sobald  es  seinen  .\n- 
spruch  dem  Distriktskommissar  der  Steuerbehörde  nachgewiesen  hat,  die 
auf  seinen  .Anteilsschein  entfallende  Einkommensteuer  zurückbezahlt. 

b)  VVirtschaftsgenossen  sc  haften.  Es  ist  wichtig,  sich  vor 
Augen  zu  halten,  dafs  im  Prinzip  es  nicht  die  Finna  oder  Gesellschaft 
als  geschlo.ssene  Einheit  ist,  was  in  letzter  Instanz  besteuert  wird,  sondern 
die  einzelnen  Mitglieder,  aus  denen  sie  sich  zusammensetzt.  Welches 
immer  ihr  fiesatntprofit  sein  mag,  so  hat  doch  jedes  ihrer  Mitglieder, 
dessen  Einkommen  aus  allen  Quellen  160  Pfd.  Sterl.  jährlich  nicht  über- 
schreitet, Recht  darauf,  von  der  Zahlung  der  Einkommensteuer  auf  seinen 
Gewinnanteil  befreit  zu  werden.  So  würde,  wenn  ein  Verein  nur  aus 
Mitgliedern  bestände,  deren  Einzeleinkommen  aus  allen  Quellen  1 60  Pfd. 
Sterl.  nicht  überschreitet,  kein  Teil  ihrer  Profite  endgültig  zur  Ein- 
kommensteuer herangezogen  werden  können,  auch  wenn  der  Gesamt- 
profit dieses  Vereins  i o 000  Pfd.  Sterl.  jährlich  ausmachte. 

Es  macht  in  Wirklichkeit  keinen  Unterschied  aus,  ob  eine  Wirt- 
schaftsgenossenschaft direkt  zur  Einkommensteuer  v eranlagt  ist  oder  nicht. 
Der  Unterschied  ist  lediglich  der,  dafs,  wenn  der  Verein  direkt  ver- 
anlagt ist,  jedem  Mitglied  von  seinem  Gewinnanteil  Einkommensteuer 
abgezogen  wird,  bevor  es  ihn  erhält,  es  aber,  wenn  es  nicht  individuell 
cinkommenssteuerpflichtig  ist,  hinterher  Zurückerstattung  verlangen  darf; 
ist  der  Verein  aber  nicht  direkt  veranlagt,  so  erhält  jedes  Mitglied  seinen 
[Gewinn]-.\nteil  ohne  solchen  .Abzug  voll  ausbczahlt,  hat  jedoch,  wenn  cs  per- 
sönlich steuerpflichtig  ist,  hinterher  Einkommensteuer  für  denselben  zu  zahlen. 
F.S  wird  auf  diese  AVeise  eine  Sache  rein  verwaltungstechnischer  Zweck- 
mäfsigkeit,  ob  eine  Wirtschaftsgenossenschaft  direkt  veranlagt  werden 
soll  oder  nicht.  Nun  ist  es  klar,  dafs  eine  Genossenschaft  so  zusammen- 
gesetzt sein  kann,  dafs  es  höchst  unzweckmäfsig  wäre,  ihre  Profite  direkt 
zur  Einkommensteuer  zu  veranlagen.  Hat  die  grofse  Mehrheit  ihrer 
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Milplieder  i6o  Pfd.  Sterl.  oder  weniger  jährliches  Einkommen,  so  würde 
es  eine  grofse  V’ergeudung  von  Arbeit  und  Unkosten  sein,  sie  [die  Genossen- 
schaft] direkt  zu  veranlagen,  da  die  Steuer  hinterher  weitaus  den  meisten 
— in  manchen  Fällen  sogar  allen  einzelnen  Mitgliedern  — zurückbe7,ahlt 
werden  raiifste.  Gegenüber  solcher  Gesellschaft  ist  cs  offenbar  zweck- 
mäfsiger,  sie  überhaupt  nicht  direkt  zu  veranlagen,  sondern  jedes  einzelne 
Mitglied,  das  etwa  steuerpflichtig  ist,  persönlich  heranzuziehen. 

I>ie  nach  dem  Gesetz  über  Wirtschafts-  und  Vorsorge-Genossen- 
schaften eingetragenen  Wirtschafts-  und  Vorsorge-Genossenschaften  bilden 
einen  Fäll,  der  dies  Prinzip  illustriert.  Kein  Mitglied  darf  mehr  als 
ZOO  Pfd.  Sterl.  in  solcher  Genossenschaft  stehen  haben  und  die  meisten 
ihrer  Mitglieder  sind  anne  Leute.  Das  (iesetz  bestimmt  daher,  dafs 
solche  eingetragene  Genossenschaften  nicht  nach  den  Anlagen  C.  und  D. 
zur  Einkommensteuer  sollen  herangezogen  werden  können,  wenn  sie 
nicht  an  Leute  verkaufen,  die  ihnen  nicht  als  .Mitglieder  angehören, 
und  die  Zahl  der  .-\ntcilsscheine  der  Gesellschaft  statutengemäfs  otler 
infolge  ihrer  Praxis  beschränkt  ist.“  Die  Hehörden  für  die  Inlands- 
Fännahraen  des  Staats  legen  das  Gesetz  so  aus,  als  bestimme  es,  dafs 
beide  üedingungen  erheischt  sind,  um  die  .Ausnahme  zu  beseitigen. 
Mit  anderen  Worten,  um  der  direkten  A'eranlagung  zu  entgehen,  niufs 
eine  Wirtschaftsgenossenschaft  zwei  Bedingungen  Genüge  leisten:  I.  mufs 
sie  gemäfs  dem  Gesetz  über  die  Wirtschafts-  und  Vorsorge-Vereine  amt- 
lich eingetragen  sein,  und  z.  mufs,  wenn  sie  an  Nichtmitglieder  verkauft, 
die  Zahl  ihrer  .Anteile  weder  auf  Grund  ihrer  Statuten  noch  infolge  ihrer 
Praxis  l)cschränkt  sein. 

111.  Genossenschaften,  die  weder  Hilfskassen  noch  Wirt- 
schafts- und  Vorsorge-Genossenschaften  sind. 

.Mlc  Genossenschaften  feinschlicfslich  von  .Aktien-Gesellschaften  und 
Ge.sellschaften  mit  beschränkter  Haftpflicht!,  die  nicht  unter  die  Rubriken 
Hilfskassen  und  Wirtschafts-  und  Vorsorge- Vereine,  wie  sie  im  A'orher- 
gehenden  beschrieben  sind,  fallen,  sind  direkt  zur  Einkommensteuer  zu 
verankigen.  So  werden  z.  B.  die  ,,.Army  and  Navy  Stores",  die  „Civil 
Service  Supply  Association  Limited“,  die  „.-\uxiliary  Army  and  Navy 
Stores“,  die  ,, junior  .Army  and  Navy  Stores“,  die  „New  Civil  Service 
Stores",  die  „Civil  Service  Cooperative  Stores“,  die  „Kensington 
Cooperative  Stores“  und  die  „Bedford  Park  Stores“';  direkt  [zur  Fän- 
kommensteuer]  verankagt.“ 

Dies  das  Rundschreiben.  In  dem  Begleitbrief  an  den  F'r.igesteller 

*)  Alles  Warenhäuser  für  milllere  um!  liohere  StiutUlH-.imle  und  sonstige  An- 
gehörige der  wohlhabenden  Klassen. 
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heifst  es;  „Sie  werden  sehen,  dafs  Ihre  Annahme,  die  Konsumgenossen- 
schaften seien  von  der  Einkommensteuer  befreit,  irrig  ist.“ 

So  schreibt  der  Beauftragte  des  konservativen  Ministers  Sir  Michael 
Hicks-Beach.  Er  legt  damit  sicherlich  das  Gesetz  streng  in  dem  Geiste 
aus,  wie  dies  der  Bestimmung,  dafs  nur  Einkommen  von  1 6o  Pfd.  Steil, 
und  darüber  steuerpflichtig  sein  sollen,  entspricht.  Würde  der  englische 
Staat  von  den  Konsumvereinen  Einkommensteuer  erheben  und  es  deren 
Mitgliedern  überlassen,  für  den  Fall,  dafs  die  Steuer  sie  unberechtigt 
Irifil,  Rückzahlung  zu  verhangen,  so  würden  wahrscheinlich  in  einer  Reihe 
von  Fällen  berechtigte  Reklamationen  unterbleiben  und  dem  Staat  aus 
den  Taschen  ärmerer  1-eute  Gelder  zufallen,  auf  die  er  keinen  .Anspruch 
hat.  Nicht  nur  die  verwaltungstechnische  Zwcckmäfsigkeit,  sondern  auch 
die  Anforderungen  der  Gerechtigkeit  sprechen  für  die  geschilderte 
Praxis.  Als  verständiges  Entgegenkommen  gegen  die  Konsumvereins- 
bewegung  ist  auch  die  zum  Schlufs  erwähnte  Interpretation  des  Ge- 
nos.senschaftsgesetzes  zu  bezeichnen,  nach  welcher  nicht  das  blofse  Ver- 
kaufen an  Nichtmitglieder,  sondern  nur  dieses  im  Verein  mit  der  Be- 
schränkung der  Mitgliederzahl  durch  Statut  oder  Praxis  den  Konsum- 
verein steuerpflichtig  machen  soll.  Der  Wortlaut  des  Gesetzes  ist  etw.as 
zweideutig,  aber  der  Sinn  der  Bestimmung  ist  unzweifelhaft  der,  dafs  die 
direkte  Steuerpflichtigkeit  dann  eintreten  soll,  wenn  der  Konsumverein 
den  Charakter  einer  auf  den  Profil  abzielenden  Handelsgesellschaft  an- 
nimmt, w-as  weder  durch  blofscn  Verkauf  an  Nichtmitglieder,  noch  durch 
blofse  Be.schränkung  der  Mitgliederzahl  geschieht.  Wie  anders  die  in 
'Deutschland  heute  einreifsende  Tendenz,  von  den  Arbeiterkonsuin- 
vereinen  womöglich  noch  höhere  Steuersätze  zu  erheben,  als  von  den 
kapitalistischen  Warenhäusern. 
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Hugo,  C.  Die  deutsche  Städteverwaltung ^ ihre  Aufgaben  auf  den 
Gebieten  der  Volkshygiene,  des  Städtebaues  und  des  Wohnungs- 
wesens. Stuttgart.  J.  H.  W.  Dietz  Nachf.  1901. 

Das  ..junge  Zwillinf'spa.ar  Hygiene  und  Sozial(>olitik“,  wie  Hugo 
sagt,  hat  erst  vor  kurzem  an  die  Thore  der  Stadtverwaltungen  gepocht. 
Die  Erkenntnis  \on  der  Wichtigkeit  der  auf  diesen  Gebieten  sich  stellen- 
den Aufgaben  i,st  weit  zurückgeblieben  hinter  den  Fragen,  die  durch  die 
rasche  Entwicklung  der  Grofsstädte  aufgeworfen  werden.  In  Deutschland 
ist  es  das  Verdienst  der  nationalsozialen  Partei,  zuerst  ein  umfassendes 
Programm  aufgestellt  zu  halien,  das  die  .Aufgaben  kommunaler  Sozial- 
)>oIitik  zu  lösen  versuchte.  Dagegen  ist  die  Gemeindepolitik  der  Sozial- 
demokratie, wie  Bernstein  sagt,  lange  ein  Stiefkind  der  sozialistischen 
Bewegung  gewesen.  Erst  neuerdings  ist  hier  eine  Aenderung  eingetreten. 
Dafs  man  auch  auf  sozialdemokratischer  Seite  die  grofse  Bedeutung 
dieser  Fragen  erkennt,  manifestiert  sich  u.  a.  durch  die  vor  kurzem  er- 
folgte Gründung  eines  eigenen  Organes  für  Kommunalpolitik  und  Ge- 
meindesozialismus, der  „Kommunalen  Praxis“. 

Obgleich  dieser  jxrlitische  Gemcindesozialismus  etwas  gänzlich  Neues 
ist,  so  spukt  schon  seit  geraumer  Zeit  in  den  verschiedensten  Köpfen 
bei  kommunalen  Fragen  eine  gewisse  Sozialistenfurcht,  die  auf  Neuerungen 
hemmend  einzuwirken  sucht.  Wie  ein  roter  Faden  zieht  sich  diese 
Erscheinung  durch  das  Hugosche  Buch.  Wenn  der  Vorschlag  gemacht 
wird,  die  Erzeugung  von  Sauglingsmilch  lieber  Vereinen  für  das  \'olks- 
wohl  und  ähnlichen  wohlthätigen  Gesellschaften  zu  überlassen  als  Unter- 
nehmungen, die  mit  Gewinn  arbeiten  müssen,  so  finden  Hygieniker 
diesen  Vorschlag  sehr  ideal,  aber  sie  fürchten  mit  derartigen  \’ereinen 
auf  eine  gefährliche  sozialistische  Bahn  zu  geraten  (cf.  Hugo 
S.  141).  Ein  Stadtverordneter  in  Dresden  sieht  in  der  Errichtung  von 
Brausebädern  den  ersten  Schritt  zum  sozialistischen  Staate.  Das  für  den 
Städtebau  so  bedeutstime  Umlegungsverfahren  von  Grundstücken  enegt 
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bei  Theoretikern  wegen  seiner  sozialistischen  Richtung  Bedenken.  .Sehn- 
liche Argumente  werden  gegen  V'erstaätlichung  oder  Kommunalisierung 
von  Apotheken  vorgebracht. 

Die  gröfste  Scheu  zeigen  natürlich  die,  deren  Interesse  direkt  be- 
rührt wird.  Auf  die  bekannten  preufsischcn  Wohnungsei  lasse  haben  die 
Haus-  und  Grundbesitzervereine  mit  einem  Wutschrei  geantwortet,  ln 
der  Verteidigung  ihrer  heiligsten  Interessen  zeigten  sie  der  Regierung 
gegenüber  eine  gewaltige  Kühnheit,  die  sich  darauf  gründet,  dals 
ihre  politische  Stellung  in  den  Stadtverwaltungen  nach  dem  gegen- 
wärtigen Wahlsystem  als  eine  ziemlich  gesicherte  anzusehen  ist.  So 
dürfen  sie  getrost  von  der  unerhörten  Nichtbeachtung  des  riesigen  An- 
teils am  Nationalvermögen  sprechen,  der  im  städtischen  Haus-  und  Grund- 
besitz angelegt  ist.  So  dürfen  sie  ruhig  die  Regierungserlasse,  die  sich 
für  eine  rationellere  städtische  Bodenixrlitik  aussprechen,  für  sozialisüsch 
erklären.  Gegenüber  dem  unsozialen  Gebähten  der  Hausagrarier  und 
gegenülx;r  den  sonstigen  Angriffen  gegen  kommunale  Sozialpolitik  sei 
hier  an  zwei  Aussprüche  von  Nichtsozialisten  erinnert,  von  denen  vor 
allem  der  zweite  als  Richtschnur  für  die  Beurteilung  kommunaler  Dinge 
dienen  kann.  Auf  einer  Versammlung  der  Bodenreformer  hat  Adolf 
Wagner  die  Tendenz  dieser  Bestrebungen  gegenüber  den  Gegnern  ver- 
teidigt, die  ganz  einfach  die  Bodenreform  zum  Sozialismus  stempeln. 
Wagner  führt  ein  Beis])iel  des  ins  lächerlichste  Extrem  verkehrten  Eigen- 
tumbegriffs  an  und  betont,  dafs  niemand  die  Einmischung  der  Ge- 
meinden und  eventuell  des  Staates  in  Bodenfragen,  solange  privatwirt- 
schaflliche  Thätigkeit  und  privatwirtschaftliche  Kapitalsverwendung  bei- 
behalten sei,  als  wirklichen  Sozialismus  Irezeichnen  könne.  Im  übrigen 
erkennt  Wagner  gerade  bei  dieser  Gelegenheit  die  Belanglosigkeit  von 
Schlagwörtem,  wie  Sozialismus,  an  und  bezeichnet  Bismarcks  Ausspruch: 
„Ks  ist  mir  ganz  \\’urst,  ob  Ihr  mich  Sozialist  nennt  oder  nicht"  als  für 
jeden  vernünftigen  Menschen  gültig. 

Und  Eberstadt  (der  deutsche  Kapitalmarkt  S.  I78)  erklärt,  nachdem 
er  daraufhingewiesen  hat,  in  welchem  Mafse  die  gemeinwirtschaftlichen  Unter- 
nehmungen der  Städte  in  den  Vordergrund  gerückt  sind  und  unter  welchen 
Bedingungen  sich  die  moderne  Entwicklung  der  Städte  vollzieht : „Wenn 
von  unseren  politischen  Parteien  die  einen  diese  Entwicklung  bekämpfen, 
die  anderen  sie  fördern,  in  beiden  Fällen,  weil  mtin  sie  für  sozialistisch 
hält,  so  sind  beide  Anschauungen  im  Irrtum.  Die  einzige  Formel,  die 
wir  für  diese  Vorgänge  finden  können,  geht  dahin;  die  Kreise  des 
öffentlichen  Rechts  ändern  sich  und  mit  ihnen  die  öffentlichen  Ein- 
richtungen." 

.\ufser  der  Sozialistenfurcht  hat  auch  die  Abneigung  gegen  das 
Fremde  bei  den  Gegnern  des  Munizipalsozialismus  in  Deutschland  eine 
Rolle  gespielt.  Umfassendere  Darstellungen  kommunaler  Thätigkeit  und 
komnuinaler  .Aufgaben  schöpften  meist  aus  dem  Born  des  reichen  und 
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gröfseren  Städte  in  Deutschland  voraiiszuschicken  und  damit  darzulcgen, 
wie  die  Stadtverwaltungen  von  den  ihr  gestellten  Aufgaben  oft  geradezu 
überrumpelt  wurden.  Aufser  kurzgefafsten  allgemeinen  .Angaben  findet 
sich  in  der  neueren  Litteratur  nur  allzuwenig  über  die  Voraussetzungen, 
unter  denen  der  Kreis  der  städtischen  Verwaltungsaufgaben  sich  so  ge- 
waltig erweiterte. 

Die  volkshygienischen  .Aufgaben  zerfallen  in  einen  Teil,  der  die 
Verhütung  der  Krankheiten  und  einen,  der  ihre  Hekämpfung  schildert 
Es  scheiden  in  diesem  Huche  aus;  Die  Wirtschaftspllege,  wie  es  Hugo 
nennt,  A'olksbildung,  .Armenpflege  und  das,  \vas  der  Verfasser  unter 
Sozialpolitik  versteht,  ein  Begrifl',  den  er  etwas  zu  eng  fafst,  wenn  dabei 
in  erster  Linie  nur  die  .Arbeiterijulitik  inbetracht  kommen  soll.  Hierzu 
gehören  auch  eine  ganze  Reihe  von  Dingen,  die  schon  in  diesem  Buche 
behandelt  sind,  sowie  aber  auch  Gegenstände,  die  Hugo  später  gesondert 
behandeln  will,  wie  Volksbildung.  Doch  ist  der  Begriff  der  Sozialpolitik 
noch  immer  nicht  genügend  geklärt.  Wir  können  uns  die  Uebersicht 
erleichtern,  wenn  wir  feststellen,  dafs  in  diesem  Buche  die  .Aufgabe  der 
Hygiene  in  weitestem  Sinne,  zu  der  ja  auch  Wohnungs-  und  Städtebau 
gehören,  behandelt  sind. 

Lieber  das  verwertete  Material  giebt  uns  Hugo  in  seiner  Vorrede 
•Aufschlufs.  Ein  vollständiges  Litteraturverzeichnis  fehlt  und  scheint  auch 
im  ganzen  nicht  erforderlich.  Wenn  der  Detailforscher  mitunter  im  ein- 
zelnen vielleicht  reichlichere  .Angaben  gewünscht  hätte,  so  raufe  es  doch 
entschieden  lobend  anerkannt  werden,  dafs  die  Lesbarkeit  des  Buches 
nicht  durch  ein  System  von  .Anmerkungen  gestört  wird.  Schon  hier 
sei  die  Sicherheit  und  Freiheit  betont,  mit  der  der  Verfasser  den  enormen 
Stofl'  zu  beherr.schen  weife,  so  dafs  er  .stets  über  ihm  steht.  Was  seine 
.Aufgabe  noch  erschwerte,  war,  dafs  vor  allem  bei  den  ersten  beiden 
Teilen  des  Werkes  die  Darstellung  rein  volkswirtschaftlicher  A’orgänge 
gegründet  werden  mufete  auf  das  Studium  vieler  und  vielseitiger  natur- 
wissenschaftlicher und  technischer  F'ragen.  .Aus  diesem  Grunde  mufe 
man  sich  meist,  was  die  Thatsachen  betrifft,  der  Führung  des  Verfassers 
anvertrauen  und  kann  höchstens  die  Schlüsse,  die  er  aus  seinen  Resul- 
t.aten  zieht,  hier  und  dort  einer  Prüfung  untenverfen. 

Weder  in  der  Organisation  der  Gesundheitspflege  noch  in  der  Aus- 
übung der  einzelnen  Zweige  derselben  herrscht  in  den  deutschen  Städten 
eine  richtige  Firkenntnis  der  Ziele  und  Wege.  Die  Organisationsversuche 
sind  meist,  wie  Hugo  aushihrl,  von  vornherein  zur  Unfruchtbarkeit  ver- 
dammt gewesen  wegen  der  Trennung  der  Wohlfahrtspolizei  von  der 
städtischen  Selbstverwaltung  einerseits  und  der  E.xekutive  von  dem  tech- 
nischen Sachverständigentum  andererseits.  .Auch  da,  wo  eine  bessere 
Organisation  möglii-h  war,  wo,  wie  in  Bayern  ein  Gesetz  den  Städten  die 
Handhabe  bot,  die  Einrichtung  der  Gesundheits|illege  auf  dem  Boden 
der  Selbstverwaltung  aufzubauen,  ist  keine  entsprechende  Verbesserung 
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erfolj^.  Hugo  verlangt  Aufhebung  der  erwähnten  Scheidungen  und  die 
Einrichtung  von  Ortsgesundheitsämtern  mit  einem  hygienisch  ausgebildeten 
Arzt  an  der  Spitze.  Das  Ortsgesundheitsamt  wäre  die  Zentrale  fiir  die 
gesamte  Gesundheitspflege.  Die  Gliederung  dieses  .Amtes  etwa  in  Ab- 
teilungen für  Baupolizei,  chemisches  Untersuchungsamt,  Kr.ankenmelde- 
amt  etc.  miifste  den  lokalen  Verhältnissen  angepafst  sein.  Hugo  weist 
dem  Arzte  durchaus  die  richtige  Stelle  an.  Die  erforderlichen  juristischen 
Kenntnisse  konnte  er  sich  schnell  genug  aneignen,  und  dieses  Amt  wäre 
so  unter  allen  Umständen  besser  besetzt,  als  mit  einem  Juristen,  dem 
der  Arzt  nur  als  Beirat  gegelren  wäre. 

Sehr  verschieden  gestaltet  und  oft  geradezu  ])rimitiv  ist  das  \’er- 
fahren  der  Städte  in  den  einzelnen  Fragen  der  Hygiene.  .Abschreckend 
und  belehrend  zugleich  wirkt  die  Geschichte  der  Kanalisation  bez.  der 
-Abfuhr  der  .Abfallstoft'e.  Noch  im  Jahre  1892  prädominiert  in  der 
gröfseren  Städte  für  Käkalienabfuhr  d.is  Grubensystem,  das  Hugo  rttit 
Recht  für  das  hygienisch  gefährlichste  und  landwirtschaftlich  unvorteil- 
hafteste erklärt.  Die  Schwierigkeiten,  die  dies  System,  abgesehen  von 
den  hygienischen  Mängeln,  für  die  wichtige  Frage  der  Beseitigung  der 
.Abfuhrstofte  bietet,  finden  wir  aufs  deutlichste  an  dem  Stuttgarter  Bei- 
spiel erläutert.  Die  hier  gezogenen  Schlüsse  sind  in  mehrfacher  Hinsicht 
bemerkenswert.  \'or  allem  für  die  Frage  der  Finanzgebarung  bei  einer, 
wie  in  Stuttgart,  von  der  Stadt  betriebenen  .Abfuhranstalt.  Hugo  folgert 
aus  den  geschilderten  Verhältnissen,  dafs  ein  derartiges  .Abfuhrgeschäft 
•.mit  Verkauf  an  die  Landwirte)  für  eine  gröfsere  Stadt  unmöglich  mit 
Profit  betrieben  werden  kann,  ohne  dafs  sich  der  Profit  nur  als  ver- 
kleidete zuviel  erhobene  Gebühr  herausstellt.  Der  landwirtschaftliche 
Bedarf  nach  diesen  Stoflen  ist  in  dem  die  Siädte  umgebenden  land- 
wirtschaftlichen Gelände  bald  gedeckt,  und  die  Grenzen  eines 
weiteren  .Abfallgebietes  werden  durch  die  Transportkosten  sehr  verengert. 
Trotzdem  hat  man  lange  genug  das  .Argument  der  landwirtschaftlichen 
Verwertung  der  Abfallstofie  den  Gründen,  die  für  Schwemmkanalisation 
sprachen,  eutgegengehalten.  Sehr  lehrreich  in  dieser  Hinsicht  ist  die 
Geschichte  der  Berliner  Kanalisation,  die  \on  Hugo  nicht  allein  mit 
grofser  Sachkenntnis,  sondern  auch  mit  viel  Humor  dargestellt  ist.  Da- 
für, dafs  bei  diesen  gewifs  recht  nüchternen  Dingen  dem  \'erfasser  und 
auch  dem  Leser  der  Humor  nicht  ausgeht,  hat  das  Philistertum  hier 
und  an  anderen  Stellen  ausgiebigst  gesorgt.  Neben  den  städtischen 
Rückschrittlern  traten  noch,  als  das  Projekt  der  Berliner  Kanalisation 
auftauchte,  die  Landwirte  auf  den  Plan.  Hugo  erklärt  die  in  den  da- 
mals vorgeschlagcnen  Lieferungsverträgen  gestellten  Forderungen  der 
1-andwirte  für  übertrieben  und  jträzisiert  die  Stellung  derselben  nicht 
ohne  Ironie:  „Sie  betrachten  die  Düngcrerzeugung  als  Hauptaufgate  der 
Städte  und  verlangen,  dafs  die  Rücksicht  auf  diese  .Aufgabe  für  die  .Art 
des  .Abfuhrsystems  liestimmend  sei.  Sie  verlangen  ferner,  dafs  ihnen 
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Leistung  und  Gegenleistung  betrifft,  so  ist  es  oft  sthxver,  die  Sonder- 
vorteile der  zunächst  ausschliefslich  von  der  Gebühr  betroffenen  Haus- 
besitzer festzustellen.  Als  derartige  Vorteile  bezeichnet  Adickes  i Kom- 
munalabgabengesetz  S.  28  t)  u.  a.  die  Steigerung  des  Mietwertes  und 
die  Befreiung,  von  Abfuhrkosten.  Diesen  letztgenannten  Vorteil  als 
Mafsstab  der  Gebühr  zu  nehmen,  wäre,  wie  Hugo  ausführt,  sozial- 
politisch rocht  bedenklich.  „Bei  sanitären  Einrichtungen,“  so  sagt  Hugo 
sehr  richtig,  „inufs  die  (jebührenordnung  eine  solche  sein,  dafs  dadurch 
die  Benützung  derselben  nicht  beschränkt,  sondern  im  Gegenteil  mög- 
lichst erleichtert  wird.“  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  hat  die  Fest- 
setzung der  Gebühr  nach  dem  Mietsertrage  ihre  Vorzüge.  Ob  selbst 
dann  eine  ganz  gerechte  Verteilung  stattfindet,  ist  fraglich.  Wenn  die 
Kanalgebühr  neu  eingeführt  wird  und  etwa  den  früheren  Abfuhrkosten 
entspricht,  mithin  den  Hausbesitzer  nicht  schwerer  belastet,  ist  eine 
Steigerung  der  Mieten,  wie  auch  Hugo  zugiebt,  kaum  zu  erwarten. 
Anders  da,  wo  erst  einige  Zeit  nach  Einrichtung  der  Kanalisation  eine 
Gebühr  eingeführt  wird,  wie  dies  z.  B.  in  Breslau  der  Fall  war.  Hugo 
nimmt  nicht  mit  Unrecht  an,  dafs  eine  Tendenz  der  Hausbesitzer  besteht, 
alle  Lasten  auf  die  -Mieter  abzuwälzen,  mufs  aber  zugeben,  dafs  ein 
statistischer  Nachweis  dieser  Abwälzung  sehr  schwer  sein  wird.  Uebrigens 
deckt  gewöhnlich  die  Kanalisationsgebühr  nur  einen  Teil  der  Kanal- 
lasten. So  mufs  der  übrige  Teil  auf  die  Stadtkasse  übernommen  und 
durch  die  Gemeindeeinkommensteuer  gedeckt  werden,  was  mit  dem 
Verfasser  nur  da  wirklich  zu  billigen  ist,  wo  die  Kanalisation  thatsäch- 
lich  und  endgültig  den  Hausbesitzer  trifft  und  die  durch  die  Kanalisation 
bewirkte  Grundwertssteigerung  von  der  Gemeinschaft  in  ihrem  Interesse 
abgefangen  wird. 

Die  Kanalisationsfrage  zeigt  die  aufsergewöhnliche  Schwierigkeit  für 
die  Städte,  zugleich  den  Anforderungen  der  Hygiene,  Sozialpolitik  und 
des  Finanzwesens  gerecht  zu  werden.  .Aber  auch  da,  wo  sich  unter 
gleichmäfsiger  Berücksichtigung  dieser  Gesichtspunkte  hygienische  Ver- 
besserungen hätten  treffen  lassen,  finden  wir  oft  thörichten  und  frivolen 
Interessenkampf,  bei  dem  die  seltsamsten  Argumente  ausgegraben  werden. 
Höchst  lehrreich  sind  in  dieser  Hinsicht  z.  B.  die  Kapitel  über  Be- 
dürfnisanstalten und  Badewesen.  Wir  müssen  es  uns  leider  versagen, 
ausführlicher  auf  all  die  verschiedenen  Fragen  der  Hygiene,  die  Hugo 
behandelt,  einzugehen,  so  wichtig  sic  im  einzelnen  auch  sind.  Aus  dem 
Kapitel  über  Städtereinigung  sind  ^’or  allem  noch  die  .Abschnitte  über 
Strafsenreinigung  und  Müllabfuhr,  sowie  über  die  .Abdeckereien  zu  er- 
wähnen. 

Von  höchster  Wichtigkeit  und  in  diesem  Zusammenhänge  noch  nicht 
dargestellt  ist  die  Ernährungsfrage.  Es  ist  geradezu  staunenswert,  mit 
welchem  Verständnis  sich  der  Verfasser  hier  bis  in  das  kleinste  Detail 
eingearbeitet  hat.  Die  Aufgaben,  die  Hugo  der  Stadt  bei  der  Volks- 
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ernährunp  zuweist,  tiestchen  einmal  darin,  dem  Käufer  vor  dem  Verkauf 
von  gefälscliten  oder  verdorbenen  Lebensmitleln  zu  schützen,  ferner  aber 
durch  Verkehrscinrichtungen  den  Lebensmittelverkehr  in  geregelte  Bahnen 
zu  führen,  und  endlich  selbständig  in  die  bisherige  Organisation  des 
Verkehrs  eingreifend  einen  wirtschaftlichen  Elitninationsiirozefs  zu  be- 
ginnen. Dieser  Prozess  soll  darin  bestehen,  zunächst  die  Zwischenglieder, 
die  zwischen  Konsumenten  und  Produzenten  bestehen,  wie  ( irofsliändler 
und  Kleinhändler,  dann  .aber  auch  in  manchen  Fällen  den  Produzenten 
selbst  auszuschalten.  Wer  hier  gleich  über  den  Sozialismus  des  Ver- 
fassers herfallcn  will,  der  lese  vorher  das  Kapitel  ül>er  Märkte  u.  s.  w. 
Mit  Recht  spricht  Hugo  von  heilloser  Zersplitterung,  von  Verschwen- 
dung von  Zeit  und  Kräften,  von  der  Sinnlosigkeit  eines  aus  stunden- 
langer Entfernung  bewerkstelligten  Transportes  von  winzigen  Produklen- 
massen.  Die  „ideale  Forderung“,  die  Hugo  hier  stellt,  geht  auf  Errichtung 
einer  Zentralraarkthalle  für  den  Engrosverkehr  und  Detailmarkthallen  in 
den  zentralen  Punkten  der  verschiedenen  Stadtviertel.  Ein  weiterer  Teil 
der  Forderung,  den  \Trkauf  der  Marktlebensmittel  aufserhalb  der  Markt- 
hallen zu  verbieten,  kann  nach  der  Gesetzgebung  noch  nicht  verwirklicht 
werden.  Bei  .Abwägung  der  verschiedenen  Momente,  die  bei  dem  Hallen- 
system die  Preise  beeinflussen,  kommt  Hugo  zu  dem  Resultat,  dafs  ah 
ein  grofser  Preiserhöhungen  aufwiegender  Vorzug  die  Gleichmäfsigkeit 
der  Preise  in  den  Markthallen  gelten  niufs.  Uebrigens  werde  von  den 
Städteverwaltungen  ein  Steigen  der  Lebensmittelpreisc  infolge  der  Markt- 
hallen verneint. 

Wenn  die  Städleverwaltungen  bei  dieser  Frage  leicht  in  Konflikt 
mit  den  Kleinhändlern  kommen  können,  so  droht  bei  anderen  Fragen 
der  Volksernährung  ein  Kampf  mit  der  Landwirtschaft.  So  vor  allem 
bei  der  Milch-  und  Fleischversorgung.  So  oft  hier  wirklich  das  Interesse 
des  Einzelnen  zu  den  Forderungen  der  Hygiene  in  den  schärfsten 
Gegensatz  tritt  — und  bei  der  Milchversorgung  weifs  uns  Hugo  er- 
schreckende Beispiele  davon  zu  geben  — niufs  man  auch  hier  seinen 
Vorschlägen  völlig  beipflichten;  Die  hygienischen  Betriebsansprüche  gehen 
fast  stets  auf  F.mpfehlung  des  Grofsbelriebs,  und  dieser  Betrieb  mufs  in 
die  Hände  derjenigen  gelegt  werden,  die  über  den  Privalinteressen 
stehen.  — Selbstverständlich  wird  für  die  Wasserversorgung  elienfalls 
Munizip,alisierung  verlangt,  wobei  .als  eine  der  wichtigsten  .Aufgaben  die 
Neuordnung  der  Tarife  bezeichnet  wird,  die  man  jetzt  auch  wirklich  in 
verschiedenen  Städten  in  .Angrifl'  ninnnt.  Der  Hausbesitzer  als  Zwischen- 
glied zwischen  Produzent  und  Konsument  soll  dabei  nach  Hugo  aus- 
gescbaltet  und  das  Wasser  direkt  durch  Wasscrmes.ser  an  den  Kon- 
sumenten geliefert  werden.  Die  Wasserpreise  sollen  von  einem  F.inheils- 
Iireise  an  mit  der  I.eistungsfähigkeit  des  Konsumenten  .ibnehmen. 

Zu  den  letzten  .Abschnitten  des  die  Erhaltung  der  Pflege  und  Ge- 
sundheit behandelnden  ersten  Teiles,  in  dem  das  Badewesen  und  die 
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Fällen  hat  uns  Hugo  davon  zu  überzeugen  gewufst,  dafs  diese  betriebe 
wirklich  in  den  Kreis  des  ört’entlichen  Interesses  hinubergewachsen  sind 
Hier  mufs  die  Gemeinde  eingreifen,  und  wo  die  gemeindliche  Kontrolle 
nicht  ausreicht,  die  nur  selten  wirkliche  Garantieen  zu  geben  vermag, 
da  mufs  völlige  Uebeniahme  durch  die  Gemeinde  erfolgen. 

Mit  dem  letzten  Abschnitte  seines  Buches  „Städtebau  und  Wohnungs- 
wesen“ gelangt  Hugo  auf  ein  vielbegangenes  Gebiet.  Eine  eingehende 
Untersuchung  städtischer  Bodenverhältnisse  etwa  nach  einem  Programm, 
wie  es  v.  Mangoldt  giebt  (Grundrente  und  Wohnungsfrage  in  Berlin 
und  seinen  N'ororten,  von  Dr.  P.  Voigt,  Jena  1901,  S.  252  ff.),  konnte 
hier  natürlich  nicht  beabsichtigt  sein.  Die  verschiedenen  Abhilfsvor- 
schläge  gegen  die  Wohnungsnot  sind  bei  Hugo  fast  alle  mehr  oder 
minder  ausführlich  besprochen.  Sehr  lehrreich  für  die  P'rage  des  Städte- 
baus ist  vor  allem  der  Abschnitt  über  die  Entwicklung  des  Berliner 
Strafsennetzes.  So  anregend  auch  dieser  Teil  des  Hugoschen  Werkes 
ist,  so  müssen  wir  uns  hier  darauf  beschränken,  nur  wenige  Punkte  aus 
dem  Kapitel  über  Wohnungsbau  herauszugreifen,  lieber  die  Notwendig- 
keit von  Reformen  in  der  Wohnungsfrage  noch  zu  reden,  ist  überflüssig. 
Ebenso  unnötig  ist  es,  ausführlicher  die  Berechtigung  der  an  die  Ge- 
meinden gestellten  Forderungen  zur  .Mithilfe  nachzuweisen.  Ueber  die 
Anforderungen  an  die  Gemeinden  inbezug  auf  ihre  Boden]X)litik  ist  ein 
grofser  Teil  der  Wohnungspolitiker  wenigstens  einig.  .-Inders  steht  es 
mit  der  Fr.age,  inwieweit  sich  die  Gemeinde  bei  der  Errichtung  von 
Wohnungen  selbst  zu  beteiligen  hat.  Soll  sie  selbst  bauen?  Soll  sie 
den  Baugenossenschaften  und  gemeinnützigen  Baugesellschaften  ihre  .\uf- 
gabe  durch  direkte  Unterstützung  oder  durch  „Prämien“  zu  erleichtern 
suchen?  Meines  Erachtens  ist  hier  selbst  der  schönsten  Theorie  die 
Praxis,  die  ein  sofortiges  Eingreifen  in  täglich  sich  erneuernde,  täglich 
wachsende  Mifsstände  ermöglicht,  vorzuziehen.  Solange  also  nicht  eia 
direkt  einschneidendes  l’rojekt  vorliegt  — und  auch  bei  Hugo  kann 
davon  nicht  gesprochen  werden  — , solange  müssen  noch  allenthalben 
N'otdämme  gegen  die  Sturmflut  der  eindringenden  Wohnungsmisere  ge- 
baut bezw.  erhalten  werden.  Zum  mindesten  ist  eine  Teilung  der  Arlieit 
zwischen  schon  Irestehenden  Genossenschaften,  sowie  gemeinnützigen  Bau- 
gesellschaften einerseits  (diese  sind  merkwürdigerweise  bei  Hugo  kaum 
berührt)  und  den  Gemeinden  andererseits  möglich.  Dafs  „die  Schwärmer 
für  private  Bauthätigkeit"  die  Thätigkcit  des  Staates  und  der  Gemeinde 
ablehnen  und  das  Heil  lüichstens  noch  in  Genossenschaften  und  ge- 
meinnützigen .Xktiengesellschaften  sehen,  wie  Hugo  S.  446  behauptet, 
trilVt  keineswegs  überall  zu.  .Man  lese  nur  den  Bericht  einer  solchen 
.Aktiengesellschaft!  „Wir  gehen  davon  aus,“  so  .heifst  es  in  dem  zehnten 
Jahresberi<ht  der  .Aktienbaugcsellschaft  für  kleine  Wohnungen  in  Frank- 
furt a.  M.  .S.  6,  „dafs  die  Beseitigung  der  Wohnungsnot  in  erster  Linie 
S.ache  der  gesetzgebenden  Gewalten  (^St,iat  und  Reich),  die  planmäfsige 
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Linderung  in  erster  Linie  Sache  der  Gemeinde  ist,  und  dafs  eine 
blofs  private  Gesellschaft,  die  mit  begrenzten  Mitteln  arbeitet,  ihre  Be- 
mühungen thunlichst  dem  bedürftigsten  Teile  der  Bevölkerung  zuwenden 
mufs.“ 

Der  Einwand,  dafs  private  l'nternehmungen  und  Arbeitervereiire 
sich  als  unfähig  erwiesen  haben,  der  Wohnungsnot  der  arljeitenden  Klassen 
abzuhelfen,  verwechselt  Versuche  mit  Resultaten.  Wenn  wir  selbst  die 
Bestrebungen  dieser  Vereine  u.  s.  w.  als  Xotdamm  bezeichnet  haben, 
so  kann  doch  fernerhin  an  den  -.\usbau  dieser  Dämme  gedacht  werden. 

Diese  Vereine  und  Gesellschaften  bedurften  zur  Verwirklichung  ihrer 
Bestrebungen  gröfserer  Geldmittel.  Mit  der  Kreditgewährung  für  Bau- 
genossenschaften und  Bauunternehmungen  befafste  sich  die  Konferenz 
der  Zentralstelle  für  .Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen  im  Mai  1894.  Man 
warf  „lüsterne“  Blicke,  wie  Hugo  sagt,  auf  die  Fonds  der  staatlichen 
Versicherungsanstalten  und  die  Finanzkraft  der  Kommunalkörper,  vor 
allem  der  Gemeinden.  Abgesehen  von  Kreditgewährungen  wurde  von 
den  Gemeinden  noch  der  Erlafs  von  Strafsenbau-  und  Grundstückskosten 
verlangt.  Subventionierungen  durch  die  erwähnten  .Anstalten  und  auch 
durch  Gemeinden  haben  seitdem  wiederholt  stattgefunden,  vereinzelt  auch 
Erlafs  der  Strafsenbaukosten.  Hugo  verurteilt  vor  allem  die  letztere 
„Schenkung".  Diese  „Prämie“  auf  den  Bau  Ijilliger  Wohnungen  stand 
unlängst  auf  der  Tagesordnung  einer  Sitzung  der  Baugenossenschaften 
und  des  A’ereins  zur  Förderung  des  Arbeiterwohnungswesens,  ohne  dafs 
die  Debatte  zu  einem  abschliefsenden  Resultate  geführt  hätte.  A'ön  ver- 
schiedenen Seiten  wurde  direkt  die  Gewähr  der  Prämie  verlangt.  Man 
solle  vor  allem  bei  gemeinnützigen  Baugesellschaften  die  Privilegierung 
nicht  scheuen.  Es  würden  sich  dann  mehr  derartige  Gesellschaften 
bilden  und  der  Spekulation  viel  Gelände  entzogen  werden.  — In  dein 
schon  erwähnten  Berichte  der  Frankfurter  Gesellschaft  wird  darauf  hin- 
gewiesen, dafs.  da  es  nicht  möglich  ist,  bei  Spekulanten  die  Abwälzung 
der  Beiträge  auf  die  Mieter  zu  verhindern,  die  auf  den  Gewinn  ver- 
zichtenden Gesellschaften  bezüglich  dieser  Belastung  doch  \ or  den  Bau- 
spekulanten bevorzugt  werden  müfsten.  Unseres  Erachtens  hat  Adickes 
im  Hinblick  auf  die  Störungen  des  anständigen  L'nternehmertums  nicht 
mit  Umecht  die  offene  Prämie  verworfen.  Sehr  der  Erwägung  wert 
scheint  dagegen  der  damals  gemachte  Vorschlag  der  -Abstufung  der 
Strafsenlx-iträge  und  Strafsenbaukosten  fiir  die  verschiedenen  Typen  von 
Wohnhäusern. 

Hugo  würde  jedenfalls  den  hier  vorgebrachten  Grund  gegen  die 
Prämie  am  wenigsten  gelten  lassen.  Er  sagt  von  der  Privatbaus|>cku- 
lation;  „Sie  hat  sich  in  der  N ergangenheit  als  leistungsunfähig  erwiesen, 
glaubt  man  vielleicht,  sie  wird  leistungsfähiger,  wenn  man  sie  in  ihrer 
Leistungsunfähigkeit  ruhig  weiterwursteln  läfstr"  Es  könnte  aber  an 
etwas  anderes,  als  das  blofse  „Weiterwursteln“  gedacht  werden,  wenn 
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eine  wirkliche  Stärkung  und  Aufmunterung  des  soliden  Unternehmer- 
tums erfolgt.  Hugo  meint,  bei  den  heutigen  Verhältnissen  werde  ein  An- 
wachsen der  Bauthätigkeit  inbezug  auf  .Arbeiterhäuser  nicht  zu  erwarten 
sein,  da  im  allgemeinen  die  Profitverhältnisse  für  den  Vermieter  kleinerer 
Wohnungen  nicht  übermäfsig  günstig  seien  und  sich  in  Zukunft  noch 
ungtinstiger  gestalten  würden.  Wir  verweisen  auch  hier  wieder  auf  den 
wiederholt  erwähnten  Bericht  der  Frankfurter  Gesellschaft  (S.  31),  wo- 
nach die  Wohnungsproduktion  sehr  wohl  als  gutes,  gewinnbringendes 
Geschäft  betrieben  werden  könnte,  wenn  sich  ihm  das  Kapital  nur  in 
gröfsercm  Mafsstabe  zuwenden  wollte.  Auch  die  Stärkung  des  besseren 
Unternehmertums  hätte  nur  die  Bedeutung  einer  Hilfe  im  einzelnen  Fall 
Aber  der  Wohnungsnot  gegenüber  darf  kein  Mittel  ganz  unbeachtet 
bleiben. 

Zu  diesen  Mitteln  gehört  auch  das  Erbbaurecht.  Auch  dieses 
durch  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  neu  eingefuhrte  Recht  ist,  wie  Adickes 
kürzlich  hervorhob,  kein  Zaubermittel,  das  die  Wohnungsnot  beseitigt, 
sondern  eine  der  Beihilfen,  um  die  wichtige  Frage  der  A’erwertung  von 
städtischem  Grund  und  Boden  in  bessere  VVege  zu  leiten.  Hugo  bespricht 
das  Adickessche  Projekt  einer  Baukasse,  die  denjenigen,  welche  ein  Erb- 
baurecht auf  städtischem  Grund  und  Boden  erwerben,  vier  Zehntel  der 
zweiten  Hälfte  der  Baugelder  als  Hypothek  auf  das  Erbbaurecht  ge- 
währen soll.  — Innerhalb  des  Zeitabschnitts,  in  dem  der  Erbbauvertrag 
läuft,  kann  ein  Haus  wieder  veräufsert  werden.  Nach  dem  genannten 
Projekt  erhebt  die  Stadt  bei  Verkäufen  eine  dem  Währschaftsgeld  ähn- 
liche indirekte  Abgabe  und  aufserdem  eine  direkte  alljährlich  zu  zahlende 
Grundabgabe.  Diese  soll  den  Eigentümlichkeiten  des  einzelnen  Falles 
entsprechend  festgesetzt  und  bei  Miethäusern  je  nach  dem  Wachsen  der 
.Mieteinnahmen  erhöht  werden.  Vor  allem  durch  die  letztere  Abgabe 
würde  die  Stadt  sehr  erheblich  an  dem  Gewinn  der  Einzelnen  teil- 
nehmen. Aber  Hugo  findet  es  nicht  ausreichend,  dafs  sich  die  Stadt 
auf  diese  Teilnahme  an  der  Grundrentensteigerung  „beschränkt“.  Sie 
soll  den  gesamten  Grundrentenzuwachs  abfangen,  und  das  kann  sie  nur, 
wenn  sie  selbst  baut. 

Die  Art  und  Weise,  wie  bei  Hugo  die  zwingende  Notwendigkeit 
dafür  dargelegt  werden  soll,  dafs  die  .Stadt  selbst  baut,  hat  etwas  Ge- 
waltsames, vor  allem  wegen  seiner  Unterschätzung  der  Baugenossen- 
schaften. Es  mufs  dies  l>etont  werden,  auch  wenn  man  nicht  der 
.Ansicht  ist,  dafs  sich  das  Eingreifen  der  Gemeinde  auf  Zustände 
Ijeschr.hnken  mufs,  in  denen  die  Privatthätigkeit  versagt.  Nicht  prin- 
zipielle Bedenken  stehen  im  Wege,  sondern  vor  allem  praktische. 
Die  Stadt  soll  lauen,  die  Baugenossenschaften  nach  Hugo  durch 
Mieigenossenschaften  ersetzt  werden.  Aber  über  die  Beschaffung  der 
.Mittel  spricht  sich  Hugo  doch  etwas  zu  optimistisch  und  allgemein 
aus.  Wenn  Hugo  bei  dieser  Gelegenheit  sehr  richtig  bemerkt,  „dafs  der 
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darbieten,  sondern  sie  wird  auch  dem  Faclimann  viel  \'ergnügCn  ge- 
währen. Wenn  er  auch  wenig  Neues  lernen  wird,  so  wird  er  doch  seine 
unverhohlene  Freude  an  der  Art  der  Darstellung  haben,  die  in  ihrer 
Art  geradezu  vorbildlich  genannt  zu  werden  verdient.  Es  ist  ein  echt 
französisches  Buch,  klar  wie  Krv'St.all  und  voller  F.sprit.  Das  funkelt 
und  blitzt  nur  so  von  geistreichen  Vergleichen  und  von  jenem  leichten, 
etwas  ätzenden,  sarkastischen  Humor,  der  solche  pojruläre  X'orträge  an- 
genehm würzt.  So  gewährt  es  einige  .Stunden  wahren,  intellektuellen 
Genusses,  und  der  deutsche  Leser  fragt  sich  zuweilen  mit  einer  gewissen 
Bitterkeit , warum  die  deutsche  Wis.senschaft  so  gar  selten  derartige 
Bücher  hervorbringt.  Es  ähnelt  in  dieser  Beziehung  stark  der  klassischen 
Geschichte  der  „britischen  Genossen-schafisbewegung“  von  Beatrice  Wchlv 
Polter,  ohne  freilich  mit  diesem  Standard  work  an  Tiefe  der  .\uffassung 
und  Ürigin.alität  der  Behandlung  irgend  einen  N’erglcich  aushalten  zu 
können,  was  ja  aber,  wie  schon  gesagt,  durch  die  Natur  die.ser  Gelegen- 
heitsreden ausgeschlossen  war.  Wenn  es  aber  auch  an  einer  s)-5te- 

matischen  Darstellung  des  gesamten  Stoffgebietes  mangelt,  so  tritt  doch 
der  Standpunkt  des  X'erfassers  allmählich  so  klar  hervor,  dafs  man,  ohne 
fürchten  zu  müssen,  ihm  in  irgend  einem  wesentlichen  Punkte  unrecht 
zu  thunj  seine  Stellung  in  der  Bewegung  festlegen  kann,  l'nd  diese 
Stellung  ist  von  grossem  symptomatischen  Interesse  für  das  iin  Vorder- 
gründe unserer  Zeitfragen  stehende  Genossenschaftsproblem. 

Die  Genossenschaft  ist  bekanntlich  neutraler  Boden  aller  j>olitischen 
und  aller  wissenschaftlichen  Parteien.  Liber.ile  und  Konservative,  evau- 
gclische  und  katholische  ('hristlich-Soziale,  in  letzter  Zeit  auch  starke 
Schulen  der  Sozialdemokratie  bezeichnen  gleichmäfsig  die  Genossen- 
schaft als  das  .Mittel,  oder  wenigstens  doch  als  ein  Mittel  der 
praktischen  Sozialpolitik ; und  der  Liberalismus  ebenso  wie  der  Staab.- 
Sozialismus  empfehlen  sie  von  ihrem  wissenschaftlichen  Standpunkte  aus 
mit  gleicher  Wärme. 

Aber  diese  Uebereinstimmung  ist  doch  keine  vollständige.  Zwar 
ist  allen  Schulen  das  allgemeine  Mittel  gemeinsam:  die  Genossenschaft, 
aber  schon  hier  bestehen  L’nterschiede,  indem  die  eine  Schule  mehr  die 
Konsumvereine,  die  andere  mehr  die  Produktivgenossenschaft  in  den 
Vordergrund  ihrer  Bestrebungen  stellt.  Vor  allem  aber  ditferieren  die 
einzelnen  Propagatoren  der  Genossenschaft  im  Ziele.  Für  einige  ist 
sie  — d.as  werden  sie  freilich  nicht  eingestehen  — im  Wesen  nichts 
anderes  als  ein  Mittel  der  politischen  Propaganda,  man  will  die  .krbeiter 
von  der  Sozialdemokratie  abziehen  oder  wenigstens  von  dem  Uelrertritt 
zu  ihr  abhaltert.  Das  gilt  namentlich  für  viele  christlich-soziale  Genossen- 
schaftspraktiker, jedoch  soll  durchaus  nicht  geleugnet  werden,  dass  es  auch 
unter  dic-sert  viele  echte  .knhänger  des  Gedankens  giebt.  Und  in  diesem 
Falle  ist  ihr  Ziel  genau  das  des  inanchesterlichen  Liberalismus : man 
will  entweder  — durch  Konsumgenosserrschaften  — die  Mas.se  der 
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Welt  schäften  zu  können;  namentlich  denkt  er,  dafs  es  möglich  sein 
wird,  durch  sie  das  Lohnsystem  zu  beseitigen.  Dieses  Ziel  stellt  er  un- 
aufhörlich über  sich  und  die  Genossenschaftsbewegung.  Das  ist  das 
Sympathische  an  ihm ; denn  wenn  die  Genossenschaft  wirklich  nicht 
mehr  sollte  leisten  können,  als  die  Kaufkraft  des  Lohnes  der  Fabrik- 
arbeiter um  (hoch  berechnet)  5 " „ zu  heben ; oder  wenn  sie  weiter 
nichts  vermöchte,  als  ein  paar  besonders  begabte,  besonders  energi.sche 
und  sparsame  Arbeiter  erfolgreich  bei  dem  Bemühen  zu  unterstützen, 
sich  in  den  Unternehmerstand  emporzuarbeiten,  dann  wäre  cs  nicht  der 
Mühe  wert,  davon  zu  reden.  Dann  wäre  der  Gewerkschaftsbewegung 
eine  unvergleichlich  gröfscre  Rolle  in  der  Emanzifiation  der  .Arbeiter  zu- 
zusprechen. Wenn  das  die  A'erfechter  der  bourgeoisen  Kooperations- 
bewegung nicht  einsehen  wollen,  so  kann  man  ihnen  nicht  helfen:  ent- 
weder ist  die  Genossenschaft  ein  Mittel  zur  Hebung  der  ganzen 
Arbeiterklasse,  oder  sie  steht  in  einer  Reihe  mit  Sparkassen  und  ähn- 
lichen Palliativmittelchen  der  Privatökonomie.  Gide  ist  also,  um  einen 
guten  Schäffleschen  .Ausdruck  zu  benutzen,  „.Assozialist“,  und  zwar  ist 
er  derjenigen  Unterabteilung  unterzuordnen,  die  den  Assozialismus  auf 
dem  Wege  der  Konsumgenossenschaft  zu  erreichen  hofft. 
Das  folgt  zunächst  aus  seiner  Stellung  gegenüber  den  Produkti\  genossen- 
schaften ; er  ist  mit  Recht  der  Meinung,  dafs  die  mit  der  Produktiv- 
genossenschaft angestellten  Versuche  zahlreich  genug  sind , um  von 
jedem  weiteren  Versuche  abzuschrecken.  So  sehr  die  l''orm  theoretisch 
die  überlegene  ist , so  sehr  hat  sie  sich  als  jiraktisch  lebensunfähig  er- 
wiesen; und  namentlich  der  Franzose,  der  im  eigenen  Lande  einen  so 
heroischen  Kampf  der  Produktivgenossenschaften,  wie  er  nirgend  anders 
gefochten  worden  ist,  hat  sieglos  verlaufen  sehen,  hat  Ursache  zu  einer 
sehr  trüben  Prognose. 

Aber  diese  Stellung  Gides  ist  doch  eine  im  wesentlichen  e m p i - 
rische;  die  Erfahrung  hat  gegen  die  Produktivgenossenschaft  entschieden, 
und  er  beugt  sich  diesem  UrteiLsspruch.  Das  ist  aber  nicht  der  Weg. 
um  die  Gegner  zu  überzeugen.  Wer  der  ewigen  und  wirklichen  sinn- 
losen Vergeudung  von  Zeit,  Geld  und  wertvollster  sozialer  Kraftan- 
strengung auf  immer  neue  Versuche  zur  Gründung  von  industriellen 
Produktivgenossenschaften  auf  die  Dauer  Vorbeugen  will,  der  mufs  tiefer 
gehen.  Es  mufs  zeigen,  wie  Referent  es  gezeigt  zu  haben  glaubt,  dafs 
diese  Form  der  Genossenschaft  nicht  aus  irgend  welchen  zufälligen 
Gründen  der  äufseren  Organisation,  oder  aus  dem  Mangel  irgend  welcher 
Seeleneigenschaften  der  Mitglieder  gescheitert  ist,  sondern,  dafs  sie 
unter  allen  Umständen  scheitern  mufste.  Sie  glückt  auch 
privatökonomisch  fast  nie,  weil  ihr  Kampf  ums  Dasein  zu  schwer  ist, 
weil  sie  fast  nie  das  nötige  Kapital  aufbringt,  fast  nie  den  nötigen  .Ab- 
satz findet,  und  vor  allem  fast  nie  die  nötige  Disziplin  aufrecht  zu  er- 
halten im  Stande  ist.  Wenn  sie  aber  privatökonomisch  glückt,  so  wird 
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friedigen.  Ihre  Stätten'  sind  im  wesentlichen  kleine  Fabrikorle  auf  dem 
platten' I.ande  mit  geringer  Entwicklung  des  Kramhandels  und  daher 
mangelnder  Niederkonkurrierang  der  Detailpreise;  aber  sie  finden  nur 
schwer  Boden  in  I jndgemeinden , in  ,\ckerstädten  und  in  Grofsstädten, 
wo  die  scharfe  Konkurrenz  der  Krämer  schon  an  sich  verhältnismäfsig 
solide  Wären  zu  verhältnismäfsig  zivilen  Preisen  anbietet.  Wie  weit 
diese  Hindernisse  der  Konsumvereinsausdehnung  ira  Laufe  der  Zeit  ver- 
mindert oder  beseitigt  werden  können,  darüber  läfst  sich  natürlich  nichts 
sagen;  zunächst  aber  sind  sie  vorhanden,  und  es  heifst  doch  von  dem 
sozialpolitischen  Hörer  einen  starken  Salto  mortale  verlangen,  wenn  man 
ihm  zumutet,  sich  das  Bild  einer  nicht  zu  entfernten  Zeit  vorzustellen,  in 
der  ganze  Völker  konsurogenossenschaftlich  organisiert  sein  werden. 
Das  aber  thut  Gide  wörtlich ! Er  sieht  den  Anfang  des  Weges,  die 
verhältnismäfsig  winzigen  KonsuragenossenschaftsorganLsationen  seines 
Vaterlandes;  und  er  sieht  im  Geiste  das  Ziel^  und  will  uns  glauben 
machen,  vom  Anfang  zum  Ziele  fiihre  eine  gerade  Strafse  ohne  Hinder- 
nisse; man  brauche  nur  zu  wollen  und  man  werde  anlangen.  Wir 
können  diesen  schönen  Glauben  nicht  teilen ! 

.•kufserdem  fehlt  in  der  Betrachtung  dessen,  was  die  Konsumvereine 
sollen  leisten  können,  fast  vollständig  die  Berücksichtigung  eines  Faktors, 
den  wir  fiir  sehr  bedeutungsvoll  halten  müssen,  das  ist  die  Grundrente. 
Wir  sehen  es  vor  uns,  und  überdies  ist  es  ja  unbestrittene  national- 
ökonomische Theorie,  dafs  alle  allgemeinen  Vorteile  der  wirtschaftlichen 
Organisation  mit  sehr  grosser  Schnelligkeit  von  der  Bodenrente  an  sich 
gerissen  werden.  Wenn  also  wirklich  auch  nur  alle  städtischen  .'Ar- 
beiter konsumgenossenschaftlich  organisiert  wären,  so  wäre  damit  für  ihre 
Lebenshaltung  und  für  ihre  soziale  F.manzipation  wenig  getlian,  wenn 
man  die  heutige  Organisation  der  Grundrente  bestehen  läfst.  Sobald 
der  Vorteil  des  Konsumvereins  sich  wirklich  auf  den  überwiegenden 
Teil  der  arbeitenden  Klassen  erstrecken  würde,  würde  die  Grundrente 
entsprechend  erhöht  werden ; und  alle  Arbeit  hätte  nur  dazu  gedient, 
den  städtischen  Bodenwuchcr  zu  kräftigen.  Diese  Frage  wird  überhaupt 
nicht  aufgeworfen.  Freilich  nimmt  Gide,  hier  ganz,  nach  dem  Muster 
der  Pioniere  von  Rochdale,  als  letzten  Punkt  seines  Programmes  in 
-Aussicht,  Land  für  genossenschaftliche  Bauzwecke  und  fUr  genossenschaft- 
liche Bodenwirtschaft  zu  enverben ; die  alten  Owenschen  Cominunitics 
spuken  auch  in  den  Gedanken  dieses  .Anhängers  von  Holyoake:  aber 
dieser  Innderwerb  soll  doch  nur  der  letzte  .Akt  der  Emanzipation  der 
•arbeitenden  Klasse  sein  und  ist  in  so  weite  Feme  gerückt,  dafs  er  dem 
Bodenwucher  kaum  ein  ernsthafter  Gegner  sein  würde. 

V'on  allen  diesen  Schwierigkeiten  und  Klippen  ist  nirgend  die  Rede. 
Die  ganze  Frage  wird  vom  rein  ökonomischen  und  organisatorischen 
Gebiete  viel  zu  sehr  auf  das  moralische  Gebiet  hinüberges|>ielt.  Mag 
sein,  dafs  Gide  diesen  Punkt  nur  deswegen  so  betont,  weil  er  eben 
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triebene  Unternehmung  umwandeln.  (In  Parenthese  sei  übrigens  bemerkt, 
dafs  es  nur  zu  groben  Mifsverständnissen  führen  kann,  wenn  Gide  der- 
artige Produktivzweige  von  Konsumvereinen,  die  auf  deren  Risiko 
mittels  I .ohnarbeiiern  betrieben  werden , als  „Produktivgenossenschafi“ 
bezeichnet). 

Wenn  also  der  „genossenschaftliche  Geist“  die  Wunder  wirken  soll, 
die  Gide  von  ihm  erwartet,  dann  kann  die  arbeitende  Klasse  noch  sehr 
lange  auf  ihre  Erlösung  von  dem  heutigen  l’ebel  harren.  Der  genossen- 
schaftliche Geist  kann  niemals  die  Ursache  erfolgreicher  genossenschaft- 
licher Organisationen  sein,  weil  er  nie  etwas  anderes  ist,  als  die  Wirkung 
erfolgreicher  genossenschaftlicher  Organisationen. 

Somit  standen  wir  also  vor  dem  Bankerott  des  Assozialisraus? 
Wenn  weder  der  produktivgenossen.schaftliche  noch  der  konsumgenossen- 
.schaflliche  Weg  zum  Ziele  führen  katm,  was  bleibt  dann  noch  übrig? 

Nun,  es  war  bisher  immer  nur  von  der  industriellen  Produkliv- 
genos.senschaft  die  Rede;  und  die  ist  allerdings  eine  lebensunfähige 
Form,  nicht  aber  so  die  landwirtschaftliche  Produktivgenossen- 
schaft. Sie  ist,  wie  jede  eindringende  theoretische  Betrachtung  ergiebi, 
eine  jener  tlrganisationen,  in  denen  alle  Interessen  parallel  laufen,  gerade 
wie  beim  Konsumverein ; und  sie  hat  deshalb  auch  überall,  wo  sie  ins 
I.eben  gerufeir  worden  ist,  den  schönsten  „genossenschaftlichen  Geist“ 
aufgewiesen,  den  je  ein  Holyoakc,  Rabbeno  oder  Gide  erträumt  haben. 
Ich  glaube,  dafs  nur  über  diese  Organisatioirsform  der  Weg  zum  .Vsso- 
zialismus  fiihren  kann,  einmal,  weil  sie,  um  mit  Lassalle  zu  sprechen, 
dem  .-krljeiter  als  Produzenten  hilft,  der  ja  auch  als  Produzent  sozial  zu 
leiden  hat ; und  zweitens , weil  sie  die  sozialen  Dinge  an  ihrer  Wurzel 
fafst,  in  den  Grundeigentumsverhältnissen  des  platten  Landes.  Nur  wo 
ungesunde  Grundeigentumsverhältnisse  bestehen,  findet  sich  jene  mafs- 
lose  Abwanderung  der  Bevölkerungsmassen  vom  platten  Lande,  die  die 
Grofsstädte  schafft  und  die  städtische  Grundrente  in  die  Höhe  treibt, 
und  nur  hier  existiert  jene  unerschöpfliche  Reservearmee,  die  den 
.Arbeitslohn  niederhält.  Hier  hat  die  Genossenschaft  als  landwirtschaft- 
liche Produktivgenossenschaft  einzugreifen,  und  als  Vorbereitung  dazu 
sind  allerdings  die  .städtischen  Konsumvereine  (als  Kapitalsbildneri  die 
einzig  mögliche  Selbsthülfe  der  .Aibeiterklasse.  Diese  Andeutungen 
müssen  gemigen,  um  meinen  eigenen  .'Standpunkt  gegenüber  dem  Gides 
festzustcllen.  Wie  ich  mir  die  Entwicklung  des  Assozialismus  von  der 
landwirtschaftlichen  Arbeiter])roduktivgcnossenschaft  aus  vorstelle,  habe 
ich  mehrfach  ausführlich  begründet  und  mufs  an  dieser  Stelle  darauf 
verweisen.  ‘ ) 

Doch  genug  der  kritischen  Bemerkungen.  Wir  könnten  froh  sein. 


*)  Meine  SiaUunj;sgcno>,.»‘nscliaft,  Ilerlin  1S96.  (»ri.tsgrundei^cntuni  und  soziale 
Frage,  Iterlin  iSoS.  Die  soziale  Bcdeulung  der  tlenossenscliafi.  Berlin  1899. 
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wenn  in  Deutschland  auch  nur  ein  einziger  beliördlich  autori.sierter  Ge- 
lehrter so  weit  in  der  Schätzung  dessen  ginge,  was  die  Genossenschaft 
zu  leisten  l>erufen  ist,  wie  der  tapfere  Gide,  der  mit  seinen  Kollegen  von 
der  Zunft  m.anche  bittere  P'ehde  für  das  auskäinpft,  w.is  sein  Ideal  Lst, 
und  was  sie  Utopie  schelten.  Man  wird  sich  leicht  ül>er  das  Mittel 
verständigen,  wenn  nur  das  Ziel  gemeinsam  ist;  und  im  Interesse  dieses 
gemeinsamen  Zieles  mochten  wir  wahrlich  wünschen,  dafs  wir  in  Deutsch- 
land einen  Mann  gleicher  .Autorität  hätten,  der  mit  solcher  Kraft  und 
Klarheit  und  so  schneidiger  Eleganz  gleiche  Conferences  de  Propagande 
für  die  gute  Sache  des  Assozialismus  zu  halten  imstande  wäre. 

Berlin. 

ER.ANZ  OPPENHEIMER. 


HaushaltungsrichnungcB  der  Xürnhtrger  Lohnarbeiter.  Hin  Beitrag  zur 
.Xufliellung  der  Lebensverhältnissc  des  Nürnberger  Prole- 
tariats bearbeitet  vom  .\rbeitersckretariat  in  Nüriüaerg, 
Selbstverlag  des  Nürnberger  .Arbeitersekretariats.  Nürnberg 
igoi.  XXXII  und  lOg  S.  8". 

Die  Haui>lbeileutung  der  vorliegenden  Schrift  liegt  nach  der  um- 
fangreichen Vorrede  ihres  Herausgebers,  .Ad.  Braun,  mehr  in  der  Erage- 
stellung  und  richtigen  Formulierung  der  zu  stellenden  Frage  als  in  ihrer 
Losung. 

.Mit  einer  bei  solchen  .Anlässen  seltenen  Offenheit  erklärt  der 
Herausgeber,  dafs  die  .Arbeiter  verkennen,  • dafs  ihrer  Organisation  zu- 
meist die  Mittel  fehlen,  Statistik  mit  Erfolg  zu  treiben,  dafs  der  erheb- 
lichere Teil  der  von  ihnen  hierfür  aufgewendeten  .Mittel  vergeblich  an- 
gewandt ward. 

Die  .Aufgaben,  die  sich  die  .Arbeiterorganisationen  stellen,  sind  meist 
weit  schwierigere  als  die.  welche  die  amtliche,  mit  reichlichen  finanziellen 
Mitteln,  mit  einem  grofsen  Behördenorganismus,  mit  faktischen  oder 
wenigstens  von  den  gezählten  vorausgesetzten  Zwangsmitteln  arbeitende 
Statistik  zu  erledigen  h.at.  Die  amtliche  Stati.stik  lieschränkt  sich  auf 
Sammlung  und  X’erarbeitung  leicht  feststellbarer  Daten,  auf  die  .Auf- 
nahme von  äufseren,  leicht  kontrollierbarer  Kennzeichen  der  gezählten 
Personen,  so  z.  B.  auf  Geburtsort.  Geburtstag,  Geschlecht,  Wohnort, 
Zivilstand,  Kinderz,ahl,  Beruf,  Stellung  im  Beruf,  Todesursachen  u.  dgl.. 
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alles  Dinf'C,  über  die  leicht  Auskunft  zu  gehen  ist,  wo  ein  Grund,  die 
Auskunft  zu  verweigern  oder  nicht  richtig  zu  geben,  selten  vorhanden 
ist,  und  wo  die  Möglichkeit  einer  Kontrolle  an  sich  vorliegt  und  den 
Behörden  die  Behelfe  zur  Nachprüfung  zur  \'erfugung  stehen.  Weitet 
fehlt  bei  der  amtlichen  Statistik  — von  Ausnahinefällen  abgesehen  — 
jeder  persönliche  Zusammenhang  zwischen  den  gezählten  Persönlichkeiten 
und  denen,  die  das  Material  verarbeiten,  so  dafs  die  Absicht  der  Ver- 
schleierung unangenehmer,  aber  der  Wahrheit  entsprechender  Bekennt- 
nisse nicht  vorliegt.  Kndlich  verfügt  die  amtliche  Statistik  über  ein  so 
riesiges,  .Millionen  Kinzelangaben  enthaltendes  Material,  dafs  die  Be- 
sonderheiten in  der  Masse  der  Regelmäfsigkeiten  zurücktreten,  das  Bild 
somit  nicht  stark  trüben  können.  Ganz  anders  liegt  es  bei  den  stati- 
stischen -krlreiten  der  Gewerkschaften.  Sie  wollen  nicht  so  einfache 
Dinge  wissen,  wie  sie  in  den  Volkszahlungsfragebogen  einzutragen  sind, 
sie  fragen  nicht  nach  einer  in  einem  Ix’stimmten  Augenblicke  z.  B.  um 
12  Uhr  nachts  zwischen  dem  i.  und  2.  Dezember  vorliegenden  That- 
sache,  sondern  nach  Krscheinungen,  die  nur  aus  lange  Zeit  währenden 
genauen  Beobachtungen  und  .-kufzeichnungen  festzustcllen  sind,  so  nach 
dem  .krlieitsverdienst  in  einem  Jahre,  nach  dem  niedrigsten  und  nach 
dem  höchsten  Wocheirverdienst,  nach  der  Dauer  der  Krankheit,  der 
.krlieitslosigkcit  etc.  etc.  innurhalb  eines  Jahres ; das  sind  an  sich  aufser- 
ordentlich  schwer  feststellbare  Erscheinungen.  Rs  wird  alier  auch  nach 
weit  komplizierteren  Verhältnissen  in  den  Fragebogen  der  Gewerk- 
schaften geforscht.  .\ber  auch  selbst  wenn  die  Unterlagen  für  Er- 
hebungen dieser  Art  vorhanden  wären,  was  ja  in  der  Regel  gar  nicht 
der  Fall  ist,  so  liegt  eine  grofse  Schwierigkeit  vor,  aus  diesen  Unter- 
lagen das  zu  lierechnen,  w.is  als  .kntwort  in  die  Fragebogen  einzutragen 
wäre.  Aljer  selbst,  wenn  alle  diese  Schwierigkeiten  ülrerwunden  wären, 
so  erscheint  eine  weitere,  dafs  viele  Arlieiter  sich  sagen,  man  will  in 
seine  intimsten  Verhältnis,se , so  in  die  seines  Einkommens,  seiner 
Leistungsfähigkeit,  seiner  wirtschaftlichen  Lage  Einblick  gewinnen  und 
gute  Bekannte  oder  auch  nicht  lieliebte  Berufsgenossen  sollen  d.as  Material 
in  die  Hand  Irekommen,  es  soll  sie  über  all  diese  Dinge  aufklären,  die 
doch  nur  ihn  und  niemand  anderen  angehen.  Diese  Erwägung,  die  ja 
l>ei  dem  bestgcschulten  .Arbeiter  zurücktritt  vor  der  Einsicht  des  grofsen 
Wertes  einer  Klarstellung  der  Lage  der  arbeitenden  Klasse,  hindert 
viele,  sich  an  diesen  Erhebungen  zu  beteiligen  und  läfst  ferner  die  Ver- 
mutung aufkommen,  dafs  die  k'erhältnisse  oft  besser  dargestellt  werden, 
als  sie  thatsächlich  sind,  führt  d.izu,  dafs,  um  einen  .-krlKriterausdruck  zu 
gebrauchen,  so  manche  sich  „in  die  Tasche  lügen".  Eis  widerstrebt 

vielen  zu  sagen,  dafs  sie  sehr  wenig  verdienen,  weil  sie  fürchten,  dais 
man  dann  ihre  Leistungsfähigkeit  im  Berufe  zu  gering  einschätzen  wurde, 
obgleich  jeder  Einsichtige  weifs,  dafs  die  soziale  Lage  der  .Arlreitcr 
durch  viele  andere  Umstande  mehr  IreeinHufst  wird,  als  durch  die 
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I^istunffsfähigkeit  des  Einzelnen.  .Aber  unbestreitbar  bleibt  es,  tiafs 
gerade  die  schlechter  und  schlechtest  gestellten  Arbeiter  am  wenigsten 
bereit  sind,  Angalien  über  ihre  Verhältnisse  zu  machen  und  dafs  gerade 
bei  ihnen  die  Versuchung  am  gröfsten  ist.  die  Angaben  zu  „korrigieren“, 
schon  zu  fürlien.  Selbst  wenn  alle  diese  Schwierigkeiten  und  l-'ehler- 
quellcn  der  gewerkschaftlichen  Statistik  nicht  vorlicgen  wurden,  so  wird 
die  E'eststellung  der  Gewerkschaften  ülier  die  I-age  der  Arbeiter  ihres 
Berufes  dadurch  erheblich  erschwert,  dafs  die  Gewerkschaften  mit  Aus- 
sicht auf  Erfolg  sich  blofs  an  ihre  Mitglieder  wenden  können,  diese 
bilden  aber,  von  sehr  wenigen  Berufen  abgesehen,  nur  die  Minderheit 
der  Kollegenschaft  und  zwar  in  ihrem  überwiegenden  Teil  die  besser 
gestellten  Berufsgenossen.  Würden  somit  auch  alle  gewerkschaftlich 
organisierten  Arlieiter  bereitwilligst,  genauest  und  rückhaltlos  über  ihre 
Lage  ,'\uskunft  erteilen  wollen,  so  werden  ihre  .Antworten  doch  kein 
Bild  der  thatsachlichen  Verhältnisse  geben,  weil  die  .Angalren  über  die 
Lage* der  schlechter  und  schlechtest  gestellten  Berufsgenossen  fehlen 
werden.  Thatsächlich  alter  mangelt  den  Gewerkschaften  jedes  wirksame 
Mittel,  von  allen  ihren  .Angehörigen  die  gewünschten  Au.skünfte  zu  er- 
halten, ist  es  doch  meist  weit  weniger  als  die  Hälfte  der  Gewerkschafts- 
mitglieder, die  den  Anforderungen,  die  ErageUtgen  in  brauchbarer 
Weise  auszufüllen  und  rechtzeitig  abzuliefern,  ents|jricht,  wofür  ja  die 
wichtigsten  Gründe  ol>en  schon  dargelegt  wurden. 

Es  fehlt  dann  auch  noch  den  hierzu  verwendbaren  Beamten  der 
Gewerkschaftsorganisationen  die  Zeit,  rasch  die  eingelaufenen  Materialien, 
bevor  sie  veraltet  sind,  zu  verarbeiten ; einer  richtigen  Verwertung  des 
Materials  stehen  .auch  häufig  finanzielle  Bedenken  im  Wege;  sehr  oft 
ergiebt  sich  auch  im  Laufe  der  k'crarbeitung,  dafs  der  Wert  des  Materials 
recht  gering  ist,  dafs  die  so  häufig  erforderlichen  Rückfragen  unmög- 
lich sind,  weil  die  Befragten  verzogen  und  beim  besten  Willen  nicht 
mehr  erreichbar  sind.  Die  relative  Kleinheit  des  Materials  führt  oft 
dazu,  dafs  ausnahmsweise  Einzelerscheinungen  das  Gesamtresultat  stark 
beeinflussen. 

So  ergiebt  sich  aus  diesen  kritischen  Betrachtungen  der  Schlufs, 
d.afs  die  Erwartungen  auf  die  Ergebnisse  statistischer  Bemühungen  der 
Gewerkschaften  sehr  häufig  enttäuscht  werden,  und  dafs  d.as  Resultat 
dieser  Erhebungen  zumeist  weit  günstiger  ist,  als  die  thatsäc-hlichen  Ver- 
hältnisse wirklich  liegen. 

Daraus  ergiebt  sich  mit  aller  erforderlichen  Deutlichkeit,  dafs  der 
der  Gewerkschaftsstatistik  so  häufig  gemachte  Vorwurf,  dafs  sie  schwarz 
in  schw.arz  male,  wie  der  Gewerkschaflsstatistiken  überhaupt,  so  ganz 
sicher  der  hier  vorliegenden  Statistik  gegenülter  tmzutrefteiid  ist.  .An 
der  Statistik  konnten  nur  44  Haushaltungsbudgets  beteiligt  werden,  da 
mir  ftir  so  viele  brauchbare  Daten  Vorlagen,  und  abgesehen  von  einem 
einzigen,  dessen  Gesamtjahresau.sg.ibcn  sich  auf  725,07  Mk.  bezift'erten. 
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betrugen  die  Gesanujahresausgaben  aller  übrigen  über  looo  Mk.  Der 
Hcrausgelier  meint,  dafs  die  Feststellung  der  wirtschaftlichen  Lage  dieser 
besser  situierten  Arbeiterklasse  nicht  Aufgabe  der  Gewerkschaftsstatistik 
gewesen  wäre  und  dafs.  wenn  dieses  Resultat  hätte  vorausgesehen  werden 
können,  die  ganze  Statistik  vom  Standpunkt  des  Gewerkschaftsverbandes 
liezw.  Arbeitersekretariats  hätte  unterbleilien  müssen. 

■\n  Bemühungen,  diejenigen  .‘\rlK“iter,  deren  Lage  für  die  Auf- 
hellung der  LelKuishaltung  des  Nürnberger  Proletariats  charakteristisch 
ist,  für  die  Erhellung  zu  interessieren , hat  es  nicht  gefehlt.  A\kt 
diese  Bemühungen,  die  anfangs  nicht  vergeblich  schienen,  halten  sich 
als  aussichtslos  dargestellt.  Vor  Beginn  der  Arlteit  veröffentlichte  die 
Nürnlterger  Arlteiterprc-sse  mehrere  .Artikel  und  eine  Reihe  von  Notizen, 
um  ihren  Leserkreis  für  die  Haushaltungsstatistik  zu  interessieren;  das 
Gleiche  geschah  durch  Vorträge  in  einer'  Reihe  von  Gewerkschaftsver- 
sammlungen und  -Sitzungen.  Bei  all  diesen  Gelegenheiten  wurde  nach- 
drücklichst  betont,  dafs  Haushaltungsrechnurigen  aller  Arlieiterkategorien 
von  organisierten  und  unorganisierten  .Arbeitern,  von  gut,  liest,  mittel - 
mäfsig,  schlecht  und  schlechtest  gestellten  Arbeiterfamilien  wie  regel- 
mäfsige  .Aufzeichnungen  einzelner  Arlieiter  ülier  ihr  Einkommen  und 
über  ihre  Ausgalnm  gewünscht  werden.  .Aufserdem  wurde  gesucht,  im 
IK’rsonlichen  Verkehr  mit  Arbeitern  für  das  Unternehmen  Interesse  zu 
erwecken.  .Anfangs  zeigte  sich  dies  in  hohem  Mafse,  gegen  800  Arlieiter 
erklärten  sich  bereit,  regehnäfsig.  Tag  für  Tag,  ihre  Einnahmen  und 
•Ausgaben  einzutragen. 

Auf  der  ersten  Seite  des  Umschlags  der  für  jeden  Monat  unent- 
geltlich ausgegelienen  Rechnungsbücher  wurde  .Auskunft  verlangt  über 
Name,  Adresse,  Gebursort  und  Geburtstag,  Heimatsberechtigung,  erlernter 
unrl  thatsächlich  ausgeübter  Beruf  des  das  Haushaltungslnich  Führenden, 
sowie  darüber,  ob  er  verheiratet  oder  ledig,  wann  und  wo  seine  F'rau 
geboren,  wer  mit  zu  seinem  Haushalt  gehöre,  ülier  Name  der  Frau  und 
Kinder,  sowie  den  Monat,  für  den  das  Buch  geführt  wurde.  — Die 
Rückseite  gab  eine  genaue  .Anleitung  zur  Führung  des  Buches  und  lie- 
lehrte  über  die  Wichtigkeit  der  Buchführung  für  den  Haushalt  jedes 
Einzelnen. 

„Die  Eintragungen",  hiefs  es  in  dieser  .Anleitung,  „die  blofs  wenige 
Minuten  Zeit  kosten,  müssen  an  jedem  Tag  und  mindestens  einmal  ge- 
macht werden.  .Man  kann  ein  die  Schule  besuchendes  Kind  mit  der 
Eintragung  lictrauen  uml  es  verptiiehten,  A'ater  und  Mutter  regehnäfsig 
über  die  gemachten  .Aasgalicn  zu  befragen."  Vollständige  Diskretion 
über  den  Inhalt  der  Hau.shaltungsbücher  wurde  zugesichert.  Der  Kopf 
der  Fännahnie-  und  .Ausgabescite  hatte  folgenden  Wortlaut: 
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und  j;earl)citct  wird,  welclic  Gewerbe  in  der  Wohnflii);  aus(jcübt  werden, 
welches  der  allgemeine  Zustand  der  Wohnung  ist,  ob  insbesondere  ge- 
sundheitsschädliche Umstände  vorhanden  sind,  ob  der  .\bort  innerlialli 
oder  aufserhall  der  \\'ohnung  oder  des  Hauses  liegt.  Bei  Erdgeschot- 
Wohnungen  ist  die  Höhe  des  Bodens  über  der  Strafse  anzugelien. 

Die  Erhellungen  erstreckten  sich  auf  die  Zeit  vom  i.  Februar  1890 
bis  zum  31.  Januar  1900.  Wie  in  der  Vorrede  bemerkt  ist,  liegt  aufscr 
den  bearbeiteten  44  vollständig  auf  ein  ganzes  Jahr  sich  tieziehenden 
Hauslialtungsrechnungen  noch  ein  überaus  reichhaltiges  Arlieitsinatcrial 
vor,  und  es  liefinden  sich  darunter  zahlreiche  auf  4,  6.  S und  10  Mo- 
nate beziehende  Hauslialtungsrechnungen. 

Wenn  wir  auch  nach  der  vorliegenden,  überaus  peinlichen  und  ge- 
wissenhaften Bearlxiitung  der  mehrerwähnten  44  Haushaltungsrechnungen 
die  Bcdenketi,  die  sich  gegen  eine  statistische  N’erwertung  von  Haas- 
haltungsreclinungcn,  welche  nur  einen  kurzpn  Bruchteil  eines  Jahres  um- 
fassen, geltend  machen  lassen,  vollständig  zu  würdigen  wissen,  so  be- 
dauern wir  doch  im  Interesse  der  Wissenschaft,  dafs  diese  Bedenken 
ausschlaggellend  gewesen  sind,  dis  übrige  vorliegende  Materi.al  ülierliauiii 
nicht  zu  bearlieiten. 

Wir  möchten  hier  nicht  versäumen,  für  die  weitere  \cnvertung 
dieses  Materials  einen  Wirschlag  zu  machen.  Den  statistischen  und 
nationalökonomischen  Seminarien  unserer  Universitäten  fehlt  es  liekannt- 
lich  immer  an  statistischem  Rohmateri.il,  ganz  besonders  aber  an  sozial- 
statistischem,  für  praktische,  statistische  Uebungen  in  der  statistischen 
'l'echnik.  Ich  bezweifle  kaum,  dafs  diese  Anstalten,  die  sich  Iku  der 
in  Deutschland  doch  immer  noch  zu  Recht  bestehenden  Freiheit  der 
Wissenschaft  einer  ganz  be.sonderen  Unabhängigkeit  erfreuen,  gern  licreit 
sein  würden,  unter  Verantwortlichkeit  ihrer  Eeitung  für  das  ihnen  ubet- 
lassenc  Material  es  durch  ihre  Mitglieder  liearbeiten  zu  hissen.  Nachdem 
in  der  Bearbeitung  des  Niirnberger  Arbeitersekretariats  ein  so  ausge- 
zeichnetes Muster  vorlicgt,  wäre  auch  die  Garantie  dafür  gegeben,  dafs 
hierbei  keine  Dilett.intenarbeit  herauskäme.  Denn  die  Leiter  dieser  An- 
stalten wären  es  ihrem  wissenschaftlichen  Rufe  schuldig,  hinter  der  ge- 
gegebenen  l'orlage  nicht  zuriickzubleiben. 

Was  nun  die  E i n n a h m e n anlangt,  so  werden  die  Einkommen 
nachgewiesen,  soweit  sie  Lohneinkoramen  des  .Mannes,  bezw.  des  Mannes 
und  der  Frau,  liezw.  des  .Mannes,  der  Frau  und  weiterer  F'amilien- 
angehöriger  sind,  oder  aus  anderen  Fännahmen  liestehen.  Der  Beitrag 
der  I.ohneinnahme  der  Frau  zu  dem  gesamten  Fämilieneinkommen  ist 
namentlich  in  denjenigen  F'amilicn,  die  aus  .Mann,  F'rau  und  i Kinde 
liestehen,  sowie  in  den  vierköpfigen  Familien  ein  besonders  liedeutender 
und  liäufig  vorkommender;  in  der  fünfköpfigen  F'amilie  dagegen  kommt 
er  verhältnismäfsig  selten  vor,  während  er  in  der  sechsköpfigen  F'amilie 
wieder  häufiger,  .aber  von  geringerer  Bedeutung  für  das  Gesamtfamilien- 
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einkommen  ist.  Das  Gleiche  trifft  für  die  sieltenköpfige  Familie  zu. 
lin  einzelnen  beträgt  der  Anteil  des  l.ohneinkoniraens  der  Frau  an  dem 
Gesamteinkommen  in  je  einem  Falle  41,00,  37,72,  27,00,  27,32 
dann  in  je  fiinf  Fällen  10 — 15  und  15 — äo",„;  in  je  drei  Fällen  5 — 10, 
9 und  5 "/„.  Ferner  ist  d;is  l.ohneinkommen  der  Frau  von  demjenigen 
des  Mannes  in  einem  Falle  nicht  zu  scheiden  und  nur  in  elf  Fällen  ist 
ein  l.ohneinkommen  der  Frau  nicht  naclnveisbar.  Doch  steckt  viele 
Frauenarbeit  in  „anderen  Finkoinnien",  .so  vor  allem  in  den  so  häufig 
vorkominenden  l’osten  Aftermiete,  Kostgänger,  Ko.stkinder  u.  dergl. 

Besonders  eingehend  sind  die  Ausgaben  bearljcitet.  Der  Anteil 
der  -Ausgabe  für  die  Wohpung  srhw.ankt  zwiseben  einem  Ix’sonders 
günstigen  Falle  von  4,49  und  23,83'’,,  der  Gesamtausgalre.  Nach  den 
bezüglichen  F,rhcbungcn  der  dcuLsclien  Grofsstädte  ist  aber  anzunehmen, 
dafs  sich  das  Prozentverhältnis  fiir  die  niedrigeren  Kinkoinmen,  die  bei 
unserer  Statistik  nicht  beteiligt  sind,  noch  ungünstiger  stellt. 

Im  einzelnen  werden  nun  behandelt  die  .Ausgaben  für  Beleuchtung 
und  Heizung,  fiir  Nahrung,  wobei  besonders  nachgewiesen  werden  die 
-Vu.sgalwn  für  Bier,  Wein,  Spirituosen,  Frurhtsaft,  .Mineralwa.sser,  .Apfel- 
wein, Hcidelbcerwcin,  für  tierische  und  vegetabili.sche  N.ahrungsmittel, 
für  .Milch,  K.äse,  Fier,  Butter,  Fett,  W'eifsbrot,  Schwarzbrot,  altes  Brot, 
Kuchen,  /wieb.aek,  fiir  Gemu.se,  l.cguminosen,  Erbsen,  Wurzelgewächse, 
Kartofl'eln,  Linsen,  fiir  Essig,  .Salz,  Gewürz,  M.iggi,  für  /ueker,  Kati'ce. 
TI  ice,  Chokolade. 

Diese  Nachweisungen  gehen  bis  ins  Einzelnste.  Für  ihre  A’er- 
wertung  zur  Beurteilung  der  Belastung  der  .Arl)citerkl.asse  durch  die  in- 
direkten Steuern,  welche  grofsc  Rechnungen  erforderlich  machten,  ist 
diese  Besprechung  nicht  der  Urt.  Sie  wird  vielleicht  zur  kritischen  Be- 
urteilung der  auf  Grund  einer  grofsen  /zdil  von  Haushaltungsbudgets, 
die  sich  auf  einen  kurzen  Jahresbruchteil  Irczogcu  haben,  aufgestcllten 
Rechnungen  Neunianus,  über  die  ich  in  diesem  .Archiv  berichtet  habe, 
.\nlafs  geben.  Die  Einnahmen,  sowohl  als  die  .Ausgaben  variieren  in 
den  einzelnen  Monaten  so  sehr,  dafs  die  vorliegende  Statistik  aufs 
Glänzendste  bewiesen  hat,  dafs  die  Multiplizierung  der  Einnahmen  bezw. 
Au-sgaben  eines  Monats  oder  gar  einer  Woche  mit  12  orlcr  52  wissen- 
schaftlich g.anz  und  gar  unh,altb.ar  ist.  Wie  die  Nachweisungen  für  die 
einzelnen  l’osten,  z.  B.  verschiedene  Fleisch-  und  Gemiisesorten,  Kaffee, 
Thee,  Salz,  Schin.alz  u.  s.  w.  zeigen,  i.st  der  A’erbrauch  an  diesen  ein- 
zelnen Nahrungsmitteln  in  den  einzelnen  J.ahreszeiten  schon  wegen  ihres 
verschiedenen  Preises  oder  verschiedenen  A’orkommens  so  verschieden, 
dafs  ein  solches  Multiplizierungsverfahren  um.so  unhaltbarer  wird,  je  mehr 
auf  die  einzelnen  Posten  eingegangen  wird,  worin  gerade  der  A’orzug 
solcher  Haushaltungsstatistiken  zu  erkennen  ist. 

Wenn  auch  die  44  Nürnberger  Haushaltungsrechnungen  schon 
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wetjen  ilirer  minimalen  Zalil  als  eine  ArbeiterhaushaUungsstalistik  nicht 
angesprochen  werden  können,  so  finden  sich  doch  einzelne  Typen,  nach 
Berufen  gesondert,  in  hinlänglicher  Anzahl,  dafs  die  „Haiishaltungs- 
rechnungen  der  Nürnberger  Lohnarbeiter“,  wie  sie  das  Nürnberger 
Arbeitersekretariat  bearbeitet  hat,  von  dauerndem  Wert  für  die  Frage 
der  methodologischen  Behandlung  der  Arlteiterbudgcts  sind  und  bleilien 
werden. 

Berlin. 

CLEMENS  HEISS. 


! 


I 


i 


Lipprrt  & Co.  (G.  Buchdr.),  N'aumburg  ä.  8. 


Manz’sche  k.  u.  k.  Hof-  und  Universitätsbiicliliaiulluiig  in  Wien 

Ziele  und  Wege 

einer 

Heimarbeitsgesetzgebung 

G utiicliten, 

dem  k.  k.  (österreichischen)  Handelsministerium  «"stattet 

von 

l)r.  E.  Schwiedlaiid 

200  Seiten.  Preis  3 Mark 

Verlag  von  Gustav  Fischer  in  Jena 

Soeben  erschien : 

3ur  Kritik  des 

Jirbeitsvertrages  \ 

Seine  sozialen  Funktionen  und  sein  positives  Recht 
Sozialrechtlichc  Erörterungen 

von 

Dr.  jur.  Karl  Flesch 

Statitrat  in  Frankfurt  a.  M. 

Preis : i Mark 


Carl  Heymanns  Verlag  in  Berlin  W.  8 

Re«'lit.s-  mul  Staatswisscnscliaftliclier  Verlas:. 

Die  Gewerbe  ordnung 

mit  ilen 

gesammten  Ausführungsbestimmungen 

für  das  Deutsche  Reich  und  Preusseii. 

ErlUutert  von 

Dr.  F.  HofTmaiin, 

Geh.  Hej^iemnpirath  und  vurtragendeiu  Uath  im  Ministerium  für  Handel  und  Gewerl  e. 

Zweite  Aiiria;;e. 

Taschen-Gesetzsammlung  Nr.  36. 

Preis  ßeliantlcn  M.  4.  bei  rostfreier  Zu.sciuluiiß  M.  4,30. 


DIgitlzed  b 


Carl  Heymanns  Verlag,  Berlin  W. 

Ilrueksaehen  der  Kominission  für  Arbeiterstatistik. 

Folio-Format. 

Yerhandlnngen 

No.  1 iinil  2.  Protokoll  Ober  die  Verhandlungen  vom  23.  Juni  bis  25.  Juni  1892 
und  vom  3.  Februar  bis  IO.  Februar  1893.  Preis  M.  i,  postt'rei  20  PI',  mehr. 

No.  3.  Protokoll  Ober  die  Verhandlungen  vom  30.  Juni  bis  3.  Juli  1893. 

No.  4.  Protokoll  über  die  Verhandlungen  vom  14.  Februar  bis  20.  Februar  1894 
und  die  Vernehmung  von  Auskunltspersonen  Ober  die  Arbeitszeit  in  BAckereien 
und  Konditoreien.  Preis  JI.  1,30,  jmslfrei  30  Pf.  mehr. 

No.  5.  Protokoll  Ubor  die  Verhandlungen  vom  23.  und  27.  Juni  1894.  Preis  U.  1. 
postfrei  20  Pf.  melir. 

No.  U.  Borichl  Ober  die  Erhebungen  betr.  die  Arbeitszeit  in  BSckereien  und  Kon- 
ditoreien. Preis  JI.  0.40,  postfrei  10  l’f.  mehr. 

No.  7.  Protokoll  Dber  dio  Verhandlungen  vom  9.  November  bis  20.  November  1894 
und  die  Vernehmung  von  Auskunftspersonen  Uber  Arbeitszeit,  Kündigungsfristen 
und  Lehrlingsverbültnisse  im  Handelsgewerbe.  Preis  JI.  2,  pustfrei  3o  Pf.  mehr. 

No.  8.  Bericht  Uber  dio  Erhebung  betr.  die  Arbeitszeit,  Kündigungsfristen  und  die 
Lehrlingsverhlltnisse  im  Handelsgewerbe.  Preis  JI.  0,80,  post  frei  20  Pf.  mehr. 

No.  8 a.  Protokoll  Dber  die  Verhandlungen  vom  10.  und  11.  Dezember  1895.  Preis 
JI.  0,tiO,  postfrei  20  Pf.  mehr. 

No.  9.  Protokoll  Dber  die  Verhandlungen  vom  13.  und  14.  Mürz  1898.  Preis 

JI.  0.30,  postfrei  10  Pf.  mehr. 

No.  10.  Protokoll  Dber  die  Verhandlungen  vom  14.  bis  17.  und  20.  bis  21.  April 
1896  und  die  Vernehmung  von  Auskunltspersonen  Dber  die  Verhältnisse  in  der 
Kleiderkonfektion.  Preis  JI.  2.  postlrei  30  Pf.  mehr. 

No.  II.  Protokoll  Dber  die  Verhandlungen  vom  28.  bis  30.  April  1896  und  die 
Vernehmung  von  Auskunftspersonen  Dber  die  Verhältnisse  in  der  Wäschekontektion. 
Preis  JI.  0.80,  jHistlrei  20  Pf.  mehr, 

No.  II.  Nael>tni<r.  Protokoll  Dber  die  Verhandlungen  vom  2.  Juli  1896  und  die 
Vernehmung  von  Auskunltspersonen  Ober  die  Verhältnisse  in  der  Kleider-  und 
Wäsche-Konfektion.  Preis  JI.  0.40,  p(i»ifrui  10  Pf.  mehr. 

No.  12.  Protokoll  Dber  die  Verhandlungen  vom  9.  und  II.  Januar  1897. 

No.  13.  (Bericht).  Bericht  Dber  die  Erhebung  hetreiVend  die  Arbeitsverhältnisse 
in  der  Kleider-  und  Wäschekontektion.  l'reis  JI.  0.30.  puslfrei  10  Pf.  mehr. 

No.  14.  Prolokoll  Dber  die  Verhandlungen  vom  29.  November  bis  1.  Dezember  1897 
und  die  Vernehmung  der  Auskunltspersonen  über  die  Arbeitszeit  in  GetreidemOhlen. 
Preis  M.  0,80,  pustfri.d  20  Pf.  mehr. 

No.  15.  Protokolle  über  die  Verhandlungen  vom  27.  und  28.  Juni  1898  und  Bericht 

Uber  die  Erhebungen  beircflend  die  Arbeitszeit  in  Getreidemühlen.  Preis  liO  Pf 

No.  10.  Protokolle  Dber  die  Verhandlungen  vom  17.,  18..  19.  und  21.  November  1898 
und  die  Vernehmung  von  Auskunltspersonen  Über  die  Verhältnisse  der  in  Gast- 
und  Schankwirthschaflenbeschäftigten  Personen.  Pnds  .M.1,20.  i)iKtfrei20I’f  mehr. 

No.  IT.  Protokolle  Uber  die  Verhandlungen  vom  12.,  13.  und  14.  Dezember  1899. 
Preis  M.  0,80.  iMwtfrei  30  i’f  mehr 

No.  18  Protokolle  Uber  die  Verhandlungen  der  Kommission  für  Arbeiterstatistik  vom  13. 
Juni  1900  und  Bericht  Uber  die  Erhebungen  betreflend  die  Verhältnisse  der  in  Gast- 
u.  Schankwirthschalten  beschäftigen  Personen.  Preis  M.  0,40,  post  frei  10  Pf  mehr. 

No.  19.  Protokolle  Uber  die  Verhandlungen  vom  28.  November  1900  nebst  Bericht 

Uber  die  Erhebungen,  betr.  Sonntagsruhe  bei  der  Binnenschilfahrt.  Preis  Jlark 

0,30,  pustfrei  10  If.  iiiclir. 

Nu.  20.  Protokolle  Uber  die  Verhandlungen  vom  24.  April  1901  nebst  Bericht  Uber 
die  Erhebungen,  betr.  Sonntagsruhe  bei  der  Binnenschillahii.  Preis  JI.  ti,3ii. 
pustfr-d  10  Pf  iiuhr. 


Lilipen  A t’n.  ',0.  ralz'sche  Ituchdr,,  N'aumtuu's)  a.  Ä. 
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